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Vorrede. 


Der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitik übergiebt hiermit der 
Oeffentlichkeit einen Gutachtenband, der an Umfang alle ähnlichen bisherigen 
Publicationen des Vereins übertrifft. Die Frage der Communalbeſteuerung, 
zu deren beſonderer Behandlung der Verein durch die Debatten über Per— 
jonalbejteurung im Jahre 1875 veranlaßt wurde, ift zur Zeit eine bren- 
nende, namentlich feit der jüngfte Gefegentwurf ber preußifchen Regierung 
befannt geworden ift. Die Yiteratur über dieſe Frage ift aber eine jehr 
jpärlihe und das nothwendige Material über bie bisherigen Ausgaben 
und Einnahmen unferer Gemeinden ift wenig zugänglich. 

Gewiß wäre eine grünvfiche Enquäte in hohem Maße angezeigt. Eine 
Sammlung von Gutachten verjchiedener Verfaſſer kann zwar nicht für die 
mangelnde Engquete, wohl aber einigermaßen für die geringe Literatur 
über unfere Frage entjchädigen. Die Abficht des Ausſchuſſes war befon- 
ders darauf gerichtet, fachverjtändige Gutachten aus verfchiedenen 
Theilen Deutfhlands und von Autoren, bie einen verſchiedenen 
Standpunkt vertreten, zu gewinnen, um fo eine möglichft vielfeitige 
Behandlung der Frage zu erzielen. 

Leider blieb manchen hervorragenden Gelehrten, Politifern und Com: 
munalbeamten gegenüber die Anfrage ohne Erfolg. Die zehn Gutachten 
aber, die fchlieglich zufammenfamen, repräfentiren doch die verſchieden— 
artigften Standpunfte. Fünf Gutachten ftammen von Verfaflern, vie 
in Preußen wohnen, und beziehen fich vorzugsweife auf preußiiche Verhält— 
nifje, theilweiſe insbejondere auf die größeren Städte, es find dies bie 
Outachten von Bruh, Hoffmann, E. Meier, Nafje und Samter. Das 
Gutachten von Bruch enthält viel ftatiftifches Material über preußifche 
Großſtädte. Das Gutachten von Heiß enthält eingehende Statiftif ver 


ſtädtiſchen Communalfinanzen im Großherzogthum Weimar und bezieht fich 
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jumeift auf thüringifche Verhältniffe, das von Ludwig-Wolf geht von ven 
Zuftänden im Königreich Sachſen aus, das von Zürn befpricht bayerische 
Verhältniffe und behandelt insbejondere vie indirecten Conſumtionsſteuern 
in baberifchen Städten. Es jind fomit vier deutfche Staaten vertreten. 


E Das Gutachten von v. Reitenftein beleuchtet dagegen die franzöfifchen Com— 
2 munalfteuerzuftände, nebenbei auch die gefammte directe Staatsfteuergeje- 
Ogebung Frankreich, was wegen mancher Vergleiche von Intereſſe ift, und 


Io 
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ber Metz'ſche Vortrag enthält noch beſondere Statiſtik über die Communals ; 


finanzen in Eljaß-Yothringen. Das Engliihe Communalfteuerwejen wird 
nebenbei von Naffe, auch von Meier erwähnt. Was die perfönliche Stellung 
der Verfaſſer betrifft, fo ijt die Wiffenjchaft der Volkswirthſchaft und Fi— 
nanz durch Naffe, Heit und Samter, die des öffentlichen Rechts durch 
Meier vertreten. Zürn, Ludwig-Wolf, Bruch und Hoffmann find höhere 
Communalbeamte, v. Reigenftein und Metz Staats-Berwaltungsbeamte. 

Die vom Ausfchuß geitellten Fragen follten nur eine Richtſchnur für die 
Verfaſſer fein. Es war legteren unvermwehrt, fich auf einzelne Fragen zu 
beſchränken, wovon 3. DB. E. Nafje Gebrauch gemacht hat. Es find 
daher nicht alle gejtellten Fragen von allen Verfaſſern überhaupt, am we- 
nigjten in gleichmäßigem Umfang behandelt. Um den Gebrauch dieſes 
Sutachtenbandes zu erleichtern, mag es zum Schluffe geitattet fein, im 
aller Kürze die Stellung zu präcifiren, welche die einzelnen Verfaſſer zu 
= ——— einnehmen, ſoweit ſie dieſelben überhaupt eingehend behan— 
delt haben. 

Die Frage, ob das Communalſteuerſyſtem ſelbſtſtändig geregelt wer— 
ben, oder unbedingt das Syſtem der Zuſchläge zu den Staatsſteuern herr» 
ſchen folle, veranlaßte mehrere Gutachter zur Unterfuchung der Vorfrage, 
welche Verfchievenheit zwifchen den Leiftungen (vefp. Ausgaben) der Ge— 


ae 


meinde und des Staats beftehe.. Kein Gutachter ſchloß fi der alten -: 


Meinung an, daß die Gemeinde lediglich eine Interefjen- und Wirthfchafts- 
genojjenfchaft im Gegenfag zum Staate fei. Bielmehr ift Meier der An- 
jicht, daß Staat und Gemeinde fich in das Gebiet der inneren Verwaltung 
theilen, die Aufgaben des erfteren nur umfafjender feien; er warnt vor 
zu weit gehenter finanzieller Decentralifation. Zürn verwahrt ſich gegen 
die Auffaffung ber Gemeinde als Interefjengenofjenfchaft, verlangt aber 
Erhebung befonderer Beiträge in der Gemeinde, fall8 der Nugen Einzelner 
von einzelnen Communalleiftungen nachweisbar ift. Denfelben Gedanken, 
daß ein principieller Unterfchied zwifchen Staat und Gemeinde nicht bejtehe, 
daß aber der Grundſatz „Leiltung und Gegenleiſtung“ in ver Kommune 
in eigenthümlicher Ausdehnung anwendbar fei, entwidelt ausführlicher 


Bruch. Derfelbe will, foweit diefer Grundjag am Plage ift, befondexe 


Beiträge erheben und verbreitet fich über die verjchiedenen möglichen Ver— 
anlafjungen zu folchen Beiträgen fehr eingehend. Damit im Zufammenhang 


jteht die auch von Samter berührte Frage des gewinnbringenven ſtädtiſchen 
Gewerbebetriebs und des communalen Eigenthums. Sehrähnlich inder Tendenz . 


ift Hoffmann, der ausführt, daß die Communaleinnahmen von den Aus- 
gaben abhangen müſſen, mobei die Abwägung des allgemeinen und Indi— 
vidualinterefjes die Kernfrage fei. Soweit Individualinterefjen in Frage 
fommen, will Hoffmann nicht nur Gebühren erheben, fondern empfiehlt 
unter Umftänden auch Bildung von Zwangsgenofjenichaften, und befonbere 
. Grund: und Borenbelaftung erfcheint ihm ebenfalls als ein Mittel die Indivi— 
dualinterejjen zu befonderen Leiltungen heranzuziehen — ein Gedanke, ver in 
modificirter Geftalt auch bei Anderen vorfommt. Auf die Nothwendigkeit 
befonderer Beiträge weifen auch Ludwig-Wolf und Samter hin. v. Rei— 


genjtein hält die Aufgaben von Staat und Gemeinde für theilweife ver- | 
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ſchieden und will dem Grundſatz von Leiſtung und Gegenleiſtung durch 
Grund- und Gebäudeſteuerzuſchläge, auch Miethſteuern Rechnung getragen 
wiſſen, ſo daß die Berechtigung exceptioneller Steuern nach dem Grund— 
ſatze des Intereſſes immer beſonders nachgewieſen werden muß. v. Reitzen— 
ſtein weiſt noch beſonders auf die Vertheilung der Laſten zwiſchen der ört— 
lichen Gemeinde und größeren Verbänden hin; Metz kritiſirt das franzöſiſche 
Verfahren, für jede Ausgabe beſondere begrenzte Einnahmen zu erheben. 

Was nun die praktiſche Frage nach der Selbſtſtändigkeit des Com— 
munalſteuerweſens betrifft, ſo kann von einem unbedingten Anſchluß 
an das Staatsſteuerſyſtem ſchon wegen ver indirecten Steuern ſelbſtver— 
jtändlich nicht die Rede fein. Die Frage ift nur, ob, foweit die Communal— 
ausgaben überhaupt durch Steuern gedeckt werben, dieſe Steuern nur 
Zujchläge zu einzelnen Staatöfteuern, nur gleichmäßige Zufchläge zu allen 
directen Staatsiteuern fein, oder aber ob ganz felbitjtändige Kommunal» 
jtenern nebenbei oder ausſchließlich refp. abweichende Tarife und ungleiche 
Zufchläge gejtattet werden jollen. 

Zürn verlangt Selbjtjtändigfeit des Communaljteuerwejens bis zu ge— 
wiſſem Grade, ähnlich Heiß in Bezug auf Stätte; derjelbe will die Ein— 
fommenjteuer ganz an die Communen, die Bermögensfteuer nur an den Staat 
verweilen. Mes ift für Combination von Staatsjteuerzufchlägen und felbjt= 
jtändigen Communalfteuern, fo daß erjtere die Regel bilden. Samter hält 
in Bezug auf Steuern Anfchluß an ten Staat für nöthig, will aber zu— 
lafjen, daß aus Zweckmäßigkeitsgründen einzelne Steuern (Öebäutejteuer 
in den Städten) ven Communen allein zugewiejen werden, und verlangt, 
daß nicht jede Staatsfteuer in jeder Commune überhaupt und mit gleichen 
Zufchlägen belegt werte. Nafje verlangt Anfchluß an vie Staatsjteuer bei 
der Berjonaljteuer, nicht bei ter Realfteuer in preußifchen Communen. Yudwigs 
Wolf vermwirft den Anjchluß an das Staatsſteuerſyſtem wegen der Unvoll- 
fommenheit des letzteren namentlich in Bezug auf Perjonaljteuer. Ernit 
Meier will von Allen am ausjchließlichjten die Communaljteuer aus Staatd- 
jtenerzufchlägen mit Ausnahme der Gemwerbejteuer beftehen lajjen. Hoff: 
mann will jelbjttändige Communaleinfommenfteuer nicht ausjchließen, weit 
aber ſoweit Inpividualinterefjen nicht in Betracht fommen, in erjter Linie 
auf Staatseinfommenfteuerzufchläge hin; er ift der Meinung, daß bei rich» 
tiger Zufammenfegung der &emeindevertretungen ven Communen Selbſt— 
tändigfeit in Steuerfachen gelajfen werden kann. Staatseinfommenjteuer- 
zufchläge hält auch v. Neigenftein, joweit von Yeiftung und Gegenleijtung 
nicht die Rede ijt, für die natürlichfte Communalſteuer, abgejehen von einem 
jelbftjtändigen ftädtifchen Detroi. Bruch verlangt Selbitftändigfeit im 
Sommunaljteuerwefen, entfernt fich fonach weit von E. Meier, bezieht fich 
aber ausfchließlich auf die großen Städte und deren Eigenthümlichkeiten. 
Was nun die einzelnen Steuerarten betrifft, die in den Kommunen in 
Betracht kommen können, fo werden die indirecten Steuern theil® überhaupt 
theil8 für uns nach Maßgabe unferer Gefeßgebung für unthunlich erklärt 
von Meier, Ludwig-Wolf und Samter, wohingegen Bruch, Zürn, v. Reigen- 
jtein und Heiß diefelben in gewiffer Ausvehnung für zuläſſig erklären, 
Meg mwenigftens ihre Abſchaffung, da mo fie bejtehen, nicht empfiehlt. 
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Communale Mieths- und Wohnungsſteuern verwerfen Ludwig-Wolf, Meier, 
Bruch und Heitz, nicht unbedingt dagegen verwirft dieſelben v. Reitzenſtein. 

Die letzte Hauptfrage iſt nun die, in wie weit die Communen ſich 
der Perſonal- und der Ertragsſteuer zur Befriedigung ihrer Bedürfniſſe 
bedienen jollen. 

Ludwig-Wolf will, abgefehen von den fpeciellen Beiträgen nur pro— 
greffive Einfommenfteuern, feine Ertragsjteuern in der Commune zulaffen; 
ähnlich will auch Heig die Communalbefteuerung abgejehen von Verzehrungs— 
fteuer möglichft nur auf Einfommenfteuer befchränfen. 

Dagegen will Bruch der Communaleintommenfteuer befondere ſtädtiſche 
Haus: (nicht Mieths-) fteuern zufügen. Meier wünfcht Zufchläge zu allen 
dDirecten Steuern des Staats mit Ausnahme der Gewerbefteuer, v. Reiten 
jtein will neben der Perfonaljteuer Zufchläge zur Grund» oder Gebäude— 
jteuer, foweit das Princip Yeiftung und Gegenleiltung anwendbar ift, zu— 
laffen. Aehnlich ift bei Hoffmann Grund- und Bodenbeſteuerung (nicht in 
demfelben VBerhältniffe wie die ftaatliche) eines der Mittel befondere Inter: 
eſſen zu befonderen Leiſtungen heranzuziehen. 

Zürn will gleiche Zufchläge zu allen directen Staatsjteuern (Bayern 
fennt eine allgemeine Perfonalfteuer nicht). Samter will eine aus Ein- 
fommen- und Bermögensfteuer beftehende Perfonaljteuer als Haupteinkom- 
mensquelle, aber nicht als einzige; vielmehr ericheinen ihm auch Grund», 
Gebäude- und Gewerbejteuer in der Commune zuläffig, jo daß die Ge— 
bäupdefteuer vom Staat ganz den Communen überlaffen werben kann. 

Am eingehenpften behandelt viefe Frage Naſſe, der die großen Miß- 
lichfeiten des einfeitizen Ueberwiegens der Perfonaljteuern in ben Com— 
munen detaillirt nachweift und daher mit der Perjonaljteuer aller zur 
Commune gehörigen Perfonen eine einheitliche Realbeſteuerung alles in ver 
Commune befindlichen Capital-VBermögens, des beweglichen wie des unbe- 
weglichen nur mit Ausnahıne von Hausgeräthen 2c. verbinden will. 


Bonn, Ende Februar 1877. 
Der Schriftführer des Ausſchuſſes des Vereins 
für Socialpolitik 
A. Held. 
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Sit ein befonderes Communalſteuerweſen nothwendig 
oder genügt das Shitem von Zujdlägen zu den 
Staatsiteuern? 

’ Gutadten, 
erftattet von Stabtlämmerer Hoffmann in Königsberg i. Pr. 





Die geftellte Frage will ih im nachftehendem Gutachten nur für einen 
gegebenen Staat und für gegebene Gemeinden erörtern. — Ich will mir nicht 
den Begriff des Staats, den Begriff der Gemeinde konſtruiren, fondern mid) 
daran halten, was thatſächlich und gegenwärtig die preußifchen Gemeinden 
find. An dem Kreis der Aufgaben, welche ſich letztere ftellen, will ich für die 
Zwede der vorliegenden Unterfuhung Nichtd geändert jehen. Ich nehme die 
Ausgabe-Seite des Gemeinde-Haushalts wie fie ift, nicht wie fie fein würde, 
wenn die Gemeinde etwa eine bloße Wirthſchafts-Genoſſenſchaft oder eine bloße 
Unterabtheilung der Staatsmaſchine vorzuftellen den Beruf hätte, 

Ich werde meine Auslaffungen aud nur auf die Orts-Gemeinde bes 
Ichränten. Die Kreisverbinde wie die Brovinzialverbände find meines Erachtens 
entweder Bereinigungen der Ortögemeinden zur Erreihung von Zweden, welche 
durch die letzteren in ihrer Iſolirtheit nicht erreicht werden können, oder fie find 
Träger der Staatsgewalt. Soweit Erftered der Fal ift, wird Das Kreis— 
Steuerinftem fi dem Nuten anzupafien haben, welcher den Gemeinden aus 
den betreffensen Rreis-Anftalten erwächſt; ſoweit das Zweite zutrifft, muß der 
Staat vie Verbände aus feinen eigenen Steuern dotiven. 

Unter „Communalſteuerweſen“ verftehe ih Die Geſammtheit der durch 
Zwang beitreibbaren Auflagen, welche behufs Bilanzirung des Gemeinde:Haus- 
halt8 den Gemeinde-Mitglievern oder einer Klaſſe derjelben auferlegt werden. 
„Gebühren“ und „Beiträge” ſchließe ich nicht aus. 

Der Ausdruck endlih „Syſtem von Zuſchlägen zu den Staatsiteuern” hat 
für mich nur eine negative Bedeutung. Ich kann mir dabei nur den Aus- 
ſchluß jeder Steuerart denken, welche nicht bereit® in das Staatsfteueriyitem 
aufgenommen tft. Mit Diefer Negation it aber dem Bedürfniß nicht Genüge 
geſchehen. Die Geſetzgebung wenigitens muß aud Bofitives ſchaffen; fie muß 
auch Stellung zu der Frage nehmen, ob das Communaljteuerweien in Zus 
ſchlägen zu allen Staatsfteuern beftehen jol, und wenn Died verneint wird, 
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zu welchen unter letzteren Zufchläge zu geftatten oder gar zu fordern find. Für die 
Behauptung, daß die Ortögemeinde ſämmtliche innerhalb derfelben aufkommende 
Staatöfteuern mit Communal-Zuſchlägen ſollte belegen dürfen, wird fid) wohl 
fein ftihhaltiger Grund anführen laſſen. Der Preufifche Staat dedt feine Be- 
dürfniffe und pro rata diejenigen des Deutichen Reichs, ſoweit dies überhaupt 
durch Steuern geichieht, zu etwa 50 Prozenten durch indirefte Steuern, als 
Zölle, Rübenzuder:, Salz:, Tabaks-, Branntwein:, Brau:Steuer; zu 9 Pro- 
zenten durd die Stempel-, die Erbſchafts- und die Eifenbahnfteuer; zu 5 Pro- 
zenten durch die Gewerbe-, zu 16 Prozenten dur die Grund- und Gebäube-, 
endlich zu 20 Prozenten durch die Klaſſen- und Haffifizirte Einfommen-Steuer, 
Das Berhältniß, in welchem die einzelnen Staatsfteuern an dem Gefammt-Auf- 
tommen betheiligt jind, ift faft im jeder Ortsgemeinde ein andered. Daß die 
Verwaltung der Ortögemeinde in einem urfüchlichen Zufammenhang mit dem 
Erträgniß jeder einzelnen dieſer Staatöftenern ftünde, wird wohl Niemand be- 
haupten. Der Gefetgeber wird immer eine Auswahl zwiſchen den Staats: 
fteuern treffen, wenn er den Gemeindehaushalt auf Zuichlägen zu Staatöfteuern 
aufbauen will. Er wird aber ferner auch nicht den Mangel jedes inneren Zu- 
jammenhangs zwiſchen den Sätzen der ausgewählten Staatöfteuern ignoriren 
dürfen. Daß die preußische Einfommenfteuer 3 ‘Prozente des Einkommens be= 
trägt, die Grundſteuer 9—10 Prozente des Reinertrags, die Gewerbeftener nad) 
den Durhjchnittsfägen von 24 bi8 288 Mark pro Geihäft umgelegt wird: 
dafür giebt es feinen innen, ſondern nur den äußerlichen Grund des Bedarfs 
an Geldmitteln. Weil aber jener innere Zufammenhang nicht befteht und weil 
das Erträgniß der Sfaatöfteuern zu einander örtlich verfchieden ift, deshalb 
wird aud Fein innerer Grund dafür beigebracht werden fünnen, daß von ben 
einmal erwählten Staatsſteuern jede mit einem Zufchlag von verfelben Höhe 
belegt werben müßte. 

Zur Erleichterung der Wahl zwiſchen den Staatöfteuern und der Aus- 
mittlung des Verhältniffes, in welchen die auserforenen Staatsfteuern mit Com— 
munal-Zufchlägen zu belegen wären, trägt nun die ganz allgemeine Behauptung, 
daß die Aufgaben der Gemeinde und des Staats weſentlich gleichartig feien, 
meines Erachtens Nichts bei. Aus einem ſolchen Vorderſatz fünnte man höch— 
ſtens auf die Zuläſſigkeit gleich hoher Zuſchläge zu allen Staatsſteuern ſchließen, 
und‘ wenn die Motive des neueſten preußiſchen Communalſteuergeſetz-Entwurfes 
trotz jener Prämiſſe auf die Nothwendigkeit von Zuſchlägen zu beſtimmten 
dort genannten directen Staatsſteuern hinauskommen, jo liegt eben darin 
das Anerfenntnig, daß die Ortögemeinde keineswegs eine Duodez = Ausgabe 
des Staats fer, daß ein gewiffer Zuſammenhang zwilchen den Urjachen des 
Bedarfs an Steuer-Erträgniffen und der Art der Aufbringung von Tetteren dort 
wie bier beftehen müſſe, daß die Yeiftung des Gemeinweſens beftimmend fei für 
die Gegenleiftung der Gemeinde-Angehörigen. Der VBerfaffer jener Motive hat fich 

des Nachweiſes für überhoben gehalten, Daß derjenige Theil der Stantsaufgaben, 
— welcher gleichartig mit der Geſammtheit der Gemeindeaufgaben fein ſoll, im 
Staatöbudget gerade durch, die Grund-, Gebäudes, Klaſſen- und Einfommen= und 
Gewerbeſteuer, nicht etwa auch Durch die Stempelfteuer oder diefen und jenen 
Zoll wett gemad)t wiirde, und daß gerade um jener Aufgaben willen diefe Steuern 
ausgejchrieben ſeien. Der Ietstere Theil dieſes Beweiſes würde ihm auch wohl 
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ſchwerlich jemals gelungen ſein, weil das Staats-Einnahmebudget nicht mit 
ſteter Berückſichtigung des Zwecks der Staats-Ausgaben erſonnen, ſondern unter 
der Noth des Augenblicks je nach der Leichtigkeit der Herbeiſchaffung von Geld— 
mitteln ausgebaut iſt. Wenn jetzt aber die Neu-Konſtruirung des Gemeinde— 
Budgets in der Einnahmeſeite erfolgen ſoll, ſo wird die Nothwendigkeit des 
Zuſammenhanges der letztern mit der Ausgabeſeite zum Ausgangspunkt genommen 
werden müſſen. Aus den Aufgaben, welche die Ortsgemeinden erfüllen, ergeben 
ſich die Arten der Einnahmen. 

Bei einer Umſchau unter den Aufgaben, mit deren Erfüllung ſich die Ge— 
meinden in Preußen beſchäftigen, findet man, daß ein Theil derſelben bei allen 
Gemeinden wiederkehrt, in Betreff des andern Theils aber große Verſchiedenheit 
herrſcht. Jenes ſind die auf geſetzlichen Beſtimmungen beruhenden Leiſtungen, 
dieſes die freiwillig aus Zweckmäßigkeitsgründen übernommenen. Der Kreis der 
letzteren iſt kein feſt umgrenzter. Was in der einen Gemeinde zum Gegen— 
ſtande der öffentlichen Fürſorge gemacht iſt, bleibt in andern oft noch lange 
den Privaten überlaſſen. Als Beiſpiele genügt es, die Abfuhr der Fäkalſtoffe, 
die Straßenreinigung, die Einquartierungslaſt anzuführen. Je lebhafter, je ver— 
zweigter ſich das privatwirthſchaftliche Getriebe entwickelt, deſto mehr pflegt der 
Kreis der Communal-Verwaltungsaufgaben zu wachſen. Dort findet man, daß 
die Leiftung der Privaten billiger oder beſſer durch das Gemeindeweſen beforgt 
wird, bier erzeugt das engere Zuſammenleben ganz neue, bisher nicht gefühlte 
Bedürfniffe. Diefe größere Beweglichkeit der Ausgabefeite des Budgets ift einen 
der Unterfchiede zwifchen Gemeinde- und Staatshaushalt. Jedesmal aber, wenn 
die Hebernahme einer bisher von Privaten oder Einwohner-Klaſſen beftrittener 
Ausgabe auf den Gemeindehaushalt in Frage fteht, wird in der Bürgerjchaft 
das Gefühl wah, daß öffentliche Veranftaltungen ſehr wohl Allen und doch 
wiederum in heroorragendem Grade Einzelnen zu Gute kommen fünnen; man 
ſucht nach einem Steuerjyften, welches die ftärkere Heranziehung der nunmehr 
befreiten Einwohner zu den Koften des Gemeindehaushalts ermöglicht. Derjelbe 
Wunſch regt fih, wenn es ſich um Befriedigung neuer, bis jegt von Niemand 
befriedigter Bedürfniſſe, z. B. um Senkung des Grundwaſſerſtandes durch Ent: 
wäſſerung, um Beſeitigung läſtiger Waſſerläufe, um Errichtung höherer Schulen 
handelt. Im Kreiſe der Steuerzahler wird es empfunden, daß, wie ſehr auch 
durch ſolche Einrichtungen das Allgemeine gefördert wird, daneben doch gewiſſen 
Perſonen oder Klaſſen, ſei es vermöge ihrer ſozialen Lage, ſei es wegen der 
geographiſchen Lage ihrer Beſitzungen, ein Separat-Vortheil zugewendet wird. 
Viele Einrichtungen unterbleiben gerade deshalb, weil die Gemeindevertretung 
den Separat:Bortheil der Intereſſirten höher ſchätzt, als letztere ſelbſt es thun, 
oder weil die Communalſteuer-Geſetzgebung kein Mittel an die Hand giebt, das 
Spezial-Intereſſe auch vorzüglich kontribuiren zu laſſen. 

Die Abwägung des allgemeinen Intereſſes und des hinzutretenden In— 
tereſſes Einzelner iſt der Kernpunkt vieler Fragen, welche das Gemeindeleben 
bewegen und deshalb halte ich auch für die vorliegende Unterſuchung über die 
richtige Communalbeſteuerung diejenige Betrachtung der Gemeinde-Ausgaben für 
die fruchtbringendſte, welche von dem Vorhandenſein eines Spezial-Intereſſes neben 
dem allgemeinen Intereffe ausgeht. 

Welcher Art auch die Vortheile fein mögen, welche das Gemeindewefen 
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Ihafft, ob dadurdy der Erwerb fittlicher oder materieller Güter gefördert, ob 
überhaupt das Wohl pofitiw gefördert oder nur gegen Schädigungen geſchützt wird, 
in allen Fällen find es VBortheile, in Elingender Münze wett zu machende Bortheile, 
was die Gemeinde als ſolche durch ihre Thätigkeit hinauswirft. Nicht jeder 
Gemeinde-Angehörige aber iſt in der Yage, jeden jener Vortheile in gleichen 
Maße für fi) einzufangen. Das verſchiedene Maß, in weldem dies gefchehen 
fann, beftimmt den Grad des Intereſſes an der Erzeugung jener Vortheile. 
Someit ald ed möglich ıft, für die eine oder die andere Beranftaltung der Ges 
meinde einen Kreis von bejonders Intereflirten nachzuweiſen, inſoweit darf die 
Gemeinde letztere nad dem Grade des Intereſſes auch beſonders zinspflichtig 
machen. Iſt eine ſolche Ausmweifung von Kreifen oder Klaffen nicht Teicht 
möglich, jo darf angenommen werden, daß an dem Beftehen der betreffenden 
Einrihtungen, an der Yeiftung der betreffenden Ausgaben aus dem Gemeinde— 
Sädel Alle daſſelbe Intereffe haben. Für die Aufbringung der Koften jolcyer 
Einrichtungen muß ein Bertheilungsmaßftab angewendet werden, weldyer ſich eben 
auf möglichft Alle oder dod die Meiften anwenden läßt. 

Unter den Leiftungen der Gemeinden befinden ſich zunächſt einige, in Bezug 
auf welche die Gemeinden nur als Unterabtheilungen des Staats fungiren. Es 
find Died die Quartierleiftung für die bewaffnete Macht, die Unterhaltung der 
Standed-Aemter, Die äußeren Veranjtaltungen für die Wahlen zu den Yandes- 
vertretungen, die ftatiftijchen Aufnahmen, die Beranlegung und Erhebung von 
Staatöfteuern. 

Es reiht ſich daran eine zweite Gruppe, für deren Herüberjchieben von 
ven Schultern des Staats auf die Schultern der Gemeinden auch wirthichaftliche 
Gründe angeführt werden: Sicherheitspolizei, Haftpflicht für Schäden bei Auf: 
ruhr, Armenpflege, Volksſchulunterricht. 

Daß das innerhalb einer Ortsgemeinde entſtehende Bedürfniß an Polizei— 
ſchutz, an Armenpflege, an Volksſchulen auch innerhalb der Gemeinde ſelbſt ohne 
Zutritt der reicheren Gemeinden und Provinzen befriedigt werden muß, iſt freilich 
eine große Härte, weil der Umfang des Bedürfniſſes durchaus nicht in gleichem 
— bet der Armenpflege ſogar im umgekehrten — Verhältniß zur Leiſtungs— 
fähigkeit der Gemeinde zu ſtehen pflegt. Darauf aber, daß der Staat ſich 
Laſten abgewälzt hat, die Forderung zu gründen, daß die belafteten Gemeinden 
ihre Steuern nur als Zuſchläge zu beftimmten Staatöjteuern ausichreiben Dürfen, 
ift doch erft recht nicht angänglich, mehr Logik würde meines Erachtens in Der 
Forderung der Gemeinden zu finden fein, daß der Staat jeine eignen Steuern 
um die Koften des Polizeiſchutzes, der Armenpflege, des Volksunterrichts erhöhe 
und aus feinen Cteuer-Einnahmen jeder Gemeinde Dasjenige zufommm laſſe, 
was innerhalb derjelben zur Befriedigung jener Staatsaufgaben gebraucht wird. 
Was fein jollte, fteht aber hier nicht zur Unterfuchung, jondern was it. Yaut 
Geſetz find jene Leiftungen nun einmal den Ortögemeinden auferlegt; es find 
Verpflichtungen, die erfüllt werden müfjen, über deren Höhe der Gemeindever: 
band ſich zu beflagen alle Urfacye haben mag, an deren Erfüllung aber inner: 
halb des einzelnen Gemeindeverbands alle Gemeindeangehörigen das gleiche 
Interefje haben. Würden die zur Befriedigung jener Bedürfniſſe nöthigen Ans 
ftalten überhaupt nicht unterhalten, fo würde Jever Abbrud an feinem Wohl- 
befinden erleiden und ſich freiwillig zur Mebernahme von Koften verftehen, um 
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jene ind Leben zu rufen. Es handelt fih um Bedürfniſſe, die eben befriedigt 
werden müffen. Cein Vermögen, feine Arbeitsfraft will Jeder gegen Raub 
geſchützt ſehen. Der Schulzwang eriftirt nun einmal in Preußen und den Armen 
muß geholfen werden. Je nachdem man zu verlieren hat, darnach pflegt man 
auch zur den Koften des Schutzes beizutragen, und je nachdem man erwirbt 
oder genießt, darnach pflegt man auch von den Armen in Anſpruch genommen 
zu werben. Wenn beim Mangel öffentlicher Schulen der Wohlhabendere wie 
der Aermere um die Verpflichtung, Volksſchulunterricht für feine Kinder zu be- 
Ichaffen, nicht herumkommt, jo wird Jeder behuf3 Gründung einer Schule bieten, 
was er fann. Wer dabei hinter feiner Yeiftungsiähigfeit zurücbleibt, Läuft Ge- 
fahr, die Gründung der Schule überhanpt zu vereiteln und entweder ftraffällig 
zu werben, falld er jeine Kinder ohne Unterricht aufwachſen läßt, oder mit nodı 
größeren Koſten fir Privatunterricht forgen zu müffen. In dem Wefen der ge- 
nannten Aufgaben Liegt e8, daß die Koften nad) dem Prinzip der Leiftungs- 
fähigkeit aufgebracht werden. Es handelt fich, falls die Gemeinde jene Aufgaben 
übernimmt, um die Theilnahme an Vortheilen, denen fich feine Klaſſe von 
Gemeindeangehörigen entziehen darf oder kann. 

Anders fteht e8 mit dem höheren Unterricht. Es iſt derjelbe fein abfolutes 
Bedürfniß, denn Niemand ift gezwungen, venfelben feinen Kindern zu verfchaffen. 
Es eriftirt Fein Zwang zur Nachfrage, wie bei der Volksſchule oder bei Befrie- 
digung des Ernährungs-Bedürfniſſes. Man braucht alfo nicht bis zur Grenze 
der Rauffähigfeit zu gehen, ſondern kann Abftand nehmen von weiterem Bieten, 
jobald man glaubt, feinen Vortheil dabei weiter nicht zu finden; mag darüber 
aud aus dem ganzen Project der Errichtung einer höheren Lehranftalt Nichts 
werben. Andererſeits kann der Vortheil, welder durch das Beſtehen einer ſolchen 
Anftalt ermöglicht wird, nicht jo ohne Weitere8 von jedem Gemeindebürger ein- 
gefangen werben, wie etwa Jeder in der geringeren Beläftigung durch Bettler 
des Segens der öffentlihen Armenpflege theilhaftig wird. Es gehört fchon eine 
geficherte wirthichaftiche Yaye dazu, um die Kinder behufs Beſuchs ſolcher höheren 
Lehranftalten 4—6 Yahre länger ernähren, fie der Anftalt gemäß Heiden, ihnen 
zur Fertigung der häuslichen Arbeiten Ruhe und Raum in der Häuslichkeit 
gewähren zu fünnen. So ſegensreich alfo aud das Vorhandenſein vecht vieler 
Bürger von höherer Schulbildung für die Wohlfahrt aller Gemeindeangebörigen 
fein mag, den vollen venfbaren Bortheil von dem Beftehen folcher Anftalten 
haben doch nur Einige, nämlich Diejenigen, welde ihre Kinder in diefelben zu 
jhiden vermögen. Wenn daher eine Gemeinde ſolche Anftalten unterhält, jo iſt 
fie berechtigt und fogar verpflichtet, für die Benutzung derfelben eine Separat- 
zahlung zu verlangen. Es ift Died das Schulgeld, über deſſen Normirung oft 
und viel in den Gemeinde-Bertretungen geftritten wird. In diefem Streit fommen 
eben das allgemeine Interefje und das in derfelben Richtung fich bewegende, nur 
quantitativ verſchiedene Separat-Intereffe zum Austrag. 

Wie hier die Berfchiedenheit der wirthichaftlidien Lage der Einwohner, fo 
ruft auf andern materiellen Gebieten der communalen Fürforge die Verſchieden— 
heit der geographiichen Lage der Grundftüde das Bild neben einander laufender 
allgemeiner und Separatinterefjen hervor. 

Während der Schuß gegen die Ausbreitung ausbrechenden Feuers im 
gleihen Intereſſe Aller Tiegt, kann dies zum Beifpiel von dem Schuß gegen eine 
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andere elementare Gewalt, gegen das Waſſer, nicht jo unbedingt behauptet wer— 
den; es fet denn, daß die ganze Flur einer Gemeinde gleihmäßig der Gefahr 
einer Ueberſchwemmung ausgeſetzt wäre — was ja in den Weichſel-Werdern der 
Fall if. Someit die Höhenlage der Grundſtücke eine verfchiedene iſt, ſoweit 
muß auch innerhalb einer Gemeinde für die Vertheilung der Koften zur Abwehr 
von Ueberſchwemmungen der durch $ 16 des preußischen Deichgeleges vom 28. 
Januar 1848 fanktionirte Mafftab des abzumendenden Schadens oder bed 
hervorzubringenden Nugens zur Anwendung gebracht, e8 darf nicht die Leiſtungs— 
fähigkeit aller Einwohner zum Mafftab genommen werden. Aehnlich fteht es 
mit den BVeranftaltungen zur Abwehr von Berg: Rutjchen. Der Separatvortheil 
der betreffenden Grundftüde müßte ferner maßgebend fein für die Vertheilung 
derjenigen Koften, welche Melivrationen jeglicher Art verurfahen. Solde Melio— 
rationen werden zuweilen nur als ſanitäre Mafßregeln betrachtet und wegen dieſer 
Eigenihaft als Aufgaben der Gemeinde hingeſtellt. Es ift richtig, Daß der 
Gefundheitözuftand der ganzen Bevölkerung einer Stadt ſich befjert, wenn ber 
Grundwaſſerſtand geienft wird, oder offene Waflerläufe, die zur Verunreinigung 
reizen und üble Ausdünftungen hervorrufen, durch unterirdiiche Entwäfjerungen 
erfegt werden; allein, foweit die erwähnten Schädlichkeiten nur einigen Stabt- 
gegenden eigen find, läßt fich aus der Befeitigung der erfteren für die Befiger 
von Grundſtücken in letzteren ein Separatvortheil ehr leicht ausrechnen. Auch 
Mafregeln, welche anfcheinend Allen Nugen bringen, wie 3. B. die Einführung 
von beſſerem Waſſer in eine Stadt und die Kanaltfation, können unter gewiſſen 
lotalen Umftänden befondere Vortheile für gewiſſe Stadtgegenden mit fich führen, 
weil Iettere vor Ausführung jener allgemeinen Maßregeln fih in härterer Bes 
drängniß befanden, ald die anderen. Die Ausdehnung einer Wafferleitung auf 
höher gelegene Stabttheile macht die Erbauung eines Druckwerks nöthig, deſſen 
die tiefer gelegenen entrathen können. 

Selbſt das ganze, mit dem Namen Verkehrspflege bezeichnete Gebiet com= 
munaler Thätigfeit ift reich an Beifpielen des Nebeneinanverbeftehens eines Allen 
gewährten und eines potenzirten Separatvortheil® Einiger. 

An der Wegſamkeit, Fahrbarkeit, Reinlichfeit und Beleuchtung der Straßen 
haben alle Einwohner, ſoweit e8 fi) um den durchgehenden Verkehr von Straße 
zu Straße handelt, das gleiche Intereſſe. Wenn aber bisher ungepflafterte und 
unbeleuchtete, bis dahin von Feldern und Gärten eingefchloffene Wege zum 
erften Male gepflaftert und mit Beleuchtung verfehen werden, jo fteigt Die Be— 
nutbarfeit jener Felder und Gärten, fie pflegen Baupläge zu werden. In 
gleicher Weiſe fteigert fi der Werth einer bis dahin nur mittelft einer Fähre 
zu erreichenden Inſel durch den Bau einer Brüde. Werden große Privat- 
gründe parzellirt, Straßen durch diefelben gelegt, um Bauftellen zu gewinnen, 
jo mag ſolche Spekulation der etwa vorhandenen Wohnungsnoth abhelfen und 
infofern von allgemeinem Nuten fein; aber daß dem Spekulanten ein erhebliches 
Geſchenk gemacht werden würde, wenn jene neuen Straßen aus Gemeindemitteln 
bezahlt werben würden, liegt auf der Hand. Jede Straße verbindet zwei Punkte. 
Sofern eine Verbindung diefer Punkte dem Verkehr zwilchen denjelben Erleich— 
terung verichafft, Liegt die Anlegung derſelben im allgemeinen Intereffe, aber 
jede Straße ift zugleih Zugang zu den anftoßenden Grundftüden; fie Tchließt 
diefelben auf und verwandelt fie aus ländlichen in ſtädtiſche Grundſtücke. Wenn 
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die Verbreiterung einer Straße oder der Durchbruch einer Kommunikation nicht 
ander8 erreicht werden fann, al® dadurch, daß ganze Gebäude heruntergerifjen 
und ihre Grundflächen zur Straße hinzugezogen werden, jo erhalten die Hinter 
jenen Gebäuden der erften Reihe gelegenen Seitengrundftüde der zweiten Reihe 
plöglih eine zweite Front und zwar nad einer jchönen breiten Straße Bin. 
Die jener verbreiterten Strafe zunächft Tiegenden Straßen werben gerade, meil 
der früher zu Ummegen genöthigte Verkehr jetst Die werbreiterte abfürzende Straße 
eiuſchlägt, ſelbſt verfehrsreicher ; die Kaufläden in jenen Nachbarſtraßen erhalten einen 
größeren Nutzungswerth. Ja es kann vorkommen, daß eben weil der Verkehr 
nunmehr in eine andere Bahn gelenkt ift, die Grundftüde an den frühern 
Stätten größeren Verkehrs entwerthet werden. Für einige Fälle des Zufammen- 
gehend allgemeiner und feparater Bortheile hat endlich das lang erfehnte preußiſche 
Bebauungsgefeg vom 2. Juli 1875 den Weg gezeigt, auf welchem die Kommune 
befondere Bortheile ſich auch beſonders bezahlen laſſen kann. Wer an bisher 
nicht bebauten Straßen Häufer mit Ausgängen nad folchen erbaut, wer ge— 
ichlofjene Terrains behufs Anlegung von Häufervierteln durch Straßenzüge 
aufichließt, Fann nunmehr zu den Koften der erften Einrichtung der Straßen und 
zur fünfjährigen Unterhaltung derjelben herangezogen werben. Für die übrigen 
Fälle fehlt e8 an Spezial-Gefegen. Faſt jede Erweiterung beftehender Straßen- 
nege, faft jede auf Wegräumung eines Verkehrshinderniſſes gerichtete einzelne 
Kommunal-Beranftaltung ift einzeln für fich betrachtet zugleich eine Melioration 
gewiffer Grundftüde und gewilfer Stabttheile. 

Ic glaube, durch diefe die Thätigfeit der Gemeinde keineswegs völlig um— 
faffende Ueberſchau den Nachweis geführt zu haben, daß die communale Für- 
forge auf vielen Gebieten neben dem allgemeinen Bortheil auch Separatvortheile 
ſchafft. Drei Mittel giebt e8 nad meiner Auffaffung, um foldhe Separat- 
vortheile auch für den Gemeindefädel auszubeuten: Die Erhebung von Ge: 
bühren, die Bildung von Genoſſenſchaften für beftimmte Meliorations- 
zmwede unter Zutritt der Gemeinde, enplih die Beftenerung der Befiger 
von Grund und Boden. Die Erhebung von Gebühren empfiehlt ſich 
überall da, wo es ganz vom freien Willen des Betreffenden abhängt, ob er den 
in Rede ftehenden Separatvortheil einfangen will. Beijpiele Tiefen das Schul- 
geld, der Waſſerzins für die Einführung der Wafferleitung in die Grundftüde, 
die Wiegegelder für die Benugung öffentlicher Marktwaagen und vergl. Eine 
Gebühr ift auch der einmalige Beitrag, welchen das ſchon erwähnte preußifche 
Bebauungsgejeg Demjenigen auferlegt, welcher eine an feinem Grundftüd vor: 
beiführende, bisher ungepflafterte Straße als Zugang zu feinem Grundſtücke 
verwerthen will, indem er in letzteres Thüröffnungen einfügt. 

Soweit Meltorationen bei Ausihluß von einigen Grundftüden für die 
übrigen möglich find, ſoweit mag die Erhebung von Gebühren für den Anſchluß 
an jene der geeignete Weg zur Beichaffung der Gelomittel fein. Manche foldhe 
Meliorationen wirken aber vortheilhaft auch auf Grundftücde ſolcher Befiger ein, 
welche ſich ausſchließen möchten, 3. B. die Entwäfjerung. Andere find bei dem 
Ausſchluß einiger Intereffenten überhaupt gar nicht ausführbar, z. B. die Ein- 
deihung, die Erſetzuug eines oberirdiſchen Wafferlaufs durch eine unterirdiſche 
Abführung. Endlich werden bei einer hohen Entwidlung ſtädtiſchen Zuſammen— 
lebens gewilfe Meliorationen, wie 3. B. die Ranalifation, als Erfat der Sent: 
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gruben mit Abfuhr, eine öffentliche Nothwendigfeit, der ſich zu entziehen feinem 
Grundbefiger geftattet werden darf. 

Für folhe Fälle, in welchen der Separatoortbeil felbit wider Willen des 
Betheiligten ihm zugemwendet wird, müßte Zwang zur Bildung von Genofjen- 
Ihaften angewendet werden fünnen. Den Borgang bilvet die preußische Deich— 
gefeggebung. Auch ohne Antrag der Majorität oder einer erheblichen Minorität 
der Betheiligten müßte die Vornahme einer gewiljen Melioration durdy Gemeinde- 
Beſchluß für nothwendig erflärt werden können. Damit die Befiger der zu 
meliorirenden Grundftüde nicht über ihr mögliches Intereſſe hinaus zu Ausgaben 
gezwungen würden, mag den Gemeinden der dem allgemeinen Vortheil adäquate 
Theil der Koften folder Anlagen, z. B. in der Regel die Hälfte, durch Geſetz 
auferlegt werden. Es würde darin die Gewähr liegen, daß der Zwang nur 
bei erheblichen öffentlichen Intereffe ausgeübt wird. Das neben dem Iegteren 
geförderte Separatinterefje der betreffenden Grundbefiger müßte nach Maßgabe 
des hervorgebrachten Nutzens oder der abgewehrten Gefahr zur Dedung der 
übrigen Koften herangezogen werben. 

Die Befteuerung der Befiger von Grund und Boden wird ‚in ben nicht 
durch Gebühren: Erhebung und Bildung von Genofienihaften zu erlerigenden 
Fällen als letztes Mittel übrig bleiben, Separatvortheile bezahlt zu machen. 
Soldye Zuwendung von Bortheilen ftellt ſich als Erhöhung der Ertragsfähigfeit 
dar, An der Steigerung des wirklichen Ertrags des einzelnen Grundftüds 
mögen vermehrter Fleiß des Befiters, die Aufwendung größerer Bau⸗-Kapitalien 
ihren Antheil haben; die Möglichkeit, unter Anwendung folder Wirthichafts- 
faftoren größeren Ertrag zu erzielen als bisher, ift aber durch communale Ver— 
anftaltungen, 3. B. Wegebau, Entwäflerung, gegeben. Ob diefe Möglichkeit in 
ganzer Ausdehnung ausgenutt wird, fteht freilich bei dem Befiger des Grund 
ſtücks. Nicht der wirklich erzielte Ertrag, jondern die Steigerung der Ertrags- 
fähigkeit bei durchſchnittlicher ortsüblicher Bewirthſchaftung reſp. Ausnugung als 
Bauftelle ſollte durch die commumale Nealfteuer getroffen werden. Innerhalb 
einer ftädtifchen Gemeinde bildet ſich eine Werthſchätzung des Grund und Bodens 
je nach feiner Fähigfeit heraus, mit Gebäuden beſetzt, den Nutzungswerth der 
letzteren über die orteübliche Verzinfung einer den Baukoſten gleichen Gelofumme 
hinauszufteigern. Entſcheidend für den Bauftellenwerth ift die geographiſche Lage. 
Derjelbe pflegt abzunehmen, je mehr man ſich von dem Mittelpuntte der Stadt 
entfernt. Aber in dem Sprung, welchen die Werthsſtala beim Hinausfchreiten 
über die legte mit Häufern beiette Zone macht, Liegt der Beweis, daß durch die 
Zugehörigkeit einer Fläche zum bebauten Weichbild der Stadt die Benutzungs— 
fähigkeit der erfteren gefteigert wird. 

Das Verhältniß der Benutungsfähigkeit im oben gedachten Sinne bleibt 
aber nicht dafjelbe für alle Stadtgegenden; es befindet ſich vielmehr in beftän- 
digem Wechlel, je nachdem durch die communale Fürforge Meltorationen, wie 
3: B. Wegräumung von Berkehrshinderniffen, in Diefer oder jener Gegend ausge— 
führt werden. Aus diefen beiden Thatſachen, daß einerſeits in der Steigerung 
des Ertrags außer der Verbefferung des Grund und Bodens auch der Fleiß und 
das Baufapital Antheil und einen keineswegs überall proportionalen Antheil haben, 
und daß andererſeits das MWerthöverhältnig des Grund und Bodens durch 
die communale Fürforge in ftetem Wechiel erhalten wird, ergiebt fih, daß die in 
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Preußen üblihen Etaatd-Realfteuern die beften Commumal:Realfteuern nicht 
find. Denn wenn die Grundfteuer auch die gemeingewöhnlide Ertragsfähigfeit 
treffen will, fo trifft die Gebäudefteuer den Ertrag felbft und beide Steuern 
find ftabil. Für die Vertheilung der Grundfteuer ift das 1864 ausgemittelte 
Berhältnig der Ertragsfähigfeit mafgebend bis zum Erlaf eines neuen Gejetes, 
bet der Gebäubefteuer wird der Ertrag von 15 zu 15 Jahren einer Reviſion 
unterworfen. Eine communale Realfteuer muß von Jahr zu Jahr neu umgelegt 
werden, weil fie ſonſt nicht im Stande ift, der Bewegung im Nutzungswerths— 
Berhältnig der Grundftüde unter einander zu folgen, fie muß wo möglich feine 
Ertrags-⸗, fondern eine Ertragsfühigkeit8-Steuer, feine Häufer>, fondern eine Bau— 
ftellen-Steuer fein. 

Um jedoch die Frage zu enticheiden, ob das Communalſteuerweſen nur in 
Zuſchlägen zu Staatöfteuern beftehen muß, bedarf es nod) der Erwägung, ob 
diejenige Art von Nealfteuer, welche die befte Communalfteuer zu fein fcheint, nicht 
aud als Staatd-Realftener einzuführen wäre. Ich glaube, daß dieſe Erwägung 
zu einem verneinenden Rejultat führen muß. Die Beranlagungsarbeit ift eine 
zu große, um Jahr für Jahr durch das ganze Staatögebiet durchgeführt zu 
werden. Der Begriff der gemeingewöhnlichen Bewirthſchaftung und der orts— 
üblichen Bebauung ift nur ſchwer von Ort zu Ort übertragbar. Je mehr 
Commiſſionen mit örtlich getrennter Wirkfamteit einſchätzen, deſto größer iſt Die 
Gefahr, daß die Gleihmäfigfeit der Einſchätzung leidet. Mit der Größe des 
zu fataftrirenden Gebiets wächſt die Schwierigfeit des Kataſters. In dem von 
jedem Mitglied der einzigen Einſchätzungs-Commiſſion überjehbaren und aud) 
— Gebiet einer einzelnen Stadt iſt die Einheit der Veranlagung leicht 
gewahrt. 

Das Prinzip der Zuſchläge zu den Staatsſteuern hat man durch die Kon— 
zeſſion eines verſchieden hohen Prozentſatzes je nach dem größeren oder geringeren 
Intereſſe einzelner geographiſchen Theile des Gemeinde-Verbandes an beſtimmten 
communalen Veranſtaltungen vor dem aus der Stabilität der Staatsſteuer— 
Beranlagung bergeleiteten Vorwurf ſchützen wollen. Allein dieſer Verſuch ftößt 
auf das große Bedenken, daß es ſehr ſchwer ift, von vorne herein den Kreis 
der interejjirten Grundftüde und die Abftufung des Interefjes innerhalb defjelben 
mit Zuverläffigfeit feftzuftelen. Was man hier im Voraus berechnen will, das 
ergiebt eine von Jahr zu Jahr umgelegte Ertragsiteuer ganz von jelbft. 

Hat die betreffende communale Einrichtung in der That eine geographiſch 
befchränfte Wirkjamfeit, jo werben ſich die Grenzen bei der Einſchätzung nad) 
der Ertragsfähigkeit ſchon allmälig markiren. 

Wenden wir und nun zu derjenigen Befteuerung, welche ihren Rechtsgrund 
aus dem Nuten communaler Einrichtungen für alle Gemeinde-Angehörigen ber: 
nimmt, jo kann dies nur eine derjenigen Steuern fein, weldhe man Einlommen— 
feuern nennt. 

Auch die allgemeinen Staats:-Einfommenfteuern ftügen ſich auf den Nuten 
der Staatseinrihtungen für Alle. Meinungsverichiedenheit herrſcht nur darüber, 
ob das Einkommen jelbft, oder das Verhältniß des Einfommensd zu den noth- 
wendigen Ausgaben des Einzelhaushalts den Mafftab für die Verteilung her— 
geben fol. Aus den Disciplinen der Ethit wie der Bolfswirthichaftsiehre wer: 
den Gründe für und wider die proportionale, wie für und wider die progreffive 
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Einkommenſteuer beigebradt. Jeder Staat, jede Gemeinde hat dazu Stellung 
nehmen müſſen. Der preußiſche Staat hat die Steuer nad Einfommensfummen 
bemefjen, hat dem Verhältniß des Einfommend zu den nothwendigen Ausgaben 
durch Progreffion der Steuerfäte wenigfteng bei dem Einfommen von 420 M. 
aufwärts bi8 3000 M. Nechnung getragen und läßt außerdem bei Einfommen 
bis zu 4200 M. die Berüdfichtigung bejonderer, die Yeiftungsfähigfeit beein- 
trächtigenden Umftände zu. Die Berfchiedenheiten zwilchen den Communal-Ein- 
fommenfteuern und diefer Staatöfteuer find num mannigfacdher Art. Zunächſt 
fann das Einkommen jelbit abmeichend hoch feftgeftellt werben. 

So lange al8 die Mahl: und Schlachtfteuer in einzelnen Städten beftand, 
und für die Einfommensbeträge unter 3000 M. eine befondere Veranlagung 
zur Communalfteuer nothwendig war, erfolgte eine ſolche an manden Orten aud) 
für die Einfommensbeträge über 3000 M., und abſichtlich wurde das Einkom— 
men berfelben Perſon mitunter für den Staat zu diefer, für die Commune zu 
jener Höhe angenommen. ine derartige Abweichung darf felbftverftändlich nicht 
weiter geduldet werden. ine zweite Berfchiedenheit befteht darin, daß die Com— 
munalftener-Genfiten nicht nad) beftimmten Einkommens ſummen, fondern nad) 
anderweiten Merkmalen claffenweife veranlagt werden. Ueber das Vorhan— 
denfein ſolcher Merkmale, 3. B. der Geringfügigkeit, der Auskömmlichkeit, der 
Fülle des Einkommens im Verhältniß zu der ftandes= oder berufsmäßigen Yebens- 
weile des Genfiten entjcheidet die Einſchätzungs-Commiſſion nad) ihrem beften — 
nicht Wiſſen —, jondern Ermeffen. Nicht die Feftftellung einer Thatſache, wie Bor- 
handenfein von beifpieldweife 2000 M. Einkommen, fondern ein Urtheil über das 
Verhältniß diefer Summe zu der üblichen Lebensweiſe des betreffenden Berufs Tiegt 
in der Vornahme Jolcher Claſſifizirung. Daß ſolche Elaffificirung nur innerhalb eines 
örtlichen Gemeindebezirks möglich ift, Liegt auf der Hand. Der preußiſche Staat 
hat die Befteuerung nad Claſſen aufgeben müffen, weil e8 nicht möglich war, 
dieſe Claſſen derartig ficher gegen einander abzugrenzen, daß die Einheit und 
Sleihmäßigkeit in der Handhabung der Beranlagungsvorfchriften durch das ganze 
weite Staatögebiet hindurd gewahrt werden konnte. Hier läge alfo ein Grund 
für das Auseinandergehen des Staats und des Gemeindeſteuerſyſtems vor. Ich 
halte aber die Einfhägung nad Claffen nicht für gerecht, denn fie bejchränft 
die Nechte der Vertheidigung gegen die Veranlagung. Muß die Steuer-Aus- 
ihreibung Farbe befennen, d. b. den Geldbetrag nennen, zu weldhem mein 
Einkommen angenommen wird, fo ift Died eine Behauptung, gegen melde ber 
Gegenbeweis doch geführt werden kann. Enthält die Ausichreibung jedoch bei- 
ſpielsweiſe das Urtheil, daß ich für einen Handwerker ein auskömmliches Ein— 
fommen habe, jo kann die Neclamations-Commiffion allen Ausführungen in 
Zahlen gegenüber ſich auf ihr fubjective8 Ermeffen berufen. Gegen Anfichten 
läßt fi) aber ſchwerer ftreiten, als gegen Behauptungen beftimmter Thatſachen. 
Das genauefte Einſchätzungsmerkmal ift die Summe de8 Einkommens, und 
daher kann ic die im der Einfhägung nad Claſſen Tiegende Abweihung von 
der Staatseinfommenfteuer al3 im Intereſſe der Cenſiten Liegend nicht erachten. 

Bedeutungsvoller find diejenigen Verſchiedenheiten, welche in der Berüd- 
fihtigung der Einfommensquelle und in einer anderweitigen Conftruction des 
Begriffs der Leiftungsfähigkeit ihren Grund haben. In Steuer-Regulativen 
diefer Art kann die für die Staatsftener-Aufziehung erfolgte Feftftellung des 
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Eintommens immerhin zum Ausgangspunkt genommen fein, nur in den Pro— 
centfägen wird zu Gunſten der Reicheren oder der Aermeren, zur Gunften ber 
Gewerbtreibenden oder der Nentenbefiger von der Scala der Staatsſteuer ab— 
gewichen. Dergleihen Abweichungen haben, wo fie beftehen, gemeinhin eine 
biftorifche Berechtigung, fie bezeichnen vielleicht die Compromiſſe, welche zwiſchen 
uralten Ortöftener-Berfaffungen und neuen Anfchauungen gefchloffen find. Wenn 
aber über die Einführung neuer Einktommenfteuern verhandelt wird, oder wenn 
nur theoretiich die Frage der Communal-Befteuerung erörtert werden ſoll, dann 
darf nad den Gründen gefragt werben, weshalb derartige Abweichungen gerade 
im Weſen des Gemeinde- Verbands Tiegen follen. 

Die theoretiſchen Bertheidiger jener Abweichungen pflegen in der That 
meiftens aud für die Staats- Einfommenfteuer Reformen nach diefer Richtung 
hin zu verlangen. Die Fragen, welche Rüdficht auf die Dauerhaftigfeit ber 
Eintommensquelle zu nehmen ift, ob und in welchem Grade das Verhältniß 
des Einfommend zu den einzelnen Ausgabe: Titeln des Privathaushalts 
maßgebend für den Steuertarif fein ſoll, find aber allgemeiner, nicht Localer 
Natur. Sorgt man durch Ausbildung des Gebührenſyſtems, durch Errichtung 
von Genofjenihaften für jpecielle Meliorationen, durch) Erhebung einer Com: 
munal-Realfteuer nad) Maßgabe der Ertragsfähigfeit dafür, daß der den allge: 
meinen Nuten communaler Einrichtungen begleitende bejondere Vortheil für 
einzelne Claſſen auch-befonders zinspflichtig gemacht wird, jo bleibt meines Erach— 
tens fein Grund übrig, aus weldhem das Berhältniß, in welchem einerjeitö bie 
Nutznießer größerer und diejenigen Meinerer Einkommen, andererſeits die Beſitzer 
von Grundftüds-Revenüen, die Nentierd und die Gewerbtreibenden zu dem’ Ges 
fammterträgniß einer Einkommenſteuer beitragen, ein Anderes fein fol, je nach— 
dem dieſes Gejammterträgnig in die Staatd- oder in die Gemeindecaffe fließt. 
Bedingt ift ja das für die Staatsfteuern entftandene Verhältniß nicht Durch die 
Bertheilung der Wohlhabenheit durch das Staatsgebiet hindurch, Tondern durch 
die Bertheilung innerhalb der Ortsgemeinde jelbft. Daß Rentiers durch geringere 
Beſteuerung dem Orte erhalten bleiben follen, ift doch eine etwas fleinliche Po— 
litik, Die ja auch nicht zum Ziele führen würde, wenn diefer Grundfag von 
allen Gemeinden adoptirt würde, Die Leichtigkeit, das Angehörigkeitverhältnig 
zu einer beftimmten Gemeinde zu löſen, ift freilich für den Rentier größer, als 
für den Gemerbtreibenden und für den Grundbeſitzer. Gerade weil für ben 
Stantöbeamten die Dauer des Wohnfite8 in einer beftimmten Gemeinde eine 
ungewiſſe ift, deshalb beanfprucht freilich die preußiſche Geſetzgebung jelbft, daß 
zu Gunften jener die Communen von der Staats-Einkommenſteuer abweichen. 
Es Handelt ſich aber nicht um Bebürfniffe der Zukunft, fondern der Gegenwart. 
Bei richtiger Finanzwirthichaft wird es ſtets gelingen, die Belaftung, welche 
einmalige Ausgaben mit ſich bringen, auf die entſprechende Reihe von Jahren 
zu vertheilen, 

Soweit aber gewifje Arten der Gewinnung von Einkommen dur die 
communale Fürſorge beſonders befördert werben, ſoweit wird dieſer befondere 
Bortheil durch das Syſtem der Gebühren oder durch die Realſteuer auch bejon- 
ders zindpflichtig gemacht werben fünnen, Ber der Befteuerung des Einkommens 
kann die Duelle des letzteren unberüdfichtigt bleiben. 

Bon der Einfommenfteuer glaube ich demnach behaupten zu Dürfen, daß 
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die befte Art der Staatöfteuer auch zugleich die bejte Art der Communal- 
fteuer iſt. Ob die Frage nad) der beften Art mit mehr Erfolg in der allge: 
meinen Landesvertretung oder in den einzelnen Communalvertretungen erörtert 
wird, iſt ſchwer zu beurtheilen. Da die Zufchläge der Communen zu der 
Staats-Claſſen- und Einkommenſteuer den Betrag der Hauptfteuer zu überragen 
pflegen, jo haben die Sommunalverwaltungen ein grüößered Interefje an der 
Frage. Auch werden die etwaigen Unbilligkeiten und Härten der Hauptfteuer 
um jo fühlbarer, je höher die communalen Zufchläge zu der erftern anwachſen. 
Mag der Landeövertretung auch ein Mehr von Kenntniffen, von Umſicht und 
meinetwegen auch von Uneigennügigfeit beiwohnen, bedenklich ſcheint e8 mir doch, 
den Communalvertretungen die praftiiche Theilnahme an der Yölung der Frage 
zu verfagen, und dies würde geichehen, wenn andere Arten von Communal- 
Einfommenfteuern als Zuſchläge zu der Staatöfteuer verboten würden. Da die 
Art, wie die Steuern empfunden werben, wenigftens dem Politiker nicht gleich- 
giltig fein kann, fo müßten doch wenigftens die beftehenden Communal- 
Einfommenfteuern in ihrer gegenwärtigen Höhe vejpectirt werden, jelbjtverjtänd- 
ih nad) Ausınerzung folder Beitimmungen, melde es möglih maden, durch 
verjchiedene Feftftelung des Einkommens jelbft eine Unwahrheit zu Ungunften 
des Staats zu begehen. 

Ih will auch die Präfumtion der Vorzüglichfeit für die auf Conſens der 
Landesvertretung beruhende Staatsfteuer gelten laſſen und würde e8 fir zweck— 
mäßig halten, vor Erhöhung beftehender andermeitigen Cominunal-Eintommen- 
fteuern die Gemeinden zum Nachweis zu nöthigen, daß locale Gründe den 
Uebergang zu dem Syſtem der Staatöfteuer verbieten. 

Schlieglic darf wohl noch des in dem Entwurf zu dem neuen preußiſchen 
Communaljteuergejege gemachten Berfuhs Erwähnung geichehen, das Verhältniß 
zu firiren, in welchem die Brocente der Zuſchläge zu den einzelnen Staatsfteuern 
untereinander ſtehen ſollen. Der Verſuch ift freilich nur ein ſchüchterner; Die 
Grenzen find weit gezogen. Es joll der Zufchlag zur Nealftener an Zabl der 
Procente den Zuſchlag zur Perfonalfteuer um die Hälfte überfteigen, aber Hinter 
demſelben auch um drei Viertel zurücbleiben dürfen, jo daß ein Spielraum 
zwiſchen Y, und 11/%,, alfo von 1:6 gelafien if. Soweit es ſich nicht 
um Ausgaben für Berkehrsanftalten Handelt, ſoll ſogar von Zuſchlägen zur 
Nealfteuer ganz Abftand genommen werden fünnen. 

Da die Site der Staatsftenern jelbft, wie im Eingange diefes Gutachtens 
bemerkt ift, im feinem durch das Weſen des Staats bedingten innern Zufam- 
menhange ftehen, jo hat e8 natürlich fein Mifliches, von gewiſſen Quoten jener 
Säge zu behaupten, daß fie gerade im einem durch das Weſen der Gemeinde 
bedingten Berhältniß ftünden. Beftimmend für dieſes Verhältnig fünnen nur 
die Leitungen der Gemeinde und die Höhe des Vortheils fein, welher aus den— 
jelben als ein jeparater dem Grundbeſitz erwähft. Befteht in einer Gemeinde 
bereit8 eine nach der Ertragsfähigkeit ungelegte Realfteuer, jo wird die Ergiebig— 
feit der legtern au ohne Erhöhung des Procentfages zunehmen, je nachdem 
durch Communalveranftaltungen von geographiich = befchränfter Wirkſamkeit eine 
partielle Erhöhung der Ertragsfähigfeit bewirkt wird. Handelt es fich dann 
beifpieldweife um Uebernahme einer bisher von allen Haußbefigern getragenen 
Leiftung auf den Gemeindehaushalt, fo wird fich der Werth folder Entbürdung 





engen 
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leicht im Procente der bisherigen Realſteuer überjegen laſſen. Ob Die ganze 
Mehrbelaftung des Gemeindehaushalts auf die Realfteuer zu ſchlagen ift, oder 
ob ein Theil derſelben durch Erhöhung der Perjonalfteuer gededt werden foll, 
die Enticheidung hierüber wird eben davon abhängen, in welchem Verhältniß der 
allgemeine Bortheil zu dem Separatvortheil der Hausbefiger jteht. Die Ge: 
legenheit einer ſolchen Uebernahme bisheriger Naturalleiftungen der Hausbefiger — 
wie 3. B. der Straßenreinigung oder die Errichtung eined allgemeinen Ent: 
wäflerungsiyftems — muß zur erften Einführung einer Communal-Realſteuer 
da benutzt werden, mo eine foldhe bieher nicht beftand. Das jett entworfene 
preußifche Communalftenergefeg würde allen ſolchen Gemeinden zu einer Real— 
fteuer ohne. Weiteres verhelfen, da dafjelbe den Grundjag aufitelt, daß feine 
Gemeinde nur Perfonalfteuern, oder nur Realfteuer erheben darf. Zur Ein- 
fügung der Berfonalfteuer in da8 Gemeindefteueriyften im Wege des Zwanges 
wird wohl wenig Urfache vorgelegen haben, deſto lebhafter wird die Regierung 
aber das Bedürfniß gefühlt haben, die Stadtgemeinden zur Real befteuerung 
zwingen zu fönmen. Diefe Lage wäre dem Staate vielleicht erſpart worden, 
wenn er micht durch die bisherigen Gemeindeverfaffungsgefege ſelbſt es ermöglicht 


* hätte, daß die Hausbefiger ihr gefeglich garantirte8 Uebergewicht in den Gemeinde— 


vertretungen zur Abwehrung jeglicher Communal-Realfteuer ausnugen konnten. 

Fällt jenes Privilegium der Grundbefiger, und ſichern die Gemeindever- 
faffungsgefete die Bildung von Vertretungen, in denen das wahre Interefje der 
Gemeinden zur Geltung gebracht wird, jo fann der Staat es meines Erachtens 
ruhig bei der bisherigen Freiheit der Gemeinden, über die Aufbringung der 
Gemeindebedürfnifie zu befchließen, auch ferner belafjen. Gemifbraucht ift dieſe 
Freiheit wohl bisher in erheblichem Grade nicht. 

Das Wohl des Staates hat unter diefer Autonomie der Gemeinden nicht 
gelitten. 

Königsberg in Oftpreußen, den 6. Novbr. 1876. 
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Der an mid) ergangenen Aufforderung des Ausſchuſſes des „Vereins für 
Socialpolitif” glaube ih mit Nüdficht auf meine langjährige amtliche Beidäf- 
tigung mit der Statiſtik der beiden größten Städte des Preußiſchen Staats 
hauptſächlich in der Weile entjprechen zu follen, daß ich mich weſentlich auf 
die Betrachtung großftädtifcher Verhältniffe beſchränke. Ich kann dies um jo 
eher, als ich wirklich die großen Städte für eine Erfcheinungsform des menſch— 
lichen und wirthichaftlichen Zufammenlebens halte, welche in jehr vielen Fragen 
der wirthſchaftlichen Geſetzgebung, namentlich) aber auf dem Gebiete des Com- 
munalfteuerwejens, eine von Fleineren Gemeinden abweichende Behandlung verlangt. 

Diefe verjchievene Auffaffung muß ich auch auf Die vom Ausſchuſſe unter 
1 bis 3 geftellten Fragen übertragen, die ich nicht in diefer Trennung, fondern 
einheitlich zu beantworten verfuchen will, 


I. Allgemeine Grundjäte. 


Die ganze hochwichtige Angelegenheit der Communalfteuer-Reform hat feit 
der Beröffentlihung des „Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Aufbringung 
der Gemeinde: Abgaben in Preußen” t) nebft vollftändigen Motiven, für ben 
größten Theil Deutichlands eine viel concretere Geftalt gewonnen. Derſelbe ift 
zunächſt den Provinzialbehörden und einzelnen größeren Gemeinden zur Begut- 
achtung vorgelegt worden und wird, nachdem die meiften befragten Inſtanzen, 
Städtetage u. |. w. eine mehr oder weniger zuftimmende Erklärung abgegeben 
baben, vorausfichtlich dem Landtage in deſſen nächfter Selfion in wenig verän- 
derter Form vorgelegt werden. Soviel ic aus einigen Zeitungs-Notizen entnehmen 
darf, haben aber die Behörden einiger Grofftädte, welche in ſehr tief eingreifender 
und weſentlich nachtheiliger Weife von den neuen Beftimmungen betroffen werden, 


2) Deutfhe Gemeindezeitung 18976, Beilage zu Nr. 36. 
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gegen die wichtigſten Grundlagen des Geſetzentwurfs proteftirt. Auch ift die 
Agitation bereit in die mit communalen Dingen fi bejchäftigenden Vereine 
einzelner Großſtädte eingedrungen, jo daß Die Frage bereits zu einer Auferft 
brennenden geworden ift. 

Ih kann ven gegen den Geſetzentwurf erhobenen Vorwürfen infomeit 
entgegentreten, als ich anerfenne, daß derſelbe eine angemefjene Grundlage für 
die Befteuerung Eleinerer Städte und Landgemeinden darftellt, aber andererſeits 
vermiſſe ich jede befondere Rückſicht auf vie eigenthümlichen Berhältniffe der 
großen Städte. 

Es fei meine Aufgabe, den Nachweis zu führen, im wie weit die großen 
Städte eine befondere fteuerlihe Behandlung zulaffen, beziehungsweife verlangen 
und welche Steuerformen, oder welche Mittel zur Aufbringung der Gemeinde- 
bedürfniffe den großen Städten vorzubehalten find. 

Allerdings iſt die Grenze, von welcher ab ich diefe befondere Behandlung 
wünfche, nicht feft abgegrenzt. Die gewöhnlich als Kriterium der Großſtadt 
angenommene Seelenzahl von 100.000 würde ich geſetzlich jo deflariren, Daß 
feiner Stadt mit mehr als diefer Einwohnerzahl die beſondere Berüdfichtigung 
ihrer Verhältniffe bei der Befteuerungsfrage verweigert werden darf, und Daß 
die gleiche Behandlung von Städten mit weniger als diefer Einwohnerzahl von 
der befondern Genehmigung der Oberbehörden abhängt. 

Für Städte und Landgemeinden grundfäglich eine verſchiedene Regulirung 
des Communalſteuerweſens feftzufegen, — mie e8 die Aufforderung des Aus— 
ſchuſſes des Vereins für Socialpolitif durd) die Trennung diefer beiden Kate- 
gorien in Frage 2 zu befürworten ſcheint — halte id) nicht für richtig. Denn 
hier ift ein materieller Unterfchied überhaupt nicht vorhanden. Wie weit die 
Uebergänge zwifchen dieſen beiden, hauptſächlich durch Die Einwohnerzahl unter- 
ſchiedenen Anfiedlungsformen, gerade nach dieſer Beziehung ſich erſtrecken, möge 
folgende Aufſtellung der Schleſiſchen Städte und Landgemeinden nach der letzten 
Volkszählung vom 1. December 1875 beweiſen: 


Einwohnerklaſſen. Städte. Landgemeinden. 
über 10.000 23 — 
10.000 bis 4000 33 24 
4000 bis 2000 50 74 
unter 2000 42 ? 


Die größeren Yandgemeinden Schlefiend zeigen zudem eine ftärkere procen= 
tale Vermehrung durch die Zunahme der Groginduftrie, als die gleich großen 
Städte, jo daß der frühere principielle Unterfhied von Stadt und Land immer 
mehr zu jchwinden ſcheint. Neuerdings ift befanntlic die Erfahrung gemacht, 
daß große Fabrik-Induftrien ihren meiftens ſehr ausgedehnten Grundbeſitz in 
den Grofftädten durd Verkauf beffer zu verwerthen juchen und nad) günftig 
gelegenen ländlichen Gemeinden überfiedeln, wo die Yöhne niedriger und aud) 
die fonftigen Lebensanfprüche geringer find, als in den großen Städten. Diele 
modernfte Entwidelung, welche Stadt und Land ausgleicht, vollzieht ſich Jo zwar 
zum Theil auf Koften der großen Städte, aber keineswegs zu deren dauerndem 
Nachtheil. Der Erſatz liegt darin, daß die Induftrien ihren natürlichen Standort 
aufjuhen und daß die großen Städte mit ihrer höheren Intelligenz, ihren 
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veiheren Bildungsanftalten und entwidelterem Verkehrsleben der natürliche 
Standort der Kunſt-In duſtrie find, in deren Wiederbelebung nad dem 
Vorbilde jener großen mittelalterlihen Zeit!) eines der wefentlichiten Meittel 
zur Löſung der ſog. „Jocialen Frage” begründet ift. 

Diefe Hindeutung auf den hohen ſocialen Beruf der großen Städte erfcheint 
da nicht überflülfig, wo es fich um die Beichaffung ihrer Eriftenzmittel handelt. 
Dörfer und Städte werben nicht blos durch Die mit dem näheren Zuſammen— 
leben natürlich entftehenden gemeinfamen Bedürfniſſe und die gemeinihaftlichen 
Beranftaltungen zu deren Befriedigung zufammengehalten, ſondern fie jind als 
ſolche Lebendige Glieder des Staats. Beſonders bilden die großen Städte je 
für fid) durchaus individuelle Erjcyeinungsformen in der gefammten nationalen 
Entwidlung. Die Aufgaben des Staat und der Gemeinde find nicht principtell 
verjchieden, ſondern ergänzen fich gegenfeitig. Deshalb fonnte aud) der Staat 
einen nicht unweſentlichen Theil der von ihm bisher allein erfüllten Aufgaben 
auf die communalen Berbände übertragen. Je weiter die Decentralifation und 
Selbftverwaltung in Provinz, Kreis und Gemeinde vorichreitet, um fo inniger 
vermifchen ſich die wirthichaftlichen und culturellen Aufgaben der öffentlichen 
Berbände und um jo weniger laſſen ſich ſtaatliche Rechte und Pflichten von 
provinziellen, kreisordnungsmäßigen und communalen unterjcheiven. Da ſchon 
mittlere Städte feinem bejonderen Kreisverbande angehören, würde ein fer: 
neres, für die ftenerliche befondere Behandlung der großen Städte entjcheidendes 
Kriterium auch materiell darin gefunden werden können, daß diefelben im Stande 
und Willens find, die Seitens des Staats den Provinzen überwiejenen öffent: 
fihen Pflichten in ihrem eigenen Kreiſe ſelbſt zu erfüllen. Natürlich folgt aus 
diefer Erweiterung der Pflichten der großen Stadte auch die directe Betheiligung 
derjelben an ven Vortheilen, welche der Staat den provinzialen Verbänden als 
Arquivalent für jene zugewenbet bat. Hiermit wäre nicht eine vollftändige Los— 
löfung der Provinzialhauptjtädte von ihren Provinzen nothwendig verbunden, 
wie eine jolche bekanntlich für die Yandeshauptftadt Berlin projektirt ift, fondern 
es könnte vielmehr für gemilje Zwede eine Verbindung beider bergeftellt werden, 
worauf wir noch zurüdkommen müffen. 


Es iſt einer der Hauptverdienfte hervorragender Mitglieder des „Vereins 
für Socialpolitit“, die Auffafjung ftaatlicher Verbindung und Verpflichtung über 
die einfeitige Anſchauung der Manchefterfchule hinaus gehoben zu haben. Daß 
der Staat feine Lebensverfiherungs-Anftalt ift, ſondern ethiſche und ſociale Aufs 
gaben hat, wird allgemein anerfannt, Daf aber die Gemeinde nicht allein eine 
Familien-Wirthſchaft im Großen ift, ſondern auch ideale Zwecke zu verfolgen 
hat, ift eine nicht ſo allgemein anerfannte, aber nicht minder zweifellofe Wahrheit. 
Daraus folgt, daß ein principieller und durchgreifender Unterjchted zwijchen der 
ftaatlihen und gemeimdlichen Befteuerung, wie er in verichiedenen Beſchlüſſen 
„volkswirthſchaftlicher Congreſſe“ aufgeftellt worden ift, der inneren Beredhtigung 
entbehrt. Hierin ftimme ich mit den Motiven des vorhin erwähnten Gefeß- 
entwurfs vollftändig überein. Es heit daſelbſt: 


3) Vergl. die Abtheilung „Unferer Bäter Werte” auf der Mündener Kunft und 
Kunft-Induftrie-Ausftellung von 1876. 
Schriften XII. — Communalſteuer. 3 
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„Die mehrfach aunfgeftellte Behauptung, dag der Staat zur Beihaffung ber 
Mittel behufs Erfüllung der ihm geftellten öffentlichen Aufgaben, die Steuern nad 
dem Maßftabe der Yeiftungsfähigfeit der Steuerpflichtige zu vertbeilen, bie 
Gemeinde dagegen als eine im Mefentlichen wirthſchaftliche Genoſſenſchaft die erfor- 
berlihen Abgaben ausfhlieglih nah dem Grundfate von „Leiftung und 
Gegenleiftung‘ aufzubringen habe, und deshalb ſich an das Staatsſteuerſyſtem 
nit anſchließen könne, geht von einer umrichtigen VBorausfegung aus. Denn einer- 
feit8 bat ber Staat neben den eigentlich üffentlihen Aufgaben auch noch eine Reihe 
wirthſchaftlicher Bebürfnifje zu befriedigen, während andererjeits die Gemeinde leineswegs 


. ’ 


6108 einen wirtbfchaftlichen Verband bildet, ſondern derfelden ein Theil der wichtigften 
Zweige der öffentlichen Thätigfeit des Staats, namentlih auf dem Gebiete der Armen- 
pflege, der Polizei, des Unterrihtswefens ꝛc. überlaffen if. Dagegen kaun allerdings 
die Nichtigkeit jener Behauptung in dem befchräntteren Umfange, daß, da ein erheb— 
licher Theil der Gemeinde-Ausgaben vorzugsweiſe zu wirtbfchaftlihen Zweden verwendet 
merbe, bei der Aufbringung der Gemeinde-Abgaben ber Grundſatz von „Leiftung und 
Gegenleiftung‘ nicht gänzlich unberüdfichtigt bleiben dürfte, nicht beftritten werden. Eine 
genaue Berechnung der Höhe, des bezüglichen Antheil® ber Gemeinde-Abgaben behufs 
gejonderter Aufbringung derfelben duch Grund Abgaben ift zwar bei der gemifchten 
Natur der erfteren nicht ausführbar, es rechtiertigt ſich aber durch diefe Ridficht bie 
im $ 2 auifgeftellte Regel ver Mitheranziehung der Grund: und Gebäudefteuer bei ber 
Aufbringung der Gemeindebedürfniffe.‘ 

Dbgleid ich auch der Realfteuer einen hervorragenden Pla in dem 
Spitem communaler Befteuerung zumeile, vermag ich doch nicht in den Aus— 
gaben für wirtbichaftlihe Zwecke und einer Befteuerung des Grundbeſitzes eine 
Anwendung des Princips von „Leiftung und Gegenleiftung“” zu finden. Dem 
die wirtbichaftlihen Ausgaben müfjen, wenn fie wirklich ſolche find, der durch 
die ganze Gemeinde zum Theil repräfentirten wirtbichaftlihen Gemeinſchaft zu 
Gute fommen. Durch wirthſchaftliche Ausgaben kann allerdings der Nutungs: 
wert der Gebäude erhöht werden; nicht minder follen aber auch dadurch Die 
Unfoften der einzelnen Familienwirthſchaft ermäßigt werden, wodurch alfo indirect 
das Reineinfommen und damit die Steuerfähigfeit erhöht wird; endlich würden 
das jchlechte mwirthichaftliche Ausgaben fein, welche nicht auch die Ertragsfähigteit 
gewerblicher Thätigfeit zu erhöhen im Stande wären. Eine communale Ein- 
fommens- und Gemwerbebefteuerung ſcheint mir alfo eben jo gut aus den wirth- 
Ihaftlihen Aufgaben der Gemeinde hervorzugehen, als eine communale Befteuerung 
des Grund und Bodens. 

Wenn ich trogdem einen mwejentlihen Theil dev Gemeindebedürfniſſe nad) 
dem Princip von „Leiftung und Gegenleiftung‘ aufgebracht zu ſehen wünſche, 
jo gelange ich Hierbei nicht zu einer verjchiedenen Beurtheilung der einen Erwerbs— 
fteuer im Gegenfat zu einer andern oder zu der allgemeinen Einkommenfteuer, 
fondern zu der Forderung, daß die Koften für Herftellung und Unterhaltung 
wirthichaftlicher Einrichtungen hauptſächlich und zunächft, ſoweit als möglich, von 
denjenigen Perjonen getragen werden, welche diefe Einrichtungen direkt benugen 
oder Doc den mefentlichiten Vortheil davon haben. Hieraus folgt, daß neben 
einem Gemeindeftenerjgftem ein Syftem von direften Beiträgen 
oder Entfhädigungen für die von der Gemeinde dargebotenen 
materiellen Güter berzugehen hat. Je foftipieliger und wichtiger die Auf- 
gaben find, welche die verfeinerte, materielle Cultur unjerer Zeit, die For— 
derung der üffentlichen Gefundheitöpflege und das Streben nach Herftellung 
eined dauerhaften foctalen Friedens auch an den durch Die Gemeinde verförperten 
Theil der gefammten öffentlichen Gewalt zu ftellen hat, um fo weniger darf die 
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Gemeinde willkürlichen Beſchränkungen bei der Aufbringung der Mittel zur 
Herftellung jener Einrihtungen unterworfen werden. in zweckmäßiges Syſtem 
folcher Beiträge vermag die divefte Beſteuerung innerhalb der Gemeinden in 
engern Grenzen zu halten, oder doch ein übermäßiges Anfchwellen derjelben 
zu verhindern. 

Auf diefen Punkt glaube ich großes Gewicht legen zu müſſen, denn eine 
Auflage von 300 bi8 500 Procent auf alle oder einzelne, wenn auch nur 
höhern Eintommengfteuerfäge, wie fie in vielen preußifchen Städten vorkommt ?), 
ift an fich ein offenbarer ſchwerer Uebelftand, der aber noch weitere, überaus ſchlimme 
Gonfequenzen hat. Denn eine ſolche Belaftung wird von den aus den Gemeinde 
organen jelbft hHerworgehenden Einfhägungscommifjionen als ein genügender 
Grund angefehen, um die Einihägung möglichſt niedrig zu halten. 
Hierin Liegt eine herbe Ungerechtigkeit gegenüber denjenigen Städten, welche ein 
jelbftändiges Abgaben: und Steuerſyſtem ausgebildet haben und deren Ein- 
Ihägungscommilfionen daher gewohnt find, das nicht übermäßig belaftete Einfommen 
auch jeinem vollen Betrage nad) zu ſchätzen. Namentlich zeichnen fich viele 
rheiniſche Fabrikſtädte durch niedrige Einfommensihägung und hohe Communal- 
zufchläge aus — ein jedenfalls jehr gefährliches, weil indireft vortheilhaftes 
Beiſpiel. Der ftatiftiiche Nachweis wird vorausfichtlih nicht ſchwer zu führen 
fein, daß, je ftärker die Staatsfteuerfäge mit communalen Zuſchlägen belaftet 
find, um jo niedriger die Einichägungen ausfallen, Eine ftatiftiiche Kritik der 
Einfommensihäsungen fehlt allerdings leider noch gänzlich, ihre Anftellung 
würde aber vorausfichtlich den dringenden fteuerpolitiichen Rathſchlag nahelegen, 
das Suiten von Zufchlägen zu den direften Staatöfteuern ein gewiſſes Maximum 
nicht überfteigen zu laſſen. Eine folde Beſchränkung ift im dem erwähnten 
preußifchen Gejegentwurf nur für die Zufchläge zur Gebäudes, Grund- und 
Gewerbeſteuer ausgeiprochen, und zwar 

mit 150 9%, für die Gebäudeftener in den Städten, 

„ 150 %, für die Orundfteuer in den Landgemeinden, 
„ 100 9%, für die Grundſteuer in den Städten, 

„ 100 9%, für die Gebäubdefteuer in den Yandgemeinden. 

Trotzdem zur Zeit eine ſolche Beſchränkung in Beziehung auf die bier 
hauptſächlich ins Gewicht fallende Gebäudefteuer in den Städten nicht exiftixt 
(Zuſchläge zur Gewerbefteuer find zur Zeit überhaupt verboten), find mir doch 
Städte nicht befannt, in denen jenes Marimum der Gebäudeftenerbelaftung 
erreicht wird. Der gewöhnliche jest beſtehende Marimalzufchlag zur Gebäube- 
fteuer ift der nad) dem Entwurf propenirte Minimalſatz, nämlich 50 %,. Die 
fammtlihen zuläffigen Minimalzufhläge find im analoger Weife, wie bie 
Marimalfäge jo geordnet: 

50 %, für die Gebäudeftener in den Städten, 

50 °, für die Grundſteuer in den Landgemeinden, 
25 °/, für die Grundſteuer in den Städten, 

25 %, für Die Gebäudeſteuer in den Landgemeinden. 

Mit Zuftimmung der Aufjichtsbehörde können dieſe Sätze bis auf die Hälfte 
ermäßigt werden. 

») Prof. Dr. Fr. 3. Neumann. Die progreffive Einfommenfteuer. ©. 120—122. 
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Bei der maßgebenden Rolle, welche die Grundbefiger in allen Gemeinde- 
Vertretungen pielen, glaube ich nicht, daß dieſe Sätze erheblich werben über: 
ichritten werden. Ein indirefter Zwang zu einer höheren Heranziehung des 
Grundbeſitzes würde allerdings dadurch auferlegt werden können, daß nach dem 
Entwurf ($ 5) zu jeder Belaftung einer direkten Staatöfteuer mit mehr als 
100 %, die Zuftimmung der Aufjichtsbehörde, und mit mehr als 200 9%, 
die Genehmigung der Minifter des Innern und der Finanzen erforderlich ift. 

Die Gewerbeftener endlih darf wohl mit einem niedrigeren, nicht aber 
mit einem höheren Zuſchlag belaftet werben, als die Grund- und Gebäubdefteuer. 
Doch wird die Bedeutung diefer Steuer in dem Gemeindehaushalt bei ihrer 
eigenthümlichen Natur und ihrem an fich geringen Ertrage nicht allzugroß fein. 

Das Hauptgewicht der communalen Befteuerung wird alfo aud nach dem 
neuen Entwurfe auf der Perſonal-Steuer beruhen, auf deren befondere Natur 
ic) fpäter eingehen werde, deren nicht allzuftartes Anwachſen aber, nad) dem 
Geſagten, jedenfalls eins der dringendften Erforderniffe vom Segtepantt ber 
allgemeinen, auch ftantlihen Steuerpolitif fein muß. 


IL Gemeinde-Beiträge. 
1. Im Allgemeinen. 

Ich ſehe das hauptfächlihe Mittel, um zu diefem wünſchenswerthen Ziele 
zu gelangen, wie ſchon hervorgehoben, in der Ausbildung eines Syſtems com = 
munaler Beiträge lediglih rad) dem Princip von „Yeiftung und Gegen: 
leiſtung“ und will nun einige Punkte anführen, bei denen mir eine ſolche Aus: 
bildung nüglih und zweckmäßig fcheint. Wenn ich hierbei bauptjächlib mit 
meinem vorigen umd jegigen Heimathsorte exemplifizive, To Liegt das ſowohl daran, 
dag mir die bezüglichen Verhältniſſe am Teichteften zugänglich und zur Zeit 
am meiften befannt find, als aud daran, daß ich nicht glaube, daß andere 
Städte in diefen Beziehungen mannigfachere und lehrreichere Beifpiele darzubieten 
vermögen. 

Ein wenn auch nicht ficherer, jo doch ungeführer Maßſtab für Die 
numerifche Bedeutung folcher Beiträge Liegt in dem Verhältniß, welches der 
Geſammtertrag der ftädtijhen Steuern zu der Höhe des Stadt- 
haushaltes überhaupt einnimmt. In dieſer Beziehung ar a, mit dem 





— | Sefammthöge des Peru | Die Steuern 
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nad) * ak ana — der Steuern 1874 A 

u I ma Mm | bes 
Berlin | 983.000 | 36.132.384 39 3.145.623 87,58 
Breslau 235.000 6.559.143 — 3.135.720 47,81 
Münden 185.000 4.317.479 31 2.339.293 54,18 
Dresden 150.000 3.475.472 — 1.959.740 57,22 
Cöln 130.000 4.117.650 — 2.133.263 66,38 
Leipzig 115.0u0 3.413292 — 1.332.804 38,37 
Stuttgart 92.000 2.873.799 — 2.154.308 74,46 
anzıg „90.000 2.569.200 — 1.011.701 39,38 
Altona 80.000 2.196.069 — 9x1.647 4469 
Stettin 17.000 3.951.120 — | 854.794 | 21,63 
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Allerdings walten bier bei der Etatsaufftellung außerordentlich verjchiedene 
Berbältnifje ob, namentlih 3. B. in der Beziehung, ob befondere communale 
Inftitute, wie Gaswerfe ꝛc., mit ihrer ganzen Brutto-Einnahme und Ausgabe, 
oder nur mit ihrem Ueberſchuſſe auf den allgemeinen Etat gebracht find. Auch 
ift das Grund- und Gapitalvermögen der einzelnen Städte fehr verſchieden !). 
Jedenfalls zeigt dieſe Aufftellung aber fchon, wie wenig die Höhe der Steuern 
im Allgemeinen von der Höhe des Stabthaushaltsetats abhängt, und melde 
Rolle daher die nicht fteuerlichen Einnahmen, namentlih der großen Gemeinden, 
in Wirklichkeit ſpielen. Man bat bisher auf diefe Seite der Sache wenig 
Rüdficht genommen. Da e8 aber hauptjächlic nur größere Städte find, welche 
durch Gründung commumaler Wohlfahrtö-Einrichtungen entweder die allgemeine 
Steuerlaft zu einer übermäßigen Höhe anwachſen zu laffen, oder für beftimmte 
Zwede organifirte Beiträge zu erheben vermögen, fo ift hiermit ein weiterer 
Grund gegeben, weshalb eine befondere gejegliche Behandlung der großen Stäbte 
gerechtfertigt ericheint. 

Indem ich nun zur Beipechung dieſer Beiträge ſelbſt übergehe, unterjcheide 
ich zunächſt jolche, welche 

I. feine beftimmt abgegrenzte Klaſſe der Bevölkerung treffen, und war 

a. Schulgelder, nämlich 
1. in höheren, 
2. in mittleren, 
3. in Elementarſchulen. 
b. Ueberſchüſſe communaler Credit-Inſtitute, nämlich 
1. von Bankanſtalten, 
2. von Sparkaſſen, 
3. von Leihämtern. 
c. Beiträge für allgemeine Verkehrsanlagen, nämlich 
1. Chaufjeegelder, 
2. Brückenzölle, 
3. Ueberfhüffe von Pfervebahnen, Anſchlagsſäulen ıc. R 

II. Beiträge, welche zunächſt und direkt beftimmte Klafjen von Gemeinde 

angehörigen treffen, und zwar 
a. den Grundbeſitz, nämlich 
1. Beiträge von Adjacenten zur Herftellung neuer Straßen, zu 
Straßen-Verbreiterungen und Durchbrüchen, 
. Beiträge für Straßen-Reinigung und Belprengung, 
. Beiträge für allgemeine Entwäfjerungs- und Ganaltfirungskoften, 
. Beiträge für Wafjerleitung, 
. Beiträge fir Gas, 
. Beiträge für Einquartierungsfkoften im “Frieden, 
. Beiträge ftädtifcher Feuerfocietäten und Pfandbrief:Inftitute zur 
Unterhaltung ftädtifcher Feuerwehren. 


zoom wm 


2) Ueber alfe diefe Fragen wird der noch nicht im Drud erſchienene, aber dem 
diesjährigen neunten internationalen ftatiftifhen Congreß zu Budapeſt angekündigte 
2. Band der internationalen Statiftit der großen Städte (d. h. mit mehr als 100.000 Ein- 
wohnern), welcher bie Finanzen behandelt, nähere Auskunft geben. 
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b. den Pferdebeſitz (Vorſpann⸗-Leiſtung). 
ec. den Handel, nämlich 
1. Beiträge von Privat-Berficherungs-Gefellihaften zur Unterhaltung 
der ſtädtiſchen Feuerwehr, 


2. Hafen, Krahn⸗, Waage-Gelder, Padhofd: und Magazin-Gefälle, 


3. Jahr-, Wochen: und Biehmarkt8:Standgelber, 
d. das Gewerbe und die Induftrie, nämlich 
1. Schlachthof-Gefälle, 
2. Beiträge für Verficherungd-Anftalten der Arbeiter gegen Krankheit, 
Invalidität, den Sterbefall u. |. w., und zwar Seitens ber 
a. er sag und 
ß. Arbeitgeber. 

Den letsteren Punkt (d. 2) laſſe ich bier außer Betracht, weil derjelbe mit 
den jetigen Stadthaushalts-Etats nicht in directer Beziehung fteht N). 

Diefes Syſtem von Beiträgen ſoll nun feineswegs ſämmtliche überhaupt 

möglichen Arten folder umfafjen, fondern nur Beifpiele folcber geben, die mir 
befannt find und deren jegensreihe Wirkung von den Betheiligter anerfannt 
wird. Wenn auch mancher Bertheidiger des freien Verkehrs quand m&me bei 
dem Meberichauen diefer Aufftellung nur den Gedanken zu faflen vermögen follte, 
wie man am fchnellften dieſe ganze Mufterfarte bejeitigen fünnte, jo bin ich 
doch der Meinung, daß die Zukunft des Gemeindeweſens von einer weiteren 
Ausbildung eines ſolchen Beiträgeſyſtems abhängt. Hierin Liegt fogar eine Ver— 
ſöhnung derjenigen Anfchauung, weldye Die communale Thätigfeit al8 ein großes 
Handels-Geſchäft und Wirthichafts-Unternehmen nad) dem Princip von „Leiftung 
und Gegenleiftung‘ anfieht und der anderen tieferen Auffaffung, wonach der 
Commune in der allgemeinen Gultur-Entwidlung einer der wichtigften Pläge 
eingeräumt werden muß. 

Wenn ich die innere Berechtigung zur Erhebung folder Beiträge, und zwar 
zum Theil über die Selbftkoften hinaus, alſo zur Entlaftung des allgemeinen 
Steuerbevarfd anerkenne, fo bejchränfe ich doch den Kreis, innerhalb deſſen die 
Errichtung ſolcher communaler Imftitute zuläfig ift, auf das allgemeine 
Befte. Die Beförderung bejonderer Standes = Interefien muß hierbei ebenjo 
ausgeichlofien fein, wie die Gefährdung won ſolchen. Ferner jcheinen mir jolche 
Inftitute nur dann das allgemeine Beſte wirklich zu fördern, wenn ihre Her: 
ftellung auf privatem Wege nicht möglich oder nicht räthlich iſt. 

Slüdlicherweife ift man im neuerer Zeit ſowohl bei den Auffichtd: und 
Landes-Bolizei-Behörden, als auch bei den Communen felbft, von dem Gedanken 
zurüdgefommen, als ob die Communen fich von allen joldyen zum Theil allerdings 
gewerblichen Anlagen fern zu halten hätten, um ber freien Concurrenz des Privat- 
Publifums nicht zu ſchaden. Heutzutage würde meines Erachtens zum Beifpiel 
die Privilegirung und Monopolifirung eines allgemeinen ftädtifchen Waflerwerfs 
für eine engliiche Gefellichaft, ferner die Privilegirung einer Gasfabrif ebenfalls 
für eine englifhe Gejellihaft durch das königl. Polizei-Präſidium zu Berlin, 
ebenfo wenig möglich fein, wie die Privilegirung und Monopolifirung des Bres⸗ 


) Bergl. übrigens: Breslauer "Statiftif. Heft IV. Die gewerblichen Hülfs- 
fallen im Jahre 1875 von Dr. Brud. 


ä 
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lauer Viehmarkts an einen Redakteur durch das Königl. Polizei = Präfidium zu 
Breslau. Andrerfeits würde wohl heutzutage fein Privat-Unternehmer den Muth 
haben, ein fo bedeutendes und an ſich wortreffliches Unternehmen, wie den Ber— 
(iner Biehmarkt nebft Schlachthof, ind Leben zu rufen, wie e8 Strousberg noch 
vor Beginn der großen Gründerperiode gethban hat. Wie wenig fi in allen 
diefen Fällen die private Natur des Unternehmens bewährt hat, hat der Verlauf 
ſattſam gezeigt. Es Tiegt bereit8 ein Beihluß der Berliner Communal:Behörden 
vor, einen eigenen Viehmarkt nebſt Schlachthof zu errichten, die engliſchen Waſſer— 
werke, denen die Berpflichtung nicht auferlegt war, entferntere und weniger rentable 
Gegenden mit der Wohlthat der Wafjerwerforgung zu verfehen, find nad) gütlicher 
Einigung, deren Refultat ein viel zu theurer Preis war, vor Ablauf des Privi- 
legiums durch die Stadt erworben. Das Breslauer Viehmarkts - Privilegium 
wird allgemein als ein ſchwerer Uebelftand empfunden, und das Beftehen von 
Gasröhren der engliihen und ftäbtifchen Anftalt in den beften Stadtgegenden 
Berlins ift eine nutloje Verſchwendung. 

Unter diefen Umftänden war e8 freilicd) zu verwundern, daß in der hoch gehen- 
den Gründerzeit das königl. Polizei-Präſidium zu Berlin, ohne den Widerſpruch 
der ftädtilchen Behörden, einer Privat-Bau-Geſellſchaft die Conceſſion zu allei— 
niger Errichtung von Markthallen für die ausfchlieliche VBerforgung der Stadt 
mit Wocyenmarktö-Artifeln ertheilt hatte, — und entſprach e8 nur einer tieferen 
Einfiht und richtigen Erkenntniß der großen damit verbundenen Gefahren für 
das öffentliche Wohl, ald das preußiſche Handeld-Miniftertum die Beftätigung 
diefer Conceſſion verfagte. 

Diefe Beifpiele geben einen genügenden Anhalt für die Beurtheilung der 
hohen Wichtigkeit der Sade. Inwieweit bei einzelnen Unternehmungen mehr 
als die Selbftloften durch Beiträge zu erheben find, darauf werde ich zurück— 
fommen müfjen. Wenn aber aud, einige dieſer Beiträge lediglich für den ſpeciellen 
Zwed, für den fie erhoben werben, zu verwenden, eventuell zu reſerviren find, 
jo wird mit diefer Verwendung doch eine eigentliche communale Aufgabe erfüllt, 
deren Koſten im andern Falle nur vermittelft allgemeiner Steuern gededt werben 
fönnten. 

Jedenfalls Tiegt ein nicht minder großes Bedürfniß vor, dieſe Beitrags- 
erhebung, als wie Die Steuereinziehung von allgemeinen Gefichtöpunften zu be 
trachten und auch gejeglich zu regeln. Welchen verfchievenen Effekt auf Die Ge— 
ftaltung der Steuerverhältniffe bringt e8 z. B. hervor, ob die riefigen Koften 
für die allgemeine Canalifirung und Entwäfjerung der Großſtädte durch befondere 
Beiträge der Grundbefiter, wie in Berlin, oder durch Die allgemeinen Steuern, wie 
in Breslau, aufgebracht werben follen. Trotz alles — und meines Erachtens in 
dem neuen Gefegentwurf viel zu weit gehenden — Reglementirend werden auf dieſe 
Weile doch ganz bedeutende reelle Belaftungs = Berjchievenheiten herausfommen. 
Wenn fid) die Geſetzgebung aud) bisher von diefem Thema im Allgemeinen fern 
gehalten hat, jo haben doch die Auffichtsbehörden durch die Genehmigung ftädti= 
Icher Etats mit bedeutenden Ueberſchüſſen communaler Inftitute und mit Bei— 
trägen der verfchiedenften Art ihre Zuftimmung zu diefem Verfahren ausdrücklich 
gegeben. Unter anderem Namen treten alfo den beftehenden und künftig nur 
zuläffigen Steuern eine ganze Reihe anderer Abgaben Hinzu, die fi), inſoweit 
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fie einen Ueberſchuß über die Selbftkoften darftellen, ihrem Weſen nach, nur wenig 
von eigentlichen, theils direften, theils indirekten Steuern unterjcheiden. 

Nur in einem einzigen Falle hat Die Geſetzgebung das Verbot derartiger 
Ueberſchüſſe ausgefprochen, nämlid in dem Geſetz, betreffend die Errichtung öffent: 
licher, ausſchließlich zu benügender Shlabthäufer vom 18. März 1865, 
wo der $ 5 folgendermafen lautet: 

„Die Gemeinde iſt befugt, für die Benugung der Anftalt, fowie für die Unter- 
fuhung des Schlachtviehes, beziehungsweife des Fleifches, Gebühren zu erheben. Der 
Gebübrentarif wird durch Gemeindebefhluß auf mindeftens einjährige Dauer feftgefett 
und zur Öffentliben Kenntniß gebradt. 

Die Höhe der Tariffäte ift fo bemeſſen, daß 

1) die für die Unterfuchung zu entrichtenden Gebühren, die Koften diefer Unter: 


ſuchung, 

2) die Gebühreu für die Schlachthausbenutzung den zur Unterhaltung der An— 
lagen, fir die Betriebskoften, fowie zur Berzinfung und allmäligen Amor= 
tifation des Anlage-Kapitals und der etwa gezahlten Entihädigungs-Summe 

eriorderlihen Betrag 
nicht überftcigen. 
Ein höherer Zinsfuß als 5%, jährlid und eine höhere Amortifationsquote als 
10/, nebft den jährlich eriparten Zinfen darf hierbei nicht berechnet werden.“ 
Daß auch dieſes einzige Verbot der Erzielung von Ueberihüffen aus com= 
munalen Einrichtungen mir nicht haltbar erjcheint, werde ich ſpäter berühren. 


2. Befondere Arten von Gemeinde-Beiträgen. 


Indem ich nun zu einer kurzen Beiprehung der einzelnen Arten von Bei- 
trägen übergehe, habe ich zunädit in Beziehung auf die 

Schulgelder-zu bemerken, daß wohl Niemand daran denken fann, die 
bedeutenden Opfer, welche jede Gemeinde für die allgemeine Bildung darbringt, 
lediglih von den Eltern der den Schulen iüberwielenen Kinder jich erſetzen zu 
laſſen. Es hieße dies jo viel, als eine Prohibitiftener auf die Bildung ſelbſt 
zu legen, wäre aber auch eine große Unbilligfeit, da die wirklichen Koften pro 
Kopf des Schülers melentlih von der Füllung der einzelnen Klaffe abhängen. 
Wenn man namentlih in höheren LFehranftalten die Koften jeder ein= 
zelnen auffteigenden Klaffe, die befanntlid immer weniger Schüler .und immer 
höher bejolvete Xehrer haben, für fid) pro Kopf der Schüler berechnet, jo gelangt 
man geradezu für den einzelnen, mit Kindern gefegneten Hausftand zu ganz uner= 
ſchwinglichen Summen. Es beträgt 3. B. der wirkliche Zuſchuß ohne Anrehnung 
der Orund= und Baufoften und nach Abredinung der Schulgelver in den gut 
gefüllten Breslauer Yehranftalten !) 


1873 1874 
MM rd 2 MI 
in Gymaftien. . . . . 17 2:11 21: 32- EI 
m Realfgulen. . . 2.2 21 — 4 17 7 
in höheren Bürgerfhulen . 18 17 7 20 13 10 
in höheren Töchterfhulen . — —16 4 1 16 — 
in Elementarihulen . . . 16 3 7 14 12 4 


1) Berwaltungsbericht des Magiftrats pro 1870—1874. Seite 92. 
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Hiernach haben nur die höheren Töchterſchulen in einem Jahre einen geringen 
Ueberſchuß gebracht, der ſich aber auch nach Anrechnung der Grund- und Bau— 
koſten wahrſcheinlich in einen Zuſchuß verwandeln würde. 

Die Schulgelder ſelbſt betragen in Breslau jährlich 


für Einheimiſche für Auswärtige 


in Gymnaſien und Realſchulen .. 24 Thlr. 36 Thlr. 
in höheren Töchterſchulen, und zwar 
3 oberen Hlaflen . . 2... 30 „ 56: 
6 unteren Klaſſen. . . . 24, 36 „ 


in höheren Bürgerfchulen, und zwar 
6 oberen Klafien . » 2... 12 „ 18: -,. 
3 unteren Rlafien . . 2. . 10. >; 12: & 

Die Zahl der Freiftellen beträgt 6—10°/, der Schülerzahl. 

Ich halte die in diefer Aufitellung allerdings nur zum Theil durchgeführten 
3 Principien, nämlich: verſchiedene Normirung ver Schulgelver für Einheimifche 
und Auswärtige und für höhere und niedrigere Klafjen, beides ohne Rüchkſicht 
auf die wirklichen Koften, ſowie die Ausfegung einer angemejjenen Zahl von 
Freiftellen für richtig. 

Die Errihtung höherer Schulen felbft ift bekanntlich Sache des Staats, 
der allerdings durch die Opferwilligfeit der Gemeinden ganz bedeutend entlaftet 
worden ift. Bei der großen finangtellen Bedrängnif, in der ſich alle, namentlich) 
die preußiichen Communen befinden und in welche fie nicht zum geringften Theile 
durch Die jehr Eoftipielige Errichtung höherer Lehranftalten gebracht worden find, 
ift es begreiflich, wenn man damit jest überall zurüdhält. 

Die Unterhaltung de8 Elementarſchulweſens iſt Dagegen geſetzliche 
Pflicht der Gemeinden. Bekanntlich fehreibt die preußiſche Verfaffungs-Urkunde 
im Artifel 25 die Unentgeltlichkeit des Unterrichts in den „öffentlichen Volks— 
Ichulen‘ vor. Dies wird gewöhnlich jo verftanden, daß in ſämmtlichen beftehen- 
den Elementarfchulen verfafjungsmäßig fein Schulgeld erhoben werden dürfe. 
Das hierin zuerft von Berlin gegebene Vorbild ift auch in Breslau und einigen 
andern Städten befolgt worden, in denen innerhalb der Elementarfchulen feine 
weitere Abftufung durchgeführt war. Andere große Städte, wie Königsberg, 
Hannover ꝛc. und die meiften Mittelftäbte, die neben und über der „öffentlichen 
Volksſchule“ fogenannte „gehobene“ Elementarſchulen oder Bürgerjchulen (nicht 
höhere Bürgerfchulen, die Lediglich zu den höheren Lehranftalten zählen) organijirt 
haben, find indefjen jenem Beifpiele nicht gefolgt, und ich glaube, mit voll 
fommenem Rechte. | 

Der eigentliche Sinn jener Berfafjungsbeftimmung ſcheint mir nur darin 
zu beftehen, daß Jedem, der die Umentgeltlichkeit des Elementar-Unterrichts für 
feine Kinder beanjprucht, diefelbe gewährt werben fol, und daß dann in ben 
Schulen, welchen viefe Kinder überwiefen werden, überhaupt fein Schulgeld 
erhoben werben fol. Wenn andererfeit8 der Artikel 21 der Verfaffung fagt: 
„Sür die Bildung der Jugend fol dur öffentliche Schulen genügend gejorgt 
werben”, jo folgt daraus, daß die öffentlichen Gewalten, aljo Staat und Ge- 
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meinde, dem verichtedenen Bildungsbedürfniffe adäquate Unterrichts - Anftalten 
errichten und unterhalten jollen. 

In denjenigen Kreifen, welche die öffentlichen Volksſchulen frequentiren, be— 
fteht in der That ein qualitativ verſchiedenes Bildungsbebürfniß, und nur der 
Mangel der demſelben entiprechenden Anftalten hat einen großen Theil der Be- 
völferung wider Willen einer niedrigeren Sphäre, alſo dauernd einem geringeren 
„standard of life“ überliefert. Hierin liegt ein großer und ſchwerer Nachteil 
für die allgemeine Volksbildung begründet. Denn die höheren Yehranftalten 
find für die reife, welche ich meine, wegen ihres hohen Schulgeldes ver- 
ſchloſſen. 

Durch die Berechtigung zum einjährigen Militärdienſt wird nicht eine wirk— 
liche ſociale Gliederung der Geſellſchaft gekennzeichnet, ſondern nur ein gewiſſer 
an ſich ſehr unbedeutender Theil der Bevölkerung von der großen Maſſe des 
Volkes ausgeſchieden. Die Kluft zwiſchen den bis in die unterſten Altersklaſſen 
der Schulpflichtigkeit heruntergreifenden theueren höheren Lehranſtalten einerſeits 
und der unentgeltlichen Volksſchule andererſeits iſt zu tief und unvermittelt, um 
von den wirklichen, von der unterſten bis zur oberſten Klaſſe eng zuſammen— 
hängenden und in einander übergreifenden Verhältniſſen des bürgerlichen Lebens 
ein richtiges und zweckentſprechendes Bild zu liefern. 

Die einfache Aufhebung des Elementarſchulgeldes, ohne die Einfügung 
weiterer Mittelglieder, wird daher die Folge haben, daß die ſchon beſtehende 
ſoeiale Klüftung, in der ich die größte Gefahr für die Geſellſchaft erblicke, ver— 
größert wird. Die Mittelklaſſen, kleine Kaufleute, Handwerker und Unterbeamte 
werden in unnatürlicher Weiſe auseinander geriſſen, indem fie entweder das berech⸗ 
tigte und moraliſch und materiell zu unterftigende Streben nad) höherer Bildung 
unverhältnißmäßig hoch verfteuern müfjen, oder, dem Gefege der Trägheit folgend, 
die Unentgeltlichkeit des Unterricht, und damit unnöthiger Weile die öffentliche 
Hülfe in Anfprucd nehmen. Die befjeren Elemente werden fo beftraft, die jchlech- 
teren begünftigt. 

Die radicale Pädagogik unferer Tage hat diefe Nachtheile volljtändig er—⸗ 
fannt und daraus die Confequenz gezogen, daß e8 überhaupt nur eine Volks— 
ſchule für das ganze fchulpflichtige Alter geben dürfe, alfo die Vorſchule der 
Gymnaſien und Realſchulen und die unteren Klafjen der höheren Bürgerfchulen 
und Töchterfchulen aufgehoben werden müßten. Hierdurd würde vielleicht einem 
gewiffen Kaftengeifte wirkſam entgegen gearbeitet werden fünnen, aber nur mit 
ver Folge, daß der gefammte Bildungszuftand der Nation heruntergedrüdt wird. 
Das Liberale Schlagwort Tpiegelt hier ein den wirklichen Berhältniffen nicht ent= 
Iprechendes Ideal vor, deſſen Verderblichkeit jedem, davon nicht von vornherein 
befangenen Pädagogen einleuchten muß. 

Oder ijt nicht der Anſchauungs- und Gedantenkreis, den ein Kind der wohl- 
habenden Stände in die Schule mit bringt und an den diefe nothwendigerweiſe 
anknüpfen muß, total verichieden von dem der mittleren und unteren Stände? 
Iſt nicht die Bildfamkeit von dem Haufe und den häuslichen Umgebungen ab- 
bängig, nicht häuslicher Fleiß und Nahhülfe bier ſtets vorhanden oder doch 
möglich, dort fchwerer oder ganz unmöglih? Die Kinder müffen daher in der 
Schule mehr nad) focialen Klaſſen der Bevölterung getrennt werden, nur fo fommt 
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die Individualität zur Geltung, nur eine fo erzogene Jugend wird eine organisch 
und harmoniſch gegliederte Gelellichaft darftellen Fünnen 2). 

Natürlich wird man nicht für jede oder einige ftatiftifch unterſchiedene Bes 
rufsklaſſen oder verfchiedene Stufen der Einfommenfteuer befondere Schulen zu 
unterhalten brauchen. Aber eine große und durchgreifende Unterfcheidung der 
Bevölkerung, namentlih in einer großen Stadt, melde die Generalifirung immer 
erleichtert, ift unfchwer aufzuftellen. 

Eine ftatiftiiche Vergleichung hat ferner ergeben, daß die Eltern der Schul- 
geld zahlenden Elementarfchul= Kinder durchaus nicht ausfchlieglih den unteren 
Stufen der Eintommenfteuer angehören, ja bis zu 1000 Thlr. jährlichem Ein: 
fommen und darüber eingeihätst find. Namentlich ift die Weberfüllung der Vor— 
ſchulen oder der geſuchten höheren Töchterfchulen oft genug Veranlaſſung, daß 
auch ganz wohlfituirte Eltern ihre Kinder für kurze Zeit den ftädtifchen Elementar= 
ihulen zuſchicken. Weshalb für ſolche Eltern ganz freie Schule gewährt werden 
ſoll, ift abjolut nicht einzufehen. Diefelben würden fehr gerne bereit fein, ihre 
Kinder bis zum Beſuch der höheren Schule den rein elementaren „gehobenen“ 
— zu überweiſen, welche von den Kindern des Proletariats be— 
reit ſind. 

Natürlich kann eine derartige, mehr organiſche Gliederung des Schulweſens 
auf die Ermäßigung der ſehr ——— Koſten des Schulweſens nur einen 
geringen Einfluß ausüben. Ich babe aber dieſen wichtigen Punkt ſpeciell hervor: 
heben zu müfjen geglaubt, um zu zeigen, wie alle Klaſſen der Bevölkerung, und 
zwar im Berhältniß ihrer weſentlich durch das Einfommen bedingten foctalen 
Stellung an der Wohlthat des geſammten höheren, mittleren und niederen Schul- 
weſens Theil nehmen. Jedenfalls vechtfertigt fich alfo dadurd die Einführung 
einer communalen Eintommenfteuer mindeſtens zur Dedung der Zuſchüſſe, die 
das Schulweſen erfordert, und welche in einzelnen Städten bis zur Hälfte des 
geſammten Stadthaushalts in Anfprud nehmen. 


An communalen Eredit-Inftituten ift die „ſtädtiſche Bank 
zu Breslau“ die einzige im Beſitz einer preußiſchen Stadt beftehende Anftalt 
diefer Art. Sie hat nad) $ 1 ihres Statuts den Zwe „Handel und Gewerbe 
zu unterftügen und zu beleben, den Geldumlauf zu befördern und Gapitalien 
nugbar zu machen“. In diefer Form ift ihre Eriftenzberehtigung auch in der 
neuen Reichsgeſetzgebung anerkannt, wenn auch die Entziehung der Befugniß zur 
Noten-Ausgabe Seitens der Staatd-Regierung mit dem Ablaufe jedes Kalender: 
jahres nach vorgängiger einjähriger Kündigung verfügt werden kann. Die ftatuten- 
mäßig vorgejchriebene Einfchränfung der Notenemiffion bis zur Höhe des Grund» 
Gapitald von 3 Millionen Mark, ſowie der Banfgefchäfte überhaupt, namentlich 
der Annahme verzinslicher Depofiten, welde die Höhe des Grund:Capitald und 
des Nejervefonds nicht überfteigen darf, das Verbot hypothekariſcher Beleihung, 
der Wechjel Acceptirung, des Waarengeichäfts für eigene oder fremde Rechnung 
— gewährt eine genügende Garantie vor Mißbräuchen. Für die Finanz-Ver— 
waltung der Grofftadt bietet das Beſtehen eines eigenen Bankgeſchäfts die größten 


1) Cfr. Dr. H. Schwabe und Dr. F. Bartholomäi, „Ueber Inhalt und Methode 
einer Berliner Schuͤlſtatiſtit“ im IV. Iobrgana des Berliner Jahrbuchs für VBoltswirth- 
ihaft und Statiftik. 
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Vortheile dar, welche ſich zwar nicht ziffermäßig darſtellen laſſen, aber jedenfalls, 
den effektiven Ueberſchuß, der in Breslau in den legten Jahren 2= bis 300,000 
Mark betragen bat, nicht unerheblich höher ericheinen laffen dürfte. Daß Diele 
Ueberfchüffe, weldye wejentlih durch eine zweckmäßige und über jeden Zweifel 
jolide Nutzbarmachung ftädtiichen Vermögens entftanden find, auch wieder Der 
gefammten Bürgerichaft durch Ermäßigung der Steuern zu Gute fommen müfjen, 
dagegen dürften wohl weitere Einwendungen nicht erhoben werben. 

Zweifelhafter erſcheint es jedenfalls, ob es angemefjen ift, Ueberſchüſſe com: 
munaler Sparkaſſen für andere ftädtifche Zmede zu verwenden. Die formelle 
Berechtigung ift allerdings vorhanden, wenn eine ſolche Verwendung den Sparern 
befannt ift und die den Sparern gegenüber eingegangenen Verbindlichkeiten in 
vollem Maße erfüllt werden. Es ıft ferner zu bedenken, daß, wenn der bei 
unbedingter Sicherheit der Gapitalanlage gewährte Zinsfuß den landesüblichen 
Berhältniffen entfpricht, eine Erhöhung deſſelben mit den größten Gefahren ver: 
bunden ift, da ein übermäßiger Andrang nicht von Sparern, ſondern von ſolchen 
Perſonen entjtehen wird, die für beftehende Gapitalien von diefem höheren Zinsfuß 
profitiven wollen. Man wird dann vorausfichtlich bald wieder zu einer — ſehr 
unangenehn empfundenen — Zinsermäßigung feine Zuflucht nehmen müſſen; 
eö wird jo eine Unjicherheit entfteben, die der Würde des Inſtituts nicht ange: 
meſſen ift und demfelben in ver öffentlihen Meinung nur ſchaden kann. Es 
ift ferner zu berüdjichtigen, daß die Entwidlung des Sparkaffenwefens in Preußen 
zwar äußerlich numeriſch eine ſehr bedeutende ift. Es waren in Preußen in 
Sparkaſſen angelegt !) 





1859 1869 1873 1874 
Thaler 48.408.912 169.450.463 295.613.652 347.981.276 
auf Bicher } 5649866 1.358.641 1.907.914 2.061.199 
unter 100 Thlr. 77,75 71,16 65,54 64,31 
en ae 100-200 „ 1 15.49 16,80 17.06 
über 20 5 80 IT 1 
Summa 100,00 100,00 100,00 100,00 


Das ftarke Fallen der Fleinen und noch bedeutendere Wachlen der großen 
Conten fcheint mir weniger auf eine wirflihe Sparthätigleit der Heinen Leute, 
als vielmehr auf die größere Beliebtheit diefes Anlagemodus für Stiftungen, 
Vormundſchaftsgelder u, |. w. zurüdgeführt werden zu müſſen. Nicht die Neu— 
bildung - und Vergrößerung fleiner Capitalien, fondern die fihere Verzinſung 
vorhandener Gapitalien ſcheint mir darnad immer mehr die Hauptfache bei den 
öffentlichen, namentlich auch den ſtädtiſchen Sparcafjen zu werden. Da e8 nur 
die Autorität und Haftpflicht der öffentlichen Gewalt ift, welche dieſe Anziehungs- 
fraft auf das kleine Capital ausübt, ſcheint mir diefelbe auch materiell berechtigt 
zu fein, die nad) gewiffenhafter Erfüllung ihrer Verpflichtung entftehenden Kleinen 
Ueberſchüſſe für ſolche Zwede zu verwenden, welche den Sparcaſſenbuch-Inhabern 
zwar nicht direct, aber indirect wieder zu Gute fommen. Ich kann e8 daher 
nur billigen, daß 3. B. in Breslau — unter ausdrüdlicher Zuftimmung der 
Auffichtsbehörde — jährliche Ueberſchüſſe der Sparcaffe im durchſchnittlichen Be— 


1) „Beiträge zur Statiftit der Sparcafien im preufifchen Staat“, bearbeitet im 
Auftrage Sr. Ercellenz des Heren Minifters des Innern Grafen zu Eulenburg vom 
königl. ftatiftiichen Burean. 
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trage von 60,000 Mark befonderen, allerdings weſentlich communalen Zwecken 
dienenden Inftituten, wie der Bürger-Berforgungs-Anftalt, einer Stiftung für 
verwahrlofte Kinder, dem Dienſtboten-Hospital, der ftädtiichen Beamten Wittwen- 
caſſe umd einem Verein zur Erziehung hilfloſer Kinder überwielen find. 

Bei eventuellen Leihamts-Ueberſchüſ jen trifft das gegen eine momen= 
tane Erhöhung der Sparcafjenzinfen Geſagte in erhöhtem Maße gegen eine 
vorübergehende Ermäßigung der Yeihamtözinjen zu. Deffentliche Leihämter machen 
nur gute Gejchäfte bei ſchlechten Zeiten, die da® Armenbudget fehr in die Höhe 
Ichnellen laſſen. Es ift daher gerechtfertigt, daß ſolche Ueberſchüſſe zur Er- 
mäßigung der Koften de8 Armenmwejens, und zwar ohne weitere Einſchränkung, 
verwendet werden. Die große verbleibende Laſt des öffentlichen Armenwejens 
fann angemefjen nur nad) der allgemeinen Leiftungsfähigfeit, alfo der Einkommen— 
teuer, wertheilt werden. Allerdings Liegt in einer Verwendung von Leihamts— 
Ueberſchüſſen ideell und rechtlich eine Erleichterung der Commune von ihren geſetz⸗ 
lichen Pflichten zum Theil auf Koften der ärmeren Volksclaſſen. Aber die Yeihämter 
werben auch von wohlhabenderen Perſonen bei vorübergehender Gelpverlegenheit 
oder zum Zwecke ficherer Unterbringung von Koftbarfeiten bei Badereifen u. |. w., 
womit dann gleichzeitig noch ein Reiſevorſchuß verbunden ift, gern benutzt. Gegen 
eine indirecte Beſteuerung dieſes Verfahrens werden Einwendungen wohl faum 
erhoben werden. Glücklicherweiſe find übrigens die Leihamts-Ueberſchüſſe überall 
nur gering, in Breslau fpeciell oft genug negativ. Nichtödeftomeniger ift Die 
vorhin für die Eriftenz derartiger beſonderer Inftitute aufgeftellte Principal- 
bedingung, das öffentliche Wohl geravde hier beſonders zu betonen, Denn abge- 
iehen von der Beredhtigung eines ſoliden Fauſtpfand-Credits, dienen die öffent: 
lichen Yeihämter als Gegengewicht gegen die Ueberhandnahme und den Wuchers 
ſchwindel des verberblichften aller Gelchäftszweige, des Togenannten Rückkaufs. 
Ih kann e8 daher nur bedauern, daß die ftäptiichen Behörden Berlins aus 
principiellen Gründen die Uebernahme der dortigen königl. Leihämter verweigert 
haben. Die fernere Unterhaltung derſelben durch den Staat geichieht meines 
Erachtens Lediglich im Intereſſe der Stadt. 

Ueber die eigentlichen Berkehrs-Abgaben kann ich mich furz fallen. 
Ste find mit Recht nicht beliebt und wohl, wenn die Finanzlage der Communen 
8 irgendwie geftattet, dem Untergange gewidmet. Charakteriſtiſch ift der Jubel, 
mit dem 3. B. die Aufhebung des von einer Actiengeſellſchaft in Berlin erho= 
benen „Sechler‘=Z008 auf der darnach vom Vollsmunde benannten „Seufzer”- 
Brücke begrüßt wurde. Aber die innere Berechtigung ſolcher Abgaben möchte 
ich nicht im ‚Zweifel ziehen. Wahricheinlic würde mande Brüde nicht gebaut 
werden, wenn ſich nicht durch Brüdenzölle, die nur von den Intereffenten erhoben 
werden, die Möglichkeit zur Verzinfung und Amortifivung des für den Bau auf: 
ge Capitals darböte. Auf der Cölner Nheinbrüde, ver Dresdener Elb- 

rüde, der Budapefter Tonaubrüde wird bei lebhaftefter Frequenz ohne Wider: 
ſpruch der Bevölkerung ein Zol von Fußgängern und Wagen erhoben. Ya in 
Budapeft trennen die impofante Kettenbrüde nur wenige Schritte von dem nicht 
minder großartigen, unter der Dfener Burg durchgeführten Tunnel, für deilen . 
Pafjirung abermal® und ein noch höherer Zoll erhoben wird. Das ift freilich 
nicht ſchön, aber es wäre noch weniger fchön, wenn beide Werfe nicht vorhanden 
wären, oder nur mit einer übermäßigen Anfpannung der Steuerfraft oder Des 
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Credits der Stadt erkauft werden könnten. Namenilich ſcheint mir — auch 
nad) Aufhebung der ſtaatlichen Chauſſeegelder — ein ſolches für ſolche ſtädtiſche 
Chauſſeen nicht ganz zu verwerfen, die entfernte und entlegene Theile des ſtädti— 
ſchen Weichbilds mit der Stadt in Verbindung ſetzen und den Werth der dortigen 
Pändereien, deren Befiter die Zölle zu zahlen haben, erheblich zu fteigern geeignet 
find. Allerdings verbietet e8 die Natur der Erhebung von jelbft, daß aus 
etwaigen Ueberſchüſſen diefer Art Zuſchüſſe für den ſtädtiſchen Haushalt gebilvet 
werden. Aber auch ohne einen ſolchen Mißbrauch gehören ſolche Abgaben zu 
den ftädtilchen Beiträgen, die eventuell eine Ermäßigung der ſtädtiſchen Steuern 
im Gefolge haben und daher hier nicht übergangen werben fonnten. Weniger 
Einwendungen wird man wohl gegen die Vergütung für die Benugung der öffent- 
lichen Strafen dur communale oder private Berfehrs- Anlagen erheben, wie 
3. B. für Aufftelung von Anfchlagsjäulen, Pferdebahn-Geleiſe u. j. w. Im 
letter Beziehung ift 3. B. zu bemerten, daß Breslau, abweichend von Berlin, 
bei dein Abſchluß der bezüglichen Verträge fi einen Antheil von dem über den 
gewöhnlichen Zinsfuß hinausgehenden Reingewinn des Concejfionärd — ic) meine, 
mit vollfommenem Rechte — ausgemacht bat. In Berlin war befanntlih bis 
vor Kurzem das Eigenthum der Stadt an ihren eigenen Straßen bejtritten. 

An den Beiträgen, melde zunächft und direct beftunmte Glafjen won Ge: 
meindeangehörigen treffen, participirt natürlich in erfter Linie die fichtbarfte Form 
der Gemeindeangehörigkeit, nämlich der Grundbejig. In diefer Beziehung 
allen bat der Gejegentwurf, betr. die Gemeinde-Abgaben in Preußen, eine — 
allerdings nicht glückliche — Ausnahme von dem jonft überall vorgefchriebenen 
allgemeinen Steuerprincip zugelafjen, und zwar im $ 2, wo im Ablag 4 
— und zwar in Webereinftimmung mit der VBorfchrift im $ 12 Abſatz 1 ber 
Kreisorbnung, die Beftimmung getroffen worden ift, daß zu „Ausgaben für 
Berfehrsanlagen“ fowohl die Grund» als die Gebäudefteuer innerhalb der 
bereits angeführten Marimalbelaftung mit einem höheren Procentfage herange— 
zogen werden fünnen, als zu den jonftigen Gemeindeabgaben, während im Abſatz 5 
(de8 citirten $ 2) bei den Abgaben zu Verkehrsanlagen eine gänzliche Freilaffung 
der Grund- und Gebäubdefteuer niemals ftattfinden darf. In einer ſolchen Extra— 
belaftung des geſammten Grundbeſitzes für beftimmte Ausgaben Tiegt nicht die 
Natur eigentliher „Beiträge beftummter Intereffenten für Yeiftungen der Ge— 
meinde, weil der gefammte Grundbeſitz nicht als interejfirt bei einer einzelnen 
Berfehrsanlage angejehen werden kann. Im Gegentheil ift es jehr wohl möglich, 
daß derartige Einrichtungen in einer Stadtgegend einer andern pofitiven 
Schaden zufügen. Wenn 3. B. durch einen foftipieligen Straßendurchbruch zu 
einer beftehenden Tebhaften Geſchäftsſtraße eine für den gefchäftlichen Verkehr 
günftiger gelegene Parallelſtraße bergeftellt wird, jo wird ver Miethswerth der 
Laden und Comtoirs in der erjteren Straße pofitio finfen. Dper wenn 3. B. 
in einer langſam wachlenden Stadt einzelne unbebaute Strafen durch Pflafterung, 
Entwäfferung u. ſ. w. in einen bebauungsfähigen Zuftand verſetzt werden, andere 
aber, welche ſonſt vielleicht mehr Chancen für die Bebauung dargeboten hätten, 
aus beftimmten Gründen in einem vernachläſſigten Zuftande bleiben, jo wird 
das Intereſſe der Bevölkerung den letteren entzogen und die Aojacenten Diefer 
werben durch jene Verkehrsanlagen entſchieden geſchädigt. Nichtsdeſtoweniger 
ſollen fie die Möglichkeit der Schädigung ihrer Intereſſen extra bezahlen helfen. 
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Man fieht alſo die Unanwendbarkeit des Princips von „Leiftung und Gegen— 
leiſtung“ bei einer allgemeinen Befteuerung des Grundbefiged und bei einer 
jo vagen Bezeihnung der „Leiftungen“, wie durch das Wort „Berfehrsanlagen”. 
Die Straßenpflafterung wird wohl dazu gehören, Neupflafterungen find aber in 
unterirbifch entwäflerten Städten nidyt denkbar ohne die Anlage von Ganälen. 
Alſo gehört die Canalifirung auch zu den Verkehrsanlagen; mit der Canali— 
firung fteht in engfter Verbindung und Wechfelwirkung die Anlage von Wafler- 
leitungen. Wie die Venen und Arterien im menſchlichen Körper, jo functtoniren 
die Reinwafjerröhren und Canalleitungen im Organismus der Grofftabt. Bei 
einer gleichzeitigen und rationellen Anlage beider Inftitute find die Koften gar 
nicht zu trennen. Alfo kann die Herftellung von Wafferleitungen auch zu ben 
„Verkehrsanlagen“ gerechnet werben, Jedenfalls ift hierbei der Interpretattong- 
funft der Stabtvertretungen, eventuell der willkürlichen Entſcheidung der Aufſichts— 
behörden ein weiter und unzuläffiger Spielraum gelaffen. 

Ih muß mich darnach gegen diefe Vermiſchung des Steuer- und des Bei- 
trags-⸗Syſtems erflären, acceptire aber aus diefer von der Staats-Regierung 
proponirten Beftimmung die damit von derfelben gegebene Anerkennung, daß in 
ftäbtiichen EtatSverhältniffen eine fpecialifirte Verrechnung befonderer Einnahmen 
und Ausgaben möglich ift. Hiermit erledigt fich, wenigftens vom Standpunkte 
der Aufjichtsbehörde, ein gegen die Ausdehnung des Beitrags-Syſtems möglicher: 
weife zu erhebender Einwand, daß dadurch die Ueberficht über die Finanzen und 
ven Etat erjchwert werde. Mir ſcheint im Gegentheil eine größere Speciali= 
firung, eiatsmäßige Heraushebung und Balancirung einzelner Zweige der Com: 
munal-Berwaltung nur jehr günftig für das Verſtändniß und Intereſſe an den 
ſtädtiſchen Finanzen auch in weiteren Bewölferungsfreifen zu wirken. Beſonders 
find e8 diejenigen wirklichen „Beiträge‘‘ des ftädtifchen Grundbejiges, welche ich 
oben bereit8 jpecialifirt habe, deren befondere etatsmäßige Behandlung fehr 
belebend auf ſtädtiſche EtatSberathungen einwirken dürfte. — 


Bei der erften Kategorie: Beiträge von Adjacenten zur Her— 
ftellung neuer Straßen, zu Straßenverbreiterungen und Durd = 
brüden fann id) von poſitivem gejeglichen Boden ausgehen. Es ift das 
preußijche Gefeg vom 2. Juli 1875, betreffend die „Anlage und Berände- 
rung von Straßen und Plätzen in Städten und ländliden Ort- 
haften“, dejien $ 15 folgendermaßen Yautet: 


„Durch Ortsftatut kann feftgefetst werben, daß bei der Anlegung einer neuen ober 
bei der Berlängerung einer ſchon beftehenden Straße, wenn folde zur Bebauung be- 
flimmt ift, fowie bei dem Anbau an fhon vorhandenen, bisher unbebauten Straßen 
und Straßentheilen von dem Unternehmer der neuen Anlage oder von den angren— 
zenden Eigenthümern — von letteren, fobald fie Gebäude an der neuen Straße 
errihten — die Freilegung, erfte Einrichtung, Entwäfjerung und Beleuchtungsvor- 
rihtung der Straße in der dem Bedürfniß entjprechenden Weife befchafft, fowie deren 
zeitweiſe, höchſtens jedoch fünfjährige Unterhaltung, beziehungsweife ein verhältnigmäßiger 
Beitrag oder der Erfaß der zu allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koften geleiftet 
werde. Zu biefen Verpflichtungen können die angrenzenden Eigenthümer nicht für 
mehr als die Hälfte der Straßenbreite und, wenn die Straße breiter als 26 Meter 
ift, nicht für mehr als 13 Meter der Straßenbreite herangezogen werben. 

Bei Berechnung der Koften find die Koften der gefammten Straßenanlage und 
beziehungsweife deren Unterhaltung zufammenzurechuen und den Eigenthiimern nad 
Verhältniß der Länge ihrer die Straße berührenden Grenze zur Laft zu legen. 


— 
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Das Ortsftatut hat die näheren Beſtimmungen innerhalb der Grenze vorſtehender 
Vorſchrift feftzufegen. Bezüglich feiner Beftätigung, Anfechtbarkeit und Belanntmadung 
gelten die im $ 12 gegebenen Vorſchriften“. 

Natürlich Haben die großen Städte jich beeilt, derartige Ortöſtatuten zu erlaſſen, 
fie find aber meines Erachtens durch den Wortlaut: „angrenzende Eigenthümer““ 
theils zu jehr behindert in der Heranziehung der wirklichen Interefjenten, theils 
in die Yage verfegt, unter Umftänden Ungerechtigfeiten begehen zu müffen. Denn 
bei ſehr parcellirtem Grumdbefig kann e8 vorfommen, daß der angrenzende Eigen— 
thümer nad unentgeltliher Hergabe feines Yandes ein Reftgrundftüd übrig be- 
hält, dejjen Werthsminderung durd die Abtretung größer ift, als die Werths— 
erhöhung durch die Straßenanlage. Diefer Fehler hätte vermieden werden fünnen, 
wenn man das Beitragsprincip etwas weiter gefaßt hätte, und zwar in der Art, 
daß man die Bildung paralleler, gleih breiter Werthözonen zu beiden Seiten 
der neu anzulegenden Straßen, mit Beiträgen der Befiger in abftufender Ord— 
nung, je nach der Entfernung von ter Straße, ortöftatutariich zugelafjen hätte, 
wie Derartige Einrihtungen in mehreren nicht preußiſchen Städten beftehen und 
fih bewähren). Hiermit könnte dann eventuell ein Separations-Ver— 
fahren des ſtädtiſchen Grundbeſitzes in ähnlicher Weife, wie es die fogenannte 
General-Commiljionen in Preußen auf Iandwirthichaftlichem Gebiete betreiben, 
verbunden werden. 

Ferner iſt es jet Ihon üblich, Daß bei einzelnen Straßendurdhbrüchen und 
Erweiterungen im Innern der Etadt Beiträge von den Adjacenten Seitens der 
Sommune auf gütlihen Wege erhoben werden, wenn jene Anlagen durch das 
Verkehrs-Intereſſe unabweislich geboten find, oder daß man, bei nicht vorhandener 
Dringlichkeit, die Herftellung folder Anlagen von der Gewährung von Beiträgen 
der durch diefelben an Grundwerth geminnenden Grundbeſitzer abhängig macht. 
Auf dieſe Fälle ift das Gefeg vom 2. Juli 1875 leider nicht anwendbar. Es 
Icheint mir nöthig, daß man aud bier die Erhebung von Beiträgen auf gelet- 
lichen, reſp. ortöitatutariihem Wege in der oben angedeuteten Weiſe organtjirt. 

Bejondere Beiträge der Hausbefiger für Straßenreinigung find 
möglich, wenn diefer Gejchäftszweig nicht lediglich, wie in Berlin, auf den allge 
meinen Haushalts = Etat übernommen, und nicht, wie in Breslau, Privatjache 
der Hausbefiger ift. Ferner find Beiträge für Straßenbefprengung im 
Sommer möglic, wenn dieſer Geſchäftszweig nicht, wie lange in Berlin, Privat: 
ſache einzelner Straßen=Adjacenten und nit, wie in Breslau, lediglich als 
communale Angelegenheit betradytet wird. In beiden Fällen fönnen wir ung 
nur wieder für ein wirkliches Beitragsſyſtem erflären, und zwar unter Feſthal— 
tung der pecumtären Berpflichtung der Hausbefiger, und mit Concentration der 
Ausführung in der Hand der Commune durch deren Organe. Der Verthei— 
lungs⸗Maßſtab fann nur die Länge der Straßenfront und die halbe Breite der 
Straßen fein, 

Im Uebrigen betrachte ic) die Erhaltung und Unterhaltung des äußern habitus 
einer Stadt („Verkehrsanlagen“ in allerweiteftem Sinne) als eine Principalpflicht 


*) Berlins bauliche Zukunft und der Bebauungsplan, von Dr. Ernft Brud, ©. 109 ff. 
Bau-Erweiterungs-Ordnung von Gotha, vom 9. April 1870, abgedrudt in Orts— 
gefeße 2c., gefammelt von Dr. Hermann Stolp, Bogen 17. 
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des ſtädtiſchen Grundbeſitzes, und da die Anlage der beiben, wie ſchon erwähnt, 
eng verbundenen Inftitute Canaliſation und Wafferleitung weſenilich 
dieſen habitus bedingt, auch die Aufbringung der Koſten derſelben als eine Pflicht 
des Grundbeſitzes. Bekanntlich wird in Berlin für die Koſten der neuen Cana— 
liſirung danach verfahren werden, während in Breslau die allgemeinen Steuern, 
reſp. Anleihen, die Deckung bringen ſollen. Der Maßſtab, nach welchem die 
Verzinſung und Amortiſation der Canaliſations-Anleihe in Berlin von den Haus— 
beſitzern eingezogen werden ſoll, iſt allein die Straßenfront der Gebäude — ein 
meines Erachtens zu einſeitiger Standpunkt, da die Benutzung und Abnutzung der 
Canãle weſentlich auch von der Größe der Bewohnerſchaft des Hauſes und da ferner 
auch der Zufluß unterirdiſcher Wäſſer in die Canäle von der Größe des Grund— 
ſtücks abhängt. Ich halte einen combinirten Mafftab nach dieſen drei Geſichts— 
punkten für richtiger, der aud) dem Werthe und der Ertragsfähigfeit des Grund- 
beſitzes ziemlich adäquat fein dürfte. 

Wie für die Aufbringung der Koften für Wafferleitung, möchte ich 
auch für die der Gasleitung in erfter Linie die Grundbejiger verantwortlich 
machen, und zwar in Vertretung Jämmtlicher betheiligter Miether, auf welche die 
eriteren die Repartition leicht vornehmen können. Es würden Dadurch viel Ver— 
waltungöfoften gelpart, aber auch für die Commune ein viel fidherer Boden ge- 
mwonnen werten. Der Mafftab der Vertheilung kann bier natürlich nur, wie 
in Wirklichkeit überall, da3 Quantum der wirklichen Zuführung an Gas und 
Waſſer jein. i 

Einige Stimmen vertreten die Zuwendung aller durch die Commune ges 
Ichaffenen allgemeinen Bortheile an Alle, ohne Unterſchied des wirklichen Nuten 
und nur nad) dem Mafiftab ver allgemeinen Leiftungsfähigfeit und find jogar 
jo weit gegangen, die foftenfreie Zuleitung des Wafjerd an Jeden zu verlangen. 
Doch ift wohl die Praxis in dieſer Beziehung nirgendwo der Theorie gefolgt. 
Ih halte, wie aus den früheren Ausführungen hervorgeht, die Kommune für 
durchaus beredtigt, aus ſolchen nicht nur gemeinnütigen, jondern auch für Jeden 
eminent nützlichen Unternehmungen einen Gewinn für die Allgemeinheit zu er— 
zielen. Man mag immerhin ein ſolches, factiich überall beftehendes Verfahren, 
eine Beſteuerung der nothwendigften Lebensbedürfniſſe, des Lichtes oder der Arbeit, 
des reinen Waſſers, oder der Gefundheit und Neinlichfeit nennen, wie man aud) 
ſchon mit den letzten Goethe ſchen Worten: „Mehr Licht“ und dem gewiß richtigen 
Cape: „avıgınv ev 19 Höwmg“ dagegen zu Felde gezogen iſt. Aber bei 
nüchterner Betradtung muß man jagen, daß ver bloße Erjag der für ſolche 
Eimrihtungen aufgemendeten Koften nod nicht dem wirklichen Vortheil, der in 
der Benugung derjelben Tiegt, entipriht. Man hat z. B. die Beobachtung ges 
macht, daß die Zahl der Dienftboten in den höher gelegenen großftädtifchen Woh- 
nungen feit der Einrichtung von Wafjerleitung in denjelben abgenommen hat. 
Noch mehr wird vorausfichtlih an zeitweiſe bezahlter Bedienung für kleinere 
Wirthichaften eripart fein. Auch an dem in der Gejundheit vorhandenen ideellen 
Gapital wird durch gutes Wafler und die Möglichkeit, dafjelbe in jevem Augen— 
blit ohne Anftrengung zu haben und nach der Benugung ohne Mühe wieder 
zu entfernen, unendlich wiel geipart, wie denn befanntlid auch für den weiblichen 
Organismus, namentlich in ſchwangerem Zuſtande, Nichts gefährlicher ift, als 
das Schleppen ſchwerer Yaften Treppen hinauf und hinunter. Es ift meines Erachtens 
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öffentliche Pflicht, für ſolche Vortheile angemeſſene Vergütung zu verlangen. Die 
Commune darf keinen Communismus treiben und iſt daher berechtigt, bei ſolchen 
Unternehmungen den gemeinnützigen mit dem geſchäftlichen Standpunkt zu verbinden. 

Eine Grenze, bis zu welcher bei der Preis-Normirung ſolcher durch die 
Commune dargebotener Werthobjecte gegangen werden könne, liegt in der Mög— 
lichkeit ihrer allgemeinen Benutzung. Jedenfalls muß der der Geſammtheit 
wieder zu Gute kommende Unternehmergewinn geringer ſein, als ihn ſich 
jeder Privatunternehmer nach allgemeinen geſchäftlichen Grundſätzen anrechnen müßte. 
Weiter dürfte meines Erachtens eine eventuelle obrigkeitliche Beſchränkung dieſer 
Einnahmequellen nicht gehen. Im ſtädtiſchen Etat von Breslau figurirt z. B. 
ein Reingewinn aus den Gasanſtalten von über 600,000 Mark bei einem Gas— 
preife von 6 Mark für 1000 Kubiffuß, ein Ueberſchuß aus den Waſſerwerken 
ohne Anrehnung der Baukoften von 150—200,000 Mark bei einem Preiſe 
von 10 Reichöpfennigen pro Kubikmeter. 

Die Beiträge für Einquartierungstoften im Frieden hat der 
Grundbeſitz gejeglich zu tragen. In Breslau befteht ein Negulativ für Natural: 
bequartierung und ift die Sorge für Ausquartierung dem Grundbefiger — unter 
Beihülfe der Kommune — überlaffen. Im Berlin ift dagegen die Commune in 
die Verpflichtung der Hausbefiter eingetreten und erhebt für die Koften der Aus- 
miethung nach Bedarf periodiſch im Verhältniß der Miethseinnahmen eine fog. 
Real-Sublevationsfteuer, die aljo Lediglich eine Mopdification regulärer 
Beiträge darftellt. Ein neuerdings in der Stadtverorbneten-Berfammlung ges 
ftellter Antrag, diefe Beiträge in allgemeine Zujchläge zur Hausfteuer zu ver- 
wandeln, iſt jehr zwedmäßiger Weile vom dortigen Magiſtrat zurückgewieſen '). 
Es heift in dem bezüglichen Schreiben: 

„Die Folge hievvon (einer Erhöhung der Hausfteuer, an Stelle der Er— 
hebung der Sublevationsfteuer) würde fein, daß die Hauseigenthümer einen be= 
ftimmten Beitrag zahlen, während fie jegt nur foviel, als nothwendig ift, auf: 
bringen müffen. Soll nun fein Nachtheil für die Stabtcaffe entftehen, jo wird 
die Erhöhung der Hausſteuer Ddergeftalt erfolgen müfjen, daß das Mehrauf: 
fommen die Einquartierungstoften jedenfalls deckt. Dies fann aber nur zum 
Nachtheil der Eigenthümer geſchehen“. 

Ich ſchließe Hier gleich die ganz analogen Beiträge von Pferdebefigern, 
die einer gefeglihen Vorfpannleiftung unterliegen und die fid) durch ſolche 
Beiträge (ſog. „Vorſpann-Exemtionsſteuern“ in Berlin) davon auf Koften der 
Commune befreien. In Breslau beftehen derartige Beiträge nicht. 

Beiträge für ſtädtiſche Feuerwehren habe ich vorne an letter Stelle 
für Immobilien Societäten, aljo den Grundbefig und an erfter Stelle 
für Privat-Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaften, aljo Handels-In= 
ftitute im weiteren Sinne angenommen. Ich werde beide eng zufammenhängenden 
Arten von Beiträgen bier zufammenfafjen. Das Beftehen einer guten Feuer: 
wehr ift für die ganze Einwohnerihaft von dem allergrößten Vortheil, einmal 
für die gegen Feuersgefahr nicht Verficherten dadurch, daß fie Dabei weniger risfiren, 
lodann auch für die Verficherten dadurch, daß fie vorausſichtlich eine geringere 
Prämie zu zahlen haben. Die auf Gegenfeitigkeit bafirten Verſicherungs-Geſell— 


') Berliner Communalblatt. Jahrgang 1876. ©. 422. 
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haften, aljo namentlich die öffentlichen Soeietäten, wie ſolche nod in Berlin 
und Breslau für den Grundbefig beftehen, empfinden dieſen Vortheil natürlich 
direct durch den geringeren, zur antheiligen Tragung vertheilten Schaden. Es 
erſcheint daher nur billig, daß ſolche Societäten, wie es in Berlin geichieht, in 
Breslau leider nicht, einen Beitrag für die Unterhaltung der Feuerwehr zahlen. 
Da die auf Gewinn operivenden Berficherungs-Actien-Gejellfchaften trog der ges 
ringeren Prämie, wie fie gute Feuerwehren im Gefolge haben, immer nod. ein 
jehr gutes Geſchäft in großen Städten machen, ift e8 ferner auch nicht unbillig, 
wenn biejelben fih dafür einigermaßen erfenntlid zeigen. Dies ift bisher auf 
ütlichem Wege in Berlin geſchehen. Einer geſetzlichen Normirung dieſes Ver— 
—* ſcheint mir Nichts im Wege zu ſtehen, wenn man auch darin wieder 
eine verderbliche Steuer auf die wirthſchaftlichen Tugenden der Vorſicht und der 
Sparſamkeit ſehen ſollte. 

Aber auch öffentliche und private Pfandbrief-Inſtitute müſſen das 
größte Intereſſe an einer gewiſſenhaften Abſchätzung der Baulichkeiten für den 
eventuellen Feuerſchaden haben, denn die hierdurch erwachſenden Koſten werden 
von den Societäten getragen und wirken demnach indirect auf den von dieſen 
nach den vorhergehenden Ausführungen zu zahlenden Zuſchuß ein. Die 
officielle Feuertaxe, wo ſie beſteht, iſt die nothwendige Grundlage für den Real— 
credit, fie wirft durch die pupillariſche Beleihungsgrenze direct auf den öffent: 
lichen Glauben von dem Werthe des Grundbeſitzes ein und hängt mit dem ge— 
lammten Wohl und Wehe einer Stadt eng zuſammen. Wo fein Realeredit ıft, 
da iſt auch feine Bauluft, feine Entwidlung, oder wenn aus anderen Quellen 
der Stadt neues Leben zugeführt wird, perennivende Wohnungsnoth und Woh— 
nungstheuerung. Ebenfogut, wie ic) daher die Communen für berechtigt, even= 
tuell verpflichtet halte, Pfandbrief- Inftitate auf ſolidariſcher Verpflichtung der 
Grundbefiger, ohne communale Verbindlichkeit, aber unter communaler Aufficht 
ins Leben zu rufen, für ebenfo berechtigt, eventuell verpflichtet halte ich Diele 
Inſtitute ſelbſt, an vie Commune, und zwar wegen der unter öffentlicher Auto— 
rität hergeftellten Grundlage für die Werthbemeffung und Beleihung, welche mit 
dem Beftehen der Feuerwehr zuſammenhängt, einen Beitrag zu zahlen, der dem— 
nad) indirect wieder den Grundbefit trifft. 

Die Koften der öffentlichen Sicherheit überhaupt brauchen allerdings dadurch 
nicht allein gedeckt zu werden, vielmehr rechtfertigt die relative Sicherheit der nicht 
verficherten Einwohner und die durch die Zuſchüſſe der Verficherungs = Anftalten 
nicht aufgewogenen Vortheile der Berficherten die Auflage einer allgemeinen Steuer, 
welche nach dem Werthe des äußeren Aufwandes für die Haushaltung bemejjen 
werben kann. ine folde „reale Hausftandsftener‘ (nach Gneift) ift Daher für 
alle größeren Städte wohl geeignet, wenn auch in geringerem Umfange und nad 
anderem Erhebungsmodus, ald in Berlin, wo die Haus: und Miethsſteuer über 
die Hälfte ſämmtlicher Steuern aufbringt. Auf die Natur diefer Steuern muß 
ih noch zurückkommen. 

Bon den Beiträgen, welche der eigentlihe Handel durch geringe Ueber— 

Ihüffe von Hafen-Anlagen, WaagerAnftalten, Padhöfen, Lager— 

häuſern u. |. w. zu Ieiften Hat, gilt zum Theil das bei den verſchiedenen Bei— 

träge-Kategorien Geſagte in berjelben Weiſe. Zum Theil haben dieſe Anftalten 

nur Bortheil, wenn fie öffentlichen Glauben genießen — ein ideeller Werth, deſſen 
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Vergütung verlangt werden kann. Zum Theil iſt die Commune durch ihren 
Grundbeſitz zur Herſtellung ſolcher nothwendiger Anlagen gedrängt und muß ſich 
ihr Riſico auch über die Herftellungstoften bezahlen laſſen. Zum Theil endlich 
beftehen andere derartige Privat-Anftalten, die auf Unternehmergewinn berechnet 
find, und die nicht durch erheblich niedrigere Normirung der Preife Seitens der 
Commune ruinirt werden dürfen. Eins der dringendften Bebürfniffe für Breslau 
ift z. B. die Anlage eines Hafens mit Magazinen ıc,, der nur durch die Commune 
unter Beihülfe des Staats ind Leben gerufen werden kann. Wenn aud) der die 
Anlage benugende Handel und Verkehr direct den Bortheil diefer Anlage genieft, 
würde doch aus den entiprechenden Gefällen jedenfalls Fein wirklicher Ueberſchuß 
für das Unternehmen zu erzielen fein, da die Herftellungsfoften zu bedeutend find. 
Aber auf eine Berzinfung eines Theils derjelben müßte man allerdings Bedacht 
nehmen, und den größeren Reſt durd allgemeine Steuern deden. Ber folcyen 
weit ausjehenden communalen Aufgaben halte ich e8 übrigens für vollkommen 
gerechtfertigt, wenn die Commune als richtig Tpeculivender Geſchäftsmann aufs 
tritt und, da das Enteignungs-Geſetz die zweckmäßige Erwerbung von Grund 
und Boden über das nadte Bedürfniß hinaus nicht geftattet, vor dein Belannt- 
werden des Projectes fich in den Befig des gejammten, an der Werthserhöhung 
jevenfall8 und direct betheiligten Boden-Compleres zu jegen und dann durd wor: 
theilhaften Verkauf einen wejentlichen Theil der Koften wieder herauszuſchlagen 
ſucht. Wenn man anderenfall® die Nealfteuern für ſolche Zwede in hervorragen— 
der Weife in Anfpruch nehmen will, fo ift darauf zu erwidern, daß gerade durch 
ſolche partielle Anlagen große Ummälzungen in den Grundwerthen, und ent= 
ſchiedene Entwerthungen bisheriger unvollfommenerer Anlagen dieſer Art, ſowie 
des gefammten Grundbeſitzes, in deſſen Nähe dieſelben bisher gelegen waren, 
entftehen müſſen. 

Wenn auch die Benugung der öffentlichen Pläge und Straßen einer Stadt 
zur Aufitellung von Buben bei Jahrmärkten oder zur Ausftellung von 
Wohenmarfts-Artifeln der Stadt ſelbſt Nichts Koftet, die Abnugung nicht 
gerechnet werden fann und aud die Wiederherftellung. des früheren Zuftande 
oft den Marktbejuchern zur Pflicht gemacht wird, jo rechtfertigt ſich doch eine 
Marktabgabe, die alſo weſentlich eine Reineinnahme darftellt. Und zwar muß 
diefe Abgabe als eine Platzmiethe aufgefaßt werden, die einigerinaßen mit 
der Yadenmiethe der übrigen Gefchäftstreibenden in Einklang zu jegen ift, welche 
anderenfall® in der Concurrenz benachtheiligt werden würden. Einen principiellen 
Unterfchied zwifchen den Märkten für nothwendige Lebensmittel und andere Waaren 
fann ich nicht zugeben, ebenfo wie ich auch, bei der Anlage von Markthallen, 
Die Koften derſelben durch die Standgelver mehr als gededt zu ſehen wünfchte. 
Dem Borwurfe, einer Vertheuerung der Lebnsmittel damit das Wort zu reden, 
begegne ich mit der Antwort, daß eine unnatürliche, durch unentgeltliche Hergabe 
materieller Bortheile entjtehende Verbilligung der Nahrungsmittel ein eben fo 
großer Uebelſtand iſt. UWeberhaupt ift die Erhebung eines Wochenmarkt-Stand⸗ 
gelds von täglich 8 Pf. bis 15 Pf. pro Duadrat- Meter Raum, wie e8 in 
Breslau erhoben wird, jo gering, daß bierdurd allein ein verhältnigmäßiger 
wirklicher Preisaufſchlag nicht hergeleitet werden kann. Wenn trogdem etwa 
nach der Neueinführung derartiger Abgaben in jolden geringen Beträgen Preis- 
erhöhungen fich bemerkbar machen follten, jo ift nicht die Abgabe daran ſchuld, 
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jondern die Conjunctur oder die Koalition der Verkäufer. Ueberhaupt verdient 
ver letztere Umftand bei allen großftäbtiichen Preifen von für den augenblid- 
lichen Conſum beftimmten Artikeln eingehende Würdigung. Ich halte die Com— 
mune theil8 im allgemeinen, theils auch im fisfaliichen Intereſſe ihrer Markt— 
gelver für berechtigt und verpflichtet, der Preisnormirung durch Coalitionen der 
Berfäufer in jeder Beziehung entgegen zu wirken. Sie kann Died durch Veran— 
ftaltung amtlicher Auctionen von Lebensmitteln en gros, Durch Außerliche Trennung 
der Zwiſchenhändler von den fleinen Producenten, die mit ihren eigenen Erzeug- 
niffen zu Marfte ziehen, durch verjchiedene Normirung der Abgaben, je nad 
den in ärmeren oder reicheren Stadtgegenden errichteten Märkten, durch Einwir- 
fung auf Eifenbahnen, etwa fehlende Züge für den Marftwerfehr nad) der Groß— 
ftabt zu organiſiren, durch Herſtellung von Eiſenbahn⸗ Depots zur vorläufigen 
Lagerung derartiger Waaren, endlich durch die Errichtung von Markthallen, 
und zwar für Den Gros= und den Detail: Berfauf. Man wird fich leicht 
benfen fönnen, daß ein gute8 Arrangement in allen dieſen Beziehungen viel 
ſtärler auf eine Preisermäßigung einwirken kann, als ein aud noch jo hohes 
Marktgeld oder eine anderweitig gefuchte Vergütung für die außerordentlichen 
Aufwendungen an Zeit und Koften, welche die Commune in der Organifirung 
des Marktweſens übernimmt. Befanntlich find die Wochenmarkt-Artikel in Paris, 
trog der Eoftjpieligen Gentral- und Detail-Markthallen, welche zum Theil durch 
Standgelder verzinft werden, und troß des Octroi, der auf vielen derſelben laſtet, 
billiger, als in Berlin, wo es an rationellen Einrichtungen auf den faft foften- 
frei überlafjenen Märkten durchaus mangelt‘), Wenn etwa die Aufſchließung 
neuer Quellen eine Ueberſchwemmung der Großſtadt mit dieſen Artikeln herbei- 
führen jollte, fo ſcheint mir eine mäßige Erhöhung der bezüglichen Abgaben nicht 
ungerechtfertigt zu fein, wie man im entgegengefegten Falle wohl auch den Verſuch 
machen kann, durch Herabfegung der Abgaben mehr Waaren heranzuziehen. 
Fiskaliſche Motive dürften allerdings bei der Handhabung einer Marktpolitif 
nie allein maßgebend jein. 

Eine Einnahmequelle größerer Bedeutung könnten die Marfthallen über: 
haupt nur in der Form werben, wie bie Baugefellihaft, welde den Bau von 
Markthallen in Berlin übernehmen wollte, fie ſich zu verichaffen gedachte, nämlich 
durch möglichft intenfive Ausnugung des anliegenden Terrains, wozu id) die 
Communen aud für beredhtigt halte. Jedenfalls ift das Marktredht eins der 
wejentlichiten und nothwendigften communalen Rechte, deſſen ſich keine Stadt⸗ 
gemeinde jemals begeben ſollte, welches aber auch einer weiteren Ausbildung in 
dem angedeuteten Sinne wohl fähig iſt. 

Die Viehmärkte unterſcheiden ſich principiell von den übrigen Märkten 
nicht, wenn ſie auch factiſch viel häufiger durch Privat-Conceſſion und Uſus 
aus dem communalen Machtbereiche herausgetreten ſind. Da eine, namentlich 
auch vom hygieniſchen Standpunkte rationelle Geſtaltung des Fleiſchverkehrs nur 
durch eine Centraliſation und Combination des Viehmarkts mit dem Schlachthof 
möglich ift, jo falle ich die aus dem Biehhandel und dem Schlachtgewerbe 
zu gewinnenden commımalen Beiträge zufammen. In beiden Beziehungen find 
auf der dritten Berfammlung des „Deutſchen Vereins für öffentliche Gefundheits- 


ı) Cfr. die Verhandlungen über Errichtung von Markthallen in Berlin. 
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pflege” im Jahre 1875 in München!) mafgebende Beichlüffe gefaßt worden, 
die ich als Grundlage auch meiner Anfhauung hier citiren will. 

Die hauptfählid aus Werzten und ſtädtiſchen Berwaltungsbeamten 
beftehende Berfammlung nahm folgende Thejen an: 


1. Die allgemeine Einführung einer obligatorifhen Fleifhbefhau if ein 
dringendes Bebürfnif. 

2. Die Beſchau befteht in einer Unterfuhung aller zum menjchlichen Genuß 
beftimmter Thiere vor und nah dem Schlachten buch einen Thierarzt oder 
in Ermangelung eines foldhen durch einen unterrichteten Fleifchbeichauer. 

. Der Zwed der Beſchau ift: geſundheitsſchädliches und efelhaftes Fleifh vom 
Conſume fern zu halten. 

. In Städten ift eine wirffame Durchführung ber Befhau nur in gemein» 
Ihaftlihen Shlahthäufern möglich. 

. Die Beihau des Schlachtfleiſches allein, ohne vorgängige Unterfuchung ber 
lebenden Thiere, bietet keine Sicherheit für deſſen Unfchädlichkeit. 

. Die Einrichtung von Biebmärkten und Fleifhmärtten fann in Städten 
die Fleiſcheontrole weſentlich unterftügen, vorausgefett, daß biefelben unter ber 
Auffiht von fachverftändigen Thierärzten ftehen. 

7. Das erfolgreichfte Mittel zur Verhütung der Trichinenkrankheit ift Die obliga- 

torifch eingeführte mitroftopifhe Unterfuhbung der Schweine. 

8. Als wichtige Hülfsmittel find zu erachten: 

a. Belehrung, daß felbft bei beſtehender Trichinenfhau das Schweinefleifch ſtets 
gut — und gebraten werden muß, daß die Schweine nicht mit Fleiſch— 
abfällen gefüttert werden dürfen und daß die Ratten aus den Schweineſtällen 
ferngehalten werden müſſen. 

b. Verbot für Abdecker und Fleiſcher, Schweine zu züchten. 

ce. Namhafte Belohnungen für das Auffinden eines trichinöſen Schweines. 

9. Die allgemeine Tridinenfhau ift einzuführen, fobald in einem Orte 
trigindfe Schweine vorfommen. Zur Controle hierüber fol in allen gemein- 
Ihaftlihen Schlachthäuſern regelmäßig ein beftimmter Procentfag der gejchlach- 
teten Schweine mikroſkopiſch umnterjucht werben, ferner ift die Trichinoſe unter 
bie Krankheiten aufzunehmen, fir welche Anzeigepflicht beftebt. 

10. Die aus Amerika importirten Schinften und Spedjeiten erfordern 
ſämmtlich die mikroſtopiſche Unterſuchung.“ 


Der Berichterſtatter, Herr Dr. Heusner aus Barmen, hatte noch den für 
die ftäptifchen Conſumtions⸗Verhältniſſe ſehr wichtigen Antrag geftellt, auch Die 
Einfuhr allen friſchen Fleifhes in die Städte zu verbieten 
und zur Begründung namentlich Folgende angeführt: 


„Allerdings bat für Städte die Beichau auch eine weit größere Bedeutung. Bei 
den einfacheren ländlichen Berbältniffen kommt die gegenfeitige Controle der Bewohner 
mebr zur Geltung; auch züchten und jchlachten viele Haushaltungen ihr Vieh felöft. 
In den Städten dagegen fließt das kranke und ſchlechte Fleifh aus ber ganzen Um— 
gebung zufammen. Aus dieſem Grunde, dann aber auch wegen ber complicirteren und 
weniger überfichtlichen gewerblichen Berbältniffe find im Städten noch ganz bejondere 
Borkehrungen zur Durchführung einer wirkſamen Fleiſchbeſchau nothiwendig. Auch bie 
zahlreichite Beihaucommiffion würde nit im Stande fein, zur Zeit ſtarken Schladht- 
betriebes in Dugenden durch eine Stadt zerftreuter Schlächtereien die Befichtigungen 
mit der nöthigen Sorgfalt vorzunehmen. Sollten daher bie Kräfte der Beſchauorgane 
zu wirffamer Entfaltung kommen, jo muß biefe Art des Schlachtens aufhören, fo 
müſſen gemeinfchaftlihe Schlachthäuſer erbaut und fämmtliche Fleiſcher verpflichtet 
werden, ausichließlich im ihmen zu fchlachten. Daß dies auch in den größten Städten 


kt ? Deutfhe Bierteljahrsfhrift für öffentliche Geſundheitspflege. Band VII. 
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jehr wohl durchführbar ift, beweift das Beifpiel von Paris, wo kein Thier außerhalb 
der ftäbtiichen Schlachthäufer getötet werben darf... . . Bon auswärts fommendes 
Fleifh darf in letzterer Stadt (Bafel) nur in beſonders — Transport⸗ 
mitteln eingebracht werden; Großvieh darf nur in Viertel, Kleinvieh nur in Hälften 
zerlegt ſein, und die geſammte Polizeimannſchaft hat darüber zu wachen, daß die 
—— mit den nöthigen Beſchauzeugniſſen verſehen ſind. Eine viel größere 
Sicherheit gegen die Einfuhr ſchlechten Fleiſches wird freilich trotz dieſer an und für 
ſich gewiß r zwedmäßigen Vorſichtsmaßregeln nicht erreicht. Es giebt eben feine 
fiheren Merkmale, an welchen man das Fleiſch gefunder Thiere, beſonders wenn es 
von geringer Qualität ift, von demjenigen kranker, ja ſelbſt crepirter Thiere unter- 
fcheiden fann, und durch ein ſcheinbar blühendes Stüd Fleifch fann dem davon Ge- 
nießenben eine tödtliche Milzbrandvergiftung mitgetheilt werben. Das einzig fichere 
Mittel gegen die Einfuhr gefundheitsfhädlichen Fleifches befteht alfo darin, die Einfuhr 
alles friſchen Fleifche8 zu verbieten, wie bies in Mailand, Genua, Peſt und Augsburg 
geſchehen ift umd, nad einer privaten Mittheilung des Herrn Bezirksarztes Haeder, 
auch für Würzburg, nad Fertigftellung des projectirten neuen Schlachthauſes, in 
Ausfiht genommen ift. Im Augsburg ift nur in Bezug auf Kälber und Schweine 
aus localen Gründen eine Ausnahme geftattet. Durch die Borfchrift, daß die Thiere 
nur unzertheilt eingebracht werden dürfen, auch Lungen und Leber noch daran fein 
müſſen, wird der Erfolg der Beihau doch einigermaßen gefihert. .... . - Ich muß 
ſchließlich noch der Viehmärkte kurz Erwähnung thun, weil dies Inſtitute find, die 
ebenfalls zur Fleiſcheontrole in naher Beziehung ftehen. Aus Altona z. B. wurde dem 
Niederrheiniichen Vereine auf feine Erkundigungen hin mitgetheilt, daß zwar ein gemein- 
ſchaftliches Schlachthaus nicht vorhanden fei, daß aber dennoch kranke Thiere kaum geichlach- 
tet würden, weil bie Fleifher ihren Bedarf faft ausschließlich auf den von Thierärzten 
überwachten ftäbtiihen Viehmärkten einfauften, und ähnlich verhält es fich in Drespen, 
wo zwar ein Schlahthaus vorhanden ift, aber eine reguläre Unterſuchung der Schlacht- 
tbiere nicht ftattfindet. Geht Hieraus die große Bedeutung ber Viehmärkte für bie 
Sleifcheontrole zur Genüge hervor, fo muß doc daran erinnert werben, daß dies nur 
eine halbe Beſchau ift, weil die fo wichtige Befichtigung der Eingemweide fehlt. Eine 
allen Anforderungen genügende Schau kann eben nur in gemeinfchaftlihen und für 
alle Thiergattungen ausreihenden Schlachthäufern erreicht werben, und daher jet e8 
zum Schluſſe noch einmal wiederholt: Die Einrichtung gemeinfamer Schlachthäuſer ift 
die Hauptfache, und ohne folche ift in Städten eine wirffame Durchführung der Beſchau 
nicht möglid. .... . Gerlach, ein angefehener Beterinär fagt 3. B.: „In Berlin wird 
ebenfoviel krankes wie gefundes Fleisch ag Das efelhafteite und fchlechtefte Fleifch 
fommt nicht in Geftalt von Vieh im die Stadt; e8 haben ſich vor den Thoren ganze 
Eolonien von fogen. Schinderfhlächtern angefiebelt, die das erkrankte Vieh auffaufen, 
vor den Thoren jhladhten und dann einführen. Dagegen follen wir uns wehren.‘ 


Der Antrag, die Einfuhr geichlachteten Fleiſches in die Städte zu verbieten, 
ſcheiterte weſentlich an dem richtigen Einwande, daß unter den unvollfonımenen 
beftehenden Berhältniffen die VBerforgung der Städte mit Fleiſch geihädigt werden 
fönne und daß eine genügende Garantie gegen verdorbenes Fleiſch Durch eine 
allgemeine, aud für das Yand gültige Beihauung geichaffen werden müſſe. 
Wenn aber die Einrichtungen in den Städten wirklich zur gefammten Berforgung 
ausreichend find und fo lange die obigen Theſen nicht allgemein durchgeführt 
find, kann ein ſolches Verbot wohl in nähere Erwägung gezogen werben. In 
Breslau ift 3. B. von dem gefammten Fleiſchverbrauche nur gefchlachtet einge— 
führt worden Procent: 

1870 1871 1872 1873 1874 1875 
8,6 0: His: 180 18, 4, 

Ic meine, e8 wird nicht ſchwierig fein, diefen nicht erheblichen Antheil des 
Conſums, der aud in andern Städten faum wmejentlich verjchieden fein wird, 
in rationellen, mit Viehmärften verbundenen ſtädtiſchen Schlachthöfen jelbft zu 
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beihaffen, wie ih auch glaube, daß Das Gedeihen des großartigen Berliner 
Projects nur beim Verbote der Einfuhr geichlachteten Fleiſches gefichert iſt. 
Hieraus folgt, daß wenn diefelben Grundfäge, weldye ich für die übrigen com— 
munalen Inftitute aufgeftellt habe, aud für Viehmärkte und Schlachthöfe zu= 
Läffig find, damit eine die ganze Bewölferung treffende Einnahmequelle für die 
Städte gegeben ift. Allerdings müßte das obige gefetlihe Verbot jeder Mehr: 
einnahme aus obligatoriſchen Schlachthöfen über die Selbſtkoſten hinaus aufge- 
hoben werden, welches aud vielleicht der mejentlichfte Grund ift, weshalb vie 
Communen bisher von der Errichtung öffentliher Zwangs-Schlachthäuſer einen 
fo geringen Gebraud gemacht haben. 

Die indivecte Vertheuerung des Fleischgenuffes, welche dadurch allerdings 
herbeigeführt werben mag, kann nicht anders angejehen werden, als die mögliche 
Bertheuerung der Wochenmarktö-Artifel durch Marktſtandsgelder, des Gaſes, 
der Wafjerleitung u. ſ. w. durch die entjprechenden Ueberſchüſſe für den allge 
meinen Stadthaushalt. Das Beftehen und Blühen von monopolifirten Actien- 
gejellichaften für Viehmärkte und Schlachthöfe zeigt aber, daß der daraus für 
die Commune zu ziehende Unternehmer-Gewinn, aud wenn er ſich erheblich unter 
jenen der Actien-Geſellſchaften ftellt, doch nicht unerheblich zu ſein braucht, 
während andererjeit8 die geringe Verſchiedenheit in den Fleifchpreifen der Groß— 
jtädte bei centralifirten oder decentralifirten Einrichtungen für ven Schlachtver- 
kehr die Anficht unterftügt, Daß die Beeinfluffung der Preife durch ſolche Ein— 
richtungen nur gering. ift. 

Im Gegentheil kann ein vationeller centralijixter Betrieb des Schlachtgeſchäfts 
mit allen feinen Vorbereitungen und nachläufigen Manipulationen, mit der nur 
hierdurch möglichen Verwerthung ver Abfälle !), mit den Mieths-Erjparnifien für 
ven Schlächter u. |. w. den Preis des Product3 jo berunterdrüden, daß eine, 
die directe Beftenerung merflich ermäßigende Auflage dagegen völlig verfchwindet. 
Die großartige Entwidlung des Weltverkehrs und der Technik, in Verbindung 
mit zwedentiprechenden communalen Inſtitutionen kann ferner die allgemeinen 
Eriftenzbedingungen in der Großſtadt jo verbilligen, daß ein Steigen des Geld— 
werth8 oder ein Sinken der Löhne durdy derartige communale Auflagen mobificirt 
werben kann. 


III. Gemeinde-Steuern. 
1. Indirecte. 


Im Allgemeinen halte ih eine Beftenerung nah dem Mafftabe 
des Conſums, wie fie nur in anderer Form durch Biehmarkt- und Schlacht- 
bof-Gefälle möglich ift, namentlich wenn fie wie hier ohne Läftige Erſchwerungen 
des inländiſchen Verkehrs möglich ift, für eine zwedmäßige Ergänzung des 
directen Steuerſyſtems. Im den wohlhabendften Ländern, England und Frank- 
reich wird bekanntlich verhältnigmäßig mehr als nody einmal jo viel an indivecten 
Confumtions: Abgaben erhoben, als in Preußen. Der Hauptvorwurf gegen 
diefelben, Daß die ärmere Bevölkerungsclaſſe mehr dadurch bedrückt werde, als 





) Ich erinnere bier an ben Pavillon für Verwerthung der Induftrie-Abfälle, auf 
der Wiener Weltausftellung, der fehr weite Perfpectiven in dieſer Richtung eröffnete. 
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die veichere, richtet fich nicht gegen das Princip der Confumbefteuerung, fondern 
gegen den Erhebungsmodus. So fann man beijpielöweife diefen Vorwurf gegen 
die einheitliche Normirung der — nun einmal unentbehrlihden — Waaren- 
Eingangs-Zölle nad dem Gewichte mit Recht erheben, wiel weniger aber 
gegen eine Abitufung derjelben nach dem Werthe des Artifels, weil die theuereren 
Sachen eben nur von den Reicheren gefauft werden. Auch bei der Mahliteuer, 
deren Aufhebung ich übrigens nicht beflage, war ein am ſich anerfennenswerther 
Verſuch einer Vertheilung der Laft nad) der Art des Conſums gemacht, indem 
der Weizen viermal höher belaftet war, als der Roggen. 

Bei der Normirung von Viehmarktsgeldern und Sclachthofgefällen wäre 
eine derartige Verſchiedenheit direct nur nad der Viehgattung möglich, verbietet 
fi aber bier von felbft, weil jedes Stüd Vieh zugleich) dem verfeinertften und 
gewöhnlichften Bedürfnifje dienen fann. Das wünſchenswerthe Reſultat kann 
aber auf indirectem Wege erreicht werben, der glüdlicherweife mit dem rationelliten 
Betriebe des Schlachtgewerbes überhaupt übereinftimmt, beziehungsweife einen 
folden erſt überhaupt ermöglicht. Das ift eine größere Verſchiedenheit 
in der Preißnormirung der einzelnen Theile des geihladteten 
Vieh, je nad der vorhandenen Gefhmadsrihtung, die allerdings 
zum Theil aud) von dem Nährwerth der einzelnen Theile abhängt. Die ver- 
Ichiedenartigften Stimmen in der Prefje und wifjenihaftlichen Literatur !) haben 
mit größter Energie ſchon diefen Weg zu einer Verbilligung der Fleiſchnahrung 
für die ärmeren Volksclaſſen gezeigt, aber ohne irgend welche Reſultate. 

Bekanntlich befteht in England, Frankreich und Belgien ſchon eine ſolche 
größere Verſchiedenheit der Preile, was zur Folge hat, daß die ärmeren Volks— 
clafien eine reichlichere Fleiſchnahrung viel billiger kaufen fünnen, als bei ung. 
Wenn man die verjchtedenen PBreife für das Pfund, welche für 16 verſchiedene 
Theile eines Stüdes Rindvieh in London gefordert werden, mit dem Geſammt— 
Gewicht der betreffenden Theile multiplicirt, diefe Producte addirt und Die Summe 
durch das Tleifchgewicht des ganzen Stücdes Vieh dividirt, fo gelangt man zu 
einem Durchſchnittspreiſe, der ungefähr mit unferen Berhältniffen übereinftimmt. 
Deshalb können Die am wenigften von der zahlungsfähigen Kundſchaft begehrten 
Theile, die in Deutichland ald fogenannte „Beilage“ überall mitgegeben werden, 
im England zu einem weit niedrigeren Preife an ärmere Leute verkauft werden. 
Trotzdem 3. B. in Berlin, Breslau und anderen Städten die gemeinnützige 
BDereinöthätigfeit fih der Sache bemächtigt hatte, fo fcheiterte doch die Ein— 
führung an dem beharrlichen Widerftande der Schlächter, von denen allerdings 
ein rationellerer — freilicd bei den mangelhaften Schlachteinrichtungen oft ſchwer 
durhführbarer — Betrieb gefordert wird. 

„Wohlfeileres Fleifch für die Armen, mehr und befferes für Alle‘ kann meines 
Erachtens nur durch große centralifirte communale Schlachthöfe mit Viehmärkten 
erreicht werden. Wenn eine gütliche Belehrung der einzelnen, den Schlachthof 
benugenden Gewerbetreibenden nicht hilft, fann die Commune felbft vorgehen und 
durch Veranftaltung von En gros-Auctionen der vwerfchiedenwerthigen Fleiſchtheile 


1) Cfr. mehrere Schriften von Dr. Gloger, desgl. 3. C. Eisbein. Die Reform 
bes Fleiſchverlaufs, ihre Berechtigung und voltswirtbichaftlihde Bedeutung, Danzig, 
Rafemann. 1876. 
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je für fi, wobei eine Minimalpreisnormirung die Selbftloften mit Zujchlag 
zu decken hätte, auf eine größere Arbeitstheilung im Schlachtgewerbe binzumirfen 
ſuchen. Es kann jo unſchwer erreicht werden, daß in den verjchievenen Stadt- 
gegenden mehr fleifchverfaufftelen und zwar theil® für vermwöhnteren, theils für 
gemöhnlicheren Bedarf entftehen. Wenn der nothwendig in minimo zu erzielende 
Koften-Bergütungspreiß für die befjeren Fleiſch-Gattungen etwas höher, für die 
Ichlechteren etwas niedriger angenommen wird, iſt das Biel einer nach dem 
Wohlftande abgeftuften Confumtiong:Abgabe erreicht. 

Ic kann mich nur für ſolche rationelle Conſumtions-Abgaben aussprechen 
und, jo lange diefelben nicht beftehen, rede ich der communalen Schladt- 
teuer, wie fie jet noch in eimigen Städten, namentlih auch in Breslau 
befteht, das Wort. Ich ſtimme im diefer Beziehung im Princip, wenn auch 
nicht nad) den Motiven, mit Bertretern der ertremften Freihandels = Bartei 
überein 1). Es zeigt fi) Schon in den Städten, welche die Schladhtfteuer beibe- 
halten haben, eine lebhafte Agitation für die fernere Forterhebung, ja fogar in 
freibändlerifchen Berliner Zeitungen wird allen Ernftes die Trage einer Wieder- 
einführung der dortigen Schlachtſteuer ventilirt, die freilich ihrer Zeit nur durch 
eine Stimme Majorität im Magiſtrats-Collegium zu Falle gebracht worden if. 
In der That find auch die erhofften Aejultate, nämlich eine mertlihe Vermin- 
derung der Preife, nicht eingetreten, und ift das Fleiſch in dem jchladhtfteuer- 
pflichtigen Breslau nad wie vor billiger, als in dem davon befreiten Berlin. 

Auf welhen ganz anderen Wegen die Beftimmung der Fleiſchpreiſe erfolgt, 
darüber möchte ich folgende Zahlen aus Breslau anführen, die überall in Reichs— 
pfennigen pro Pfund (= !/, Kilo) zu verftehen find. 

Rind- Kalbe Schweine Hammel- Alle Fleiſch⸗ 





I. Breife fieiſch fleiſch Mei  fleifch forten 
Gros⸗ [ ohne 42 39 48 45 44 

1873 | prei * } Schlachieuer 46, 431, 52%, 49, 481, 
Detailpreis 57 57 68 56 59 
Gros⸗ f ohne 39 34 45 38 39 

1874 ! preis a ) Salahtſteuer 43%/, 38%, 49%, a2, 43%, 

Detailpreis 58 58 70 60 621), 

Gro8= [ ohne 4 42 53 48 A, 
1875 | preig | mit } Sihtaditftener 484], 46%, 571, 52%, 51, 
Detailpreis 58 5366 58 583, 


II. Breis-Beränderungen 
(Erhöhung +, Verminderung —) 


Grospreis — 
Bon 1873 bis 1874] ee he 


7 

4 
is 1975) Grospris +5 +8 +8 +0 +7, 
Bon 1874 bis 1875| Detailpreis a ——— — 








) Dr. Alerander Meyer in einer Wahlrede vor der Wahlmänner-Verſammlung 
zu Breslau, am 23. Detober 1876: „Ich verftehe fehr wohl, dag man Anftand 
nimmt, die Schladhtftener abzufchaffen, bevor man für diefen Ausfall eine andere Ein- 
nabhmequelle ſich zu eröffnen vermag; desgl. Dr. Wolfgang Eras in einer Stabtver- 
orbnieten-Wahlrede im November 1876 in Breslan. 
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III. Brutto= 
Schladtgewinn. 
(Detailprei® weniger Grospreis 1873 101), 134, 151/, 61), 101, 
mit Schladhtfteuer.) 1874 144/, 19%), 20%, 171) 19 
1875 9%, 61, 81, 5/5 73/5 
IV. Gewinn= 


Beränderung. 
Bon 1873 bis 1874 +4 +6 +5 +11 + 81, 
Bon 1874 bi8 1875 —5 —13 —iI2 —I2 —111/, 


Man jieht aus biefen, auf den forgfältigften Preisbeftimmungen und Rech— 
nungen berubenten Zahlen, daß trogdem die Grospreife zwiſchen ben beiden 
erften Jahren fielen, die Detailpreife ftiegen, und daß trogdem die Groöpreife 
in den beiden legten Jahren ftiegen, die Detailpreife fielen, und zwar überall 
für alle Fleifhgattungen ohne Ausnahme, nur mit der Mopdification, daß der 
Detailpreis des Rindfleiſches unverändert geblieben war, troß Steigens der 
Grospreife. Welchen Einfluß ein folches Verhalten auf den Verdienſt der Schläch— 
ter ausübt, fieht man in den beiden letzten Bergleichungen. 

Diefe Ericpeinungen im legten Jahre haben nun nad) näherer amtlicher 
Auskunft vermuthlich ihren Grund darin, daß einige Schlächter aus der Um— 
gebung nicht durch Einfuhr gefchlachteter, jondern lebender Waare in die Stadt 
und durch Selbitverfauf nad) ihren bisher gewohnten Grundjägen in die feft ge- 
Ichlofjene Koalition der Breslauer Schlädhter eine Breſche gelegt haben, die frei= 
lich leicht durch Aufnahme der Angreifer in die Feſtung reparirt werden kann. 
Wenn einige Aufflärungen über die Berhältniffe des Schlachtgewerbes, welche 
ich feiner Zeit in der hiefigen Tagesprefle veröffentlicht Hatte 4), mit zu dem in 
den beiden Ietten Jahren eingetretenen Nefultate beigetragen haben jollten, fo 
würden biejelben ihren Zweck erreicht haben. 

Ber allen Mängeln, welche der jegigen Schlachtfteuer anfleben, und welche 
weentlich darin beftehen, daß eine Vertheilung der Laſt nad dem Wohlftande 
noch nicht genug — zum Theil iſt eine ſolche allerdings ſchon jest vorhanden — 
erreicht worden ift, dürfen doch auch ihre pofitiven Vortheile nicht verfannt werben. 
Diejelben beftehen hauptſächlich darin, daß die Städte durch den Stüdjag mit 
befonder3 ſchwerem und gutem Vieh verforgt werden — was bei dem Mangel 
janität8polizeiliher Controle jehr ins Gewicht fällt —, Daß die Fremden, 
welche einer Stadt dur die Ausgaben fir den Verkehr — fiir welche ber 
preußifche Gejegentwurf nur den Grundbeſitz heranziehen will — die größten 
Koften verurjachen, dem entjprechend auch zu den ftädtiichen Laften herangezogen 
werben, und daß dadurd eine übermäßige und wie wir gejehen haben, auch 
im Staatdinterefje nachtheilige Erhöhung der Einfommenfteuer vermieden werben 
fann. 

Endlich gewährt die Schlachtfteuer, mie faktifch in Breslau, die Möglichkeit, 
auch andere indirecte Steuern zu erheben, deren Hinzutritt den erwähnten Haupt: 
mangel jener Steuer, nämlich einer verhältnißmäßigen Ueberlaftung 


ı) „Schlefifhe Zeitung‘ vom 3. und 4. Auguft 1875, Nr. 355 und 357, zwei 
Artilel unter dem Titel: „Fleiſchverbrauch, Tleifhpreife und Fleifhgewinn in Breslau‘. 
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der unteren Bolfsclajfen, nod mehr zu mildern geeignet ıft. Solche 
Steuern beftehen bier noch in Form einer Wildpretfteuer, einer Steuer von 
eingeführtem fremdem Bier, und — als damit eng zuſammenhän— 
gend — eined communalen Zuſchlages zur fgl. Braumalzfteuer. 

Da nämlich die Bierfteuer nur im Berhältnig zu dem Zuſchlage zur 
Braumalzfteuer fteht, jo würde bie mit dem Fortfall der Schlachtſteuer 
nothmwendige Aufhebung der Bierfteuer die ftädtiihen Brauereien einer fehr nach— 
theiligen Goncurrenz ſeitens der in der umnmittelbarften Nähe des Weichbilds 
gelegenen, aber nicht ftädtifchen Brauereien ausfegen, welde legteren zur Zeit 
nicht dem communalen Braumalzfteuerzufchlage, wohl aber der Bierfteuer unter- 
worfen find. Die feinen Yurusbiere aus Batern und dem nahen Böhmen wür— 
den frei eingehen und damit, ſowie mit der Aufhebung der Wilofteuer zwei 
nur die wohlhabendften Claffen treffenden Steuern verloren gehen. Selbft Die- 
jenigen, welche das gewöhnliche Bier heutzutage für ein nicht minder nothmen- 
diges Nahrungsmittel anjehen, ald das Fleiſch, werden das Beftehen einer com— 
munalen Bierbeftenerung vielleicht nicht für ungerechtfertigt erflären können. Die— 
jelbe ſchlägt jogar zum Bortheile des einheimiſchen Brauereigewerbes ſelbſt aus, 
ohne doch die allgemeine Confumtion zu benachtheiligen. Die bedeutende Ver— 
mehrung der Einfuhr fremder Biere, mie fie hier beobachtet wird, dürfte jett 
höchſtens die Berfeinerung des Geſchmacks und die Zunahme von Wohlhaben: 
heit anzeigen, nad) Aufhebung der communalen Bierbefteuerung wird fie wahr- 
ſcheinlich noch ganz andere Dimenfionen annehmen und kann dann der einhei= 
mifchen Production ehr gefährlich werden. 

Der preußiiche Gefegentwurf macht in $ 6 den Fortbeftand oder die Aende- 
rung indirecter Gemeindeabgaben von der Zuftimmung der Auffichtsbehörden ab- 
hängig. Ausgenommen ift nur die Sclacdhtfteuer, worüber nad dem Gefes 
vom 25. Mat 1873 die Berhältniffe folgendermaßen Liegen. Da, wo Die 
Schlachtſteur vom 1. Januar 1875 ab als Gemeindefteuer forterho: 
ben worden ift, Haben die betreffenden ftädtifchen Behörden, ſowie die 
Minifter des Innern und der Finanzen damit anerfannt, daß (nah $ 2 1. c.) 
„Die Lage des ſtädtiſchen Haushalts dieſen Beichluß erforderte, und daß 
die örtlichen Verhältniffe zur Ausführung deſſelben geeignet” waren. Dieſe Ge— 
meindebefchlüffe — ebenfall8 unter Genehmigung der genannten beiden Miniſte— 
rien — bedürfen „von drei zu drei Jahren der Erneuerung dergeftalt, daß 
gegen den übereinftimmenden Beſchluß ver ftäptifhen Vertretung und des Mas 
giftrat8 eine Forterhebung der Schlachtfteuer unzuläffig ift“. Das heißt mit 
anderen Worten: nur wenn beide ftädtilche Behörden je für fich die Forterhebung 
vom 1. Yanuar 1878 ab beichliegen, kann dieſelbe genehmigt werden, alſo 
wenn der Magiftrat oder Die Stadtverorbneten-Berfammlung ſich dagegen aus- 
Iprechen, ift dieſelbe nothwendig gefallen, 

Die Beranlaffung zu einer beftimmten Stellung für die betheiligten Ge— 
meinden in diefer Frage liegt näher, ald man denkt. Denn da das Etatsjahr 
in den meiſten Städten, wie beim Staat, nicht mehr mit dem Kalenderjahr 
übereinftummt, jondern vom 1. April des einen biß zum 31. März des anderen 
Jahres reicht, müſſen fich die bevorftehenden Etatsberathungen mit auf das 
erfte Vierteljahr 1878 erftveden, während deſſen die Forterhebung der Schlacht- 
ftener nur unter den angegebenen Modalitäten zuläffig. ift. 
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Mit diefen gejeglichen Beftimmungen über das indirecte communale Steuer: 
weſen fann ich mich nur einverftanden erklären. 


2. Directe. 


Indem ich nun zu den Directen Gemeindeabgaben übergehe, denen, 
bei aller Ausbildung eines communalen Beitragsiyftem® in der geichilverten 
Weiſe und bei einer immer nur in mäßigen Grenzen zu baltenden Gonfumtions- 
beftenerung,, jedenfall da8 Hauptgewiht in dem Gemeinde-Abgabenfuften ver: 
bleibt, fcheiden, nad) 8 6 des preußiſchen Gejegentwurfs, zunächſt diejenigen 
aus, welche nicht in Zufchlägen zur Einkommen-, Grund- und Gebäudes, fowie 
zur Gewerbefteuer erhoben werben follen. Diejelben bevürfen, wie auch die be- 
jonderen indirecten Gemeindeabgaben zur Beibehaltung überhaupt der Zuftim- 
mung der Auffichtöbehörvden, zu einer Abänderung der Veranlagungsgrundfäge 
der Genehmigung des Oberpräfidenten, und zur Erhöhung der Sätze der Ge- 
nehmigung der Minifter des Innern und der Finanzen. Neue Abgaben diefer 
Art können nur ausnahmsweiſe unter ftet8 widerruflicher Genehmigung dieſer 
beiden Neffortminifter eingeführt werden. Hiermit ift eine geringe Conceffion 
für da8 Beftehende gemacht, während einer individuellen Entwidlung des ſtädti— 
ſchen Steuerweſens für die Zufunft ein wiel zu kräftiger Riegel vorgeſchoben ift. 
Da nun jede befondere, auf das Einkommen gelegte communale Steuer unzu: 
(äffig fein ſoll, directe communale Gewerbefteuern überhaupt nicht eriftiren, fo 
handelt es fid) hier hauptjächlih um befondere Befteuerungen des Grundbeſitzes 
md der Miethe. 

Eine befondere Miethsſteuer ſchließt fi unmittelbar an das 
Confumtiongftenerfyften an, denn es wird dadurch ein ebenfo nothwendiges 
Lebensbedürfnig, wie Nahrung, Licht und Waſſer, nämlich die Wohnung be: 
ſteuert. Es dürfte eine müffige Trage fein, zu unterfuchen, ob die Wohnungs: 
inhaber, von welchen diefe Steuer direct erhoben wird, dieſelbe aud) definitiv 
tragen, oder ob die Grundbeſitzer davon betroffen. werden, weil diefe die Wohnungen, 
wenn die Steuer nicht beftände, um deren Betrag theurer wermiethen fönnten, 
oder ob endlich, wenigftend in Beziehung auf die geichäftlichen Locale, eine Ab— 
wälzung auf die Conſumenten ftattfindet. Sch verhalte mid in Beziehung auf 
die Abwälzungstheorie etwas ſkeptiſch, Da ich der Anficht bin, daß die Preis- 
Conjuncturen in diefem bellum omnium contra omnes eine jo gewaltige Macht 
darftellen, daß die Möglichkeit der Abwälzung hauptfä lid davon abhängt. In 
guten Zeiten, wo die Miethen fteigen und der Zinsfuß finft, ift der Grund: 
befiger im Vortheil, und in ſchlechten Zeiten, wo das Umgefehrte der Fall ift — 
wie z. B. augenblicklich in allen Großſtädten — können die Miethen auch unter den 
Herftellungspreis finfen, und ift die Gapitalbefhaffung fo erfchwert, daß mög— 
licher weile der Grundbeſitzer auch die Einktommenftener der Gapitaliften zu 
tragen hat. 

Ih kann daher nur davon ausgehen, daß ſämmtliche Wohnungsinhaber, 
alſo auch die Grundbefiger, für ihr allerdings gewöhnlich ſehr ſtarkes Woh- 
nungsbedürfnig die Miethöftener tragen. Nun ift ſchon wiederholt für größere 
und Kleinere Städte der unmiderlegliche Beweis geliefert worden, daß die Miethe 
zum Einfommen in einem umgefehrten Verhältniß fteht. Je niedriger das Ein- 
tommen, einen um fo höheren Procentfag nimmt davon die Miethe in Anfprud), 
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je höher daſſelbe iſt, um fo geringer iſt der Antheil der Miethe). Eine Steuer, 
welche alfo einen gleichen Procentfag aller Miethen erhebt, wirkt wie eine ums 
geehrt progreifive Eintommenfteuer. ine foldhe Steuer iſt namentlich die 
Berliner Miethöftener, die auch feineswegs im Anſchluß an die Miethezahlung, 
ſondern in Verbindung mit den übrigen directen Steuern, alfo in einer Summe 
mit der Einkommenfteuer an den gewöhnlichen Hebeterminen gezahlt wird. Die 
Miethöftener ift bekanntlich die ältere Steuer in Berlin, die hinzutretende ſub— 
ſidiäre Communal-Einfommenfteuer bafirte ausgefprochenermaßen, wenn andere 
Kriterien nicht vorlagen, aud auf der gezahlten Wohnungsmiethe, und die neue 
Staats, Claſſen- und Einfommenfteuer kann, wenn fie auch diefe Grundlage 
nicht zugiebt, derſelben in Großſtädten ebenfall® nicht entbehren. Ya die For— 
mulare für die Erhebung des Perfonenftandes bei der Claſſenſteuer-Einſchätzung 
enthalten in Berlin und Breslau die Frage nad der Höhe ver jährlichen 
Miethözahlung. Und allerdings geftattet die Lettere auch, wie wir gejehen haben, 
nach den erwähnten ftatiftiichen Unterfuchungen einen directen, wenn aud ver: 
Ichievenen Schluß auf die Einfommensverhältniffe. Man könnte daher wohl 
darauf verfallen, durch progreſſive Geftaltung der Miethöfteuerfätge in Wirklich 
feit das Einfommen zu befteuern. Man würde dabei allerdings den Vortheil 
eines ganz ficheren Steuerobjects haben, was bei der Einfommenfteuer bekannt: 
lih durchaus nicht der Fall iſt. Doch erfläre ich mich gegen eine ſolche Ge— 
ftaltung der Miethöftener, und zwar ſowohl gegen eine Reformirung derjelben 
in diefem Sinne da, wo eine Miethöftener überhaupt befteht, als auch gegen 
die Neueinführung in irgend einer Form da, wo ſie noch nicht vorhanden ift. 
Nur die alte Wahrheit, daß eine beftehende ſchlechte Steuer immer nod) 
beſſer ift, al8 eine neue gute, fann für die Erhaltung der Berliner Mieths— 
fteuer ſprechen. Ich meine principiell, daß, was die Miethöftener vom Charakter 
der Einfommenfteuer bat, mit diefer verbunden werden, und was fie vom Cha- 
rafter der Grund: und Gebäubefteuer hat, vom Grundbeſitzer direct getragen 
werben ſollte. In großen Städten zwei ganz getrennte ‘Perfonalfteuern, d. 6. 
von der ganzen Bevölferung getragene directe Steuern zu erheben, ift irrationell, 
und hebt eine normale Entwicklung der Einkommenſteuer auf. Die Mieths— 
fteuer in der Form, wie fie in Berlin erhoben wird, verwirrt und verjchtebt 
die Belaftungsverhältniffe der directen Befteuerung, und ‚gewährt fein Urtheil 
über die Nichtigkeit und Zweckmäßigkeit der Tarifirung der Einfommenfteuer. 

Bon den jonft nach dem preußischen Gefegentwurf: noch zuläffigen befonderen 
directen Gemeindeabgaben kommt hauptfächlih eine bejondere Form der Real- 
jteuer in Betracht, wie fie namentlich wieder in Berlin die Hausſteuer bildet, 


) Cfr. für Berlin: Dr. 9. Schwabe. Das Verhältniß von Miethe und Einkommen 

in B. im II. Jahrgang des ftäbtifhen Jahrbuchs; 

besgl. Dr. E. Brud. Ueber die Haus- und Miethsſteuer in B. im IIL Jahr- 
ang beffelben Wertes; 

für Yeipig: E. Hafle. Das Verhältniß zwifhen Wohnungsmiethe und Ein- 
fommen in %. im Heft IH und IV der Zeitfchrift des kgl. ſächſiſchen 
ftatiftifchen Bilreaus; 

für Hamburg: 3. C. F. Neßmann. Das Berhältniß der Mietben zu dem 
Eintommen in 9. Heft II und VII der Statiftit des bamburgijchen 


Staats; 
endlich verſchiedene Aufſätze von Profeſſor Dr. E. Lasepyres. 
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welche nady dem Miethsertrage ſämmtlicher Grundftüde in dem der Beſteuerung 
vorhergehenden Jahre in einem beftimmten gleichen Procentfate erhoben wird. 
Diejelbe unterfcheidet fi) demnad) von der Staatö-Gebäudefteuer weſentlich durch 
ihre jährlich wechſelnde Grundlage, da befanntlic die Gebäubefteuer vom Jahre 
1865 ab nad einem zehnjährigen Durchſchnitts-Miethsertrage der Yahre 
1853 bis 1863, unter Vorkehalt einer in fünfzehnjährigen ‘Perioden, alfo zum 
erften Male im Jahr 1880, wiederkehrenden Revifion von den Grundbefizern 
zu zahlen if. Die Gebäubefteuer hat alfo, analog der Grumdfteuer, deren 
Ergänzung fie bildet, einen feften ftabilen Charafter, fie fol eine Art Neallaft 
bilden, und entſpricht in dieſer Form allerdingd dem Staatsintereffe, welches 
eine durchaus verjchiedene fteuerliche Behandlung des ſtädtiſchen und landwirth— 
Ihaftlichen Beſitzes verbietet. Für das communale Intereffe, namentlich ber 
großen Städte, erfcheint mir aber eine derartige veallaftartige Beſteuerung des 
Grundbeſitzes gänzlich ungeeignet. Wenn ich mid auch im den vorhergehenden 
Ausführungen gegen eine ee Heranziehung des geſammten Grundbefiges 
für ſog. Berfehrsanlagen ausgefprohen habe, jo hängt doch naturgemäß das 
Gedeihen des ſtädtiſchen Grundbeſitzes fo eng mit dem zeitigen Wohl und Wehe 
einer Stadt zufammen, daß der fofortige Einfluß der natürlichen ftädtifchen 
Entwidlung und der befonderen communalen Politif auf die Miethserträge von 
einer communalen Befteuerung der Großſtädte nicht außer Acht gelafien werben 
jollte. Ueber die Steigerung der ſtädtiſchen Miethen Tiegen hauptfächlih von 
Berlin intereffante Nachrichten ) vor, die wir bier zum Belege unferer Aus- 
führungen theilweije wiedergeben müfjen. 























| | | Der durd- 

Geſammt— Durchſchnittlicher ſchnittliche 

Zahl der Mierks N Miethswerth Miethswerth 

Jahr. vorhandenen 6 | einer einzelmen | it gegen das 
Wohnungen. berjelben. | Wohnung. Vorjahr 

| ii geſtiegen um 

Anfangs | Thlr. | hr. Sgr. Pf. || Prozent. 

1831?) | 51794 4405340 5 1 BI 

1840 59108 5598500 4 21 6 | 11,36 
1841 ’ 60714 | 5939539 97 24 10 | 3,21 
1842 63551 | 6316032 99 11 7. 1,60 
1843 | 65939 | 6557451 9” 23|5| © 
1844 | 68342 6847199 100 5 8 0,74 
1845 70573 7107031 100 21 3 0,53 
1846 | 72478 7382895 ' 101 25 11 1,16 
1847 71287 7701543 103 ai 2 1,76 
1848 16238 7979181 104 19 | 10 | 0,93 
1849 | 78449 7933205 101 3 g 3,37 
1850 79910 1873892 298 18 3 4 — 2,47 
1851 80820 1954130 | 98 12 u in 0,21 
1852 81339 8163502 | 100,10 11! 1,99 
1853 81970 8396937 | 102 9 2,05 
1854 83220 3349897 106 10 4 3,84 
185 84909 9292763 | 109 3| 4 2,88 
1856 | 85474 9522260 | am, 2| 2 1,79 


) Cfr. Dr. Ernft Brud. Wohnungsnoth und Hülfe im VI. Jahrgang bes 
Berliner ſtädtiſchen Jahrbuchs. Seite 2% v yrgang 
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| | er 

’ Sefammt. Durchſchnittlicher tamittli 
abl be | ' Mi 

Jahr. — v Miethswerth WieihewerthRie⸗thawertp 

orhandenen derfelben.  , einer einzelnen iſt an bag 
Wohnungen. = Wohnung. N — 

geſtiegen um 
Anfangs | Thlr. Thlr. Sgr. Pi pCt. 
1857 87027 | 10030950 | 11 | ııı 3,47 
1858 89223 | 10832434 121 | 12 —J 5,32 
1859 91234 11599522 | 127 4 | 2 4,72 
1860 95876 ' 12353057 128 | 35 4 | 1,34 
1861 997728 | 12985209 | 1390| 6| 2 | 1,06 
1862 | 113048 | 14621308 | 19 lı0o | ı | 0,66 
1863 | 120599 15893504 1821.28]. 3 | 1,88 
1864 129193 1 135 25 3 3,08 
1865 | 138356 | 19116021 et er 188 
1866 16081 | 207208899 | 111 22 11 | 2,58 
1867 | 153433 21750142 | 141 ,22 | 6 0,00 
1868 158740 | 22632488 | 1422 | 17 | 5 | 0,56 
1869 | 165057 23718506 || 145 13 3 2,01 
1870 166144 24988450 | 150 12 41 342 
1871 168541 . 26972196 | 160 |; 1 — 6,40 
1872 | 173008 | 29619261 m iı6| 38 6,97 

| Mark. Marl. Bi. | 

18739 | 176276 | 109.469.606 | 609 | 67 \| 18,71 
1874 | 184583 132.475.854 727 70 | 17,72 
1875 199902 . 150.552.242 | 756 47 5,40 
1876 | 219910 | 162.462.0860 | 738 0 | — 24 


Im Yaufe des Jahres 1875 iſt allo in Berlin zum erften Male und im 
Jahre 1876 vorausfichtlich noch ftärker, feit den unmittelbar auf die Erſchüt— 
terungen des Jahres 1848 folgenden Jahren der Umftand eingetreten, daß Die 
Durhihnittsmiethe gegen das Borjahr gefunfen if. ES ift dies 
eine natürliche Neaction gegen die übermäßigen Steigerungen der beiden Jahre 
1873 und 1874, bei denen ınan allerdings nicht vergeflen darf, daß die in 
diefen Jahren neu bergeftellten Wohnungen faft ausichlieglih theuere große 
Wohnungen waren, weshalb der Durchſchnittspreis auch ohme Steigerung der 
alten Miethen nothmwendig fteigen mußte. Wenn man aber aud diefe Zeit mit 
ihren Folgen als eine Ausnahmeperiode anfehen will, jo zeigt doch ein genaues 
Berfolgen der nad durchaus gleichmäßigen Grundfägen berechneten Miethöpreiie, 
dag die behauptete gleichmäßige Steigerung des ftädtifchen Grundwerths, jelbit in 
der Reichshauptſtadt, welche von der politifhen Entwidlung feit dem Anfange 
der ſechziger Yahre vorzugsweiſe profitiren mußte, keineswegs vorhanden ift. Die 
ſchwere Kriſis des Grundbeſitzers im Jahre 1867 zeigt fich auch hier deutlich 
und eine ſolche läßt ſich für die nächite Zukunft aus den Zahlen des Jahres 
1876 in Verbindung mit anderweitigen Wahrnehmungen unſchwer prophezeihen. 
Die Hebungen in der Curve überwiegen freilich die Senkungen, und jo ift e8 
allerdingd in Städten mit lebhafter Entwidlung für die Staats- reſp. Stadt- 





’) Berichte der Servis- und Einquartiernngsdeputation iu den Magiftrat8:Bermal- 
tungsberidhten pro 1874 und 1875. 
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fafle nachtheiliger, wenn die Realſteuer nah den Verhältniſſen eines langen zu= 
rüdliegenden Zeitraums und nach noch längeren Nevifionsperioden erhoben wird. 

Dies tritt zur Evidenz in den Erträgen der Staatsgebäude- und der coms 
munalen Hausfteuer in Berlin hervor, die wir nad) dem vorliegenden Materiale 
vergleichen wollen :?) 





| Gebäudefteuer Hausfteuer Die Hausfteuer bildet 

| Thlr. Thlr. | Procente der Gebäubeftener 
1865! 504216 | 405296 | 80,3 
1866, 522762 435468 83,3 
1867| 533872 460451 | 86,3 
1868| 582809 ATTTTa 81,9 
1869| 639997 505531 | 78,9 
1870| 677532 529833 | 78,2 
1871, 699174 567172 81,1 
1872| 720740 | 616568 85,5 
1873 2) mMe. Bi. | — 

200,8378.00 

1874 2) | 263,4137.95 — 
1875 2) 307,6493.91 | — 


Die Erhöhung der Gebäudeſteuer in 8 Jahren hat alſo 44,3 /,, dte der 
Hausfteuer 57,1%, betragen, aljo mehr 7,2 %,, womit der Werth der Mieths- 
erhöhungen einen Ausprud findet. Das Steigen und Fallen des Verhältniſſes 
beider Steuerarten zu einander ftimmt faft genan mit dem Steigen und Fallen 
der obigen Durchſchnittsmiethswerthe überein. Da die bedeutenden Steigerungen 
dieſes Verhältniſſes für die Jahre 1873 und 1874 wegen Fehlens der Staatsgebäude— 
fteuerziffern leider nicht mit in Die Berechnung gezogen werben konnten, fo fann man 
nur aus den Ergebniffen der früheren Jahre den allerdings ziemlich ficheren 
Schluß ziehen, daß das Verhältniß der Haus- zur Gebäupefteuer noch weitere 
Fortjchritte gemacht haben muß, daß beide Steuern jet vielleicht fich ſchon ge— 
genleitig das Gleichgewicht halten, wenn nicht Schon gar die Hausfteuer die Ge— 

äubdeftener überholt hat. Und doc wird die Hausftener nur zu 22%, 9%, Des 
Miethöertraged erhoben, während der Procentfag der Gebäudefteuer für Wohnungs: 
räume 4 °,, für geichäftliche Localitäten 2 0%, if. Letzterer geringerer Er: 
bebungjat fällt übrigens nur jehr wenig ind Gewicht, wie eine Berechnung ?) zeigt, 
wonach in den Jahren 1865 bis 1868 von dem oben aufgeführten Gebäude- 
ftener-Erträgen die zu 2 %/, veranlagten Gebäude nur 21.000 bis 26.000 Thlr. 


aufgebracht haben. 


1) cfr. „Statiftif Se — im ſtädtiſchen Jahrbuch III. Jahrgang ©. 309 u. 311, 
und VII. Jahrgang ©. 147. 
2) Leider find bie — über die ſtaatlichen Steueterträge ſeit 1873 in den 
Ratiftifhen nun über Berlin nicht veröffentlicht. 
cefr. Dr. zn Ueber die Haus- und Miethöfteuer im III. Jahrgang bes 
ſtädtiſchen Jahrbuchs N. 
Schriften XI. ee 4 


ae Yin 
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Diefe Ausführungen zeigen ferner, daß ein Zujchlag zur Gebäudefteuer, 
wenn ev nur die Hausſteuer erjegen follte, jegt an 100 °/, erreichen müßte (mit 
eventuellen weiteren Zuſchlägen für „Bertehrsanlagen“ alfo mehr), fo daß ſchon 
lediglich die Aufrechterhaltung des jetzigen Betrages der Realſteuern in Berlin 
(vergl. 8 5 des pr. Geſetzentwurfes) eine beſondere Genehmigung der Auf: 
fihtöbegärden für jedes Jahr erfordern müßte, was mir fehr überflüffig zu 
jein ſcheint. 

Da nun ferner bejondere Einkommenſteuern überhaupt verboten, alſo Zus 
ſchläge zur Klaſſen- und Einfommenftener nothwendig find, diefe aber nur in Ber: 
bindung mit Zufchlägen zur Gebäubefteuer erhoben werben dürfen, Zuſchläge 
zur Gewerbefteuer aber keinenfalls die Höhe der Gebäubefteuer-Zufchläge übertreffen 
jollen, jo folgt daraus, daß diejenigen Städte, welche feine Gebäubefteuer-Zufchläge, 
ſondern bejondere Hausfteuern haben und diefelben erhalten, oder auch neu ein= 
führen wollen, nachdem jie „ausnahmsweiſe“ die erforderliche Genehmigung der 
Auffichtöbehörden erreicht haben, doch wieder injofern benachtheiligt werden, als fie 
dann Zufchläge zur Gewerbefteuer nicht erheben dürfen. Hierin Liegt ein indirecter 
Zwang für alle Städte, auf ſolche Hausfteuern zu verzichten, was ich entjchieden 
bedauere. 

Eine folhe Uniformirung, welche für Eleine Städte zweckmäßig fein mag, 
würde in großen Städten mit bisher bewährter eigener Steuerorganifation ſehr ſchwer 
empfunden werben, weil hier irgend ein anderer Grumd fir die Uniform, als 
eben das Gefallen an ihr jelbit, faum vorgebradht werden fann. Ich kann nad 
allem Angeführten für große Städte nur die Erhebung von „Haußfteuern“ 
empfehlen, welche — neben ihren höheren Erträgen — in guten Zeiten dem 
Grundbefiger die Bezahlung leicht machen, weil die Miethen fteigen, welche auch 
für den Miether günftig, als eine Art von Schuß gegen übermäßige Steigerungen 
wirken (nach mwelder Seite die Hausſteuer übrigens noch einer befonderen Aus— 
bildung durchaus fähig ıft), und welche endlich in fchlechten Zeiten, wenn bie 
Mierhen fallen und die Wohnungen leer ftehen, mit ihrem nothwendigen Sinken 
nur den Forderungen der Gerechtigkeit entiprechen. 

In Heineren Gemeinden nehmen alle viele Verhältniffe eine ganz andere 
und viel milvere Geftalt an; von Miethöfteigerungen ift überhaupt gewöhnlich 
feine Rebe, Die Miethe jelbit ft wegen ihrer relativen Niedrigfeit ein auch ver— 
hältnigmäßig viel weniger in's Gewicht fallendes Beſteuerungsobjeet. Alſo bier 
it e8 vollfommen angemejjen, die communale Nealfteuer nur unter der Form 
von Staatöfteuerzufchlägen zuzulaffen und jedenfalls ein anerkennenswerther Fort⸗ 
Ihritt, daß fortan auch Einfommenftener-Zufchläge nicht ohne Gebäubdefteuer- 
Zuſchläge geftattet find. Alfo auch in dieſer Beziehung ift der Eingangs ftatuirte 
Unterſchied der großen Verkehrs-Centren und fleiner Städte von praftifcher Be— 
deutung. 

Ich habe Hier nody einige Bemerkungen über die vielfach, auch in Petitionen 
von Stadtverwaltungen dringend ausgeſprochene Forderung zu machen, Die 
ftaatlihe Grund- und Gebäudefteuer ganz den Communen zu 
überlaffen. Wie wenig der Staat daran denkt, zeigt der citirte Gefegent= 
wurf; ich bin auch der Anficht, daß der Staat Darauf nicht eingehen kann und 
darf. Einmal giebt e8 glüclicherweife noch einige Communen, die mit diefem 
Geſchenke Nichts anzufangen wiffen würden, weil ihre Bedürfniffe nicht höher 
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find, und die daher, um ſich daſſelbe nicht entgehen zu laſſen, zu nicht noth- 
wendigen Ausgaben verleitet werden könnten. 

Dann wird der Staat fehwerlich geneigt fein, die Einſchätzung und Fort: 
Ihreibung lediglich communalfteuerpflichtiger Steuerobjecte in der bisherigen Weife 
fortzuführen, die fpecielle Anwendung der fteuerlichen Grundſätze würde daher 
auf die einzelnen Gemeinden übergehen, in denen, je fleiner fie find, um fo 
mehr Gefahren für Mißbräuche vorliegen. Eine einbeitlih, nad) großen Grund» 
jägen durchgeführte Beſteuerung des Grund und Bodens des gefammten Staats 
ift Die weſentlichſte Grundlage jeder ftaatlichen Steuerpoliti. Die Grundfteuer 
in der verjchiedenften Form war die ältefte Staatöfteuer und follte bekanntlich 
nach der phyfiofratiichen Lehre die einzige fein. Das ganze fpätere Einkommen— 
und Erwerbfteuer-Syftem beruht in feiner tieferen Grundlage auf der Tendenz, 
die Einfeitigfeiten der Grundſteuer auszugleichen. Mit der Aufhebung der 
— als Staatsſteuer würden daher die übrigen Staatsſteuern in der Luft 
chweben. 

Viel ausſichtsreicher, als die verlangte Unterſtützung der Gemeinden durch 
die Gebäudeſteuer, iſt deren Ueberweiſung an die Provinzen. Das 
finanzielle Moment, welches den Communen gegenüber dahin geltend gemacht 
werden kann, daß dem Staate kein Aequivalent für die Ueberweiſung geboten wird, 
würde den Provinzen gegenüber fortfallen, da dieſe für den Bau und die Un— 
terhaltung von Chauffeen, alfo für Die allgemeinften und dem ganzen Grundbefit 
zu Gute kommenden Berkehrsanlagen dauernde Renten, rejp. Capitalſummen 
aus ftaatlichen Fonds erhalten haben, welche dem Stante als Gegengabe zurück— 
gewährt werden fünnten. Es würbe Dann ganz angemefjen fein, wenn eventuelle 
Ueberſchüſſe für andere provinziale Zwecke verwendet und eventuelle Fehlbeträge 
durch Zufchläge zu diefer normalen Ziffer aufgebracht würden. Hier wäre aud 
die Verbindung der großftädtifchen mit den provinzialen Intereflen, worauf tm 
Eingange hingewieſen worden ift, gegeben. 

Jedenfalls ift e8 geraten, wenn die Communen fich nicht Hoffnungen 
bingeben, die höchſt wahrfcheinlich Feine Ausfiht auf Realifirung haben. Freilich 
find die Klagen der Kommunen durchaus berechtigt, welche dahin geben, daß 
der Staat eine Reihe von eigentlihen Staatsgeichäften auf die Communen über: 
trägt, ohne denfelben eine entiprechende Einnahmequelle zu eröffnen. ?) Diejer 
Umftand dürfte freilich zur Ueberweifung der Gebäubefteuer feinen genügenden 
Grund abgeben, wohl aber dafür, daß den Communen eine größere Selbftändig- 
feit in den Mitteln und Wegen gewährt werde, fid die neuen nothwendigen 
Einnahmequellen zu verichaffen. x 

Bon fonftigen befonderen directen Gemeindefteuern iſt noch die Hunde: 
fteuer zu erwähnen, gegen deren Erhebung zwar vom Standpunkte der „vers 
edelnden und bildenden Liebe” des Menfchen zum Vieh Einwendungen erhoben 
werden, mit denen ich mid) aber vom finanziellen und hygieniſchen Stanbpunft 
nicht einverftanden erklären kann. u 

Die Zufhläge zur Klaſſen- und Einfommenfteuer endlich follen 
nad) dem pr. Gejegentwurfe künftig nur nad den Süßen der Staats— 


2) efr. die Rede des Bürgermeifter Brecht in Quedlinburg, abgebrudt in ber beut- 
ſchen Gemeindezeitung Jahrgang 1876. 
4* 
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fteuer erhoben merden. Nur die erite und zweite Stufe der Klaſſenſteuer 
fönnen (nad $ 3) von der Heranziehung zu den Gemeindeabgaben über: 
haupt und zu den Abgaben für Verfehrsanlagen im Beſoudern ganz frei ge— 
lafien oder dazu mit einem geringeren Procentfage als die übrigen Stufen der 
Klaſſen- und Haffifizirten Einfommenfteuer herangezogen werben. 


Ich kann diefen, in den Motiven näher Dargelegten Grundſätzen nur info: 
weit beiftimmen, als ih aud „Gemeinde-Einfommenfteuern, weldye von anderen 
Einſchätzungs⸗ und Beranlagungs-Orundfägen, als die Staatsfteuer, ausgehen, für 
unzuläffig”“ halte. Wenn aber die Motive auch jede Abweichung von dem 
Tarif und der Skala der Staatsſteuer nicht für zweckmäßig erklären, jo geht darin 
ter Gefegentwurf meined Erachtend zu weit. Die einzige Begründung für dieſe 
Beichränfung der kommunalen Selbftverwaltung befteht in folgenden Aus- 
führungen: 


„Die Abftufung des Einfommens und der Steuerfäge in den Tarifen ber beiden 
genannten Staatsfteuern beruht auf forgfältigen, in dem Syftem und Wejen der letz— 
teren —— a et welche in allen Fällen, wo die Vertbeilung von Ge— 
meindeabgaben nah den Grunbfägen jener Steuern ftattfinden fell, gleichmäßige 
Geltung behalten. Abänderungen des Verhältniſſes der einzelnen ZTariffäge zu 
einander und zu ben bezüglichen Einfommenftufen können durch Lokale Eigentbümlich- 
feiten diefer oder jener Gemeinde nicht füglich gerechtfertigt werden. Ebenfowenig kann 
die Erhebung von Kommunal-Eintommenftenern nach folden Tarifen für zuläffig er 
achtet werden, beren Steuerfäte gegen diejenigen ber genannten Staatsfteuern ftärter 
anfteigen. Der früher zur Rechtfertigung folder progreffiven Kommunal-Einfommen- 
ſteurn angeführte Grund, daß biejelben zur Schonung der unteren Bevölfernigsklafie 
gereichten, bat ſeit der durch das Geſetz vom 25. Mai 1873 erfolgten Einführung des 
neuen Klaſſenſteuertarifs, durch welchen dieſer Anforderung in ausreihendem Maße 
Rechnung getragen wird, feine Bedeutung verloren, und treten jetzt bie gegen derartige 
Brogreffioftenern obwaltenden —— Bedenken ausſchließlich in den Vordergrund. 
Behufs Herbeiführung einer der Leiſtungsfähigkeit der verſchiedenen Einwohnerklaſſen 
entſprechenden Vertheilung der Steuerlaſt handelt es ſich zur Zeit im Weſentlichen 
nur darum, das Einkommen derfelben, namentlich auch in den höheren Stufen, 
richtig zu veranlagen, ein Ziel, zu deſſen Erreichung die Gemeinden felbit durch Er— 
eh ve — in dieſer Beziehung obliegenden Pflichten weſentlich beizutragen in 
er Lage ſind.“ 


Dieſelbe Selbſtgefälligkeit und Selbſtverſtändlichkeit in der Beurtheilung der 
ſtaatlichen Leiſtungen auf ſteuerlichem Gebiete war ſchon in einem Reſeripte der 
Miniſter des Innern und der Finanzen vom 20. Auguſt 1874 ausgeſprochen. 
Schon damals war geſagt worden, „daß der Nachweis ſocialer Eigenthümlich— 
keiten zur Rechtfertigung abweichender Skalen der Perſonalſteuern in überzeu— 
gender Weiſe kaum jemals zu führen fein dürfte“. 1) Trotzdem ſahen ſich dieſelben 
Miniſter ſchon ein Jahr darauf veranlaßt, eine weſentliche Abweichung dieſes 
ſelben „unverbeſſerlichen“ Tarifs zu verlangen, welche auch durch das Geſetz 
vom 25. Mai 1875 dahin ſanctionirt wurde, daß die 3. und 4. Claſſenſteuer— 
ftufe nicht mehr, wie früher, 12 und 15, ſondern beziehungsmeife 9 und 12 Mark 
zu zahlen Hatten. Der Tarif der Glaffenfteuer geftaltet ji) nunmehr felgen- 
dermaßen : 





1) Deutfche Gemeinde-Zeitung, Jahrg. 1875. 
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2 — Procentale Belaftung 3 = 

E- Grenzen Unter Steuerjat : = ve 

Ö des Einkommens. ſchied des Einlommens | 28 
Mart | _Mart Be 





1] einict. 420 bi8 660 | 240 
2 mehr ats 660 „ 900 | 240 
3 " 900 ,„, 1050 | 150 

„ 1050 „ 1200 | 150 
5 1200 „ 1350 | 150 
6 1350 „ 1500 | 150 
7 1500 „ 1650 | 150 
8, „ 1650 „ 1800 | 150 
9 1800 „ 2100 | 300 
0 „ 2100 „ 2400 | 300 
1 | 300 
2 300 


„2400 „ 2700 
„2700 „ 3000 





Mit diefem Muftertarif jcheinen mir zum Theil der Bequemlichkeit der Ein: 
ſchätzungs- Commiffionen zu weite Concejfionen gemacht zu fein. Wenn das 
Einfommensprincip auch in der Claſſenſteuer lediglich gelten fol, jo ſehe ich 
vom communalen Standpunkte aus z. B. feinen genügenden Grund, die Grenzen 
der beiden erften Stufen um je 80 Thaler, die der nächft folgenden nur um 
50 Thaler fteigen zu laſſen. Das frühere Breslauer Einfommenfteuer-Regulativ 
hatte in dem unterften Claffen auch gleichmäßig um 50 Thaler auffteigende 
Steuergrenzen und hat fich jehr wohl dabei befunden. Wenn nun das Staats- 
fteuerihema als ein allgemeiner, für Stadt und Land gleichmäßig gültiger 
Durchſchnittsſatz anzufehen ift, innerhalb deſſen locale Eigenthümlichkeiten ſich 
ausgleichen jollen, jolte man die Communen nicht befchränfen, folchen auf ihrem 
eigenen Gebiete gerecht zu werden. Die Einfhiebung von Zwiſchen— 
ftufen wird fi) auch in den höheren Claſſen theilweife empfehlen, um z. B. 
das gänzlich ungerehtfertigte Sinken der Marimalbelaftung des Einfommens 
von der 9. zur 10. Stufe zu befeitigen. 

Wie man ferner, nahdem da8 Decimalfyftem im Münzfuß berrichend 
geworben ift, noch obigen Steuertarif als unabänderlich bezeichnen kann, iſt nicht 
abzufehen. Wenn 8 ftaatliche Pflicht ift, die Gewöhnung an den alten Thaler, 
ver bald ganz aus dem Berfehre verſchwinden wird, nicht Fünftlich aufrecht zu 
erhalten, jo follte zuerft und namentlih das Steuerjuftem den neuen Anfor: 
derungen gerecht zu werden fuchen. Die oben gemachte Angabe der Steuerfäge nad) 
dem alten Münzfuße zeigt aber, daß die neue Steuer lediglich auf dem alten Münz- 
fuß baſirt. Das nad dem Preußiſchen mwichtigfte Deutiche Staats-Einfommen= 
jteuey:Gefeß, nämlich das Königl. Sächfifche, fteht wenigftens in den unteren Stufen 
voll und ganz auf dem Boden des neuen Münzfußes, wie folgender Tarif 
beweift!): 


1) Zeitfchrift des Königl. Sächſiſchen ftatiftifchen Büreaus, Jahrgang 1875. Heft III 
und IV. ©, 131. — 
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Der einfache Bei zehn- Procentale 
Grenzen 5 | Belaftung des 
Claſſe des Eintommens ee 
Mark Matt | PM. | Mart | gg. Eintommens 
| bis zu 500 - | 1 Bl 7 
2 über 500 bis 66501) — | 15 1 | 50 0,30 
3 „60, s800 — 258 2150, 0,88 
al „80, 950 — 102 - 0,50 
5| m 950 „ 1100| — | 60 61 068 
6' „ 1100 „1350 — |8 8 50 077 
7 „1250 „ 100 | ıj10| 11 —ı 0,89 
8 „ 1400 „ 1600 | 1 40 14 — 1,00 
9 | „1600 „ 1900 ı:70| ı l—! 1,06 
10 | „1900 „ 2207| 2515| 21|50: 1,13 
11 | » 2200 „ 250 |! 2,70] 27| — | 1,23 
12 | „ 2500 „ 2800 | 8 | 25 | 32 | 50| 1,30 
13 | „2800 „ 3300 | 3185| 38150. 1,38 
14 » 3300 „ 3800 4 90 49 — 1.48 
15 „3800 „ 4300 6 10 61 — 161 
16 | „4300 „ 4800 | 7 40 a|—| 172 
17 I m 4800 „ 5400 | In 7 —| 18 
18 | „5400 „ 6300 | 10 | 45 |104 | 50 | 1,94 
19 | „6300 „ 7200 | 13 40 | 134 — | 1312 
20 „ 7200 „ 8400 16 40 164 | — 2,28 
21 | „ 8400 „ 9600 | 20 — |200 | — 2,40 
2 | „9600 „ı0soo | 24 | — |240 | — 2,50 





Man fieht Hieraus, daß die Progreifion oder der Procentjag der Belaftung 
allein die Steuerfäge dictirt hat, während der preußiſche Tarif zuerft die um 
je1(1, 2, 3, 4 Thaler), dann um je 2 (6, 8, 10, 12, 14, 16 Thaler), dann 
um je 4 (20, 24 Thaler) anfteigenden und ſodann mit 6 Thaler in die claſſi— 
fieirten Einfommenfteuerfäge übergehenden Claffenftenerfäge gebilvet hat, woraus 
dann die Grenzen und die procentale Belaftung ſich ergeben haben. Die Be— 
quemlichfeit der Erhebung kann hierfür um jo weniger maßgebend fein, als Die 
Claſſenſteuer contingentirt ift und demnach die vollen Sätze gewöhnlich nicht 
erhoben zu werben brauchen. ine rationellere Tarifirung als dieſe preußiſche 
ſcheint mir alfo für die indiwiduellen Verhältniffe der großen Städte nicht aus— 
geſchloſſen. 

Man ſieht aber auch weitere weſentliche Unterſchiede zwiſchen dem preu— 
ßiſchen und ſächſiſchen Tarif, bei deren Abwägung wir uns gleichfalls zu 
Gunſten des ſächſiſchen ausſprechen müſſen. Dies iſt namentlich die Frei— 
laſſung des Minimums bis zu 420 Mark in Preußen, während die 
unterſte ſächſiſche Claſſe alle Einkommen bis zu 500 Mark umfaßt. Ueber 
die Berechtigung der Heranziehung auch des kleinſten Einkommens zur Tragung 


1) Ein Druckfehler in der Quelle giebt bier 600 Mark an. 





Cru 
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der Staatsfoften brauche ich mich nad) den vortrefflichen Ausführungen, die hier— 
über noch vor Geftaltung des neuen preußischen Steuerweſens veröffentlicht find, 
leider aber feinen Erfolg gehabt haben), nicht weiter auszufprechen. 

Ic, kann es daher nur billigen, wenn ver 8 16 des Gemeindefteuer-Gefeg- 
Entwurfs jagt: „Jedoch fünnen zu den Glaffenftener-Zufchlägen auch diejenigen 
Perjonen, deren jährliches Einkommen weniger als 420 Mark beträgt und 
welche nicht im Wege der öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Unterftügung 
erhalten, mit einem fingirten Glafjenfteuerfage von 1,50 Mark herangezogen 
werben.‘ 

Dieſe Beftimmung ift übrigens nicht neu, ſondern ift in der legten Reform— 
gejeggebung ausdrücklich vorgejehen. 

Die Berechtigung einer progreifiven Einfommensbefteuerung 
braucht meines Erachtens gleichfalls nicht mehr Discutirt zu werden). Man darf 
aber nicht vergefien, daß jede Progrefjion willkürlich ift und lediglich durch allgemeine 
Awedmäßigfeits-Rüdjichten begründet werden kann. ine beftimmte Progreifion, 
welche für eine allgemeine ftaatliche, die verfchiedenften Yandestheile, Großſtädte 
und Dörfer gleihmäßig umfafjende Perfonalfteuer als allgemeiner Durchſchnitt 
jehr zweckmäßig jein fan, braucht es deshalb nicht mehr zu fein, wenn es ſich 
einerjeit8 darum handelt, für die Bedürfniſſe eines großen Centralpunftes des 
Weltverkehrs oder für diejenigen eines entlegenen Städtchens mit wenigen fteuer- 
pflichtigen Perjonen zu forgen. Das Geld hat an beiden Punkten einen ver- 
jchiedenen Werth, weshalb Löhne, Preife, Miethen u. ſ. w. einer ganz verſchie— 
denen Beurtheilung unterworfen find. In feinen Städten, mo jeder des andern 
Nachbar ift, fennt man gegenfeitig feine Verhältniſſe bis auf das Genaueſte 3). 
Je größer aber die Städte werden, um fo mehr Einfommen geht der Bes 
jtenerung verloren, weil hier das nachbarliche Princip verſchwindet und nur der 
— allerdings oft jehr gute, aber jehr unzulänalide — Wille der Commiffionen 
an die Stelle tritt. 

Wenn der Staat trogdem an der Gleichheit der Befteueruug nach feiner 
willfürlichen Progrefjion überall und unter allen Umftänden feithalten muß, 
braucht doch die Gemeinde nicht daran gebunden zu fein, jondern vom gemeind- 
lichen Standpunkte rechtfertigt fi dann eine Abweihung von der Pro- 
arejfion in den Steuerfägen, aber aud eine Abweichung von der 
gleihen Befteuerung einer.Einfommensclaffe nad dem Geſichts— 
punkte der Wahrſcheinlichkeit dafür, ob das Ganze oder nur 
ein Theil des Einkommens der Beftenerung unterliegt. Letzterer 
Geſichtspunkt führt, worauf ih noch zurückkomme, zu einer Verſchiedenheit der 
Befteuerung nach den Quellen. 

In erfterer Beziehung ift hervorzuheben, daß der Staat feine Progreifion 


1) Efr. Held. Die Einfommenfteuer. 

?) Efr. Prof. Dr. Fr. I. Neumann. Die progreffive Einfommenftener im Staats- 
und Gemeinde-Haushalt. 

°) Dem fteht das im Eingang Gefagte nicht entgegen, wonach in Heineren Fabrik— 
Städten mit gleihem Fabrifationszmweig, wo die Einſchätzungs-Commiſſionen faft nur 
aus Bertretern defielben zufammengefett find, die Einfhätungen viel zu niedrig aus— 
fallen, weil die communale Belaftung zu groß if. Im Gegentheil wird bie zu niedrige 
Einſchätzung vollftändig mit Benuftiein eines fcheinbaren Rechtes durchgeführt. 
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mit einem Einkommen von 3000 Markt abjchlieft, von wo ab die Belaftung 
des Einkommens mit 3 °%/, gleich bleibt. Dies bat Lediglich feinen Grund in 
der hiſtoriſchen Entwidlung des Staatöfteuerweiens, der fi unbedingt anzu— 
ſchließen für die Communen ebenfalld ein genügender Grund nicht vorliegt. 
Ich habe mich iiber diefen Punkt früher ſchon einmal ausgeiprochen ?) und kann 
vie bezüglichen Ausführungen bier nur wiederholen: „Es fragt ſich nur noch, 
in welcher Weile wir unferer Forderung einer höheren Brogrelfion in den höheren 
Claſſen gerecht werden können, ohne daß eine allerdings nicht wünfchenswerthe, 
allzu große Abweichung von den Staatsfteuer-Örundfägen eintritt... . Die 
großftädtiichen Verhältniffe bedingen es unferer Anficht nad, dap das Maximum 
der Belaftung mit 3 %, nicht ſchon mit einem Einkommen von 1000 Thlen. 
abſchließt. Es ift das eine Unbilligfeit gerade gegen diefe mittleren Geſellſchafts— 
Schichten, welche mit einer ſolchen Einnahme noch lange nicht den fchwerften 
Sorgen um ihre Exiftenz entrüdt find. Da gerade hier die Gewohnheit des 
Lebens in der Grofftadt größere Anfprüche an den äußeren Anftand und bie 
öffentliche Erſcheinung macht, als bei den unteren Glafjen, womit die mit dem 
Sinken des Geldwerthes keineswegs fteigenden Einnahmen immer weniger im 
Einflange ftehen, ift e8 jehr wohl berechtigt, da8 Marimum des Steuer: Procent- 
ſatzes für Berlin (reſp. für andere großg Städte) erſt bei den Clafjen eintreten 
zu lafjen, deren gelammte Lebensverhältniffe wirklich mit den Staats-Einfommen= 
fteuer- Zahlern in Kleinen Städten und auf dem Lande übereinftimmen. Wir 
glauben nicht zu irren, wenn wir behaupten, daß ein Eintommen von 1000 Thlen. 
für den Durchſchnitt des Preußiſchen Staats dem Beſitzer mindeftens biejelben 
materiellen Bortheile gewährt, al8 ein Eintommen von 1400 bi8 1500 Thlen. 
in größeren Städten. Königsberg hat z. B. bei diefem Einfommensbetrag das 
Marimum der procentalen Belaftung mit 4 %/, eingeführt. Für Berlin möchten 
wir noch einen Schritt weiter gehen und die Grenze bei 2000 Thlen. Einfommen 
annehmen. Für die Marimalbelaftung felbft möchten wir gleichfalls 4 %, in 
Borſchlag bringen. Das Steigungs:Verhältnig würde hiernach immer noch ein 
jehr mäßiges fein... . Da der volle normale Sat beim Beftehen der Mahl- 
und Schlachtſteuer wohl niemal® erhoben zu werden braucht, jo finft die 
Steigerungs-Differenz ganz beträchtlich... . . Aus der Einfügung der nad 
fteigenden Procentjägen ſich ergebenden Steuerfäge in die im Allgemeinen mög- 
Licht Elein- zu bemefjenden Stufen des Einkommens ergiebt fi von jelbft ein 
Steuertarif.“ 

Ebenfo wie durch die Verhältniſſe der Großſtadt ein höherer Procentſatz 
der Einkommensbelaſtung in den höheren Einkommensſtufen gerechtfertigt werden 
kann, ebenſo kann unter Umſtänden auch eine ſtärkere Heranziehung der 
unteren Klaſſen nicht unangemeſſen erſcheinen. Es muß in dieſer Beziehung 
hervorgehoben werden, daß der neue Staats-Klaſſenſteuer-Tarif eine 
ſehr bedeutende Ermäßigung der Steuerpflicht der unterſten 
Volksklaſſen gegen früher involvirt. 

Da die alten jocialen Klafjen der Klaffenftener keine feften Einkommens— 
grenzen haben, jo ift der Nachweis einer folden Ermäßigung zwar nicht direct 
zu führen, geht aber aus Analogien unzweifelhaft hervor. 


1) Ueber die Gemeinde-Einkommenſteuer in Berlin“ im 5. Jahrgang des Berliner 
ſtädtiſchen Jahrbuches. a 
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Es giebt nämlich ein Normatio-Regulativ für Kommunal-Eintommenfteuern 
vom 31. Mat 1864, welches eine Gleichftellung der unterften focialen Klaſſen— 
fteuerftufen mit Eintommensgrenzen bis zu einem Einkommen von 400 Thlen, 
durchführt, und ferner eine Beranlagungs-Inftruction zum alten Klajjenfteuer- 
gelebe vom 8. Mat 1851, welde directe Einkommensgrenzen von 400 Thlr. 
is 1000 Thlrn. Einfommen den höheren alten Klaſſenſteuerſtufen gleichftellt. 

Es ift für das Verſtändniß nothwendig, diefe Conformität hier darzuftellen. 
Wir fügen gleich die neue Tarifirung Hinzu: 


Sleichgeftellte Alte fefte jährl. — Neue jährliche 
Alte Klaſſen Einkommens: Klaſſenſteuer— * * Normal⸗ 
der Klaſſenſteuer. grenzen ſätze 4 —— klaſſenſteuerſätze 
in Thirn. in Thlm ©; htm in Thlen. 
A. Erfte Hauptflafie: 
1) erfte Stufe 
a. Unterftufe | weniger als 1/,. 
b. Unterftufe b 100 Thle. 1. | unbefteuert. 


2) zweite Stufe 100—150 = 2 
3) Dritte s» 150—200 = 3. 
B. Zweite Hauptflafie: 140— 220. 1. 
1) vierte Stufe 200—250 = 4. 
2) fünfte = 250—300 = 5. 220—300. 2 
3) ſechsfte = 300—350 = 6. 300—350. 3. 
4) fiebente = 350—400 = 8. 350—400. 4. 
400--450, 6 
5) achte = 400-500 = 10. Be 8 
C. Dritte Hauptklafie: 
500—550. 10. 
1) neunte Stufe 500—650 = 12. | 550—600. 12, 
600— 700. 14. 
2) zehnte = 650—800 = 16. 700—800. 16, 
3) fe = 800-900 = 20. 800— 900. 20. 
4) zwölfte = 900—1000 = 24. 900—1000. 24. 


Man braucht in diefer Gegenüberftellung nur die auf ungefähr gleicher 
horizontaler Linie ftehenden Steuerſätze zu vergleichen, um zu erkennen, welche 
enormen Steuerermäßigungen — ganz abgejehen von der gänzlichen Steuerbe- 
freiung faft der ganzen beiden unterften Stufen — ſämmtliche Einfommensclaffen 
bis zu einem Einfommen von 550 Thle. erfahren haben. Erſt mit dem bei 
diefem Einkommen eintretenden Steuerfage von 12 Thlen. jährlich ift die Gleich— 
beit der alten und neuen Steuerſätze wieder erreicht. 

Da die verhältnißmäßg niedrigfte Belaftung, welche überhaupt nad) der 
neuen Steuer vorkommt, in dem Marimum der unterften Stufe, alfo bei 220 
Thlen. Einkommen mit 1 Thlr. Steuer, d. h. mit 0,45 °/, vorhanden iſt, die 
höchſte überhaupt vorkommende Belaftung aber ſchon mit dem niedrigften klaſſi— 
fizirten Einfommenfteuerfage bei 1000 Thln. Einkommen mit 30 Thlen. Steuer, 


en 2 a — — — WET nu £ > — — - - ” om Brenn 
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d. h. mit 3 pCt. gegeben iſt, To beläuft ſich die Progreſſion der Steuer auf 
den jehr bedeutenden Sag von 2,55 pEt. 

Nach den alten Klaffenfteuerfägen betrug die Velaftung eines Einkommens 
von 140 Thlen. 2 Thlr. oder 1,43 pCt., eines ſolchen von 220 Thlen. 4 Thlr. 
oder 1,82 pCi. Die größte Differenz zu dem höchſten Procentjag von 3 be: 
lief ſich daher nur auf 1,57 pCt. oder auf nahe ein volles Procent weniger als 
nad) den neuen Steuerfägen, 

Das alte Communalfteuerregulativ in Breslau, wo eine die unterften Volks— 
klaſſen ſtärker heranziehende Miethöfteuer nicht eriftirt, ſchloß ſich, wie auch Die 
frühere Jupplementare Gemeindeeinfommenfteuer in Berlin, an den alten Staats— 
ftenertarif an, nur mit dem Unterfchtede, daß die Breslauer Communaleinfommen= 
ſteuer ſchon jeit ſehr Langer Zeit bis zu einem Einkommen von 100 Thlen. 
herunterging, während die Berliner erſt mit 300 Thlen. Eintommen begann. 
Nach Aufhebung der ftantlihen Mahl: und Schlachtſteuer und Einführung des 
die unterften Volksklaſſen jo bedeutend ermäßigenden neuen Glafjenfteuer-Tarifs 
ſchloß ſich Berlin im Tarif und Steuerfag direkt an denſelben an, während 
Breslau die neuen Grenzen für die Einſchätzung acceptirte, diefen aber die alten 
Staatselaſſen- reſp. Gemeinde-Einfommensfteuerfäge Jubftituirte, 

Sp ift, wenn man den in Breslau bisher üblichen Steuereinheitsfag, ver 
feit einigen Jahren unverändert 12 mal erhoben worden ift, mit diefem Factor 
multiplizirt, folgender Tarif entjtanden, der allerding® von dem Staatstarife fehr 
wejentlih abweicht : 

















Stufe 1 
Tas 28 Die Gemeindeſteuer 
a 3 || Grenzen des & 5 ——— beträgt gegen die In Procenten 
2 5 | Eintommens | 9 ® Steuer. Staatsftener 
9] 
Steuer. | Im” pr me Pr) mehr | weniger mehr | weniger 
— r * | 
— 1: 30-40 — — 3 60 3W | — — — 
1 2 420— 660 3 — 20 4 2 _ 10,0: — 
2 3: 60-00" 6 — 2 —! 6 — — 5100 — 
3 4. 900-1050 9 — 8 —! 9 — _ 100,0 — 
4| 5 | 1050-1200 12 — 22 80 | 10 80 — 500 — 
5 6 120-1350. 18 — 7 6 90 | — 35333 — 
6 7,1350—150 24 — 31 20 7% — 1300 — 
7 8! 150-160 3 — 35 —| 6 — — [u — 
8! 9; 1650—1800 ı 36 — ' 39 60. 3 60 — 100 — 
910 , 1800-2100 | 42 — 43 20, 1 20 — 1 288 — 
10,11 , 2100-2400 | 48 — | 50 40) 2 40 — 50 — 
11j12 | 2400-2700 | 60 — | 57 60 I. 3 2 40" — | 400 
1213 | 2700-300 | 72 — | 4 0 | — 720 — | 109 
1114 . 3000-3600 | 90 — | 72 — — 18 — — ! 20,0 
II 15 | 3600—4200 | 108 — | 86 40 _ 21160 — , 20,0 
III 16 | 4200-4800 | 126 — 100 80 | — 235 20 — | 20,0 
IV|17 | 4800-5400 | 144 — 15 20 — 23 850 — | 20,0 
v'18 | 5400-6000 | 162 — 199 ol — 322 40 | — | 20,0 
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Die Scheinbar horrible Ungerechtigkeit dDieje8 Gemeindeeintommenfteuer-Tarifs, 
der im Vergleich zur jetzigen Staatklafjene und Einfommenfteuer ſogar einen 
umgefehrt progrejjiven Charakter hat, löſt ſich bei Betrachtung der hiftorifchen 
Entftehung, wie fie vorhin dargelegt ift, won jelbft auf. Von dem bisher feſt— 
gehaltenen Standpunkte der communalen Selbftändigfeit und der biftoriichen Ent— 
wicklung aus ift ein jolcher Vergleich ſogar unzuläffig. Der Breslauer Gemeinde: 
einftommenfteuer-Tarif, am ſich betrachtet, ift ebenfalls progreſſiv, da die niedrigſte 
Belaftung in der unterften Stufe 1,1 %/,, die höchſte relative Belaftung, die 
allerdings ſchon mit 1500 Mark eintritt, 2,4 %, beträgt, alfo bringt nur die 
verfchtedene, an ſich ſtets willkürliche Progreſſion das ſcheinbar ungerechte Refultat 
hervor. Da e8 bis jet noch GemeindeeinfommenfteuersRegulative genug giebt, 
die gar feine Progreſſion enthalten, wird hier der Vergleich mit dem Staatstarif 
noch unbilliger ericheinen. 

Wenn die Commune Breslau durd; Annahme des neuen pr. Geſetzentwurfs 
gezwungen werben follte, ſich an den Staatstarif anzujchliegen und zumächft, wie 
jegt in den Stufen der Haffifizirten Staatseinfommenfteuer über 3000 Mark, 
auch in den Stufen der Claſſenſteuer 80 %/, des Staatstarif8 erheben wollte, 
fo würde ſich der Ausfall, wie folgt, berechnen: 
































: h) CH 80 u A | Alſo | Alfo Aus⸗ | 3 = 
Gemeinde | 5 5 desbtaats · Ausfallfür, SM der |. | 358 
Eintommen! , 8| Reuer- liedenSten., Communal- fall im 2:5 
ſteuerſtufe > 2 ſahes erzahler. | ſteuerzahler | Ganzen a = u 

A: | 1875 3 2 
| AI Mimt. Pf. Jmt. | Aue BE 

ı 1360 1 2| 2 40 410 | 9864 — | 14796 — 

2 7 20 2 40 4 80) 19362 92937 60 , 139406 40 

3 2? — 4 80 T 2% 20898 150465 60 | 250776 — 

ı 18 — 7 210 8% 6014 | 64951 20 . 108252 — 

5 209 0 13 20 1648 21753 60 37574 40 

6 27T 601 40 13 2% 2780 366965 — 76728 — 

7 31 2019 2012 0 677 8124 — 21122 40 

8 36 — 24 00:12 00 2269 21228 — | 81684 — 

9 39 60 283 80.10 80 419 4525 20 : 16592 40 

10 43 2033 60) 9 60 1047 10051 20 45230 40 
11 5040383 412 00 1365 163850 — | 69796 — 
12 56048 0 9 60 1136 10905 60 64433 60 
13 64 80157 60, 7 20 1236 8899 20 | 80092 80 

Sa. | 62961 | 462781 20 |1006484 40 


Es würde alfo ein Gemeindeeinfommen-Steuerbetrag vers 

bleiben von 543,703 20 
Hiezu die Steuer von 4777 Gemeindeeinfommen-Steuerzahlern 

über 3000 M. mit 80 %, des Staatsfteuer-Solls 1,178,812 80 
Alfo Gemeindeeintommenfteuer zu 80 %, der Staatöfteuer 1,722,516 00 
dto. zu 100 der dto. 2,067,019 20 
Die jegige Gemeindeeintommenfteuer bringt zufammen 2,185,297 20 
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Es würde alfo ein Zufchlag von 25,72 9, zu 80 %, alfo von zufammen 
105,72 %/, nöthig fein, um mit dem Staatöfteuertarif die jegigen Erträge zu 
erzielen. 

Nach Aufhebung der indirecten Conjumtionsfteuern, welde in dem Bres— 
lauer Etat pro 1876 mit folgenden Sägen eingeftellt find 


Schlachtſteuer Mark 950,000 
Wildſteuer FR 24,000 
Bierfteuer ; 36,000 


4 

Braumalzftenerzufhlag „ 150,000 

zufammen Marf 1,116,000 
würde der obige Zulhlag um 53,99 %/,, alſo auf 159,,, %, fteigen. 

Wenn man aber aud; die Ueberſchüſſe aus jelbjtändigen communalen 

Inftituten ftreihen wollte, und zwar nad dem Etat pro 1876 von 

der ſtädtiſchen Bank Marf 221,000 

den Gasanitalten „635,000 

dem Waſſerwerk „158,360 


würde der weitere Ausfall wieder zufammen Mark 1,012,390 
ausmachen, der, auf die Einfommenfteuer gelegt, den Zujhlag um 48,95 % 
mehr und danach auf 208,60 %, anwachſen laſſen würde. 

Die eventuelle Erhöhung des Gebäudeſteuer⸗Ertrages in Form einer Haus: 
fteuer, welche erftere zu 50 %/, der Staatsfteuer jetzt 247,500 Mark einbringt, 
und bie eventuelle Einführung eines Zuſchlages zur Staat8-Gewerbefteuer, welche 
jegt ca. 480,000 Mark einbringt, wird jedenfall® nicht ausreichen, um ander— 
weitige fünftige Ausfälle des Breslauer Etats zu deden, worauf ich bier nicht 
näher eingehen kann. 

Ich glaube, dag ſchon eine ſolche Einftommensbefteuerung, wie fie nur bei- 
ſpielsweiſe für eine der größeren preußifchen Communen nad) den neuen Grund- 
fügen berechnet worden ift und mit der Staatöfteuer zufammen den zehnten 
Theil des Einkommens wegnimmt, die Nichtigkeit der Einſchätzung äußerſt 
nachtheilig beeinfluffen wird. 

Diefe Nachtheile fcheinen mir, wie ſchon hervorgehoben, abgejehen von 
der Eröffnung neuer Einnahmequellen, auch durch eine Modification des Staats- 
fteuer-Tarif8 hauptfächlich für größere Communen gemilvert werden zu fünnen, 
und zwar nicht nur dur eine Erhöhung der Progreſſion nad oben, 
jondern auch — namentlich) da, wo eine ſolche ſchon beftanden hat, durch eine 
Ermäßigung der Degreffion nad unten. Ob die nachgewiejene be= 
deutende Entlaftung ber unteren Volklsklaſſen, welde gleichzeitig mit einer noch 
nie dageweſenen Lohnerhöhung eingetreten ift, denfelben wirklich zum Segen aus- 
geichlagen hat, will ich nicht näher unterfuchen. In Beziehung auf die Wir- 
fung der Lohnerhöhungen kann ih mich auf einen claffiihen Zeugen berufen. 
Engel!) fagt: 

„Hätte man fir bie höheren Löhne beſſere, mehr fchaffende Kräfte als die bis— 
berigen erlangt, jo wären bie Arbeitsleiftungen nicht jo geſunken, wie das jetst allgemein 
gefübft und beffagt wird... . Die colofiale Nachfrage nach Arbeitsträften ıft bie 


. 1) „Die erwerbsthätigen jnriftifhen Perfonen im Preußifhen Staat, insbeſondere 
die Aetiengefellihaften”, im Jahrgang 1875 der Zeitfchrift des Kgl. Pr. ftat. Büreaus. 
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Urſache der geringen Leiftungsfähigfeit; denn das Durchſchnittsmaß ber phyſiſchen, 
intellectuellen und fittlihen Kräfte ift Durch den ftarten minderwerthigen Zuzug ein 
eringerer geworben. . . . Man kann den Lohnzuwachs, der den Arbeitnehmern in ben 
Jahren 1871, 1872 und 1873 zu Theil wurde, in Preußen allein mindeftens auf 
250 Millionen Thaler veranfhlagen. Nur ein Heiner Theil hiervon hat eine Anlage 
in Sparcaffen gefunden, ein anderer eben fo Heiner Theil mag auf nugbringende 
Berbejlerungen, befieren Unterricht für bie Kinder der im beflere Lage gelommenen 
!ohn-Empfanger verwandt mworben fein. Drei Fünftel jenes Kapitals find ſicher aber 
verpraßt worden. Mehr oder weniger ungebundene Ausgelafjenheit während einer 
kurzen Spanne Zeit ift ber ganze Effect deffelben.“ 

Die Herunterfegung der Staatöfteuern, das hiermit gegebene und ohne 
Noth in vielen Communen, namentlich in Berlin, befolgte Beiſpiel der gleichen 
Herabfegung der directen Gemeindefteuern, die Aufhebung aller Elementarſchul⸗ 
gelder auch für bemittelte Perfonen, alle die hierdurch den unteren Volksclaſſen 
gewährten Geſchenke find jenen /, von 250 Millionen Thalern gegenüber nur 
rn die aljo vermuthlich um fo eher in den gleichen Strudel hineingefallen 
ein werden. 

Es ift bemerfenswertb, daß Klagen über Steuerdrud in den unteren Volks— 
claſſen Breslau’8 im Gegenfaß zu Berlin bisher nicht hewworgetreten find. Die 
Neu:Einführung der in den unteren Volksclaſſen nur ſehr geringen Staats- 
teuerfäge hat in diefer Beziehung — Dank der Erhaltung der Schlachtfteuer — 
anen wenig merfbaren Effect gehabt. Ich kann aljo eine principiell weitere 
Entlaftung der unteren Volkselaſſen, wie fie durch das neue Gejeg von Breslau 
verlangt wird, nicht für angemefjen halten. 

Nah eingehendem Tangjährigen Studium der Einfommend- und Ein: 
\hägungs-Berhältniffe in den beiden größten preußiichen Städten bin id zu dem 
— allerdings ſtatiſtiſch noch nicht unwiderleglich dargethanen — Reſultate ge 
lommen, daß die Einſchätzungen bei einem mittleren Einkommen von 3000 Mark 
am genaueften ausfallen, vermuthlich weil die Majorität der Einſchätzungs— 
Deputirten ſich in der Nähe diefer Stufen felbft befinden. Je höher das Ein- 
fommen wird, um fo niedriger fallen die Einfhägungen aus, weil die ein= 
zelnen Quellen immer weniger richtig zu unterfcheiden find. Namentlich ift es 
das „Fundirte” Einfommen aus Capitalbefig und das „unfundirte” Einfommen 
aus Gewerbebetrieb, welche ſich der Eognition entziehen. Das „fundirte“ Ein- 
fommen aus dem Grundbeſitz ift Dagegen aus den Hypothekenbüchern ziemlich 
genau zu überfehen, da Simulationen mit Hülfe des Rechts-⸗Inſtituts der 
„aigenen Hypothek“ wohl nicht häufig vorfommen werden. Endlich das „unfuns 
dirte" Einfommen aus Gehältern der Beamten ift wieder bis auf den letzten 
Prennig der Beftenerung unterworfen. 

Diefelben Eintommens-Categorien in den Claffen unter 3000 Mark find 
zwar viel genauer zu überjehen, aber gerade in den unterften Volksclaſſen ent= 
sieht fich ein verhältnigmäßig fehr großer Theil regelmäßig der Steuer. Man wird 
bier überall die Erfahrung machen, daß nur der direct nachweisbare Lohn in 
den Steuercataftern fteht, das Einfommen aus der Arbeit der Frau und ber 
Samilienangehörigen aber factifch nicht beſteuert iſ. Mit der Höhe des Ein- 
tommens überhaupt ſchwindet die Bedeutung dieſes Factors ). Mit dem Fleiße 
und der Sparjamfeit einer Familie derſelben Eintommens-Categorie nimmt Diejer 


1) Brof. Dr. Laspeyres in der „Concordia“. Jahrgang 1875. 
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Factor aber zu. Deshalb verftehe ich Die allerdings durd Fein Steuer-Regu— 
Yativ berechtigten Humanitäts-Rückſichten ſehr wohl, welche die Einſchätzungs— 
Sommiffionen bewegen, zwei Familien, deren Häupter denfelben Arbeitslohn be— 
ziehen, von denen in der einen aber eine fleigige Frau durch Handarbeit, Wäfche 
x. einen erfledlichen Nebenverdienft erwirbt, während in der andern eine lider— 
liche Frau die Familie berunterbringt, — ganz gleihmäßig heranzuziehen, 
trogdem die erftere bei genauer Einſchätzung aller Einkommens-Quellen in eine 
höhere Stufe gehören würde. Nachdem das ftrifte Einfommensprincip bis in 
die unterften Volksclaſſen — ich glaube nicht mit Recht — durchgeführt iſt, 
würde die ftrifte Anwendung defjelben in den erwähnten Fällen eine Befteuerung 
des Fleißes und eine Privilegirung der Faulheit bedeuten. 

Ich Schließe daraus auf eine im Allgemeinen höhere Steuerfähigfeit der 
unteren Boltsclaffen, als unfere Einkommens-Cataſter fie darftellen, namentlich, 
aber in großen Städten, und halte deshalb hier auch eine ftärkere Heranziehung 
diefer Claſſen für berechtigt. 

Al regulären Mafftab für die Perjonalbefteuerung in großen Städten 
halte ih 3 9, für das Einfommen von 3000 Mark für richtig. Ich halte 
eine weitere Progreffion bis 4 9%, bei 5000 Mark und eine Degreifion bis 
2 9, bei 500 Mark, mit eimem einheitlichen Glafjenftenerfage für alle nod) 
tiefer ftehenden Claſſen den Berhältniffen größerer Städte für angemefjen. Die 
hierdurch bedingte Steuerleiftung der unteren Bolfsclaffen würde nur gegen ben 
Staatstarif höher erjcheinen, aber gegen den jetigen Gommunalfteuertarif immer 
noch eine Ermäßigung darftellen. Nachdem der Staat einfeitig „liberale und 
humane‘ Principien im Steuerweien bi8 auf die Spite getrieben und auf 
andern Gebieten zu dem finanziellen Ruin aller Städte erheblich beigetragen 
bat, kann es den Commumen nicht verdacdht werden, wenn fie neben den ftaat- 
lichen joctal-politiichen, audy communalen finanz=politijchen Motiven bei der Neu: 
ordnung ihres Steuerweiens Naum geben. Jede Humanität ſchlägt in. ihr 
Segentheil um, wenn damit andere Gefahren für das öffentliche Wohl verbunden 
find. Bei der Bemeſſung der Höhe der Progreifion darf man namentlich nicht 
vergeffen, daß die einfache Gerechtigkeit eine Befteuerung nad) gleichem Procent- 
lage für alle Einkommensclaflen erfordern würde. — 

Nach dem ſchon früher Gelagten kann ich eine principielle Verſchiedenheit 
des Befteuerungs: Procentjages nah „Fundirtem” und „nicht 
fundirtem“ Einkommen nicht fir allgemein gültig halten. Nichtsdeftomeniger 
find diejenigen einzelnen Berfuche der bisherigen Geſetzgebung, dieſem in ver 
Billigfeit begründeten Unterfchieve der Befteuerung gerecht zu werben, nur anzu= 
erkennen. Dahin rechne ih nmamentlidh die ſog. Privilegien der Be— 
amten, welche nad dem neuen Geleg-Entwurfe beibehalten werden jollen. 
Freilich fann man nicht, wie die Motive des Entwurfs, die gänzlichen Eremtionen 
der Geiftlichen und Kirchendiener mit deren hinter den übrigen Beamten zurüd- 
gebliebenen Bejoldung rechtfertigen, ſondern es folgt daraus die entſprechende 
höhere Dotation dieſer und deren Gleichftellung mit - den übrigen Beamten, 
welche befanntlich nur von der Hälfte ihres Dienft-Einfommens befteuert werben. 
Die gleiche Heranziehung der DOfficiere dc, welche jetzt nad einem Reichsgeſetze 
ganz communalſteuerfrei find, halte ich ebenfalls für angemefien. Wenn man 
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auch die Nothwendigkeit eines Aequivalents in Form einer Gehalts-Erhöhung 
für eine mit den übrigen Staatsbürgern gleiche Beſteuerung der Beamten 
— worauf die Motive eventuell hinweiſen — beſtreiten kann, fo kann ich mich 
den übrigen Motiven für die Beibehaltung dieſer Bevorzugung nur anſchließen. 
Es heißt daſelbſt: 

„Es entſpricht aber überhaupt ber Billigkeit, das unfundirte Einlommen in ge- 
ringereu Maße als das fundirte zu belaſten, wobei davon auszugeben iſt, daß, da 
dieſem Grundſatze bei der Veranlagung der Staats-, Claſſen- und claſſificirten Ein— 
fommenfteuer feine Rechnung getragen werden kaun, dies um fo mehr bei ben Ge— 
meinde-Abgaben ftattzufinden bat, zumal die Staats- und Gemeinde- reſp. Streis- 
und Provinzialbeftenerung fih — namentlih bei dem Sufteme der Zuſchläge — als 
ein Ganzes darftellt. — Ausſchlag gebend für bie in Rebe ftehende Frage war jedoch 
die Erwägung, daß dieſe zu Gunften der unmittelbaren und mittelbaren Beamten, 
Geiftlihen, Kirchendiener und Elementarlehrer getroffenen Beftimmungen zwar formell 
als ein Privilegium bezeichnet werben, materiell aber feine Bevorzugung enthalten, 
fondern nur eine Ausgleihung, welche nothwendig ift und bleiben wird, P lange die 
factiſche Unmöglichkeit vorliegt, die übrigen Claſſen der Steuerpflichtigen (Grundbeſitzer. 
Gewerbebetreibende, Rentierd 2c.) in der gleichen Weife wie die Beamten u. f. w. mit 
dem vollen Betrage ihres Einfommens zur Beranlagung zu bringen. Die Beibehal- 
tung ber im biefer Hinficht zur Zeit beftehenden geſetzlichen Beftimmungen erfcheint 
deshalb nicht blos und nicht hauptſächlich im Intereſſe der betreffenden Perfonen, ſowie 
im Interefie bes öffentlichen Dienftes als wünſchenswerth, fondern diejelbe wird gerade 
aus dem Grunde, aus weldhem eine Anzahl von Gemeinden um beren Befeitigung 
petitionirt haben, nämlich zur Erzielung einer gleihmäßigen und gerechten Vertheilung 
der Steuerlaft, als geboten zu bezeichnen fein.“ 


Freilih kann ih e8 nur als einen Mißbrauch dieſes Privilegiums an: 
jeben, wenn man daſſelbe, wie factiſch, To interpretirt, Daß nicht Die Beamten 
mit der Hälfte des ihrem ganzen Dienfteinfommen entiprechenden Steuerſatzes, 
fondern mit dem ganzen Steuerfate der der Hälfte ihres Dienfteinfommens 
entfprechenden Einkommensgröße zur Communalfteuer herangezogen werden. Bei 
progrelfiver Beftenerung ift der Unterichied beider Methoden natürlich klar, ja ſogar 
find die Beamten überhaupt fteuerfrei, wenn die Hälfte ihres ſonſt fteuerpflich- 
tigen Einkommens weniger als das Steuer-Minimum ausmadt. Ich halte diefe 
Art der Ausführung für unbillig gegen die Gemeinden und würde nur die 
Steuer entiprechend ermäßigen. 

Eine allgemeine Regel über die VBertheilung der Beiträge und 
Steuerarten in dem Stadthaushalte aufzuftellen, maße ich mir nicht an, 
da bier die concreten Berhältniffe zu verſchiedenartig geftaltet find. Aber da 
die Koften des Schul, des Armen» und des Polizeiweſens wohl überall über 
die Hälfte des Gemeindebedarfs ausmachen, jo halte ih die Aufbringung des 
Bedarfs mindeftend bis zu dieſer Höhe nad) der allgemeinen Yerftungsfähigkeit, 
alfo Durch die Einfommenfteuer, für nöthig. Im die andere Hälfte mögen ſich 
die Realfteuern und Beiträge theilen. 

Ic könnte noch eine Reihe von Einzelheiten, die ih für minder wichtig 
halte, als die angeführten Momente, über die Communalbefteuerung und deren 
beabfichtigte Reform beibringen, aber die würde über den Rahmen der mir 
geftellten Aufgabe hinausgehen, wie denn aud) zu meinem Bedauern der mir 
normal zur Verfügung ftehende Raum nicht unerheblich überichritten zu fein 
ſcheint. Ich kann mich nur mit der Größe meiner Aufgabe entſchuldigen, hinter 
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der nicht mein Wollen, oft genug aber mein Können zurüdgeblieben fein 
mag. — 


Berichtigung zu Seite 33, Abſatz 1. Der Mafftab für die Auf- 
bringung der Berliner Ganalifationsbeiträge follte urfprünglic die Straßen— 
front der Grumdftüde fein. Yet ift e8 der Nutungswerth der Gebäude (pro 
1877: 1 %,). Siehe Berl. Com. Blatt, Jahrg. 1876, Seite 511. 
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Gutadten 
erftattet von Bürgermeifter Ludiwig=- Wolf in Großenhain. 


In Beziehung auf eine definitive und glücliche Lölung der gefammten 
Steuerfrage ift es vecht fehr zu beklagen, daß man in den übrigen Staaten 
des Deutichen Reiches nicht dem Vorgange von Neuß gefolgt ıft, in deſſen Staats- 
bürgereid eine wohlweiſe Fürforge feiner Zeit den Paſſus aufgenommen hatte, 
daß der Betreffende feine Steuern und Abgaben „gerne bezahlen wolle. Man 
wäre mit einem Schlage um vieles Kopfzerbrechen herumgeweſen. Leider bat 
man Died verabjäumt und man befindet ſich nunmehr in der unangenehmen 
Lage, darauf innen zu müſſen, daß man die mehr und mehr gejtiegenen commu— 
nalen Steuerlaften, welche jehr „ungern“ getragen und lebhaft beflagt merken, 
einigermaßen erträglicher geftalte in der Art und Weife ihrer Veranlagung und 
Erhebung. 

Unternehme ich es, meine Anfichten dariiber (die ſich allerdings nur auf der 
Kenntniß ſächſiſcher Berhältnifie aufbauen) in Kürze darzulegen, jo meine ich, 
dürfte eine Borfrage: Worin hat Das rajche Steigen der communalen Steuerlaft 
feinen Grund? zu erledigen um deßwillen angezeigt fein, weil vielleicht Gründe 
vorhanden fein möchten, deren Befeitigung an ſich ſchon einige Abhülfe gewähren 
würde. Wbgejehen hier von der theilweis mit durch die geſunkene Kaufkraft des 
Geldes bedingten eminenten Steigerung aller PBreife und Löhne, welche Die Ge— 
meinden Dazu zwan ng ihre Beamten höher bejolven, ihre Bedürfniſſe höher bes 

zahlen zu müfjen, abgefehen hier von den höheren Forderungen, welche die Neu— 
“r ftellt an das Bildungsweſen der Gemeinden, an ihre Einrichtungen für 
Salubrität, Verkehr, allgemeine Sicherheit und allgemeinen Comfort und dergl., 
jo find e8 nad) meinem Dafürhalten zwei Punkte, in denen ein Einhalten auf 
der betretenen Bahn angezeigt fein möchte: 

In erfter Linie fteht die Heberweifung einer großen Zahl bisher vom Staat 
geübter, ſowie neugeſchaffener Funetionen an die Gemeinden zur Beſorgung durch 
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ihre Organe. Ich gebe zu, daß e8 oft eine Confequenz des von den Gemeinden 
jelbft erjtrebten und geforderten Selfgovernments ift, idy gebe zu, daß dergleichen 
Dinge durch Die Organe der Gemeinde bisweilen befler, für Das Publikum be: 
quemer wahrgenommen werden fönnen, ich verjchliege mic dem Einwande nicht, 
daß der Staat nichts Anderes ift, ald die Gelammtheit der Gemeinden des 
Yandes, die Sache hat aber das eine große Bedenken, daß die Organe des Staates 
der großen Verſuchung ausgelett find, die naturgemäß nicht Zug um Zug ge 
fürzten Staats-Emnahmen zu an fich ganz löblichen und heilfamen, aber doch 
minder nöthigen Dingen zu verwenden, zu denen fie Diefelben vielleicht nicht 
verwendet haben würden, wenn die inzwilchen an die Gemeinden gewiefenen 
Angelegenheiten ihre Anforderungen geftelt und ihre Befriedigung geheiſcht 
hätten. 

Mit diefen Ueberweiſungen pflegt nur zu oft Hand in Hand zu gehen eine 
Geneigiheit der Regierungen und der gefeggebenden Yactoren, Durch Die Gemeinden, 
namentlich dergleihen Functionen foftenlo8 erledigen zu laſſen, eine Geneigtheit 
die jedoch auch dazu geführt hat, den Gemeinden in einer großen Menge anderer 
Fälle die Erhebung von Sporteln und fonftigen Aequivalenten abzujshneiven. 
Ih bin fein Anhänger der Meyer'ſchen Theorie, daß die Gemeinde eine Aſſo— 
eiation fer, zu welcher ein Jeder nad) Maßgabe des Nutzens, den er davon 
zieht, beizutragen hat; bi8 zu einem gewifjen Grade halte ich jedoch das in dieſer 
Auffafjung der Gemeinde Tiegende Princip von Leiftung und Gegenleiftung für 
vollftändig berechtigt. Ich jehe feinen Grund, warum man nicht Yemanden, der 
ſich der Gemeinde und ihrer Einrichtungen bedient zur Erreihung eines mate- 
riellen oder ideellen Vortheils, diesfalls zur Yeiftung eines Aequivalentes Tollte 
billigerweife anhalten können. Ich fürchte, man geht in diefem Berfagen einer 
Segenforderung hie und da auf Koften der ehrlichen und willigen Steuerzahler 
etwas zu weit. 

Ein Zweites ift Das in neuerer Zeit vielfah Mode gewordene Ausicheiden 
gewiffer Branden der bisherigen Gemeindeperwaltungs:Competenz und das Be— 
ſtreben, zu Belorgung diefer Verwaltungszweige beiondere, von der Gemeinde 
unabhängige Organe zu errichten, und jo an Stelle der bürgerlichen Gemeinde 
eine Art Intereffengemeinichaft zu jegen, wie e8 3. B. bei uns in den Gemein— 
den (mit Ausnahme der Städte, welche die vewidirte Städte- Ordnung ange= 
nommen haben) mit Etablirung der Schulgemeinden geſchehen. Mit der Be— 
fugnig ſelbſtändiger Beſchlußfaſſung auch auf finanziellem Gebiete ausgerüftet 
und doch wieder bezüglich der Beſchaffung des Bedarfes auf den Geldbeutel der 
bürgerlichen Gemeinde angewieſen, gerathen diefe Organe nur zu leicht in die 
Berfuhung, ihre Brande auf Koften der übrigen gemeindlichen Verwaltungs— 
zmweige auszuftatten und auszubauen und die Gemeinde, die nur zu geben, aber 
nicht zu beichließen hat, entbehrt des Negulator3, durd den die für ein Ge— 
meindebudget jo nothwendige Balance herbeigeführt werden mag. Soll hier nicht 
mit der Zeit eine’ für die Gemeinde-Finanzen überaus nachtheilige Verſchiebung 
des finanziellen Gleichgewichtes eintreten, jo muß hier auf legalem Wege auf 
Beſchaffung einer regulirenden Competenz Bedacht genommen werben. 

Nach Hinftellung diefer Bedenken, deren Erledigung ſchon da und dort mit 
einer Abminderung der Gemeindeftenerlaft zufammentreffen würde, fomme id zu 
der 1. Frage: 
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Ift ein beſonderes Communalfteuerwejen nothwendig, 
oder genügt das Syftem von Zufhlägen zu Staatöftenern? 

Zur Beantwortung diefer Frage iſt ed nothwendig, daß ich in aller Kürze 
darlege, mie bei uns in Sachſen die Berhältniffe bezüglich der Staatöfteuern und 
ihrer Erhebung liegen. Bon einem tieferen Eingehen in Detatl8 glaube ich dabei 
abjeben zu dürfen. Wir befigen: 

a) eine Grundſteuer, b) eine Gewerbe: und PBerjonal-(Nenten)fteuer, ce) eine 
Einfommenfteuer. 

ad a, Die Grunpſteuer, als deren Gegenftände das Geſetz den eigentlichen 
Grund und Boden an Wedern ꝛc., Teiche und für Gewerbe beftimmte Gewäffer, 
ſowie Gebäude Hinftellt, wird von dem nach vorausgegangener Vermeſſung und 
Abſchätzung ermittelten Reinertrage der bemerften Gegenftände nach Steuereinheiten 
erhoben. Auf je 10 Nar. (1 Marf) dieſes Reinertrages wird eine Steuerein- 
heit gelegt. In dem Finanzgejege wird für jede Finanzperiode diejenige Zahl 
von Pfennigen beftimmt, die von einer Steuereinheit in 4 Terminen zu ents 
rihten ift. Die Zahl der Grumndfteuereinheiten bleibt der Regel nach unver: 
ändert, nur 3. B. im Falle auf unbebautem Areale ein Haus errichtet wird, hat 
Dies eine neue Feftftellung der Einheitenzahl zur Folge. 

ad b. Die Gemerbefterer ift vom jelbftändigen Gewerbebetriebe zu ent= 
richten derart, daß mer mehrere Gewerbe betreibt, ohne daß ſich die anderen 
Geſchäfte als Nebengefhäft zur Unterftügung des Hauptgemwerbes darftellen, die 
Gewerbeftener nady den für jedes diefer Gewerbe geordneten Abgabenſätzen entrichtet. 
Sämmtliche Gewerbe find in 11 Abtheilungen rubricirt, beziehungsweise iſt, falls 
für ein Gewerbe feine Abtheilung exiftiren follte, ein Sat durch die Abſchätzungs— 
behörde auszuwerfen. Zum Theil find die nach äußerlichen Merkmalen feitge- 
ftellten Sätze noch darnach abgeſtuft, ob das Gewerbe in einer großen, mittleren 
oder Fleinen Stadt oder auf dem Yande betrieben wird.” Die Perionals(Renten:) 
jteuer wird nad) 6 Unterabtheilungen erhoben (1. Beamten, PBenfionairs, 2. Ge— 
(ehrte, Künftler, 3. Prädicatiften, 4. Capitaliften, Nentiers, 5. Gewerbsgehülfen, 
Privatdiener, 6. ſonſtige Perſonen) ebenfall$ in der Weile, daß, wenn ein Ab: 
gabepflichtiger mehreren angehört, er nach den mehreren Sägen vernommen wird, 
wenn nicht der Erwerb nur als Unterftügung des Haupterwerbes anzujehen ift. 

Zum Zwecke der Ermittelung feines gejeglihen Beitrages ift ein Jeder 
verpflichtet, die erforderlichen Angaben und Nachweiſe der Behörde jo zu er= 
theilen, wie er fie auf Exfordern eidlich zu beftärfen vermag. Die Abihätungen 
werden durch Ortsabſchätzungs-Commiſſionen unter VBorfig eines vom Finanz: 
Minifterum ernannten Diftricts-Commifjars bewirft. 

Ueber diefe unter a und b jizzirten Steuern ſprach ſich im December 1871 
unjere Regierung, al8 fie den Ständen einen Gefegentwurf „über die directe Be— 
ftenerung des Ertrages der Arbeit und des nugbringend angelegten Vermögens‘ 
vorlegte, in den Motiven (Seite 237) mie folgt aus: 

„Der Grundfehler unferes directen Steuerweſens Liegt darin, daß es 
fein Syſtem ift, daß es nicht auf einer einheitlichen Baſis beruht, ſondern 
eine Mehrzahl ganz verfchiedener, unter fich nicht zufammenhängender Steuern 
umfaßt, die eben defhalb auch jede Möglichkeit eines Vergleiches unter ſich aus— 
ſchließen und die Beantwortung der Frage, im welchen gegenjeitigen Vers 
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werben, vollfommen unmöglich machen. In dieſem Verhältniffe Liegt der eigent- 
liche Grund aller ver Klagen über ungerechte Vertheilung der Steuerlaft, die 
wir in den legten Jahren in Sachſen gehört haben und aller der Differenzen 
und Kämpfe zwiſchen Grundbefig auf der einen, Capitalbeſitz und Arbeit auf ver 
anderen Seite, die ihre nachtheiligen Einwirkungen weit über ihre eigentliche Be: 
deutung hinaus und bi8 in das politifche Gebiet hinein ausgedehnt haben. Dem 
während unfere Grundjteuer eine vein objective Ertragfteuer ift, welde nad) dem 
duch ein beftimmtes und geſetzlich vorgeſchriebenes Verfahren zu ermittelnden 
durchſchnittlichen Ertrage der Grundſtücke bemefjen und von dem Grundbeſitzer 
ohne alle Rüdficht darauf erhoben wird, ob jener Ertrag ganz oder nur zu 
einem größeren oder geringeren Theile in jeine Caſſe fließt, beruht die joge- 
nannte Gewerbe- und Perjonalfteuer überhaupt auf feinem einigen, das Ganze 
durchdringenden Principe, ſondern umfaßt ein Aggregat rein äußerlich verbundener 
einzelner Steuern, von denen einige nad) Höhe des Einfommens (Gehalte, Penfionen, 
Renten, Zinfen), andere nad ein für allemal beftimmten feften Säten erhoben 
werben, während wieder andere durch Abſchätzungen — theils ganz freie, theils 
an gewiſſe äußere Merkmale gebundene — ermittelt, noch andere aber nad ge- 
wiſſen Durchſchnittsſätzen berechnet werden, die für verſchiedene Orte des Yandes 
geſetzlich feſtgeſtellt find‘. 

In dieſer zwar kurzen, aber ſehr zutreffenden Charakteriſtik unſerer bis— 
herigen Steuern vermiſſe ih die Anführung noch eines aus dem invariablen 
Charafter der Grundfteuer herfließenden, die Beſchwerde der Ungerechtigfeit, wie 
faum ein zweiter begründenden Nachtheiles. Ich bediene mid hierbei ver Worte 
eine Artifeld des Yeipziger Tageblatte8 vom 19. October a. e.: „Die ſächſiſche 
Grundſteuer und die Reform der Yeipziger Communalfteuern‘ : 

„Da der Staat die beabfichtigte (in Perioden von 15 Jahren) Neueinfhätung 
zur Grundſteuer nicht ausführte (wegen der großen Schwierigkeiten ländlicher Bont- 
tivungen ꝛc.), hat man aud in unſerer Stadt eine Neueinſchätzung nicht vor— 
genommen. So fommt ed, daß die im Jahre 1843 vorhandenen Hausgrund- 
ftüde mit wenigen Ausnahmen nod heute auf Grund der Erträgnifje befteuert 
werden, welde jie 1832 bis 1843 hatten, während Die neuerbauten Häufer 
auf Grund ihrer Nentabilität zur Zeit ihrer Neueinfchägung befteuert werden. 
Die neueften Häufer müfjen aljo die meiſte Staats und Communalgrundfteuer 
bezahlen, obwohl fie zum größten Theile an der Peripherie der Stadt Liegen. 
Die Berhältniffe find alfo geradezu auf den Kopf geftellt. — Die Grundftüde 
unferer inneren Stadt verbanfen ihre bedeutende Werths- und Erträgnißfteigerung 
zum großen Theile der räumlichen Ausdehnung unferer Stadt. Iſt es Da 
nicht geradezu widerfinnig, wenn die alten rentablen, Häufer der inneren Stadt 
eine niedrige und die wiel weniger nugbringenden Häufer der Vorftädte eine hohe 
Grundſteuer zahlen ?“ ꝛc. 

„Dieſer Zuftand (der Syſtemloſigkeit) hat (wie Die oben erwähnten Motive 
Seite 238 jagen), jo lange zu feinen Klagen Anlaß gegeben, als die Steuerlaft 
ſelbſt eine geringe und wenig drüdende war. Bon dem Augenblide an, wo die 
veränderten Zeitverhältnifie erhöhte Opfer erbeilchten, trat aber das Verlangen 
hervor, daß die Steuerlaft gleichmäßig, oder wie es Die Berfafjungs-Urfunde aus- 
drückt, „mach möglichſt richtigem Verhältniſſe“ aufgelegt werde‘, 
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Wenn nun unſere Regierung · in den Motiven fortfährt: „Dieſes Ver— 
langen iſt ein gerechtfertigtes ꝛc. 2c.”, fo iſt nach meinem Dafürhalten von ihr 
jelbft zur Genüge die Antwort auf die Frage ertheilt: ob e8 für die ſächſiſchen 
Gemeinden ſich empfehle, ihre Bedürfniſſe durch Zuſchläge zu den erwähnten 
Staatsſteuern aufzubringen? Wir befiten aber in Sachſen vom nächſten Jahre 
ab nod eine Staatseinfommenfteuer, und es wird fi daher fragen: inmieweit 
ift diefe geeignet zur Aufbringung der communlichen Bedürfniſſe in Form von 
Zufchlägen zu ihr? Der Einfommenfteuer unterliegt das reine Einkommen 
der Steuerpflichtigen. Dafjelbe ift durch die Einſchätzungs-Commiſſionen unter 
thunlichfter Berückſichtigung der von den Steuerpflichtigen einzureichenden Decla- 
rationen, ſowie unter Anlehnung an äußere Momente, welche einen Schluß auf 
das Einfommen geftatten, im Wege freier Schägung feftzuftellen. Es find dabei 
auch bezüglich der unter 1600 Mark betragenden Einfommen befondere, Die 
Leiftungsfähigfeit weſentlich vermindernde wirthichaftliche Verhältniffe zu berüd- 
fichtigen infomweit, daß die Genfiten in die nächſt niedrigere Claſſe eingeftellt, oder 
falls fie in die unterfte Clafje gehören, im Steuerfag um die Hälfte des Be— 
trages erleichtert werben. 

Es ift befannt, welche Kämpfe in unferen Kammern dem definitiven Be- 
ſchluſſe, die Einkommenſteuer einzuführen, mit Bezugnahme auf die ftattgehabte 
Abſchätzung vorangingen, wie gerade die inbuftriellen Kreiſe, welche Die erſte An— 
regung zur Vereinbarung des Geſetzes gegeben, am meiften der definitiven Ein= 
führung widerſprachen, geftütst auf das Anführen einer bedeutenden Ueberlaftung 
der induftriellen und gewerblichen Volksclaſſen zu Gunften der Yandwirthichaft. 
Ic laſſe hier unerörtert, inwieweit dieſes Anführen eine Berechtigung hat oder 
nicht. Nach den Erfahrungen, die id bei dem vorjährigen Abſchätzungswerke 
gejammelt, habe ich an dem Gefege in der Hauptjache Folgendes auszuftellen : 

Durch die Beftimmung, daß ſämmtliche Steuerzahler der freien Ab- 
Ihätung zu unterziehen find, und daß man nicht für die unteren Claſſen ver 
Steuerpflictigen eine Claffenfteuer mit dem Corrective der Berüdfichtigung ver: 
minderter Leiftungsfähigfeit eingeführt hat, hat man den Abſchätzungs-Com— 
miljionen ein übergroßes Genfiten- Material auf den Hals gewälzt. Diefer Um: 
ftand bedingt möglichfte Beſchränkung der Abſchätzungsbezirke. Dadurch entfteht 
aber wiederum der Nachtheil, daß der zur ausgleichenden Gerechtigkeit nöthige 
Ueberblid über ein größeres Ganze verloren gebt. 

Weiter enthält das Geſetz nicht die pofitive Beſtimmung, ſondern läßt es 
nur nad, daß in die Einſchätzungs-Commiſſionen zu den ftädtifchen Bertretern 
der Induſtrie und Gewerbe x. Yeute vom Yande, Leute der Yandwirthichaft 
gejegt werden. Nach meinem Dafürhalten müßte das Gefeg ausdrücklich vor- 
Ichreiben, daß zu den Ländlichen Abſchätzungs-Commiſſionen Yeute aus der Stadt, 
zu den ftädtifchen Leute vom Yande binzuzuziehen find. Abgejehen davon, daß 
man dadurd eim neutraled Element in die Commiſſionen brächte, würde damit 
am beten das ftete eiferlüchtige Mißtrauen befeitigt und der Weg einer Durd) 
gegenfeitiged Verſtändniß herbeizuführenden Balance der Einſchätzung bejchritten fein. 

Endlich legt das Geſetz zu Ungunften des Commilfions = Borfigenden, den 
die Regierung ernannt, zu große Macht in die Commiſſion. Es degradirt ben 
VBorfigenden reinweg zum Expedienten der Commiljion und erjchwert ihm den 
Widerſpruch gegen eine ihm ungerecht ſcheinende Abſchätzung in einer Weiſe, daß 
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von einem Erbringen der geforderten Nachweiſe durch den Vorſitzenden wohl nur 
in äußerſt ſeltenen Fällen die Rede ſein wird. So iſt es bereits beim vor— 
jährigen Abſchätzungswerke gekommen, dag nur zu viele Commiſſionen im Boll 
aefühle ihrer Macht Abichägungen fertig ftellten, denen das clericus clericum 
non decimat auf die Stirn gejchrieben ftand, unter denen der Stand der Feſt— 
bejolvdeten und Arbeiter auf das Uebelfte mwegfam. Nach meinem Dafürhalten 
läßt fi) Dem nur vorbeugen dadurd, daß man dem Borfigenden einen größeren 
Einflug einräumt, als bisher, daß man ihm den Necurd gegen ihm ungeredht 
ſcheinende Abſchätzungen erleichtert, daß man dem einzelnen Borfigenden mehrere 
Bezirke überweift, vor der Abſchätzung jelbft aber dafür Vorkehrung trifft, unter 
den verſchiedenen Vorſitzenden eines weiteren Kreiſes möglichfte Lebereinftimmung 
über die leitenden Grundfäge und maßgebenden Geſichtspunkte herbeizuführen 
und daß man, um ein neutrales, nicht direct betheiligte8 Element in die Com— 
miffionen zu bringen, in denjelben ftädtiiches und Ländliches Element nad) zu be: 
ftimmenden Berhältnifje miſcht. 

Auf den Mangel, daß das Gefet das nicht fundirte Einkommen ebenfo 
ſtark heranzieht, wie das fundirte, will ich bier nid;t weiter eingehen. 

An und für ſich betrachtet würde eine Erhebung der ſtädtiſchen Bedürfniſſe 
durch Zuichläge zu der Einfommenfteuer vecht zwedmäßig fein und den ftädttichen 
Berwaltungen Die große Arbeitölaft der eigenen Abſchätzung eriparen, To lange 
aber das Geſetz nicht Die Möglichfeit einer ausgleichenden Gerechtigkeit Schafft, jo 
lange e8 dem Hleinlichen Egoismus feinen Riegel vorfchtebt, durd) den manche 
Ortſchaften fih in der Abſchätzung gegen ihre Nachbarorte niedriger zu ftellen 
ſuchen ın einer die Feftbefolveten und Feſtgelohnten ſchädigenden Weile, jo lange 
e3 feinen Unterjchted macht zwiſchen fundirtem und nicht fundirtem Einkommen, 
fann ich Für meine Perfon mid) nicht für eine principiele Erhebung der ftädtt- 
Then Bedürfnifje durch Zuſchläge zu unferer ftaatlihen Einfommenfteuer ent— 
ſcheiden. 

Damit hätte ich theilweiſe ſchon in die dritte der geſtellten Fragen: 

Entſprechen die herrſchenden Einrichtungen in den dem Ver— 

faſſer bekannten Ländern den Anſichten des Verfaſſers oder 

nicht? Welche Uebelſtände treten beſonders hervor, wie ſind 

die gewünſchten Reformen anzubahnen? 
hinübergegriffen, ſoweit als die Einrichtungen bei uns ſtaatliche ſind. Sei es 
mir geſtattet, hier ſofort noch anzufügen eine kurze Beſprechung der anderweiten, 
außer dem Modus des Zuſchlages zu den Staatsſteuern zur Deckung der com— 
munlichen Bedürfniſſe in einigen ſächſiſchen Gemeinden geltenden Syſteme. Es 
find Dies a. das Grund- oder Miethſteuer-Syſtem, und b. das namentlich in 
Dresden noch mehr ald anderwärts in Hebung befindliche Syſtem der indirecten 
(Gonfum=) Steuern. 

Das erjte diefer Syſteme wurde bereit8 auf dem ſächſiſchen Gemeindetage 
im Jahre 1872 von dem damals beſteklten Peferenten, dem Handelsfammer: 
Secretaiv Advocat Kirbach aus Plauen zum Gegenjtande der Beſprechung 
gemadt. In feinem Referate ſprach ſich derjelbe über dieſes Syſtem aus, 
wie folgt: 

„Anders ftellt fich die Sache in Betreff derjenigen Gemeinden, welche bis— 
ber weder das Einfommenfteuer-Syjtem, noch das Staatsſteuerzuſchlags-Syſtem, 
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ſondern das Grund= oder Mietbfteuer-Syftem für ihre Gemeindefteuer- 
zwede in Anwendung gebracht haben oder, was wohl nur ganz ausnahmsweiſe 
vorfommen dürfte, von dem einen oder anderen jener Syſteme zu dieſem über— 
zugehen beabſichtigen. Wie befannt, giebt e8 eine Richtung in der Volkswirth— 
ſchaft, welde gerade in der Grund= oder Miethſteuer und nur in diejer die 
angemeſſene Form für die Gemeindebefteuerung erblidt, und als deren Haupt: 
vertreter Faucher und Gneift anzujehen find, von denen jener volfswirth- 
Ihaftlih, dieſer ftaatsrechtlich fih an engliſchen Zuftänden und Anſchauungen 
geihult hat. Die Frage ftand namentlich feit dem Jahre 1863, wo Faucher 
in einem mehr geiftreihen als überzeugenden Auflage in der Bierteljahrjchrift 
für Volkswirthſchaft und Culturgefchichte das Loſungswort zu Gunften der Mieth- 
feuer ausgegeben hatte, einige Zeit lang auf der Tagesordnung der volfswirth- 
Ihaftlichen Discuffion und befchäftigte namentlich aud) die volfSwirthichaftlichen 
Congreije zu Hannover (1864), Nürnberg (1865) und Hamburg (1867), von 
denen ber Letztere, der vorausgegangenen Debatte nach zu urtheilen, jedenfalls 
nur mit einer jehr geringen Mehrheit endlich zu der Reſolution gelangte, daß 
1) bei der weſentlichen Verſchiedenheit der Zwede des Staats und der Gemeinde 
grundjäglid eine Identificirung der Staats: und der Gemeindebefteuerung nicht 
gerechtfertigt, vielmehr 2) Princip und Diſtributionsmodus der erforderlichen 
Gemeindeſteuern hauptfächlic von dem Zweck abhängig je, für welchen die be— 
treffende Steuer verwendet werde, jo daß 3) in Stadtgemeinden der ftädtijche, 
in Yandgemeinden der Ländliche Grundbefig zur Befteuerung heranzuziehen, im 
Uebrigen aber die Regelung der Frage in jedem concreten Fall von den bejon- 
deren localen Berhältnifien und Bedürfniffen abhängig zu maden je. in 
Blick in die Literatur und in die Verhandlungen über diefe Frage lehrt, daß 
die Vertheidiger der Grund» oder Miethſteuer hauptſächlich von folgenden drei 
Sätzen ausgehen: 1) Die Gemeinde ift ein vorwiegend öfonomifder 
Berband (Braun), eine rein wirthſchaftliche Schöpfung, eime 
Aſſociation zur Herftellung gemeinnägiger Anftalten und zur Abwehr gemein- 
Ihädliher Bildungen, eine Ajjociation, zu welder ein Jeder nad 
Mafgabe des Nutzens, den er davon zieht, beizutragen bat 
(U. Meyer); 2) die Miethe ift der verhältnißmäßig genauefte 
Ausdrud des Imtereljes, weldhes Jeder an den communalen 
Schöpfungen und Einridtungen bat (Fauder); 3) wird Die 
Miethiteuer dem Bermiether auferlegt, To iſt diejer nicht im 
Stande, fie auf den Miethber abzumälzen; wird fie dem 
Miether auferlegt, To wälzt diefer fie zweifellos auf den 
Bermiether ab (Meyer). ES wird genügen, diefe Säge nadt binzuftellen, 
um darzuthun, auf wie ſchwachen Unterlagen das ganze Syſtem beruht. Im 
der That find e8 auch nicht foldhe Erwägungen, denen die communale Grund: 
oder Miethfteuer ihre Einführung und Aufrechterhaltung verdankt, ſondern 
lediglich die Rüdficht auf ihre größere Bequemlihfeit und Sicherheit, 
verbunden mit der Annahme, daß fie doh im Großen und Ganzen „in einem 
ziemlich) conftanten Berhältnig zum gefammten häuslichen Budget, insbejondere 
zur fogenannten mittleren Eintommensfähigfeit jedes Einzelnen“ ftehe. 
‚Allein die letztere Annahme ift offenbar ungegründet. Und wenn nun jelbit 
die entichtedenften Vertreter des Grund- oder Meiethitenerprincips einräumen 
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müjfen, „Daß bei Ausgaben, welche die Gemeinde zu Zweden macht, die mehr 
einen politiſchen als einen wirthichaftlichen Charakter haben, alfo z. 8. für 
. Aufredterhaltung der Ruhe und Sicherheit, für Polizeizwede 
u. ſ. w., fie auch Die Mittel, welche für die ſe Zwecke verwendet werden, auf 
demfelben Wege der Beſteuerung zu heben beredhtigt ift wie der Staat 
(Braun), „daß die Steuern für Kirhen-, Armen: und Schulmweien. 
ihre abgejonderte Behandlung erheiſchen“ und „daß fih für einzelne ftäbtiiche 
Ausgaben das Verhältniß zwiſchen Yeiftung und Gegenleiftung noch ftrenger er= 
mitteln läßt als dur eine Miethiteuer, 3. B. indem man ein Brüdengeld 
auferlegt” (Meyer), und wenn, bei Lichte bejehen, die ganze Argumentation 
diefer Richtung nicht ſowohl auf die Rechtfertigung eines Grund= oder Mieth- 
ſteuerſyſtems, als vielmehr auf die eine8 Gebührenſyſtems hinausläuft, deſſen 
principielle Berechtigung zu beftreiten Niemandem einfällt, jo bleibt in der That 
zwiſchen der allgemeinen perfönlichen Steuer auf der einen und der Gebähr auf 
der anderen Seite fir die Grund» oder Miethfteuer kaum noch irgend eine com 
munale Peiftung übrig, welche die Einführung eines befonderen Objectſteuerſyſtems 
neben dem ohnehin nothmwendigen Syftem einer allgemeinen perjünlichen Steuer 
ftatthaft oder wenigſtens zwedmäßig ericheinen ließe. 

Zur Beranihaulihung der Sache möge auf die finanziellen Verhältniſſe 
derjenigen Gemeinde hingewieſen werden, in deren Schoße der Gemeindetag 
diesmal jeine Berathungen pflegt, die in ganz befonderem Grade den Charafter 
einer modernen Gemeinde an fi trägt und alle anderen ſächſiſchen Gemeinden 
an Raſchheit der Entwidelung übertrifft. Nach dem Haushaltplan auf das 
Jahr 1872 hat die Stadt Meerane heuer einen Fehlbevarf von 38,655, 60 
Thlrn. durd Anlagen aufzubringen. Bon diefem Fehlbedarf fommen auf Schul-, 
Armen= und Krankenkaſſe, deren Erforderniſſe zweifellos außer aller Beziehung 
zu Grundbefig oder Miethe ftehen, allein 23,019, 95 Thlr. oder 59, 2%. 
Rechnet man hierzu, wie man wohl muß, da e8 fich dabei in der Hauptſache 
nur um die Befriedigung eines rein perfönlicen Bedürfniſſes handelt, noch ven 
Fehlbedarf der Waſſerkaſſe, jo erhält man zulammen 24,415, 85 Thlr. oder 
63, 2%;,. Bon dem Refte des Fehlbedarfs würden nur die auf Straßen-, 
Brüden-, Ufer» und Canalbauten entfallenden 6359, 75 Thlr. oder 16, 5°, 
mit einiger Beitimmtheit der Grund- oder Miethſteuer zugewieſen werben können. 
Rechnet man hierzu noch die für Beleuchtung der Straßen und öffentlichen 
Plätze erforderlihen 1800 Thlr., jo fteigt Diefer Betrag auf 8159, 75 Thlr. 
oder 21, 1%). Nimmt man ferner an, daß die für Capitalzinfen und Schulden= 
tilgung erforderlicen 4392, 96 Thlr. durchweg hierher zu rechnen jind, was 
jevenfall8 nicht zutrifft, da erfahrungsmäßig die meiften Schulden für Zwecke 
des Kirchen-, Schul-, Armen= und Krankenweſens aufgenommen werden, To 
fommt man immer erjt auf 12,552, 71 Thle. oder 32, 5%/,. Repartirt man 
den noch verbleibenden Reſt an 1687, 04 Thle. oder 4, 4%/,, der auf Abgaben, 
Beloldungen, Erpedittionsaufmand und andere dergleichen Generalkoften fällt, ver— 
hältnißmaͤßig auf obige 24,415, 85 und auf dieſe 12,552, 71 Thlr., fo fteigt 
ver legtere Betrag auf 34%,. Im Wirklichkeit wird derſelbe durchichnittlich 
nie 30%, erreichen, vermuthlich nicht einmal 25°, überichreiten. Aehnlich Liegen 
die Berhältniffe in allen Gemeinden und insbefondere in allen Stadtgemeinden. 
Wegen dieſes geringen Antheil® an dem durd Anlagen aufzubringenden Ge— 
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Jammtbedarfe aber eine bejondere Steuer einzuführen, deven principielle Berech— 
tigung überdies fehr zweifelhaft ift, und die unter allen Umftänden wenigftens 
theilmeife vom Grundbeſitzer auf den Miether überwälzt und von dem Yegteren 
an der allgemeinen perſönlichen Steuer eripart werben würde, Das würde fich 
vom Standpunkte einer praftiichen Finanzpolitik ſchwerlich rechtfertigen laſſen. 

Das Syſtem der in Dredden geltenden indivecten Steuern dagegen ift in 
dem 1. Hefte der Mittheilungen des ftatiftiichen Bireaus der Stadt Dresden 
von dem Director des Büreaus Herrn Dr. R. Jannaſch des Eingehenderen 
dargelegt und beiprochen worden. Derſelbe faßt das Nefultat feiner Erörte- 
ungen in folgende Sätze zuſammen, denen ich für meinen Theil mich nur ans 
ihließen kann ; 

1. „Die Bertheilung der ſtädtiſchen Conſumſteuern auf die verſchiedenen Glafien 
der Benölferung entfpricht nicht der Bertheilung des Vermögens und Einfommens 
der Einmohner, Indem die Konfumfteuern den Aermeren mehr als den Wohl: 
habenden belaften, involviren fie dem Exjteren gegenüber eine Ungerechtigkeit. 
Sie ſchädigen dadurch das Anjehen der öffentlichen Autorität und reizen zur 
Oppofition der Benachtheiligten gegenüber ver beftehenden geſetzlichen Ordnung. 

2. Die Conſumſteuern find, fpectell mit Bezug auf Dresden, weniger wegen 
der von ihnen verurfachten beonomiſchen Belaftung der Aermeren, als vielmehr 
aus moraliichen und jortalpolitiihen Gründen zu bejeitigen. 

3. Die ſtädtiſchen Gonfumfteuern find eine ſchwere Schädigung für den 
Perjonen= wie Waarenverfehr und verlegen die vom Staate garantırte Verkehrs— 
freiheit. 

4. Wegen der hohen Verwaltungstoften find die Confumfteuern am beiten 
durch eine ſubſidiäre Einfommenfteuer zu erjegen. 

5. Die häufigen, im Gefolge der Confumfteıern auftretenden unvermeid- 
baren Defraudationen wirken demoralifirend auf den Geift der Verwaltung und 
Bevölferung. 

6. Die Beibehaltung des indirecten Steuerſyſtems involvirt bei eintretenden 
Ausfällen in den ſtädtiſchen Einnahmen die bejtändige Gefahr der Erhöhung 
und Bermehrung der beftehenden Conſumſteuern und deren Nachtheile. 

7. Die von den Bertheidigern der Confumftenern aufgeftellte Behauptung, 
daß die Aermeren, namentlich die Arbeiter durch erhöhte Yohnforderungen die 
Steuer auf Dritte überwälzen, ift unbegründet. Wäre aber auch dieſe Behaup- 
tung gerechtfertigt, jo würde, wenn die Wälzung ihren Kreislauf vollendet, der 
Arbeiter doch zur Leiſtung der Steuer herbeigezogen werben. 

8. Bet nicht genügend ausgebildeter Goncurrenz gereicht die Aufhebung der 
Conſumſteuern vorzugsweife den Producenten und Händlern der befteuerten Objecte 
zum Bortheil, während fie bei genügend ausgebildeter Concurrenz den Conſu— 
menten zu Gute kommt“, 

Nach unjerer Communalgejeggebung ($ 28 der Nevidirten Städteordnung) 
fönnen zwar indirecte Abgaben feiten der Gemeinden aud fernerhin noch erhoben 
beziehungsmeife neue eingeführt werden, doch kann deren Erhebung nur mit Ge— 
nehmigung der höchſten Negierungsbehörde und unter bejonderen örtlichen Ver— 
hältniffen ftattfinden, und es jcheint mir, als ob man in den Städten, wo der- 
gleichen noch beftehen, dem Vorgange der meiften übrigen Stadtgemeinden des 
Landes folgen, und die Einfommenfteuer an Stelle diefer indirecten Abgaben ſetzen wolle. 
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Aus der von mir bisher geübten negativen Kritik geht hervor, daß ich ein 
bejondered Communaljteuerweien für erforderlich erachte, und deshalb wende ich 
mich zur Beantwortung der weiteren Frage: 

Wie iſt ein befonderes Gommunalfteuerwefen, wo ein 
ſolches nöthig erfheint, zu organifiren, welde Steuerarten 
jind inden Communen einzuführen und in weldem Berhält- 
niſſe follen dieſe Steuerarten zu einander ftehen? 

Bet Oelegenheit der im Jahre 1875 ftattgefundenen Verſammlung des 
Vereins für Socialpolitit gelangte die Berfammlung dazu, als Staatsfteuer eine 
in den unteren Stufen progreffiwe allgemeine Einfommenfteuer in Berbindung 
mit einer allgemeinen Vermögensſteuer unter theilmeifer Aufrechterhaltung der 
Steuern auf unbewegliches Vermögen, infoweit fie ſeit langer Zeit in einer 
die übrigen Ertragsiteuern weſentlich überfteigenden Höhe beftanden haben, zu 
empfehlen. Ich babe damals für dieſe Nejolutionen geftimmt, und ſtehe aud) 
heute noch auf demfelben Standpunkte nicht blos in Anjehung der Staats-, jondern 
auch der Communalſteuer. Wenn ich den Staatd- wie den Gemeindebürger ver- 
gleichen darf mit einem Baume, wenn er dem Baume glei in dem Boden ber 
jtaatlihen Gejellihaft, in der Gemeinde wurzelt, aus diefem Boden die Säfte 
jeiner geiftigen, feiner wirthſchaftlichen Exiſtenz zieht, dann ergiebt ſich für mic 
als Reſultat, daß er, wie der Baum nad feinem bejjeren oder geringeren Stand- 
orte bejjere oder geringere, reichlichere oder minder veichliche Frucht bietet, auch 
ſeinerſeits gehalten ift, nach feiner „Leiftungsfähigfeit“ beizutragen zur Erhaltung 
des Bodens, in dem er wurzelt, zur Erhaltung der geiftigen und wirthſchaft— 
lihen Säfte und Kräfte in demfelben, die ihm im fteten Kreislaufe immer wieder 
jelbft mit zu Gute fommen. Habe ich nun oben bereits darzuthun verſucht, an 
welchen Mängeln die bis jet bei uns in Uebung befindlichen Steuerſyſteme 
franfen, daß jie die „Leiſtungsfähigkeit“ des Individuums nur von emem oder 
einigen feftgegebenen Gefichtspunften aus zu betrachten erlauben, dann ergiebt 
fih für mid als zwingende Nothwendigkeit, daß ich mich einem Syſteme zu: 
neige, welches wenigſtens im Principe e8 mir ermöglicht, mir die Leiſtungsfähig- 
feit einer Perfon von allen Seiten betrachten und beurtbeilen zu fünnen, und 
diefes Syſtem ift eben die Einfommenftener mit ihrer „freien“ Schätzung, einer 
Schätzung, mit der fich naturgemäß die im Billigfeitögefühle eined Jeden begrün- 
dete „Berückſichtigung geminderter Yeiftungsfähigfeit” vereinigt. Ich gebe gern 
zu, daß in der Praris die Beurtheilung der Yeiftungsfähigkeit jehr oft jo tft, 
daß man gründlich daneben greifen kann. Dieſes Behlgreifen wird jedoch im 
enger begrenzten Raume in der Gemeinde, wo man sit venia verbo Hühner 
und Gänſe des Betreffenden zu kennen pflegt, ungleich feltener und ungleid) 
weniger in der Differenz zu Tage treten. Dieſe einfache Erwägung, welche für 
die Einführung der Einfommenftener in den Communen fpricht, jcheint mir auch 
dazu geführt zu haben, daß die Städte meines engeren Heimathlandes Sachſen 
bi8 auf wenige zur Einfommenfteuer, jet e8 mit, jei es ohne Progreijion — 
legtere8 nur jehr wenige — übergegangen find und an dieſer Bejteuerungsart 
feithalten. Xeider haftete wohl den meiften diefer Negulative der Mangel an, 
daß unfundirtes Einkommen genau jo behandelt wurde, wie das fundirte. Dem 
it jedod) zum großen Theile abgeholfen durch $ 30 unferer Revidirten Städte— 
ordnung, der da lautet: | 
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„Wenn Gemeindeanlagen nad) dem Maßſtabe des Einfommend erhoben 
werden, find fefte® Dienfteinfommen, Wartegeld und Penjionen nur zu *, in 
Anschlag zu bringen“. 

Leider begreift diefe Beftimmung nicht den „Lohn“ der Arbeiter in fich, 
was ich für meine Perjon, da er eben aud nur unfundirtes Einfommen ift, für 
erforderlich erachte. Diefe Erwähnung des Arbeitslohnes führt mich zu einer 
weiteren Bemerkung: 

Es ift eine alte Negel, daß da, wo Licht, aud Schatten iſt. So hat ſich 
denn feit Aufhebung der Paßbeſchränkungen und Einführung der Freizügigkeit, 
ingleichen des Lohnbeichlagnahmegejege8 wohl in allen Gemeinden heraudge: 
ftellt, daß der Ausfall an Steuern bei der Claſſe der Arbeiter in ganz erheb- 
liher Progreijion zugenommen hat und einer Gemeinde Finanzverwaltung nicht 
unerhebliche Verlegenheiten und Arbeit verurfacht. Diejer Ausfall wächſt, je 
mehr die Gemeindefteuerlaft wächlt und im Wege der Directen Steuer aufgebracht 
wird, Da die divecte Steuer eben des Charafterd der Unmerflichfett wie Die 
indirecte entbehrt und zumeilen etwas hart auf den Beutel füllt. Dieſer Um- 
ftand hat mich ſchon bei mandem meiner Herren Collegen eine Geneigtheit 
finden lafjen, einen Aufbringungsmodus der Gemeindelaften in der Richtung zu 
befürworten, daß wenigſtens em gewilfer Theil der Gemeindelaften durch in= 
directe Steuern (Bier-, Schlaht-, Branntweinfteuer ꝛc.) aufgebradht, und der 
Arbeiterftand dann von der Einfommenfteuer befreit werde. Bislang habe ich 
mid) damit noch nicht befreunden können aus den Öründen, die überhaupt den 
indirecten Steuern entgegenftehen; ich meine aber, daß man weder zu dieſem 
Mittel, noch zur Aufhebung der gefetslichen Beltimmungen über Freizügigfeit xc., 
die man von gewiſſer Seite ebenfall® befürwortet, zu ſchreiten braucht, jondern 
daß man alles Dies erreicht, wenn man ben Gemeinden das Recht verfeißt, da, 
wo nöthig, die geringe Steuer des Arbeiters von deſſen Arbeitgeber als einen 
Derlag zu erheben, den er dem Arbeiter am Lohne fürzen kann, genau jo, wie 
es bisher jchon bet und und zwar mit jehr gutem Erfolge und ohne alle Be- 
drüdung bei der Gewerbe: und Perjonalfteuer geſchehen iſt. 

u meines Theiles faſſe daher meine Anficht über Communalfteuerweien 
dahin zufammen: 

1. Die Gemeindelajten werden am zweckmäßigſten im Wege einer in den 
unteren Stufen progrejjiven Einfommenfteuer erhoben. 

2. Durch procentale Abzüge am ermittelten Einfommen tft eine der Billig- 
feit entfprechende Berücjichtigung des unfundirten Einkommens herbeizuführen. 

3. Die geminderte Lerftungsfähigkeit ift thunlichit durch Einftellung in eine 
niedrigere Claſſe zu berüdjichtigen. 

4, Die jubjidtäre Einführung indirecter Steuerarten zur mehrerer Heranziehung 
des Arbeiteritandes ift zu verwerfen, Dagegen den Gemeinden das Recht zu verleihen, 
die Steuer des Arbeiters dem Arbeitgeber als Verlag abzufordern. 

5. Um die directe Steuerlaft jo wenig drüdend, als möglid zu machen, 
empfiehlt fich die Einführung von jo viel Hebeterminen, als ohne Schädigung 
des Geſchäftsganges der Gemeinde: Finanzverwaltung eingeführt werden fünnen, 

6. Das Recht der Gemeinden, Sporteln und Gebühren als Gegenleiftungen 
zu erheben, ift thunlichit zu erweitern. 
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Es kann zunächſt feinem Zweifel unterliegen, daß die Regelung des com= 
munalen Steuerweiens in allen weſentlichen Beziehungen durd die Staatsgewalt 
zu erfolgen bat, nicht aber durch die Communen jelbit. 

Man ift ja überhaupt längft davon zurüdgefommen, in lokalen Sonderrechts— 
bildungen die Ergebnifje des unmittelbar wirkenden Volfsgeiftes zu erbliden, man 
erkennt heutzutage vielmehr ziemlich allgemein an, daß eine derartige Autonomie, 
wenn fie überhaupt auf einem klaren Bewußtfein und nicht etwa auf der Enge 
des Horizontes beruht, in der Regel lediglich Das Ergebniß Lokaler Rechthaberei, 
vor Allen aber des Tofalen Egoismus ift. Man ift auch heutzutage darüber 
ganz allgemein einverftanden, daß aus der Einführung der jog. Selbftverwaltung 
mt etwa eine Erweiterung der Autonomiebefugnig zu folgern tit, daß tm Ge— 
gentheil im demjelben Maße, wie die Anwendung des Staatöwillend auf den 
toncreten Ball an Vertrauensmänner der communalen Verbände übertragen wird, 
die Feftftellung des Staatswillens nicht gleichfalls zerfplittert werden, vielmehr 
centralifirt werden muß, und nur geübt werden darf durch die Krone im Zus 
ſammenwirken mit den zu parlamentarifcher Einheit verfchmolzenen Dent- und 
Willenskräften der ganzen Nation. 

Das aber gilt ganz vorzugsweiſe von der Feftitellung des communalen 
Finanzrechts. Und zwar aus einem doppelten Grunde. Es iſt zunächſt ein 
Grundzug des preußiſchen Communalweſens, um wollten Unterfchiede von England, 
daß die Communen im weiteften Umfange die Grenzen ihrer Competenz fic 
jelbft beftimmen, und daß demgemäß faft überall die fog. facultativen Ausgaben 
die geſetzlichen weitaus überfteigen. Dieſer Grundſatz gilt aud keineswegs blos 
für die Einzelgemeinden, fondern auch, mit Ausnahme der Amtögemeinden in 
den meisten Provinzen, für die Communen höherer Ordnung, insbeſondere 
für die Kreife; und zwar bat man fich bei der Berathung der Kreisordnung 
mit vollem Bewußtſein für denſelben erflärt, wie die Ablehnung des Miquel- 
Laskerſchen Antrages und die bei diefer Gelegenheit ftattgefundene Debatte des 
Nüheren erweift, obgleih dadurd die Gefahr nicht ausgeſchloſſen ift, daß die 
Cinzelgemeinden, namentlid) die Landgemeinden, im Laufe der Zeit an ihrer bis: 
berigen Competenz Einbuße erleiden können, 
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Dazu fommt nun noch, dag ein zweiter ebenſo durchſchlagender Grundſatz 
des preußiſchen Communalweſens der ift, daß die Bildung der communalen Or— 
gane durchweg auf Genjus und Claffeneintheilung beruht, wie denn das fog. 
Dreiclaſſenſyſtem befanntlich zuerft nicht auf ftaatlichem, fondern auf communalem 
Boden entftanden ift, und mie aud die Zufammenjegung der neuen Streistage, 
und damit indirect der Provinziallandtage durchaus auf einer Intereffenvertretung 
beruht. (Das Nähere darüber in meiner Abhandlung über das Verwaltungs— 
recht, in v. Holtzendorff's Encyel. I. Dritte Auflage 1876.) Es bedarf num aber 
feiner näheren Ausführung darüber, daß man jolche Interefienvertretung der äu- 
herſten Verfuhung ausfegen würde, wenn man fie nicht bloß darüber entſcheiden 
laſſen wollte, für welche Zwede communale Deittel verwendet werden, ſondern 
auch darüber, nad welchem Maßſtabe diefe Mittel aufgebracht werden jollen. 
Es braucht dabei feineswegs an bewußt eigennütige Motive gedacht zu werden, 
es fehlt ſolchen Localen Vertretungskörpern einfad diejenige Erhebung über die 
Claſſenintereſſen, Diejenige Yäuterung des Charakter und des Geiftes, die in 
der Volksvertretung jelbft dann vorhanden zu fein pflegt, wenn fie gleichfalls 
nah Cenſus und Glaffeneintheilung gewählt fein ſollte. Jedenfalls aber ift es 
eine Thatſache, für welche Gneift auf der Tribüne des Abgeordnetenhauſes in- 
terefjante Belege beigebracht hat (Sigung vom 3. Mat 1861, ©. 1041; bei— 
läufig aucd in der Sigung vom 9. November 1869), daß in zahlreichen Fällen 
die Majorität der Bevölkerung und demgemäß der Bertretungsförper e8 durch— 
zufegen gewußt hat, daß die communalen Yajten, trog des beftehenden ftaatlichen 
Aufſichtsrechts, auf die Schultern der Minorität, und zwar ohne alle innere 
Begründung, abgewälzt wurden. 

Damit ift num aber keineswegs gejagt, daß ein Communalfteuergefeg mit 
fouverainem Abjolutismus einheitliche Normen für Stadt und Land, für Einzel 
gemeinden uud für Communen höherer Ordnung feitzufegen hätte. Es ergiebt 
fich vielmehr won ſelbſt, daß ſchon die Berchiedenheit der Aufgaben, die Ver— 
\chtedenheit der Bermögensverhältnifje der Bevölkerung in den verjchiedenen Landes— 
theilen eine derartige Uniformität von vornherein verbieten. 

Es ift aber ferner eine Illufion, wenn Jemand glauben jollte, daß trog 
nob fo forgfältiger Spectalifirung eines ſolchen Gejeges die Communalfteuer= 
erhebung jemals zu einer bloßen Gejegesanwendung gemacht werden könnte. 
Bielmehr ift unter allen Umftänden ſowohl den Verwaltungsbehörden ein gewifjes 
discretionaires Ermefjen, wie auch den communalen Organen ein gewiſſes Gebiet 
freier Selbftbeftimmung zu belafjen, jo daß alſo Normalregulative, Gemeinde— 
beſchlüſſe und Verwaltungsenticheidungen zwar gegen früher eingeichränft, aber 
keineswegs ganz bejeitigt werden fünnen. 

Es gehört zu den ſchwierigſten Aufgaben der Gefeggebung, dieſe Grenzen - 
überall richtig zu ziehen. 


II. 


Die wichtigfte Frage in Bezug auf den Inhalt eined Gommunalfteuer- 
Geſetzes ift num offenbar die, ob in demjelben ein eigenes vom ftaatlichen Steuer— 
inftem abmweichendes Communalſteuer-Syſtem aufgeftellt werden fol, oder ob das 
Syftem communaler Zufchläge zu den Staatsfteuern genügt. 
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Ein bejonderes Communalſteuerſyſtem erſcheint nur dann gerechtfertigt, 
wenn jich erſtens eine Wejensverjchiedenheit von Staat und Commune, und wenn 
fi) zweitend ein Steuerſyſtem nachweiſen Tiefe, welches diefem vom Weſen des 
Staats abweichenden Weſen der Commune völlig adäquat wäre. 

Beides aber läßt ſich nicht nachweiſen. 

1. Was zunächſt das Verhältniß von Staat und Commune betrifft, ſo 
ergiebt ſich, wenn man dabei abſieht von Zuſtänden, wie ſie der Theorie nach 
vielleicht fein ſollten, aber nicht find, und lediglich aus den gegebenen Berhält: 
niffen des preußiſchen Rechtsʒuſtandes heraus argumentirt, Folgendes: 

Die Wirkſamkeit des Staates erſtreckt ſich zunächſt mit Ausſchluß der Ge: 
meinden auf das gelammte Gebiet der Gefeggebung, indem das den communalen 
Verbänden delegirte Recht ftatutariicher Anordnungen bei der ausnahmslos 
vorbehaltenen ftaatlichen Genehmigung Lediglich als ein unmangeblicher Vor: 
ihlag ſich darftellt. Die Wirkfamfeit des Staates ift aber im Prinzip eine 
ebenſo ausichlieglihe auf weiten Gebieten der Verwaltung, insbefondere auf 
den Gebieten der auswärtigen Bermaltung, des Heerwejens und der Yuftiz. 
Mit diefen Dingen haben die Communen entweder gar nichts oder doch nur 
in der Stellung von untergeordneten Hülfsorganen des Staated zu thun, 
indem fie etwa zu einer Mitwirfung bei der Verwaltung des Heerweſens durch 
die Führung der Milttär-Stammrollen, durch Theilnahme am Aushebungs= 
geichäft, bei dev Vertheilung der Ginquariierungslaft, und indem fie ebenfo zu 
einer Mitwirkung bei der Vermaltung des ftaatlichen Finanzweſens durd Theil- 
nahme an der Veranlagung und Erhebung der Staatsfteuern, übrigens bei den 
verfchtedenen Steuerarten in verichiedener Weile, berufen find. 

Neben dem erwähnten giebt e8 nun aber noch ein weites Gebiet öffentlicher 
Thätigfeit, welches zwar erſt auf den höheren Stufen ftaatlicher Entwidlung zur 
Ausbildung gekommen ift, aber doch trog aller dagegen erhobenen Einwen— 
dungen täglıd fi) ausbreitet. Das ift das Gebiet der inneren Verwaltung, 
und das iſt zugleich dasjenige Gebiet, auf welchem neben dem Staate die Ge— 
meinde in weſentlich ebenbürtiger Stellung zur Erſcheinung gelangt. 

Verſuchen wir zunächſt, den Begriff dieſer inneren Verwaltung feſtzuſtellen. 

So zahllos auch die verſchiedenen Zweige derſelben ſind, und ſo mannigfaltig 
die in dieſen verſchiedenen Zweigen entwickelte öffentliche Thätigkeit iſt, ſo er— 
ſcheint doch Eins als gemeinſam. Es handelt ſich dabei überall zunächſt um die 
Förderung der Einzelperſönlichkeit durch die Kräfte der Geſammtheit, und zwar 
da, wo die Kräfte der Einzelnen für ſich nicht ausreichen würden, um die im 
Weſen derſelben liegende Entwicklung und Vervollkommnung zu erlangen. Es 
iſt dabei gleichgültig, ob dieſe öffentliche Fürſorge mehr in negativer 
Hinſicht ſich außert, in der Abwendung von Gefahren, welche den Einzelnen 
ans dem Thun der Menſchen, aus den Kräften der umgebenden Natur be— 
drohen, oder ob ſie in mehr poſitiver Weiſe die Mittel individueller Fort— 
bildung darbringt. Darauf beruht in letzter Inſtanz alle Sicherheitspolizei, 
alles Geſundheitsweſen, von der Hinderung ſog. gefährlicher Anlagen und ungeſunder 
Wohnungen an bis zum Impfzwang, zur Kanaliſation, zu den Vorbeugungsmitteln 
gegen anſteckende Krankheiten bei Menſchen und Thieren; darauf beruht das ges 
ſammte Communicationsweſen, die Herſtellung von Berfehrsimitteln und Verkehrs⸗ 
anftalten der verfchtedenften Art; Darauf beruht alle öffentliche Fürforge für die 
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Urproduction, inöbefondere die Waldwirtbichaft und den Bergbau, für die Induftrie, 
insbeiondere die Fabrik- und Waffergefeggebung, für den Handel, insbejondere 
das Münz:, Maaß- und Gewichtsweſen; darauf beruht die Unterftügung von 
Hülfsbedürftigen, Das gefammte Unterrichts und Bildungsweſen und vieles Andere. 

Wenn man nun wetter fragt, wie fi der Staat und die Commune in 
dieje öffentliche Fürſorge theilen, jo iſt unendlich oft, namentlich aber von den 
Vertretern der ſog. deutſchen Freihandelsihule, in Zeitichriften und auf volks— 
wirtbichaftlichen Congreſſen behauptet worden, daß die Gemeinde lediglich ein wirth- 
ſchaftlicher Verband, eine öconomishe Gruppirung jet (oder wie Einige vorfichtiger 
fih ausdrücten, wenigſtens fein jolle), daß fie demgemäß darauf beichränft jet, 
zwifchen ihren Angehörigen „die Arbeit ohne Transport zu theilen“, daß fie da= 
gegen eine „ethiſche Seite durchaus nicht habe, und feine einzige Ausgabe Leifte, 
welche nur der idealen Gefammtbeit zu Gute komme‘. 

Es ift nun ganz unverkennbar, daß die ſämmtlichen Funktionen der inneren 
Bermwaltung fi) entweder auf die perfönliche oder auf die wirthichaftliche Ent- 
widlung des Einzelnen beziehen, und daß aljo die innere Verwaltung ent= 
weder die materiellen oder die idealen Interefien des Einzelnen fördert. Indeſſen 
daraus ergeben fich doc zunächft nur zwei intellectuell von einander geſchiedene 
Gebiete. Diefen Unterfchted aber fofort in die Praxis zu übertragen, und da— 
nad die Competenzgebiete von Staat und Gemeinde abzugrenzen, verbietet fich 
zumächft ſchon wegen der großen Unbeſtimmtheit des hier vorliegenden Einthei- 
lungsprinzips. Denn was heißt ſchließlich wirthichaftlihe Entwidlung und 
wirthichaftlicher Verband? Es beruht lediglich auf Gonvenienz, ob man Canali— 
fation, Nachtwachweſen und dergl. der wirthichaftlichen oder der fonftigen Ver— 
waltung, insbejondere dem Sanitätsweſen, der Sicherheitspolizei, zufchteben will, 
und es läßt ſich bei einigem guten Willen geradezu Alles auf den wirtbichaftlichen 
Factor reduciren. 

Ein Blick auf die Wirklichkeit zeigt aber vollends, daß nad) dieſem Principe 
die Abgrenzung des Wirkungsfreifes zwiſchen Staat und Commune nicht erfolgt ift. 

Denn auf der einen Seite, jo umfafjend auch die wirtbichaftlihen Auf: 
gaben find, welche den communalen Berbänten höherer und niederer Ordnung 
durch die Fürforge für Beleuchtung und Straßenreinigung, für Feuerlöſchweſen, 
für die Herftellung von Wegen und Chaufjeen obliegen, jo verfolgt doch der 
Staat gleichfalls den Zwed, „das Zulammenleben einer größeren Anzahl von 
Menſchen möglichit bequem und vortheilhaft zu machen“, die Einzelwirthichaften 
in Erfüllung ihrer materiellen Aufgaben zu unterftügen. Das Verfahren der 
früheren franzöfiichen Regierung, welche mehreren Privatcompagnien das Necht 
der Ausbeutung der Canäle zu dem Zwecke mit erheblichen Opfern abfaufte, um 
die Transportfoften der Steinfohlen zu ermäßigen, deren Einfuhrzoll kurz vorher 
durch den engliichen Handelövertrag herabgeſetzt war, fteht doch keineswegs ver— 
einzelt Da. ‚Vielmehr handelt jede Regierung, welche auf die Gefahr eines De— 
ficits hin und trog eines Deficits Canäle, Eifenbahnen, Poſt- und Telegraphen- 
anftalten berftellt, welche jog. productive Ausgaben, etwa für Meliorationen, für 
Förderung der Forfteultur, für Pferdezucht, für die Anlage von Häfen auf das 
Budget bringt, und welde wohl gar für dergleichen wirthſchaftliche Anlagen 
Staatsichulden contrahirt (und befanntlih find unfere Staatsſchulden entweder 
Krieges, reſp. Mobilmachungs- und Marinefchulden, oder Eifenbahnjchulden) prin- 
cipiell ganz ebenfo. 
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Und auf der andern Seite, jo mannigfaltig und bebeutungsvoll gerade die 
jenigen Aufgaben des Staats find, die fich auf das rein perfünliche Leben feiner 
Angehörigen beziehen, jo ift Doch auch die Kommune in umfafjendem Make 
dabei betheiligt; insbejondere beim Schulwefen. Es thut Nichts, daß jede 
öffentliche Thätigkeit auf diefem Gebiete von einigen Heißſpornen der fog. deut— 
Ihen Freihandelsichule perhorrescirt wird, daß auf einem volfswirthichaftlichen 
Congreſſe die Anficht aufgeftellt werden konnte, die Eltern der Schulkinder follten 
gerade joviel Schulgeld zahlen, als zur Erhaltung der Schule nothwendig ei, 
ebenjo wie diejenigen, welche Badwaaren eſſen wollten, dieſelben bezahlen müßten. 
Trogdem giebt nicht nur der Staat, fondern geben auch die Gemeinden große 
Summen für das Schulmejen aus, die Gemeinden weit über ihre gefeßliche 
Verpflichtung hinaus, indem fie faft überall die Sorge für die Volksſchule der 
Schulfocietät abgenommen und auf das Communalbudget übertragen haben, 
indem vielfach Gymnaſien und Realichulen aus communalen Mitteln gegründet 
jind und in Berlin gegenwärtig die Abficht befteht, verhältnißmäßig bedeutende 
Summen für das Sculauffichtswejen auf den Etat zu bringen. ‘Die Gemein- 
ven find aber auch neuerdings beim Vormundſchaftsweſen betheiligt worden, in- 
dem das Inſtitut der Waifenräthe gejetlich zu Dem ausgeſprochenen Zwecke ein- 
geführt ift, um den Gemeinden mit Rückſicht auf ihr erhebliches Intereſſe an 
der Erziehung ihrer künftigen Mitglieder eine Mitwirkung bei der Führung der 
Bormundihaft zu verichaffen; die Waifenräthe find infofern geradezu die Vertreter 
der Kommunen, wiederum aber erwachſen dieſen letzteren daraus erhebliche Auf: 
wendungen. Sie find ebenfo bei der Führung der Standesregifter betheiligt. 
Sie haben endlid die ausſchließliche Fürforge für Hülfsbedürftige, wenn dieſe 
fi) auch zwiſchen Kommunen höherer und niederer Ordnung theilt; das Armen- 
weſen fann doch aber nicht füglich der fog. wirthichaftlihen Verwaltung zuge- 
jhrieben werden, am wenigften auf dem Standpunkte der deutſchen Freihandels— 
ſchule, es würden fi daraus in der That eigenthümliche Confequenzen ergeben. 

Das Reſultat ift demgemäß Folgendes. So wenig e8 gerechtfertigt werben 
fann, wenn man die Gemeinde den Staat im Kleinen, den Mikrokosmos des 
Staated oder den Yocalftaat genannt hat, da die Yunctionen des Staated un: 
endlich umfafjender find, als die Funetionen der Commune, fo befteht doch auf 
demjenigen Gebiete, auf welchen die Commume eigentlidy allein ſich geltend macht, 
auf dem Gebiete der inneren Verwaltung eine Gleichartigfeit der Aufgaben, und in= 
jofern audy eine Wejensgleichheit von Staat und Commune, fo daß innerhalb 
dieſes Gebietet im Allgemeinen Alles, was die Gemeinde beforgt, aud der 
Staat beforgen könnte, und umgekehrt. 

Das Princip für die Abgrenzung von Staat und Gemeinde kann aljo nur 
das jein, daß der Staat diejenigen Functionen zu übernehmen bat, welche überall 
möglihft gleihmäßig ausgeführt werden müfjen, die Commune dagegen Diejenigen, 
welche zunächſt nur die Yocalität berühren, und welche, je nachdem die Bedürfniſſe 
größer oder geringer, die Mittel veichlicher oder knapper find, in verſchiedener 
Weiſe hergeftellt werben fünnen. 

Daraus ergeben ſich aber Confequenzen in einer doppelten Richtung. 

E8 dürfen nämlich einerſeits nicht Joldhe Aufwendungen, melde das Staatö- 
ganze betreffen, auf die Communen abgewälzt werden. So ehr es auch in den 
Verhältniffen Tiegt, daß der Umfang der öffentlichen Thätigkeit und damit auch 
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der. öffentlichen Abgaben ftetig zunmmmt, und zwar nicht blos velativ, jondern 
abjolut, über die Zunahme der Bevölkerung und Die Entwerthung des Geldes 
hinaus, jo wenig läßt es fich doch rechtfertigen, daß die Communalbudgets und 
Sommunalfteuern jehr viel erheblicher zunehmen, als die Staatöfteuern 
und die Staatöbudgets. Ein ſolches Syſtem übertriebener finanzieller 
Decentralifation iüberlaftet die ärmeren Gemeinden und hat zur Folge, daß 
die Communalfteuern wie Matrifularbeiträge, daß fie fopfiteuerartig wirken. 
Es iſt doch feineswegd ein geſunder Zuftand, wenn ſchon jest, nach den Er— 
mittelungen Neumann’s, die Staat= und die Communaljteuern der öftlichen und 
der weftlicen Provinzen, aljo der ärmeren und der reicheren Yandestheile, im 
umgefehrten Berhältnifje zu einander ftehen, daß alio defto mehr Kommunal: 
fteuern erhoben werden müſſen, je geringer die Ergebnifje der Staatöfteuern find. 
Man gelangt auf diefem Wege jchlieglih zu dem Syfteme ver Kleinſtaaterei, 
mit dem Unterjchiede, daß die Kleinftaaten in der Zeit vor der Gründung des 
Norddeutſchen Bundes fid, der Sorge für zahlreiche Staatsaufwendungen gänzlic) 
überhoben, und dadurd) in den Stand gejegt waren, ihre finanzielle Kraft vielfach 
an Aufgaben zu jegen, welche ftreng genommen zur Competenz der Communen 
niederer oder höherer Ordnung gehört hätten. 

Im Einzelnen fönnen natürlich über eine ſolche Grenzregulirung die erheblichiten 
Zweifel obwalten. Es kann inöbelondere 3. B. darüber geftritten werden, ob 
der bisher beobachtete Grundjag, wonach die Unterhaltungslaft der Volksſchule 
in erfter Linte nicht dem Staate, Jondern den Gemeinden {in den landrechtlichen 
Gebieten principiell den ſog. Schuljocietäten) obliegt, jo unanfechtbar dafteht, wie 
man häufig annimmt. Denn e3 ift Doch unverkennbar, daß eine möglichft gleich- 
mäßige Ertheilung ſolchen Unterrichts im Intereſſe des Staatöganzen Liegt, 
während die Gemeinden durd die Beihaffung der dafür erforderlichen Mittel 
in ſehr verfchiedener Weiſe belaftet werden, je nad) der Yeiftungsfähigfeit der 
Einwohner. Es muß aber diefer Gegenftand um fo mehr hier zur Sprache 
gebracht werben, als kürzlich in einer hervorragenden Parteiichrift die Behauptung 
aufgeftellt worden ift, daß, gerade umgefehrt, bei der Uebernahme der Schul- 
unterhaltungsfoften auf den Staatsjädel, Die ärmeren Gemeinden, alfo namentlic) 
die Landgemeinden gegenüber den Städten, jchlechter wegtommen würden, als 
bisher. Hier liegt doch ein ganz offenbarer Irrtbum zu Grunde. Denn wenn 
auc wirklich die Landgemeinden eine geringere Gefammtleiftung für das Schul— 
wejen aufzumweilen haben, als die Städte, jo fann doch daraus nicht gefolgert 
werben, daß nun bei einer Uebernahme dieſer Leiftungen auf die Staatscafje 
die Yandgemeinden ftärfer, die Städte aber ſchwächer herangezogen würden, als 
nad) dem jeßigen Syftem. Denn dabei Liegt doch die VBorjtellung zu Grunde, 
als ob unfer ftaatliche8 Steuerſyſtem auf einer Nepartition an die Gemeinden 
beruhte. So fehr nun aber die Idee der fog. Quotifation, mit Rüdfiht auf 
die dermaligen Ungleichheiten der Grundſteuer in den verjchievenen Provinzen, 
bet der Feſtſtellung unſeres jegigen Steuerſyſtems in den Verhandlungen ver 
Jahre 1817— 1820 das Staatdminiftertum und den Staatsrath beichäftigt hat, 
jo ift man doch ſchließlich, und zwar hauptfächlich im Intereſſe der Staatseinheit, 
von einer derartigen Aufbringungsweife des Staatsbedarfs gänzlich zurüdgelom- 
men. Der Staat legt doch feineswegd, wie jene Argumentation ſtillſchweigend 
vorausſetzt, feine Beiträge in der Weile auf, wie ſich die Communen höherer 
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Ordnung die ihrigen von den Communen niederer Ordnung verjchaffen, wobei 
es häufig an emem feften Steuerjyftem gänzlich fehlt, die Aufbringungsweife 
vielmehr den Unterwerbänden anheimgeftellt bleibt. Die Staatsbefteuerung 
erfolgt durch directe Befteuerung der einzelnen Staatsangehörigen, nad dem 
Syſteme der Individualbefteuerung und nicht nah dem der Gontingentirung. 
Es ſpricht aljo alle Wahrideinlichfeit dafür, daß jede Hebernahme einer bis- 
herigen Communallaft auf den Staat gerade die Einwohner der Landgemeinden 
liberiren würde, da in den Städten auf den Kopf der Benölferung ein 
durchſchnittlich höherer Betrag von Staatöjteuern fällt. Es handelt fich bier 
um eine Auferft Jchwierige Trage, die aber dadurch der Löſung um feinen Schritt 
näher geführt wird, daß man fidy bemüht, die finanziellen Reſultate der einen 
oder der andern Methode geradezu auf den Kopf zu ftellen. 

Ebenſowenig dürfen jedod) auf der amdern Seite jolde Aufwendungen, 
welche im Wejentlichen nur den localen Verband berühren, aus der Staatscaſſe 
befriedigt werden. Eine ungerecdhtfertigte finanzielle Gentralifation findet aber 
nicht blos dann ftatt, wenn das Staatöbudget fürmliche Pofitionen für Wegebau 
und vergl. enthält, die je nad Bedürfniß, und namentlich je nad den Maße, 
wie ein ſolches Bedürfniß fich geltend zu machen weiß, auf die einzelnen Landes— 
theile vertheilt werden, jondern auch dann, wenn überhaupt aus der Staatscafje 
an die Localverbände materielle Mittel gewährt werden. Eine wirkliche finanzielle 
Decentraliſation iſt nämlich nur vorhanden, wenn mit der Entlaſtung des Staats 
in Bezug auf den Wegebau u. ſ. w.. und mit der Erweiterung der Selbſt— 
verwaltung, in&bejondere der provinziellen Selbftverwaltung, auf ſolchen Gebieten 
nicht etwa ein Syſtem ftaatliher Dotation, ſondern ein Syftem von Steuer- 
erlaffen, over die Ueberweiſung gewiſſer Steuerarten, etwa der Grund- und 
Gebäudefteuer, ganz oder theilmeife verbunden wird. Denn es ift Doch Klar, daß 
die Provinzen ihre Anftalten und Einrichtungen mit ihren eigenen Mitteln nur 
ın dem Talle bezahlen, wenn der Staat in dem Augenblide, wo er ſolche Aus- 
gaben aus feinem Budget in das Provinzialbudget überträgt, fi) darauf be= 
Ihränft, in Demjelben Maße weniger Steuern zu erheben, nicht aber in dem 
dalle, wenn die einzelnen Provinzen nad) wie vor dafjelbe Steuerquantum (ein 
Steuerquantum nad) dem früheren Procentfage) aufzubringen haben, und ver 
Staat aus der Gefammtheit Tolcher Steuererträgniffe den Provinzen Beihülfen 
gewährt. Sofern man nämlich bei der Bertheilung einer ſolchen Dotation nicht 
den Maßſtab der bisherigen Steuerleiftung zu Grunde legt, was im Reſultate 
auf jenes erfte Syſtem hinausfommen würde, jofern man vielmehr den Mafftab 
des Bedürfniſſes zur Anwendung bringt, ſo ergiebt fi mit unbedingter Noth— 
wendigfeit Dad Nejultat, daß eine Dotirung der weniger fteuerfähigen und we— 
niger ftenerzahlenden Provinzen durch die ftärker befteuerten und reicheren erfolgt. 
Und zwar ift e8 dabei von verhältnißmäßig untergeordneter Bedeutung, ob 
man die Abmefjung des Bedürfnifjes nad) dem Maßſtabe des Flächeninhalts, 
oder nad) dem Maßſtabe der Bewölferungsziffer, oder nad dem combinirten 
— von Land und Leuten vornimmt. 

Nun iſt es ja richtig, daß ein ſolches Dotationsſyſtem in einem gewiſſen 
Maße der Idee der ſtaatlichen Zuſammengehörigkeit entſpricht, der Idee, Daß die Ges 
jammtheit mit ihren Mitteln da einzutreten habe, wo ein Bedürfniß vorhanden 
ft, die Leiftungsfähigfeit aber nicht ausreicht. Aber eine richtige Finanzirung 
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der Eelbftvermaltung ift ein ſolches Syſtem trogdem nicht, denn man könnte auf 
diefem Wege weiter gehend chlieglich dahin fommen, ſämmtliche Communalfteuern 
in eine einzige Maſſe zu werfen, und aus dieſer nad Bedürfniß Dotationen 
zu vertheilen. 

2. Es läßt fih nun aber ferner fein Steuerſyſtem nachweiſen, welches 
dem Begriffe der Gemeinde im Unterſchiede vom Staatöbegriffe vollftändig ent— 
Iprechen würde. Denn wenn aud im Allgemeinen zugegeben werden mag, daß 
das Ideal des communalen Steuerfyftemd auf dem Principe von Lerftung und 
Gegenleiftung beruhen würde, weil in der That Die weit meiften Aufwendungen 
der Gemeinde weniger der Staatsperjönlichkeit, als den Einzelperfünlichkeiten zu 
Gute kommen, und wenn man fidy dafür fogar auf eine beiläufige Aeußerung des 
Miniſters des Innern und der Polizei von Rochow berufen fann, der in einem Refcripte 
einmal ausgelprohen bat: „Die Communalabgaben find nur eine Gegenleiftung 
der Einwohner für dasjenige, was die Commune ihnen leiſtet“ (Miniſt.Bl. 
1840, ©. 9), jo ergiebt ſich doch bei einer Prüfung der auf jener Grundlage 
rubenden communafen Befteuerungsigiteme, daß feines derjelben feinem Zwecke 
auch nur annähernd entipridt. 

Am entiprehendften wäre dem Grundlage, daß die Communalfteuern nur 
Gegenleiftungen für die von der Commune gewährten Vortheile fein follen, 
ofienbar das Gebühreniyitem. Und es ſoll keineswegs verfannt werden, daß 
dieſe Art der Laftenvertheilung wie im Staate jo vorzugsweile in der Commune 
ihr volles Recht hat. Denn fo ſehr aud die Idee des Socialismus dem Staate 
und der Commune immanent ift, jo daß alfo auf der einen Seite Wohlthaten 
gejpendet und auf der andern Seite Opfer verlangt werden, ohne daß eine 
Correlation von Wohlthaten und Opfern überall durchzuführen ift, fo kann 
doch andererfeitS aud nicht verfannt werben, daß diejenigen Einzelwirthichaften, 
welche von ftaatliben und communalen Anftalten und Yeiftungen einen unmit— 
telbaren Bortheil haben, auch zunächt verpflichtet find, die dadurch entftandenen 
Ipeciellen Koften zu tragen, und zwar nicht blos dann, wenn diefe communalen 
Anftalten und Leiftungen mehr auf dem Boden der Privatwirthichaft ftehen, wie 
in dem Falle, wenn es ſich um communale Gas- oder Wafferanftalten handelt, 
jondern aud dann, wenn Anftalten und Leiftungen öffentlicher Natur in Frage 
fommen, jo daß alfo namentlich Schulgelder und Wegegelver vollauf geredht- 
fertigt find. Aber e8 ift doch auf der andern Seite ebenjo Klar, daß eine con— 
jequente Anwendung dieſes Gebühreniyftems die größten Unbequemlicfeiten hervor- 
rufen, daß ferner Staat und Kommune ihren eigentlichen Charakter gänzlich 
verlieren und in Yauter Einzelbeziehungen ſich auflöfen würden, und daß endlich 
nicht blos der Staat, fondern aud) die Commune gewiffe Seiten ihres Wirkungs- 
freies darbieten, die ſich auf ſolche Weife gar nicht auflöfen Yaffen. 

Wenn man num genöthigt iſt, im Gegenfag zum bloßen Gebührenfuften 
ein allgemeine8 Steuerprincip zu Grunde zu legen, fo ift als ideale Communals 
fteuer vielfach die Grundfteuer bezeichnet worden, indem man wiederum vom 
Standpunkte des ausichlieglich wirthichaftlihen Charakter der Gemeinde aus 
dieſe als einen Verband Hinftellte, „bei dem alle Vortheile des gemeindlichen 
Zuſammenwohnens und gemeinſchaftlichen Wirthichaftens fih in Grundeigenthum 
kryſtalliſiren und confolidiren”. 
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Es joll nun in feiner Weile verfannt werden, daß ein großer Theil der com— 
munalen Aufwendungen, und zwar namentlich auf dem Lande und auf den hö— 
heren Stufen des communalen Organismus, vorzugsweile auf der Stufe des Kreiſes 
zu Gunſten de8 Grundeigenthums geichieht. Und es ift auferdem der, Umſtand 
nicht zu unterichägen, daß bet einer derartigen Objectfteuer, bei der e8 alfo auf 
die Perfon des Eigenthümerd gar nicht ankommt, alle jene Schwierigkeiten hin— 
wegfallen, welche namentlich ber einer communalen Einftommenfteuer in Bezug auf 
die Heranziehung der Forenfen, die Befteuerung der juriftiichen Perfonen entftehen. 

Indefjen läßt fic) doc) die Behauptung, daß die Gemeinde eine Affociation der 
Grundbefiger zur Hebung und Melioration Des Grundbefiges fei, mit einigem Scheine 
von Exnfthaftigkeit jelbft dann nicht Durchführen, wenn man, den Bli von der Wirk: 
lichkeit abmwendend, die Gemeinde für einen bloßen Wirthichaftsverband erklärt. Denn 
die Beziehung der meiften communalen Aufwendungen, jelbft derjenigen, welche blos 
materielle Zwede verfolgen, zum Grundbeſitze ift eine jo entfernte, daß man mit viel 
größerem Rechte jagen fann, daß ſich die bejonderen Vortheile und demgemäß aud) 
die befonderen Laſten des Grundbeſitzes recht gut bei Gelegenheit der Wegeordnung er= 
ledigen ließen. Noch viel weniger aber ift jene Behauptung dann durchzuführen, wenn 
man fi) die heutige Gemeinde vergegenwärtigt, wie fie wirklich ift, wenn man na= 
mentlih an die verwidelten Aufgaben einer größeren Stadtgemeinde denkt. 
Es ift daher in hohem Diafe bezeichnend, daß ein jehr hervorragender Vertreter 
der deftichen Freihandelsichule eine wert ausholende Entwidelung über die Ge— 
meinde als Wirthfchaftsverband und über die Grundfteuer als einzig richtige Com— 
munalfteuer in überrajchendfter Weife mit der Erflärung jchlieft, daß die Steuern 
für Kirchen, Armen- und Schulweſen ihre abgelonderte Behandlung erbeiichten. 

Aber ſelbſt dann, wenn die Grundfteuer theoretiich in viel erheblicherem 
Make, als das wirklich der Fall ift, die richtige Communalſteuer wäre, jo könnte 
doch von einer vorzugsweifen Heranziehung des Grundbejiged zu den Communal- 
laften jo lange nicht Die Rede fein, als derſelbe zu den Staatslaften gleichfalls 
vorzugsweile herangezogen wird. Auf Grund einer Deduction, welche auf der 
Berichievenheit von Staat und Communen beruht, fan unmöglich die Grund- 
jteuer zugleid die richtige Commumalftener und die richtige Staatsſteuer fein; 
eine ſolche Deduction würde geradezu mit fich felbft in Widerfpruch treten; viel— 
mehr wäre die Grundſteuer ald Staatsftener in mindeſtens demſelben Maße 
zu verwerfen, wie fie als Communalfteuer gerechtfertigt werden könnte. Es iſt 
doch in der That nicht einzufehen, warum der Grundbefiz als folder bejonders 
belaftet werden joll zu Gunften von Aufwendungen, welche die Staatsperjünlich- 
feit als ſolche erheifcht, oder weldye zwar den Einzelwirthichaften, aber der Land— 
wirthichaft gerade am allermenigften zu Gute fommen. Die ftaatliche Grund- 
fteuer iſt einfach hiſtoriſch zu erklären. Niemand würde auf den Einfall kommen, 
jie heutzutage neu aufzulegen; fie ſtammt eben aus einer Zeit, wo das Na— 
ttonalvermögen welentlid im Grundeigenthum aufging, alles Einkommen in der 
Hauptſache dieſer Duelle entfprang; fie ift im Grunde ein mittelalterlicher 
Anachronismus. Die Grundfteuer als hiſtoriſche Größe foll vefpectirt werben; 
ich meinerjeit8 vermag mid) den auf Abichaffung derfelben gerichteten Beftrebungen 
jelbft dann nicht anzufchliegen, wenn fie ohne jeden agitatorifchen Beigeſchmack 
nur von der wiljenfchaftlichen Tendenz nad Abichaffung ver jog. Ertragfteuern 
getragen werden. Ein derartiger Schritt wäre einfach zu radical. Das ift 
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gewiß ein ſehr erheblicher, aber in der That auch der einzige Grund. Dagegen 
vermögen die aus der angeblichen Natur der Grundſteuer al8 Reallaft her— 
genommenen Erwägungen ebenjomwenig etwas zu bemeifen, wie die aus demfelben 
Arſenal gegen die Aufhebung der Grundfteuerbefreiungen entlehnten Argumente 
etwas Ueberzeugendes hatten. 

Jedenfalls iſt Doch fo viel volllommen flar, daß e8 nicht angeht, die Grund 
fteuer als ideale Communalſteuer zu poftuliven, ohne die mindefte Rückſicht 
darauf zu nehmen, daß diejelbe, und zwar in ſehr bedeutender Höhe, vom Staate 
bereit8 in Beſchlag genommen if. Wenn es alſo jchon als ein Unrecht bes 
zeichnet werden muß, daß zu den allgemeinen Staatslaften der Capitalift blos 3 
Proc. Einfommenfteuer, der Grundbefiser aber außer den 3 Proc. Einkommen— 
ſteuer noch 10 Proc. Grundfteuer zu entrichten hat, und wenn dies Unrecht noch 
dadurch gefteigert wird, daß bei der Einfommenfteuer nur das Ichuldenfreie, bei 
der Grundſteuer aber das mit Schulden belaftete Einkommen befteuert wird, ſo 
mürben ſich doch diefe Ungerechtigfeiten noch ins Unendliche fteigern, wenn 
nun auch bei der Communalbefteuerung der Grundbeſitz in erfter Linie heran 
gezogen werden follte; der Grundbeſitzer könnte dann nicht zu einer Geſammt— 
bejteuerung von 26—30 Proc. und bei namhafter Verihuldung noch zu ſehr 
viel höheren Procentfägen gelangen, während der Gapitalift ftet8 auf 3 Proc. 
ftehen bliebe. Man muß eben won vornherein davon Abftand nehmen, ein 
Coinmunalſteuerſyſtem rein auf principiellen Grundlagen — und wären Nefelben 
noch jo unanfechtbar aufzubauen, wenn daneben ein ftaatliches Steuerſyſtem 
befteht, welches ohne rationelle Ueberlegung vein hiſtoriſch ſich gebildet hat. 
Sp lange man aljo nidyt gemillt ift, das beftehende ftaatliche Steuerſyſtem im 
Sinne einer Ueberlaffung der Grund» und Gebäudefteuer an die Communen 
von Grund aus zu reformiren, kann von der Grundſteuer als fpecifiiher Come 
munalftener feine Rede . fein. Im diefer Hinficht ift übrigend auch die außer: 
ordentlich geringe Anwendung der Grundſteuer al8 Communalfteuer im bisherigen 
Syſteme der communalen Steuer-Autonomie bezeichnend, indem nad) den Nach— 
werfungen Neumann's (Ertragfteuern oder perfönliche Steuern, Freiburg 1876, 
©. 102 f.) die weit meiften Städte ihren Bedarf entweder ausſchließlich oder 
doc zum größten Theile durch Einfommenfteuern gededt haben, während als 
Ergänzungsfteuern weit weniger Grund» und Gebäudefteuer, als vielmehr Woh- 
nungs: und Miethöftener vorfommen, die eigentlid den Charakter von Einfommen- 
und Gemerbefteuern haben, und in den feltenen Fällen, wo Grund- und Ges 
bäudefteuer erhoben werben, fie gegenüber jenen andern Steuern faft ganz 
allgemein von fehr geringem Betrage find. 

Ich kann mid nun auc ungeachtet der Autorität von Gneiſt nicht davon 
überzeugen, daß dies Syſtem für England das Richtige fer, und noch viel we— 
niger davon, daß dafjelbe für und anmwendbare Grundfäge enthalte. 

Es bezieht ſich nämlich allerdings die englifhe local taxation lediglich auf 
den fihtbaren Nealbejig im Kirchipiele nach jährliher Einſchätzung. Und zwar 
werden durch derartige Localfteuern nicht blos die eigentlichen Communalbedürf- 
niffe, fondern aud eine Reihe von wirfliden Staatsbedürfniſſen beftritten, ins— 
befondere die Koften für Yuftiz und Polizei, ganz wie ſolche auch in Preußen 
vor Alters den Städten auferlegt waren, und ihnen auferlegt blieben, obgleich 
die Stüdteordnung von 1808 Yuftiz und Polizei als Zweige der Staatsver— 
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waltung in Anſpruch genommen hatte, bi8 dann durch S 10 des Geſetzes vom 
30. Mat 1820 dieſe Koften im Princip den Städten abgenommen und auf 
den Staatshaushalts-Etat gebracht wurden. 

Indeſſen ftammt doc, diefe Einrichtung aud in England aus einer seit, 
wo der Grundbefig noch den Hauptftod des Nationalverınögens bildete, wo we— 
nigftens die jonftigen Einnahmequellen jo wenig entwidelt waren, daß man den 
bet einer Abſchätzung derjelben fich herausftellenren Schwierigfeiten durch bie 
gänzliche Nichtberücfichtigung verfelben bei der Beſteuerung ausweichen zu können 
meinte. Diefe Einrihtung hat ſich dann nad) dem Geſetze alles hiftoriichen Lebens 
über diefe Zeit hinaus, und zwar im eimer über die urſprüngliche Tragweite 
gefteigerten Bedeutung vermöge einer ausdehnenden Interpretation der Gerichte, 
in Geltung erhalten, ohne daß fich dagegen ein erheblicher Widerſpruch jo lange 
erhoben Hätte, als die ganze politifche Macht der Gentralregierung und der 
Yocalverwaltung, die Parlamentsverfafjung und die Organifation des Selfgovern= 
ment ausjhlieplih auf dem Grundbefige beruhete, und diefer auch ſonſt noch 
mannigfach priviligirt war, insbefondere auch in fteuerlicher Beziehung durch die 
ſog. Korngeſetze 

In demſelben Augenblicke aber, wo zu Ende des vorigen Jahrhunderts 
ein erſter Verſuch mit einer ſtaatlichen Einkommenſteuer gemacht wurde, iſt die 
ſtaatliche Grundſteuer principiell beſeitigt worden, indem ſie dem Weſen nach zu 
einer ablösbaren Rente wurde, ſo daß alſo ein principielles Nebeneinanderbeſtehen von 
Staatsgrundſteuer und Staatseinkommenſteuer in England niemals ſtattgefunden 
bat. Die alte Landtaxe betrug nach den erfolgten Ablöfungen im Jahre 1869 
nur nod rund 1 Million, die Communalgrundfteuer nahezu 16 Millionen, ein 
Betrag, der den Procentfag unferer Staatsgrundfteuer nicht ſehr erheblich 
überfteigt. 

Dazu kommt nun, daß die engliiche Commumalgrundfteuer in viel ges 
ringerem Maße die Liegenichaften und in viel ftärferem Maße die Gebäude be- 
laftet, als dies bei uns der Fall ift, die Belaftung des Tändlichen und des 
ſtädtiſchen Grundeigenthbums alfo in ganz anderem Lichte erfcheint; daß ferner, 
abgefehen von dem Compounding system der neueften Zeit, welches hinfichtlich 
der fleinften Miether und Pächter den Eigenthümer direct zur Zahlung heran- 
zieht, und deſſen Wirkungen ſich erft nod erproben müfjen, die Steuer nicht von 
den Eigenthünmern, jondern von den nutnießenden Inhabern erhoben wird, und 
daß fich bei der großen Ausdehnung des Pachtſyſtems in England gar nit er— 
meſſen Läßt, in wie weit bier eine wirkliche Grundſteuer vorhanden ift, oder in wie 
weit eine Abmwälzung auf die Pächter und Miether ftattfindet. 

Es iſt aber weiter nicht außer Acht zu lajjen, daß die Zwecke, für welche 
Localfteuern erhoben werden dürfen, ein für allemal gejeglich firirt find, und 
nicht nach deutſcher Weife von Beichlüffen Localer Körperichaften abhängen, die 
ja auch ftreng genommen für die hauptlächlichften älteren Localverbände, für Kirch: 
ſpiele und Grafichaften gar nicht exiftiren, wenigftend infofern nicht, als von 
einer Vertretung der Steuerzahler feine Rede ift. Es giebt folder Zwecke be: 
fanntlich über 200, unter denen einige von einander faum zu unterjcheiden find, 
während anderswo wieder, wie bei der Armenfteuer, eine Häufung verjchiedener 
Zwede unter einem Generalbegriffe ftattgefunden bat. Ueber dieſe Zwecke 
hinauszugehen, ift aber bei der Localbeftenerung unftatthaft, jo daß eigentlich 
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faeultative Gemeindenusgaben gar nicht vorfommen, die Localautoritäten aljo 
zwar gehindert find, dringende Bedürfniſſe zu befriedigen, zugleich aber auch, die 
Mittel ihrer Mitbürger für Peftlichfeiten und dergleichen zu verwenden, und daß 
nur injofern den Localen Autoritäten eine gewiffe Initiative zufteht, als die Er- 
füllung einiger folder Zwede von Staatöwegen geboten, die Erfüllung anderer 
Dagegen nur geftattet ift. 

Endlich ift es nun aber gar nicht richtig, daf man in England ſelbſt mit diefer 
Einrihtung irgendwie zufrieden wäre. Denn wenn Gneiſt ſich zum Beweiſe 
dafür darauf derufen hat, daß das Syſtem von Jahr zu Jahr in frievensrich- 
terlichen und Gemeindeverfammlungen neu geprüft und ſtets probat befunden 
werde, jo hat doch Keiner energifcher und flarer, wie gerade Gneift, den großen 
Borzug des engliihen Staatölebend hervorgehoben, wonach die Art der Com— 
munalbefteuerung ein für allemal geſetzlich feftfteht, jo daß fie gar feine andere 
fein fan, als gerade eine Beftenerung des Grundbeſitzes, und daß jomit eine 
eigentliche Prüfung des Syſtems, mit der Wirkung, bei erfannter Unvollfommens 
heit ein anderes an deſſen Stelle zu jegen, in der That nicht ftattfindet. 


Dagegen ift jeit einer Reihe von Jahren in Berfammlungen und Vereinen, in 
der Literatur und in der Tagespreffe eine lebhafte Agitation zur gefetlichen Um: 
geftaltung des bisherigen Syſtems hervorgetreten, die zwar, mie Alles was Das 
landed-interest im Gegenfag zum money-interest betrifft, jchwer in Gang 
gefommen, aber doch bereit8 von der öffentlihen Meinung ſtark unterftütt wird. 
„Ein ſolches Verfahren” hat die Times bereit8 im Jahre 1872 anerkannt, 
„wonach alles Mögliche auf den breiten Rüden des Nealbefiges gelegt wurde, 
fonnte fo nicht weiter gehen“; das geduldige Kameel rebellirte zuletzt.“ 

Und dieſe Agitation hat doch wenigftend infofern ſchon einen Erfolg zu 
Wege gebracht, als eine Reihe von Yaften, welche ihrer Natur nach Tediglich 
Staatölaften find, und melde daher den Yocalverband,, insbeſondere aber den 
Grundbejig ohne jedes vernünftige Motiv trafen, insbeſondere die Koften für 
Yuftiz und Polizei (daneben auch für Jrrenanftalten), im Betrage von 1 Mill. 
Pfd. den Yocalverbänden abgenommen und jeit 1875 inſoweit auf das Staats- 
budget übernommen find. Mean bat damals im Parlamente insbejondere geltend 
gemacht, daß es grundlos jei, gerade derjenigen Clafje der Bewölferung die 
Koften der Criminalgerichtsbarfeit aufzubürden, welche der letteren am wentgiten 
zu Ihaffen made, während das bewegliche Eigenthum die Begehrlichkeit der 
Verbrecher viel mehr veize; daß e8 ebenſo grundlos fer, dem Yandpächter Die 
Koften für Die Aufjiht über die Maafe und Gewichte des Kaufmanns zahlen zu 
laſſen; daß endlich Irrſinn eine Fügung der Vorfehung fer und daß der Bejit 
von Häufern und Yand an ſich nicht irrſinnig made. Mit dem Testen Argu— 
mente hat im Grunde die Frage nach den Grenzen von Staat und Commune 
nichts mehr zu thun, fondern dies richtet ſich beveitS vorzugsweiſe gegen das 
communale Steuerſyſtem jelbft. 

Die engliſchen Zuftände haben ſich wieder einmal bei näherem Eingehen in 
ihren Zujammenhang als ungeeignet erwiefen, und zum Borbilde zu dienen. 
Die Engländer haben überhaupt mindeftens ebenjo viel von uns zu lernen, als 
wir von ihnen; und es ift daher zu bedauern, daß nirgends die vergleichende 
Rechtswiſſenſchaft weniger in Pflege genommen wird, wie gerade in England, im voll= 
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ften Gegenfag zu Frankreich, deſſen Beftrebungen in dieſer Richtung ſeit den 
letzten Yahren jelbft Deutſchland weitaus überflügelt haben. 

Nod viel weniger aber wie die Grundſteuer eignet fid) zur Communal= 
ftener ein Syftem von indirecten Steuern. 

Denn wie man auch über den Werth von indirecten Steuern für die ftaat- 
liche Beftenerung denfen möge, und wie jehr insbefondere die Anfichten darüber 
auseinander gehen können, ob wirklich eine Weberbürdung der unteren Claſſen 
vorliegt, oder ob folche jelbft in dem Kalle, daß die Steuer auf die nothwen— 
digften Lebensbedürfniffe gelegt ift, um degwillen nicht anzunehmen fei, weil ein 
Zuſammenhang zwilchen dem Preiſe dieſer Bebürfniffe und der Höhe der Löhne 
befteht, jedenfalls paſſen derartige Steuern für die Gemeinden nicht. 

Abgeſehen nämlich davon, daß fie Doch feinesfall® auf Landgemeinden und 
noch weniger auf Communalverbände höherer Ordnung, jondern nur auf Städte, - 
und eigentlih nur auf große Städte, bei denen allein der Ertrag zu den Er— 
hebungstoften in einem rationellen Berhältniffe fteht, anwendbar find, jo fehlt 
doch jede Beziehung eines ſolchen Steuerſyſtems zu den Aufgaben des commu— 
nalen Haushalts, jedes Verhältniß von Yeiftung und Gegenleiftung, und damit 
jede principielle Rechtfertigung eines bejonderen Communalſteuerſyſtems überhaupt ; 
das Syſtem indirectev Communalfteuern fteht jogar zum Principe von Feiftung 
und Gegenleiftung in einem gewiſſen Gegenjage, indem auch Soldye, Die von den 
communalen Einrichtungen gar feinen Nuten haben, die vielleicht nur in ber 
Stadt ihre Einkäufe machen, zur Steuerzahlung herangezogen werben. 

Dazu kommt mın aber, daß indirecte Steuern im Innern des Landes 
überhaupt verwerflid find, ganz bejonders aber dann, wenn fie als beſondere 
Sommunalftenern eine vom Syſtem der indirecten Stantöfteuern abweichende 
Geftalt haben. Die Erfahrungen, melde man mit eimem ſolchen Syſtem in 
Belgien gemacht hat, wo nun freilich den Communen jogar die jelbjtändige Re— 
gelung der communalen Dctrois nad) Gegenftand und Höhe des Tarifs überlafjen 
war, werden auf lange hinaus eine abjchredende Wirkung üben. Denn e8 hatte 
jich dort unter der Herrfchaft dieſes Syſtems eine communale Binnenzoll-Wirthichaft 
entwidelt, die beinahe auf jeden möglichen Artikel des Verbrauchs ſich bezog, die 
fih in einzelnen Fällen ſogar zu einem Zollihuge für gewiſſe ſtädtiſche Induſtrien 
fteigerte, die außerdem neben Eingangszöllen auch Durchgangsabgaben und Rück— 
vergitungen von Etadt zu Stadt fannte, und die jchlieglih dahin führte, daß 
der Regierung jede jelbftändige Zollpolitit nad Außen unmöglid gemacht wurde, 
da alle Verabredungen über die Tarife an den Grenzen durch das ſouveräne 
Belieben von zahlreichen Gemeindeverwaltungen völlig illuſoriſch gemacht wurden; 
ift e8 doc vorgefommen, daß einer ftaatlihen Herabfegung der Eingangs- 
zölle auf Kohlen die Gemeinden mit einer Erhöhung des Octrois auf denjelben 
Gegenftand antworteten, jo daß es ſchließlich jehr erheblicher Aufwendungen aus 
dem allgemeinen Staatsjädel bevurft hat, um eine jo gemeinjchäpliche Weife der 
Communalbefteuerung außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

Auch eine communale Miethöfteuer hält einer näheren Prüfung nicht Stand. 
Diefelbe ift nämlidy entweder eine Abart der Grundfteuer oder der Einkommen— 
fteuer, oder beider Steuern zugleid) ; in Wahrheit aber ift fie Letzteres. Denn man recht- 
fertigt diefelbe zwar zunächſt mit den Bortheilen, welde den Wohnungen aus den 
communalen Einrichtungen erwachlen, zugleich aber auch damit, daß dev Woh- 
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nungsaufwand einen ganz beſonders brauchbaren Anhaltspunkt für das Einkom— 
men darbiete, indem daſſelbe in keiner andern Beziehung ſo ſtufenmäßig ſich 
auspräge, wie gerade bei der Wahl der Wohnungen. Indeſſen die Miethsſteuer 
als Grundfteuer fteht und fällt mit der Grundfteuer überhaupt. Die Miethe- 
fteuer aber als Einkommenſteuer ift durchaus verwerflih, weil jene angebliche 
Berbältnigmäßigfeit von Einfommen und Miethe in der Weife, daß der Mieths— 
betrag an Stelle einer wirklichen Ermittlung des Einkommens treten könnte, 
gar nicht befteht. Denn einerfeits ift das Wohnungsbedürfniß bei den Gewerb— 
treibenden nach der Beſchaffenheit des Betriebes, keineswegs nad) der Einträg- 
Yichfeit deſſelben ein ſehr verſchiedenes, wie das Beifpiel vom Uhrmacher und 
Mechanikus im Oegenfag zum Wagenfabrifanten darthut, fo daß man leicht 
unter der Firma der Wiethsſteuer zu einer durch Nichts gerechtfertigten Ueber: 
bürdung des Generbebetriebs-überhaupt, namentlich aber gewiſſer Gewerbe ge- 
langt; und andererſeits abſorbit die Miethe auf den höheren Einkommenſtufen 
einen ſehr viel geringeren Procentſatz des Einkommens, als auf den niederen, 
da die Wohnung zu den notbwendigiten Fehensbedürfnifien gehört, To daß Je— 
mand einen defto größeren Theil feines Einkmmen® auf diefelbe verwenden 
muß, je ärmer er ift, woraus fid) dann wieder ergiebt, daß die Miethöfteuer 
eine Progreſſion nad unten bildet. Eu 

Es Tiefe fih nun fchlieklich noch die Frage aufwerfen, ob nicht eine von 
der ftaatlichen Einfommenfteuer abweichende fpecifiiche —— 
gerechtfertigt ſei, wie ſich denn eine ſolche in vielen Gemeinden, namentlich in 
zahlreichen Städten auf dem Wege der bisherigen Stener-Autonomie unter Ge- 
nehmigung der Regierung in der That gebilbet hat. 

Indeſſen ift doch zunächſt hiſtoriſch feftzuftellen, daß derartige Stwuern ur— 
ſprünglich nur da entftanden find, wo es entweder eine ſtaatliche Eintzmmen— 
fteuer gar nicht giebt oder gab, wie in manchen Kleinftaaten mit geringe 
gaben und großem Domanialbefize, oder wo das ftaatlihe Einfommenfteuer 
nur jehr unvollfommen entwidelt war, wie in Preußen bi8 1851. 

Das FFortbeftehen ſolcher Tpecifiihen GCommunal = Einfommenfteuern ni 
einem entwidelten ftaatlichen Einfommenfteuerigfteme wäre nur gerechtfertigt, we 
ſich nachweiſen ließe, daß das jtaatliche Steuerſyſtem jo erheblihe Mänge 









zeigt, daß dafjelbe zur Anwendung auf communale Berhältniffe durchaus unge-\ 


eignet tft. 

Unfer ſtaatliches Steuerſyſtem leidet nun allerdings, auch nad) der partiellen 
Reform von 1873 noch an zwei fundamentalen Uebelftänden. 

Es wird nämlich zuwörderft das ſog. fundirte Einfommen, das Einfommen 
aus Capitalrenten zu gering herangezogen im Gegenſatz zu dem fog. unfundirten 
Einfommen, dem Einfommen aus Arbeitöleiftungen. Es mag dahin geftelkt 
bleiben, wie man zu einer höheren Belaftung jenes, zu einer Erleichterung dieſes 
Einkommens gelangen will; ob es ſich mehr empfiehlt, entweder die Einfommen- 
fteuer durch eine Vermögensfteuer zu vervollitändigen, alſo das zum Theil be- 
reits beftehende Syitem der jog. Ertragsfteuern weiter auszubilden, die Srund- 
fteuer dur eine Gapitalrentenfteuer zu ergänzen, oder ob man unter möglichfter 
Beſeitigung folder Ertragsfteuern den Grundſatz der Progreffion, wenn man 
lieber will, der Degreifion zur Anwendung zu bringen hat. ine foldhe Bro- 
greſſion, reſp. Degreſſion, befteht ja bereitS bei der preußiſchen Staffenfteuer 
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wo die Procentjäge von , Proc. bei einem Einfommen von 140—200 Thlen. 
bi8 zu 23, Proc. bei einem Einfommen von 900—1000 Thlen. auffteigen, 
während allerdings bei der eigentlichen Einkommenfteuer für alle Einkommen 
über 1000 Thlr. eine rein proportionale Befteuerung ftattfindet. Es ift auch 
gar nicht zu bezweifeln, daß dieſe Erleichterung der niederen Einkommenſtufen 
gegenüber den höhern ſich im Laufe der Zeit noch viel erheblicher geltend machen 
wird, da in Folge der Gontingentirung bei fortwährender Zunahme der Bevöl- 
ferung die Clafjenftener auf eine wachlende Zahl von Perſonen fich vertheilt, 
die demnach allmälıg abnehmende Beiträge zur Herftellung der Contingentsfumme 
zu entrichten haben werben. Und es ift endlich auch das Be daß 
alsdann die nächft Höheren Stufen in einer jo unverhältnigmäßigen Weile belaftet 
ericheinen werden, daß man aud fie in das Syſtem der Progreffion allmälig 
hineinzuziehen genöthigt fein wird. Durchichlagend in diefer Beziehung find 
noch immer die Motive des Entwurfs von 1849. Die Regierung wird fich 
bei diefem Beftreben gewiß nicht irren laffen durch den Hinweis darauf, daß 
died Syſtem bei vollftändig unfinniger Anwendung allerdings geeignet ift, Das 
Privateigenthum in die äußerſte Gefahr der Gonfiscation zu bringen, da das 
Einfommen bei einer beftimmten Art von Progreifion fehr bald von der Steuer 
erreicht und alſo gänzlich verfchlungen werden kann; dergleichen Gefpenfter fünnen 
Regierungen nicht füglich erſchrecken, die täglih mit zahlreichen ‘Principien zu 
handthieren haben, welche ſämmtlich, ins Extrem getrieben, das Privateigenthum 
und noch ganz andere und höhere Intereſſen zu untergraben im Stande find. 
Die Regierung wird ſich jedoch andererjeits, und gerade um derartigen Gefahren 
zu entgehen, bei einer ſolchen Maßregel zu vergegenwärtigen haben, daß es ſich 
um eine finanzielle, nicht aber um eine foctalspolitifche Maßregel handelt, daß 
8 fih alfo nur darum handelt, die höheren Einfommen, weil fie in der That 
leiftungsfähiger find, velativ höher zu den Staatslaften heranzuziehen, daß es 
fi) aber nicht darum Handelt, bei folder Gelegenheit die vorhandenen Ber: 
mögensunterjchtede auszugleichen ; denn fo ſehr dieſe letzteren im Intereſſe einer 
harmonischen Volkswirthſchaft zu bedauern find, To iſt doch die Steuergefeggebung 
offenbar nicht der Ort, um die Nefultate der ſocialen Entwidlung zu corrigiren. 

Indefjen find das doc Gefichtspunfte, welde den Staat angehen, nicht 
aber die Commune, und welche daher zwar bei einer Reform der Staatsfteuerz, 
nicht aber der Communalfteuer = Gefeggebung Berücfichtigung verdienen. Und 
jwar Letzteres um jo weniger, als das Princip der Progrelfion in der Anwen— 
dung auf Commumnalfteuern in der That viel anfehtbarer ift, als bei der An— 
wendung auf Staatöftenern. Denn einerjeitd hat das Princip der Leiftungs- 
fühigfeit in der Commune nicht fo unbedingt Geltung wie im Staate, und 
andererjeitö befteht in der Commune jene durch indirecte Steuern angeblich be— 
wirkte umgekehrte Progreffion nicht, Jo daß alſo wenigſtens eine Ausgleihung 
auf communalem Boden nicht erforderlih if. Wenn dennoch, wie Neumann 
Ihlagend nachgewielen hat, das Princip der Progreffion gerade bei Communal— 
fteuern und namentlich wieder bei ſtädtiſchen Communalſteuern in einer über: 
raſchenden Ausdehnung praktiiche Anwendung gefunden bat, fo erflärt ſich das 
wohl überwiegend, abgejehen von einem Gejichtspunfte ganz eigenthümlicher Art, 
den wir in einem fpiteren Zufammenhange noch geltend machen werden, au 
den Gefammtverhältnifien der früheren Seit, namentlich daraus, daß Damals Die 
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unteren Clafjen, durch ein procentweile gleiches Opfer um fo härter betroffen 
wären, als man durchichnittlih mit der Heranziehung der Glaffenfteuer zu den 
Communallaften bis in die unterjten Stufen herabging, ohne Freilaffung eines 
jog. Exiſtenz Minimums, und als außerdem nicht blos commumale Zufchläge 
zur Mahl: und Schlachtſteuer, jondern auch vielfach Miethsſteuern mit jener 
nad unten fteigenden Belaftung beftanden. 

Demgemäß ſcheint e8 mir auch den Verhältniſſen ganz entfprechend zu fein, 
wenn die preußiſchen Communal-Aufjichtsbehörden vor 40 Jahren die Progrelfion 
bei der Einführung von Communal-Einfommenftenern dringend anempfahlen, 
während fie dieſelben jett ebenfo emergiich befämpfen. In der Inftruction zur 
St.O. vom 18. Tebruar 1834 (von Kamptz, Annalen XVII, 117) wurde 
geftattet, daß die Zulchläge zur Claffenfteuer bei den oberen Steuerclaffen nad) 
erhöhten Procentjate erfolgen fünnen ; in dem Reſeripte des Minifterd des Innern 
und der Polizei und des Finanzminijter8 vom 3. Auguft 1835 (XIX, 758 ff.) 
wurde gevadezır Darauf gedrungen, daß nicht blos ein Minimum vom Einfommen 
freigelaffen, jondern daß aud unter möglichiter Schonung der unterften Ein- 
wohnerclafjen der Procentjag mit dem fteigenden Einkommen fteigen müſſe, weil 
durd einen gleichen Procentjag eine verhältnigmäßige Vertheilung der Steuern 
nicht bewirkt werde, und zwar wurde eine jehr ſchnell fteigende Scala empfohlen. 
Dagegen Ipricht ſich ein Reſeript des Finanzminifterd und des Minifterd des 
Innern vom 20. Auguft 1874 (233) ganz entſchieden dahin aus, daß bei neu 
einzuführenden oder abzuändernden Gemeinde-Einfommenfteuern feine Abweichun— 
gen von dem Tarife der Claſſen- und Einfommenjteuer geftattet ſein ſollen, weil 
dieſe letzteren auf den forgfältigften Erwägungen beruhten und der Nachweis 
localer Eigenthümlichfeiten zur Rechtfertigung abweichender Steuerfcalen kaum je- 
mals geführt werben dürfte. „Noch weniger,” heit e8 dann weiter, „können wir Die 
Erhebung von Communal-Einfonmenfteuern nad) jolden Tarifen für zuläffig 
erachten, deren Steuerfäge gegen Diejenigen der genannten Staatsfteuern ftarf 
auffteigen. Der bisher zur Rechtfertigung ſolcher progrefjiven Communal-Ein- 
fommenfteuern angeführte Grund, daß dieſelben zur Schonung der unteren Volks— 
claſſen gereichten, hat ſeit der Einführung des jetigen Claffenfteuertarifs, durch 
welchen jenem GefichtSpunfte in genügender Weile Rechnung getragen wird, feine 
Bedeutung verloren. Solchen Beftimmungen der Gemeindeeinfommenfteuer- 
Regulative, welche auf die Einführung eines progrefjiwen Steuerfates gerichtet 
find, ift Daher in Zufunft die Genehmigung zu verjagen.” 

Der zweite fundamentale Mangel des ftaatlihen Einkommenſteuerſyſtems 
ftegt in der Beranlagungsweife und überwiegt jenen erften Mangel um Vieles. 
Dian follte eigentlich von einer ftärkeren Heranziehung der höheren Einfommen, 
von Progreffion und Bermögenöfteuer jo lange gar nicht reden, als es ſich noch 
darum Handelt, große Maſſen des Einkommens, insbeſondere gerade des fog. 
Renteneinfommens, der Einkommenbefteuerung überhaupt zu unterwerfen, fo lange 
Beranlagungsgrundfäge beftehen, die zur nothwendigen Folge haben, daß eine 
Defraudation und eine Demoralifation auf diefem Gebiete herricht, denen gegen— 
über die durch das Beftehen der Mahl: und Schlachtſteuer hervorgerufenen 
analogen Mißſtände ebenjo jehr verſchwinden, wie die verderblichen Wirkungen 
des Noulette hinter denen der Börſe zurücbleiben. 
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Die auf das Dringendſte gebotene Reform hat ſich aber vor allen Dingen 
darauf zu richten, daß eine Controle der Einſchätzungen nicht blos Seitens des 
einzelnen Pflichtigen, ſondern Seitens des Publikums überhaupt erſt ermöglicht 
werde. Und dazu iſt nothwendig, daß aus den Steuerzetteln nicht blos die 
Steuerſtufe und die demnach zu zahlende Steuerſumme, ſondern auch die Ein— 
kommensſumme ſich ergebe, welche der betreffenden Steuerſtufe entſpricht, ſo daß 
nicht erſt ein Nachſchlagen in der Geſetz-Sammlung erforderlich iſt, damit nur 
der Pflichtige erfahre, wie hoch ſein Einkommen eigentlich angenommen wurde. 
Es muß aber weiter verlangt werden, daß auf der Rückſeite der Steuerzettel der 
ganze Tarif abgedruckt, daß ferner die Reſultate der geſammten Einſchätzungen 
nicht blos öffentlich ausgelegt, ſondern officiell durch den Druck veröffentlicht werden, 
damit Jeder in den Stand geſetzt wird, das Verhältniß ſeiner Heranziehung zu 
der ſeiner Mitbürger zu überſehen. Ich will doch abwarten, ob man gegen ſolche 
und ähnliche Vorſchläge (der Gegenſtand kann hier nicht erſchöpft werden) den 
Credit des Kaufmanns ins Feld führen wird; ob man dergleichen auch jetzt noch 
vorbringen wird, angeſichts der ſchneidenden Ironie, mit welcher der Fürſt Reichs— 
kanzler bei Gelegenheit der Strafgeſetz-Novelle den Satz ausführte, daß der Credit 
des Kaufmanns nahezu noch das Einzige zu ſein ſcheine, was der beſonderen Be— 
rückſichtigung der Geſetzgebung empfohlen werde, und angeſichts der Verwüſtungen, 
welche ein ungeſunder Credit (und nur ein ſolcher kann doch bei einer wahren 
Klarſtellung des Einkommens Schaden erleiden) in unſerer Volkswirthſchaft an— 
gerichtet hat. Man wird ſich dann aber bei der Durchführung einer der— 
artigen Reform mit der Einführung der Oeffentlichkeit in dies Gebiet des ſtaat— 
lihen Lebens, von welchem allein fie bisher ausgefchloffen war, nicht begnügen 
dürfen; es wird vielmehr weiter erforderlich fein, die Selbftverwaltungstörper 
der Steuerverwaltung dadurch, daß man ihnen an Stelle der Negierungspräfi- 
denten und Landräthe, die ihrer ganzen Stellung nad) in erfter Yinte auf die 
Förderung der Imtereffen ihres Bezirks und auf ein gutes Einvernehmen mit 
den Spigen der befigenden Claſſen angewieſen find, technilche Steuerbeamte zu 
Vorfigenden giebt, ſowie ferner durch eine durchfchnittliche Vergrößerung der jetigen 
Steuerbezirke, von denen fich namentlich die Kreife als viel zu Klein für die Einſchätzung 
zur Einfommenfteuer erwiefen haben, in den Stand zu ſetzen, nicht blos Das 
Interejje der einzelnen Eteuerpflichtigen oder das Intereſſe des Bezirks wahrzu- 
nehmen, worauf fie doch durch ihre Wahl zunächſt angewiefen find, fondern 
auch in ftricter Anwendung der Gejege dem Staate zu dem GSeinigen zu 
verhelfen. 

Indeſſen, was hat das Alles wieder mit der Commune als folcher zu 
tbun? Derartige VBeranlagungsmängel werden doch erfahrungsmäßig durch eine 
neben der Staats-Einfommenfteuer berlaufende bejondere Communal-Einfommen- 
ftener nicht gehoben, vielmehr in ganz eigenthümlicher Weiſe gefteigert. Je 
weiter nämlid ein derartiger Dualismus ausgebilvet tft, je mehr er fic nicht 
blo8 auf die Scala und den Tarif, fondern auch auf die Einihätungsgrund« 
füge und Einſchätzungsbehörden erftredt, je mehr aljo die Ergebniffe der Ein- 
ſchätzung zur Staatd- und zur Communal-Einfommenfteuer bei einer und der— 
jelben Berfon differiren, deſto mehr Liegt die Gefahr vor, daß dieſer ganze 
Apparat Seitens der Commune dazu mißbraucht wird, ihre Angehörigen zwar 
zu den Communallaften, nicht aber zu den Staatslaften ihrem Einkomuten ent: 
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iprechend heranzuziehen. Und zwar ift namentlih das Princip der Progrefjion 
geeignet, ſolchen Tendenzen Vorſchub zu leiften, wenn daſſelbe nur für die Com: 
munal= und nicht zu gleicher Zeit aud für die Staatöbeftenerung gilt. Denn 
dann hat es nichts Auffallenves, wenn Jemand mit einem viel höheren Betrage 
zur Communal=, al8 zur Staats-Einfommenfteuer herangezogen wird. Dieſer 
Sachverhalt ift num aber offenbar den Diinifterial-Büreau’8 aus der praftiichen 
Erfahrung noch viel befjer befannt, als er fi und aus einem bloßen Nach— 
denken über den Gegenſtand erjchloffen hat. Und ich glaube daher nicht irre 
zu gehen, wenn ich annehme, daß Daraus vorzugsweile die Abneigung der 
ftaatlihen Gentralbehörden gegen bejondere Communal = Einfommenftenern über- 
haupt, und namentlich gegen ſolche mit progreljiver Scala, ſich erklärt, und daß 
es demgemäß auch nichts Auffallendes mehr bat, wenn derjelbe Dann, der ſich 
einft als vortragender Rath für eine Progrelfion bei der Staatöbefteuerung 
erklärte, gegenwärtig als Finanzminifter eine folche bei der Communalbefteuerung ganz 
entfchieden befämpft. Es handelt fich hier um einen jener Fälle, mo das Aus— 
ſprechen der vollen Wahrheit für Behörden unausführbar ift, obgleich doch in 
dem oben bereit angeführten Referipte vom 20. Auguft 1874 ein ziemlich deut— 
licher Fingerzeig gegeben ift, wenn e8 am Schlufje heißt, daß es ſich jegt haupt— 
fächlidy darum handele, das Einkommen, namentlich auf den höheren Stufen richtig 
zu veranlagen, und daß zur Erreichung dieſes Ziels Die Gemeinden ſelbſt durch 
gewiſſenhafte Erfüllung der ihnen in dieſer Beziehung obliegenden Pflichten 
wejentlich beizutragen in der Yage jeien. Um jo mehr ift e8 dann aber die 
Aufgabe der Wiſſenſchaft, welche Nücfichten überhaupt nicht zu nehmen bat, den 
wahren Sachverhalt offen darzulegen. 


II. 


Wenn nun aber die Dinge derartig liegen, wenn troß der bis zu einem 
gewiffen Punkte vorhandenen Berjhiedenheit von Staat und Kommune ein auf 
dieſe Verſchiedenheit gebautes communales Steuerſyſtem ſich nicht aufftellen läßt, 
ſo bleibt doch in der That gar nichts Anderes übrig, als das Syſtem der Zu— 
ſchläge zu den directen Staatsſteuern zu empfehlen. 

Man glaubt zwar dies Syſtem von vornherein Dadurch zu disereditiren, 
daß man es als das franzöfifche Syſtem bezeichnet. 

Es foll dem gegenüber zunächſt nur im Vorübergehen daran erinnert werden, 
daß Doc das Spftem der Zuichläge in Frankreich gar nicht in der Ausdehnung 
befteht, wie man vielfady annimmt, da ein ſehr bedeutender Theil des ſtädtiſchen 
Communalbedarfs durch Detroi® aufgebracht wird, die keineswegs ald BZulchläge 
zu den ftaatlichen indirecten Steuern fi darftellen, jondern auf felbitändiger 
Grundlage beruhen, und daß den Gemeinden bei der Regelung dieſes Octroi— 
weſens ein ſehr erheblicher, offenbar viel zu großer, Spielraum gelafjen ift. 

Das Wefentliche ift jedoch Folgendes. Es find keineswegs die Zuſchläge 
an fich, fondern e8 ift die der franzöfiihen Geſetzgebung' eigenthümliche Art und 
Weiſe ver Zuſchläge, weldye und dieſes Steuerjuftem allerdings als eins der— 
jenigen Momente erjcheinen läßt, in denen die Unfelbftändigteit des franzöſiſchen 
Communalweſens zu Tage tritt. Die Eigenthümlichfeit der franzöfiichen cen- 
times additionels befteht nämlich einerſeits darin, daß die Grenzen, innerhalb 
deren dieſelben ohne ftaatliche Genehmigung erhoben werden dürfen, äußerft eng 
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gezogen find, indem außer den centimes additionels ordinaires nur für ganz 
beftimmte Zwede og. centimes additionels speciaux, und nur auf Grund 
ftaatliber Erlaubniß centimes additionels extraordinaires ftatthaft find; und 
andererjeitö darin, Daß die Höhe dieſer centimes ohne Rüdficht auf die Höhe 
der Gemeindebedürfniffe mit der der Staatöfteuern fteigt und füllt. Es beiteht 
demnach fein Zmeifel, daß der Haushalt der Commune bei einem ſolchen Syſteme 
jeder Selbftändigfeit entbehrt, es befteht Doc aber ebenjo wenig ein Zweifel 
darüber, daß diefe Mängel dem Syſtem der Zuſchläge an ſich keineswegs in— 
bärent find, und es befteht endlich auch wohl fein Zweifel darüber, daß keines— 
wegs das Syſtem der Zuſchläge die Unfelbftändigfeit der franzöfiichen Gemeinde, 
jondern daß vielmehr die Unfelbitändigfeit der franzöſiſchen Gemeinden, die, wie 
ih an einem andern Orte kürzlich nachgewieſen habe, in den Berhältniffen des 
heutigen Frankreich tief begründet ift, das ſpecifiſch franzöſiſche Syſtem der Zu: 
ihläge herbeigeführt hat. 

Das Syitem der Zuichläge hat denn auch keineswegs bisher blos in Frank— 
reich beſtanden, jondern aud ſchon von Alter8 her in Preußen; es ift genau 
ebenjo wenig eine franzöfijche Erfindung wie Competenz=Conflicte und Verwaltungs- 
rechtöpflege. Denn es heißt ſchon im Allg. L.-R., Th. U, Tit. 7, $ 43: 
„Die baaren Geldbeiträge werden in der Regel nad) dem Verhältniſſe der landes- 
berrlihen Steuern aufgebracht”. Und wörtlich derfelbe Sat findet fid) in dem 
(bandichriftlih aus dem Geheimen Staatsardive mir vorliegenden) Entwurfe zur 
ländlihen Gemeindeordnung vom Detober 1810, während er in dem Entmurfe 
der Kreisordnung vom December 1810 offenbar nur deshalb fehlt, weil die 
Bertheilung der Kreislaften durch Subrepartition auf die Wahlbezirfe, ſodann 
auf die Gemeinden erfolgen follte. Die Städteordnung vom 19. November 1808 
enthält in den 88 26, 44, 56, 57, 108 feine näheren Vorſchriften über die 
Art und Weife der Aufbringung der Gemeindefteuern, wie denn aud in ben 
auf die Städte bezüglichen Beftimmungen de8 Allg. L.-R. eine ſolche Vorſchrift 
fehlte. Der Grund Liegt wohl weniger an der damaligen Geringfügigfeit der 
Communaffteuern; dieje ift allerdings hinreichend bezeugt (v. Baſſewitz I, 217), 
bezog ſich indefjen in viel höherm Maße auf die Landgemeinden, als auf bie 
Städte mie denn nod der Bericht der erften Kammer über die Gemeinde- 
ordnung von 1850 conftatiren fonnte, daß es auf dem Yande in den öftlichen 
Provinzen bisher beinahe gar feine Gemeindeabgaben gegeben habe, und Aehnliches 
mir noch jest auf erfolgte Anfrage von mehreren Yandräthen verfichert worden 
ift. . Der Grund wird vielmehr in der großen Verſchiedenheit der Befteuerungs- 
Normen zu juchen fein, die in den einzelnen ftädtifchen Communen beftanden. 
Die erfte allgemeine, nicht blo8 auf Stadt und Land, ſondern aud auf Gemeinden 
und Bezirke gleibmäßig anwendbare Normirung enthielt dann der $ 13 des 
Geſetzes über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820; e8 wird 
darin zwilchen Zuſchlägen zur Claſſen-, reſp. Mahl: und Schlachtfteuer, und andern 
Auflagen unterjchieden; jene bilden die Regel, diefe die Ausnahme; zur Erbes 
bung jener genügt eine Genehmigung der Regierungen, die Neueinführung diejer 
ift von landesherrliher Bewilligung abhängig. Auf weſentlich demfelben Stand— 
punkte fteht dann die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831, 8 122, 
die jedody für die näheren Beftimmungen auf eine zu erlafjende Inftruction ver— 
weift. Diefe unterm 18. Februar 1834 erlaffene Inftruction erweitert dann 
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das Syſtem der Zuſchläge principiell auf ſämmtliche Staatöfteuern, macht jedoch 
einige praftiich nicht unerheblihe Ausnahmen, läßt dagegen befondere Communal- 
fteuern wiederum nur ganz fubfidiär zu, und bindet diefelben unter allen Um— 
ftänden an die Genehmigung der Minifter des Innern und der Finanzen, während 
für Die Genehmigung der Zuſchläge in der Regel die Bezirföregierung competent 
it. Diefelben Grundfäge find dann auch in den Minifterial-Referipten vom 
22. April 1826 (X. 387) und vom 10. Auguft 1836 (XX. 650), jowie in 
dem ſog. Normal-Regulativ vom 9. November 1838 (XXI. 377) enthalten. 
Die Gemeindeordnungen der jpäteren Zeit haben die Freiheit der Gemeindebehörden 
hinſichtlich der Zuſchläge erweitert, hinfichtlih der jelbftändigen Gemeindeftenern 
aber den Grundfag der ftaatlichen Genehmigung aufrecht erhalten, und alle feit 
Emanation diefer neuen Gemeindeordnungen ergangenen Inftructionen und Mint- 
ftertal= Referipte (insbefondere die proviſoriſche und definitive Inftruction vom 
16. Januar, reſp. 17. Juli 1854 zu $ 53 der Städteordnung für die ſechs 
öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853, Minifterialbl. Jahrgang 1854, ©. 7 
und 128) weiſen übereinftimmend darauf hin, daß nur nad jehr eingehender 
Prüfung unter allen möglihen Gautelen eine ſog. jelbftändige Communalfteuer 
zu genehmigen jet. 

Es erhebt ſich jedoch nunmehr die Frage, ob mit ſolchen Zufchlägen gleich: 
zeitig alle directen Staatöftenern, und ob fie nothwendig nad gleichen Sätzen 
herangezogen werden müſſen. 

Eine gänzliche Freilaffung mit Zufchlägen wird häufig für die Gewerbe- 
fteuer verlangt. Nun ergiebt ſich aus einer Betrachtung des geltenden Gewerbe— 
ſteuerſyſtems allerdings, und es ift das namentlich auch von Hoffmann befonders 
bezeugt und in Minifterial-Referipten aus den verfchtenenften Zeiten (3. B. vom 
30. December 1827, XI. 968; und vom 20. Juli 1871, Minifterialblatt 247) 
ausdrüdlich anerkannt worden, daß die Gemwerbefteuer keineswegs alle Gewerbe 
gleihmäßig trifft, indem fie überall nad ganz Außerlihen Merkmalen aufgelegt 
wird, manche Gewerbe völlig freiläßt, und andere mehr vom polizeilichen, als 
vom finanziellen Gefichtspunfte aus unverhältnißmäßig ftarf heranzieht. Es ift 
auferdem nicht zu verfennen, daß die Gemerbefteuer im Laufe der Zeit der Ent: 
widlung der gewerblichen Arbeit nicht mehr gefolgt, Tondern Hinter dieſer Ent- 
widlung immer weiter zurüdgeblieben ift, jo daß fie faft ausſchließlich ven Klein— 
betrieb belaftet, den Großbetrieb aber entweder gar nicht oder doch nur in jehr 
ungenügenden Maße trifft. Daraus folgt aber allerdings, daß communale 
Zuſchläge zur Gewerbeſteuer im Allgemeinen ſich nicht empfehlen, da der fleine 
und mittlere Handwerker fi in der That ſchon durd die Zufchläge zur Claſſen— 
fteuer mit der Commune genügend abfindet, während eine wirffame Heranziehung 
der großen Fabrifanten vermöge der Gewerbefteuer in demfelben Mafe nicht 
durchzuſetzen ift, wie eine jolche wegen der vielfältigen Aufwendungen, die durch fie 
Abnugung der Straßen, Benugung der Schul- und Armenanftalten ven Com: 
munen verurjachen, an ſich wünſchenswerth wäre. 

Was nun weiter. die Frage der Heranziehung der verfchtedenen Steuern 
nach gleihmäßigem oder ungleihmäßigem Berhältniffe betrifft, fo bildet den Angel- 
punft aller Gontroverjen das Berhältnif der Zufchläge zur Grund- und Ge— 
bäudeſteuer einerjeit8, zur Claffen= und Einfommenfteuer andererfeits. Wenn 
man fih nun für eine beſonders hohe procentale Heranziehung der Grundftener 
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wiederum auf die vielen. Vortheile beruft, welche angeblih dem Grundbeſitze aus 
den communalen Einrichtungen erwachſen, fo muß Dod von Neuem darauf hin: 
gewiejen werden, daß die Grundfteuer bereits vom Staate, obgleich deſſen Auf- 
wendungen nicht vorzugsweiſe dem Grundbeſitze zu Gute kommen, mit Beſchlag 
belegt worden ift, und zwar zu einem im Verhältniſſe des Reinertrages ſehr 

erheblichen Procentfage und ohne Berüdfihtigung der Schulden. Die Verhält- 
nifje find eben, jo lange nicht der Staat ſeinerſeits ganz oder theilweiſe auf Die 
Örundfteuer verzichtet, derartig verjchoben, daß gerade diejenige Steuer, die an 
fi) zur Heranziehung im Communalfteuerfyfteme , namentlich auf dem Yande, 
vorzugsweiſe geeignet jein würde, vorzugsweiſe mit Zuſchlägen gejchont werden 
muß, wenn nicht die ſchon vorhandene Ueberbürdung des Grundbefiges, und - 
namentlich des kleinen Grundbeſitzes, ind Maßloſe gefteigert werden ſoll. Es 
ift Schon keineswegs gerechtfertigt, daß bei gleihen Zuſchlägen zur Grund- und 
Eintommenfteuer der Rentier bei einem Einfommen von 2000—2400 Thlrn. 
mit einer Einfommenfteuer an Staat und Commune im Gelammtbetrage von 
120 Thlrn. fi) abfindet, während der Ländliche Grundbefiger mit einem jenem 
Capitalvermögen an Vermögenswerth völlig gleichem Grundftüde und unter der 
Vorausfegung, daß daſſelbe gänzlich ſchuldenfrei ift, meben jenen 120 Thlen. 

Einfommenfteuer noch eine nad) 10%, des Keinertrages bemefjene Grundſteuer 
zu zahlen bat. Es ift aber geradezu erjchredend, welche Nefultate fich ergeben, 

wenn die Grund- und Gebäudefteuer mit höheren Procentſätzen als die Einfommen- 
und Glaffenfteuer herangezogen wird, und wenn gleichzeitig, was doch thatjächlich 
der Tall zu fein pflegt, der Grundbeſitz verfchuldet iſt; es fcheint in der That 
der Wahrheit zu entipredhen, daß bei einer Belaftung der Einkommenſteuer mit 
100°%/,, der Grund- und Gebäudefteuer mit 1609, der Fall vorgekommen iſt, 
dat ein Rentier mit einem Einfommen von 2200 Thlen. an Staats und Com— 
munalfteuer zujammen 120 Thlr., alfo noch nicht 5°/,0/, Jeines Einkommens, 
daß dagegen ein Grundbeſitzer mit einem Einfommen von nur 1900 Thlrn. an 
Staats⸗ und Communalftener zufammen 1128 Thlr. 10 Sgr. 10 Pf., alſo 
über 59%/, feines Einfommens, zu entrichten gehabt hat; die Sache erklärt fid) 
eben ganz naurüq jo, daß der Rentier je 60 Thlr. Eintommenfteuer an Staat 
und Commune zu zahlen hatte, daß Dagegen der Grundbefiter außer je 54 Thlen. 
Einfommenfteuer an Staat und Commune, aud an Grundſteuer dem Staate 
372 Thlr. 15 Sgr. 1 Pf., der Commune 621 Thlr. 22 Sgr., endlich noch 
16 Thlr. 3 Sgr. ftaatliber Gebäudefteuer und 10 Thlr. ftaatlicher Gewerbe: 
fteuer zu entrichten hatte, jo daß verfelbe noch viel ſchlechter weggekommen fein 
würde, wenn auch zu dieſen letzteren Steuern communale Zuſchläge beliebt 
worden wären; immerhin aber hatte der Grundbefiger von feinem um 300 Thlr. 
geringeren Einkommen jährlih 1008 Thlr. mehr zu zahlen, als der Rentier. 
Demgemäß wird an dem in der Kreisordnung bereit8 angenommenen Grundſatze, 
wonach die Grundſteuer keinesfalls mit einem höheren Sage wie die Clafjen: 
und Einfommenjteuer heranzuziehen ei, unter allen Umftänden feftgehalten werden 
müfjen. Im Uebrigen mag über das Maß der Heranziehung um Unterjchtede 
von Stadt und Yand, von Einzelgemeinden und Communen höherer Ordnung, 
Seitend der Vertretungsförper mit Nüdfiht auf die wirthichaftlihen Verhält— 
niſſe der verſchiedenen Bevölferungsclaffen und auf die Theilnahme derjelben an den 
communalen Einrichtungen das Nähere fejtgejegt werden. Doch wird ſich immerhin 

Schriften XII. — Gommunalfteuer. 1 





98 Ernft Meier. 


die allgemeine Annahme des andern in der Kreisordnung anerkannten Satzes 
eınpfehlen, daß die Grund- und Gebäudeſteuer mindeftend mit der Hälfte neben 
der Glaffen= und Einfommenftener heranzuziehn ift, Damit nicht blos die Maxi— 
malgrenze, jondern aud die Minimalgrenze für die Heranziehung der Grund: 
fteuer neben der Eintommenfteuer geſetzlich feſtſteht. 

Ber der Berathung der Kreißordnung waren übrigens zu dem jegigen $ 10 
die verjchtedenften Anträge geftellt worden, insbeſondere ſollten nach dem Antrage 
von Bethmann-Hollweg und von Karborff alle Staatöfteuern herangezogen und 
mit gleichen Procentſätzen getroffen werden, jo daß den Kreiſen jeder Spielraum 
genommen, und die Gewerbeſteuer ſtets mit den vollen 100 °/, belaftet worden 
wäre; nad dem Antrage von Hennig und Genofjen jollte dagegen Die Claſſen— 
Einfommen:, Grund: und Gebäudefteuer ſtets mit demjelben Procentfage, Die Ge— 
werbefteuer aber höchftens mit der Hälfte herangezogen werden; der Antrag Solger 
wollte die Gewerbefteuer ganz freilafjen ; der Antrag von Brauchitich wollte die Grund», 
Gebäude- und Gewerbefteuer ganz freilafjen, keinesfalls aber mit einem höheren Pro: 
centſatze al3 die Claſſen und Einfommenfteuer herangezogen wiffen ; nad) dem Antrage 
von Lingethal ſollte in der Regel blos Claſſen- und Eintommenfteuer, die Grund- und 
Gebäudefteuer aber nur bei Wegeanlagen, und aud) dann höchſtens zur Hälfte belaftet . 
werden; endlich der Antrag Grumbrecht unterfchied zwiſchen denjenigen Kreis— 
ausgaben, welche durch die Verwaltung des Kreifes, die Sorge für Perfonen 
und Kriegsleiftungen veranlagt werden, und allen übrigen, und verlangte, daß 
jene durch Zuſchläge zur Claſſen- und Einfommenfteuer, dieſe durch Zuſchläge 
zur Grund- und Gebäudeſteuer gedeckt werden ſollten und geſtattete außerdem, 
daß bei der letzteren auch die Gewerbeſteuer, jedoch höchſtens bis zur Hälfte des 
Procentſatzes der Grund: und Gebäudeſteuer herangezogen werben könne. 

Es mag ferner noch darauf hingewieſen werden, daß nach der kürzlich dem 
Landtage vorgelegten und auch in der Zeitſchrift des ſtatiſtiſchen Büreau's 
(Jahrg. 1875) veröffentlichten Ueberſicht der Ausgaben und Einnahmen der 
Kreiſe, Provinzen u. ſ. w. für das Kalenderjahr 1869 gerade unter den Aus— 
gaben der Kreiſe die Ausgaben für Verkehrsanlagen weitaus die erſte Stelle 
einnehmen, indem dafür 595 pro Mille der Geſammtausgaben verwendet wurden, 
ein Betrag, der noch erheblich ſteigt, wenn man die Ausgaben für Verzinſung 
und Amortiſation der Kreisſchulden mit 215 pro Mille dazu rechnet, da dieſe 
zum weit größten Theile zum Zwecke von Chauſſéebauten contrahirt worden 
ſind; es folgen dann weiter die Ausgaben für Wohlthätigkeitsanſtalten mit 
36 pro Mille, der Aufwand für die allgemeine Kreisverwaltung mit 25, die 
Aufwendungen für allgemeine Staatszwecke, wovon wieder die Hälfte auf Mili— 
tärzwede fommt, mit 13 pro Mille, während die Ausgaben für Landwirthſchaft, 
für Santtätöwefen, für Unterricht nod) geringere pro Mille-Säge betragen. 

Es iſt jedoch zu bemerken, daß, jemehr feitvem der Kreis durch die neue 
Organiſation in den Stand geſetzt ft, die Aufgaben eines Communalverbandes 
nad) allen Seiten bin zu erfüllen, jenes Ausgaben-Verhältniß fich weſentlich 
modificiren wird, und daß auch jchon bisher weder bei den Einzelgemeinden, 
noch bei den Provinzen die Ausgaben für Berfehrsanlagen in ver bei ven 
Kreifen wahrgenommenen Weiſe überwogen. Hinfichtlih der Einzelgemeinden 
fehlt &8 zwar bis zum Augenblide an einer umfafjenden Finanzſtatiſtik, indeſſen 
genügt e8, an die jehr erheblichen Summen zu erinnern, melde namentlich von 
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den größeren Städten für Armen: und Schulzwede verwendet werden, Was 
aber die Provinzial-Ausgaben betrifft, jo betrugen diefe im Jahre 1869 für 
Verfehrsanlagen nur 255 pro Mille, für Verzinſung und Tilgung der Schulden 
73 pro Mille, für gemeinnützige Einrichtungen aller Art, 3. B. Sanitätözmede, 
Hebammenwejen 284, für Wohlthätigkeits- und Korrectionsanftalten 320, für 
die allgemeine Provinztalverwaltung 28 pro Mille. 

Es geht aus jener Ueberficht der Ausgaben und Einnahmen aud) noch das 
hervor, daß Damals das Syftem ver Zujchläge fir die Kreiseinnahmen, foweit 
diefe auf Steuern im Gegenfate zu Gebühren und VBermögensrenten beruhen, faft 
ausichlieglih und für die Provinzialeinnahmen jehr überwiegend in Geltung 
war; daß ferner das PVerhältnig von Einfommenfteuer und Grundfteuer bei den 
Kreisfteuerzufchlägen ſich im Durchſchnitte als ein gleiches herausftellte, in den 
einzelnen Yandestheilen aber ſehr differirte, indem in Scleswig-Holftein und 
Hohenzollern die Kreißftenern faſt ausfchlieglih auf den Grundbeſitz gelegt 
waren, in der Provinz Hannover zu /,, in der Aheinprovinz zur Hälfte, in 
Heflen-Naffaun zu einem Drittel, in Pofen zu einem Biertel, in Brandenburg 
zu einem Zehntel, jo daß alfo in Brandenburg drei Viertel der Kreiseinnahmen 
nad dem Mafftabe der Claſſen- und Einfommenftener, in der Aheinprovinz 
zur Hälfte, in Heſſen-Naſſau zu drei Achtel, in Schlefien zu einem Drittel, in 
Hannover zu einem Viertel, in Scleswig-Holftein zu 0 aufgebracht werben 
mußten; daß endlich bei den Aufbringungs:Mafftabe für die Provinzen und 
in nod viel höherem Mafe für die Einzelgemeinden (die Zahlenangaben für 
vie letteren beruhen jedoch nur auf allgemeiner Berechnung) die Einfommen= und 
Slafienfteuer gegenüber ver Grund- und Gebäudefteuer weitaus übermiegt. 

Endlid konnte bei der Berathung der Provinzialordnung in der Commilfion 
des Herrenhaufes conftatirt werden, daß der Vertheilungsmaßſtab der Kreis— 
ordnung faft überall dahin geführt habe, die Grund- und Gebäubdefteuer nıcht 
über die Hälfte ihres Betrages heranzuziehen. 


IV. 


Hinfichtlich der weiteren Anwendung des Princips der Zufchläge erheben 
ſich nun aber mehrere Fragen. 

1. Es fragt ſich nämlich zunächſt, wie e8 bei einer derartigen Communal- 
beſteuerung mit ven ftaatlichen Steuerbefreiungen gehalten werden joll, und zwar 
vorzugsweiſe mit den ftaatlihen Grundjteuerbefreiungen, da ja die Befreiungen 
von der Einfommenftener auf die Mitglieder des Füniglichen Haufes und des 
hohenzollernſchen Fürftenhaufes beſchränkt find. Im diefer Hinficht verſteht e8 
fih nun wohl von felbft, daß derartige Befreiungen, ſoweit fie ſich auf die zu 
einem öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beftimmten Liegenfchaften beziehen, ohne 
Weiteres auch gegenüber der Communalbefteuerung zu gelten haben; dagegen 
erfcheint es nicht gerechtfertigt, von der Commumalbeftenerung die zum werben- 
den Staatövermögen gehörigen Grundſtücke des Staats, aljo uamentlicy die 
Domänen und Forften, blos deshalb auszunehmen, weil fie jelbftverftändlich zur 
ftantlichen Grundſteuer nicht herangezogen werden, und ganz analog verhält e8 
fich 3. B. mit den Domantalgrundftüden der Mediatifirten. Durch dies im Wefent- 
lichen bereit8 in der Kreisordnung zur Durchführung gelangte Syftem wird dann 
freilich das Syſtem der Zufchläge infofern durchbrochen, daß in derartigen Fällen 
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an Stelle eigentliher Zuſchläge eine Heranziehung mit jpecieller Veranlagung 
tritt; dieſe theoretiſche Incorrectheit rechtfertigt fich aber vollftändig durch Rück— 
jichten practiicher Zweckmäßigkeit. 

2. Eine zweite Frage ıft dann die, ob es umgelfehrt gerechtfertigt werben 
far, gewiſſe Perfonen, welche zur ftaatlihen Einkommenſteuer voll herangezogen 
werden, hinfichtlih der Communal-Einfommenfteuer ganz oder theilweiſe zu bes 
freien. Cine derartige Befreiung befteht namentlich nad) der Reichsgeſetzgebung 
für Die activen Militärperfonen nicht blos in Bezug auf ihre Befoldungen, 
fondern aud in Bezug auf ihr Privatverınögen, nad der preußischen Geſetz— 
gebung im verfchiedener Ausdehnung hinfichtlih der Geiftlichen, Kirchendiener und 
Elementarjchullehrer einerjeits, Hinfichtlich der übrigen unmittelbaren und mittel- 
baren Staatsbeamten amdererjeits, indem binfichtlich beider Kategorien die Be— 
freiung nur auf das Dienfteinfommen ſich bezieht, Died Dienfteinfommen aber 
bei der erjten Kategorie gar nicht, bei der zweiten nur zur Hälfte herangezogen 
werben und die auf dafjelbe gelegte Steuer außerdem einen gewiſſen Procentſatz 
nicht überfteigen darf. Wenn man fich nun zur Rechtfertigung des Privilegiums 
der Militärperfonen und der Geiftlichen ꝛc. Darauf beruft, daß jene von dem 
Gemeindebürgerrechte gänzlich ausgejchloffen find, und daß diefe wenigſtens gewiſſen 
Beſchränkungen Hinfichtlich der Wählbarteit zu communalen Aemtern unterliegen, 
was übrigend aud noch eine Anzahl fonftiger Staatsbeamter, namentlich die 
Richter trifft, To läßt fich doch gegen eine derartige Argumentation einmwenden, 
daß fie, zu Ende gedacht, eine Befreiung der Militärperfonen auch von der 
Staatd-Eintommenfteuer herheiführen müßte, da die Militärperfonen nad) $ 49 
des Neihe-Milttärgefeges vom 2. Mai 1874 von jedem Wahlrechte ſowohl in 
Betreff der Neichövertretung, als auch in Betreff der einzelnen Landesver- 
tretungen ausgeſchloſſen find, wogegen die den Geiftlichen zc. und gewifjen anderen 
Beamtenkategorien aufgelegte Beſchränkung überhaupt nicht ins Gewicht fällt. 
Was aber das eigentlihe Beamten-Privilegium betrifft, jo ift daſſelbe befanntlich 
in dem $ 2 des Geſetzes vom 11. Juli 1822 damit motivirt worden, „daß 
das Dienfteinfommen einerjeitS feinem ganzen Dafein nach von dem Yeben, der 
Gejundheit und anderen zufälligen Berhältnifien der Perjon abhängig, und 
andererjeit8 feinem ganzen Betrage nach beftimmt jei, und dadurch auf der 
einen Seite gegen Grund- und Gapitaleinfommen, auf der andern gegen Ge- 
werbseinfommen im Nachtheile ftehe.‘ Wil man diefe Argumentation in 
Wahrheit fachlich widerlegen, jo darf man nicht außer Acht laffen, daß fie 
keineswegs auf zwei jelbftändigen, jondern auf zwei mit einander combinixten 
Gründen, eigentlih nur auf einem einzigen etwas complicirten Grunde be— 
ruht, jo daß man loyaler Weiſe nicht damit ausreicht, darzuthun, daß doch das 
Einkommen von Aerzten, Anwälten, Gewerbtreibenden aller Art gleichfalls nur 
ein Einkommen aus Arbeitsleiftungen und daß die Abhängigkeit ſolcher Ein: 
fommen von der Perſon mindeftens ebenjo groß wie beim Beamten-Einfommen 
jet; denn man würde dabei vergefien, daß bet ſonſtigen Einkommen aus Arbeits= 
leiftungen der zweite für die Privilegirung de8 Beamten-Einkommens angeführte 
Grund der Durchfichtigkeit des Einkommens nicht zutrifft; und daß doch Lediglich 
auf das Zufammentreffen dieſer beiden Gründe in der Perſon der Beamten 
das Privilegium geftügt wird. Das Schlunme iſt nur, daß einerjeitS dieſe 
Argumentation wiederum zu eimer Privilegirung der Beamten auch Hinfichtlich 
der ftaatlihen Einfommenfteuer führen müßte, feitvem eine folche ſeit 1822 all— 
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mäblig entjtanden tt, wogegen doch aber die allerftärkjten Gründe ſprechen würden, 
und zwar nicht blos der Zufammenhang des politiihen und communalen Wahl- 
rechts mit der Steuerzahlung; und daß andererſeits die communalen Aufwen- 
dungen den Beamten, in einigen Beziehnngen weniger, in anderen aber mehr, 
und im Großen und Ganzen genau in berfelben Weile zu Gute kommen, 
wie den übrigen Clafjen der Einwohner. Es ift nun zwar feineswegd zuzu— 
geben, daß dieſe theilweiſe Befreiung bisher zu irgend melden Webelftänden und 
am wenigſten zu einer Meberwortheilung der übrigen Einwohner geführt hätte. 
Denn es lehrt jeder Blid in die Steuerliften, daß die Beamten mit ihrer 
Hälfte immer noch ebenjo hoch befteuert werden, wie die übrigen mit ihrem 
vollen Einkommen, weil dies Tegtere gleichfalls bei der Veranlagung ſtillſchweigend 
auf die Hälfte herabgefegt wird. Wenn aber ein ſolches Privilegium feinen 
Kugen hat, jo foll man es um fo mehr fallen laſſen, als hier in der That 
einer derjenigen Anftände vorliegt, welche eine gerechte und gewiſſenhafte Ein- 
Ihägung überhaupt verhindern; nur follte man die Abſchaffung abhängig machen 
von der zuvor erfolgten Reform der Einfhägung zur Einfommenfteuer, wie 
ſolche oben in ihren Grundzügen angedeutet wurde. Die Abjhaffung des Pri— 
vilegiums erfcheint übrigens endlich auch infofern geboten, als bei dem Syſteme, 
welches neben der Einfommenfteuer ftet8 noch die Grundfteuer, mindeftens mit 
der Hälfte beranzieht, mit vollem Rechte verlangt werden kann, daß alle Die- 
jenigen, welche nur Eintommenfteuer zahlen, wie das bei den Beamten durchaus 
die Regel ift, nun auch wenigftend mit dem vollen Sage herangezogen werden. 
Auf Gründe zweiter Ordnung, 3. B. darauf, daß die Beamten in der Wahl 
ihres Aufenthalts befchränft find, was in Bezug auf große Beamtencategorien, 
nämlich in Bezug auf Richter, abgefehen von der erften Anftellung, noch nicht 
einmal zutrifft, und ferner darauf, daß Die Höhe der Commmmalfteuern an den 
verfchtedenen Orten eine ſehr verfchtedene ſei, fommt bei der Entſcheidung folder 
Fragen überhaupt nicht viel an; um fo weniger, als die Beamten erfahrungsmäßig 
Berjegungen in Orte mit guten commumalen Einrichtungen und Anftalten, und 
demgemäß mit hohen Communalfteuern in der Negel jelbft beantragen, Die 
Regierung auch jehr wohl im Stande ift, einzelnen Unbiligfeiten durch Tocale 
Zulagen die Spige abzubrechen. Es unterliegt auch bei der ganzen Ginnes- 
rihtung der heutigen Zeit, die Nichts To ſchwer erträgt, als Bevorzugungen 
Einzelner oder ganzer Claſſen, auch wenn diejelben noch viel beffer zu begründen 
jind, als das hier thatfächlich der Fall ift, nicht dem mindeften Zweifel, daß 
bei einer umfaſſenden und Durchgreifenden Neugeftaltung des communalen Steuer: 
wejens, wie ſolche ja eben beabjichtigt wird, dies Privilegium in der That dem 
Untergange geweiht ift. Iſt doch daſſelbe bei Gelegenheit der Regelung der 
Kreis-Communalbefteuerung in der neuen Kreisordnung von der Mehrheit des 
damaligen Abgeorpnetenhaufes jchlieglih uur deshalb beibehalten worden, weil 
es unpafjend erjchien, dieje Trage bei der Verhandlung über eine einzelne Come 
munalfteuer, und noch dazu über eine untergeordnete zum Au trag zu bringen, 
und weil außerdem eine jolche partielle Beleitigung des Privilegs, im Hinblide 
auf den $ 11 der Kreisordnung, thatſächlich mur die auf dem platten Lande 
mwohnenden Beamten, in der Hauptſache die Geiftlihen und Schullehrer getroffen 
haben würde, die wegen ihrer Bejoldungsverhältniffe am wentgften fteuerfühig 
ericheinen, während jie für die in den Städten mohnenden Beamten injofern 
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ohne allen Einfluß geblieben ſein würde, als die Städte ganz allgemein von 
der Befugniß Gebrauch gemacht haben, ihr Contingent an Kreisfteuern, ohne 
dieferhalb zu einer bejondern Individualbefteuerung zu greifen, aus der Cäm— 
mereicafje zu entrichten. 

3. Die dritte Frage bezieht fich auf die Communalbefteuerung der Foren: 
fen. Es ſteht nämlich einerſeits allerdings vollſtändig feft, daß den Zuſchlägen zur 
Grund» und Gebäubdefteuer alle Befiger von Grumdftüden innerhalb des Ge— 
meindebezirks unterworfen find, einerlei ob jie innerhalb oder außerhalb des 
Semeindebezirf8 wohnen, ob fie durch den Wohnfis mit ihrer Perjon der Ge- 
meinde angehören oder nicht, einerlei ob fie phyſiſche oder juriftiiche Perſonen 
find. Denn bei diefen Steuern als Object: und Ertragsfteuern bleibt eben 
begriffsmäßig die Perjon des Inhabers außer Betracht ; fie Jollen eben ein Entgelt 
für diejenigen communalen Leiftungen fein, welche dem Grundbefite (und ebenfo event. 
dem Gewerbebetriebe) an fih zu Gute kommen. Dagegen könnte bei einem 
jtvengen und confequenten Felthalten an dem Syiteme der Zuſchläge von einer 
Beſteuerung des aus Grundbefig und Gewerbebetrieb fließenden Einfommens, 
von einer auf Grundbeſitz und Gewerbe fundirten Eintommenfteuer für alle 
Diejenigen nicht die Rede fein, welche außerhalb des betreffenden Gemeindebezirks, im 
welchem der Grundbefig Liegt, Das Gewerbe betrieben wird, ihren Wohnfig 
haben; eine folde Einfommensbefteuerung der Forenjen verbietet fi, abgejehen 
zunächſt von innern Gründen, aus dem rein formellen Gefichtöpunfte einfach 
deshalb, weil doch Diejenigen, welche die Principalfteuer nicht entrichten, auch 
nicht zu den auf dieſelbe gelegten Zufchlägen herangezogen werben fünnen, Die 
Forenjen aber eben in den ſtaatlichen Einkommenſteuer-Rollen der betreffenden 
Gemeinden gar nicht aufgeführt find, 

In früheren Zeiten war denn auch wirklich eine derartige forenfifhe Ein: 
tommensbefteuerung unftatthaft, jo daß Jeder nur an dem Orte feines perſön— 
lichen Wohnfiges zur Communal-Einfommenfteuer herangezogen wurde, an dieſem 
aber mit feinem Gefammt-Einfommen ohne Nüdjicht, wo deſſen Quellen fi) 
befanden. Insbefondere war das der Standpunkt der revidirten Städteordnung 
vom 17. März 1831, $ 43, ſowie auch des jog. Normal-Regulativs vom 
9. November 1838, $ 2—4 (XXII, 377) Die in zahlreichen Miniftertal- 
. Referipten, insbejondere in dem Reſcripte des Miniſters des Innern vom 
11. April 1820 (IV, 552), in dem Reſeripte der Miniſterien des Innern und 
der Polizei und des Finanzminiſteriums vom 3. Auguft 1835 (XIX, 758), 
und in einer ganzen Reihe von Referipten aus den vierziger Jahren (Minift.- 
DI. 1840, ©. 206; 1842, ©. 258; 1843, ©. 280; 1844, ©. 4) zu Gunften 
dieſes Princips ausführlich entwidelten Gründe laſſen ſich dahin vejumiren, 
daß einerjeit8 der Ort des Aufenthalts und deſſen Anftalten den ruhigen Genuß 
des Einkommens ficherten, wogegen die Forenfen aller perjönlichen Vortheile 
entbehrten, und daß andrerjeit8 beim entgegengejeßten Syſteme die Gefahr einer 
Unterbringung von Capitalien außerhalb des Gemeindebezirtd und damit die 
Gefahr einer Entziehung von Communalfteuern vorhanden fe. Wie man nun 
aud über dieſe Gründe im Einzelnen denfen möge, jedenfalls läßt ſich nicht 
verfennen, daß dies ältere Syſtem fi durd Klarheit in den Grundprincipien 
und durch Einfachheit in der Anwendung auszeichnete, daß Dagegen die Wohn: 
gemeinden einen ungerechtfertigten Vortheil, Dagegen diejenigen Gemeinden, in 
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deren Bezirken jene Einfommenöquellen Tagen, einen eben ſolchen Nachtbeil 
hatten, da Derjenige, welder innerhalb einer Gemeinde ein gewerblides Eta- 
blifjement anlegt, ohne dort zu wohnen, durch eine ſolche Anlage Die betrefjende 
Gemeinde leicht in einer Weije belaftet, daß ein genügended Aequivalent dafür in 
den bloßen Zufchlägen zur Grund» und Gebäudeftener unter Umftänden nicht 
gefunden werden kann. Es darf daher nicht Wunder nehmen, daß, nachdem 
durch die fteigende Entwidlung der Induftrie, insbeſondere auch der landwirth— 
ſchaftlichen Nebengewerbe derartige Verhältniſſe häufiger geworben, und nachdem 
gleichzeitig die communalen Laften ftart gewachſen waren, für einen großen Theil 
des Staatsgebiets das entgegengejette Princip zur Geltung gelangte, wonach die 
forenſiſche Beſteuerung über die Zufchläge zu der Grund und Gebäubdefteuer 
rejp. der Gewerbefteuer hinaus, auch auf das aus diefen Quellen fliegende Ein- 
foınmen erftredt wurde, obgleich dieſe forenſiſche Communal-Einfommenfteuer 
num nicht ſowohl in der Form von Zufchlägen, fondern nur auf Grund einer fin= 
girten Einſchätzung veranlagt werben konnte, indem nun gleichzeitig der Wohn 
prtögemeinde verboten wurde, ihre Einfommensbeftenerung auf den außerhalb 
gelegenen Grundbefig und nach fpäterer Interpretation auf den außerhalb ge— 
legenen Gewerbebetrieb auszudehnen. 

Es darf aud wohl als ein Beweis für die innere Nothwendigfeit einer jo 
tiefgreifenden Uıngeftaltung betrachtet werden, daß dieſelbe ziemlich geräufchlos 
ohne erhebliche Debatten ſich vollzogen hat, und daß das einmal aufgeftellte 
Princip aus der öftlihen Städteordnung von 1853 al3bald in die übrigen alt= 
Yändifchen und in die ſchleswig-holſteiniſche Städteordnung, in die Landgemeinde 
ordnungen für Die beiden weftlihen Provinzen, in das Armengeſetz von 1871, 
endlich in die Kreis- und Provinzialordnung fich verbreitet hat. Es mag dabei 
nur ganz im Vorübergehen bemerkt werden, daß im Einzelnen viele Verſchieden— 
heiten beftehen, und daß namentlidy die ſchleswig-holſteiniſche Städteordnung 
ſehr erhebliche, zum Theil auf dem Antrage des Provinzial-Landtags beruhende 
Modificationen enthält, von denen die wichtigfte die tft, Daß eine Heranziehung 
des auswärts gelegenen Grundbefiges und Gewerbebetrieb Seitens der Wohn- 
ortdgemeinde nur dann und nur infoweit nicht ftattfindet, als dieſer Theil des 
Gejammteinfommens in der andern Gemeinde wirklich befteuert wird, und daß 
in allen Fällen eine ortöftatutarifch feftzufegende, jedoch nicht über 25 des 
Gefammt-Einfommens zu beftimmende Quote unverfürzt in der Wohnfiggemeinde 
fteuerpflichtig ift. 

Es läßt ſich indeſſen nicht werfennen, daß aud dies Syſtem feine großen 
Schattenſeiten hat, ja daß dafjelbe ftreng genommen dem Weſen der Einkommen: 
fteuer mwideripridt. Denn im Weſen der Einkommenſteuer liegt es offenbar, 
daß der Pflichtige zu derſelben mit ſeinem Geſammteinkommen da herangezogen 
wird, wo er den Mittelpunkt ſeiner rechtlichen Exiſtenz hat, indem jedes andere 
Syſtem, welches darauf ausgeht, an Stelle der einheitlichen Erhebung in der 
Perſon des Inhabers eine Erhebung an den Quellen zu ſetzen, das Geſammt— 
Einkommen alfo nad den localen Bezugsquellen zu zerlegen, von vornherein 
Darauf verzichten muß, eine Berückſichtigung der Peiftungsfähigkeit, Die doch 
wenigftens bei der ftaatlichen Glaffenftener und bei den beiden erjten Stufen 
der ftaatlihen Einfommenfteuer geboten ift, und ebenſo eine Berüdfichtigung - 
der Schulden, die doch im Weſen jeder Einfommensfteuer Liegt und außerdem 
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gefeglich geboten iſt, eintreten zu laſſen. Es unterliegt deingemäß feinem Zweifel, 
daß eine derartige, immerhin in gewifjer Hiuficht irrationelle Veranlagung nicht 
nur im Allgemeinen die winjchenswerthe Genauigkeit vermiffen läßt, fondern 
auch in vielen Fällen zu einer, im Reclamationsverfahren nur ſchwer zu befei= 
tigenden Weberbürdung, in anderu Fällen jedoch auch zu einer Unterihägung des 
Pflichtigen führt. Gegenüber den offenbaren Vortheilen dieſes Syſtems erſcheinen 
aber jene Mängel nicht erheblich genug, um einen abermaligen Wechjel von 
Grundprincipien, wie jolden die Regierung in ihrem zweiten Kreisordnungs- 
Entwurfe vorgefchlagen hatte, zu rechtfertigen, um jo weniger, als die Mängel 
des entgegengejetten Syſtems nicht blos theoretiih allgemein anerfannt werden, 
— auch während der Zeit der Geltung bereits practiſch ſich fühlbar gemacht 
aben. 

? Uebrigens läßt ſich dieſelbe Entwidlung, Die foeben Hinfichtlih der inter— 
communalen Beiteuerung dargelegt ift, auch hinfichtlic der interterritorialen Be— 
fteuerung nachweiſen. Während nämlich früher ziemlich allgemein in Deutjchland 
auch Das aus ausländiihen Quellen fliegende Einfommen der Einfommen= 
befteuerung unterworfen wurde, fo hat das Norddeutſche Bundesgeſetz, jetzige 
Reichsgeleg, wegen Belettigung der Doppelbeftenerung vom 13. Mat 1870 ven 
Sat aufgeftellt, daß Das aus Grundbeſitz und Gewerbebetrieb herrührende Ein= 
fommen nur von demjenigen Bundesftaate befteuert werden dürfe, in welchem 
der Grumdbefi liegt, oder das Gewerbe betrieben wird, und daß daher ein jolches 
Einfommen Seitens Ddesjenigen Staats, in welchem ver Betreffende jeinen 
Wohnſitz hat, bei der Einfommenöbefteuerung in Abzug gebracht werben muf. 
Es ıft aber bei der Berathung jenes Gefeges von feiner geringern Autorität, als 
ver des Ober-Präfidenten von Patom, für wünjchenswerth erflärt worden, daß 
der gleiche Grundſatz auch im Verhältniß der Norddeutſchen Bundesftaaten zum 
Auslande zur Anwendung komme, wenigitens injoweit, daß man in Deutichland 
darauf verzichte, einen Ausländer hinſichtlich desjenigen Einkommens zu befteuern, 
welches dieſer aus im Auslande befindlichen Grundbejig oder Gewerbebe- 
trieb zieht. 

4. Aehnliche Fragen erheben fich Hinfichtlich der juriftiichen Perſonen. 

In früherer Zeit waren auch dieſe von communalen Einfommenfteuern 
durchaus frei. Das Normal-Regulattv vom 9. November 1838, $4 (XXIL, 377) 
erklärte gradezu: „Der königliche Fiscus, die Cämmereien, Corporationen, Kirchen 
und Schulen, milde Stiftungen und moraliſche Perſonen jeder Art können zur 
Sommunal-Einfommensiteuer niemals herangezogen werden, wenn fie auch inner= 
halb des Gemeindebezirtd Grundſtücke befigen, oder auf andere Weile ein Ein- 
fommen beziehen.” Und in voller Webereinftimmung damit vejeribirte der 
Minifter des Innern, Graf Arnim, unterm 13. Januar 1845 (Minift.Bl. 
1845, ©. 3), daß alle Corporationen, Gejellihaften, Stiftungen u. ſ. w., ins— 
befondere auch Eijenbahnen zu perjönlihen Communalfteuern nicht herangezogen 
werden fünnten, da nad den Städteordnungen nur Bürger und Schutverwandte 
zu ftädtifchen Abgaben verbunden jeien, zu den Bürgern und Schugverwandten 
aber und überhaupt zu den Einwohnern immer nur phufiiche, niemals aber 
juriſtiſche Perſonen, und am wenigften Eifenbahngefellichaften gerechnet werden 
fönnten. 

Dennody aber hat in Ipäterer Zeit dieſelbe Entwidlung, melde die foren- 





Ueber die Frage der Communalbeftenerung. 105 


ſiſche Beſteuerung über das frühere Maß ausdehnte, dazu geführt, auch den 
juriftiichen Perſonen eime fingirte Communal-Einftommenfteuer aufzulegen. 
Diejelbe ift gleichzeitig mit der forenfiihen Einfommensfteuer entftanden, und hat 
fi in derjelben Weile wie jene ausgebreitet. 

Die mit Diefer Befteuerungswerfe verbundenen Mängel haben ſich aber 
binfichtlih der juriftiichen Perfon in noch fühlbarerer Weile geltend gemacht, 
wie hinſichtlich der Forenſen. In der neueren Haltung der Negierung ift Das 
auf Das Deutlichite heroorgetreten; fie hatte nämlich in dem erften Entwurfe 
zur Kreisordnung die bis dahin geltenden Beftimmungen zwar auf die Forenſen 
und auf die Xctiengefellihaften, wenn aud mit Jagen, noch angewandt, nicht 
aber auf die jonftigen juriftiichen Perfonen; als nun aber die Commiſſion des 
Abgeordnetenhauſes in der Sejfion 1869/70 dieſe Unterjcheidung nicht für 
gerechtfertigt erachtete, vielmehr auch die Heranziehung der juriftiichen Perſonen 
zu den Kreisſteuern nad dem früheren Grundfägen beichloß, jo fam nunmehr, 
alſo mit Rüdfiht auf die juriftiichen PBerfonen, die Negierung zu der Ueber— 
zeugung, Daß weder die juriftiichen Perjonen noch die Actiengeſellſchaften und die 
Forenjen einer communalen Einfommenbefteuerung zu unterwerfen wären, Daß 
aljo das ganze bisherige Syftem irrationell gewejen jei. 

Nun lafien ſich allerdings hinfichtlih der großen Mehrzahl der juriftiichen 
Perjonen, namentlich hinfichtlih der großen Mehrzahl der Aetiengefellichaften, 
binfichtlich aller namlich, Deren Wirkſamkeit über den Bereich einer einzelnen 
Commune hinausreiht, alle Diejenigen Bedenken geltend machen, welche hinſichtlich 
der forenfiichen Befteuerung geltend gemacht worden find; ja dieſe Bedenken 
jind hier in gefteigertem Mape vorhanden, weil der durchſchnittlich großartige 
und verwidelte Gefchäftsbetrieb ſolcher Perfonen die VBergleihung der Gefammt- 
verhältnifje mit einer beftummten Betriebsitätte, mithin die Feſtſetzung der auf 
die einzelne Commune entfallenden Quote des gefammten Reingewinns erheblich 
erjchwert. Die in dieſer Beziehung aufgeitellten allgemeinen Verwaltungsgrund— 
füge bieten, wie Das gar nicht anders fein kann, ein ſehr künftliches Syſtem. 
Denn während 3. B. an der Communalbefteuerung der Eijenbahngefellichaften 
alle Gemeinden participiren, in deren Bezirk eine Station belegen ift, und zwar 
‘ nad dem Berhältnig des Neineinfommens der betr. Stationscaffe, jo daß alſo 
jede Station als ein befonderer Gewerbebetrieb betrachtet wird, jo fommt es 
bet Berficherungs- Agenturen im Princip zwar gleichfalld darauf an, ob fie ein 
jelbftändiger ftehender Betrieb find; die Entſcheidung darüber hängt auch wieder 
ganz confequent davon ab, ob fie generell die Befugniß haben, Verſicherungs— 
verträge mit verpflichtender Wirkung abzujchliegen, oder ob fie jedesmal berichten 
müſſen; und ihre Steuerfveiheit fteht in letzterem Falle auch dann feit, wenn 
vielleicht die Police unter der Firma der Agentur auögefertigt wird: aber man 
wird doch immer anerkennen müſſen, daß es fih da um äußerſt ſpitzfindige 
Entjheidungen und um jehr complicirte Feftitellungen der conereten Verhältniſſe 
handelt. Und wenn nun weiter bei Eijenbahnen der in der Praxis mehrfach 
vorgefommene Fall ſich ereignet, daß Die Stationdgebäude und die Stationsans 
lagen von einer Gemeindebezirfdgrenze durchichnitten werden, jo wird man ſich 
zwar wiederum mit der Entſcheidung befreunden können, daß in ſolchem alle 
das aus dem Stationdbetriebe hervorgehende Einkommen nicht ausſchließlich 
derjenigen Gemeinde zugewiefen wird, in deren Bezirk fic) gerade das Stationd- 
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cafjenlocal oder das Hauptftationsgebäude befindet, Daß vielmehr dann ein 
in mehreren Gemeinden ftattfindender Statiohöbetrieb angenommen wird, aber 
es ift doch wieder nicht zu verfennen, daß fi) auch für Die gegentheilige Anficht 
Manches Tagen läßt und daß es fidh hier im erhöhten Maße um ſchwer zu 
rubricirende thatſächliche VBerhältnifje handelt. Hat ſich doch aus ſolchen Gründen 
der ſehr hervorragende Oberbürgermeifter einer der größten Städte bei der 
Berathung der Kreisordnung im Herrenhaujfe auf das Entjchtedenfte gegen das 
ganze Princip der Beitenerung der juriftifchen Perfonen ausgeſprochen, obgleich 
die von ihm vertretene Stadt davon offenbar einen großen pecuniären Vortheil 
bat. Trotz alledem wird aber vieler Grund als durchſchlagend gegen die 
Communal-Einftommenbefteuerung juriftiiher Perjonen nicht angejeben werben 
dürfen, da einerſeits in jehr zahlreichen Fällen folche Perfonen mit ihrem ges 
ſammten Geſchäftsbetriebe wirflihd nur einer Commune angehören und anderer: 
ſeits die Unmöglichkeit einer gerechten Heranziehung aud in jenem anderen Falle 
nicht zuzugeben ift, um jo weniger, als die Vorlage der Bücher jede wirkliche 
Ueberbürdung ſofort heraußftellen würde. 

Wenn man num zweitens gegen die Commumalbefteuerung der juriftichen 
Perfonen anführt, daß ihnen gar nicht wie den phyſiſchen Perfonen die Auf: 
wendungen der Commune zu Statten fämen, da fie als joldhe weder das 
Straßenpflafter, noch die Beleuchtung benugten, nody Kinder hätten, welde die 
Schule bejuchten, jo ift das ja, wenn man will, rihtig; man muß dann aber 
auch andererſeits anerfennen, daß andere Gemeinde - Aufwendungen, und gerade 
jolhe, die das Gemeindebudget vorzugsweiſe belaften, den jurtjtiichen Perſonen, 
wenigften® denjenigen, welche Gewerbe betreiben und Grundbeſitz bewirthichaften, 
vorzugsweile zu Gute kommen. 

Was num aber die einzelnen juriftiichen Perſonen betrifft, jo Liegt insbe— 
jondere fein Grund vor, den Staat in jeiner Eigenfchaft als Grundbeſitzer und 
Gewerbtreibender, als Forſt, Domänen: und Bergwerks-Fiscus von einer 
communalen Einfommenjteuer zu befreien, und am allerwenigften in Preußen. 
Denn wenn in einzelnen Kleinftaaten allerdings der Fall vorgefommen ift, daß 
der Fiscus ‘unter der Firma von Forfthauffeen thatfächlih den Gemeinden die 
Wege gebaut hat, jo läßt ſich dagegen der preußiſche Staat von Gemeinden 
und Kreifen diejenigen Wege bauen, derener für feinen Abſatz aus Forften, Domänen 
und Bergmerken bedarf, die alfo als Meliorationen dieſes Befiges fich darftellen, und 
zu deren Koften er mithin gerechter Weiſe beitragen muß. Und zwar ift das 
um jo dringender nothwendig, als das Staatseigenthbum und der ftaatliche 
Gewerbebetrieb keineswegs, wie man wohl behauptet hat, in der Weile gleich- 
mäßig über das ganze Staatögebiet vertheilt ift, daß eine ziemlich gleichmäßige 
Heranziehung aller Communen zu jolden im fiscalifchen Intereffe vorzunehmenden 
Aufwendungen ftattfände; ganz abgejehen davon, daß felbft unter dieſer Voraus— 
jegung die ärmeren Gemeinden überlaftet wären. Indeſſen bei aller principiellen 
Gleichſtellung des Fiscus mit den Privatperjonen binfichtlich der Steuerpflicht 
läßt ſich allerdings nicht verfennen, daß die Auflegung einer eigentlichen Ein— 
fommenfteuer für den Fiscus deshalb auf gefteigerte Schwierigkeiten ſtoßen würde, 
weil das fiscaliſche Einkommen mehr wie das Einfommen irgend einer andern 
juriftiichen Perſon aus zahllofen Quellen fließt. Deshalb mag man fi mit 
der in der Kreisordnung bereit® getroffenen Ausfunft begnügen, dem Fiscus 
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gegenüber von einer eigentlichen Einfommenfteuer abzufehen, denfelben dafür aber 
mit der Grund- und Gebäubefteuer um die Hälfte vesjenigen Procentſatzes ſtärker 
zu belaften, mit dem die Claſſen- und Einfommenfteuer herangezogen wird, fo 
daß aljo bei einer Belaftung der Claſſen- und Einktommenfteuer mit 100 9%, 
der Grundfteuer mit 50 9, ver Fiscus neben den 50 °%, Grund- und Ge— 
bäudeſteuer⸗ Zuſchlägen noch weitere 50 9/, folder Zuſchläge als Aequivalent für 
die fehlende Einfommenfteuer zu entrichten haben würde; ein Reſultat, bei dem 
man fi um jo mehr beruhigen mag, als in der That jener halbe Grundſteuer— 
betrag dem vollen Betrage der von dem Einkommen aus diefer Duelle zu 
zahlenden Einfommenfteuer nahezu gleihlommen wird, da bei der Heranziehung 
des Einkommens mit 3 %,, des Grumdfteuer-Reinertrags mit angeblih 10 %, 
thatjächlich aber doch nur etwa 6 %,, ein 100procentiger Zuſchlag zur Eins, 
fommenfteuer vollftändig identifch ift mit einem 5Oprocentigen Zuſchlage zur 
Grundfteuer. 

Ebenfo wenig aber wie der Staat dürfen die Communen von ber Com: 
munal⸗Einkommenſteuer freigelaffen werden. Es verſteht fich freilich von felbft, 
daß eine Befteuerung des: Einfommend der Einzelgemeinde durch dieſe ſelbſt, 
des Einkommens des Kreifed durch dieſen genau ebenfo finnlo8 wäre, wie wenn 
der Staat für feine Zwecke das Einkommen feines Fiscus beftenern wollte; und 
es verfteht fi auch ferner von jelbft, daß e8 fi immer nur um eine Be- 
fteuerung desjenigen Einkommens handeln kann, welches aus VBermögensbeftänden, 
nicht aber desjenigen, welches Durch Steuern gewonnen wird. Innerhalb folder 
Grenzen aber Liegt fein Grund vor, daß nicht die Communen ſich gegenfeitig 
befteuern, daß nicht insbejondere Die Communen niederer Ordnung zu Gunften 
der Communen höherer Ordnung befteuert werben jollen. Das fundirte Ein- 
fommen ber Localverbände ift unter einander jehr verſchieden und keineswegs 
der Steuerlaft der Angehörigen ftet8 proportional. Auch erwachſen doch ber 
einen Gemeinde aus dem Grundbeſitz und dem Gewerbebetriebe der andern, 
dem Kreife aus dem Orundbefige und dem Gewerbebetriebe der Einzelgemeinden, 
und, umgelehrt den Gemeinden aus dem Grundbeſitz und Gewerbebetriebe ver 
Kreiſe möglichermeife erhebliche Aufwendungen. 

Einer eingehenderen Erörterung bedarf ſchließlich noch die Frage nach ber 
gänzlichen Freilafjung der Actiengefellihaften von der Communal-Einfommen- 
fteuer, für welche man ſich deshalb ausjprechen zu müfjen geglaubt hat, weil 
bei ihnen von einem Einkommen wie bei Privatperfonen oder bei andern 
juriftifchen Perſonen nicht die Rede fein fünne, indem Dasjenige, was die Bilanz 
am Jahresſchluſſe als Neingewinn aufweife, nur ein durchlaufender Poſten fei, 
ber, abgejehen etwa vom Reſervefonds, nicht der Gefellfhaft als folcher, ſondern 
jofort den Actionären gehöre, jo daß aljo im Falle einer Befteuerung des 
Geſellſchafts-Einkommens eine Doppelbefteuerung zu Ungunften des in der Form 
der Afjociation gejammelten Capital im Gegenfag zum Capital der Einzel 
unternehmungen ftattfinden würde (Dietel). 

Wenn man fih nun troß diefer fcheinbar fo einleuchtenden Begründung 
dennody für die Unterwerfung der Astiengefellichaften als folder unter die 
Communalbefteuerung ausſprechen zu müfjen glaubt, jo muß dod von vorn- 
herein, wie ſchon bet einer früheren Gelegenheit, ver focialspolitifche Standpunft 
zurücgewiefen werben, indem die Actiengefellihaften nicht deshalb mit einer 
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Steuer, und am wenigften mit einer Communalfteuer belegt werben dürfen, weil 
fie etwa gemeinſchädliche Inftitute find. Denn ganz abgejehen davon, daß bei 
aller vielleicht wünfchenswerthen Einfchränfung des Actiengeſellſchaftsweſens zu 
Gunften des Einzelbetriebe8 oder des gemeinwirthichaftlichen Syſtems, dennoch 
die Aſſociation von Privatcapitalien für zahlreiche Wirthichaftsgebiete die einzig 
angemefjene Betrieböform fein und bleiben wird, jo widerjpricht e8 auch aller 
Erfahrung, Daß durch ſolche Strafftenern gerade dem illegitimen Gejchäfte, welches 
mit ganz andern Geſchäftsſpeſen rechnet, erhebliche Schwierigkeiten bereitet würden. 

Die Gründe für die Heranziehung der Actiengejellihaften als ſolcher zur 
Communalſteuer Tiegen vielmehr zunächſt darin, daß jene von der Theorie mit 
ſpielender Leichtigkeit deducirte Doppelbefteuerung jofort in ihr Nichts fich auflöft, 
‚ lobald man auf dem Boden realer Verhältniſſe jener Deduction näher tritt. 
Es ergiebt ſich nämlih alsdann, daß die Beftenerung des Gefammteinfommens 
geradezu der eimige Weg if, um das aus Actienunternehmungen refultivende 
Eintommen überhaupt heranzuziehen, da das Gefammteinfommen durch die an 
die Deffentlichfeit gelangenden, oder doch auf Verlangen vorzulegenden Bilanzen 
feftzuftellen ift, während eine Befteuerung des in den Dividenden zeriplitterten 
Einfommend an dem Umftande fcheitert, daß der Einſchätzungs-Commiſſion nur 
zufteht, und aud) der Natur der Sache nad) nur zuftehen fann, von den Hypo— 
thefenbüchern und den Verhandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit Kenntniß 
zu nehmen, nicht aber Hausfuchungen nach Actien zu veranftalten. Und jelbit wenn 
hier wirklich ausnahmsweile eine Doppelbefteuerung nadyzumeijen wäre, jo würde 
das mobile Capital nod immer feinen Grund zur Klage haben, da ja eine 
ſolche für den Grundbeſitz gradezu Geſetz ift, ganz abgejehen davon, daß auch 
der Umſatz immobiler Werthe einer jehr erheblichen, der Umſatz mobiler Werthe 
Dagegen entweder gar feiner, oder doch nur einer jehr unbedeutenden Befteuerung 
unterliegt. Ich kann mid) demgemäß auch dem bereit8 aufgejtellten Vermittlungs- 
Vorſchlage nicht anſchließen, wonach bei der Befteuerung der Actionäre die ihnen 
zufließenden Dividenden außer Anſatz gelafjen werden jollen, da nicht abzufehen 
ift, wie die alddann nothwendige Controle, da doch Namensactien die verſchwin— 
dende Ausnahme bilden, geübt werben joll, wenn man ſich nicht der Gefahr 
umfafjender Defraudationen ausjegen will. 

Dazu kommt aber noch, daß die Befteuerung der Gejellihaften als ſolcher 
un Intereſſe der Communen durchaus nothwendig ijt. Denn e8 kann jehr 
wohl der Fall eintreten, daß fein einziger Actionär derjenigen Gemeinde, im 
welcher das Unternehmen domicilirt ıft, und welche die communalen Aufwen- 
dungen für daſſelbe zu tragen hat, angehört. E8 kann auch ferner der Fall 
eintreten, daß ein bisher im Einzelbetrieb befindfiches Unternehmen in eine 
Actiengejellichaft verwandelt wird, und daß dann in ſolchem Falle die Commune 
ihrer gefammten bisherigen Steuer verluftig ginge, wenn nur der frühere Be— 
figer mit dem SKaufgelde verzöge und die Actien außerhalb untergebracht 
würden. Dieje Gefahr aber ift um fo mehr in Rechnung zu ziehen, als ım 
laufenden Yahrzehnt in Preußen gegen 1000 Actiengejellichaften gegründet worden 
find, deren Entftehen zum großen Theile mit dem Zurüdtreten phyſiſcher Per— 
jonen, mit dem Untergange von Einzelunternehmungen verbunden war. Und 
wenn e& nun auc für den Augenblid nicht mehr den Anfchein hat, als ob alle 
Induftrie in die Großinduftrie und als ob alle Großinduftrie in die Actienform 

Ä 





a aufgehen follte, To hieße es Doch gradezu eine Prämie auf og. Gründungen 
Veen, wenn man die Einzelunternehmungen zur Steuer heranziehen, die Actien- 
gejelichaften aber von derjelben freilaffen wollte. 


Es iſt Schließlich noch darauf aufmerkſam zu machen, daß es fich bet dieſem 
Gutachten nur um die wiljenichaftlihe Erörterung der Fundamentalfragen 
handeln fonnte, daß dagegen ſchon des äußeren Umfanges wegen von einer Er— 
ürterung aller Fragen zweiten Ranges, wie 3. B. der Frage der Contingen- 
tirung und Individualbefteuerung binfichtlih der Gommunalfteuern der höheren 
Verbände, der Frage nad der Mehrbelaftung einzelner Theile von Kreifen und 
Provinzen, der Frage nad) der Abänderung des feftgeftellten Mafftabes Abitand 
zu nehmen war. 
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Das Eommunalitener - Shyitem Frankreichs und die 
Reform in Preußen. 


Ein Beitrag 


zur Beurtheilung des Projects dieſer Reform. 
Dom Ober-Regierungsrarh Frhrn. v. Reitzenſtein in Metz. 


Einleitung. 


Auf die Frage, ob für die Aufbringung der Gemeindebebürfniffe ein Syſtem 
von Zujchlägen zu den Staatsſteuern genüge, läßt ſich meines Erachtens eine abjolute 
und allgemein gültige Antwort nicht geben. Ob und in wieweit mit einem folchen 
Syftem von Zuſchlägen auszufommen, hängt ſowohl von dem die Grundlage bilven- 
den Staatsftener-Syften, als won der Art und dem Umfange der abminiftrativen 
Aufgaben ab, melde den Gemeinden factifch oder zufolge rechtlicher Vorſchrift ge— 
ftellt find. Wie diefe Aufgaben ſich für die einzelnen Gemeinden defjelben Staates 
je nad ihrer Größe oder der Kategorie, der fie als Stadt», Yandgemeinde 
u. ſ. w. angehören, jehr verſchieden geftalten, jo walten auch in der Abgrenzung 
des Wirkungsbereichs der Gemeinden zwifchen den Gejeggebungen der verſchiedenen 
Staaten die größten Berfchievenheiten ob. Es wird daher, wenn auf jene Frage 
eine beftimmte Antwort ertheilt werden joll, ein beftimmtes Staatöwejen und 
ein beftimmtes Steuer-Syftem ind Auge zu faffen und hierbei den zwiſchen den 
einzelnen Kategorien der Gemeinden obwaltenden Verſchiedenheiten Rechnung zu 
tragen fein. 

Ebenfo wenig halte ich es für möglich, in abstracto und in einigermaßen 
abſchließender Werfe diejenigen Arten der Steuern nambaft zu machen, welde 
fih für das Befteuerungswefen der Gemeinden vorzugsweiſe eignen. Auch hier 
ift jedes Urtheil ein mehr oder weniger relatives; unbebautes Terrain ift im 
Gebiete des Steuerweſens, wo irgend eine Continuität der Entwidelung feſtge— 
halten wird, nirgends vorhanden und der Werth der einzelnen Steuer demnad) 
überall bedingt durch das Verhältnif, in welchem fie zu dem Steuer-Syſteme fteht, 
dem fie angehört oder in das fie eingereiht wird. Gilt dies von den Steuern 
überhaupt, jo muß die Relativität des Urtheils noch mehr als in der Sachlage be- 
gründet angefehen werben im Gebiete des Communalſteuerweſens, das ja überall ein 
beftehendes Staatöftener-Syftem als das primäre zur VBorausfegung bat. Nicht 
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minder ald von dem Verhältniſſe zu dem geltenden Steuer-Syſteme ift das Urtheil 
über den Werth auch der einzelnen Arten der Steuern für das Communal- 
ſteuerweſen abhängig von der Art der Begrenzung der den Gemeinden geftellten 
Aufgaben; bei Beantwortung der Frage nach der Brauchbarkeit der einzelnen 
Steuern für die Zwede des Communalſteuerweſens wird daher ebenfalld eine 
conerete Steuer- und Berwaltungsgeleßgebung zur VBorausfegung genommen 
werden müſſen. 

Wenn ih gleichwohl in Nachſtehendem den Verſuch made, die Einrichtungen 
eines fremden Staates, Frankreichs, zum Behuf der Brüfung der in Preußen 
projectirten Keforitt des Communalſteuerweſens heranzuziehen, fo geſchieht dies nicht 
in der Abfiht, aus jenen Einrichtungen ein allgemein gültiges Urtheil zu ab- 
ftrahiven; e8 wird mir vielmehr genügen, einige der VBorausfegungen, auf denen 
in Frankreich die Auskömmlichkeit des dort beftehenden, auf Zujchläge zu den 
Directen Steuern gegründeten Communalſteuer-Syſtems beruht, Fenntlich zu machen 
und hierdurch Material zur Beurtheilung der Beftrebungen zu gewinnen, welche 
in Preußen auf die Herftellung einer ähnlichen Anlehnung des Communal- an 
das Staatsſteuer-Syſtem gerichtet find. 

Die Einheit des Staats- und Communalſteuer-Syſtems — ſoweit es ſich 
um directe Steuern handelt — war in Frankreich eine Frucht der großen Revo— 
Iution; indem man den Gemeinden die Befugnif zur Bildung bejonderer Steuer- 
ſyſteme nahm und fie einfach auf Staatsfteuern anwies, wollte man ein Wieder- 
aufleben jener alten Ungleichheiten und Sonderftellungen der Corporationen ver- 
hindern, deren Beleitigung die Bewegung zu einem ihrer hauptfächlichen Ziele ge= 
macht hatte. Wie diefelbe den Vereinigungen der Handwerker und Arbeiter feind- 
lih war, weil fie in ihnen eine Herftellung der Innungen und eine Beein- 
trächtigung der unmittelbaren Beziehungen zwiſchen Staat und Bürger zu ſehen 
glaubte!), jo vermied fie auch die Ausſtattung der Gemeinden mit autonomiſchen 
Befugniſſen, weil ſie hierin ein Mittel zur Herſtellung der alten bevorrechtigten 
Eorporationen erblidte. Ye mehr diefe Vernichtung der corporativen Elemente 
der centralifirenden Tendenz der abjoluten Regierung, welche auf Die Revolution 
folgte, entiprady, deſto weniger geſchah, um die Unterordnung der Gemeinden unter 
den abminiftrativen Schematismus des Staats wieder zu befeitigen. Die ſchematiſche 
Gleichheit, welche für die Berwaltung Frankreichs charakteriftiich ift und in welcher 
die Beeinfluffjung der Communal-Berwaltung durdy die Staatögewalt einen jo 
mächtigen Hebel findet, würde eine ihrer mejentlichften Voraußjegungen verlieren, 
wenn die Webereinftimmung zwiſchen dem Beftenerungs-Spfteme des Staats und 
der Gemeinden fehlte. Indem diefe Einheit der Steuer-Syſteme für die Ent» 
wicelung der Betheiligungs-Berhältniffe zwiihen Staat, Departements und Ge 
meinden bei Tragung der durch die Erfüllung der Berwaltungsaufgaben gegebenen 
öffentlichen Paften zum Ausgangspunfte genommen wurde, wurde fie zur Grund 
lage wichtiger, mit den Grundſätzen der materiellen Berwaltungs-Gefetgebung 
eng verwacjener Einrichtungen. Daran, die Einheit wieder zu bejeitigen, denkt 
Niemand. Soweit überhaupt eine Agitatton für Reform der — ee 


) Intereſſante Bemerkungen hierüber enthält der von Emil Ollivier über den Ent— 
wurf zu dem Geſetz über die Arbeiter-Coalitionen (nachmaliges Geſetz vom 25. Mai 1864) 
dem gejeßgebenden Körper erftattete Bericht. Derſelbe ift mir im Augenblide nicht zur 
Hand und bin ich genöthigt, aus dem Gedächtniſſe zu eitiren. 
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in Frankreich befteht, richtet fie fich gegen die den Staats- und den indirecten 
Gemeindeftenern zu Grunde liegenden Principien, deren Modification bezüglich) 
der directen Steuern allerdings mittelbar auch eine Aenderung der für das Steuet- 
wefen der Gemeinden beftehenden Grundfäge zur Folge haben, die Einheit des 
Syſtems der Beftenerung fir Staat und Gemeinden jedoch vorausſichtlich nicht er= 
Ihüttern würde. Die Frage iſt daher in Frankreich feit lange und endgültig gelöft. 

Anders in Preußen. Die einheitliche Regelung der Staatsfteuern bildete 
einen Theil des mühlamen Werkes abminiftrativer Reorganifation, welches. auf 
die Befreiungäfriege folgte; nur theilweife konnte damals die Aufgabe gelöft 
werben; die Ausdehnung der Reform auf die Grundſteuergeſetzgebung blieb einer 
Zeit vorbehalten, welche der gegenwärtigen Generation noch in frifcher Erinnerung 
ift. Gänzlic unberührt von den damaligen, auf Herftellung einer Einheit der 
Grundfäge gerichteten Beftrebungen blieb das Steuerwefen der Gemeinden und cor- 
porativen Verbände; die auf dafjelbe bezüglichen Beftimmungen der Kreiö-, Gemeinde- 
und Stäbte-Orbnungen nod der vierziger und fünfziger Jahre überlafien über: 
einftimmend jenen Corporationen die Imitiative in Betreff der Feſtſtellung des 
Modus, welcher für die Aufbringung ihres Bedarfes maßgebend fein fol. Erſt 
mit der Kreis-Ordnung des Jahres 1873 und der Provinzial-Ordnung des 
vorigen Jahres trat ein Wendepunft ein; beide Geſetze brechen mit der bisherigen 
Entwidelung, indem fie als Regel aufftellen *), daß die Aufbringung des Bedarfes 
des Kreiſes, beziehentlich der Provinz, durch Zufchläge zu den Staatsftenern zu 
erfolgen habe. 

Nachdem dies Princip in die Gejeggebung einmal eingeführt worden, ift 
die Frage eine naheltegende, ob nicht in defjen Anwendung weiter zu gehen und 
nach Mafgabe deſſelben auch das Steuerweien der Gemeinden zu regeln jet. 
Die Trage lediglich aus dem Grunde der Confequenz zu bejahen, würde nur 
dann zuläffig fein, wenn das Verhältniß zu der erwähnten Reform das gleiche 
wäre für die Gemeinden, wie für jene größeren Corporationen. Meines Erachtens 
ift indefjen das Verhältniß für beide in doppelter Hinficht ein verfchiedenes. 

Zunächſt war der Gegenſatz, in welchen die in Rede ftehenden Beftimmungen 
der Kreis-Ordnung und der Provinzial-Ordnung mit der Vergangenheit traten, 
weit mehr ein rein grundfäglicher, als ein materieller. Bei dem bejchräntten 
Umfange der Aufgaben, welche früher den größeren Verbänden geftellt waren, 
konnten diefelben in der That faum in die Verſuchung fommen, eigene Steuer-Syfteme 
zu gründen; wenigftend bezüglid) der Kreife ift wohl faum der Fall vorgefommen, 
daß diejelben einen nennenswerthen Theil ihres Bedarfs durch andere Abgaben 
als durch Zufchläge zu den Staatsfteuern aufbrachten. Co ſchloß die Beftimmung 
der Kreis-Ordnung fih im Allgemeinen an den Zuftand an, welder in ver 
Mehrzahl der Kreife bezüglich der Vertheilung der Kreisauflagen fich factiſch 
bereitö herausgebilvet hatte?). Ganz anders ift das bezüglich der Gemeinden. Die 
Freiheit, welche die bißherige Geſetzgebung denfelben in der Beftimmung der Bes 
ſteuerungsart Tieß, ift bier, namentlich in den größeren Städten, dazu benutzt 


I) Kreis-Orbnung vom 13. December 1872, $ 10 fg. Provinzial-Orbnung vom 
29. Juli 1875, $ 106 fg. 

?) Motive zum Entwurf der Kreis-Orbnung vom 27. September 1869. (Drud- 
jahen des Haufes der Abgeorbneten 10. Leg.:Bertode III. Seffion Nr. 4, ©. 61.) 
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worden, befondere Steuer-Spfteme der mannigfaltigften Art zu bilden. Die Ein- 
führung des in Rede ftehennen Grundfages würde hier daher in vieler Hinficht 
die beftehenden Zuftände kreuzen und nicht blos in grumbfäglicher, jondern auch 
in thatfählicher Beziehung einen Bruch mit der Vergangenheit enthalten. 

Sodann ift davon auszugehen, daß es ſich bei der Kreis- und demnächſt der 
Provinzial-Dronung in erfter Yinie darum handelte, eine große politifche Reform 
zu vollbringen und auf immer jene Spaltung nad den Sonder-Intereſſen der 
betheiligten Claſſen zu befeitigen, welde in der Zufammenfegung der früheren 
Vertretungskörper einen fo prävalirenden Ausdrud gefunden Hatten!). Daher bie 
Beſtimmungen, welche innerhalb gewiſſer Grenzen die gleichzeitige Belaftung aller 
directen Staatöfteuern vorichreiben, daher der Werth, welcher auf einen im An— 
ihluß an das Staatsſteuer-Syſtem ein- für allemal feftgeftellten und daher einer 
jedesmaligen Berftändigung zwiſchen den Intereffenten-Gruppen nicht mehr unter: 
worfenen Bertheilungs-Mafftab gelegt wird). — Auch dies ift bei ven Gemeinden 
wefentlich anders; wiewohl die Zufammenfegung der Gemeinde-Vertretungen für 
einzelne Fragen bezüglich des zur Anwendung zu bringenden Steuerſyſtems immer: 
hin von einiger Bedeutung fein fan, fo ift doch der Gegenfag der in den Ge— 
meinde-Vertretungen repräfentirten Clafjen wenigftend in den größeren Gemeinden 
im Allgemeinen ein überwundener und zwar dies um fo mehr, je mehr fi in 
der betr. Gemeinde ein vielſeitiges communales Leben entwidelt hat. In den 
größern Städten ift die Frage des Communalſteuer-Syſtems längſt zu einer 
bloßen Finanzfrage geworden. Gerade die größern Städte find e8 aber, welche 
unter den Gemeinden vorzugsweiſe von dem Necht der Errichtung eigener Steuer- 
Syſteme Gebrauch gemacht und häufig e8 zu von dem Staatsftener-Syitem ganz 
abweichenden Bildungen gebracht haben, Bildungen, deren Fortdauer mit der 
Ausdehnung jenes für die Kreife und Provinzen ausgeſprochenen Grundjages 
auf Die Gemeinden die Bafis entzogen werden würde. 

Iſt e8 aber richtig, daß eine Reform in diefem Sinne nicht nur bei den 
Gemeinden von weit einfchneidenderer Bedeutung fein wiirde, al8 bei den größeren 
Verbänden, fondern daß aud von den Motiven, welche bet diefen für dieſelbe 


* Charakteriftifch find die hierauf bezüglichen Ausführungen in den Motiven zur 
Kreig-Ordnung. Es heißt hier (a. a. O. ©. 55): 

„Se größer ſchon gegenwärtig das finanzielle Bebürfnig vieler Kreife ift, deſto 
weniger kaun die Feititellung der Normen der Kreißbeftenerung ber unbeſchränkten 
Autonomie der Kreile überlaſſen werben. i 

Die Communalbeftenerung in das Spftem der StaatSbeftenerung bdergeftalt einzu- 
fügen, daß fib bie erftere nicht von den maßgebenden —— ai der letsteren ent- 
fernen darf, ift eine ber Forderungen ftantseinheitlicher Gefeßgebung, welche um fo 
umerläßlicher ift, ein je größerer Spielraum ber Selbftverwaltung nad der Richtung 
der Erecutive gewährt wird. Ein jeder Staatsangehöriger muß bie volle Sicherheit 
haben, daß nicht Kreis-Parlamente neben der georbneten Finanzgejeßgebung des Landes 
auf eigene Hand nah Grundſätzen eigener Politik über feine Leiftungen verfügen. 

Es muß aber ferner den Kreißvertretungen nad) Möglichkeit die Veraulaſſung ge- 
nommen werben, fich bei ibrer berathenden und beichliegenden Thätigkeit in Gruppen 
von Snterefienten aufzulöfen, welche für Sonder:Interefjen ftreiten. Fehlt der Antrieb 
hierzu, jo gelangt die natürliche Gemeinſamkeit der Ziele zum fiheren Ausdrud, ohne 
daß die Art der Zufammenfegung auf die Stellung der Mitglieder zu dem einzelnen 
Fragen einen verwirrenden Einflup zu üben vermag.“ 


2) Kreiß-Orbnung vom 13. Mai 1872, 8 12, Alinea 1. 
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maßgebend waren, keineswegs alle Hinfichtlih der Gemeinden zutreffen, jo folgt 
hieraus, daß dur Aufftellung jenes Grundfages für die Provinzen und reife 
der Entſcheidung für die Gemeinden nicht präjudicirt, für diefe die Löſung viel- 
mehr mittelft felbftftändiger fachlicher Erörterung zu fuchen ift. Zu einer ſolchen 
babe ich in der nachftehenden Darftellung einen Beitrag leiften wollen; wenn es 
nicht gelungen iſt, e8 zu einer völlig gleichmäßigen Bearbeitung des umfangreichen 
Materialed zu bringen, jo mag dies mit der Kürze der Zeit, die mir zu Gebote 
ftand, wohlwollend entſchuldigt werben. 


Erfter Theil. 


Das Communalitener-Syftem Frankreichs. 


Die Communalfteuern Frankreichs beftehen — abgefehen von ver finanziell 
unbedeutenden Hundefteuer und von ſolchen Abgaben, welche, weil für Berwaltungs- 
acte erhoben, die Natur von Gebühren haben, in Zufchlägen zu den directen 
Staatöfteuern und dem Dectroi. Jene werden in allen Gemeinden erhoben, die 
wenigen ausgenommen, denen es gelingt, ihren geſammten Bedarf durch die Ein- 
nahme aus dem eigenen Vermögen, dem Ertrage der Gebühren, der Hundefteuer 
u. ſ. mw. zu deden; dieſer — der Oetroi — iſt ein Beſteuerungsmodus lediglich 
für die größeren, etwa den deutſchen Städten entjprechenden Communen. Neben: 
ber geht ein eigenthümliche8 und von den entfprechenden Einrichtungen Deutſch— 
lands jehr verſchiedenes Verhältniß der Concurrenz zwiichen den Gemeinden und 
den größeren Verbänden behufs Erfüllung einzelner wichtiger Berwaltungsaufgaben, 
durch welches das beftehende Syſtem der Communalbefteuerung feine Ergänzung 
und Erflärung findet. 

Da die Beurtheilung des Communalſteuer-Syſtems die des Staatsfteuer- 
Syftems zur Vorausjegung hat, jo werde ich in nachfolgender Darftellung zu= 
nächſt die directen Staatsjteuern, Jodann die Communal-Zujchläge, das Syſtem 
der Bertheilung der öffentlichen Laften und den Octroi behandeln. Der Frohnden, 
welche, wiewohl fie ein wichtiges Element in der Beftreitung des Aufwandes für 
die Unterhaltung der öffentlichen Wege bilden, dennod nur in bedingter Weile 
als Yeiftungen der Gemeinde-Angehörigen für Gemeinde: Zwede angejehen werben 
fönnen, werde ich bei Darftellung der Geſetzgebung über die Vertheilung ber 
öffentlichen Laften Erwähnung thun. 


Eriter Abſchnitt. 
Die directen Staatsſteuern. 


a) Örundlagen. 


Die Züge, welche dem Syſtem der franzöfifchen Staatsfteuern durch die in 
der Zeit der Entftehung herrſchende Richtung aufgeprägt worden, find noch nicht 
verwifcht. In der conftituirenden Berfammlung wie in dem jpäteren Convent 
war die phyſiokratiſche Theorie faſt ausſchließlich vertreten; diefe Theorie verwarf, 
wie befannt, die indirecten, den Verkehr und die Induftrie belaftenden Abgaben 

8* 


. 
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und verſuchte, ſtatt deſſen das Staatsſteuer-Syſtem auf Beſteuerung des Grund— 
ertrages, als der einzigen wahren Güterquelle zu gründen. Der Anſicht der 
Alleinberechtigung der Grundſteuer trug die Conſtituante mit dem der damaligen 
Bewegung eigenen Radicalismus Rechnung; ſie unterdrückte die zahlreichen, bisher 
vom Handel und dem inneren Verkehre Frankreichs erhobenen Abgaben und ließ 
allein die Grenzzölle beſtehen; ſtatt deſſen ſollte der Staatsbedarf in der Haupt— 
ſache durch eine Grundſteuer aufgebracht werden; es war als eine Conceſſion an 
die thatſächlichen Verhältniſſe anzuſehen, daß zur Ergänzung der Grundſteuer 
noch eine, wiewohl dem Ertrage nach weit geringere, Abgabe von dem Mo— 
biliar-Einfommen und neben beiden einſtweilen eine nach dem Miethswerthe zu 
veranlagende Gewerbefteuer eingeführt wurde. Letztere wurde bereitS durch das 
Deeret vom 21.—22. März 1793 wieder befeitigt. Die Grund- und die 
Mobiliarfteuer bildeten daher nunmehr die einzigen directen Steuern Frankreichs. 
Der Gefammtbetrag der Grundfteuer war urſprünglich auf 240 Millionen, 
der der Mobiliarftener auf 60 Millionen feftgejegt worden; bet der Unvollkommen— 
heit der Einrichtungen war jedoch feiner diefer Erträge zu erlangen und ehr bald 
war man nach mehreren vergeblichen Verſuchen, die zulegt erwähnten 60 Millionen 
zur Bertheilung zu bringen, genöthigt, das Contingent der Mobiliarfteuer auf 
30 Millionen berabzufegen. Das Contingent der Grundfteuer wurde durch das 
Gefe vom 17. fructidor des Jahres VII auf 210 Millionen ermäßigt, wogegen das 
Contingent der Mobiliarfteuer von Neuem, jedoch nur auf 40 Millionen erhöht 
wurde. — Noch weniger war e8 möglich, den in außerordentlicher Weife wachjenden 
Staatsbedarf durd jene Steuer zu defen. Man jah ſich genöthigt, — abge- 
jehen won den berüchtigten Zwangsanlehen — zur Einführung einer einträglichen 
indirecten Steuer und zur Vermehrung der directen Steuern die Zuflucht zu nehmen ; 
das Geje vom 6. fructidor des Jahres IV ftellte, werın auch auf veränderter Grund— 
lage die Gemwerbefteuer wieder her ; Daneben erfolgte, mittelft Geſetzes vom 4. frimaire 
des Jahres VII, wejentlich nach engliihem Vorbilde, die Einführung einer Thür- und 
Fenſterſteuer. — Damit waren die noch heute das Syſtem der directen Staats: 
jteuer Frankreichs bildenden vier Hauptiteuern — die Grund-, Berjonal- und 
Mobiliar-, Thür- und Fenfter- und Gewerbe: (PBatent-)ftener gegeben. Alle 
diefe Steuern zeichnen ſich Dadurch aus, daß fir die Veranlagung überall äußer— 
liche, Teicht Fenntlihe und feftzuftellende Kriterien maßgebend find, welche das den 
arbiträren Entſcheidungen der einfchägenden Organe überlaffene Terrain auf ein 
Minimum reduciren. Bei dem Zuſtande, welchen die Nevolution vorfand und 
bei weldem alle Gewöhnung und Heranbildung der Befteuerten zu wirffamen 
Einſchätzungs-Functionen fehlten, blieben Steuern mit Veranlagungsfriterien der 
bezeichneten Art die einzig möglichen. Der Tendenz prävalivender Gentralifation, 
welche alle Regierungen Frankreichs feit der Revolution charakterifirt, konnte es 
nicht entiprechen, fich des ausſchließenden Einfluffes, welcher durch jene Eigenſchaft 
der Steuer den bei der Veranlagung betheiligten Staatsbehörden gefichert war, 
zu Gunſten erweiterter Mitwirkung der Steuerpflichtigen wieder zu entäußern. 
Der bejonderen Lage der Berhältniffe, wie fie nach dem Ausbruche der Re— 
volution fich geftaltet hatte und bei welcher die Durchführung der Steuer-Reformen 
ohne Gefährdung des in eminenter Weile angewachſenen finanziellen Bedürfniſſes 
in erfter Linie ftand, kam eine fernere, in der Theorie bereitS vorher entwidelte 
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Idee, die der Nepartitiondfteuer, entgegen. Turgot!) Hatte diefe Form als zur 
Kealifirung einer gegenfeitigen Gontrole der Steuerpflichtigen und zur Milverung 
des Gegenſatzes zwilchen dem fordernden Staate und dem veranlagten Einzelnen 
befonders geeignet empfohlen. Der Steuer-Gejeggebung der Revolution war fie 
das Mittel, die finanziellen Reſultate zu erzielen, ohne auf die Ergebnifje einer 
mühſamen und jedenfall erft in Jahren zur Durchführung zu bringenden Er- 
mittelung der Erträge und fteuerpflichtigen Objecte warten zu müfjen. Das 
Interefje der ftenerpflichtigen Einzelnen und Verbände, zu hohe Belaftung von 
fich abzuwehren, mufte die einftweilen noch fehlende materielle Kenntniß erjegen?). 
Wie wohl öfter discutirt und in feinem Werthe beftritten, ift auch dieſes Princtp 
bezüglich der Mehrheit der directen Steuern in der Gefeggebung erhalten geblieben ; 
nur die Grenzen feiner Anwendung haben ſich mehrfach geändert. Zur Zeit 
find die Grund, Perjonal=?) und Mobiltar- und Thür: und Tenfterfteuer Re— 
partitiondfteuern, wogegen die Gewerbefteuer eine Quotitätsfteuer ift, d. h. nad) 
einem abfoluten Verhältnig zu dem fteuerpflichtigen Betrage erhoben wird. Für 
die audern Steuern wurde das Gejammt-Contingent und die Contingente der Departe- 
ments jährlich durch das Finanz-Geſetz feftgefett, die Untervertheilung der Departe- 
mental-Gontingente auf die Arrondifjement® wird in den ordentlichen Jahres— 
Situngen der Generalräthe der Departements, die Untervertheilung der Arron- 
diſſements⸗ Contingente auf die Communen durch die Arrondifjementsräthe bewirkt. 
In den Communen wird die Vertheilung von einer aus der Zahl der Steuer- 
pflichtigen berufenen Commiljion (den repartiteurs) mit Hülfe des Steuer-Con- 
troleurs (Staatöbeamten) vorgenommen. General und Arrondifjementsräthe 
benugen bei Seftftellung der Contingente das von der Verwaltung gefammelte 
Material, Doc find fie bei ihrer Beſchlußfaſſung keineswegs auf diejenigen Gefichts- 
punkte beichränft, welche ſich aus dieſem Meateriale ergeben. 


b) Grundfteuer. 


Das Princip diefer Steuer hat in einer faft abſchließenden Weife in den 
Artikeln 1 bis 4 des Geleged vom 23. November und 1. December 1790 feinen 
Ausdruck gefunden; bier wird beftimmt: 

Art. 1. Il sera etabli a compter du 1. janv. 1791 une contribution 
fonciere qui sera repartie par égalité proportionelle sur toutes les pro- 
prietes foncieres, à raison de leur revenu net, sans autres exceptions 
que celles determindes ci-apres pour les interöts de l’agriculture. 

ı) Oeuvres de Turgot in der Collection des Eeonomistes Th. I, &. 407. De 
Parieu traite des impöts, Band I. zweite Aufl., S. 263. 

2) Als eine ſolche auf die Uebergangszeit bis zur Herftellung vollftändiger Grund- 
lagen für die Bertheilung berechnete Einrichtung jucht Gaudin (Memoires, souvenirs, 
opinions et écrits du duc de Gaöte Th. I. ©. 196—198, 239 und 322 bei De Parieu 
(a. a. O. ©. 230) das Repartitiong-Princip barzuftellen; vermöge der immer mehr 
eintretenden Bollftändigfeit jener Grundlagen ſollte da8 Repartitiond-Princip in der Au— 
wendung fi immer mehr der Bertheilung nach ber Duotität nähern und fchließlich 
in biefelbe übergeben. Diefe Erwartungen find nit in Erfüllung gegangen. 

3) Wie fih damit ber fefte Betrag der Perfonalftener vereinigt, wird weiter unten 
DL erben. Derfelbe bildet jet nur einen Factor im der vereinigten Perſonal- und 
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2. Le revenu net d’une terre est ce qui reste a son proprietaire, 
deduction faite, sur le produit brut, des frais de culture semences re- 
colte et entretien. 

3. Le revenu imposable est le revenu net moyen, calcul@ sur un nom- 
bre d’anndes determine. : 

4. La contribution fonciere sera toujours d’une somme fixe et deter- 
minde annuellement par chaque legislature. 

Die Grundfteuer jollte hiernach eine nach dem durchſchnittlichen reinen Grund: 
ertrage gleihmäßig veranlagte Steuer fein; fie entſprach damit der Theorie der 
Phyfiofraten, welche gerade hierin einen unermeßlichen Fortichritt gegen die früheren, 
auf Veranlagung nad) dem Brutto-Einkommen beruhenden Grundſteuer-Verfaſſungen 
Frankreichs enthielt. Das reine Einkommen der Grundftüde follte durch Ein- 
ihätung nach Maßgabe von Bodenbeſchaffenheit und Eulturart unter Abzug der 
Bewirthichaftungstoften gefunden werden; bei ftädtifchen und durch Vermiethung 
genugten Gebäuden follte der Miethswerth nad Abrehnung von , deſſelben 
auf Abnugung, Reparatur: und Unterhaltungstoften maßgebend fein. Der Ge: 
ſammtertrag endlich jollte von dem Ergebniß der Einſchätzungen nicht abhängig fein, 
jondern im Boraus im Wege der Gejeßgebung feſtgeſetzt werden; die Refultate der 
Einſchätzung ſollten demnach nur Grundlagen für die Contingents-Vertheilung bilden. 

Sp raſch indeſſen Die Aufftellung des Princips und feine Formulirung ge— 
lungen war, jo große Schwierigkeiten ftellten fi der Durchführung entgegen; 
bei dem gänzlihen Mangel an Unterlagen für eine genügende Ermittelung des 
Reinertrages blieb die „gleihmäßige Vertheilung“, wie das Gefet fie vorge 
fchrieben hatte, ein todter Buchſtabe. Um wenigftens gegenüber den äußerten 
Ungleichheiten der Bertheilung ein Correctiv zu Ichaffen, warb in dem De: 
erete vom 17. März und 10. April 1791 beftimmt, daß die Steuer bei feinem 
Grundbefiger mehr als !/,; des Neinertrages überfteigen dürfe; das Gefeg vom 
3. Auguft 1793 erhöhte hierauf diefe Quote auf Y/,. 8 Teuchtet ein, wie. 
wenig diefe Beftimmung ausreichend war, um eine annähernd gleiche Bertheilung 
zu fichern. Eine genügende Grundlage für eine ſolche Vertheilung konnte nur 
durch ein, die einzelnen Grundftüde nach Eulturart, Neinertrag und Eigenthums: 
grenzen enthaltendes Catafter gegeben werden. Die Herftellung eines ſolchen !) 
wurde, nachdem der Verſuch eines Katafterd nad Culturmafjen ohne das gehoffte 
Ergebniß geblieben war, im Jahre 1807 begonnen. Die Beendigung erfolgte 
erft im Jahre 1850. Die Angaben über die Reinerträge des Cataſters waren, 
da Einrichtungen nicht getroffen waren, um die Erhebung der Uebereinftimmung 
des Catafterd mit den wirklichen Cultur- und Ertragsverhältniffen zu ſichern, 
unabänderlih; nur durch Abbruch oder Neuentftehung von Gebäuden, ſowie 
durch Eintreten oder Ausſcheiden von Grundſtücken in bezw. aus der Kategorie 
der befreiten Grundſtücke ändert ſich der Tataftermäßige Gefammt-Reinertrag der 
in einer Gemeinde belegenen Grundftüde. Yediglih in der Ermittelung diefer, 
jowie der in den Eigenthumsdverhältniffen eingetretenen Aenderungen beftehen 
die auf die Eurrenthaltung des Cataſters bezüglichen Functionen. Cine Aende= 


— — ——— — 


Die beſte gedrängte Ueberſicht der Entſtehung und Ausbildung des Katafter- 
weſens in Frankreich enthält der Aufſatz von Legoyt in Block, Dictionnaire de 
Yadministration frangaise s. v. tre. 
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rung der Culturart zieht feine Aenderung der im Catafter enthaltenen Reinergrags- 
Angabe nad fi. Erneuerungen des Catafterd können nur je für die betr. 
Gemeinde von der Gemeinde ſelbſt beichloffen werben. 

Es Tag auf der Hand, daß bei diefer Einrichtung das Gatafter jehr bald 
hinter den wirklichen Verhältniſſen jelbft dann hätte zurüdbleiben müfjen, wenn 
e8 diefelben von Hauje aus wenigftend für einen beftimmten Zeitpunft mit an- 
nähernder Nichtigkeit dargeftellt hätte. Allein öfters konnte bei der Tangen Zeit, 
welche über der Fertigung hingegangen war, bei der Berjchiedenheit der Anfichten, 
die auf die Ausführung Einfluß gehabt hatten und bei den großen Veränderun— 
gen, welde in der Zeit von 1807 bis 1850 in den Culturverhältniſſen ein- 
getreten waren, dies in feiner Weile der Fall fein. Die eingehenden Ermittelungen, 
welche unmittelbar nach Beendigung des Cataſterwerkes durch die Steuerverwaltung 
vorgenommen wurden !), ergaben, daß die Grunpfieuerbelaftung in Frankreich 
zwilchen 3,74 und 9,07 Procent des Reinertrages variire; fie berechnete fich 
im Durdichnitte auf 6,06 Procent, von cinem Geſammt-Reinertrag von 
2,645,000,000 Fr. Im Jahre 1861 wurde der Geſammt-Reinertrag auf 
3,216,000,000 Fr. berechnet; doc werden die Ermittelungen, welde zu dieſem 
Ergebniß geführt haben, ald gegen die zulegt erwähnten als minder gründliche be= 
zeichnet. — Wenn aud dur vorerwähnte Ergebnifje der Beweis geführt ift, dat 
das der Contingent3-Vertheilung zum runde liegende Verhältnig der Wirklich: 
feit nicht entipricht, hat man fich Doch mit Rückſicht auf den, dem einer Real— 
laſt ſich annähernden Charakter, welden die Grundfteuer großentheild angenom- 
men bat, nicht entjchließen können, zu einer durchgreifenden Aenderung der Con— 
tingentöfeftjegung zu ſchreiten; erft das Finanzgeſetz vom 5. Auguft 1874 (für 
1875) ftellt eine anderweitige Bertheilung der Contingente im nädjften Finanz= 
geſetze in Ausficht ?). 

Die auf eine gleiche BVertheilung nad Verhältnig Des Neinertrages ges 
richtete Abficht des Geſetzgebers iſt daher nur in ſehr unvollfommener Weife in 
Erfüllung gegangen. Dagegen iſt mwenigitens die Härte, welche in dieſer Un- 
gleichheit Liegt, feine größere geworden, da das Geſammt-Contingent der Grund- 
ftener gegen das urfprüngliche nicht erhöht, vielmehr ermäßigt worden ift. Das 
Gontingent, weldes im Jahre VIL®) auf 210 Millionen feftgeletgt war, betrug 
1804 nur 184, 1821 nur 154 Millionen ); nachdem im Jahre 1851 die 
17 für den Staat erhobenen Zufchlags-Gentimes mit einem Ertrage von 27 Mil. 
in Wegfall gefommen waren, hob fi im Jahre 1859 der budgetmäßige Ge- 
fammtertrag wieder auf 162,440,841 Fr.; vie Rechnung des Jahres 1863 
(nad) dem Hinzutritt von Savoyen und Nizza) wies einen Gejammtertrag von 
167,110,059 Franken nad. Wenn nun auch diefe Ermäßigung weit über- 
wogen wird durch die wechielnde Belaftung mit für Rechnung der Departements 
und der Gemeinden erhobenen Zuſchlags-Centimes, welche beiſpielsweiſe im 
Sahre 1802 nur 37,378,391, im Jahre 1850 dagegen 120,200,978 Fr. 


2) Note autographiee emande de la direction des contributions directes en 
1855, p. 20 und 36, bei De Parieu, Band I, ©. 240. 

2) Dejean, Code annot& des nouveaux imöpts, ©. 407. 

°) Dur das oben erwähnte Gefeg vom 17. fruct. de8 Jahres VL 

* De Parieu a. a. DO. ©. 233 nad ber vorerwähnten note autographice. 
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betrugen, ‚jo ſteht das Wachsthum der Gefammtbelaftung — Principal- und 
ZuſchlagsCentimes betrugen im „Jahre 1802 ca. 220 Millionen, im Jahre 
1863 beinahe 297 Millionen — dod wohl faum im Berhältniß zur allgemeinen 
Zunahme des Reinertrages, der in jener Zeit in Frankreich in weit größerer 
Proportion geftiegen ift. Nach dem Finanzgefeg für das Jahr 18751) beläuft 
fih das Gefammt-Contingent der Grundfteuer im Ganzen auf 171,300,000 Fr. 

Auf ganz anderem Fundament, obwohl mit 62 Centimes vom Franken 
der Grundfteuer berechnet, beruht die durch das Geſetz vom 20. Februar 1849 
eingeführte Abgabe von den Gütern der todten Hand, welche im Budget des 
Jahres 1875 mit einem Ertrage von 4,710,000 Fr. vorgefehen ift 2). Sie be- 
zweckt Tebiglich eine Entſchädigung dafür, daß die Güter der todten Hand, meil 
dem Verkehr nicht unterliegend, dem Staat an Befigveränderungsabgaben (Enregiftre- 
ment) feine Einnahme gewähren. Für die Communalbefteuerung hat fie, weil 
fie Zufhlägen für Departement und Gemeinden nicht unterliegt, keine Bedeutung. 


c) Perfonal: und Mobiliarfteuer. 


Durch die Decrete vom 5. und 19. December 1790 und vom 13. Januar 
und 18. Februar 1791 wurde die Perjonal- und Mobiliarfteuer zunächſt als 
eine fünffache Abgabe eingeführt; fie umfaßte: 1) eine allen Staatsbürgern 
gemeinfame ‘Perfonalabgabe gleich dem Werthe von drei Arbeitötagen; 2) und 
3) eine Luxusſteuer mit ſteigendem Anfate nach der Zahl der gehaltenen Be: 
dienten umd Pferde; 4) eine Steuer vom Einkommen; 5) eine Wohnungsabgabe. 
Die Steuer vom Einkommen betrug einen Sous vom Lore, alfo 1/,, des Ein- 
fommens, und jollte jelbft auf erhöht werden können; das Einkommen 
wurde hierbei in der Regel nad) der Wohnungsmiethe auf Grund einer fteigen- 
den Scala (jo daß die Wohnungsmiethe, je höher fie fteigt, eine um fo geringere 
Duote des Einkommens darftellt) in Anſatz gebracht. Die Abgabe von der 
Wohnung jollte zunächſt mit 3,00 dieſes jelben Einkommens veranlagt werben, 
doch follte eine Erhöhung oder Ermäßigung, je nad) der Höhe des Bedarfs, 
jowte der auf die Berbände gelegten Contingente ftattfinden. — Nur die lektere 
Abgabe ftellt daher eine eigentliche Repartitions-Abgabe dar. — Das Gefet 
vom 3. frim. de8 Jahres VII hielt nur die Perſonalſteuer (d. h. die Steuer 
nach den drei Arbeitstagen), die Aufmandsfteuer (von Dienerfchaft, Pferden und 
Maulefeln, Luruswagen) und die Mobiliarfteuer (nad) dem Miethswerthe der 
Wohnung) aufrecht; die beiden erften waren Quotitätäftenern und wurden zuerft 
auf das Contingent der Gemeinden angerechnet, deffen Reſt dann als Mobiliar: 
fteuer nad) Maßgabe des Wohnungsmiethöwerthes vertheilt wurde; die Mobiliar: 
fteuer blieb demnach eine Repartitions-Abgabe. Das Gefeg vom 24. April 
1806 befeitigte auch die Aufwandöftener, fo daß Lediglich die Perfonalfteuer, im 
Betrage ded Werthed von drei Arbeitdtagen, und die Mobiliarfteuer vom Mieth8- 
werthe übrig blieben. 

Als Mafftab für die Feſtſtellung der auf die Departeınentd und weiter 


!) Bom 5. Auguft 1874, Block, Annuaire de l’economie politique et de la 
24. 
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auf die Arrondiffementd zu vertheilenden Gontingente hatte ſeit dem Geſetz vom 
3. Nivöſe des Jahres VII (Art. 9) zu einem Drittel die Einwohnerzahl und 
zu zwei Dritteln der Gefammtbetrag der in dem Departement u. |. w. erhobe- 
nen Gewerbefteuer, in welcher man den ficherften Maßſtab für den vorhandenen 
Boltsreihthum Jah, als Grundlage gedient. Das Finanzgefeg vom 23. Juli 
1820 (Art. 29) jubftituirte ein neues Princip, indem es feitjegte, daß fortan 
die Contingente der Departementd und demnächſt die der Arrondiffements und 
Gemeinden fi) nad dem Gejammt-Miethöwerthe der Wohnungen zu beftimmen 
hätten; es verordnete gleichzeitig, Daß bei der Untervertheilung beide Abgaben 
zu trennen jeien. Auch die Anmendung dieſes Princips führte zu Schwierig: 
feiten und man jah fi in die Nothwendigfeit verfett, von Neuem Erörterungen 
über den der Repartition zu Grunde zu legenven Mafftab eintreten zu lafjen 
E8 wurden Ermittelungen über den Wohnungsmiethswerth in den verjchievenen 
Departements angeordnet; die Präfecten follten einen Normal-Arbeitstagswerth 
für alle Gemeinden ihrer Departements feftjegen und demmächft diejenige Zahl von 
Arbeitötagen beftimmen, deren Ertrag, nach der oben erwähnten Werthtare be— 
rechnet, zur Befriedigung des Wohnungsbedürfnifjes nothwendig fer; vie Zahl ver 
fteuerpflichtigen Einwohner der Gemeinde multiplieirt mit diefer Zahl der Arbeits- 
tage und mit dem ermittelten Normal:Arbeitötagswerthe ſollte dann das Contingent 
‚der Gemeinde beftimmen. Hierauf folgte im Jahre 1828 eine detaillirte Revifion 
aller als Unterlagen für die Bertheilung der Perfonal- und Mobiliarfteuer 
dienenden Documente durch Special-Commiffare der Regierung; auf Grund 
diefer Arbeit wurde ein die Wohnungs: Miethswerthe in den Departements zu- 
ſammenfaſſendes Tableau aufgeftellt, welches demnächſt durch das Gefeg vom 
18. April 1831 als Unterlage für die Vertheilung der Perfonal- und Mobiliar- 
fteuer ausdrüdlich fanctiontrt wurde. Das Geſetz vom 26. und 31. März vefielben 
Jahres war inzwiihen auf den Verſuch zurüdgelommen, die ‘Perjonal- und 
Mobiltarfteuer bei der Veranlagung dergeftalt zu trennen, daß lediglich die 
Mobiliarfteuer eine nah dem Miethöwerthe vertheilte Repartitionsſteuer blieb, 
wogegen die Perjonalfteuer den Modus einer Quotitätsſteuer annahm; fchon 
das Geſetz vom 21. April 1832 kehrte jedoch zur Verfchmelzung beider Steuern 
zurück!). Die Grundfäge dieſes Geſetzes find ſeitdem maßgebend geblieben. 
Nah den Vorſchriften dieſes Geſetzes wird das Contingent ungetrennt für 
jede der beiden Steuerarten aljährlic durch ven geſetzgebenden Körper feftgeftellt. 
Die damalige Feſtſetzung (für 1832) erfolgte nad einem Verhältniß, welches 
fich zu einem Drittel nad dem Ertrage der Perjonalfteuer im Jahre 1831, 
zu einem Drittel nad dem im Jahre 1830 den Departements auferlegt ge- 
wejenen Contingente und zu einem Drittel endlich nad dem neu ermittelten 
Geſammt-Wohnungsmiethswerthe beftimmte (Gejeg vom 21. April 1832, etat B. 
Nr. 2) ?). Das Gejeg — wie demnächſt das Finanzgefeg für das Jahr 1838 — 
kündigte zugleich periodiſche Reviſionen dieſer Contingents-Bertheilung an; feine 
diefer Revifionen ift jedoch zur Ausführung gefommen und find vielmehr die 
Departemental:Contingente feit jener Zeit im Allgemeinen unbeweglich geblieben ; 





’) Bgl. über diefe ganze Entwidelung Dalloz, Jurisprudence generale, Band 27 
8. v. impöts directs, ©. 220, 221. 
2) Siehe auch Dalloz a. a. DO. ©. 236, No. 247 und 2489. 





122 Freiherr v. Reitenftein. 


diefelben haben Aenderungen nur infofern erfahren, als durch Abbruch, bezw. 
Neubauten vorhandene Steuerobjecte in Abgang gekommen, bezw. deren neue 
hinzugetreten find. In diefer Beziehung bejtimmt das Gefetz vom 4. Auguſt 
1844, daß vom 1. Januar 1846 das Contingent jedes Departements um den 
vollen Betrag — montant en principal —, welcher an Mobiliarſteuer von 
den Inhabern der in dem in Abgang gekommenen Gebäude enthalten geweſenen 
Wohnräume erhoben wurde, herabzuſetzen ſei; andererſeits ſoll den Contingen— 
ten 0 des Miethswerthes aller neu erbauten Häuſer zugeſchlagen werden; 
eine Ueberſicht dieſer Erhöhungen, bezw. Verminderungen der Departemental= 
Contingente foll dem Staatöbudget der einzelnen Jahre annectirt werden. In— 
wiefern die Generale und Arrondifjementsräthe bei der Untervertheilung im 
Jahre 1832 und in der Folge genau denſelben Mafftab angewendet haben, 
babe ich nicht ermitteln können, doch ſcheint es, daß für fie die gleichen Momente 
leitend gewejen find, und daß Aenderungen im Allgemeinen nur mit Bezug auf 
den Abgang oder Hinzutritt von Ertragsobjecten nach Maßgabe jener Vorſchrift 
des Finanzgejeged vom Yahre 1844 ftattgefunden haben. Wenigftens befteht 
lediglid in der Zujammenftellung diefer Aenderungen dasjenige Material, wel- 
che8 den Generalräthen bei ihrer ordentlichen Jahres-Seſſion behufs Vornahme 
der Contingent-Bertheilung unterbreitet wird. Die Aenderungen in der Zahl der 
zur Perſonalſteuer pflichtigen Einwohner find hiernady) weder für die Feſtſetzung 
der Haupts, noch der Arrondiſſements- und Gemeinde Contingente von irgend 
einer Bedeutung. Diejelbe fommt vielmehr erft bei der Individual-Repartition 
des der Gemeinde zugewielenen Gontingent® auf die eifzelnen Einwohner als 
ein maßgebender Factor zur Geltung. 

Bei dieſer Subrepartition des Gemeinde-Eontingent8 auf die einzelnen Steuer: 
pflichtigen wird zunäcft die Zahl der der Perfonalfteuer unterworfenen Ein- 
mwohner mit dem feftgeftellten Werthe von drei Arbeitstagen multiplicirt; der 
jo gefundene Ertrag der Perjonalfteuer wird ſodann von dem Gemeinde-Eon= 
tingent in Abzug gebracht und der übrig bleibende Betrag * Verhältniß des 
Wohnungsmiethswerthes vertheilt. Die Schwankungen in der Zahl der zur 
Perſonalſteuer heranzuziehenden Einwohner tragen daher dazu bei, die Veränder: 
lichkeit des Procentfages, mit welchem die Miethen getroffen werden, zu erhöhen, 
während ſchon an umd für ſich dieſe Veränderlichkeit in Folge des Steigend und 
Fallens der Miethpreiſe eine nicht geringe iſt. 

Die Perfonalfteuer ift eine Kopffteuer, deren Betrag indefjen nur für Die 
Einwohner einer Gemeinde nothwendiger Weife ein gleicher ift; er ift gleich dem 
Geldwerth dreier Arbeitstage nad dem von dem Generalvath jedes Departements 
für Die Gemeinden deijelben feftgelegten Normal-Arbeitstagswerthe berechnet ; 
diefer Normal-Arbeitstagsmwerth darf vom eneralrath auf nicht unter 50 Cen- 
times und auf nicht über 1 Fr. 50 Gentimes pro Tag feftgefetst werben. Eine 
Erhöhung des Sates nad Mafgabe des größeren Werthed ver individuellen 
Arbeit findet nicht ftatt, vielmehr findet derſelbe Sat auf alle Einwohner ber 
Gemeinde Anwendung. — Der Perfonalfteuer unterworfen find alle jelbftän- 
digen Franzoſen und in Frankreich fi aufhaltenden Fremde; als jelbftändig 
in diefer Beziehung gelten auch Wittwen, Ehefrauen, melde von ihren Män- 
nern getvennt leben, majorenne und für den Fall eines zur Exiftenz binreichenden 
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eigenen Bermögend oder Erwerbes auch minorenne Söhne und Töchter. Nur 
als arm anerkannte Perfonen find von der Entrichtung befreit. 

Die Mobiliarjteuer ift nad dem ermittelten Procentjag von dem Mieths- 
werthe aller in der Gemeinde befindlichen, mit Meubles verfehenen Wohnräume 
zu entrichten; verpflichtet zur Entrichtung ift der Inhaber der Wohnung, fei es 
ein Franzoſe, ſei e8 ein in Frankreich fich regelmäßig aufhaltender Ausländer. 
Eine Haftung des Eigenthümers des Gebäudes für die Entrichtung der Steuer 
findet nicht ftatt; die Mobiliarftener ift daher ebenjo wie die Perfonalfteuer eine 
rein perjönliche Abgabe. Befreit find auch bier die als arm anerkannten Per— 
jonen. Befindet ſich Jemand im Befig mehrerer Wohnungen, jo hat er für 
jede derſelben die Steuer zu entrichten; find die Wohnungen in verſchiedenen 
Gemeinden belegen, jo entrichtet er die Abgabe für jede Wohnung in der Ge— 
meinde, in welcher lettere belegen if. Damit löſt fi für diefe Steuer jehr 
einfah die Frage der Behandlung der Forenjen bezüglich der Communal- 
befteuerung, indem alle und nur diejenigen Principal-Steuerbeträge, weldye in der 
Gemeinde erhoben werben, dort der Belaftung mit Zufchlägen unterliegen. 

Das Recht der Beranlagung der verjchiedenen Claſſen der Wohnungsinhaber 
(nad) dem Betrage des Miethszinſes) mit einem verſchiedenen Procentjage, mit an- 
dern Worten der Einführung einer auffteigenden Scala, ift den franzöfiichen Com: 
munalbehörben, bezw. den mit der Repartition betrauten Körperjchaften im Allge- 
meinen nicht eingeräumt ; Tediglich denjenigen Gemeinden, welche Detroi erheben, wird 
durch Art. 20 des Geſetzes vom 21. und 28. April 1832 das Recht zuerfannt, 
mit Genehmigung des Präfeeten die Entrichtung des Contingent8 der ‘Perjonal- 
und Mobiliarftener ganz oder theilweife auf ihre allgemeinen Einkünfte, bezw. 
den Detroi zu übernehmen und im letteren Fall (bei blos theilmeifer Weber: 
nahme auf jene Einkünfte) den Neft durch Umlegung auf die Miethöwerthe unter 
Freilafjung der geringfügigen Miethen zu deden; die Perfonalfteuer follte bei 
Aufbringung dieſes Reſtes ganz außer Anfat bleiben. Diele Befugniß ift dem— 
nächſt durch das Finanzgefeg vom 3. Juli 1846 anſehnlich erweitert worden. 
Dafjelbe beftimmt im Artikel 5, daß der durch die Miethöfteuer zu deckende 
Reſt des Contingents unter Freilaflung der ihrer Geringfügigfeit wegen gänzlich 
außer Anjag bleibenden Miethen auf die übrigen Miethöbeiträge entweder nad) 
gleihem Mafftabe (au centime le franc), oder nach einer mit den Mieth8- 
beträgen fteigenden Scala (d’apres un tarif gradue en raison de la pro- 
gression ascendante de ces loyers) je nady dem Beichluffe des Municipalraths 
vertheilt werben fünne Die Municipalräthe haben daher in Gemeinden, in 
denen Octroi erhoben wird, eine dreifache exceptionelle Befugniß: 1) die Ent- 
richtung des Contingentd der Perfonal- und Mobiliarfteuer ganz oder theilmeife 
auf den Oetroi zu übernehmen; 2) die niedrigen Miethen freizulafien und die 
andern nad gleihem Mafiftabe heranzuziehen; anftatt defjen 3) eine mit den 
Miethsabgaben fteigende Scala der Heranziehung einzuführen. Alle hierauf be— 
züglichen Beichlüffe unterliegen der Genehmigung des Präfecten. Ein Tarif 
mit fteigender Scala der erwähnten Art befteht beiſpielsweiſe in Paris. 

Der Ertrag der Perſonal- und Mobiliarfteuer war im Budget des Jahres 
1873 mit 54,639,000 Fr. in Anfag gebracht; im Budget pro 1876 ift der— 
jelbe auf 57,564,000 Fr. veranichlagt. Darüber, wie ſich dieſe Beträge auf die 
beiden Elemente der Steuer, die Perfonal- und Mobiliarfteuer vertheilen, habe 





124 Freiherr % Reitzenftein. 


ih Notizen nicht finden fünnen, was wohl darauf, daß Die Trennung lediglich 
bei der Individual-Repartition innerhalb der Gemeinden von practiicher Be: 
deutung ift, berubt. 


d) Thür= und Fenfterfteuer. 


Die Thür: und Fenfterfteuer, urfprünglic durch das Gele vom 4. frim. 
des Jahres VII als Quotitätsſteuer eingeführt, durch das Geſetz vom 13. flor. 
des Jahres X zu einer Repartitionsfteuer und durch das Gefeg vom 26. März 
1831 von Neuem zu einer Quotitätöfteuer umgewandelt, iſt jchließlih durch 
das noch in Geltung befindliche Gejeg vom 21. April 1832 definitiv als Re— 
partitionsfteuer anerkannt worden; gleichwohl berühren hier die Grenzen beider 
Kategorien von Steuern ſich bejonder8 nahe, indem die Normirung der Contin- 
gente der Departements und Gemeinden auf einem durch Das zulett gedachte 
Geſetz firirten Tarif beruht, nad welchem die Thür: und Fenſteröffnungen, je 
nad ihrer Gattung, ſowie nad Mafgabe der Gefammtzahl der Thür: und 
Fenfteröffnungen des Haufe und der Einwohnerzahl der Gemeinde, in welcher 
fi) das Gebäude befindet, mit einem feften Satze herangezogen werden. Dennoch 
beftehen Differenzen zwilchen dem wirklichen Contingent und dem Betrage, welcher 
fih durch unmittelbare Anwendung des Tarifs auf die thatjächlichen Unterlagen 
ergeben würde, jo daß hier die Zarifjäge lediglich die Verhältnißzahlen ent- 
en nach denen ſich die Untervertheilung der den Departements auferlegten 

ontingente auf die Arrondifjements und bezw. auf die Gemeinden ergiebt. 

Die Thür: und Fenfterfteuer follte nach der urjprünglichen Intention eine 
Ergänzung der Mobiliarfteuer bilden; dadurch jevoh, daß der Art. 12 des 
Geſetzes vom 4. frim. des Jahres VII den Eigenthümern die Haftbarkeit für 
die Steuer auferlegte und die unmittelbare Beitreibung gegen ihn zuließ, wurde 
thatſächlich der Steuer der Charakter einer Grundabgabe gegeben. Es werben 
daher auch nur die Eigenthümer in die Rolle eingetragen und wird es dieſen 
überlafjen, fich gegen die Miether u. |. w. wegen der verauslagten Steuer zu 
regrejjiren (Ordonnanz des Staatsraths vom 27. Auguft 1829, Mauje rap- 
porteur affaire Jayle); das Berfahren findet jelbft dann Anwendung, wenn 
das Haus nur an einen einzigen Miether vermiethet ift (dagegen allerding® Dufour , 
Droit adm. tom, II. Nr. 86, über alles dies Dalloz, Jurisprudence generale 
a. a. O. ©. 337, No. 315). Thatfächlich iſt es indeſſen, ſoweit mir befannt, nicht 
üblich fi an den Miether zu halten und findet ftatt deſſen eine Ueberwälzung 
der Abgaben auf den legteren Lediglich in derſelben bedingten und indirecten Weiſe 
ftatt, wie bei bloßen Grundabgaben. Die Eigenichaft der Steuer ald eine per- 
ſönliche tritt demnach nur in einzelnen wenigen Fällen, wie beijpielöweife bei 
dan Inhabern von Dienftwohrungen in ſolchen Gebäuden hervor, welche ſich im 
Eigenthum des Staats, Bezirks u. |. w. befinden. 

Der Tarif, welcher bei der Vertheilung der Contingente maßgebend fein 
ſoll, iſt durch das oben erwähnte Gejeg vom 21. April 1832 feftgefet worden. 
Derjelbe ftuft fih ab nad dem Ort und der Lage der Deffnungen — Thor- 
wege, bezw. Einfahrten und Magazinthore, gewöhnliche Thüren und Fenfter der 
eriten drei Stodwerfe, Thüren und Fenſter des dritten und der nod höheren 
Stodwerfe; er fteigt ferner auch mit der Einwohnerzahl der Gemeinden, wie die 
nachfolgende, die ſämmtlichen Säte enthaltende Tabelle ergiebt: 


eur 


* 
* 
X 
Gas 
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Nach Maßgabe dieſes Tarifs hat das Geſetz vom 21. April 1882, indem 
es den Gefammtbetrag der Thür- und Fenfterfteuer auf 22 Millionen beftimmte, 
auf Grund der durch die Ermittelung der Deffnungen im Yahre 1831 gewon- 
nenen Bafen die Departemental-Contingente feftgejegt. Diefe Contingente ändern 
fi) (Gefeg vom 17. Auguft 1835 Artifel 2 und Gefeg vom 4. Auguft 1844 
Artikel 2) aus zweierlei Urfache; 1) durdy Die Errichtung von Häufern oder Fa— 
brifen oder andererjeit8 den Abbruch ſolcher Gebäude; im erften Falle tyitt eine 
entiprechende Erhöhung, im andern eine Ermäßigung des Gontingents ein; 2) 
durch Anwachſen oder Herabgehen der Einwohnerzahl in einzelnen Gemeinden, 
wodurd für Diefelben die Tarifclafje eine andere wird. 

Die gleichen Gefichtspunfte jollen für die Durch die Generalräthe, beziehungs- 
weiſe Arrondifjementsräthe zy bewirfende Untervertheilung auf die Arrondiffements 
beziehungsweife Gemeinden maßgebend fein. Um für die Operation der Unter: 
vertheilung die erforderliche Grundlage zu Ichaffen, hat der Steuerdireftor jährlich 
ein zur Benutzung der Gemeinder und Arrondifjementsräthe beftimmtes Tableau 
aufzuftellen, welches enthält 1) die Zahl ver fteuerpflichtigen Deffnungen in 
den verjchiedenen Claſſen, 2) den Ertrag der Abgabe in den einzelnen Ge- 
meinden uud Arrondifjement® nach dem Tarif, 3) einen Entwurf der Vertheilung 
für das Steuerjahr. Ob die General» oder Arrondiljementsräthe ſich ftreng an 
diefe Grundlagen halten, habe ich auch hier nicht ermitteln fünnen; die Nicht- 
übereinftimmung der Gontingente mit denen, welche fi) noch aus der Anwendung 
der tarifmäßigen Sätze auf die factifchen Unterlagen ergeben würden, würden 
dafür fprechen, daß dies nicht der Fall fer, wenn nicht das letztgedachte Ergebniß 
auch darin jeine Erklärung finden könnte, daß bis zu den vorgedachten Geſetzen 
eine Berichtigung der im Jahre 1832 feſtgeſetzten Contingente nach dem Wachen 
beziehungsweife der Abnahme der Zahl ver Deffnungen u. ſ. w. nidt ftattfand. 

Der Ertrag der Thür: und Fenfterfteuer, welcher nad; dem Budget für 
1873 fi) auf 38,516,238 Fr. belief, ift in den Anſätzen des Budget pro 1876 
auf 40,298,400 Fr. geftiegen. 


e) Gewerbeſteuer. 


Den drei Repartitionsſteuern fteht eine nad) feften Sägen bezw. Procent- 
lägen erhobene Gemwerbefteuer — contribution des patentes — als einzige 
uotitätöfteuer gegenüber. Wir jehen, wie bald die mitteljt Deerets vom 
19. und 25. Febr. 1791 eingeführte auf den Miethswerth bafirte Gewerbefteuer 
der phyſioeratiſchen Strömung, welde in der Eonftituante herrſchte, erlag (Ab— 
ſchaffung mittelft DecretS vom 21.—22. März 1793). Die finanziellen Ver: 
legenbeiten unter dem Directorium nöthigten indefjen zur Wiedereinführung ; 
die Gefege vom 6. fruct., Jahr IV., vom 9. pluv., Jahr V., vom 7. brum,, 
Jahr VI. und vom 1. brum., Jahr VII ftellten die Abgabe in unvervollfomme 
neter Geftalt wieder her. Nach den Grundſätzen des letztgedachten Gejeges, welche 
bis zur Reform des Yahres 1844 die mafgebenden blieben, war im Princip 
jeves Gewerbe im weiteften Sinne der Abgabe unterworfen; die im Tarif nicht 
ausdrücklich erwähnten follten nad) Analogie des ihmen ähnlichſten Gewerbes 
herangezogen werden. Befreiungen waren feſtgeſetzt im öffentlichen Intereſſe 
(Beamte, Armen und Hofpitalärzte, Hebammen), im Intereſſe der Landwirth- 
haft (Handel mit jelbft erzeugten landwirthſchaſtlichen Producten) und des un: 
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jelbftändigen und Eleinen Betriebes (Handlungsgehülfen und Gefellen, die für 
Rechnung Anderer arbeiten, Meine Seifenfieder, Wäſcherinnen). Die Abgabe 
zerfiel in eine fefte, gegründet auf einen Tarif, welcher den Sat nad der Art 
der einzelnen Gewerbe und nad der Einwohnerzahl der Gemeinde ihres Be— 
triebe8 abftufte und welche fidy innerhalb des Betrages von 3 Franfen als 
Minimum und 300 Franken ald Marımum bewegte, und in eine proportionelle, 
welche dem zehnten Theile des Miethswerthes der von dem Imduftriellen benutzten 
Wohn: und gewerblichen Räume gleihlam. Die zu hohe und den geftiegenen 
Miethswerthen nicht mehr entiprechende Belaftung der Miethe und vie über- 
mäßige Zunahme der Veranlagung nad) Analogie machte indefjen das Bedürfniß 
einer Reform immer mehr fühlbar, die endlich nady Langen vorbereitenden Er: 
örteruugen durch das Geſetz vom 25. April 1844 zur Ausführung fam. ine 
Reihe von Special-Gefegen brachte jodann bis zum Jahre 1870 weitere Ab- 
änderungen in zahlreichen Punkten; neue nnd wichtige Modificationen hat ferner 
das Gejeg vom 29. März 1872 hinzugefügt. 

Das Geſetz vom 25. April 1844 behält die Trennung zwiſchen fefter 
und proportioneller Abgabe bei; es fpectalifirt jedoch die erftere, indem es die 
Pofitionen des Tarifs vervieljältigt, bei Weitem mehr; ver lettere zerfällt in 
3 Abtheilungen, deren erftere die nach einer allgemeinen Clafjen-Eintheilung 
und der Einwohnerzahl der Gemeinden, deren zweite die nad) der Art des 
Arbeitöbetriebed und der Einwohnerzahl der Gemeinden, und deren dritte Die 
ohne Rüdfiht auf die Einwohnerzahl der Gemeinde veranlagten Gewerbe ent= 
hält; jene in den erften beiden Abtheilungen maßgebenden Kriterien find bier 
um Allgemeinen durch die Zahl der beichäftigten Arbeiter, der Zugthiere, Werk— 
ftätten, Keſſel, Hochöfen u. ſ. w. erjett; die Veranlagung nach Analogie findet 
zwar nod) ftatt, aber nur durch Verordnung des Präfecten; auch unterliegen 
alle diefe im Berwaltungswege feſtgeſetzten Affimilationen in je fünfjährigen 
Zeiträumen der Revifion und Feftftellung im Wege der Geleggebung. Dagegen 
ift Die proporttonelle Abgabe der Regel nah auf 0 des Miethäwerthes ver zur 
Wohnung und zum Gewerbebetriebe benugten Räume normirt. Die Zahl der Aus: 
nahmen von der Verpflichtung zur Entrichtung der feiten Abgaben des droit profes- 
sionel bat das Geſetz von 1844 erweitert und namentlich denſelben einen Theil der 
liberalen Erwerbsarten Hinzugefügt; Die Ausnahme zu Gunſten der letteren 
iſt indeffen ſehr bald infofern wieder befeitigt worden, als diefe Erwerbsarten 
zwar von dem droit professionnel freigeblieben, dafür aber zum droit pro- 
portionnel mit einem höheren Satze wieder herangezogen worden find. Weiter verdient 
unter. den Ausnahmen Erwähnung der Fleine Betrieb — ohne Gehülfen — 
und die Lohnarbeit im Gefhäfte und für Rechnung eines Anderen. — Die 
proportionelle Abgabe ift für jedes von dem Steuerpflichtigen betriebene Eta— 
blifjement bejonder8 zu entrichten, wogegen die fefte Abgabe nur einmal, abge: 
jehen von den für zweite und weitere Etabliffements unter gewiſſen Voraus— 
jegungen geſchuldeten demi-droits — zu zahlen ift. 

Die diefem Syftem durch das Gefeg vom 27. März 1872 binzugefügten 
Aenderungen berubten, wie im Allgemeinen die franzöfifhe Steuer-Reform der 
fiebziger Jahre, auf der Nothwendigfeit, die Einnahmen des Staats zu erhöhen ; 
Daneben brach der Gedanfe ſich Bahn, daß der Großbetrieb nicht in einem 
gleichen Verhältnig mit dem kleineren herangezogen fet, und daß es Daher einer 
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ftärferen Belaftung des erfteren bedürfe; beide Gefichtspunfte Liegen den durch 
das Geſetz herbeigeführten Neuerungen zum Grunde. Dieje find: 1. Zahlung 
des droit fixe für jede von dem Steuerpflichtigen betriebene induftrielle Eta- 
bliffement und in jeder Gemeinde des Betriebes, 2. Aufhebung des Maximums 
für die proportionelle Abgabe der großen Imduftrien, 3. Erhöhung deö droit 
fixe der Steuerpflihtigen der Tabelle C um !,,, 4. Erhöhung der propor- 
tionellen Abgabe der Steuerpflihtigen von Tabelle A. und B. 

Allen diefen Erhöhungen im Einzelnen fügten die Gefege vom 16. und 
23. Yuli 1872 noch eine allgemeine Erhöhung der Gewerbeftener — mit Aus- 
nahme der von den fleinen Gemwerbtreibenden erhobenen — um 60 Procent 
hinzu, da die in der Nationalverfammlung berrichende Stimmung einer Er- 
höhung der Kepartitionsfteuer durchaus entgegen war. Der Ertrag der Steuer 
wurde damit von 68 Millionen (Budget von 1870) auf 112 Millionen 
(Budget von 1873) gebradt. Im Budget des Jahres 1876 figurirt Die Ge— 
werbefteuer mit einem Ertrage von 114,201,300 Franten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Kritif des Spitems der direeten Stantsftenern. 


Die Mängel des franzöſiſchen Syſtems der directen Steuern find zu offen= 
bar, als daß fie einer auch nur einigermaßen aufmerkſamen Beobachtung ent= 
gehen könnten, 

Beginnen wir bei der Perfonal- und Mobiliarftener als der allgemeinften, 
d. 5. der dem meiteften Kreis der Steuerpflichtigen umfafjenden Steuer, fo befteht 
diefe aus zwei gänzlich ungleicyartigen Elementen: in der Perfonalfteuer ift 
das alte Inftitut der Kopffteuer veproducirt, wogegen die Mobiliarftener ein 
Surrogat für die und geläufige Einfommenftener bildet. Die Perjonalfteuer, 
indem fie jeden jelbftändigen Staatsangehörigen mit dem gleichen, nach dem 
Werthe eines gewöhnlichen Arbeitstages bemeijenen Betrage heranzieht, tritt 
hierdurch in directen Widerſpruch mit den zur Zeit in der Theorie herrſchenden 
Grundfägen, melde ein Wachſen des Steuerbetraged nad) Maßgabe des Ein- 
foınmens bezw. der Leiftungsfähigfeit und die möglichfte Schonung der ärmeren 
Claſſen fordern; während in Folge deffen die neueren Steuer-Gefetgebungen in 
der Regel geringere Quoten für die ärmeren Elaffen feſtſetzen, enthält die Per— 
jonalfteuer gewiljermaßen ein Prelevement zum Nachtheil der ärmeren Clafjen, 
indem jie auf der Feſtſetzung des Werthes eines Arbeitätage8 in abstracto 
ohne Unterſcheidung des Werthes der individuellen Arbeitsleiftungen beruht. — 
Die Mobiliarfteuer fucht das Einkommen durd das Mittel des Miethsaufwandes 
zu treffen und in der That giebt es wichtige Momente, welche ſich für eine 
derartige Steuer anführen laſſen, wenn fie, zumal neben andern Steuern, in 
einer engeren localen Gemeinjchaft befteht. Aber diefe Momente gelten nicht, 
wenn die Steuer auf ein großes, zahlreiche locale Verſchiedenheiten in ſich 
Ichließendes Staatsweſen berechnet fein ſoll. Gerade die Verfchievenheit der ört— 
lichen Berhältniffe bringt auch eine fehr erhebliche Verfchievenheit in dem Ber- 
hältniffe des Miethsaufwandes zu dem Lebensaufwande im Ganzen und dem 
für letzteren maßgebenden Einfommen mit ſich. Es fehlt daher, wie die Vor— 
gänge bei der Feftjegung der Contingente in Frankreich darthun, bei einer jolchen 





Das Kommunalfteuer-Syftem Frankreichs und die Reform in Preußen. 129 


Steuer völlig an einem Mafftabe für die gleichmäßige Heranziehung der Steuer- 
kraft in den verjchiedenen örtlichen Gebieten und an einem Mittel, die Berhält- 
nigmäßigteit der auf die einzelnen Bezirke gelegten Steuerfummen entſprechend 
zu controliren. Die gegenwärtige Abmeffung der Gontingente beruht auf ver: 
alteten Grundlagen, in denen die urſprünglichen Ungleichheiten ſich zum Theil erhalten 
haben und für deren in Accommodirung an die fortfchreitende Entwidelung zu bewir- 
fende Unngeftaltung e8 an einer Handhabe gebridt. Die Unzulänglichfeit des 
Miethsaufwandes als Steuervertheilungsmaßftabes zeigt fih aber namentlich) 
auch darin, daß bei diefem Mafftabe die oberen Stufen des Einfommens nicht 
in genügende Gontribution gefegt werden. Die Quote des Einkommens, welde 
der nothwendige Miethsaufwand erfordert, iſt auf den unteren Stufen des 
Einfommens offenbar größer, als auf den oberen. Der dem franzöfiichen 
Staatöfteuer-Syftem häufig gemachte Vorwurf, daß «8 die höheren Einkommens— 
ftufen in ungerechtfertigter Weife bevorzuge, ift bezüglich der Perfonal- und 
Mobiliarjteuer volltommen begründet. 

Ziehen wir hiernächft die Thür- und Fenfterfteuer in Betracht, welde, da fie 
als ein Annerum der Grundſteuer angejehen werden fann, zu dieſer gemifjer- 
maßen den Uebergang bildet, jo giebt es wohl faum eine rohere Form der 
Befteuerung des Grundertrages, als die Belaftung defjelben durch eine Abgabe, 


welche fih nad der Zahl bezw. Größe der Thür: und Fenſter Oeffnungen 


bemißt, Kriterien, welche feinerlet Schluß auf die Höhe des Grundertrages 
geftatten, am wenigften dann, wenn es ſich nicht um Wohnräume, jondern um 
gewerbliche oder zur Fabrikation benutte Localitäten handelt. — Nationeller 
zwar ift die Grundfteuer vegulirt, und hat die Grundjteuer-Berfaffung Frank: 
reichs Lange Zeit einen Gegenftand der Bewunderung derjenigen Staaten aus— 
gemacht, welche e8 bis dahin zu einem al3 Grundlage für gleihheitliche Ver— 
theilung brauchbaren Catafter nicht hatten bringen fünnen. Ueber die Ferti— 
gung des franzöfifchen Cataſters ijt indefen eine zu lange Zeit hingegangen, als 
daß dafjelbe dein wirflihen Zuftande für irgend einen, wenn auch in der Ber- 
gangenheit liegenden, Zeitpunkt entfpräde. Wenn e3 ein allgemeines Schickſal 
der Gatafter ift, von den Zuftänden überholt zu werden, jo ift das ganz be— 
ſonders bei dem franzöfifchen, deffen Fertigung in zahlreichen Gemeinden einer mehr 
als funfzig Jahre rückwärtsliegenden Zeitperiode angehört, und zwar um jo mehr 
der Fall, ald gerade in Frankreich die Fortichritte, welche Landwirthſchaft, Wein: 
bau u. ſ. mw. dafelbft gemacht haben, in dem erwähnten Zeitraume enorme ge- 
weien find. Die Eulturart iſt in einer großen Anzahl von Fällen heute eine 
ganz andere als diejenige, welche jeiner Zeit den Ertragd-Anlägen des Ca— 
taſters zum Grunde gelegt worden ift. 

Biel unvollfommener noch al8 bei der Grundfteuer find die Unterlagen der 
Bertheilung bei der Gewerbefteuer. Indem das droit proportionel und zwar 
mit einer relativ erheblichen Quote von dem Miethöwerthe der zum Gewerbe: 
betriebe wie zur Wohnung benugten Räume erboben wird, ift es auf einen 
Maßſtab bafirt, welcher feinen Rückſchluß auf den Ertrag der betriebenen Ge— 
werbe geftattet, da diefer zu dem Miethswerth nicht einmal der gewerblich ge= 
nugten Räume, in einem irgendwie regelmäßigen Berhältnifje fteht; viele der 
einträglichiten Gewerbe und Induſtrien nehmen bekanntlich mit äußerſt wohl: 
feilen Räumen vorlieb, während die Anſprüche anderer, weniger einträglicher 
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Induſtrien in Bezug auf Räumlichkeiten bedeutende ſind. Wenn nun auch ver— 
ſucht worden iſt, durch Abmeſſung der Sätze für das droit fixe eine Ausglei— 
chung herbeizuführen, ſo liegt es doch in der Natur eines ſo generellen und 
auf ſo äußerliche Kriterien baſirten Tarifs wie desjenigen für den letzterwähnten 
Theil der franzöſiſchen Gewerbeſteuer, daß dieſe Ausgleichung ebenſo wie die 
Herſtellung einer den Verhältniſſen folgenden Abſtufung nur eine unvollkommene 
ſein kann. Die Mannigfaltigkeit der individuellen Verhältniſſe, welche die Ein— 
träglichleit des Gewerbebetriebes bedingen, läßt ſich niemals durch einen Tarif 
dieſer Art zum Ausdruck bringen. So iſt denn auch ungeachtet der ſehr großen 
Mühe, die die franzöſiſchen Regierungen der Vervollkommnung des Tarifs zu— 
gewendet haben, die Veranlagung der franzöſiſchen Gewerbeſteuer noch immer 
mit großen Härten verbunden. Als eine beſonders empfindliche Anomalie 
erſcheint es, daß zur Gewerbeſteuer auch der von der Miethsſteuer bereits ge— 
troffene Miethswerth der Wohnungsräume herangezogen wird, fo daß beiſpiels— 
weile ein reicher und eine Eoftipielige Wohnung benugender Mann, der etwa ein 
übernommened Gewerbe aus Yiebhaberei oder um ſich eine Beihäftigung zu 
erhalten, in mäßigem Umfange fortbetreibt, doch zu dem droit proportionel 
auch mit dem vollen Miethswerth jeiner Wohnung herangezogen wird. Jemand 
der im eigenen Haufe wohnt und dafelbft fein Gewerbe betreibt, hat daher von 
bemfelben Object, dem Miethswerth, feiner Wohnräume dreimal Steuer zu 
entrichten: die Grundfteuer, bei welcher das Gebäude nach dem Miethöertrage in 
Anſatz gebracht ift, die Mobiliarftener und das droit proportionel der Ge— 
werbeſteuer — eine Cumulirung, wie fie andere Steuer-Syfteme wohl felten 
aufzumeilen haben. 

Alle diefe Mängel werden jedoch relativ wenig empfunden bei den geringen 
Beträgen, in welchen ein Theil der genannten Steuern erhoben wird, und bei 
der Stabilität, im welcher der franzöfiihe Staat die Steuerbelaftung zu halten 
verfucht und gewußt hat. Die Veränderungen in den Gontingenten der Grund-, 
der Thür- und Fenfter- und der Mobiliar und Berfonal-Steuer find denn in 
der That feit einer Reihe von Jahrzehnten auf geringfügige bejchränft geblieben ; 
eine fühlbare Aenderung ift nur bei der Gewerbefteuer eingetreten, welche in 
neuefter Zeit eine beträchtlihe Erhöhung erfahren hat. 

Daß die Belaftung eine verhältnigmäßig niedrige fei, trifft am meiften bei 
der Perſonal- und der mit ihr verbundenen Mobiliarftener zu. Bei erfterer 
fann der individuelle Steuerbetrag niemal® über 4 Fr. 50 Ctm. pro Jahr 
betragen; wie niedrig die letztere abgemeffen ift, geht daraus hervor, daß bei- 
ſpielsweiſe in Meß, die Mobiliarfteuer einfchlieklich circa 23 Gentime8 Com- 
munal-Zujchlag und der Departemental:Gentimes bei einem Miethöwerthe von 
1200 Mark nur den Betrag von 86 Mark, bei einem Miethöwerthe von 
2400 Mark nur den Betrag von 172 Markt erreicht. Diefe Summen ent- 
halten die gefammten Anforderungen der directen Befteuerung für Diejenigen, 
welche nicht daneben al8 Grundbeſitzer oder Gemwerbtreibende zu fteuern haben. 
Jenen Miethöbeträgen mag nach jegigen Verhältniffen ein Einfommen von min- 
deſtens 7500 bi8 9000 bezw. über 15000 Mark entſprechen; zur franzöfilchen 
Zeit war der Procentfag der Belaftung des Miethsbetrages durch Zuſchläge 
niedriger, wogegen die Miethen höher waren und einen beträchtlicheren Theil des 
Eintommens repräfentirten. ine ftärkere ift allerdings die Belaftung durch die 
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Grundſteuer; indeſſen ift auch diefe, wenigftend jomeit die Staatsfteuer in 
Betracht fommt, nur fehr mäßig und in einer hinter dem Wachfen des Grund 
ertrages offenbar weit zurücbleibenden Progrefjion geftiegen; es fann hierüber 
auf die oben mitgetheilten Ergebniffe — der Ertrag der Staatögrundftener 
belief fih im Jahre 1827 auf rund 155, im Jahre 1859 auf 1624/,, im 
Jahre 1863 auf 167 Millionen; für 1876 ift der Ertrag auf 171,700,000 Mil: 
lionen veranfchlagt — Bezug genommen werden; der Zuwachs ift größtentheils 
auf Rechnung des Hinzutritt8 neuer Steuer-Objecte durd Neubauten zu fegen ?). 
Bei der geraumen Zeit, feit welcher die Grundfteuer im Ganzen in den jegigen 
Beträgen erhoben wird, ift offenbar, wenigftens hinſichtlich eines großen Thetls 
derjelben anzunehmen, daß die Umwandlung in eine Reallaft ftattgefunden 
bat; in der Geſammtzahl der beiteuerten Grundſtücke mögen diejenigen, welche 
während jener Zeit nicht mindeftens einmal auf Grund Täftigen Titeld unter 
Anrehnung der capitalijirten Grundfteuer in die Hände eined neuen Erwerbers 
übergegangen find, nur einen relativ geringen Bruchtheil betragen. Das Gleiche 
gilt von der Thür- und Fenfterfteuer, foweit fie bereits feit längerer Zeit mit 
unveränderter Zahl der Deffnungen beftehende Gebäude belaftet; dagegen wird 
fie al8 eine neue Auflage empfunden werben, jo oft eine Vermehrung der 
Deffnungen oder eine Entjtehung neuer, der Abgabe unterliegender Gebäude ftatt= 
findet. Da fie indeffen im einem nicht übermäßigen Betrage erhoben wird, 
erjcheint fie wohl nur in ärmeren Gemeinden al8 ein Hemmniß der hygieniſchen 
Einrihtung der Wohnungen; wo die Verhältniffe minder dürftige find, werben 
Licht und Luft immer als ein jo hohes Gut gefchätt werden, daß ihm gegen- 
über die wenigften® in Ländlichen Gemeinden meift niedrigen Beträge der Abgabe 
nicht in Betracht fommen. Ueberdies wird, wo die Gebäude durch Vermiethung 
genußt werden, wie der Regel nad) in den Städten, die Abgabe in vielen 
Fällen wenigftens theilweiſe durch entjprechende Norinirung des Miethszinſes 
auf den Miether übergewälzt werden können, wie ja ein Recht des Eigenthümers, 
ſich wegen der Abgabe an die Miether, Niekbraucder u. |. w. zu regreffiren, 
ſchon ohnedem befteht. 

Die Gewerbeſteuer iſt allerdings, wie vorher erwähnt, in neueſter Zeit 
beträchtlich erhöht und ſind damit ſelbſtredend auch die Ungleichheiten ihrer 
Vertheilung vervielfältigt worden, ſo daß die hierin beruhenden Härten offenbar 
in erhöhtem Maße fühlbar geworden ſind. Eine Ausgleichung für dieſe Härten 
beſteht nicht, wenn auch im Allgemeinen die Wirkung der relativ ſtarken An— 
ſpannung der Gewerbeſteuer dadurch gemildert wird, daß Frankreich, von hohen 
Schutzzöllen umgeben, weit mehr als Deutſchland und andere angrenzende 
Staaten ein geſchloſſenes Wirthſchaftsgebiet bildet und es ſich hierdurch wenig— 
ſtens für viele Arten der gewerblichen Production ermöglicht, die Beſteuerung 
derſelben durch die Gewerbefteuer theilweife mittelft der Ueberwälzung auf bie 
Confumenten zu übertragen; ich fage theilweife, da diefe Uebermälzung allerdings 
nur injofern eintreten fann, als der Ablag im Inlande ftatitfindet und der 
dem Einzelnen auferlegte Steuerbetrag ſich nicht über das durchſchnittliche Maß 
ver Belaftung des gewerblihen Ertrages erhebt; das Mehr wird allerdings 


1) Auch die Annerion von Savoyen und Nizza, ferner die Abtretung dreier De- 
partements an Deutichland kommen hierbei in Betracht. 
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von dem Steuerpflichtigen ohne Hoffnung auf Erſatz getragen werden müſſen, 
ein Fall, der, weil die Veranlagungsart der franzöſiſchen Patentſteuer nicht auf 
einem beſtimmten Verhältniß zum Ertrage beruht und daher ſolche Mehrbe— 
laſtungen nicht ausſchließt, häufig vorlommt. Anders und ungünſtiger ſteht es 
um die Wirkungen dieſer Steuer in Elſaß-Lothringen, da eine Schließung des 
Gebiets durch Schutzzölle gegen Deutſchland nicht mehr ſtattfindet und die 
größtentheils unter günſtigeren gewerbſteuerlichen Verhältniſſen in den Ländern 
des alten Deutſchlands producirten Waaren freien Eintritt in das Reichsland 
haben. Gleichwohl gehen, ſoweit mir bekannt, Klagen über den Druck der 
Gewerbeſteuer faſt niemals von der einheimiſchen Bevölkerung, welche an die Ab— 
gabe gewöhnt iſt, aus und es ſind vielmehr vorzugsweiſe die aus den anderen 
deutſchen Staaten eingewanderten Gewerbetreibenden, welche, durch den hohen 
Betrag der Abgabe. in ihren Berechnungen geſtört, über die Grundſätze der 
noch nicht gefannten franzöſiſchen Gewerbefteuer-Gefeggebung Klage erheben. 

Eine wejentlihe Erleichterung Schafft dem Steuerpflichtigen im Zufammen- 
hange mit jener Stabilität der Belaftung die Eigenihaft des franzöſiſchen 
Steuer-Syftemd, vermöge deren die Beranlagung nicht im Wege arbiträrer 
Einihäßung erfolgt, derjelben vielmehr beftimmte pofitive und leicht erfennbare 
Kriterien zur Bafis dienen; die Kenntniß diefer Kriterien ſetzt den Steuerpflichtigen 
ın die Page, den von ihm zu emtrichtenden Steuerbetrag mit Genauigkeit im 
Boraus berechnen und denſelben feinen Speculationen zum Grunde legen zu 
fönnen. Die Schwierigkeiten des Accommodirend der Verhältniſſe an Die Be— 
fteuerung werden jo welentlid vermindert. 

Jene Sicherheit in der Vorausberehnung würde nun nothwendigermeife 
aufhören, wenn eine häufige Veränderung in den Beträgen der zu erhebenden 
Steuern ftattfände; eine Erhöhung würde alle Ungleichheiten der Repar— 
tition ſogleich in empfindlicher Weiſe bervortreten laſſen und damit zahlreiche 
Antipathien gegen das Steuerfyften hervorrufen, welche jett, jo lauge der 
Zuftand der Stabilität der Belaftung dauert, als Lediglich latente Centrifugal- 
fräfte in Betracht fommen. Der in Folge der Erhöhung aufzuerlegende Mehr: 
betrag würde in Bezug auf die Wirkungen der Belaftung- einer neuen Steuer 
gleichtommen; alle Bortheile, welche die Gewöhnung des Publikums an die 
Belaftung bietet, würden damit auf einmal verloren gehen. Es würde nicht 
nur das Unvationelle in dem Bertheilungsmaßftabe einzelner Steuern, ſondern 
aud der Mangel eines conftanten Verhältniſſes zwilchen der durch Die ver- 
ſchiedenen Steuern herbeigeführten Belaftung ſich fühlbar madyen; je ungleich. 
artiger die principiellen Grundlagen find, auf denen die einzelnen Steuern ruhen, 
defto mehr theilt Das franzöſiſche Steuer-Syftem die Eigenihaft der aus folchen 
ungleichartigen Steuern zuſammengeſetzten Syſteme, daß es an einem Mafftabe 
für eine mit einiger Gleihmäßigfeit die Steuerfraft treffenden Erhöhung gänzlich 
fehlt. Die Steuer-Gefeßgebung Frankreichs bildet ſonach einen Beleg zu der 
in neuerer Zeit nachgewiefenen Unbemeglichkeit der ganz oder theilweiſe aus 
Ertragsfteuern zufammengefegten Steuer-Syfteme; der hierin beruhenden Schwäche 
des franzöſiſchen Steuer-Syſtems ift denn auch von den Regierungen Frank— 
reichs thatſächlich dadurch Rechnung getragen worden, daß Erhöhungen thunlicht 
vermieden wurden. Unter dieſen Umſtänden konnte ſelbſtverſtändlich nicht davon 
die Rede ſein, daß der Ertrag jener Steuern der Zunahme des Staatsbedarfs 
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gefolgt wäre. Das Mehr vefjelben hat in wachſendem Mafe auf die indirecten 
Steuern gelegt werden müfjen, welde einen ſich fortichreitend vergrößernden 
Theil der budgetmäßigen Einnahme bilden. Im Budget pro 1876 ift die 
Gelammt:Einnahme des Staat? aus den directen Steuern auf 384,339,700 Fran 
fen veranjchlagt; diefer Summe fteht eine Einnahme aus den Zöllen und indi- 
recten Steuern von 1,270,722,705 Fr. gegenüber, wovon 236,933,250 Fr. auf 
die Zölle und Salzſteuer, 998,615,455 Fr. auf die indivecten Steuern im 
engeren Sinne!) und 35,174,000 Fr. auf die Steuer aus den Mobiliarwerthen 
fommen. Am dringendften mußte die Frage der Erhöhung der directen Steuern 
an den franzöfiichen Staat in der Finanznoth herantreten, in der ſich derjelbe 
bei der Reorganifation des Staatsweſens nad; dem deutſch-franzöſiſchen Kriege 
befand. Gleihwohl glaubte die Nationalverfammlung, hierin den Thiers' ſchen 
Intentionen folgend, fich gegen eine allgemeine Erhöhung der directen Steuern 
ausiprechen zu müſſen; e8 prävalirte in ihr die Anſchauung, daß mit dem Ver— 
laſſen der Stabilität jenes Syſtem feine Grundlage verlieren werve. Man 
zog vor, den Mehrbevarf durd Erhöhung oder Umgeftaltung eines Theils der 
indirecten Steuern und durch Hinzufügung neuer indirecter Steuern aufzubringen. 
Bon den directen Steuern war es lediglich die Gemwerbefteuer, welche eine beträcht- 
liche Erhöhung erfuhr; e8 waltete hierbei wohl die Rückſicht auf jene, wie vorher 
erwähnt, der Gewerbefteuer eigenthümliche Möglichkeit einer partiellen Ueber- 
wälzung vor, welche fie den indirecten Steuern annähert. Auch die neue 
Eteuer von den Mobiliarwerthen, welche durch das Gejeg vom 29. Yuni 1872?) 
mit einem Sage von 3 Procent des Jahres-Ertrages auf die Dividenden ber 
Aetien- und Erwerbsgeſellſchaften, ſowie die Zinfen der in Anlehen der Deparments, 
Gemeinden und inländiichen Corporationen Frankreichs und in gleichen Unterneh- 
mungen des Auslandes angelegten Fonds u. |. w. gelegt worden iſt und mit welcher 
eine ftärfere Heranziehung der durch das beftehende Steuerjyftem zu wenig ge— 
troffenen befigenden Claſſen bezwedt wird, characterifirt ſich der Art ihrer Ver— 
anlagung nad al8 eine Art indirecter Befteuerung, wie denn auch diefe Steuer 
im Budget den indirecten Abgaben, wenn auch ohne förmlich unter fie clafjificirt zu 
werden, angereiht worden if. Daß es gelungen ſei, mit dieſer Steuer die 
dem franzöfifchen Steuerfyftem zum Vorwurf gemachte Minderbelaftung der wohlha— 
benderen, capitalbefigenden Claſſen auszugleichen, muß ſchon nad) dem relativ nicht be= 
trächtlichen Ertrage der neuen Steuer, die im Budaet pro 1876 auf 35,174,000 Fr. 
veranjchlagt ift, bezweifelt werben; für das Syſtem von Communalfteuern ift diefe neue 
Steuer ohne Bedeutung, da für dieſes lediglich die vier directen Hauptfteuern als 
Grundlage dienen. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Communalzufcläge und ihre Limitirung. 
Der unfelbftftändigen Stellung, in weldye die Gejeßgebung der Revolutions- 
zeit die Gemeinden hatte zurüdtreten laffen. entſprach es, daß denfelben vie 
Bildung jelbftftändiger Steuer-Syfteme nicht geftattet, fie vielmehr auf Zufchläge 


’) einfchließlih des Tabakdınonopols, deſſen Ertrag mit 299,570,000, und bes 
Schießpulver-Monopols, deſſen Ertrag mit 14,257,125 Fr. veranfclagt ift. 

2) Oscar Dejean Code annote des nouveaux impöts, 2. Aufl. S. 207 folg. 
Das dazu gehörige reglement d’administration publique vom 6. December 1872 
ebendafelbft S. 278 fg. 
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zu den Divecten Etaatöfteuern verwiefen wurden. Die Teltftellung des 
Grundfages, Daß die Gemeinden ihren Bedarf mitteljt folder Zuſchläge 
aufzubringen haben, reicht in die erften Jahre der Revolutionszeit zurüd. 
Niemals jedoch iſt den franzöfiichen Gemeinden das Recht, die Staatöfteuern 
mit Zuſchlägen zu belaften, in unbegrenztem Umfange eingeräumt geweſen; es 
ift vielmehr jederzeit ihnen die bezügliche Befugnig nur innerhalb verhältniß- 
mäßig enger, wenn aud im Laufe der Zeit erweiterter Schranken zugeftanden 
worden, welche theils durch den feftgeftellten Verwendungszweck, theils durch 
Marima, theild durch eine intenfive Meitwwirfung des Staats bei Feftftellung 
der Zufchlagsbelaftung gegeben werben. 

Das Gele vom 2. März 1791 beftimmt, daß die Gemeinden die Mittel 
zur Beftreitung der Localen VBerwaltungs-Ausgaben durch Zuſchläge — Aoditional- 
Sentime8 — zur Grund» und Perfonalfteuer aufzubringen haben; daſſelbe be- 
willigt ihnen außerdem 2 sous pro livre von dem Ertrage der Gewerbefteuer, 
eine Vorwegnahme, welche demnächſt durch das Gefeg vom 1. fruct. des 
Jahres IV, und vom 1. brum. des Jahres VII auf "/,, de Reinertrages erhöht 
wurde. Das Gefeg vom 9. germ des Jahres V rejervirte an Zufchlägen zur 
Perſonal- und Mobiliarftener den Gemeinden und antonal-Verwaltungen 
4 Sous drei Denare; die Gefege vom 15. frim. und 11. fruct. des Jahres VII 
brachten die erfte Elaffifictrung der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden. 
Unter den Einnahmen werden u. U. aufgeführt Zufchläge zur Grund» und 
Perionalfteuer innerhalb eines Maximum, das jährlich auf 5 Centimes feftgefett 
wurde. Das Gele vom 28. pluv. des Jahres VIII verlieh den Municipalräthen 
das Recht der Beſchlußfaſſung über die Gemeinde-Einnahmen und Ausgaben 
und demgemäß auch über die Octrois- und SteuersZufchläge, welche zur Dedung 
ded Bedarfs nothwendig werben würden. Die Feftftellung des Budgets erfolgte 
durch die obere Vermwaltungsbehörde, melde aud die über das Marimum der 
5 Gentimed hinausgehenden außerordentlihen Zuſchlags-Centimes zu genehmigen 
hatte. Der Artifel 31 des Geſetzes vom 15. Mai 1818 ermächtigte die Ge— 
meinden allgemein zur Erhebung von 5 Zufchlags:Gentimes; daſſelbe Geſetz 
— Urt. 27 — überwies den Gemeinden 8 Centimes vom Ertrage der Ge— 
werbefteuer. Beide Beitimmungen bejtehen noch in Kraft. Die Lebtere ift durch 
das Gefet vom 25. April 1844 miederholt worben. 

Nachdem die Gefege vom 18. Mai 1833 und 21. Mai 1836?) mit 
der Feſtſetzung von Special-Gentimes für die Ausgaben des Elementar-Unterrichts 
und der Unterhaltung der Bicinalmege ein neues Princip in die Geſetzgebung 
eingeführt hatten, brachte das Gemeindegejeg vom 18. Yult 1837 eine weitere 
abichließende Regelung des Finanzweſens der Gemeinden, welche der Hauptſache 
nach noch jest in Kraft ift. Nach demfelben zerfallen alle Ausgaben in obli= 
gatoriiche und facultative; für erftere wird eine fehr umfafjende Specialifirung 
gegeben?). Diefe Eintheilung ift auch für die Einnahmen und insbefondere die 
Steuer-Zuſchläge infofern von Bedeutung, als die Form und Zuftändigfeit be— 
züglich der Auferlegung der Zuſchläge für mandye derjelben eine verſchiedene ift, 





1) Nach dem VBorgange des Gef. v. 28. Juli 1824. 

2) Siehe hierüber u. a. A. Petetin, Instruction generale sur le service de la 
comptabilite, 6. Auflage, Paris 1872, ©. 320 fg. und Ducroig, cours de droit ad- 
ministratif, 4. Aufl., Th. II, ©. 494 fg. 
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je nachdem die Erhebung zum Zweck der Beftreitung von obligatorifchen oder 
von facultativen Ausgaben ftattfindet. Von weit geringerer Wichtigkeit und 
wejentlih nur von formeller Bedeutung ift die Eintheilung der Einnahmen in 
ordentliche undaußerordentliche. Bon den Steuer-Zufchlägen werden zu den ordentlichen 
Einnahmen lediglich die Durch die jährlichen Finanz-Geſetze den Gemeinden bewilligten 
ordentlichen Centimes gezählt !); auf dieſer Eintheilung in ordentliche und außer: 
ordentliche Einnahmen beruht dann weſentlich die Gruppirung auch des Ausgabe: 
Budgets, je nachdem die Ausgaben aus dem Ertrage ordentlicher oder außer: 
orbentliher Einnahmen beftritten werden. In dieſem Sinne ift e8 zu verftehen, 
wenn die Terminologie der Finanz-Geſetze neben den ein= für allemal erhobenen 
5 Centimes (centimes pour dépenses ordinaires), den Special-Gentimes 
und dem Ertrage der 8 Procent von der Gewerbefteuer nur außerordentliche 
Gentime® (centimes pour depenses extraordinaires) fennt; die Bezeichnung 
„außerordentliche Ausgaben” ift nicht im Sinne des uns geläufigen Begriffes 
von „einmaligen Ausgaben‘ zu nehmen; vielmehr find in die erwähnte Kategorie 
von Zuſchlägen jolche, die zur Dedung laufender, wie folche, die zur Beftreitung 
einmaliger Ausgaben dienen, einbegriffen. — Auf der Regelung der Zuftändigfeit 
der Municipalräthe u. |. w. zur Bewilligung der Gentimes, wie fie Durch das Geſetz 
vom 18. Yuli 1837 gegeben wurde, hat jodann das Gefeg vom 2, Juni 1867 
im Sinne einer Erweiterung des Selbſtbeſtimmungsrechts der Gemeinden fortgebaut. 
Um die nad den verfchtedenen gejetlichen Beftimmungen beftehenden Zu— 
ftändigfeitöverhältniffe zur Ueberficht zu bringen, hat der franzöfifche Minifter 
des Innern verfucht, die ſämmtlichen im Finanzwefen der Gemeinden vorkom— 
menden Zuſchläge in eine Tabelle zufammenzuftellen, welche dem Circular an 
die Präfecten vom 27. Auguft 1867 beigefügt ift?). Nicht berücfichtigt in dieſer Tabelle 
find Ieviglid) die vom Ertrage der Gewerbeftener den Gemeinden überwiefenen 
8 Gentimes, weldye hier nicht in Frage kommen konnten, da fie ein= für alle- 
mal ven Gemeinden zufließen und daher bezüglich ihrer die Zuftändigfeit hin= 
fihtlih der Bewilligung feinen Gegenftand der Erörterung bildet. Sämtliche 
obige Zuſchläge werden nad folgenden Kategorien gruppit: 1. Gentimes ohne 
bejondere Zwedbeftimmung, jedoch beftimmt zur Beftreitung jährlich wieder- 
fehrender Ausgaben, 2. Special-Gentimes, 3. Centimes ohne bejondere Zweck⸗ 
beftimmung, jedoch beftimmt zur Beftreitung nicht jährlich wiederkehrender 
d. h. einmaliger Ausgaben, 4. Zmwangsauflagen. Theoretiſch läßt fid) gegen 
diefe Eintheilung Manches erinnern; der Eintheilungsgrund ift fein gleich: 
artiger, da die Befonderheit der ad 4 erwähnten Centimes nicht in der Ab- 
grenzung der Ausgaben, für deren Beftreitung fie erhoben werden, ſondern in 
dem bei der Auferlegung ftattfindenden Verfahren befteht. E8 ift indeſſen, mie 
vorbemerkt vie Tabelle hauptſächlich zur Veranfhaulihung der Zuftändigfeitö- 
Berhältniffe aufgeftellt worden, welche ſich in der That nach den daſelbſt ange- 
nommenen Kategorien abftuftl. Ich werde verfuchen, an der Hand der Tabelle 
eine Meberficht derjenigen Zufchläge zu geben, welche zur Zeit bei den Einnahmes 
quellen der franzöfiichen Gemeinden in Betracht kommen. Es werden erhoben: 


1) Gef. v. 18. Yuli. 1837. Die Praris gruppirt jedoch aud) die Centimes pour 
insuffisance de revenus zu den ordentlihen Einnahmen de8 Gemeinde» Budgets; Cirk. 
des Min. d. 3. v. 13. Dec. 1842. Bull. du min, de l’int. ©. 293, 

2, Bulletin du ministere de l’interieur Jahrgang 1967, ©. 402. 
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I. Zufchläge zur Beftreitung jährlich wiederfehrender Ausgaben ohne bes 
fondere Zwedbeftimmung: 

1) Die fogenannten fünf ordentlichen Centimes. ALS geſetzliche Grundlage 
ihrer Erhebung wird noch heute die Beftimmung des Finanzgejeges vom 15. Mai 
1818 Art. 31 in Verbindung mit dem Gejeg vom 11. frim. des Jahres VIL 
bezeichnet. Die Erhebung wird vom emeinderath ohne Zuziehung der Höchft: 
befteuerten !) und ohne daß e8 einer weiteren Genehmigung bedarf, votirt. Diefe 
Gentimes gehören zu den allgemeinen, feiner Zwedbeflimmung untenworfenen Ein- 
nahmen der Gemeinden; fie werden lediglih von der Grund: und der Perjonal- 
und Mobiliarfteuer erhoben, wogegen alle übrigen nachſtehend aufgeführten Zu— 
Ichläge gleihmäßig den ſämmtlichen vier Hauptftenern hinzutreten. Zu bemerfen 
ift hierbei, daß alle Zufchläge, welche auf die Perfonal: und Mobiliariteuer 
fallen, eine Erhöhung des von dem Einzelnen an Perſonalſteuer zu entrichtenden 
firen Betrages nicht zur Folge haben, vielmehr durch Umlegung auf das Prins 
cipal der Mobiliarfteuer aufzubringen find. 

2) Centimes wegen Unzulänglichfeit der Einkünfte zur Dedung der (laufenden) 
Ausgaben (centimes pour insuffisance de revenus). Sedes materiae bezüglid) 
verjelben ift der Art. 40 des Gemeinde-Geſetzes vom 18. Yuli 1837. Die 
Beihlußfaffung über die Erhebung ſolcher Gentimes erfolgt durch den Gemeinde= 
rath unter Zuziehung der Höchftbefteuerten; der Beſchluß bedarf der Genehmi- 
gung des Staatd. Ein Maximum befteht nicht. Die Form, in der die Ge— 
nehmigung des Staats ertheilt wird, iſt werichieden, je nachdem die Centimes 
zur Dedung obligatoriicher oder facultativer Ausgaben erhoben werben jollen. 
Im erfteren Falle wird die Genehmigung durch den Präfeeten und nur an Gemeinden 
von 100,000 und mehr Einwohnern durdy Decret des Staatsoberhauptes er⸗ 
theilt; im zweiten alle ift jedesmal ein Deeret de8 Staatsoberhaupted erfor= 
derlich, welches, wenn es fih um Gemeinden von 100,000 und mehr Ein- 
wohnern handelt, im Staatsrathe zu erlafjen ift. 

II. Special-Gentimes. 

Sie haben das Gemeinfame, daß fie lediglich für einen beftimmten Ver— 
wendungszmed erhoben werben, dergeftalt, daß auch ein etwaiger Ueberſchuß des 
Ertrages über die für jenen Zwed erforderlichen Ausgaben nicht anderen Zweden 
zugeführt werben fann. Iſt hiernach der vworgezeichnete Verwendungszweck ein 
ausſchließlicher, jo find doch andererfeitS die Leiſtungen der Gemeinden für den 
beregten Bermwaltungszwed nicht ohne Weitered auf den Ertrag der Special- 
Gentimes eingefchränft, wielmehr find die Gemeinden beredhtigt, und jomeit es 
fih um Dedung einer obligatorifhen Ausgabe handelt, auch verpflichtet, zunächſt 
aus dem nach Leiſtung der ambern obligatorifchen Ausgaben verbleibenden 
Meberjhuß der ordentlichen Einnahmen für die beregten Zmede beizutragen ?); 
erit wenn diefer Beitrag nicht ausreicht, ift auf die Special-Gentimes zu vecur= 
viren und bezeichnet alsdann, foweit für die betreffenden Special= Gentimed ein 
Marimum befteht, dies die Grenze der Aufwendungen, welde die Gemeinden für 





1) Die Zuziehung der Höchftbeftenerten hat auch für diejenigen Zufchläge, wo fie 
vorgeſchrieben ift. nur dann zu erfolgen, wenn die Einwohnerzahl der Gemeinde 100,000 
und mehr nad den weiter unten erwähnten Beftimmungen beträgt. 

R ale MWenigftens gilt das unbedingt von den orbentlien Unterrichtd- und Weges 
entimes 
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den in Frage kommenden Berwaltungszwed zu machen berechtigt bezw. ſich auf: 
zuerlegen verpflichtet ift. Solde Maxima find für die wichtigſten Kategorien 
der Special-Eentimes, die für Schul: und Wege-Unterhaltung, durch Geſetz feft- 
gejegt, wogegen für Die zur Befoldung der Feldhüter erhobenen Special-Een- 
timed ein Maximum nicht befteht, da in der durch die Natur der Sache ge— 
gebenen Geringfügigfeit des Aufwandes für den fraglichen Zweck ſchon eine hin— 
reihende Garantie gegen zu erhebliche Steigerung dieſes Zuſchlages Liegt. 

Was nun die einzelnen Arten der Special-Gentimed anlangt, jo zerfallen 

3) die Gentimes für das Elementar-Schulwelen in zwei Kategorien, in die 
orbentlihen Schul=Gentimes, welche in allen Gemeinden, die zur Beftreitung 
der Schulbedürfniſſe ) mit ihren ordentlichen Einnahmen bezw. dem Ertrage des 
Schulgeldes nicht ausreichen, erhoben werden, und in die auferordentlichen Schul- 
Gentimes, weldye Lediglich diejenigen Gemeinden, die ein Schulgeld nicht erheben, 
fi auferlegen können. Die erfteren beruhen auf dem Gejeg vom 15. März 
1850, die Ietteren auf dem Art. 8 des Geſetzes vom 10. April 1867; für 
jene war das Maximum durch das erwähnte Gefeg von 1850 auf 3 Gentimes 
feitgeletst und ift daſſelbe erft in neuefter Zeit — Gefeß vom 3. Auguft 1875, 
Art. 21 — auf 4 Gentimes erhöht worden; für diefe beträgt da8 Marimum 
der urfprünglichen gejetlichen Beftimmung gemäß noch jest 4 Gentimes. Beide 
Kategorien von Zufchlägen werden vom Gemeinderathe jelbftändig, ohne weitere 
Genehmigung durch die vorgejegte Staatsbehörde votirt; dagegen bedarf es bei 
der Beſchlußfaſſung über die außerordentlichen Unterrichts = Gentimes der Zuzie— 
bung der Höchftbefteuerten, welche bei der Beſchlußfaſſung über die ordentlichen 
Centimes nicht nöthig ift. 

Ebenſo theilen fich 

4) die Gentimed für die Vicinalmege in ordentlihe und außerordentliche. 
Die Erhebung der erfteren beruht auf dem die Grundlage der heutigen Wege: 
verfafjung bildenden Gefege vom 21. Mai 1836; fie erfolgt ebenjo zum Behuf 
der Unterhaltung bereit8 vorhandener, als zum Behuf des Ausbaues neuclaffirter 
Bicinalmege in allen Gemeinden, welde den ihnen für die Vicinalmege aufer- 
legten Beitrag aus ihren ordentlihen Einkünften nicht zu leiſten vermögen, jedoch 
nur injoweit, als die betreffenden Gemeinden nicht in der Lage find oder vor— 
ziehen, die Leiftung des Beitragsquantums durch Auferlegung von Frohntagen 
innerhalb der gefeglich zuläſſigen Zahl ftattfinden zu laſſen. Das Marimum 
beträgt fünf Centimes; einer Zuziehung der Höchftbeftenerten zu der bezüglichen 
Beichlußfaflung des Gemeinderath8 bedarf es nicht, ebenjo wenig einer nach— 
träglichen Genehmigung des Beſchluſſes durch die worgefegte Behörde. — 

Während der Ertrag der ordentlichen Wege-Gentimes für ſämmtliche Kate— 
gorien von Vicinalwegen, wenn aud unter Bevorzugung ber dem größeren Ver: 
fehr dienenden Wege, beftimmt ift, haben die durch die Gefege vom 24. Juli 
1837, Art 3, und vom 11. Juli 1868, Art. 3 zugelaffenen auferorventlichen Wege- 
Gentimes Tediglih den Ausbau und die VBervollftändigung des dem rein örtlichen 
Verkehre angehörigen Bicinalmegenege8 — der fogenannten chemins vicinaux 
ordinaires — zum Zweck. Das MDarimum beträgt bier drei Gentimes; find die 
Gemeinden bereit8 mit mehr als 10 außerordentlichen Gentimes belaftet, jo find 


1) Selbftwerftändlicherweife handelt e8 fich hier Tediglih um bie Elementarfchulen. 
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fie berechtigt, ſich ftatt jener 3 Centimes einen weiteren Frohntag aufzuerlegen. Die 
Beſchlußfaſſung über die Auferlegung der Centimes beyw. des Frohntages erfolgt 
durch ten Gemeinderath unter Zuziehung der Höchftbefteuerten, jedoch ohne Ge— 
nehmigung der vorgelegten Behörde. 

5) Centimes zur Befoldung der Feldhüter. Die Gemeinden find zur An= 
ftellung von Feldhütern verpflihtet — Gele vom 20. Meffidor, Jahr III — 
und bildet demnad die Befoldung derjelben für fie eine obligatorifche Ausgabe, 
für welche die Mittel früher durch Zufchläge zur Grundftener beſchafft wurben. 
Seit dem Erlaß des Finanz-Gefeges vom 31. Juli 1867 (Art. 16) wird ber 
erforderliche Betrag durch Zufchläge zu den ſämmtlichen indirecten Hauptfteuern 
aufgebracht }). 

Die Finanzgeſetze pflegen zu den Special-Eentimes noch die Zulchläge zu 
rechnen, welche zur Dedung der Erhebungsfoften der Communalzufchläge mit 
3 Centimes vom Ertrage diefer Zufchläge erhoben werden, ſowie ferner die Zu— 
ſchläge zur Gewerbefteuer, zu deren Entrichtung die Gewerbtreibenden behufs 
Dedung der Verwaltungs-Ausgaben der Börſen- und Handelskammer herange— 
zogen werden. Beide Arten von Zufchlägen gehören jedoch meined Erachtens 
nicht hierher. Die Zufchläge für Erhebungstoften bilden ein einfaches, auf die 
Berwaltungsfoften zu rechnendes Acceſſorium jedes einzelnen Zujchlages; die Zus 
Ichläge für die Börfenfammern und Hanvelöfammern find überhaupt fein Theil des 
Communalſteuer-Syſtems, da die bezüglichen Verbände ſich der Kegel nach nicht 
auf einzelne Gemeinden beſchränken, ſondern meift mehrere Arrondifjement8 und 
jelbft ganze Departements umfaffen. Dieje Arten von Zuſchlägen werden daher 
bier übergangen werden fönnen. 

III. Zuſchläge ohne befondere Zwedbeftimmung zur Dedung einmaliger 
Ausgaben. 

Die Erhebung von folhen kann von den Gemeinderäthen nur unter Zu— 
ziehung der Höchftbefteuerten, und foweit die Zahl der Gentimes mehr als fünf 
oder die Dauer der Belaftung mehr als fünf Jahre betragen fol, nur mit 
Genehmigung der vorgefegten Behörde bezw. des Staates beſchloſſen werben. 
Bon beſonderem Interefje ift das für Auferlegung von Gentimes dieſer Kategorie 
geltende Marimum und die Art, in der die Juftändigfeit der Organe des Staats 
bezüglich der Genehmigung der die Zufchläge feflfegenden Beſchlüſſe der Ge— 
meinderäthe regulirt ift. Dieſe Zuftändigfeit ift für alle hierher gehörigen Cen— 
times die gleiche, wenn die Zahl der Centimes das von den Generalräthen jährlich 
feftgefetste Maximum nicht überfteigt, und die Dauer des Zeitraumes, für welche 
die Bewilligung erfolgt, zwölf Jahre nicht überfchreitet. In diefem Falle genügt 
jederzeit die Genehmigung des Präfecten; derſelben bedarf es jogar, wie vor— 
bemerkt, dann nicht einmal, wenn e8 ſich um eine Auflage von fünf oder weniger 
Centimes und höchſtens fünfjährige Dauer handelt, da hier der unter Zuziehung 
der Höchftbefteuerten gefaßte Gemeinderathsbeſchluß genügt. Weber bie vorer— 
wähnten Grenzen — das Marimum und die zwölfjährige Dauer — hinaus 
ift jene Zuftändigkeit verſchieden geregelt, je nachdem die betr. Gentimes zur 


1) Batbie, Preeis du cours de droit publie et administratif. 3. Auflage. 
Paris, 1869 irrt, wenn er — ©. 420 — dieje Centimes noch als folche, weldhe blos 
von der Grumdfteuer erhoben werben, bezeichnet. 
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Deckung obligatoricher oder blos facultativer Ausgaben erhoben werden. In— 
foweit find zu unterjcheiden 

6) Centimes ohne bejondere Zwedbeftimmung, welde zur Beftreitung ein— 
maliger obligatorifcher Ausgaben erhoben werden. 

Hier genügt die Genehmigung des Präfecten, wenn die Jahres-Einnahme 
der Gemeinde weniger ald 100,000 Franken beträgt. Iſt fie höher, fo ift ein 
Decret des Staatsoberhauptes erforderlich (Gejek vom 18. Juli 1837, Art. 40, 
und Geſetz vom 24. Juli 1867, Art. 7). 

7) Gentimes ohne bejondere Zwedbeftimmung, welche zur Beftreitung ein- 
maliger facultativer Ausgaben erhoben werden. 

In diefem Falle bedarf es zur Genehmigung ftetö eines Decrets de8 Staatd- 
oberhauptes, daß jedoch dann, wenn die Jahres-Einnahme der Gemeinde 100,000 
Franken oder mehr beträgt, vom Staatsrath erlafien fein muß (Gefeg vom 24. Juli 
1867 a. a. D.). 

Das Marimum der außerordentlichen Centimes, welches die Generalräthe 
jährlich innerhalb der durch das jedesmalige Finanz-Gefeg normirten Grenzen 
feftzufegen haben, bezieht ſich zwar nad) dem Wortlaute des der Hauptfadhe nad 
aus dem Art. 4 des Geſetzes vom 18. Juli 1866 übernommenen Art. 42 des 
Generalrath8-Geleged vom 10. Auguft 1871 lediglich auf ſolche Gentimes, deren 
Bewilligung Behufs Beftreitung bloßer Nüglichkeit3=, alſo facultativer Ausgaben 
(depenses d’utilit@e commuuale) erfolgt, daſſelbe wird jedoch in der Praris 
in gleicher Weile aud auf die zur Beftreitung einmaliger obligatorifcher Aus: 
gaben erhobenen Gentimes für anwendbar erflärt !). 

IV. Bon Amtswegen auferlegte Zuſchläge. 

Die Auflegung folder Centimes für den Fall, daß der Gemeinderath fich 
der Bewilligung weigert, im Zwangswege kann nur dann gejchehen, wenn es 
fihh um die Beftreitung einer obligatoriichen Ausgabe handelt und wenn der 
erforderliche Betrag den ordentlichen Einnahmen der Gemeinde nicht entnommen 
werden kann; bleiben die Gentimes innerhalb des durch den Generalrath feſtge— 
fetten Marimums, jo wird die zwangsweiſe Auferlegung durch Decret des Staats- 
oberhauptes, Tonft durch Geſetz ausgeſprochen. 

Eine völlig ſelbſtändige Beſchlußfaſſung ſteht hiernach den Gemeinden nur da 
zu, wo durch ein beſtimmtes Maximum oder durch einen beſtimmt bezeichneten 
Verwendungszweck oder durch Beides das Anwachſen der Gentimes in engen 
Schranken gehalten wird. Es ift das Beftreben der franzöfiichen Geſetzgebung, 
jene Gontrole durch Marimum und Verwendungszweck thunlichjt auszudehnen ; 
mo der Natur der Sache nad) diefe materielle Controle nit Pla greifen kann, 
da tritt an ihre Stelle die controlirende und bevormundende Mitwirkung der 
Staatdorgane, eine Mitwirfung, deren Formen defto ftrengere find, je mehr bei 
Feftftellung der Ausgaben, welche durch die Auflage beftritten werden follen, eine 
Selbftbeftimmung der Gemeinden nad Mafgabe ihrer bejonveren Berhältnifie 
prävalirt. Die Formen find demnach ftrengere, wenn es fih um blos faculta= 
tive, Tediglih zur Förderung gemeindlicher Interefjen beftimmte, als wenn es 
fih um ſolche Ausgaben handelt, melde zu den obligatorischen, d. 5. zu den 





1) Inſtruetion des Minifterd des Innern zur Ausführung des Geſetzes vom 
3. Auguft 1867 (zu Art. 5) bull. du min. de l’interieur, Jahrg. 1867, ©. 387. 
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vom Staat bereit$ allgemein al8 nothwendig anerkannten und damit gutgeheißenen 
gehören. Die Mitwirkung der Staatdorgane hat zwar theilmeife das Intereſſe 
der Gemeinden, großentheild aber auch dasjenige Interefje zum Ausgangspunfte, 
welches der Staat und die größeren Verbände daran haben, daß die Steuerfraft 
der Gemeinden den durch die Gefeggebung janctionirten bezw. bevorzugten Ver— 
waltungszweden erhalten: bleibe und daß ein Anwachſen der Steuerlaft, welches 
die Haltbarkeit des Beſteuerungs-Syſtems überhaupt in Frage ftellen könnte, ver- 
mieden werde. In der den Generalräthen eingeräumten Befugniß zur Feftjegung 
des Marimums ift den Departements ein wichtiges Mittel zur Geltendmachung 
dieſes Intereſſes verliehen worden. 

Auf völlig gleichen Grundſätzen beruht das Steuerjyftem der Departements; 
die Arrondifjements haben befanntlich feine finanzielle Selbftändigfeit und daher 
weder Budget noch Einnahmen. Die für Rechnung der Departementd erhobenen 
Zuſchläge zerfallen zur Zeit in ordentliche, Special- und außerordentliche Centimes. 
Die erfteren find zur Dedung der Ausgaben beftimmt, welde das Gefe als 
ordentliche clajjificirt; die außerordentlichen Gentimes dienen zur Dedung der als 
außerordentliche charakterifirten Ausgaben; für beide fest das Finanzgeſetz 
jährlich ein Maximum feft, das nach dem bezüglichen Geſetz für das Laufende 
Jahr für die ordentlichen Centimes 26, für die außerordentlihen 12 Gentimes 
beträgt ?). Die ordentlichen Centimes wurden bis zum Erlaß des Generalrathö- 
Geſetzes vom 18. Yuli 1866 lediglich auf die Grund und die Mobiliarfteuer 
gelegt; zur Zeit fomımen von dem eben erwähnten Marimum von 26 Centimes 
25 auf Zuſchläge zu den zulegtbenannten beiden Steuern, während der 26te Cen— 
time ein Zuſchlag zu den ſämmtlichen vier Hauptfleuern iſt. Die außerordent— 
fichen Gentimes treffen immer alle vier Hauptfteuern. Die Special-Gentimes 
zerfallen in Gentimes für den Elementar:Unterriht (Maximum 4 Gentimes), die 
Bicinalmege (Marimum 7 Gentimes), und für das Gatafter (Marimum 5 Cen- 
times) ; die legteren ?) treffen Lediglich die Grundfteuer, wogegen die Unterrichtö- 
und Wege-Gentimes einen Zuſchlag zu den vier Hauptftenern bilden. 


Vierter Abſchnitt. 


Das Syſtem der Bertheilung der öffentlichen Laften. 


Schon die vorftehende Darftellung hat ergeben, daß die Verwaltungsauf- 
gaben, weldye den Gemeinden geftellt find, theilweife in ven Budget der De— 
partements wiederfehren ; ein geordnete Verhältniß der Concurrenz der Gemein— 
den mit den Departement und dem Staat ift e8 in der That, was die Ein- 
richtungen Frankreichs bezüglid der Erfüllung der wichtigeren Verwaltungsaufs 
gaben charakteriſirt. Die Art, in welcher das Concurrenz-Verhältniß entwidelt, 
worden ift, unterſcheidet jehr weſentlich die franzöſiſchen Einrichtungen von denen 
welche in Deutichland prävaliren. 

Indem ich verſuche, in Nachftehendem ein Bild jenes Concnrrenz-Berhält- 
niſſes zu geben, bejchränfe ich mich auf diejenigen Berwaltungsaufgaben, deren 

) Geſetz vom 3. Auguft 1875, Art. 16, 17. 

) Geſetz vom 31. Juli 1821. 
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Anforderungen an die Finanzen der Gemeinden die allgemeinften und ausgebehn: 
teften find und für welche daher auch das bezeichnete Verhältniß der Concurrenz 
vorzugsweiſe ausgebildet worden if. Es find dies, wie in Deutichland, die Auf: 
gaben des Armen=, des Elementarfchulwejend und der Wegeunterhaltung. Ich 
übergehe die Verwaltung der Polizei; das bier beftehende Betheiligungs-VBer- 
hältniß zwiſchen Gemeinde und Staat ift nur für diejenigen größeren Gemein- 
den ausgebildet und von praftiiher Wichtigkeit, in denen die Handhabung der 
Polizei überhaupt einen größeren Koftenaufwand erfordert. 

= Am wenigften ift in Frankreich das Betheiligungs-Verhältniß für vie 
Leiftungen der Armenpflege Gegenftand einer gefetzlichen Regelung gewejen. Bon 
ben Zweigen dieſer Verwaltung find nur zwei, die Irren- und die Waifenpflege '), 
zu Laſten von obligatorifhem Charakter entwidelt worden. In beiden Fällen 
ift Träger der bezüglichen Verpflichtung das Departement, welches in der Haupt: 
fache aud) für die Koften aufzutommen bat. Nur mit einer Quote — einem 
Fünftel der fogenannten inneren Ausgaben — betheiligt ſich bei den Koften der 
Waifenpflege der Staat; andererſeits fünnen die Departements zu den äußeren 
Ausgaben die Gemeinden mit höchſtens einem Fünftel des Gefammtbetrages 
jener Ausgaben beranziehen. Die Regelung des Beitragsverhältniffes der ein— 
zelnen Gemeinden zu diefem Fünftel ift Sache der Departements; die Regelung 
nach einem aus der Summe der ordentlihen Einnahmen und der Einwohner: 
zahl der Gemeinde combinirten Bertheilungsmafftab wird in dem Eircular des 
Minifter8 des Innern vom 3. Auguft 1840 2) empfohlen. — Was die Irren- 
pflege anlangt, jo Liegt die Herftellung einer Irren- Heil- und Pflegeanftalt allein 
dem Departement ob; dafjelbe fann jedoch diefer Verpflichtung auch jo genügen, 
daß e8 mit einer beftimmten Anftalt wegen Aufnahme der dem Departement 
angehörigen Irren nad) beftimmten ZTariflägen contrahirt ?). Nur zu den Pflege: 
foften der einzelnen, nicht aus ihrem eigenen Vermögen oder auf Koften ihrer 
Familien verpflegten Irren haben die Gemeinden dem Departement einen Beitrag 
zu leiften und zwar nach einem Tarif, welchen der Generalrath feſtſetzt *). Die 
Duote, welche den Gemeinden zur Laft gelegt wird, ſoll ſich nad dem Betrage 
ihrer Jahreseinnahmen abftufen und zwar in Sägen, welche bei Communen 
von 100,000 Franken und mehr Einkünften ein Drittel, bei Gemeinden von 
weniger als 5000 Franken ein Sechötel nicht überfteigen Dürfen 5). 

Abgeſehen von der Irren- und Waiſenpflege iſt Die Armenpflege grund- 
Täglich eine facultative; wiewohl fie zum bei Wettem größten Theil von localen 
Snftituten ausgeübt wird, hängt fie in der Organijation doch mit der Munt- 
cipalverwaltung nur loſe zufammen und fteht mehr neben ver letzteren, als daß 
fie ihr unter= und eingeordnet wäre. Der Hauptſache nad theilen fich in bie 
| Iocale Armenpflege die Hofpitien und Hojpitäler (Pflege der Kranken, Stechen 





H Unter biefem Ausdrud begreife ich Bier der Kitrze halber den fogenannten 
service des enfants assist&s der Franzofen, obgleich bie er nicht ganz ſich deden. 

2) De Watteville, Legislation charitable, Band I. ©. 598. 

3) Geſetz Über die Irren vom 30. Juni 1838, Art. 1. 

) Ebendafelbft Art. 28. 

5) Circular des Minifters ded Innern vom 5. Auguſt 1840 bei De Watteville 
a. a. O. ©. 59. 
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und Altersſchwachen, häufig auch der Wöchnerinnen und kleinen Kinder, Leiſtung 
ärztlichen Beiſtandes und Vertheilung von Arznei) und die Wohlthätigkeitsbüreau's 
(Unterftügungen in Naturalien und Geld, ſowie ebenfalls Gewährung ärztlichen 
Beiftande® und umentgeltlihe Berabreihung von Arznei), beides Inftitute mit 
wejentlich ftiftungsmäßigem Charakter, welche vielfach, namentlich die Hofpitäler, 
mit einem enormen und fich ftet3 vermehrenden Stiftungsvermögen ausgeftattet 
find und hieraus den Haupttheil ihrer Ausgaben beftreiten. Im Uebrigen find 
fie auf Einnahmen pecieller Natur, wie Abgaben von öffentlichen Luftbarkeiten, 
den Ertrag öffentliher Sammlımgen und Lotterien, Ueberſchüſſe der Leihämter, 
beftimmie Erbrechte u. ſ. w. angewiejen; reichen auch diefe Einnahmen nicht 
aus, fo tritt die Gemeinde fubventionirend ein; diefe Subvention ift jedoch, dem 
oben erwähnten Grundfage gemäß, jederzeit und zwar fo fehr eine freiwillige, 
daß e3 der Gemeinde nicht einmal geftattet iſt, fich zur Beſtreitung der Subvention 
eine bejondere Abgabe bezw. einen bejonderen Zuſchlag aufzuerlegen, wie ein 
ſolcher für die Zwede der Wegeverwaltung und des Schulwejens befteht. Der 
Staatsrath hat (Fall Geffose !), Enticheidung vom 18. December 1841) aus- 
drücklich ausgeſprochen, daß man weder eine Gemeinde zwingen, noch ihr erlauben 
dürfe, fich eine eigentliche Armenfteuer aufzuerlegen, da eine joldhe den Sitten 
der Nation und den Principien der franzöfiichen Gefeggebung völlig miderftrebe. 

Aus dem Gefagten geht hervor, daß dem in der franzöfifchen Gefeggebung 
ausgebildeten Verhältniß der Betheiligung von Staat, Departement und Ge 
meinde bezw. localen Inftituten bezüglich der Yeiftungen der öffentlichen Armen: 
pflege nur zum geringeren Theile das Princip der Subventionirung zum Grunde 
liegt; in der Hauptſache ift das Beftreben einer Theilung der Aufgaben der 
Armenverwaltung unter die größeren und die localen Verbände, bezw. Inftitute, 
bezw. der Regelung eines feften Theilnahmeverhältnifjes, bezüglich der finan— 
zielen Opfer leitend. Anders binfichtlic des Elementarſchulweſens. Hier findet 
eine Concurrenz von Staat und Departement hauptſächlich nur in Geftalt einer 
geſetzlich geordneten Subventionirung der Gemeinden ftatt; nur einzelne Leiftungen 
find es, welche, wie die Errichtung und Unterhaltung der Normalfchulen, das 
Gefet den größeren Verbänden (hier den Departements) überweiſt. 

Im Princip Liegt die Unterhaltung des Elementarſchulweſens den Gemein- 
den ob. Auch im Schulweſen find die Anforderungen an den Haushalt der Ge— 
meinden immerhin geringere, als in Deutſchland; die Betheiligung der Stiftungen 
und der privaten Opfenwilligkeit ift, wenn aud weit weniger umfangreich als 
im Armenmejen, dod von einer in finanzieller Hinficht nicht zu unterſchätzenden 
Bedeutung. Bielfady find von Privaten Schulhäufer hergegeben oder Capitalien 
für den Unterhalt von Lehrperjonen geftiftet worden; Beides ift mit Vorliebe 
dann geichehen, wenn es ſich darum handelte, die Exiftenz von Schulen, welche 
von Mitgliedern geiftliher Congregationen geleitet werden, ſicher zu ftellen; das 
Borhandenfein diefer Stiftungen trägt zur Verminderung des auf die Gemeinden 
fallenden Antheil® des Koftenaufwandes nicht unbeträchtlich bei; an und für fich 
aber iſt bereit8 der iiberhaupt zur Unterhaltung der Schulen erforderliche Auf- 
wand ein geringerer, al8 in Deutjchland. Es beruht dies theils auf der früheren 
Beendigung des Schulbeſuches und dem noch immer nicht durchgeführten obliga= 


1) Emminghaus, Armenwejen und Armen-Gefetgebung. S. 604. 
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toriſchen Charakter defjelben, theil® auf dem fehr viel größeren Umfange des 
Privatihulmefend — hierher gehören namentlich) viele von geiftlihen Congre: 
gationen geleitete und im Wege der Privatwohlthätigkeit unterhaltene Privat: 
Ihulen —, theil® endlich auf den geringeren Anfprüchen auch der weltlichen 
Lehrer und Lehrerinnen !), geringere Anfprüche, denen allerdings auch geringere 
Borbildung und meit geringere Leiftungen gegenitberftehen. Die Unterhaltung 
der öffentlichen Schulen durdy die Gemeinden ift in folgender Weiſe geregelt. 

Es wird unterfdieden zwiſchen denjenigen Gemeinden, welche Schulgeld 
erheben und denen, welche den Unterricht in den Elementarfchulen koſtenfrei ge- 
währen. Wo Schulgeld erhoben wird, hat die Gemeinde zunächſt Dasjenige bei- 
zutragen, was fie unbeichadet der fonftigen nothwendigen Ausgaben aus ihren 
ordentlichen Einnahmen leiften kann und fodann, ſoweit die Heranziehung diefer 
Einnahmequelle noch nöthig, den Ertrag der nad Art. 40 des Gefeges vom 
15. März 1850 zu erhebenden, durch das neueſte Finanzgeſetz (für das Jahr 
1876) vom 12. Yuli 1875 auf 4 erhöhten Special-Eentimes; weigert fich die 
Gemeinde, diefen Zujchlag, obwohl derjelbe zur Unterhaltung ihres Schulſyſtems 
nöthig, zu bewilligen, jo fann fie im Zwangsverfahren hierzu angehalten werpen. 
Ein Weiteres zu leijten, kann die Gemeinde nicht genöthigt werben; der Reſt des 
Bedarfes wird vielmehr durch Zuſchüſſe aus den Fonds der Departementd (ge- 
bildet aus den 4 Departeımental-Gentimes für das Elementarſchulweſen) und jo: 
weit auch diefe unzureichend, durch Subventionen beftritten, welche der Unterrichtö- 
Minifter aus den ihm dur Das Staatsbudget jährlich zur Verfügung geftellten 
Fonds bewilligt. Das Schulgeld bezieht der Lehrer bezw. die Lehrerin, fo jedoch, 
daß wenn bafjelbe incl. eine im Voraus gewährten Fixums zur Dedung des 
Minimalgehaltes nicht ausreicht, der noch fehlende Betrag ebenfo wie jenes Firum 
in derſelben Weife aufgebracht wird, melde joeben als die für die Aufbringung 
des Gefammtbebarfes maßgebende bezeichnet wurde. — Erhebt die Gemeinde fein 
Schulgeld, jo ift fie berechtigt, außer den obenerwähnten vier noch 4 auferorbent- 
liche Special-Gentimes für die Unterhaltung ihres Schulweſens zu erheben: erft 
wenn auch diefer Zufchlag nicht ausreicht, können Unterftügungen aus Departes 
mental- und eventuell aus Staatsmitteln von ihr in Anſpruch genommen werben. 
— Jene 4 Departemental:Centimes fir das Unterrichtömefen bezeichnen dem 
oben erwähnten bezüglich der Special-Gentimes beftehenden Grundfage gemäß zu— 
gleich die Grenze, bis zu welcher die Leiftungsfähigfeit des Departements für. 
den beregten Zweck in Anfpruch genommen werden kann. Das Uebrige fällt 
dem Staate zu. 

In fehr viel umfangreicherer Weile als die Armen» und Schullaft nimmt 
die Wegebaulaft in Frankreih die Kräfte der Gemeinden in Anſpruch; wenn 
auf den erften beiden Gebieten die Anforderungen und theilweiſe?) aud die 


1) Die neuefte Regulirung der Minima der Lehrerbefoldungen ift in dem Geſetz 
vom 19. Juli 1875 über die Lehrerbefolbungen enthalten. Auch diefe Minima bleiben 
binter bemjenigen zurüd, was in ben befjeren beutfchen Gegenden gewährt wird, und 
ebenfo Hinter dem, was in Elfaß-Lothringen durch Geſetz bewilligt worben if. Im 
Ganzen ift die franzöfifhe Scala ſchon um deshalb weit ungünftiger, meil bie nieb- 
rigen Gehaltsfäge für Hülfslehrer und Hülfslehrerinnen auf eine weit größere Quote 
der Lehrperfonen Anwendung finden. 

2) Hier ift Hauptfählid an das Schulweſen gedacht. Im einem großen Theil des 
Armenweſens find die Leiftungen in Frankreich viel bedeutender, al8 in Deutſchland. 
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Leiftungen geringere find, als in Deutſchland, jo find fie im Gebiete der Wege- 
Unterhaltung ſehr viel erheblicher. Nur die für den größeren Verkehr wichtigften 
Strafen — die Staatd: und Departementalftraßen — werben von den größeren 
Verbänden allein unterhalten. Der bei Weitem größte Theil des Chaufjee- 
neges fällt auf die Vicinalwege )), unter welchen öffentliche und im Gemeindeeigen- 
thume befindliche Wege mit mebr oder weniger bei der Departementsbehörde 
centralifirter Verwaltung und entjprechender Zufammenziehung der betr. Unter— 
haltungs-Fonds verftanden werden. Die Abftufung, in welder dieſe Gentrali= 
firung durchgeführt ift, findet ihren Ausdruck in der Glafjeneintheilung der Vici— 
nalmwege, weldye in chemins vieinaux ordinaires, chemins d’interöt commun 
und chemins de grande communication zerfallen. Die erfte Kategorie um— 
faßt Diejenigen Bicinalmege, bei deren Unterhaltung nur Eine Gemeinde interejfirt 
tft; die Unterhaltung erfolgt hier grundjäglich aus den Fonds der betr. Commune 
und beſchränkt ſich die Einwirkung der Departementsbehörde (abgejehen von der 
Claffirung und Declaffirung folder Wege, d. h. der Einreihung verjelben in die 
Kategorie der gewöhnlichen Vicinalwege und der Löſchung aus derſelben) auf 
eine obere techniſche Auffiht und in finanzieller Hinfiht auf eine Subventioni- 
rung der ärmeren Gemeinden zum Behufe des Ausbaued neuer Gemeindemege. 
Diefe Subventionirung, an welcher aud der Staat fih in großem Umfange 
betheiligt, ift durch das Gefeg vom 11. Juli 1868 in ein Syſtem 
gebracht worden, welches eine vajchere Förderung des Ausbaues der der bezüg— 
lihen Kategorie angehörigen Wege bezwedt. Eine Staats - Subvention von 
100 Millionen Franken wurde durd Das Gejeg den Gemeinden für den ge- 
dachten Zweck bewilligt ; der Betrag ſollte in zehn Jahresraten ?) gezahlt und das 
dem einzelnen Departement zufallende Gontingent nebſt den etwa nod aus Depar- 
tementömitteln bewilligten Subventionen vom Generalrath unter die ſolcher Bei— 
hülfen benöthigten Gemeinden der Departementd vertheilt werden. Außerdem 
orbnete das Geſetz die Errichtung einer Darlehnscafje an, welche den Gemeinden 
auf unmittelbar oder durch Bermittelung der Departements geftellte Anträge 
unter günftigen Bedingungen Darlehne für den Ausbau der Bicinalmege ges 
währen. jollte, 

Weit Durchgreifender ift die Betheiligung der Departemental-Inftanzen be- 
züglich der Unterhaltung der chemins d’inter&t commun und der chemins 
de grande communication; bier iſt das Eigenthbum der Gemeinden an ben 
Wegen (abgeiehen etwa von den Nebennugungen und von dem alle des Auf: 
hörend der Wegequalität) faft nur von formeller Bedeutung, wogegen die Unter- 
haltung unter intenfiver Aufficht bezw. Leitung der Bezirköverwaltung ftattfindet, 
welcher auch im Verein mit dem Generalrath die Beſchlußfaſſung über die Ver— 
wendung der zur Unterhaltung verfügbaren Einkünfte faſt ausſchließlich zufteht. 
Die Entwidelung der Gefeßgebung hat allınählig Die chemins d’inter6t commun 
den chemins de grande communication faft in allen Stüden gleichgeftellt ; 


beide Kategorien unterjcheiven fih von den gewöhnlichen Vicinalmegen dadurd), 


1) Die Gefammtlänge der im Verkehre befindlichen VBicinalwege betrug am 31. De- 
cember 1871 331,107 Kilom. 84 M., die der Staats- und Departementalftraßen 
zufammen batte am Schluß des Jahres 1569 86,894 Kilom. betragen. Guillaume, 


trait€ pratique de la voirie vieinale. Paris 1875. S. 9. 
2) Das Gefet vom 25. Juli 1873 hat inzwifchen den Zeitraum verlängert. 
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daß bei jenen jederzeit mehrere Gemeinden an der Unterhaltung betheiligt find, 
Darüber, welche Gemeinden zu jedem einzelnen chemin d’interöt commun 
oder de grande communication beizutragen haben, entſcheidet der Generalrath, 
welher auch die Bertheilung der Departemental- und der etwaigen Staats-Sub- 
ventionen feſtſetzt. Auf Grund diefer Beſchlüſſe entwirft der dirigirende Wege- 
beamte des Departements ein Budget für jeden einzelnen Weg der oben bezeich— 
neten Kategorien, das demnächſt durch die Genehmigung des Präfecten Rechts— 
kraft erhält und für die Handhabung der Verwaltung des bezüglihen Weges 
die Richtſchnur bildet. Die Aufftellung des Budgets für die gewöhnlichen Vicinalwege 
ft den Bürgermeiftern im Verein mit den Pocal-Wegebeamten zugewiefen!). Die Ein- 
fünfte der Verwaltung für die einzelnen Wege beftehen zunächft in deren eigenen 
Einkünften (Obftnugung der Straßenbäume, Verpachtung des Graswuchſes aus 
den Straßengräben ; in der Regel jehr unbedeutend), in den etwa — namentlicy in 
Neubaufällen — gezeichneten freiwilligen Beiträgen von Privaten und den für 
erhebliche Abnugung der Wege von Induſtriellen, der Forftverwaltung u. |. w. 
erhobenen Entjhädigungen, welche lettere unter Umftänden einen nicht unerheb- 
lichen Betrag erreichen; außerdem und der Hauptſache nad) aber in Beiträgen 
der Gemeinden und des Departements, ſowie oft auch in Beihülfen des Staats, 

Für die Beiträge der Gemeinden ift es charalteriſtiſch, daß diefelben nicht 
allein in Geld, jondern aud in Frohnen geleiftet werden fünnen; den Rahmen, 
innerhalb defjen die letzteren in der Wegeverwaltung Berwendung finden Fünnen, 
enthalten noch jegt die Beitimmungen des Gefeged vom 21. Mat 1836. Dar- 
nah ift die Auferlegung von Frohnden an folgende Borbedingungen gefnüpft. 
Erftend müſſen die den Gemeinden nad) Beftreitung ihrer ſonſtigen obligatori- 
Ihen Ausgaben verbleibenden Ueberſchüſſe unzureichend fein, um aus denfelben 
allein den für die Vicinalmege zu leiftenden Beitrag deden zu fünnen. Gebr 
wenige Gemeinden befinden ſich in der Yage, ihren Beitrag aus jenem Ueber— 
Ihufje der ordentlihen Einnahmen beftreiten zu können, jo daß dieſe erſte Be— 
dingung faft überall ſich erfüllt findet. Zweitens muß die Auferlegung von 
Frohnden durd) den Gemeinderath befchloffen worden fein. Nach) dem Gefet 
vom 21. Mai 1836 haben die Gemeinden, ſoweit der Ueberſchuß der ordent- 
lichen Einkünfte nicht ausreicht, zur Dedung ihres Beitrages ſich entweder Special- 
Gentimes (bi8 zum Maximum von 5) oder Frohntage (bis zum Marimum 
von 3), oder Beides aufzuerlegen; den Gemeinden fteht daher die Wahl zmifchen 
Special-Gentime8 zu, allerdings nur infoweit, als die Erfüllung ded Beitrages 
nicht in Frage geftellt wird, Kann derfelbe nicht durch Centimes oder Frohn- 
den gedeckt werden, fo muß die Gemeinde neben der Erhebung von Special: Gentimes 
auch die Auferlegung von Frohntagen und umgekehrt beſchließen und kann hierzu 
im Weigerungsfalle zwangsweiſe angehalten werden. Bei der Steigerung, welche die 
Anforderungen der Wegeunterhaltung überall erfahren haben, ift es jet that- 
ſächlich wohl die Regel, daß die Gemeinden ſowohl Special-Centimes, als Frohn: 
tage leiften. Zu den Frohnden werden alle handdienftfähigen und — nad) der 
Zahl des betr. Zugviehes — alle Zugoieh haltenden Einwohner der Ge: 
„ meinde herangezogen; die Veranlagung zu den Frohnden ift durch allgemeine 








1) Regl. gen. sur les chemins vieinaux v. 6. Dec. 1870 Art. 68 fg. und 
Instr. gen. v. 23. Sept. 1871, Art. 122 fa. 
Schriften XII. — Gommunalfteuer. 10 





a a EEE 
pr ar — —— 


146 Freiherr v. Reitzenſtein. 


Normen in ſehr zweckmäßiger Weiſe geregelt; jederzeit ſind die Frohnden Seitens 
der Pflichtigen nach einem beſtimmten Tarif in Geld ablösbar; ſie unterſcheiden 
ſich auch hierin von den drückenden Wegefrohnden des alten Regimes, deren 
Beſeitigung zu Turgots unvergeßlichen Verdienſten gehört. Darüber, wieviel 
von den Geldbeiträgen oder den Frohnden einer Gemeinde für die beiden erſten 
Claſſen der Vieinalwege in Anſpruch zu nehmen, bezw. ihr fir die gewöhnlichen 
Vicinalwege zu überlafjen jei, befindet der Generalrath; derjelbe ift jedoch hierbei 
an die dur Art. 8 des Gefeged vom 21. Mai 1836 gegebene Beichränfung 
gebunden, wonad für die chemins de grande communication nit mehr als 
zwei Drittel der Spectal-Gentimed und der Frohntage gefordert werden fann. 
für die chemins d’interet commun beſteht eine ſolche Beſchränkung nicht und 
wird der Mangel einer Beftimmung dieſes Inhalts beklagt, da unter der Aus- 
dehnung der Anforderungen der Generalräthe für die Wege der letztgedachten 
Kategorie nicht felten die Unterhaltung der gewöhnlichen Vicinalwege leidet ?). 
Damit der Ausbau der gewöhnlichen Vieinalwege hierdurch nicht allzuſehr beein- 
träcdhtigt werde, hat das Gejeg vom 24. Juli 1867 den Gemeinden Das 
Recht eingeräumt, fi) drei außerordentliche Centimes aufzuerlegen, deren Ertrag 
ausfchlieglich fir die gewöhnlichen Vicinalwege verwendbar iſt. Das Gleihe gilt 
von dem Frohntage, welder nach dem Art. 3 des Geſetzes vom 11. Juli 
1868 diejenigen Gemeinden, im denen die außerordentlichen Zuſchläge 10 Cen— 
times überfteigen, jenen 3 Centimes jubftituiren dürfen. Die Mittel zu den Sub- 
ventionen, welche die Departements für Bau und Unterhaltung der Vicinalwege 
bewilligen, werden von denfelben theild aus den ordentlichen, theild aus den 
Spectal= Wege : Centime8 entnommen; außerdem fünnen die Departements aus 
dem Ertrage der auferordentlichen Centimes oder etwaiger Anlehen Beihilfen 
zu Wegezweden gewähren. Der Betrag der Special-Eentimes, früher auf fünf 
Gentimes firirt, iſt ſet dem Jahre 1868 2) auf fieben erhöht, bei welcher Höhe 
ed ſeitdem geblieben iſt. Wie vorher erwähnt worden, darf der Ertrag dieſer 
Auflage nur für Zwecke der Bicinalmegevermaltung Verwendung finden; ver 
Ertrag der Special = Centimed, welder im Budget für 1976 auf zufammen 
23,429,000 Franken veranſchlagt ift, bezeichnet daher das Minimum deſſen, 
was die Departements für die Aufgaben der gedachten Verwaltung an Beihülfen 
gewähren. Es handelt ſich demnach auch bei diefen Subventionen nicht um exceptio= 
nelle Beihülfen, welche außergewöhnliche thatſächliche Verhältniffe zur Vorausſetzung 
haben, fondern um folche, melde als eine regelmäßige Einrichtung in der Gejeg- 
gebung vorgefehen find. Auch im Gebiet der Vicinalwegeverwaltung find daher 
die finanziellen Leiftungen quantitativ zmifchen Gemeinde und Departement ge- 
theilt. Einen anderen Charakter tragen allerdings die Subventionen des Staats. 
Grundfäglic find diefelben nicht regelmäßige und wiederkehrende, ſondern ſolche, 
die aus Anlaß außerordentlicher Bedürfniffe bezw. zum Behuf einmaliger Leiftungen 
gewährt werben. Namentlich den Ausbau ſämmtlicher Kategorien von Bicinal: 
wegen hat der Staat durch derartige einmalige, vielfah in einer Anzahl von 
Jahresraten effectuirte Subventionen mächtig gefördert. Das Iegte in dieſer 
Richtung ergangene Geſetz — es ift das bereitd oben erwähnte Gejeg vom 


!) Guillaume a. a. DO. ©. 203. 
*) Finanzgefeß vom 31. Juli 1867 für das Jahr 1568. 
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15. Juli 1868 über den Ausbau der Vicinalwege — beichränfi die da— 
jelbft erteilte Zuficherung von Beihülfen nicht auf die gewöhnlichen Bicinal- 
wege; außer den 100 Millionen, welche dafelbit an Subventionen dieſen letzteren 
Wegen zugewendet werden, werden 15 Millionen, ebenfalls in 10 Jahresraten 
zahlbar, für den Ausbau der der Kategorie der chemins de grande commu- 
nieation angehörigen Vicinalwege bewilligt (Art. 4 daſelbſt); überdies wird 
(Art. 5) beftimmt, daß Diejenigen DepartementS, in denen der Ertrag eines 
Centimes ſich auf weniger als 20,000 Franten belaufe, berechtigt feten, die 
Hälfte von dem aus der Subvention für gewöhnliche Vicinalmege und chemins 
d’interet commun auf fie fallenden Gontingent für die chemins de grande 
communication zu verwenden. Die Betheiligung des Staats bei den Yeiftungen 
für den Wegebau iſt daher, wiewohl fie nicht als eine vechtlich nothwendige ein 
für allemal vorgefchrieben worden ift, doch thatſächlich eine jehr erhebliche ge— 
wejen; die Negelung, welche diefelbe für den oben angegebenen Zeitraum durd) 
dad Geſetz vom 15. Suli 1868, deſſen Friften wie vorbemerkt inzwilchen verlängert 
worden find, erhalten hat, reicht noch in die Gegenwart hinein. 

Zweierlei ift es daher, was die franzöfiiche Geſetzgebung über die Vicinal: 
wege charakteriſirt; erftens die Aufnahme der Frohnden in das Syſtem der 
Unterhaltung ; zweitens die Herausbildung eines eigenthümlichen Concurrenz-Ver— 
haltniſſes zwiſchen Gemeinde, Departement und Staat. Die Aufnahme ver 
Frohnden in das Syſtem iſt im einer Weife erfolgt, welche fie überall als ver 
Geldwirthſchaft untergeoronet erfcheinen läßt; wie den Gemeinden, wenigftens bis 
zu einer gewiſſen Grenze, die Wahl zwiſchen Gelpzufchlägen und Frohntagen 
zufteht, Jo hat auch jeder Einzelne die Wahl zwiſchen der Leiſtung der Frohnen 
in natura und der Zahlung des betr. Geldwerthes; indem ſonach die Natural 
dienste jederzeit in Geldleiftungen auflösbar find, ift die Starrbeit, welche die in 
Deutihland auf Grund localer Gewohnheiten noch vielfach zur Anwendung ge: 
langenden fogenannten Hand- und Spanndienfte kennzeichnet, glüclich vermieden 
worden. Da für die Ableitung der Frohntage beitunmungsmäßig weite und 
möglichft jolche Zeiträume gejegt werden, in denen Arbeit von Menjchen und Zug: 
vieh für den Feldbau weniger erforderlich find, ift e8 den Pflichtigen vielfach 
möglich, ſich der Frohnen jo zu entledigen, daß in ihnen freie, anderweitig nicht 
zu verwerthende wirthichaftlihe Kraft zur Verwendung gelangt. In induſtriellen 
Gegenden werben die Gemeinden der Negel nach Geloleiftungen vorziehen; der 
Einzelne wird durch die Berechtigung, ſich durch Entrichtung des Geldäquivalents 
mit der Frohnleiftung abzufinden, der Nothwendigkeit überhoben, lohnendere ander— 
meitige Arbeit zu unterbrechen. Auf allem dieſen beruht e8, daß die Frohnen 
um Bergleich zu dem beträchtlichen Antheil der Wegebauleiftungen, den fie veprä- 
fentiren, als eine verhältnigmäßig wenig drüdende Belaftung empfunden werben. 
Die wirtbichaftliche Leiftungsfähigfeit der Gemeinde erfährt ſonach durch das 
Inftitut der Frohnen eine wejentlihe Stärkung; indem ein wichtiger Theil des 
Aufwandes für den Wegebau aus dem durdy Steuern zu Dedfenden Bedarfs- 
quantum von vornherein ausgejchievden und im Wege der Naturalleiftung aufge— 
bracht wird, wird auch auf diefem Gebiet ein Anwachſen der Belaftung durd) 
Geldſteuern, welches die Grundſätze des Steuerſyſtems in Gefahr bringen fünnte, 
vermieden. Sofern endlich der Maßſtab, nach welchem fich die Frohnlaft ver- 
theilt, ein von dem für die Staatsfteuern geltenden Repartitions-Modus gänzlich 
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abweichender iſt, enthält das Inſtitut der Frohnen eine beachtenswerthe Aus- 
nahme von der Regel, daß die Gemeindebedürfniſſe durch Zuſchläge zu den 
Staatsſteuern aufgebracht werden ſollen. 

Das Verhäliniß der Concurrenz von Gemeinde, Departement und Staat 
zu den finanziellen Leiftungen ift zwar im Gebiet der Wegeverwaltung in eigen 
thimlicher Weife entwickelt worden; im Allgemeinen beruht dafjelbe jedoch ebenfo 
wie die vorftehend gefchilverten entjprechenden Einrichtungen im Gebiet der Schul- 
und Armenverwaltuna auf der Bethätigung des Grundſatzes, daß wichtigere Auf- 
gaben der inneren Verwaltung, wenigftens joweit Die Bejhaffung des Finanzbedarfs 
in Frage kommt, ſich im Wege einer geſetzlich geordneten Betheiligung der in Rede 
ſtehenden drei Factoren zu vollziehen. haben. Die Durchführung dieſes Grund» 
ſatzes läßt fich demnach als ein für die franzöſiſche Verwaltungs-Geſetzgebung 
arakteriftiiches, fie mehr oder minder von anderen Gejeggebungd-Zpftemen unters 
ſcheidendes Kriterium bezeichnen. Die Wirkungen, welche ſich hieraus ergeben, 
werden unter folgende Geſichtspunkte gebracht werden fünnen. J 

Sunächft begründet das franzöſiſche Princip es Ausgleichung zwiſchen der 
größeren und geringeren Steuerfraft der einzelnen Gmeinden; indem bie Ge— 
meinden der Erfüllung der wichtigeren Berwaltungsaufga 
ihrer individuellen Steuerfraft gegenüber ftehen, fie unter 
fegungen vielmehr auf die Betheiligung der größeren Verbän gemiejei 
wird der in Deutjhland fo häufige Uebelftand verhütet, day die Bedirfniſſe ärmerer 
Gemeinden eben deshalb ohne Abhülfe bleiben, weil hier zwifhet Größe des 
Bedarfs und Geringfügigfeit der verfügbaren Steuerfraft das größte Mißverhältniß 
befteht, ein Mißverhältniß, zu deſſen Ausgleihung anderweitige ausreiägende Ein- 
richtungen nicht getroffen find. Durch das gejetlich geregelte, umfaſſenhe princi⸗ 
pale oder jubjidiäre Eintreten der größeren Verbände für die Aufgaben der we 
The 
















und Departement nad) demfelben Maßſtabe zu entrichten haben, die jedoch ihreleit 
auf die Fonds der größeren Corporationen feinen Anſpruch machen, auf Die 
ärmeren Gemeinden übertragen; es wird hierdurch die Erfüllung der Aufgaben 
der Verwaltung unabhängig gemacht von ven Zufällen, welchen namentlich} mıt 
Bezug auf das fo häufige, nicht zu vermeidende und nicht worherzufehende 
ſammentreffen der Anforderungen aus verjchiedenen Gebieten der Verwaltäing 
die Wirthihaft der ärmeren Gemeinden ſonſt unterliegen würde. Zu een 
planmäßigen, die Bedürfniffe Aller möglichjt gleihmäßig berüdfichtigenden Bipr- 
gehen der Verwaltung wird hierdurch die Grundlage gegeben: die hervorragendk 
Reſultate der Wegeverwaltung, der relativ (gegenüber vielen Gebieten Deut 
lands) ausgezeichnete Zuftand der Waifenverwaltung, die wenigftens rajche u 
in der Begrenzung der zum Gegenftande der öffentlichen Fürſorge zu madenk 
den Fälle liberale Irrenpflege beruhen hierauf; wenn tm Schulweſen nicht Diek 
jelden Früchte aus diefen Borbedingungen gezogen worden find, fo Liegt bi 
Urfache nicht in der Begrenztheit der finanziellen Leiftungsfähigfeit, jondern in 
andermeitigen in Frankreich maßgebenden Auffaffungen, welche dem religiöjen und 
anderen hier nicht in Betracht kommenden Gebieten angehören. } 
Ein ſolches Zuſammenwirken der verſchiedenen öffentlichen Corporationen, 
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eine ſolche Ausgleihung zwifchen dem Zuviel und Zumenig der wirthichaftlichen 
Kraft der einzelnen Communen ift num allerdings nicht ganz ohne eine Beein- 
trähtigung ihrer wirthichaftlihen Selbftändigfeit zu erreichen, e8 muß eine wirk— 
jame Controle darüber geſichert fein, daß Die Beiträge der "Gemeinden für die 
wichtigeren Berwaltungszwede nicht hinter dem ihrer Feiftungsfähigfeit entſprechen— 
den Maß zurüdbleiben, und daß die Steuerkraft derjelben jenen Zwecken er: 
halten werde. Schon vorher fonnten die Grenzen, in welche das Recht der Ge— 
meinde, fih mit Steuern zu belaften, eingefchlofien ift, theilweiſe auf die Idee 
einer ſolchen Controle zurüdgeführt werden; das weſentlichſte Mittel für bie 
Ausübung diefer Controle ift die Feſtſtellung der Gemeindebudgets, melde der 
Kegel nach durch den Präfecten, für Gemeinden, deren ordentlihe Einkünſte 
100,000 Franken überfteigen, unter beftimmten VBorausfegungen ſogar durch 
Decret Des Staatöoberhauptes erfolgt ). Diefe Feſtſtellung giebt die Möglich— 
feit, überall zu prüfen, ob ein ausreihender Theil der ordentlichen Einkünfte für 
die obligatoriſchen Verwaltungsausgaben beftimmt und ob, foweit es deren zur 
Ergänzung bedarf, die Erhebung von Special-Gentimes beichloffen worben ift; an 
diefe Prüfung ſchließt ſich ſodann, wo nöthig, die Einwirkung auf die Gemeinden 
an, fie zur Faſſung der erforderlichen Beichlüffe zu beftimmen bezw. mo ſolche 
Beichlüffe nicht herbeigeführt werden können, die zwangsweife Einftellung der Aus- 
gaben und der entiprechenden Steuerzufchläge in das Budget. Mafgebend iſt 
hierbei der Grundſatz, daß Ausgaben, welde nur facultative find, den obliga= 
torifchen meichen müfjen und daß, wenn die orbentlihen Einnahmen der Gemein- 
den nur für die letzteren ausreichen, dieſe Einfünfte zur Deckung blos faculta= 
tiver Ausgaben nicht verwendet werden Dürfen; mit voller Strenge angewendet, 
würde dieſer Grundjag im vielen Fällen zu einer völligen Abjorption wenigftens 
der nach Dedung der übrigen obligatorischen Ausgaben noch disponibel bleiben- 
den Beträge an ordentlichen Einnahmen für Die Ausgaben ver Schul- und Weges 
verwaltung führen. In ſolcher Strenge ift jedoch die Durchführung Seitens der 
franzöfiichen Verwaltung nicht erfolgt. Der Iegteren muß vielmehr eine billige 
Nüdfihtnahme auf die Berhälmiffe der Gemeinden nachgerühmt werden, welche 
nicht jelten von einer Ausdehnung der Anſprüche an die Gemeinden für pie 
Schul- und Wegeverwaltung bis zur zuläffigen geſetzlichen Grenze Abftand ge- 
nommen bat, um ihnen die Beftreitung für die Intereſſen der Gemeinde wich- 
tiger, wenn auc nad) dem gejetlihen Schematismus nur facultativer Ausgaben 
zu ermöglichen. Andererſeits enthalten die Departemental= Budgetd Fonds, um 
ärmeren Gemeinden zum Behuf von Ausgaben der zulegt erwähnten Kategorie 
Beihülfen zu gewähren. So ift für die befonderen Intereffen der Gemeinden, 
wie für Waſchhäuſer, Wafferleitungen, Feuerlöſch-Einrichtungen u. ſ. w., in Frank— 
reich vielfach befjer geforgt als ın zahlreichen Gemeinden, namentlidy der öſtlichen 
Gebiete unferes deutichen Baterlandes, für welche man unter felbftändiger Ge— 
meindeverwaltung nicht jelten Dasjenige rühmt, was treffender mit Mangel aller 
Gemeindeverwaltung bezeichnet würde, 

Es läßt ſich daher wenigſtens hinſichtlich der ländlichen Gemeinden, in denen 
es naturgemäß an einer größeren Mannigfaltigkeit der Gemeindebedürfniſſe fehlt, 
annehmen, daß eine Schädigung derſelben in der Verfolgung ihrer beſonderen 


1) Vergl. Ducroeq, Cours de droit administratif, 4. Auflage, Th. II, ©. 492. 
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Intereſſen durch jene Beſchränkung ihrer wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit nicht 
entſtanden ſei, wenigſtens nicht eine Schädigung, welche gegenüber den Vortheilen 
einer ausgiebigeren Erfüllung jener wichtigeren, vorzugsweiſe den allgemeinen 
Intereſſen dienenden Verwaltungsaufgaben in Betracht kommen könnte. Anders 
verhält es ſich mit den größeren, etwa unſeren Städten entſprechenden Gemeinden; 
hier iſt die durch das umfangreichere Gemeinweſen gegebene größere Vielfältig— 
keit der localen Verwaltungsaufgaben die Urſache, daß eine freiere Bewegung 
der Gemeindewirthſchaft gefordert werden muß. Die größeren Gemeinden können 
ſich nicht an einer nothdürftigen Erfüllung derjenigen Verwaltungsaufgaben, be— 
züglich deren die franzöfifche Gejeßgebung die Ausgaben als obligatoriihe an— 
erkennt, genügen laffen; ich ermähne bier des Schulweſens, deſſen einfachite Formen, 
wie fie in Ländlichen Gemeinden dem Bedürfniſſe entfprechen, den berechtigten 
Anforderungen einer ftädtifchen Bevölkerung gegenüber nicht ausreichen können ; 
die Bezugnahme auf Die — nad franzöſiſchem Recht großentheils facultativen 
-— Ausgaben fir die Unterhaltung des Straßenpflafters, der Feuerlöſch- und 
Poltzeianftalten, der Markthallen, Abzugscanäle und Waiferleitungen wird hin— 
reihen, um die Fälle der außerhalb des Kreifes der obligatorifchen Ausgaben 
liegenden Aufgaben zu vergegenwärtigen, denen jene größeren Gemeinden zu ges 
nügen haben. Diefe Gemeinden müfjen daher, um fich bezüglid ver faculta= 
tiven Ausgaben freie Bewegung zu fihern, zunächſt darnach jtreben, daß fie den 
obligatoriichen Ausgaben vollftändig und ohne Subvention des Departements 
oder Staated genügen; fie müfjen jodann für ausreichende Mittel forgen, um 
auch die facultativen Ausgaben in der durch die Höhe der Anforderungen ge— 
ebenen Ausdehnung leiften zu fünnen. Die8 würde bet der geringen Dehn— 
barkeit des Ertraged der Zuſchläge zu den directen Steuern ihnen unmöglich 
fein, wenn fie bezüglich ihrer Einnahmen im Wejentlihen auf dieſe Zuſchläge 
beihränft wären; fie bedürfen hierzu einer anderen, ausgiebigeren und beweg— 
licheren Einnahmequelle. Dieſe giebt ihnen die franzöfiihe Gefetgebung in dem 
Octroi. 


Fünfter Abſchnitt. 


Der Oectroi. 

Der Octroi gehört zu den alten Einrichtungen Frankreichs. Urſprünglich 
für Rechnung des Staats erhoben, findet er ſich fett Dev Mitte des vierzehnten Jahr: 
hunderts als eine Einnahmequelle franzöfifcher Städte, Jo jedoch, daß an dem bezüg— 
lichen Ertrage dem Staat ein Antheil vorbehalten bleibt. Diefen Antheil normirte 
ein Edict von 1663 auf die Hälfte; auf den ſtädtiſchen Antheil famen indefien 
Befreiungen und Laſten in Abrechnung, jo daß den Städten thatfächlich nur ver 
geringere Theil des Gelammtertrages zu Gute fam. 

Der den indirecten Steuern feindlichen Strömung, welche in der National- 
Berlammlung prävalirte, erlag auch der Detroit; durch das Decret vom 2. und 
17. März 1791, durch welches die ſämmtlichen vom inneren Verkehr Frank— 
reichs erhobenen indirecten Abgaben bejeitigt wurden, wurde auch die Abſchaffung 
des Octrois ausgeſprochen. Erft der wachlende Bedarf der Gemeinden, mwelder 
durch die damals nur in großer Beichränfung erhobenen Staatsfteuer- Zufchläge 
nur unvollkommen gededft werden konnte, führte, als unter dem Conſulat ge- 
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orbnetere Zuftände wiederfehrten, zur Wiederherftellung des Oetrois ald einer 
Einrichtung der Gemeindeverwaltung. Zuerſt ordnete das Gejet vom 27. ven- 
dem. des Jahres VII für Paris die Wiedereinführung der Abgaben ; hierauf 
folgte das Gejeg vom 27. frim. des Jahres VIII, welches fie für Courtray, Reims, 
Dieg und einige andere Städte wieder berftellte und zugleih (Art. 3) die Re— 
gierung zur Yeltitellung der Tarife und Reglements im Einvernehmen mit den 
Departemental= Verwaltungen erimäctigte. Das Gejeg vom 5 ventöse bed 
Jahres VII endlich, geftattete allgemein die Auflegung von Oetrois zu Gunſten der 
Städte und beftimmte, daß die Entwürfe der Tarife und Reglements, melde zu 
dieſem Behuf von den Diunicipalräthen votirt werden würden, der Genehmigung 
der Regierung unterlägen und durch Iettere direct feitzuftellen feten. 

Das iſt im Ganzen noch Die gegenwärtige Yage der Gefeggebung Den 
Municipalräthen ift geftattet, die Einführung der Oetrois mit nachfolgender Ge: 
nehmigung der Regierung zu beſchließen; diefe Genehmigung, welche mittelft vom 
Staatsrath erlafienen DecretS des Staatsoberhauptes ertheilt werden muß, wird 
wohl faum verfagt, wenn nicht etwa Verſtöße gegen die geletlichen Beftimmungen 
oder jonftige Inconventenzen des Projects, wohin namentlih auch eine für die 
DOctroterhebung nicht geeignete Bauart oder zu geringe Größe der Gemeinde ges 
hören, zur Beanftandung Anlap geben. Im Großen und Ganzen läßt ſich das 
Berhältnig dahin firiren, daß in Frankreich diejenigen Gemeinden, welche den 
deutſchen Städten oder größeren Marktfleden gleichzufegen fein würden, Octroi er= 
heben; daß man fid) hierbei nicht in zu engen Grenzen gehalten habe, ergiebt 
fih aus der großen Zahl der betr. Gemeinden; im Jahre 1870 waren es 1543 
Communen, welche von den Nechte der Octroierhebung Gebrauch machten. 

Der Oetroi ift eine Abgabe von den Gegenftänden des örtlichen Conſums. 
Die früheren Geſetze enthielten einzelne Beichränfungen der Gemeinden in der 
Auswahl der zu belaftenden Gegenftände; jo unterfagte das Geſetz vom 11. frim. 
des Jahres VII, Getreide und Mehl, Früchte, Butter, Milch, Käſe und als ge- 
wöhnliche Nahrungsmittel dienende Gegenftände mit Detroit zu belegen; das 
Geſetz vom 27. vendem. des Jahres VII verfügte die Freiheit derjenigen Gegen: 
jtände, welche die Gemeinde lediglich paſſiren und bis zum Ausgange daſelbſt 
im Entrepot bleiben; das Decret vom 17. Mai 1809 endlich ftellte ein neues 
Princip auf, indem es anordnete, daß künftig die Tarife nur Gegenftände aus: 
zuführender Kategorien in ſich begreifen dürften: 1) Getränfe und Flüffigfeiten, 
2) Nahrungsmittel, 3) Brennmatertal, 4) Futter und 5) Baumaterial (materiaux). 
Alle diefe Beftimmungen wurden indefjen nach der Praris des höchſten Gerichtö- 
hofes für aufgehoben erachtet durch die allgemeinen Beftimmungen des Geſetzes 
vom 28. April 1816, welches in den Artikeln 147 und 148 die nachſtehenden 
Vorſchriften enthält: 

Urt. 147 .... La designation des objets imposds, le tarif, le mode et 
les limites de la perception seront deliberes par le conseil municipal et 
regles de la möme maniere que les depenses et les revenus communaux.... 

Urt. 148. Les droits d’ocetroi continueront & n’ötre imposds que sur 
les objets destines a la consummation locale. Il ne pourra £tre fait 
d’exceptions a cette regle que dans les cas extraordinaires et en vertu 
d’une loi speeciale. 


Erft nach langen Schwankungen ift der Caſſationshof zu der letztgedachten, 
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jeit dem Jahre 1852 gleichförmig befolgten Praxis gelangt; während frühere 
Entjcheidungen (18. Juli 1834) die Befreiung des Getreides für aufgehoben 
erachtet hatten, nahmen fpätere Entjcheidungen (2. Februar 1848, 18. Januar 
1850) die durch die Claffeneintheilung des Gejeges vom 17. Mai 1809 gege- 
bene Beichränfung als bindend an; erft die Enticheidungen vom 18. Februar 
1852 und 19. Juni 1854 gaben diefe Auffafjung wieder auf und wurden jeit- 
dem die auf den früheren Gefegen beruhenden Beichränfungen gleihförmig als 
bejeitigt angefehen. Das in Art. 148 des Geſetzes vom 28. April 1816 auf- 
geftellte Princip wird hiermit al8 das allein geltende anerkannt. 

Lange Zeit ift die Frage ftreitig geweſen, ob zu den Gegenftänden bes 
Iocalen Conſums aud diejenigen Robftoffe gehören, welche bei der Herftellung 
von für den allgemeinen Handel beftimmten Fabrifaten ihren Verbrauch finden. 
Es gehören hierher die Kohlen, welche als Feuerungs-Material in den Fabriken 
dienen, die Laugen und Dele, welche bei der Fabrication der Seife gebraucht 
werden, der Zuder, welcher zur Herftellung von für den Handel beſtimmten 
Liqueuren Verwendung findet. Die Anfiht, daß auch ſolche Gegenftände dem 
Detroit unterworfen werben fönnen, wird Damit begründet, daß nad) der geſetz— 
lichen Beftimmung alle Gegenftände, welche in irgend einer Art Objecte des 
örtlichen Verbrauchs bilden, mit der Abgabe belaftet werben fünnen, fo daß em 
unbedingter Anſpruch auf Freiheit nur für Diejenigen anzuerkennen fer, melde 
als für den Handel beftimmt in der betr. Gemeinde lediglich im Magazin oder 
Entrepöt blieben und demnächſt in unveränderter Geftalt wieder ausgeführt würden. 
Der Kafjationshof hat ſich ſeit 1847 gleichmäßig für dieſe Anſicht entjchieden }). 
Der Begrenzung der dem Oectroi unterworfenen Kategorien von Gegenftänden ift 
hierdurch Die weiteſte Ausdehnung gegeben morben. 

Die Beltimmung der Tariffäge ift, wie die Einführung des Octrois über- 
haupt, zunächſt der Initiative der Gemeinde überlaffen; auf Grund des Be- 
ſchluſſes des Gemeinderath8 erfolgt die Feſtſetzung des Tarifs in demfelben 
Deeret, welches die Einführung des OctroiS genehmigt (geringere Erhöhungen 
innerhalb des Maximal-Tarifs können von den Gemeinden jelbjtändig bezw. mit 
Genehmigung der Generalräthe beichlofjen werden) 2). Doc beftehen gemifje 
allgemeine Normen, welde bei Aufitellung des Tarifs Beachtung finden müſſen; 
hierher gehört die Beſtimmung des Geſetzes vom 10. Mai 1846, wornady vom 
Schlachtvieh die Abgabe in der Kegel nad) dem Gemicht erhoben werden muß 
(die Feftlegung von Sätzen pro Haupt ift nur dann zuläffig, wenn der Sat 
pro Ochſen 8 Franken nicht überfteigt); ſodann die Beftimmung des Finanz- 
Geſetzes vom 22. Juni 1854 (Art. 18), daß der Octroi von Wein, Obftwein 
und Moft den doppelten Betrag derjenigen Abgaben nicht erreichen darf, welche 
der Staat von den qu. Objecten beim Eingange in die Gemeinde erhebt oder 
erheben witrde, wenn die betr. Gemeinde in die Kategorie der mit der niedrigften 
Eingangsabgabe belegten Gemeinden eingereibt wäre; endlich follen der Kegel 
nach die Säte des Octrois für die einzelnen Gegenftände nicht diejenigen über- 
fteigen, welche im dem mittelft Decret8S vom 10. Februar 1870 ypublicirten 
2) Er. v. 8. März 1847, v. 20. Mai u. 6. Dez. 1848 u. 18. Febr. 1852. 
Dalloz, jurispr. generale ®b. 34, I, ©. 34. 

2) Gejeß über die Municipalräthe vom 24. Juli 1867, Art. 8, und Gefeß iiber 
die Generalräthe vom 10. Auguft 1871, Art. 46, 8 25. 





Das Communalfteuer-Spftem Franfreihs und bie Reform in Preußen. 153 


Generaltarif feſtgeſetzt ſind. Das Gleiche gilt von der Belaftung von Gegen— 
fänden mit Detroi, welche im Generaltarif nicht erwähnt find; in beiden 
Fällen fünnen die betreffenden Beſchlüſſe der Gemeinderäthe durch Decret nur 
auf Grund vorheriger Beſchlußfaſſung der Generalräthe genehmigt werben (Das 
citivte Gefeg über die Generalräthe Art. 48, Nr. 4). Endlich wurde ſtets in 
der Praxis des Staatsraths darauf gehalten, daß nicht durch Anwendung vers 
ſchiedener Säge auf die am Drt erzeugten und die von auswärts eingeführten 
Waaren ein Privilegium zu Gunften der erfteren errichtet werde; eine ge 
ringe Differenz in der Befteuerung de8 am Orte fabricirten und des eingeführten 
Bieres pflegte zwar zugeftanden zu werben, doch bezweckte diefe Differenz nur eine 
Ausgleihung dafür, daß bei dem am Orte erzeugten Bier mande der Her— 
tellungs = Materialien, wie namentlich Holz und Kohlen, ſchon mit einer Detrot- 
belaftung getroffen worden waren. Seit den Decret vom 13. Febr. 1870 find 
alle jolche Differentialtaren verboten !). 

Alle diefe Beſchränkungen Hindern jedoch nicht, daß dem Arbitrium ver 
Gemeindevertretungen bezüglich der Tarifläge, ebenfo wie bezüglich der Auswahl 
der zu belaftenden Gegenftände ein jehr weiter Spielraum verbleibt; in der Feſt— 
fegung der Kategorien der heranzuziehenden Gegenftände wie in den Tariflägen 
walten zwijchen den Gemeinden die größten Verſchiedenheiten ob; nur im Alges 
meinen findet fich beftätigt, daß die Begrenzung der Kategorien in größeren Ge— 
meinden eine weitere, in kleineren eime engere ift. Die in den Tarifen u. ſ. w. 
beitehende Mannigfaltigfeit mögen nachfolgende Notizen, welde den nod aus 
der Zeit franzöſiſcher Herrichaft herrührenden Octroi: Tarifen einzelner Gemeinden 
Yothringend entnommen worden find, veranichaulichen. 

Der Tarif der Stadt Met (51,388 Einwohner im Jahre 1871) 2) umfaßt 
unter den üblichen fünf Hauptabichnitten 82 Pofitionen; der Abjchnitt Getränfe 
und Flüffigfeiten enthält deren 14; bier ft Wein mit 1 Fr. 80 Ets., impor= 
tirte® Bier mit 4 Fr. 35 Cts., am Orte gebrautes Bier mit 3 Fr. 50 Ct8., 
Alkohol mit 13 Fr., Dele jeder Art außer Fiſchöl und entöltes Del mit 3 Fr. 
pro SHectoliter in Anja gebracht. Der Abfchnitt Nahrungsmittel umfaßt 
21 Pofitionen. Es gehören hierher u. A. die Pofitionen: Tebende Thiere 
Stiere und Kälber zahlen 5 Fr. 70 Et8., Ochſen, Kühe, Ziegen, Schweine, 
immer, junge Ziegen und Ferkel 3 Fr. pro 100 Kilogr.; Fleiſch in Stüden 
zahlt, wenn es Stier- oder Kalbfleiſch ift, 10 Fr. 50 CEts., ſonſt 5 Br. pro 
100 Mlogr.), Wild, Kaninchen, Lachſe und andere Fiſche, Geflügel, Auftern, 
Raftanien, Citronen, Oliven und ähnliche Waaren; veranlagt find u. U. wilde 
Schweine, Frifhlinge und Hirſche mit 5 Fr. pro 100 Kilogr., Rehe mit 1 Fr. 
pro 10 Kilogr., Lachſe u. |. mw. mit 20 Cts. pro Kilogr., Auftern mit 50 CEts. 
pro 100 Stüd, Citronen mit 7 Fr. pro 100 Kilogr., Puten und Falanen mit 
40 &t8. pro Stüd u. ſ. w. Unter den dritten Hauptabjchnitt — Futter — 
fallen 4 Poſitionen: Heu, Klee- und Luzern-Heu ift mit 40 Ets., Stroh mit 
I Fr. 50 CEts., Hafer mit 1 Fr. pro 100 Kilogr. angefegt. Im vierten, 
10 Bofitionen enthaltenden Hauptabfehnitt — Brennmaterial — find Weikbuchen- 
und Birnbaumbolz mit 60 CEts., anderes Brennholz mit 35 CEts. pro Stere, 


2) Art. 10 daſelbſt. Bull. du min. de l’int. 1870 ©. 216. 
2) Die Refultate der Zählung von 1875 find noch nicht definitiv feftgeftellt. 
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Holztohlen mit 75 Cts. pro 100 Kilogr., Steinkohlen mit 1 Fr. 20 CEts. pro 
1000 Kilogr., Kerzen mit 50 Ets. pro 10 Kilogr. in Anfag gebracht. Der 
fünfte Hauptabjchnitt — materiaux — begreift in 33 Pofitionen in 4 Unter: 
abjchnitten: Eichenhölzer, Pappelhölzer, Tannenhölzer und Marmor, zu welcher 
legteren Kategorie u. A. auch Kalk, Cement, Sand jeder Art, Ziegel und Pflafter- 
fteine gerechnet werden. Bauholz in der Rinde oder mit der Säge oder Art 
gefällt, wird u. A., wenn es Eichenholz ift, mit 3 Sr. 75 Ct8. pro 100 Deri— 
ſteres herangezogen; für Tragbalfen aus Tannenholz wird 15 CEts. pro laufen- 
den Meter gezahlt; die Abgabe von rohem Marmor beträgt 1 Fr. pro 100 
Kilogr., die für Kalt 50 Cts. pro 10 Hectoliter, für Gement 50 Ets. pro 10 
Hectoliter, für Sand und Kies 1 Franken für 10 Kubikmeter, für Ziegel und 
Badfteine 1 Fr. pro Taufend. — Der Tarif der Stadt Saargemünd (6871 | 
Einwohner im Jahre 1871) enthält 15 Pofitionen. Wein wird mit 0,80 Fr., | 
in der Stadt gebrautes Bier mit 2 Fr., importirte8 Bier mit 2 Fr. 50 Cts., | 
Alkohol, Branntwein, Yiqueur mit 4 Fr., Olivenöl mit 3 Fr. pro Hectoliter 
beftenert. Vom Schlachtvieh zahlen Stiere 8 Fr., Ochſen und Kühe 6 Fr., Schweine 
1 Fr. Schafe und Kälber 0,80 Franken pro Stüd; Fleiſch in Stüden wird mit 
5 Ets. pro Kilogr. verfteuert. In der Rubrik „Brenn= und Beleuhtungs:Ma- 
terial” wird u. U. Brennöl — gleichgültig, ob vegetabilifches oder Steinöl — 
mt 1 Fr. 50 Gt8., von Baumaterialien das Hundert Ziegel mit 10 Gt8., 
der Hectoliter Kalt mit 5 618. herangezogen. — Der Tarıf der weit Fleineren 
und faft Ländlichen Gemeinde Chätenu Salind (2148 Einwohner), aus dem 
Jahre 1844 herrührend und noch in Gültigkeit, umfaßt dagegen wieder 53 Pos 
fittonen; Wein iſt mit 75 Cts., importirtes Bier mit I Fr., am Ort erzeugtes | 
Bier mit 75 Cts., Alkohol mit 4 Fr., Olivenöl mit 2 Fr. pro Hectoliter in 
Anfag gebracht; lebendes Vieh wird mit Sägen von 8 Fr. (Ochſen und Kühe) | 
bi8 herunter zu 10 Ets. (KLämmer und Siegenfälber) pro Haupt, Fleiſch in 
Stüden mit 0,04 pro Kilogr., eingefalzenes Fleiſch und Speck mit 20 Ets. pro 
Kilogr., Stearinkerzen mit 10 Cts. pro 100 Kilogr., Brennholz mit 25—40 
Cts. pro Stere, Bauholz in der Ninde mit 5 Ets. pro Deriftere, von außer: 
halb eingeführte Ziegel mit 10 Ets., in der Stadt erzeugte mit 9 Ets. pro 
Hundert, Stroh mit 10 Ets., Heu mit 10 Ets., Grummet mit 8 Ets. pro 
100 Kilogr., Hafer mit 5 CEts. pro Hectoliter befteuert. Die zuletzt erwähnte 
Differenz zwifchen dem Sage für am Ort erzeugte und von außen eingeführte 
Ziegel bezwedt auch wohl hier Lediglich eine Ausgleichung dafür, daß die* bei der 
Fabrikation am Orte gebrauchten Robftoffe, namentlich das Brennmaterial, ſchon 
anderweitig der DetrotAbgabe unterlegen haben. Die Einnahme an Detrot ift 
in dem Budget pro 1876 für Meß auf 495,000 Mark bei einer Geſammt— 
Einnahme von 913,740 Mark 76 Pf, in Saargemünd auf 55,740 Mark bei 
einer Gefammt-Einnahme von 122,923 Mark 17. Pf., in Chäteanu Salins auf 
6300 Mark bei einer Gefammt- Einnahme von 17,276 Mark 91 Pf. ange 
nommen worden; die Einnahme an Zufchlägen zu den directen Steuern war in 
demfelben Jahre für Meg auf 95,000 Mark, für Saargemünd auf 6473 Marf 
72 Pf, für Chäteau Salins auf 2016 Mark 35 Pf. veranſchlagt. Schon 
hieraus ergiebt fih, eine wie bedeutende Stelle dem Octroi unter den Einnahmen 
der größeren Gemeinden zukommt. 

Dafjelbe Rejultat ergiebt die Vergleihung des Gefammt-Ertraged des in 


* 
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den Gemeinden Frankreichs erhobenen Octrois mit dem der Zujchläge zu den 
directen Steuern. Der Ertrag der Iegteren wurde für alle Gemeinden Franf- 
reichs, welche deren erhoben, im Jahre 1836 auf 25,097,000 Fr., im Jahre 
1862 (nach der Rechnung) auf 73,781,000 Fr., im Jahre 1864 auf 83,863,551 
dr. berechnet). Derjelbe wird für das Yahr 1871 auf 101,234,705 Fr. 
angegeben ?). Dagegen bat der Octroi ertragen: im Jahre 1831 bei 1378 
Gemeinden, in denen er erhoben wurde, 54,300,000 Fr., im Jahre 1835 bei 
1423 Gemeinden 71,995,000 Fr., im Jahre 1850 bei 1436 Gemeinden 
95,176,602 Fr., im Jahre 1863 bei 1434 Gemeinden 153,410,664 Fr., 
wovon auf Paris 80,764,511 Fr. und auf die übrigen Gemeinden 72,651,153 
Fr. famen ?). Im Jahre 1867 berednete ſich der Ertrag bei 1530 Gemeinden 
auf 192,251,942 Fr.; das Jahr 1871, im welchem die Erhebung zu einen 
großen Theil unterbrochen war, ergab dennoch einen Geſammtertrag von 156,490,936 
Fr., wovon 68,910,268 Fr. auf Paris und 87,580,058 Fr. auf Das übrige 
Frankreich kamen“). — Im Budget von Paris (im Jahre 1872 1,794,380 
Einwohner) pro 1875 figurirt der Octroi mit einer Einnahme von 113,140,000 
Fr., welder an Zufchlägen zu den directen Steuern nur eine Einndhme von 
23,773,122 Fr. 86 Gt8., bei einer Gefammt-Einnahme von 204,859,674 Fr. 
68 Gt8. (in ordinario und extraordinario) gegenüberſteht )). Die Rechnung 
der Stadt yon (310,651 Einw.) fir Das Jahr 1868 weift an Einnahme aus 
dem Dectrot 
im Ordinarum. . . 6,700,444 Fr. 01 Ets. 
im Ertraordinarium . 11,320 „ 56 „ 
I zufammen 6,711,764 Fr. 57 Cts. 
aus den Zuſchlägen zu den birecten Steuern dagegen nur 
im Ordinarum . . . 714,016 Fr. 46 Ets. 
im Exrtranrdinarium . . 734,604 „ 26 „ 
zuſammen daher nur 1,448,620 Fr. 72 Cs. 
bei einer Gefammt-Einnahme von 14,631 ‚692 dr. 57 Ct8. (worunter 352,641 
dr. 97 Ets. Nefte aus dem Vorjahre) nach im Budget der Stadt Marfeille 
(300,131 Einwohner) für das Jahr 1869 war ausgeworfen an Einnahme aus 


dem Dectrot 


im Oxdinarum . -: 2 62200,000 Fr. 
im Ertraordinarium . - ..2,300,000 „ 
zujammen 8,500,000 Fr. 
aus den Zuſchlägen zu den directen Steuern dagegen nur 
im Drdinarium. . 2 2.2. 703,333 Fr. 
im Exrtraordinarium . . . . 612,403 „ 
zujammen 1,315,736 Fr. 
bei einer Gejammt-Einnahme von 16,302,133 Fr. 25 Cls die Rechnung der 


Be ‚Bergt die Angaben zund Tabellen bei De Parieu, a. a. DO. Band IV. 





3 Cours de droit administratif, Bd. II, ©. 504, nad dem Bericht 
des Staatsrathed Durangel an den Minifter bes Innern “ber die finanzielle Lage 
der Gemeinden im Jahre 1871 vom 8. September 1873. 

8) De Parieu in dem angeführten Werke, 2. Aufl., Bd. IV, ©. 24, 25. 

) Block, — — u politique, Jahrgang 1875, © . 284 fg. 

5) Block, a. a. ©. 
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Stadt Nancy (52,978 Einwohner) im Jahre 1872 ergab für das Jahr 1875 
eine Einnahme an Octroi von 


im Orbinarum. . . 1,204,572 Fr. 72 Gt. 

(ein extraordinärer Zuſchlag zum Octroi ward nicht are an Zuſchlägen 
im Ordinarium . . . 101,290 Fr. 11 Ets. 
im Extraorbinarum . . 179,370 „ 35 n_ 





zufammen 280,660 Fr. 46 Ets. 
bei einer Gefammt-Einnahme von 3,510,556 Fr. 18 Ct8., worunter jedoch ein 
beträchtliher Gaffen-Ueberihuß aus dem Borjahre ſich befindet. 

Aus allen diefen Notizen ergiebt ſich Zweierlei: zunächſt die große Aus- 
dehnung des Kreiſes der dem Octroi unterworfenen Gegenftände, ſodann die 
außerordentliche Ergiebigkeit der Einnahmequelle, auf der ihre hervorragende 
Stellung unter den Hülfsquellen der ſtädtiſchen Budgets berubt. 

Wenn es ein berechtigtes, wiewohl in Frankreich weit weniger vorwaltendes 
Streben der neueren Finanz Politik ift, die indirecten Staats-Steuern und Zölle 
auf wenige, möglichſt einträgliche zu beſchränken, jo fteht hierzu das Prineip ber 
franzöſiſchen Oetroi-Einrichtungen in directem Gegenfate: dieſelben beruhen auf 
einer im Allgemeinen mit der Größe der Gemeinden wachjenden Vervielfältigung 
der der Abgabe unterworfenen Artikel, welche bei verhältnigmäßig niedrigen Säten 
doch einen hohen Ertrag zu erzielen ermöglicht. Die Bedenken, melde für ein 
Staatöftener-Syftem gegen eine ſolche Vervielfältigung ſprechen würden, fallen 
hinweg, da es ſich eben nur um eine Abgabe für die größeren Gemeinden 
handelt, in denen die Controle des Verbrauchs eine verhältnißmäßig leichte ift, und 
da ferner der Kreis der abgabepflichtigen Gegenftände fein gefchlofjener ift, feine 
Beltimmung vielmehr für jede einzelne Gemeinde zunächſt von dem Ermeſſen 
des Municipalrathes abhängt; in der Imitiative dieſer den örtlichen Berhältnifjen 
jo nahe ſtehenden Körperſchaft Liegt die ficherfte Gewähr dafür, daß die localen 
Intereſſen Berüdjihtigung finden und daß die nothwendige Zufuhr und die in 
der Gemeinde betriebenen Induftrien nicht geichädigt werden. Die Mitwirkung, 
welche fi der Staat bezüglich; der Einführung des Octrois vorbehalten bat, 
dient hauptſächlich dazu, zu verhindern, daß die Abgabe zu einer Die örtliche 
Production privilegirenden Verkehrsſchranke ausarte, oder daß durch dieſelbe mittelft 
zu ftarfer Belaftung umentbehrlicher Lebensmittel eim zu ſtarker Drud auf bie 
ärmeren Clafjen geübt werde. So ift e8 Praxis des Staatsraths, Die Aus- 
Dehnung des Octrois auf Getränke und Mehl nur unter ganz bejonderen VBoraus- 
ſetzungen, vermöge deren! die Ernährung der ärmeren Claffen anderweitig ficher- 
geftellt ift, zu gejtatten!). Die große Ausdehnung des Kreiſes der oetroipflichtigen 
Gegenftände ermöglicht e8, e8 bei im Allgemeinen niedrigen Süßen bewenden zu 
lafien. Hohe Säge finden ſich — abgejehen von Gemeinden, in denen das 
Verhältniß zwiſchen den an die Verwaltung gerichteten Anforderungen und den 
Einnahmen ein ungewöhnlic ungünftiges ift — hauptſächlich nur bei Artifeln, 
deren größere Belaftung den Lurus treffen, oder gar den übermäßigen Verbrauch 
des Artikel aus Gefichtspunften der Gefundheitöpolizei verhindern fol. Auf der 
erften Erwägung beruht die überall jehr viel höhere Belaftung des Bieres im 
Vergleich Bergleidh zum Wein; das erftere ift in Frankreich ein Yurus-Getränf, während 


BETT: Sp erhebt Baftia, mo Kaftanien ein wohlfeiles Nahrungsmittel, einen Oectroi 
auf Mehl. Zar. v. 15. Juli 1847. 
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der Wein zu den der gewöhnlichen Ernährung dienenden Getränken gerechnet 
wird. Der zweite Geſichtspunkt iſt für die durchgehends ſehr hohe Belaſtung des 
Alkohols maßgebend, mit welcher eine thunlichſte Einſchränkung des Genuſſes 
er Artifeld, zumal bei den ärmeren Clafjen, bezwedt und großentheild auch 
erzielt wird. 

Indem die Menge der oetroipflichtigen Artikel bei ſolchen relativ niedrigen 
Sätzen doch, zumal in großen Städten, in welden die Erhebungstoften fih auf 
eine erhebliche Zahl von Objecten vertheilen, einen jehr hohen Ertrag erreichen 
läßt, erwächſt aus der Einrichtung des Octrois der finanziellen Leiftungsfähigfeit 
der größeren Gemeinden Frankreichs eine außerordentliche Stärkung. welche Dieje 
Gemeinden in die Lage jet, nicht nur ohne Subventionen des Bezirks und 
Staats den in Schul: und Wegeverwaltung ihnen gejtellten Aufgaben jelbit 
zu genügen, jondern auch den bejonderen Anforderungen ihre8 Communalweſens 
in oft jehr ausgiebiger Weiſe Rechnung zu tragen. Durch diefe wejentlic auf 
dem Octroi beruhende finanzielle Selbftändigfeit der größeren Gemeinden werden 
die aus denfelben auffommenden Special-Departemental-Zujchläge und die zur 
Subventionirung von Gemeinden verfügbaren Staatö-Fonds frei und fünnen dem— 
nach zu Gunften der ärmeren, finanziell minder leiftungsfähigen Gemeinden vers 
wendet werden; ohne den Octroi fünnte dieſe Ausgleihung nur eine unvoll- 
fommene fein und läßt ſich jomit der Octroi al8 der Schlufftein des franzö— 
ſiſchen Syſtems der Communalbefteuerung und der Bertheilung der öffentlichen 
Laften bezeichnen. Auf die Geftaltung des Finanzweiend und der Verwaltung 
der größeren Städte hat derjelbe den größten Einfluß gehabt. Die Opulenz, 
mit der die Verwaltungen der größten Städte Frankreichs nicht nur dem Bes 
dürfniß, ſondern auch der Bequemlichkeit und oft ſelbſt dem Luxus des Publi- 
fums Rechnung tragen, hängt offenbar mit der Ergiebigkeit jener Einnahme— 
quelle zufammen, welche den wachſenden Steuerdrud minder fühlbar macht, da= 
mit aber auch bei der prävalirenden Bedeutung, welche fie nad) und nach den 
anderen Steuerarten gegenüber erlangt bat, die Durch die Rückſicht auf die Steuer= 
pflihtigen und ihr Intereſſe bei den zu leiftenden Ausgaben gezogenen Grenzen 
dann und wann verwilcht, welche bei jedem öffentlichen Finanzweſen ftet3 in 
eriter Pinie im Auge behalten werben jollten. 


Bweiter heil. 
Die Communaljtener-Reform in Preußen. 


Erfter Abſchnitt. 


Die Begrenzung der frage. 


Die bisherige Darftellung ergiebt, daß wenn Frankreich fir die directe Ge— 
meinde = Befteuerung mit bloßen Zuſchlägen zu den Staatsfteuern ausreicht, Died 
auf zwei durch die Entwidelung der franzöjiihen Gefeggebung gegebenen Vor- 
ausfegungen beruht. Diefe Vorausſetzungen find 

Erftens das Beftehen eines Concurvenzverhältniffes bei Erfüllung der wid 
tigiten Berwaltungsausgaben, vermöge defjen die Belaftung der Gemeinden ſich 
auf ein beftimmtes, im Allgemeinen nad ihrer Yeiftungsfähigfeit ſich vegelndes 
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Maß beſchränkt und im Uebrigen für jene Aufgaben die größeren Verbände ein= _ 
zutreten haben. Die hieraus ſich ergebende Ausgleihung gewährt den Bortheil, 
daß ein ſtarkes Anwachſen der Steuerlaft in den kleineren und fiir die ſelbſtän— 
dige Tragung jener Yaften nicht binlänglich Teiftungsfähigen Gemeinden ver- 
mieden wird. 

Zweitend die durch die DOctroi-Gejeggebung für die größeren Gemeinden 
gegebene Möglichkeit, den hauptjächlichften Theil ihres Bedarfs mitteljt einer den 
wirflihen Berbraudy im weiteften Umfange belaftenden indirecten Steuer aufzu- 
bringen, deren Drud bei der großen Anzahl von Gegenftänden, auf welche die 
Steuer ſich zu vertheilen pflegt, in feinem Verhältniß zu ihrem Ertrage fteht. 

Auf dieſe Borausfegungen ift es zurüdzuführen, daß Die Belaftung der 
Staatsjtenern mit Communal-Zuſchlägen annähernd in derſelben Stabilität er— 
halten worden ift, wie fie im Allgemeinen die directen Staatöftenern ſelbſt 
harakterijirt. Dieſe Stabilität tft e8, durch welche die Ungleichheiten und Härten 
in der Bertheilung der Steuern gemindert bezw. verdeckt werden. 

Beide gedachte Vorausfegungen fehlen in Preußen. Auch ihre Herftellung 
kann nad) jegiger Page der Geſetzgebung wenigjtens für die nächfte Zukunft faum 
ind Auge gefaßt werden. Denn was 

1) das bezüglich der Vertheilung der öffentlichen Laften in Preußen beftehende 
Syftem anlangt, jo iſt dafjelbe fat durchgängig auf die abjolute und das Ganze 
der finanziellen Leiſtung umfafjende Verpflichtung der DOrtögemeinde gegründet ; 
gleichgültig ift es hiebei, ob für einzelne der in Rede ftehenden Aufgaben neben der 
jogenannten politifchen Ortsgemeinde noch ein bejonderer Berband — wie für 
das Schulweſen in der Mehrzahl ver öftlichen Provinzen die aus den Haus— 
pätern der zur Schule gewiejenen Ortichaften gebildete Schulgemeinde — befteht, 
da die Art der Bertheilung der Steuerlaft hiedurch nicht weſentlich gändert wird. 
Grundſatz ift, daß ſowohl in Betreff der Armenpflege, al8 bezüglich des Ele- 
mentarjchulwefend und der Wegebaulaft die Gemeinden und ähnlichen Tocalen 
Berbände — bezw. die an ihre Stelle tretenden Gutsbezirke — dem Bebürfnif 
vol zu genügen haben. Die Betheiligung der größeren Verbände, einſchließlich 
des Staates jelbft, hat den Charakter der Unterftügung ; fie ift facultativ, da Die 
Geſetze beftimmte VBorausfegungen, unter denen jene Betheiligung eintreten muß, 
nicht aufzuftellen pflegen. Ic behalte mir vor, auf die Unhaltbarkeit dieſes 
Zuftandes und feine Nichtübereinftimmung mit der gegenwärtigen Külturentwicke— 
lung weiter unten zurüdzufommen: hier mag e8 genügen, darauf hinzumeifen, daß 
die Herbeiführung eined anderen Zuftande® nur im Wege einer Umgeftaltung 
wichtiger Theile des Verwaltungsrechtes möglid), mithin keinesfalls vor Ablauf 
einer Reihe von Jahren zu erreichen fein würde. Für eine gegenwärtige Reform 
der Sommunalfteuer-Gefetgebung wird daher die Eventualität einer ſolchen weis 
teren Umgeftaltung des materiellen Verwaltungsrecht außer Betracht bleiben 
müffen. Aus jenem Zuftande der auf die Tragung der öffentlichen Yaften be— 
züglichen Geſetzgebung ergiebt fid aber ferner, daß an das Project einer Com- 
munalftener-Gejeßgebung in Preußen ein ganz anderer Maßſtab gelegt werben 
muß, als er für die gleiche Geſetzgebung Frankreichs durch die dortige Lage der 
Verwaltungs-Gejeßgebung gegeben ift, da es fich im erfteren Falle der Regel 
nad um eine viel umfafjendere und — je nad den an die Gemeinde heran 
tretenden Anforderungen — wechſelnderen Bedarf als im letzteren handelt. Die 
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für Preußen in Ausficht zu nehmenden Commumalftenern müfjen daher der Be: 
dingung der Dehnbarfeit in weit größerem Umfange genügen. 

68 fehlt aber 

2) die Möglichkeit, einen nennenswerthen Theil dieſes Bedarfs mitteljt indirecter 
Befteuerung aufzubringen. Bon den indirecten Communaljteuern,, welde in 
Preugen beftanden, waren faft nur die Zufchläge zur Mahl: und Schlachtfteuer 
von finanzieller Bedeutung; mit der durch Das Gefeg vom 25. Mat 1873 
ausgeiprochenen Aufhebung der Mahl- und Scladtfteuer als Staatöftener find 
diefe Steuern auch aus den Einnahmequellen der Gemeindebudgets verſchwunden; 
wiewohl die excepttonelle Beibehaltung der Schlachtiteuer als Communalfteuer 
von den Gemeinden mit Genehmigung des Miniſters des Innern und der Fi- 
nanzen beichlofjen werben fann, jo find doc die VBorausfegungen für die Er: 
hebung diefer Steuer Schon allein dadurch, daß die Erhebungs- und Berwal- 
tungöfoften, wenn es ſich um eine vereinzelt daftehende communale Schlachtfteuer 
handelt, naturgemäß eine viel größere Quote des Ertrags abforbiren, fo be: 
trähtlidh ungünftigere geworben, daß die Gemeinden wohl kaum in die Verſuchung 
fommen werden, ſich des gedachten Ausfunftsmitteld zu bedienen. Neduciven fid) 
auch von den Argumenten, welche von ver Agitation für Aufhebung der Mahl- 
und Scyladytjteuer ins Feld geführt wurden, mande auf bloße, für eine fachliche 
Würdigung jener Steuer werthlofe Abftractionen, jo ift doch durch das erwähnte 
Geſetz der Streit über ven fraglichen Gegenftand zu einer Art Abſchluß gelangt und 
Iprechen gute Gründe, deren unten Erwähnung zu thun ich mir worbehalte, 
dafür, daß wer mit dem Geſetz vorwärts gethane Schritt nicht wieder rückwärts 
gethan werde. Es fünnte daher nur ein andered Syſtem indirecter Steuern in 
Frage kommen; ein ſolches wird aber zur Zeit durch den beftehenden Zollverein 
ausgefchloffen, welcher gerade bezüglich der wichtigften Verbrauchsgegenftände eine 
weitere Beſteuerung al3 die dur die Zollvereinsverträge vorgejehene verbietet. 
Für jet erhöht die Unmöglichkeit, einen nennenswerthen Theil des Bedarfs der 
Gemeinden durdy indirecte Steuern aufzubringen, die Anfprüce, welche an die 
Dehnbarkeit des Ertrages der directen Gemeindefteuern geftellt werben müſſen. 

Ein Project der Reform der Communalſteuer-Geſetzgebung erjcheint Daher, 
wenn es Darauf berechnet fein ſoll, jest zur Ausführung gebracht zu werden, 
von vornherein in jehr enge Grenzen eingefhloffen. Es kann ſich zur Zeit in 
der That nur darum handeln, ob es bei der bisherigen Mannigfaltigkeit bewenden, 
bezw. ob und in wie weit diefelbe durch eine auf bloße Zufchläge gegründete Sommunal 
befteuerung erſetzt werben fol. Im diefer Weiſe ift in der Denkſchrift, welche den 
neuerdings von dem preußiichen Minifter des Innern zur Begutachtung geftellten 
Entwurf begleitet !), in der That die Frage normirt. Der Berfaffer der Dent- 
Ihrift trägt fein Bedenken, fie zu Gunften eines auf Zuſchläge ſich beihränfenden 
Communalfteuer-Syftemd zu beantworten und die Ausdehnung des in der Kreis— 
und Provinz ialordnung feftgeftellten Grundfates auf die Gemeinden zu empfehlen. 

Drei Argumente vorzugsweife find e8, durch welche dieſe Anficht begründet 
wird. Zunächſt wird darauf hingewieſen, daß der gegenwärtige Zuftand bes 
Communalſteuerweſens eine ſachgemäße Behandlung der wichtigen Fragen, welche 


ı) Die Grundzüge find duch die Wefer-Zeitung und andere Zeitungen zur all» 
gemeinen Kenntniß gelangt. 
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fih an die Heranziehung der Forenfen und der juriftiichen Perjonen nüpften und 
welche ſich bis zu einem die Verwaltung in hohem Mafe beläftigenden Grave 
vermehrt hätten, faum möglich fer; ſodann wird vonjtatirt, daß der größere 
Theil des Bedarfs der Gemeinden jchon jet nach dem Berhältnig der Staats: 
fteuern aufgebracht werde, fo daß eine Beſteuerung, welche dieſen Maßſtab allge- 
mein vorjchriebe, nichts weiter als eine Ausdehnung des jchon jet thatſächlich 
prävalirenden Zuftandes enthalten würde; endlih wird auf die Gleichartigkeit 
der Verwaltungsaufgaben der Gemeinden und ded Staats Bezug genommen und 
hieraus gefolgert, daß auch das Steuer-Syftem der erfteren mit dem des legteren 
in Mebereinftimmung ftehen müſſe. Es ift wohl kaum zweifelhaft, daß dieſe 
Argumente al8 ihrem Range nad) durdaus ungleichartige anzujehen find. Was 
zunächſt die auf die Befteuerung der Forenfen und juriftiichen Perfonen bezüglichen 
Fragen anlangt, jo find die Steuerpflichtigen diefer Kategorien, wenn aud ihre 
Zahl mit der Freizügigkeit und der Entwidelung der Induftrie ſich vermehrt bat, 
doc immerhin Ausnahmen; e8 kann daher unmöglich die Rückſichtnahme auf die 
das Verhältniß diefer Steuerpflichtigen betreffenden Fragen einen hauptjächlichen 
Beftimmungsgrund bei der Wahl der den Communen vorzujchreibenden Steuer: 
Syſteme bilden. Offenbar ift das Steuer-Syftem das Principale und ift es eime, 
wiewohl immerhin wichtige, doch erft im zweiter Linie ftehende Aufgabe, von ven 
gegebenen Steuer-Syitemen der Gemeinden aus eine rationelle Behandlung jener 
Kategorien von Steuerpflichtigen zu finden. Daß fich übrigend aud) von der gegen- 
wärtigen Mannigfaltigkeit der Steuer-Syfteme aus eine befriedigende Löſung jener 
Tragen durch weitere Ausdehnung des Nealprincips bezüglich ded zur Veranlagung 
zu ziehenden Einfommens nicht finden laſſen follte, wird nicht ohne Weiteres zu— 
gegeben werben fünnen. 

Allgemeinerer Natur ift das zweite Argument; wenn indeljen es aud richtig 
jein mag, daß der größte Theil des Bedarfs der Gemeinden jchon jest Durch 
Zufchläge zu ven Staatöftenern aufgebracht wird, jo ıft doch das Ergebniß wohl 
offenbar wenigftens zu einem großen Theile dem Umftande zuzufchreiben, daß den 
fleinen Gemeinden, welche wegen Beichränftheit ihrer adminiftrativen Kräfte zur 
Bildung eigener Steuer-Syfteme nicht im Stande find, der Regel nad) neben 
der Erhebung von Staatsftener-Zujchlägen feine andere Wahl bleibt. Was die 
größeren Städte anlangt, jo hat ein erheblicher Theil derjelben eigene Steuer: 
Syfteme gebildet; daß ſich hieraus Imconventenzen ergeben, welche bei Erſetzung 
jener Steuer-Syfteme durch Staatäfteuer-Zujchläge vermieden würden, iſt bis jetst 
wenigftend nicht erwiefen. Dur die Bezugnahme auf die Thatfache, daß ſchon 
jet der größere Theil des Bedarfd der Gemeinden dur Staatsſteuer-Zuſchläge 
aufgebracht wird, wird daher ein Bedürfniß zur VBerallgemeinerung dieſes letzteren 
Syſtems wenigftens fo lange nicht dargethan, als nicht die Nothwendigfeit eines 
gleichheitlichen Beſteuerungs-Syſtems für die Gemeinden iiberhaupt nachgewiefen ift. 

Es bleibt daher das dritte Argument, die Gleichartigkeit zwifchen den Ver— 
waltungsaufgaben der Gemeinden und des Staates. Mit demfelben werben grund 
ſätzliche Fragen angeregt, welche einer eingehenden Erörterung bedürfen. 


Bweiter Abſchnitt. 
Die Forderung der Identität von Staats: und Communalftener-Syften. 


Bei einer Gegenüberftellung der Aufgaben des Staat und der Gemeinden 
kann es fich jelbftveritändlicher Weiſe nicht um eine in alle praftiiche Confequenzen 
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durchgeführte Scheidung handeln. In Wirklichkeit kann weder der Staat von 
der Gemeinde, noch umgefehrt diefe von jenem losgelöſt gedacht werden. Wie 
die Gemeinde unausgejegt auf Die Förderung Seitens des Staats angewieſen ift, 
jo wird aud unmittelbar oder mittelbar das Interefje des Staats durch Alles 
berührt, wa8 auf das communale Leben von Einfluß if. Es kann Lediglich von 
einer Vergleihung der Aufgaben die Rede fein, die nad) der Begrenzung, melde 
fih für die Wirkungsiphäre des einen und der anderen praktiſch herausgebilvet 
— dem Leben des Staats bezw. der Gemeinde ſeine vorherrſchende Richtung 
geben. 

Wird unter dieſem Geſichtspunkt die Frage geſtellt, in wie weit die Aufgaben 
des Staats mit denen der Gemeinde zuſammenfallen, ſo iſt die Antwort, daß 
die Aufgaben gleichartige ſeien, allgemein offenbar nicht richtig. Nur zu einem 
Theil fallen die beiderſeitigen Wirkungskreiſe in gemeinſames Gebiet; zu einem 
nicht minder weſentlichen Theil fallen ſie auseinander. 

Es liegt zunächſt auf der Hand, daß ein großer Theil der Staats-Aufgaben 
ſeiner Natur nach dem Wirkungskreiſe der Gemeinde fern bleiben muß. Es 
gehören hierher nicht nur der Schuß gegen äußere Feinde, Die Gewährung des Rechts— 
ſchutzes und die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, fondern auch zahlreiche Wohl: 
fahrtsaufgaben, wie die Unterhaltung der großen Verfehrs-Anftalten, der wichtigften 
Straßen, Canäle, der Poft u. ſ. w. Ber der Einheitlichfeit in Organifation und 
Leitung dieſer das Interefje aller Staatsangehörigen berührenden Aufgaben würde 
Ihre Erfüllung den Iocalen Verbänden niemals anvertraut werden können. 


Reicht nun infoweit das Wirkungsgebiet des Staated weit über das der 
Gemeinde und der fonftigen Localen Berbände hinaus, fo laſſen fich andererfeits 
bei den Aufgaben der Gemeinden ſolche untericheiden, bei denen es ſich um Er— 
füllung von unbedingten und unzweifelhaften Zwecken des Staatslebens dienenden 
Aufgaben Handelt, und folche, bei denen ein folder enger Zufammenhang mit 
den Sweden des Staatd nicht vorhanden und deren Erfüllung daher den Ge- 
meinden und Iocalen Verbänden überlaffen ift. 

Mit Recht weift der Berfafler der Motive zu dem Preußiichen Entwurf 
auf die Handhabung der Polizei, die Armenpflege und das Elementar-Schulweien 
als auf ſolche Berwaltungsgebiete hin, bei welchen es fih um Erfüllung mirf- 
licher Staatsaufgaben handelt. Im der That würde e8 begrifflich feine Incon— 
fequenz fein, wenn der Staat die unmittelbare Erfüllung diefer Aufgaben über: 
nähme; es find Opportunitäts = Rücfichten, welche dafür beftimmend find, 
daß ihre Nealifirung den Gemeinden und localen Verbänden überlaſſen wird. 
Aber der. Verfaſſer des Entwurfs fehlt, indem er aus diefen Beifpielen die Gleich: 
artigkeit der Aufgaben im Allgemeinen debucirt. Jenen Aufgaben ftehen andere 
wie die Herftellung und Unterhaltung der blos das Locale Intereſſe berührenden 
Vertehrs-Anlagen, die Anlegung von Marktplägen behufs Erleichterung der Ber: 
forgung mit Lebensmitteln, die Errichtung von Gasanftalten, Wafjerleitungen 
und Ganalifationen, die Anlegung öffentlicher Spaziergänge u. a. gegenüber, 
Aufgaben, deren Berechtigung kaum Jemand beftreiten und welde doch Niemand 
in die unmittelbare Wirtungsiphäre des Staats hineinzuziehen verfuchen wird. 
Und doch fünnen die Ausgaben für diefe Zwede einen großen, ja unter Umftänden 
jelbft den größten Theil der Communal-Einfünfte ——— 
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Es ergiebt fi hieraus, daß wenn der erwähnte Entwurf aus der Gleich— 
artigfeit von Staatd- und Gemeinde-Aufgaben zur deduciren verfucht, daß auch 
das Steuerſyſtem des Staats für die Gemeinden gelten müſſe, dieſer Deduction 
nur infoweit Begründung zugeftanden werden kann, als e8 fi um Ausgaben 
handelt, welche die Erfüllung von Aufgaben der erftgedachten Kategorie zu 
Zwede haben. Es fragt fich, welches Moment mit diejer Erkenntniß für die 
Beantwortung der Neformfrage gewonnen ift. 

Abgeſehen etwa von der auf ganz anderen Principten beruhenden englifchen 
Geſetzgebung, welche indem fie einen Theil der wichtigften VBerwaltungsaufgaben 
bejonderen blos für diefen Zweck gebildeten Verbänden überträgt und diefe Iegteren 
auf beftimmte Steuern anmweift, damit in gewiffen Umfange mittelbar die Regelung 
des Steuermodus nad) dem Verwaltungszweck zur Anerkennung gebracht hat, 
wüßte ich faum eine Gefeggebung, welche die Scheidung zwiſchen den der Wirkungs- 
Iphäre des Staats angehörigen und den befonderen Aufgaben der Gemeindeverwaltung 
zum Ausgangspunkt für die Feitftellung des Beſteuerungsmodus, welcher für bie 
Aufbringung des Aufwandes maßgebend fein jol, genommen hätte. Eine Bafirung 
beftimmter Ausgaben auf. den Ertrag bejtimmter Steuern erjcheint überall nur 
als Ausnahme und ohne daß fie zu einer Auflöfung des Finanzweſens in Special- 
Verwaltungen, wie fie die Folge einer ftürferen Betonung der Wechfelbeziehung 
zwiichen den einzelnen Einnahmen- und Ausgaben-Gruppen fein würbe,. erweitert 
worden wäre. Die franzöfiiche Geſetzgebung enthält zu einer Entwidelung im 
legteren Sinne nur Anfänge, welche keinerlei Verallgemeinerung zu einem Princip 
erfahren haben. Die jogenannten Spectal-Gentimes find in allen Fällen einer 
Zweckbeſtimmung unterworfen, welcher fie nicht entzogen werben können, und es 
ift daher bezüglich ihrer ein Bedingtjein der Einnahmen und damit der Erhebung 
des Steuer-Zuſchlags durch eine beftimmte Art der Ausgabe gegeben; aber es 
befteht nicht umgekehrt der Grundſatz, daß die Gemeinde für die qu. Zwecke allein 
auf die Special-Gentimed angewiefen und auf den Betrag der legteren grund- 
ſätzlich befchränft wäre. Sie kann zur Beftreitung der Ausgabe auch ihre ordent- 
lichen Einkünfte, den Oectroi oder allgemeine Centimes ftatt oder neben ven 
Spectal-Gentime8 heranziehen, wie ja aud der Staat, was allerdings hiermit 
nicht ganz zufammenfällt, die Mittel für die Aufwendungen auf das Unterrichts= 
oder Wegeweſen nicht aus dem Ertrage der Directen Steuern zu entnehmen braudt, 
jondern hierzu audy die Einnahmen aus anderen Quellen, wie indtrecte Steuern, 
Ertrag der Domänen, verwenden fann. Nur etwa bei den Departements, deren 
anderweitige Hülfsquellen ſparſam find, mag es ſich factiich jo geftalten, daß der 
Ertrag der Special-Eentimes häufig auch die Grenze der Leiftung für den betreffen- 
den Berwaltungszwed bezeichnet. Der Schematismus, mit weldem die franzöfiiche 
Geſetzgebung die Aufgaben der Gemeindeverwaltung  jpecialifirt und ihrem Ver— 
hãltniß zu den Staatsintereffen durch Charakterifirung derfelben als obligatorische 
oder facultative Ausdruck gegeben hat, ift zwar für die Art und Form der zur 
Erhebung der Steuer-Zufchläge Seitens der Gemeinden erforderlichen ftaatlichen 
Genehmigung, nicht aber für die Frage der von den Gemeinden zur Beftreitung 
der Ausgaben der bezüglichen Kategorien zu verwendenden Dedungsmittel von 
Einfluß gemefen. 

Noch weniger ift die deutſche Gefeßgebung für eine Entwidelung der bes 
zeichneten Art vorbereitet. Dem deutjchen Verwaltungsrecht fehlt, wo nicht auf 
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franzöſiſchen Einrichtungen weiter gebaut worden ift, jene formelle Durchbildung, 
welhe den Wirkungskreis der Gemeinden in die einzelnen Aufgaben zerlegt und 
damit auch. eine Ausfonderung derjenigen Aufgaben der Communalverwaltung, 
mit denen die Gemeinden zugleich nothmwendige Aufgaben des Staatölebens er— 
fülen. Die gejonderte Behandlung diefer Aufgaben in finanzieller Beziehung 
würde ein fremdes Element in die Entwidelung bineintragen. Bei dem Mangel 
eined planmäßigen Finanzweſens in den ländlichen Gemeinden, namentlich der öſt— 
lichen Provinzen Preußens und den feineswegs eine Trennung der vorerwähnten 
Art vorausfegenden Steuer-Spftemen auch der größeren Städte würde eine Regelung 
der einzelnen Berwaltungs-Ausgaben nad beftimmten Steuer-Erträgen und um— 
gekehrt die gefammte Handhabung des Finanzwefend der Gemeinden auf das 
Aeußerſte erfchweren. Auf eine foldhe Geftaltung würde daher als eine zur Beit 
gänzlich außerhalb der gegebenen Berhältnifje liegende bei der gegenwärtig ventilivten 
Reform verzichtet werben müſſen. 

Das Ergebniß ift daher ein bedingtes und in die Anwendung nicht ohne 
Weiteres übertragbared; wenn aud für einen Theil des Bedarfes der Gemeinden 
die Forderung der Aufbringung nach dem Verhältniß der Staatsfteuern als be- 
rechtigt anerfannt werden kann, jo fehlt e8 doch der Regel nad an ausreichenden 
Grundlagen für die Beftimmung dieſes Theild in conereto. Wo derjenige Theil 
des Bedarfes, welcher fich al3 Aufwand für die im Princip als Aufgaben des 
Staats fi) harakterifirenden Verwaltungsaufgaben der Gemeinden darftellt, fich 
ausfondern läßt, wird er die Grenze bezeichnen, bis zu der von einer Forterung 
der Aufbringung nad) Mafgabe der Staatöfteuern überhaupt die Rede fein fann. 

Ich werde hierauf weiter unten zurüdgreifen. 


Dritter Abſchnitt. 


Die Beitenerung nad) dem Intereſſe. 


Mit der Erfenntniß, daß für einen zwar im Princip determinirbaren, praktiſch 
aber nicht immer ausſcheidbaren Theil des Bedarfs der Gemeinden die Forderung 
der Aufbringung nad) dem Berhältnig der Staatöfteuer als folder eine Berechtigung 
babe, ift die Frage nad) dem Prineip der Communalbefteuerung nicht entjchieden. 
Es ift nur das Gebiet, innerhalb deſſen der Streit um jenes Princip zum Aus- 
trage zu bringen ift, in engere Grenzen eingefchlofien worden; innerhalb dieſer 
Grenzen ift vor Allem eine Beantwortung der Frage zur Juchen, ob und inwieweit 
das Princip eine Bertheilung der Communalfteuer nach dem Verhältnig von 
Leiftung zu Gegenleiftung — wir wollen diefe Art der Vertheilung hier kurz 
als Bertheilung nach dem Intereſſe bezeichnen — Beredhtigung habe. Die An- 
fihten Darüber, ob und in welchem Umfange dies Princip anwendbar ift, gehen 
weit auseinander. 2 

Nur das ſcheint von allen Seiten zugegeben zu werden, daß die Vertheilung 
nad dem Intereſſe bei denjenigen corporativen Verbänden die einzig berechtigte fet, 
welche Lediglich die Förderung beftimmter wirthichaftliher Zwecke ſich zur Aufgabe 
machen ; für bie Deich-, die Meliorations-Genoffenfhaften, fir die Intereffenten-Ber- 
bände zur Haltung von Hirten= und gemeinfamen Weide-Einrihtungen ift die An- 
wendbarfeit jenes Mafftabes - unbeftritten. Dagegen befteht bezüglich der Bes 
rechtigung des erwähnten Vertheilungsprincips für die Steuern der Gemeinden eine 

11* 
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ebenfo große Verſchiedenheit zwiſchen den Anfichten der Schriftfteller wie zwiſchen den 
Ausſprüchen, welche ſich in den Gefeßgebungen über den fraglichen Gegenftand finden ; 
nicht einmal für die Staatöfteuern ift die Frage, im wie weit jenes Berhältnig 
zum Ausgangspunkt für die Beitimmung des Princips der Steuewertheilung zu 
nehmen, ganz von der Tages-Ordnung verſchwunden. Wiewohl die Zahl der— 
jenigen, welche fich für die Anwendbarkeit ausfprechen, ſich in neuefter Zeit offen- 
bar gemindert bat, jcheint es der eben erwähnten Anficht Doch immer noch nicht 
ganz am Bertheidigern zu fehlen. 

Meiner Anſicht nad) ift die Abftufung des Interefjes eine für die Verthetlung 
der Staatöftener gänzlich unbrauchbare Grundlage. Allerdings halte ich es nicht 
für richtig, dem Staate die Gemeinden und Interefjenten-Corporationen, wie zu— 
weilen wohl geſchieht, als wirthſchaftliche und darin fi) vom Staat weſentlich 
unterjceidende Verbände gegenüber zu ftellen; der Staat iſt, zumal nad der 
Etellung, welde ihm die moderne Eultur-Entwidelung angemiejen hat, zwar nicht 
ausſchließlich, aber gleichzeitig eine Wirthichaftsgenoffenihaft, und zwar biejenige 
MWirthichaftögenofienichaft, welche an Umfang und Intenfität ihres Wirkens alle 
übrigen überragt ; eben gerade vermöge der enormen Bielfachheit der Beziehungen, 
nad) denen der Staat das wirthichaftliche Intereſſe feiner Angehörigen fördert, 
ift das Maß diefer Förderung für jeden Einzelnen unſchätzbar und daher nicht 
geeignet, zur Bafis eines in Zahlen darftellbaren, als Mafftab für die Steuer- 
vertheilung zu benugenden Verhältnifjes zu dienen. Nur ausnahmsweiſe kann 
e8 vorfommen, daß das Intereffe einzelner Staatdangehörigen an beftimmten, 
durch den Staat ind Werk gefegten wirthichaftlichen Unternehmungen, wie 3. B. 
dem Bau von Kanälen Iediglih Localer Bedeutung fid) in einem Geldbetrage ab- 
ſchätzen läßt. Aber dies Intereſſe läßt fih als Mafftab für die Beſteuerung 
Seitens des Staats ſchon deshalb nicht verwenden, weil alle Steuer-Einrihtungen 
des Staats der Natur der Sade nach den Charakter der Allgemeinheit in einem 
Maße haben müfjen, welche bei dem engen Kreife jener Intereffen eine nad) dieſen 
abgeftufte Steuer niemals haben fann. Der Staat wird vielmehr, um für Auf- 
gaben der bevegten Art Die Leiftungen der Interefjenten in Anſpruch zu nehmen, jich 
anderer Formen bedienen; er wird entweder für die Förderung jener Zwecke eine 
ſpecielle Interefjenten-S octetät oder Corporation bilden und fich, was die Betheiligung 
des Staats-Fonds anlangt, auf die Subventionirung dieſes Verbandes bejchränten ; 
oder er wird für Die Leiftung des Staat angemefjene Leiftungen der Interefjenten 
zur-Borbedingung machen. Im erften Falle handelt e8 fi zwar um Beiträge 
von Intereſſenten, welche als Steuern zu leiften find d. h. nöthigenfalls erzwungen 
werben können, aber nur um Beiträge, welde eine Interefienten-Corporation er= 
hebt; im zweiten Falle überhaupt nicht um Steuern, fondern um freiwillige 
Beiträge. Dasjenige aber, was der Staat zur Vervollftändigung der Yeiftungen 
der Intereſſenten, d. b. zur Ergänzung der wirthichaftlichen Kraft der Tegteren 
bergiebt, kann der Natur der Sache nach niemald durch Beiträge der Intereſſenten 
jelbft beichafft werden, da ja bierdurdy der Zweck der durch den Staat zu ge 
währenden Ausgleihung ganz verfehlt werden würde. Der Bereich der Intereſſen 
fann als ein abgrenzendes Moment bei den Staatsfteuern nur etwa da in Be- 
tracht fommen, wo Einrichtungen, welche einen beftimmt überfehbaren Koftenauf- 
wand erfordern, ſich nur über einen Theil des Staates erftreden; hierher gehört 
beifpielöweife die Aufbringung der Koften für Unterhaltung des Catafters, wenn 
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nur ein Theil des Staatögebiets mit ſolchem verfehen ift; angemefjener wird in— 
deſſen aud bier die Auflage als eine Laſt der Provinzen, denen die bezügliche Ein— 
richtung gemeinſam iſt, gedacht. 

‚m einer ganz anderen Tage gegenüber der Frage ſcheinen mir dagegen die 
Provinzen, Kreife und Gemeinden fidy zu befinden. Sie jtehen in der Mitte zmifchen 
Staat und Intereſſenten-Genoſſenſchaft; den zwiſchen beiden verbleibenden Zwiſchen— 
raum füllen fie in weiter Abftufung aus. Je enger das Gebiet ift, das fie um— 
fajjen, defto mehr nähern fie ſich den letztgedachten Corporationen. 

Allerdingd unterſcheiden fie fi) von dieſen Corporationen durch die größere 
Allgemeinheit in der Beſtimmung ihrer Aufgaben; fie nähern dem Staate 
fi darin, daß fie innerhalb des durch die Geſetzgebung ihnen angewiejenen 
Rahmens die Förderung des Culturlebens ihrer Angehörigen überhaupt bezweden, 
daher verjchiedene mirthichaftliche und amdere Aufgaben in ihren Wirkungskreis 
aufnehmen Können, ohne ihre Natur zu verändern. Aber das hindert nicht, daß 
aus jenem Wirkungskveife einzelne der bezüglichen Aufgaben ſich als ſolche heraus⸗ 
heben, bei denen Die Beziehung zum Intereſſe dieſer oder jener Gruppe von Kreis— 
oder Gemeinde-Angehörigen vom Haufe aus eine durchaus Hare und erfennbare 
ft. In je höherem Maße jene Corporationen Derartige Aufgaben in ihren 
Wirkungskreis aufnehmen, defto mehr tritt ihre Verwandtichaft mit den zur Kategorie 
der Intereſſenten-Genoſſenſchaften gehörigen Corporationen hervor. 

Aufgaben der letterwähnten Art finden ſich nun aber unter denen, melde 
die pofitive Geſetzgebung den Provinzen, Bezirken und Kreifen zumeift, nicht nur 
vereinzelt vor, fie finden ſich unter denſelben ſogar in erheblich vorwaltendem 
Umfange. 

& haben beiſpielsweiſe die bisherigen preußiſchen Kreife, abgejehen von 

der Förderung des Chaufjeebaued und zumweilen der Subventionirung von Eifen- 
bahnbauten kaum nennenswerthe Leiftungen zu Tage gefördert; was fie in Bezug 
auf Kreislazarethe, Förderung des Impfweſens u. |. w. geleiftet, ift wenigftens 
finanziell — Häufig aud ſachlich — unbedeutend geweſen. Mit diefer Beſchränkt— 
beit der Aufgaben ſoll nun allerdings gebrochen fern und an ihre Stelle eine viel- 
ſeitigere Beibeiligung der Kreiſe treten; indeſſen vorläufig fehlt es nod an dem 
Abſchluß einer materiellen Gejetgebung, welche den Kreis zu einem folchen um— 
faljenderen weiteren Eintreten beruft. 

Vielleicht wird es bei der gegebenen Abgrenzung der Kreife nicht einmal 
möglich fein, den neuen Aufgaben eine beträchtliche Ausdehnung zu geben. Die 
Kreife, in einzelnen Pandestheilen ſeit mehr als zwei Jahrhunderten beftehend und mit 
der gefamnnten Entwidelung eng verwachlen, mußten zum Ausgangspunkt für die 
jelfgovernmentale Organiſation genommen werden, weil fie im Augenblid durch 
andere Verbände nicht hätten erjetst merben fönnen, im Uebrigen find fie wie fie als 
Verwaltungsbezirke zu groß find, jo als Communalkörper zu Mein, um einen weiten 
Kreis ſolcher Verwaltungs-Aufgaben, für welde die Gemeinden nicht geeignet 
oder deren Kräfte unzureichend find, zu umfaſſen. VBorausjichtlicd wird daher, 
wenigftens für die nächte Zufunft, die Menge der den Kreiſen zugewieſenen Ber: 
waltungd= Aufgaben eine beichränfte bleiben, unter dieſen Aufgaben wird ber 
Natur der Sahe nad Bau und Unterhaltung der Chaufieen, in einzelnen Fällen 
vielleicht auch Subventionirung von Eijenbahn Unternehmungen, eine hervor: 
tagende Stellung einnehmen. Bei diefen Unternehmungen aber ift es — id will 
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nicht fagen in allen, aber in vielen Fällen von vorn herein Far, daß diefelben 
vorzugsweile oder vielleicht gar ausſchließlich die Intereſſen des Beſiders land⸗ 
wirthſchaftlich genutzter Grundſtücke fördern. pflegt bei Eiſenbahnen, welche 
den Kreis durchſchneiden, nicht ſelten der Fall zu ſein. Während für jene Kategorie 
von Grundbeſitzern durch Ermäßigung der Transportfoften bis zu den größeren Ab— 
ſatzplätzen der Neingewinn gefteigert wird, erfahren die unangejejfenen Einwohner 
und felbft die Befiger blofer Wohnhäufer meift nur eine weit geringere Verbefjerung ; 
die Städte, wenn fie von der Eifenbahn nicht berührt werden, oder wenn nad) Yage 
der Berhältnifje die Bahn den Verkehr mehr an ihnen vorbet, als ihnen zuführt, haben 
in manden Fällen von der Anlage jogar pofitive Nachtheile. Aehnlich pflegt Die Sache 
bezüglich der Chauffee-Anlagen fi) zu verhalten, wenn gleich der Unterfchied im der 
Regel bier weniger grell hervortritt; dagegen ift bei dieſen andererjeitö der Kreis 
der ländlichen Grundbefiger, deren Intereffen durch den Bau gefördert werden, durch 
engere locale Grenzen abgemefjen, bezw. innerhalb diefer Grenzen nad) Maßgabe 
der Entfernungen der Befigungen von der Chauſſée noch beträchtlich abgeftuft. 
Kommen aber die Vortheile jener Anlagen ausſchließlich oder vorzugsweiſe den 
Befigern ländlicher Grundftüde zu Gute, jo ift e8 auch der Billigkeit entiprechend, 
daß dieſe Befiger in bejonderem Maße beit Aufbringung der Bau und Unter 
haltungskoſten betheiligt werden. Die Preußiſche Kreisordnung vom 13. December 
1872 enthält denn auch ($ 12), nachdem feftgefegt worden, daß der Mafitab, 
nad welchem die Kreisabgaben zu vertheilen, ein für alle Mal feftzuftellen und 
demnächſt unverändert zur Anwendung zu bringen ei, folgende Beſtimmung: 
„Der Kreistag ift jedoch befugt, hierbei zu den Kreis-Abgaben für Verkehrs— 
Anlagen die Grund: und Gebäude: Steuer, ſowie die von dem Gewerbebetriebe 
auf dem platten Land aufkommende Gemwerbefteuer der Claſſe A,I innerhalb ver 
im $ 10 feftgelegten Grenzen mit einem höheren Procentfage als zu den übrigen 
Kreis: Abgaben heranzuziehen, bezw. nad) Mafigabe des 8 10, Abjag 3 die 
drei unterften Stufen der Klafjenfteuer von der Heranziehung zu den Kreis-Ab— 
ui: ganz freizulaffen, oder Dazu mit einem geringeren Brocentfate heranzuziehen.“ 1) 
Ich laſſe hier dahingeftellt, ob durch dieje Beftimmung die auf Das bejondere 
Interefie gegründete vorzugsweiſe Beitragspflicht jener Kategorie von Kreisangehörigen 
ausreichende und angemefjene Berückſichtigung gefunden hat und begnüge mich Damit, 
zu conftatiren, daß mit der Beltimmung wenigftend das Princip einer Beeinflufiung 
des Repartitiond- Modus durch das Intereffe anerkannt wordenift. Uebrigens wird bei 
der Beichränftheit der Berwaltungsaufgaben der Kreiſe jened Moment des Intereſſes 
bei der Art der Umlegung der Krets-Abgaben wohl immer nur in der Form 
erhöhter Belaftung der einen oder anderen Kategorie von Staatsabgaben zur 
Geltung gelangen fünnen. 
St aber — für die Preufifche Gefeggebung — durch dieſe Beftimmung 
der Kreisordnung die Zuläſſigkeit einer Berückſichtigung des durch das Intereſſe 
gegebenen Maßſtabes im Princip anerkannt, ſo iſt nicht abzuſehen, warum nicht 
das erwähnte Moment auch bei der Steuervertheilung der Gemeinden, bei denen 
doch die vorzugsweiſe das Interefie beitimmter Kategorien ihrer Angehörigen be 
rührenden Anlagen häufig und die Beziehungen zu jenem Intereſſe oft enge und 
wahrnehmbare ſind, — bei denen endlich, wenigſtens ſoweit es ſich um größere 


1) Den. get, einer localen Abgrenzung oder Abftufung des Intereſſes behandelt 
demnächſt ber 3. 
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Gemeinden handelt, die Möglichkeit vorliegt, der Abftufung des Intereſſes durch 
befondere Steuerarten einen vollfommeneren Ausdrud zu geben, von maß= 
gebendem Einfluß fein ſollte. 

Ich habe vorher diejenigen Aufgaben der Gemeinde-Berwaltung herausgehoben, 
welche begrifflih zu den nothwendigen Aufgaben des Staatslebens gehören und 
den Gemeinden Tediglid aus Opportunitäts-Rüdfichten belajjen oder übermiefen 
find; ich ftelle ihmen hier eine Reihe von Aufgaben gegenüber, welche die Förderung 
bejonderer localer oder individueller (das heißt gewifjen Kategorien von Ein— 
wohnern ausichlieglih oder in bejonderem Grade gemeinfamer) Intereſſen zum 
Gegenftande haben. 

Ich übergehe hierbei Anftalten, mie fie beifpieldweile in hervorragenden 
Handelöplägen behufs Förderung des Handel zu beftehen pflegen: Lagerpläge, 
Waarenhallen, Yadebrüden und Krähne, Zugangsrampen, Anlagen, melde direct 
dem handeltreibenden Publicum und nur indirect der übrigen Einwohnerichaft zu 
Gute fommen; eine Betheiligung der zur Corporation vereinigten handeltreibenden 
Kreiſe wird hier nicht jelten Durch Verftändigung mit denjelben über freiwillige Beiträge 
erzielt und jo jenem Gefihtspunfte Rechnung getragen. Ich nenne vielmehr zunächit 
Anforderungen, wie fie in einen ländlichen Gemeinden hervorzutreten pflegen: die 
einzige Wegeverbindung nad dem Abjagorte befinde fid) in unweglamem Auftande 
und bebürfe einer £oftipieligen Ausbefferung oder gar einer Verlegung. Die Vor— 
theile kommen bier lediglich oder doch faſt ausichlieglih den Yandbau treibenden, 
mit Geſpann verjehenen Wirthen zu Gute, während Häusler oder im Dorfe an— 
gefiedelte Handwerker wie Stellmadyer, Schmiede, Schuhmacher von denfelben — 
vielleicht ſchaffen jie ihr Material großentheild auf der Schulter oder mit dem 
Scubfarren heran — von jener Verbeſſerung feinen oder nur fehr geringen 
Nutzen haben. Dover es handle ſich um die Herſtellung einer Pferde-Tränfe und 
Schwemme, einer Einrichtung, welde jelbftredend Lediglich den Geſpann haltenden 
Einwohnern nah Mafgabe der Zahl der von ihnen gehaltenen Pferde zu Gute 
fommt ; oder um die Beloldung eines Flurwächters, ein Fall, in dem-die Vortheile 
der Einrihtung ſich ebenfalls nur auf die Yandbau treibenden Einwohner nad) 
Maßgabe ihres landwirthſchaftlich genutzten Grundbeſitzes repartiren; ift es nicht 
in allen dieſen Fällen durch die Natur dev Sache gegeben, daß in dem Koſten— 
aufwande ausſchließlich oder hauptſächlich diejenige Kategorie von Einwohnern, 
welche allein bezw. bauptjächlih won der betr. Anlage Vortheil hat, und zwar 
nad dem Verhältniſſe dieſer Vortheile participirt ? 

Complicirter allerdings liegen die Berhältnifje in den großen Städten, in— 
defjen der Regel nad) immerhin nicht fo, daß Grenzen und Abftufung der durch 
die betr. Anlagen geförderten Intereſſen ganz verwilcht wären. Ich verwetie hier 
auf einige derjenigen großen Unternehmungen, welche nach heutigen Berhältnifjen 
die finanzielle Leiftungsfähigfeit der größeren Gemeinden in beſonders ausgedehnten 
Mape in Anſpruch zu nehmen pflegen: Gasanftalten, Wafferleitungen, Canali— 
fations-Anlagen. 

Eine Gasanftalt kommt, injoweit fie die Herftellung einer guten Straßenbe- 
leuhtung ermöglicht, allen Einwohnern zu Gute; indefien gerade dieſe Leiftung 
pflegt nur eine Quote des für die Anftalt erwachſenden Aufmandes zu bean- 
ſpruchen; ein anderer jehr großer Theil des Aufwandes fällt auf Die Gemährung der 
Beleuhtung in Wohnungen oder gewerblih benugten Räumen. Allerdings wird, 
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fo weit es ſich um Betriebötoften handelt, der auf letzteren Zweck zu rechnende 
Antheil wohl häufig durch Die Beiträge, welche für die Abgabe des Gafes erhoben 
werden, gededt; nicht immer ift dies der Fall in Betreff de entiprechenden Antheils 
an den zur Berzinfung und Amortifation des Anlage-Capitals jährlich zu leiſtenden 
Ausgaben, welche vielmehr nicht jelten dem allgemeinen Fonds der Commune zur Laſt 
bleiben. Den Einwohnern aber wird, indem ihnen Gelegenheit, Zimmer, Fluren, Trep- 
pen, Läden, Fabrikräume durch Gasflammen zu erhellen geboten wird, ein Vortheil, 
in den meiften Fällen jogar eine Erſparniß zu Theil, welche es billig erfcheinen läßt, 
daß der Inhaber von Räumlichkeiten der erwähnten Arten befteuert werde. — Eine 
Wajjerleitung kommt, ſoweit öffentliche, der unentgeltliden Benugung des Publicums 
zugängliche Ausläffe geichaffen werden, ebenfall® ver ganzen Eimmohnerichaft zu 
Gute; indem fie zur BVerbefferung der hygieniſchen Bedingungen der Exiftenz und 
dadurd zur Minderung der Armuth beiträgt, ift fie unter Umftänden ein mächtiges 
Förderungsmittel für das allgemeine Wohl der Einmohnerfhaft. Aber die hierdurch 
erzielten Vortheile werden in einer ſehr großen Anzahl von Fällen für die Einzelnen 
weit überwogen von den Vortheilen, welche diejelben ald Inhaber von Wohnungen, 
Gärten, gewerblichen Etablifjement8 von der Anlage ziehen. Allerdings ziehen 
die meisten Gemeinden diefe Einzelnen zu Beiträgen heran, deren Entrichtung eine 
Bedingung für die Zulaffung zur Benutung enthält und melde häufig als Ent- 
gelt für dieſe Benugung angeſehen werden. Aber der Ertrag diejer Beiträge 
reicht oft nicht einmal zu, einen verhältnigmäßigen Antheil von den Betriebskoften, 
geichweige denn die zum Behuf der Berzinfung und Amortifation des Anlage 
Cnpital® fortlaufend aufzumendenden Summen zu deden. Iſt e8 mun nicht 
billig, daß die Imterefjenten innerhalb und nad) Maßgabe des Werth8 der ge— 
botenen Bortbheile im Wege der Befteuerung herangezogen worden? Es find ja 
nicht blos Annehmlichkeiten, deren Werth bier in Betracht fommt; es find häufig 
auch in beftimmten Gelobeiträgen ausdrüdbare Erſparniſſe, welche ihnen erwachſen — 
Wegfall der durch Annahme von Dienftperional zum Waflertragen, Begießen des 
Gartens u. }. m. entjtehenden Ausgaben, Erfparung der Ausgaben für Benugung 
außerhalb des Haufes belegener Bade-Anftalten, Erweiterung des Gewerbebetriebes 
vermöge verbejierten Waſſer-Zufluſſes. — Ganz dafjelbe gilt von Ganalifations= 
Anlagen zur Beleitigung der Abfuhrftoffe. Das Abfuhrweien, mag es al® öffent- 
lihe oder private Einrichtung beftehen, pflegt für die einzelnen Einwohner em 
Quantum von Ausgaben an Gebühren, Abonnement8-Beiträgen, Trinfgelvern u. |. w. 
mit fich zu bringen, das ſich nad) Art und Häufigkeit der Abholung, Zahl ver Be— 
wohner u. |. w. verfchieden bemißt. Dieſe Ausgaben fallen weg, wenn die Stadt zu 
einer Canaliſations-Anlage, welde in der Negel nur mit einem großen Koften= 
aufmwande zur Ausführung gebracht werden kann, jchreitet. Die hierdurch ent= 
ftehenden Erſparniſſe werden nicht immer durch die Zinſen der für Herftellung 
der erforderlichen Anfchlagseinrichtungen aufgewendeten Koften abjorbirt, jo daß für 
die Einzelnen ein reiner Vortheil verbleibt; auch hier jcheint die Billigkeit Dafür 
zu fpreden, daß dieſer Sachlage Rechnung getragen und daß durd die Art, ın 
welcher die Umlegung des Aufmandes zur Verzinfung und Amortifation des An- 
lage-Capitals erfolgt, dem Berhältnig, in welchem ſich die bezeichneten Vortheile 
repartiren, thunlichjt entfprochen werde. 

Die Forderung, daß dem Terhältnig der erwachſenden Bortheile ein Einfluß 
auf den Beſteuerungsmodus eingeräumt werde, halte ih für eine recht gebieterijche. 
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Allerdings hat die Gemeinde als eine rechtliche und fittliche Lebensgemeinſchaft die 
Aufgabe, eine Ausgleihung zwiſchen der geringeren oder größeren wirthichaftlichen 
Leiitungsfähigkeit der Einzelnen gegenüber den gemeinfamen Aufgaben herzuftellen ; 
aber von Ddiefer Ausgleihung fann doch erft dann die Rede fein, wenn, ſoweit 
ein Unternehmen der Gemeinde auf VBortheile Einzelner gerichtet oder mit gerichtet 
ft, die betr. Einzelnen nicht felbft in der Lage find, die innerhalb der Grenzen 
der erwarteten Vortheile liegenden Opfer aus eigenen Mitteln zu bringen. Inſo— 
weit folgt die Nothmwendigfeit der Heranziehung der Interefjenten aus dem offenbar 
richtigen Satze, daß die Gemeinde zwar dazu da ift, Das Interefje Aller zu fürbern, 
nicht aber dazu, dem Einen auf Koften der Andern Vortheile zuzuwenden. 

Man wird mir hierbet zweierlei einwenden fünnen: emmal, daß nad der 
in den deutichen Gemeinden üblichen Finanzwirthſchaft die Beziehung zwiſchen 
Steuervertheilung und Intereffe, wenn auch bei erfter Einführung der Abgabe vor: 
handen, doch ſich demnächſt dadurch verwiſche, daß eine Abgleichung zwiſchen dem 
Ertrage ſolcher Steuern und den Koſten der betr. Unternehmung demnächſt unter— 
bleibe und jener Ertrag im allgemeinen Haushalte der Gemeinde Verrechnung 
finde, welchem, wenn demnächſt die Amortiſation beendet ſei, die Einnahme aus 
der Abgabe als freie Einnahme zufließe. Sodann, daß wenn bei Anlagen der 
bezeichneten Art den Einzelnen Gelegenheit zur Aneignung gewiſſer Vortheile ge— 
boten werde, hiermit noch nicht gegeben ſei, daß er die Vortheile ſich wirklich an— 
eignen könne oder wolle; ſo wenn Jemand in Ermangelung des für die Ein— 
richtungen in ſeinem Hauſe oder ſeiner Wohnung erforderlichen eignen Capitals, 
Credits u. ſ. w auf Benutzung der Gaseinrichtung, Waſſerleitung u. |. w vers 
ichten müſſe oder wenn er aus Sparſamkeit, Privatliebhaberei u. ſ. w. auf Dies 
* zu verzichten vorziehe. 

Der erſte Einwand iſt nicht ohne ſcheinbare Begründung; derſelbe trifft 
indeſſen mehr die zeitige Einrichtung des Gemeinde-Finanzweſens als die Sache 
ſelbſt. ine Gegenüberſtellung beſtimmter Ausgaben mit beſtimmten Steuer- 
Erträgen und eine Regelung der Steuerſätze für den betr. Specialzweck durch 
den Bedarf iſt allerdings in dem gegenwärtigen Verfahren der ſtädtiſchen Finanz— 
verwaltungen nicht häufig, indefien ift fie keineswegs unausführbar und na= 
mentlih da am menigften mit Schmwierigfeiten verknüpft, wo es ſich um Ber- 
zinfung oder Amortifation eines beftimmten (Anlage-)Capitald, aljo um geraume 
Zeit hindurch gleich bleibende Beträge handelt; Steuerüberſchüſſe, welche durch 
Hinzutritt neuer Steuerobjecte zu dem urfprünglichen entſtehen, können Leicht Durch 
Verwendung zur Verftärtung der Amortifation eine dem Zweck der Steuer ent= 
fprechende Verwendung finden. Die Bildung von Special-Etats behufs der be— 
jonderen Verrehnung von Einnahmen und Ausgaben für beftimmte öffentliche 
Zwede, mit welcher keineswegs eine Auflöfung des gelammten Haushalts in 
derartige Special-Etat8, wie fie oben ald unausführbar bezeichnet wurde, ges 
geben ift, fcheint mir ſogar im Princip ein Correlat der Beſteuerung nach dem 
Intereffe zu fein. Gleichwohl pflegen die Härten, welche aus dem vorher be- 
zeichneten gebräuchlichen Verfahren hervorgehen, nicht beſonders große zu fein, 
weil in der Kegel, wenn wirklich der Fall der Forterhebung der Steuer nad 
vollendeter Amortifation des Anlage-Capitals eintritt, die Steuer durch Gewöh— 
nung der Beftenerten und Anfügung der Berhältniffe an fie ihr Drückendes 
verloren bat. Auch pflegen die Vortheile, welde dur die vorberegten öffent: 
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lichen Anlagen dem Einzelnen zugewendet werden, dauernde zu fein; bat aljo in 
der That die Auflage ihrem Maße nad) ſich im den Grenzen der gebotenen 
Bortheile gehalten, jo findet fie in dem dauernden Nutzen ihre dauernde Aus- 
gleihung. ande der in den preußiſchen Städten bejtehenden beſonderen 
Steuern rühren in dieſer Weife aus Veranlaffungen ber, die gegenwärtig nicht mehr 
fortbeftehen, ohne daß deshalb die fortvauernde Erhebung der Steuer drückender 
eınpfunden würde. 
Auch der zweite Einwand ſcheint gewichtige Momente für fich zu haben. 
In der That: die Fälle find bei Unternehmungen der erwähnten Art nicht jelten, 
daß der Einzelne von den gebotenen Bortheilen nicht Gebrauch machen will, 
oder, was offenbar mehr Berüdjichtigung verdient, machen fann. Solche Fälle 
fommen indejlen auch bei den eigentlicyen Intereſſenten-Genoſſenſchaften vor, für 
welche doch das Princip einer zwangsweilen Heranziehung aud) der diſſentirenden 
Mitglieder nicht angefochten wird. Geſetzt es handle ſich um eine Genoffen- 
ſchaft zur Wiefenbewäflerung, die Ausführung der Anlage geftatte e8 den Mit- 
gliedern, vermöge des vermehrten Futterzuwachſes einen größeren Viehſtand zu 
ernähren; find deshalb Alle in ver Yage, Dielen Vortheil fid aneignen zu künnen? 
So fann bei Einzelnen der in den Gebäuden vorhandene Stallraum jo be- 
ſchränkt fein, daß es ohne beträchtlidye Erweiterung der Gebäude, welche die 
ungünftige Hoflage vielleicht nicht einmal geftattet, unmöglich ift, den Viehſtand 
beträchtlich zu erhöhen. Gleichwohl zieht das Statut auch ſolche Intereſ— 
jenten nad dem gleihen Mafftabe heran. Im ver That fann nur das Ber: 
hältniß der gebotenen, nicht der wirflih zu Theil gewordenen Bortheile 
die Grundlage der Bertheilung bilden. Auf der Baſis des letzteren Vertheilungs— 
principd würde ein Zuftandefommen von auf Zwangsverbänden beruhenden ge- 
meinnügigen Unternehmungen niemals zu erreichen fein; mit der Einräumung eines 
Einflufjes an den Willen und die Fähigkeit der Einzelnen, die möglichen Vor— 
theile zu ziehen, wiürbe das ‘Princip der erwähnten Verbände ganz aufgehoben 
werden. Die Härte von Ausnahmefällen der geichilverten Art mag auf andere 
Weiſe, durch Gewährung oder Vermittelung von Vorſchüſſen gegen billige Ber: 
zinfung zur Herftellung der erforderlichen Einrichtungen, durch theilmeife Steuer: 
Erlaſſe bei auf bejonderen Umftänden beruhender abjoluter Unmöglichkeit ver 
Theilnahme an den Bortheilen ausgeglichen werden. Jedenfalls wirde, wenn 
das, was nach woreniwideltem Grundfage zunächſt auf Die bei der Anlage in— 
terejjirten Einwohner umzulegen fein würde, von der Gemeinde aus dem Ertrage 
ihrer allgemeinen Steuern zu bejtreiten wäre, der Grundlag, daß in erfter 
Linie das ermeisliche Intereſſe einen Vertheilungsmaßſtab abzugeben hat, mehr 
verletst werden, als durch jene in einzelnen Fällen entjtehenden Härten, zu beren 
gänzlicher oder doch theilweiſer Ausgleihung e8 oft an Mitteln nicht fehlt. 
num aber die Größe des Intereſſes an und für fich ein berechtigter 
Mafftab für die Heranziehung der Mitglieder einer Gemeinde zu folden 
Steuern, welde Herjtellung und Unterhaltung von den Nuten Einzelner be= 
zwedenden oder mit bezweckenden Anlagen betreffen, jo ift damit nicht gefagt, daß 
diefer Maßſtab ſich überall und allgemein zur praktiſchen Anwendung eigne. 
Vorausſetzung der Anwendbarkeit ift zunächſt, daß die Beziehung der gebotenen 
Bortheile zu einer beftimmten Kategorie von Einwohnern klar hervortrete und 
daß auch die Abftufung der Vortheile ſich im einer einigermaßen fenntlichen 
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Weiſe vollziehe; ſodann muß auch die abminiftrative Möglichkeit einer ſolchen 
Abgabe vorliegen. Die Gemeinden, namentlich die größeren, müſſen für ihre 
Einrichtungen einen gewilien Grad von Allgemeinheit und Dauer in Anſpruch 
nehmen, welcher nicht geftattet, für jede Das Ganze nur wenig berührende An— 
gelegenheit bezw. für jede Befriedigung eines ephemeren Bedürfniſſes eine be: 
jondere Organijation zu ſchaffen. Sp fann z. B. der Kreis der Anwohner, 
welde von einer Brumnen-Anlage Vortheile haben, fich jehr genau abgrenzen 
lajien, ohne daß doc) dieferhalb von der Gemeinde eine befondere Steuer auf 
diefe Anwohner gelegt werden fann, da die Erſchwerung der Verwaltung, welche 
aus der Schaffung ſolcher enger und auf worübergehende Exiftenz bevechneter 
Steuerſyſteme entftünde, in feinem Verhältniß zu dem damit zu erreichenden 
Zwede ftehen würde. Hier muß die Ausgleihung darin beftchen, daß die Ge— 
meinde mit derartigen Einrichtungen Alle nach Zeit und Bedürfniß verjorgt. Es 
muß endlich noch die Steuer nach dem Intereſſe eine finanziell mögliche fein d. h. es 
muß jener Bertheilungsmaßftab in irgend einer, fer es beftehenden, fer e8 neu ein- 
zuführenden und mit dem gejammten Steueriyften der Gemeinde vereinbaren Steuers 
form einen Ausdrud finven fünnen. Die Steuern, um melde e8 ſich hierbei handelt, 
fönnen zweierlei Art ſein; es können ald nad dem Intereſſe abgejtufte Um— 
lagen im concreten Yalle eben jomohl beftimmte Staatsfteuern, als bejondere Ge— 
meindejteuern, weldhe im Staatsſteuerſyſtem feine Stelle haben, in Betracht 
foınmen. 

Die Idee einer Befteuerung nad) dem Intereſſe ift in Frankreich ohne alle 
Berwirklihung geblieben; von der Staatöfteuer würde die Grundſteuer ſchon 
wegen des weiten Abjtandes zwilchen den cataftermäßigen und den wirklichen 
Ertragöverhältnifien aud) als Grundlage zur Vertheilung einer bauptjächlich 
zum Vorteile der landwirthſchaftlich genugten Grundftüde erhobenen Auflage 
faum benugbar fein; eher könnte die Mobiltarfteuer unter Umftänden als eine 
Steuer gelten, welche dem Gefichtöpunfte der Vertheilung der Yaft nach dein 
Intereſſe Rechnung trüge; namentlid, fünnte Died da der Fall fein, wo es ſich 
um Auflagen für ſolche Anlagen handelte, deren Vortheile hauptſächlich den In— 
ha bern von Wohnungen als jolden zu Gute fümen; indeljen ſchon Die vorge— 
ichriebene gleichzeitige und gleichmäßige Belaftung der verſchiedenen directen 
Steuern ſchließt die Benugung einzelner derjelben zu vorberegtem Zwede aus. 
Noch weniger läßt die franzöſiſche Geſetzgebung bejonderg auf dem Princip der . 
Bertheilung der Vortheile beruhende Steuern zu, da fie eben den Gemeinden 
andere directe Steuern als Zuſchläge zu den Staatöfteuern zu erheben 
nicht geftattet. Im Uebrigen würde die Bildung ſolcher Beftenerungsformen 
ganz der im der franzöfiichen Berwaltung prävalirenden Tendenz der Gen» 
tralifation und des Schematifirend entgegen fein; die Zulaſſung derjelben 
würde gewifjermaßen die Einräumung autonomiſcher Befugnijje an die Gemeindes 
organe in fich ſchließen, deren Entjtehung von allen Regierungen Frankreichs 
- in eiferfühhtiger Weile verhindert worden ift. Der Zug des franzöſiſchen Staats— 

lebend, daß e8 für den individuellen Verhältniſſen folgende Einrichtungen feinen 
Raum hat, offenbart ſich auch hier. 

In Preußen würden in den ländlichen Gemeinden Zujchläge zur Grund— 
fteuer in vielen Fällen als eine Steuerumlage nad) dem Intereffe in Betracht 
fommen können; wenn auch durd) die Entwidelung ebenfalls bereits überholt, giebt 
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doch das Catafter immer noch ein weit getreueres Abbild der wirklichen Ver— 
hältnifje als in Frankreich und Einwendungen, die aus der Nichtübereinftimmung 
zwifchen jenem und den leßteren hergeleitet worden, werden in viel jelteneren 
Fällen ausreichende Begründung für ſich Haben. Namentlich ericheint die Auf- 
bringung durch Zuichläge zur Grundfteuer für denjenigen Aufwand angemeffen, 
welcher durch Herftellung und Unterhaltung der Verkehrsanlagen erforderlich wird. 
Es ift zu wünſchen, daß diefe Art der Bertheilung bei Aufwendungen der er: 
wähnten Urt mehr und mehr die Oberhand über die vielfach noch beftehenden 
veralteten Obfervanzen erhalte, jo namentlich über die herfömmlidhen Arten ver 
Bertheilung der Hand- und Spannbdienfte, in melden die Abftufung nach dem 
Intereſſe einen gemügenden Ausdruck in feiner Weile zu finden pflegt. — Wenn 
nun auch, mas ferner beſondere auf der Bertheilung der Bortheile beruhende 
Umlagen anlangt, die Einführung von ſolchen in das Steuerweſen der ländlichen 
Gemeinden im Intereffe der Erhaltung der Einfachheit der Einrichtungen im 
Allgemeinen nicht wird beginftigt werden können, jo dürfte hiervon Doch eine Aus- 
nahme dann zu machen fein, wenn es fich um eine einmalige, im Intereffe einer 
Kategorie von Einwohnern erfolgende Leiftung handelt, deren Aufwand durch 
einmalige Beiträge gededt werden kann; aus der Annahme eine von dem der 
Staatöfteuern abweichenden Vertheilungsmodus können bier, wo die Abwidelung 
auf einmal erfolgt, wefentliche Nachtheile nicht entftehen. Von größerer Mannig- 
faltigfeit find die Formen, die fich in den Städten darbieten. Hier ift e8 zu— 
nächſt die Gebäudefteuer, in welcher für mande Arten des Aufmwandes das Ver— 
hältniß des Intereſſes den am meiften entiprechenden Ausprud findet; jo wird 
beifpielsweife die Unterhaltung der Straßenbeleuchtung, des Strafenpflafter®, der 
Trottoirs ald eine Leitung der Gemeinde angefehen werden fünnen, welche we— 
nigften® zu einem großen Theile fich als Befriedigung eines Bedürfniſſes der Ge- 
bäubebefiger bezw. eine Förderung ihres Intereſſes charakteriſirt. Es würde 
fih daher meines Erachtens rechtfertigen, einen erheblichen Theil des Aufwandes 
in Geftalt eines Zuſchlages zur Gebäubdefteuer aufzubringen. Das Gleiche 
würde gelten, wenn in einer Stadt, welche vom Abfuhrſyſtem zur Canaliſation 
überginge, die Fürforge für Befeitigung von Abfuhrftoffen bis dahın den Haus— 
befigern obgelegen hätte. Es wäre nicht unzuläffig, im ſolchen Fällen Mo- 
Dificationen in dem Vertheilungsprincip der Gebäudefteuer derart eintreten zu 
laffen, daß die Zufcläge von folden Kategorien von Gebäuden, welde, wie 
unter Umftänden als Fabrikräume benugte, an den Bortheilen der Einrich— 
tung nicht participiren, nicht erhoben würden. Ebenſo fünnte ein erheblicher 
Beitrag zur Unterhaltung des Feuerlöſchweſens auf die Gebäudeſteuer gelegt 
werben, da die Hausbefiger von der bezüglihen Einrichtung vorzugsweiſe Durch 
das Heruntergehen der von ihnen zu entrichtenden Verficherungsprämie den häu— 
figiten und erweislichen Bortheil ziehen. — Indeſſen entfpricht die Gebäubefteuer 
keineswegs in allen Fällen am meifien der Abftufung des Intereſſes. In nicht 
jeltenen Fällen wird der Tegteren eine Steuer nad dem Miethöwerth, bezw. 
Wohnungsmiethswerth — «8 find dies die verfchiedenen Formen der in den 
größeren Städten Preußens nicht feltenen Miethöftener — mehr entiprechen. 
So ließe fich beilpielewetje die Aufbringung des Aufwandes für die Unterhaltung 
der Wafjerleitung, bezw. für Verzinfung und Amortifation des Anlagecapital® 
für diefelbe in folgender Weile denken: ein Theil würde aus den allgemeinen 
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Einkünften der Stadt getragen, ein zweiter durch Beiträge der die Anlage be- 
nugenden Einwohner gedeckt, ein dritter nach Berhältnig des Wohnungsmieths- 
werths umgelegt, da die Wohnungen durd Erleichterung und Sicherftellung der 
Wafferverforgung offenbar eine Annehmlichkeit gewinnen. Das Ergebniß einer 
Miethöfteuer läßt fi, mas die Bertheilung anlangt, nicht ohne Weitered auf 
dem Ummege einer Gebäudes oder Hauöfteuer erreihen, Da die Mebermälzung 
nicht immer möglich ift, der Regel nad auch bis zu ihrer Durchführung ein nicht 
unbeträchtlicher Zeitraum vergeht. 

Die Geſetzgebung wird die Möglichkeit offen laſſen müfjen, den beſonderen 
Beziehungen ſolcher beftunmter Ausgaben zu den Intereſſen beftunmter Kate: 
gorien von Gemeindeangehörigen durch entſprechende Steuerformen Rechnung zu 
tragen; dafür, daß die häufigften diefer Formen den Anforderungen der Con— 
jequenz und der Uebereinftimmung mit der jonftigen Steuer-Geſetzgebung genügen, 
würde durch den Erlaß von Normal-Reglements behufs Regelung der Ausübung 
des den Behörden einzuräumenden Beftätigungsrecht8 geforgt werden fünnen. Im— 
merhin bleibt die Beftenerung nad) dem Intereſſe, welchen Umfang fie auch im 
einzelnen Falle erlangen mag, eine exceptionelle, deren Berechtigung überall die 
in jedem einzelnen Falle nachzuweiſende Evidenz und Erkennbarkeit des Intevejjes 
und feiner Abftufung zur Vorausſetzung hat. 


Vierter Abſchnitt. 


Ertrag3- und Einlommenftenern ald allgemeine Communalfteuern. 


Nach dem Borftehenden iſt Die Steuervertheilung nad) Analogie der Staats: 
fteuern oder nach dem Intereſſe eine auf beftimmten Eigenichaften des zu decken— 
den Bedarfs beruhende und daher exceptionelle; wenn auch das Gebiet, innerhalb 
vefien die Anwendung des einen oder anderen Maßſtabes berechtigt erfcheint, 
thatjächlich ein ausgedehntes ift, jo fann doch damit das Gebiet der Communal⸗ 
befteuerung nicht erjhöpft werben. Es bleibt ein weiter Raum übrig, der durch 
eine allgemeine, d. h. ohne Rückſicht auf eine befondere Dualification des zu 
deckenden Bedarfd zu erhebende Communalfteuer auszufüllen if. Das Princip 
dieſer Steuer, welche die Beziehung des Individuums zur Kommune zur alleinigen 
Bafis hat, kann meined Erachtens fein andere ald das der Belaftung nad 
dem Berhältnig der Steuerkraft fein. In diefem Punkte fann ich auf den 
Inhalt der Verhandlungen zurüdgreifen, welche über diefen Theil der Materie 
auf der letten Berfammlung des Vereins für Social-Politif geführt worden find. 

Diefen Verhandlungen und den zur Vorbereitung derſelben abgegebenen 
Gutachten gebührt das Verdienft, über die Berechtigung des eben erwähnten 
Princips und über das Verhältniß ver beftehenden Communalfteuern zu dem: 
felben Licht verbreitet zu haben; die Erfenntni von der relativen Unbemweglich- 
feit und der hierauf beruhenden Unzulänglichkeit der Ertragsfteuern und von ber 
Nothmendigkeit, die Einfommenfteuer mittelft Ergänzung dur; eine Vermögens— 
fteuer 1), ſowie mittelft Erweiterung der den Anſpruch auf Ermäßigung begrün- 


) Ich beziehe mich auf die Kormulirung in ben Beſchlüſſen ber britten Berfamm- 
lung bes Bereins für Socialpolitit, Verhandlungen ©. 68. (Schriften XI.) 
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enden Kategorien von Verhältniffen ?) zu verbeſſern, bezeichnet unzweifelhaft einen 
Fortfchritt von großer Tragweite. Gleichwohl ſcheint mir damit mehr eine Richt 
ſchnur für weitere Behandlung des Gegenftandes, als ein unmittelbar verwendbares 
Ergebniß gewonnen zu fein. 

Zunächſt bedarf der Gedanke emer VBermögensfteuer noch einer weiteren 
Präcfirung und Ausbildung. Auch diefe Formulirung, wiewohl fie gegenüber 
der der ftärferen Veranlagung des fundirten Einkommens die correcteve ift ?), läßt 
noch Mandes im Ungewiſſen; wenn bei legterer Formulirung eine Schwierigkeit 
in der gänzlichen Berichiedenheit der Productivität des bei dem fundirten Ein— 
fommen betheiligten Vermögensfactors Liegt, jo ift hier die Frage nad) dein Grund- 
fage, welcher bei der Exrmittelung des der Veranlagung zur VBermögensfteuer 
zum Grunde zu Tegenden Werthes mafgebend fein foll, zu löſen. Ich nehme 
einen Kapıtaliften, der 50,000 Mark verzinslich angelegt hat, einen Apotheker, 
deſſen Grundſtück und Imventar denſelben Werth erreicht, einen Gelehrten, 
welcher einen gleichen Betrag: in feiner Bibliothek ſtecken hat, und eine Sängerin, 
deren Schmud und Garderobe ebenfall8 einen Geldwerth von 50,000 Marf 
repräfentirt; fol in allen dieſen Fällen derſelbe Betrag und zwar mit Demjelben 
Procentfage zur Steuer herangezogen werden? Die Chancen, das betr. Vermögen 
im Falle nothwendiger Veräußerung feinem Werthe entſprechend zu verfilbern, 
find in den erwähnten Fällen ſehr ungleiche und doch würden diefe Chancen für 
die Feftftellung des zur Befteuerung beranzuziehenden Betrages feine genügenden 
Anhaltspunkte gewähren. Andererſeits wäre es unzuläffig, fich bei jener Steuer 
auf Grund: und Gapitalvermögen im engeren Sinne zu beicyränfen. 

Bor Allem aber iſt die unmittelbare Anwendung jenes binfihtlich der Ver— 
beiferung der Einfommenftener aufgeftellten Principe, wie bet jenen Berhand- 
lungen wiederholt hervorgehoben wurde, dadurch ausgeſchloſſen, daß Die be= 
ftehenden Ertragsſteuern bereit8 eine namhafte Belaftung wichtiger Kategorien 
von Bermögensobjecten enthalten. Die neue Vermögensftener mürde fi) daher 
zunächft mit diefen Exrtragsfteuern abzufinden haben; namentlid; der Grundfteuer 
gegenüber, deren Aufhebung mit Recht widerrathen wird, bat dies ſehr große 
Schwierigkeiten. Die Vorausjegungen, von denen es abhängt, inwieweit Die 
Grundſieuer Neallaft geworden, laſſen fich in abstracto leicht entwideln ; fie find 
dagegen in concreto faum feftzuftellen; noch weniger erjcheint es möglich, ein 
für alle Berjchiedenheiten der Fälle Rechnung tragendes Prineip der Abgrenzung 
zu finden. Und doch ift, ſoweit die Grundſteuer Neallaft geworden, ficher fein 
Anlaß zur Ermäßigung derfelben vorhanden; e8 würde damit dem Einen ge— 
Ichenft werden, was ganz Andere — die Vorbeſitzer, welche wegen der Grund— 
fteuerlaft einen geringeren Kaufpreis erhielten — verloren haben. 

Es bliebe daher nur übrig, für die Communalftener einen eigenen Weg 
zu gehen und mittelft einer beſonders geregelten Communal-Einkommenſteuer 
auf diefem Gebiet jene Verbeſſerung an Stoans-Einfoinmenfiener zu anticipiren. 
Ih halte diefen Weg für vollfommen verwerflih. Allerdings haben zahlreiche 


2) cfr. Neumann, die progreffive Eintommenftener in Staat und Gemeinde, 
©. 176 fg. (Schriften VIII.) 

2) Bergl. Genfel in ber Sammlung ber Gutachten der Eifenader Berfammlung 
über Perfonalbeftenerung, S. 41. (Schriften III.) 
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größere Communen die bisherige Freiheit benugt, um neben der Staatöfteuer eine 
nad) bejonderen Grundfägen fich regelnde Einfommenfteuer einzuführen; die be— 
denklichen Wirkungen einer ſolchen Einrichtung haben indeſſen vielfach dahin ge— 
führt, diejelbe wieder zu verlafien und fich ftatt deſſen auf Zuſchläge zur Staats- 
einfommenftener zu beichränfen. In der That enthält jene Einrichtung einen 
grundfäglichen Widerſpruch in fih. Das Befteuerungsreht der Gemeinden 
leitet fi aus der Staatögewalt ber umd ift infofern mit dem Bejteuerungsrecht 
des Staates gleicher Natur; es ift nun aber unmöglich, Daß zwei unter der 
Autorität defjelben Staates handelnde Organe dafjelbe Princip in ungleicher 
Weiſe ausführen; als die richtige und dem Princip entiprechende Form fann 
immer nur eine Form anerkannt werden; jede der beiden neben einander be- 
ftehenden Formen negirt daher Werth und Berechtigung der anderen, That— 
ſächlich hat der Regel nach jenes Itebeneinanderbeftehen einer doppelten Einkommen— 
ſteuerorganiſation zu einem Wetteifer in dem Anſatz der Steuerjchraube geführt, 
einem Wetteifer, dem es meift gelungen ift, den Diud der Steuer für die betr. 
Gemeinden erheblic zu verſchärfen. 

Iſt dies aber richtig, jo bleibt als ein momentan verwerthbarer Theil 
jener Ergebniffe nur die Erfenntniß übrig, daß eine allgerneine Einfommenfteuer, 
wie die in Preußen beftehende, denn immer nod) eine größere Beweglichkeit und 
Dehnbarkeit befitt, ald Die jogenannte Ertragsiteuer. Nehme ih nun an, daß 
eine aliquote Erhöhung derjelben bis zu einer beftummten feften Grenze hin 
aus dem Grunde ohmedied erforderlich wird, weil menigftens hinfichtlic eines 
fih inmerhalb der Ausgaben für dert Gemeinden übertragene Staatsaufgaben 
bewegenden Quantums ohnehin ſchon ein Zuſchlag zu ſämmtlichen directen Staats- 
ftenern zu erheben fein würde, daß fernere Zuſchläge zur Grundfteuer oder Ge— 
bäupefteuer injoweit aufzulegen wären, als dieſe Art der Vertheilung der Ab- 
ftufung des Intereſſes bei einzelnen Ausgaben entjpräche, jo würde der Reſt nur 
der Einfommenftener zufallen fönnen. Für Preußen denfe ih mir daher die 
Stufenfolge in der Deckung des Gemeindebedarfs in folgender Weife: 

Zunächft wären alle Gemeinden, weldye nicht eben ihren Bedarf ganz 
aus den Einkünften des Gemeindevermögens beftreiten bezw. mit einzelnen nad) 
dem Mafftabe des Interejjes vertheilten Umlagen' auszureichen vermöchten, auf 
einen beſtimmten feften Zuſchlag zu den ſämmtlichen Directen Stantsfteuern zu 
verweilen; für den biebei einzuhaltenden PBrocentfag wäre ein Marimum zu 
reguliren, das geeigneten Falle auch nach den Provinzen verſchieden geregelt 
‚werben könnte; daſſelbe wäre jo feitzufegen, daß der Extrag dieſer Zufchläge 
immer innerhalb des Aufwandes für Die Erfüllung der grundfäglid dem Staate 
angehörigen: Aufgaben läge. - E8: würde dieſer Zuſchlag, wiewohl das Maximum 
beträchtlich höher zu normiren wäre, den’ ordentlichen Gemeindecentimes Frankreichs 
fih annähern. Jenes Marimum könnte in der Belaftung der einzelnen Ertrags- 
fteuern nur da überſchritien werden, wo nachgewieſen würde, daß die über daſſelbe 
hinausgehende Belaftung dem Verhältniß des Interefies; in welchem die Gemeinde- 
angehörigen bei der’ betr. bejonderen Ausgabe betheiligt jeten, entſpräche; ver 
Reſt wäre, ſoweit er’ nicht eben durch bejondere, nach dem Intereſſe ſich ver— 
theilende Steuern, wie etwa eine Miethsſteuer Deckung fände, durch Zuſchläge 
zur Claſſen⸗ und claſſificirten Einkommenſteuer aufzubringen. Die Belaſtung der 
letzteren würde auch bei Anwendung ſolcher Grundſätze immer noch einen hohen 
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und zwar jo hoben Grad erreichen können, daß die Unvolltommenbeit dieſer 
Steuer und namentlih das Drüdende der vollen Heranziehung des nicht fun- 
dirten Einkommens beſonders fühlbar hervorträte; das auf dieſem Wege zu 
erreichende materielle Reſultat wäre daher immer nur ein beſcheidenes; ein grö- 
feres Refultat Tiefe fich meines Erachtens nur dann erzielen, wenn, was mir 
zur Zeit kaum im Bereich der Ausführbarfeit zu Liegen jcheint, mit der Reform 
des Kommunalfteuerwefens eine Umgeftaltung des Staatsfteueriyftems in dem oben 
entwidelten Sinne zufammenfiele. Dieje Verbindung von beiden Reformen würde — 
die Gewerbefteuer würde in der Eintommen: und Bermögensfteuer aufgehen — den 
Bortheil gewähren, daß die Ermäfigung der Grundſteuer ohne wirklichen Erlaß eines 
Theils derjelben dadurd zur Ausführung gebracht werben fünnte, daß nur ein 
Theil derjelben die Natur von Staatöfteuern bebielte, der Reft dagegen als ein 
fefter Zuſchlag zur Verfügung der Gemeinden forterhoben würde. 

Wenn ih nun auch der Anſicht bin, daß die preußiſche Einkommenfteuer 
nad) den vorangeführten Richtungen ſich beträchtlich vervolltommnen läßt, jo find 
doch die Erwartungen, weldye ich an diefe Vervollfommnung fnüpfe, dem Maße 
nad) geringer, als fie von den Vertheidigern der Reformen, denen ich ſonſt mid) 
anfchließe, gehegt zu werben jcheinen; alle Ungleihheiten und Härten werden aud) 
auf diefem Wege nicht aus dem Princip der Steuer entfernt werben fünnen. 
Bor Allem wird die Abgrenzung derjenigen Kategorien von Fällen, welde zu 
ermäßigter Veranlagung berechtigen follen, wenn nit die Veranlagung 
zu eimer rein arbiträren an feite Kriterien nicht mehr gebundenen ausarten 
joll, immer eine fo reftrictive bleiben müffen, daß viele materiell die Berech— 
tigung der Ermäßigung in fich begreifende Verhältniſſe außerhalb derjelben werben 
bleiben müfjen. Die Formulirung wird der Fülle der durch das Leben gebo- 
tenen Erſcheinungen nicht zu folgen vermögen. Aber aud) wenn die Faſſung eine 
reftrictive bleibt, wird dDod in conereto die Auswahl der zur Berüdfichtigung 
zuzulaffenden Fälle eine fchwierige fein; wie ſchwer unter Umftänden beijpiels- 
weile ein die Erwerböfähigfeit wirklich beeinträchtigended Maß von Krankheit zu 
conftatiren ift, deffen werden diejenigen, welche mit der Feftftelung ähnlicher Berhält- 
nifie auf diefem oder anderen Gebieten zu thun gehabt haben, ſtets eingedenk jein. 

Aber die hauptſächlichſte Schwierigkeit bietet ſich bei der Ermittelung des 
reinen Einkommens; fie befteht keineswegs allem in der Unzuverläffigfeit der 
Wege (Faſſion, Erfundigungen u. ſ. w.), welde fi für die Feititellung ber 
tbatjächlichen Bajen zur Ermittelung diefes Einkommens darbieten; fie befteht 
namentlih auch in der Unficherheit, welche in conereto bei Ausfonderung des 
reinen Einkommens faft niemal® zu vermeiden fein wird. So leiht auch bier 
die Definition in abstracto, jo ſchwierig ift in vielen einzelnen Fällen die Ent- 
ſcheidung der Frage, welche Ausgaben als Unfoften des Erwerbes in Abzug zu 
bringen find. Ber zahllojen Arten der Erwerbsthätigteit laſſen fi) Die durch die— 
jelbe verurſachten Auslagen von den Ausgaben für die perjünliche Eriftenz fo 
wenig trennen, daß beide Gebiete in einander übergreifen; inwieweit die Koften zur 
Unterhaltung einer Equipage, deren ſich jemand theil® zu geichäftlichen Zwecken, 
theil8 aber auch zu feinem und der Seinigen Vergnügen bedient; inwieweit Die 
Miethe von Comptoirs oder gewerblich benugten Räumen, die theilmeife auch zu 
MWohnzweden gebraucht werben, als Auslage für den Erwerb in Abzug zu bringen 
find; wie das Maß und der Werth Desjenigen zu berechnen ift, was der Land— 
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wirth zu feinem und feiner Familie Unterhalt und Annehmlichkeit aus feiner 
Wirthſchaft entnimmt und was daher in jedem Falle einen Theil feines 
reinen Einfommens bildet u. f. w.: alle8 das find Fragen, die nur in fehr 
arbiträrer Weile gelöft werben können. Große Ungleichheiten namentlich 
zum Nachtheil derjenigen, deren Einkommen in feſten Bezügen befteht, werden niemals 
zu vermeiden fein; mag daher auch bei der Einfommenfteuer die Grenze, inner- 
balb deren dieſe Ungleichheiten noch erträglich bleiben, höher aufwärts Liegen, als 
bei den Ertragöfteuern, jo ift immerhin dod eine Grenze vorhanden, über welche 
auch bet Anfpannung diefer Steuer, ohne daß deren Anwendung in die empfind- 
lichfte Ungerechtigkeit umfchlage, nicht hinausgegangen werben kann. Die jet in 
den preußiſchen Städten nicht mehr fo feltene Erjcheinung, daß die Communal- 
zulhläge 150 oder wohl gar 200 Procent des Staatseintommen-Steuerbetrages 
erreichen, bleibt, auch die rationellfte AReform der Eintommenfteuer vorausgelett, 
eine Ungeheuerlichfeit, welche Abhülfe fordert. 

Eine ſolche Abhilfe läßt fich jedoch innerhalb des Rahmens, in welchem 
fi, wie im erften Abjchnitte dieſes Theils ausgeführt worden, eine Reform bes 
Communalfteuerweiend zu halten bat, nicht erzielen; e8 wird daher darauf 
Bedacht zu nehmen fein, die jest gezogenen Schranken allmählich zu befeitigen. 
Ich fomme hierauf im legten Abjchnitte zurüd. 


Fünfter Abſchnitt. 


Das Prineip des preußifchen Entwurfs. 


Die Stellung, welche ich zu dem preußiſchen Entwurf einnehme, gebt im 
Wejentlichen bereits aus dem oben Gelagten hervor. 

Der Entwurf ftellt als Grundfag auf, daß die Vertheilung der Gemeinde- 
abgaben in der Negel nach dem Berhältniß der directen Staatöfteuern und zwar 
durch Zuſchläge zu denſelben ftattzufinden babe. Bezüglih des Berhältnifjes 
der Belaftung der einzelnen Staatöfteuern mit Zufchlägen gewährt er jedod ben 
Gemeinden eine gewiſſe Freiheit; nur dürfen Zuſchläge zur Claſſen- und clajfi- 
fieirten Einfommenfteuer nicht ohne gleichzeitige Heranziehung ſowohl der Grund- 
fteuer, al8 der Gebäudeftener, Zufchläge zur Grund- und Gebäudefteuer nicht ohne 
gleichzeitige Heranziehung der Claſſen- und clafjificirten Einfommenfteuer erhoben 
werden. Dagegen fann die Belaftung der Grundfteuer in den Landgemeinden, 
der Gebäubefteuer in den Stabtgemeinden mit Zufchlägen innerhalb der Hälfte 
und des Anderthalbfachen, die der Gebäubefteuer in den Landgemeinden und der 
Grundftener in den Stabtgemeinden innerhalb eines Bierteld und des vollen 
Betrages desjenigen Procentfages variiren, mit welchem die Claſſen- und claffi- 
fieirte Einfommenfteuer zu Zufchlägen herangezogen wird; ja e8 können unter Zu— 
ſtimmung der Auffichtöbehörde die ebenbezeichneten Minima nod) weiter und zmar bis 
auf die Hälfte der angegebenen Quoten ermäßigt werden. Die Heranziehung ber 
Gewerbrfteuer ift niemals obligatoriſch; dieſe Steuer darf niemald mit einem 
höheren Procentfage al3 die Grundfteuer in den Landgemeinden, bezw. Die Ge: 
bäudefteuer in den Stabtgemeinden mit Zufchlägen herangezogen werben; zur 
Belaftung der Gewerbefteuer mit Zufchlägen in Gemeinden der dritten und 
vierten Gewerbefteuer-Abtheilung ift Genehmigung der Auffichtsbehörde erforber- 
lich. Die erfte und zweite Stufe der Claffenfteuer kann ganz freigelaffen oder 
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mit einem geringeren Procentſatze als die übrigen Stufen der Steuer heran— 
gezogen werden, doch erfordert gänzliche Freilaſſung der zweiten Stufe Geneh— 
migung der Aufſichtsbehörde. Zu dem Aufwande für Verkehrsanlagen kann die 
Grund» und Gebäubdefleuer (immer innerhalb der Grenzen des vorerwähnten 
Maximums) mit einem höheren Procentfage als zu anderen Gemeindeausgaben 
herangezogen werben ; andererſeits kann, ſoweit es ſich nicht um Berkehrsanlagen 
handelt, ausnahmöweife und mit Genehmigung des Oberpräfidenten aud) die 
gänzliche Freilaffung der Grund und Gebäudejteuer erfolgen. Jede Belaftung 
einer directen Stantöfleuer mit Zuſchlägen von mehr als 100 Procent erfordert 
die Genehmigung der Auffichtöbehörde, jeve Belaftung mit über 200 Procent mint= 
fterielle Genehmigung. — Die zur Zeit beftehenden directen Gemeindeabgaben 
mit Ausnahme der unmittelbar auf das Einkommen gelegten, fünnen zwar 
unter Zuftimmung der AuffichtSbehörde beibehalten werden, jedoch ift zu jeder Ab- 
änderung bezüglic der Veranlagung derartiger Gemeindeabgaben die Genehmigung 
des Dberpräfidenten, zu einer Erhöhung der Säge derjelben die Genehmigung 
de3 Miniſters des Innern und der finanzen erforderlich; neue Directe Gemeinde- 
abgaben, mit Ausſchluß folder, Die direct auf das Eintommen gelegt find, jowie 
neue indirecte Gemeindeabguben dürfen ausnahmsweiſe unter Zuftimmung ber , 
Auffichtsbehörden, ſowie unter ſtets widerruflicher Genehmigung des Minifters 
des Innern und der Finanzen eingeführt werben. 

Der Grad, bi8 zu welchem der ald Regel vorgefchriebene Modus der Bes 
ftreitung der Gemeindebebürfniffe durch Zujchläge zu den Staatöfteuern ein aus- 
ſchließlicher fein ſoll, ergiebt fich aus der letztgedachten Beftimmung. 

Bolftändig befeitigt find zunächft diejenigen virecten Gemeindefteuern, welche 
unmittelbar auf das Einkommen gelegt find. Nach dem im vorigen Abfchnitte 
Ausgeführten halte ich dies für einen großen Fortichritt; dafjelbe Princip kann 
nicht unter derſelben Etaatsautorität in einer zwiefachen Form der Ausführung 
beftehen. Eben jo berechtigt ift unftreitig die Schonung, die der Entwurf den 
andern beftehenden directen und imdirecten Gemeindeabgaben angeveihen läßt; 
weit zweifelhafter ift dagegen, ob mit jener Beftimmung derjenigen Geltung 
genügend Rechnung getragen ift, welche das Princip der Bertheilung nach dem 
Interefie in der Communalbefteuerung in Anſpruch nehmen kann. 

Ich thue dem preußiſchen Entwurf wohl fein Unrecht, wenn ich jener bie 
beftehenden befonderen Abgaben einftweilen noch aufrehthaltenden Beftimmung der 
Haurtjache nach die Bedeutung einer Uebergangsbeſtimmung beilege; die ftrengen 
formellen Bedingungen, an welche nad dem Entwurf die Erhöhung einer be— 
ftehenden oder gar die Einführung einer neuen derartigen Steuer geknüpft ift, 
haben offenbar den Zweck, auf möglichfte Verengung des betr. Gebietes hin— 
zumirfen. Wie fich der Verfaffer des Entwurfs das Verhältnig der Staatäfteuer- 
Zufchläge zu jenen bejonderen Steuern denft, ergiebt nadyftehende, hierauf bezüg- 
liche Stelle der begleitenden Denkſchrift ?). 

„Ale übrigen (d. 5. die nicht unmittelbar auf das Einfommen gelegten 
directen und indirecten Gemeindeabgaben) haben bisher nur einen verhältnigmäßtg 
geringen Beitrag zur Beftreitung der Gemeindebebürfniffe geliefert; — diejelben 
find deshalb, und weil fie überhaupt nur eine Iocale, feine allgemein gültige 
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Bedeutung beanſpruchen können, am fi nicht geeignet, die alleinige oder aud) 
nur hauptfählichfte Grundlage für die Aufbringung der Gemeindebedürfniffe zu 
liefern. — Wenngleich auch die Beibehaltung derartiger befonderer directer oder 
indirecter Gemeindefteuern durch Iocale VBerhältniffe gerechtfertigt und deshalb 
nicht unbedingt unterfagt, ausnahmsweiſe fogar deren Neneinführung geftattet 
werden Tann, jo hat doch die Erfahrung gelehrt, daß als eine genügende Grund— 
lage für die Gemeindeabgaben der Negel nad nur das Syſtem der Staats- 
fteuer, der Grund», Gebäude-, Claſſen- und claffifizirten Einfommen- und Ge- 
werbefteuer angefehen werben fann, und ift diefe Regel in $ 1 an die Spike 
des Entwurfs geftellt worden.” 

Zu den Iocalen Berhältniffen, melde Ausnahmsweiſſe die Einführung 
neuer bejonderer Communalfteuern jollen rechtfertigen können, kann wohl ohne 
Zweifel der Umftand, daß die Vortheile einer auf Koften der Gemeinde ausge— 
führten Anlage ſich in einer anderen als der durch die Staatöftenern oder ein- 
zelne derjelben vepräfentirten Abjtufung vertheilen, nicht gerechnet werden, da 
diefer Umftand in einer großen Anzahl von Gemeinden wiederkehrt. Mindeſtens 
hätte, wenn der legtere Umftand zur Begründung einer von der Regel ab- 
weichenden Art der Steuervertheilung für genügend hätte anerfannt werben follen, 
dies im Entwurf oder den Motiven irgendwie angedeutet werden müfjen. 

Ich glaube daher in der Auslegung des Entwurfs nicht fehl zu gehen, 
wenn id) annehme, daß berjelbe, wie übrigens an einer andern Stelle der Denk— 
ſchrift ) angedeutet wird, der Abftufung des Intereſſes einen Einfluß auf das 
Prinzip der Steuervertheilung nur in jo meit hat einräumen wollen, als es fi 
um eine Wahl zwiſchen Zufchlägen zu verjchiedenen Staatöfteuern handelt. 
Meines Erachtens ift hiermit der Geltung, welche die BVertheilung nad dem 
Interefje im Communalfteuerweien in Anſpruch nehmen fann, nicht genügend 
Rechnung getragen; jo würde u. A. die Miethsſteuer, die doch oft Die Abftufung 
des Intereſſes im ſehr glüclicher Weife wieder giebt, als eine in Fällen ent= 
ſprechender Bertheilung der BVortheile regelmäßig zuzulaffende Befteuerungsart 
damit ausgejchloffen fein. Ift das aber an und für ſich ſchon mit großen Bedenken 
verbunden, jo fteigern fich dieſe Bedenken noch, wenn von der Vorausſetzung 
einer ohnehin ſchon großen Belaftung der Staatöfteuern, namentlich der Claſſen— 
und Einfommenfteuer, auszugehen ift. Dieſe Steuern laffen fi) eher innerhalb der⸗ 
jenigen Grenze, bis zu der eine Erhöhung ohne zu große Härten möglich ift, halten, 
wenn ein Theil des Bedarfs in geeigneten Fällen durch ſolche befondere Communal- 
fteuern gedeckt werben fann. Es ıft ein durch die Erfahrung beftätigter Sat, daß der 
Steuerdrud minder fühlbar ift, wenn er ſich auf verſchiedene Steuern vertheilt, da bie 
Härten regelmäßig nicht am denfelben Stellen zum Vorſchein kommen; die Fi- 
nanzpraxis derjenigen unferer großen Städte, welche fi) der Miethöfteuer be 
dienen, dürfte hinreichende Motive für das Verlangen ergeben, daß viefe Steuer 
aus der Zahl der zuläfjigen Steuern der Gemeinden wenigftens, jo lange nicht 
anderweitig Sicherung gegen zu erhebliches Anfteigen der directen Steuern ge— 
geben werden fann, nicht verjchwinde. 

Zu beſchränkt ſcheint mir ferner die Bewegung der Gemeinden infofern, 
als es ſich um die Befugniß Handelt, die Staatsfteuern nach einer andern als 
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der durch das Anſteigen der Staatsſteuern ſelbſt gegebenen Scala zu belaſten. 
Die Berehtigung, unter Umftänden die erfte und zweite Stufe der Clafjenftener 
mit einem ermäßigten Zufchlagsfage heranzuziehen oder ganz frei zu laſſen, 
mag genügen, wenn in der betr. Gemeinde der Bedarf lediglich durch Staats- 
ſteuer⸗ Zufchläge aufgebracht wird; fie fann jedoch ſich als gänzlich unzureichend 
erweifen, wenn und fo lange in der betr. Gemeinde befondere Gemeindefteuern 
mit ſehr abweichender Abftufung der Belaftung beftehen. Eine anrermeitige 
Ccala in der Belaftung der Staatsftenern, namentlich der Einkommenſteuer, 
kann bier behufs Erreihung einer Ausgleihung ſchlechterdings geboten fein. 

Scheinen mir in diefen Punkten die den Communen gezogenen Schranken 
zu enge, jo ift ihrer Selbftbeftimmung meines Erachtens ein zu weiter Spielraum 
gelafjen worden, ſoweit es ſich um die Auswahl zwiſchen den zu belajtenden 
Staatöfteuern handelt; meiner Anficht nach ift es nicht zuläffig, den Gemeinden 
ohne Nachweis bejonderer etwa in der Abftufung der Vortheile begründeter 
Berhältniffe die gleihmäßige Steigerimg ver Zufchläge zu allen Staats: 
fteuern ohne jede Beſchränkung zu geftatten. Und doch ftellt der Entwurf 
dieſe gleichmäßige Belaftung als Hegel und zwar jo fehr als Regel voran, 
daß dieſe Bertheilung von felbft eintritt, wenn vechtögültige, die Belaftung der 
Staatöfteuern anderweitig regelnde Gemeindebeſchlüſſe nicht rechtzeitig vorliegen, 
Dit diefem Grundfag wird das Verhältniß der bezüglichen Steuern zu einan- 
der und der verfchiedene Grad ihrer Beweglichkeit vwollftändig außer Betracht 
gelafien. Iſt eine höhere Belaftung der Grund und Gebäude: bezw. der Ge- 
werbefteuer überhaupt erträglih, jo tft fie es doch nur, menn fie innerhalb 
mäßiger Grenzen gehalten wird und wenn fie im eimem ftabilen Verhältniß 
verbleibt. Die Befugniß der Gemeinden zur Hevanziehung diefer Steuern er— 
fordert daher durchaus die Feftiegung eines Maximums, das nur dann über- 
ſchritten werden fünnte, wenn Die aus den Zuſchlägen zu leiftende Ausgabe den 
Ertrag der Objecte, von welchen die betr. Steuer erhoben wird, zu fteigern oder 
ihren Werth zu erhöhen beſtimmt wäre, aljo im Falle der Bertheilung nad dem 
Intereffe. Da das Mehr der Elaffen= und Einfommenfteuer zugemwiefen werden muß, 
ift im vorigen Abſchnitt ausgeführt worden; daß die Einfommenfteuer hoch anfteige, 
ift wenigftend bis zu gewiſſen Grenzen ein geringeres Uebel, als es ein Anfteigen 
der ſogenannten Ertragsfteuern fein würde. in Uebel bleibt es dabei immerhin, 
dem gegenüber der in $ 5 des preußifchen Entwurfs ausgeſprochene Vorbehalt, 
daß eine Belaftung mit über 100 Procent an die Zuftimmung der Auffichts- 
behörde, eine Belaftung mit mehr als 200 Procent an die Genehmigung der 
Minifter ded Innern und der Finanzen geknüpft fein ſolle, als ein verhältniß— 
mäßig farger Troft ericheint 

Schluß. 


Die Forderungen an die künftige Entwidlung. 

Ih babe darzulegen verfucht, bis zu welchem Grade eine Reform des 
Steuerweſens innerhalb der Grenzen, melde durch die derzeitige Lage der Geſetz— 
gebung gegeben und in dem erften Abjchnitt dieſes Theils näher erörtert find, 
ausführbar ift; ich glaube zu dem Ergebnig gelangt zu fein, daß im Wege 
einer foldhen Reform zwar eine grundfäglichere Regelung des Communalſteuer— 
weiens möglich, keineswegs aber eine Beſeitigung der wejentlichften materiellen 
Uebelftände, welche in dem jetigen Zuſtande des Steuerweſens hervortreten, er: 
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reichbar ift. Diele wefentlichften Uebelftände beftehen einmal in der wachjenden 
Fühlbarkeit des Steuervrudes, welcher in Folge der wachſenden Anfpannung 
der Steuerfraft mittelft einer beſchränkten Anzahl directer Steuern fic) bemerkbar 
macht und in der Beeinträchtigung der Yeiftungsfähigfeit der Gemeinden, welche 
die Wirkung jener zunehmenden weitere Ansprüche immer mehr ausſchließenden 
Anfpannung ift oder fein muß. Diefe Erſcheinung macht ſich indeffen in gaͤnzlich 
verſchiedener Weife bei den größeren Gemeinden (d. h. hier den größeren Stäbten) 
und bei den fleineren (fleinen Städten und Landgemeinden) geltend. 

In den größeren Städten begegnet man faft überall einem, wenn aud) nad 
Lage der verfchtedenen Berhältniffe mehr oder minder raſchen, doch jedenfalls fte- 
tigen Anwachſen der Steuerbelaftung. Es würde zu weit führen, hier auf die 
Urſachen dieſes Anwachſens näher einzugehen; auf allen Gebieten fteigern ſich 
die Anforderungen ; entweder nimmt das Bedürfniß objectio (d. h. beifpielsweife 
die Armenlaft durch ſtärkeres Zuftrömen der armen Bevölkerung nad den großen 
Städten) zu oder es wachlen die jubjectiven Anſprüche, welche von der Ein- 
wohnerjchaft bezüglich der Art der Erfüllung der einzelnen Berwaltungsaufgaben 
(beifpielöweife befjere Schullocale, intenfivere Gefundheitöpflege) an die Verwaltung 
oder von diefer an jich ſelbſt gerichtet werden. Mit der Zunahme der Ein- 
wohnerſchaft vermindert ſich faft überall die Quote des Bedarfs, welche Durch 
die Einkünfte aus dem eigenen Vermögen der Städte gebedt werden fann. War 
ein Anmachjen der Belaftung durch directe Steuern in den größeren Stäbten 
Ihon früher wahrnehmbar, jo mußte fich dafjelbe um jo mehr fühlbar machen, 
jeit nady dem Aufhören der Mahl- und Schlachtſteuer-Zuſchläge vielfach die ge— 
ſammte Lajt auf die Zufchläge zur Claſſen- und Einfommenfteuer fiel. In der 
That Liegt Hier die Ausficht vor, einen Punkt zu erreichen, bei welchem die Ent- 
ſcheidung zwiſchen weiterer Steigerung des Steuerdruckes und Abweifung einer 
berechtigten Anforderung eine immer jchwierigere wird. 

Langſamer pflegt in den kleineren Gemeinden, namentlich den Ländlichen, 
die Belaftung im Ganzen zuzunehmen; dagegen erreicht hier der momentane 
Drud nicht jelten ein jehr beträchtliches Maß; ein Eoftipieliger Ball der Armen, na= 
mentlich Kranken- oder Irrenpflege, ein Schulhausbau u. |. w. genügen oft, 
um den Haushalt einer ſolchen Gemeinde für lange Zeit aus dem Gleichgewicht. 
zu bringen, womit dann die Lahmlegung ihrer adminiftrativen Leiftungsfähigkeit 
von jelbft gegeben ift. 

Entfprechend diefer verſchiedenen Sachlage in den, größeren Städten und den an- 
deren Gemeinden werden auch Die Mittel der Abhülfe verjchiedene jein müflen. Und 
bier ift e8, wo uns die franzöſiſchen Einrichtungen wichtige Fingerzeige bieten. 

Was die größeren Städte anlangt, jo ift m. E. vor Allen zu eritreben, daß 
in ihr Steuerweſen das Element der indirecten Steuern wieder in größerem 
Umfange eingeführt werde, 

Meine vorherige Aeußerung, daß mit der Aufhebung der Mahl- und 
Schlachtfteuer als Staatöfteuer ein Schritt vorwärts gemacht worden jei, der 
nicht wieder zurüd gethan werben dürfe, halte ich hier aufrecht. Aber id) finde 
den Fortfchritt weit weniger in der finanziellen !), als in der ſtaatsrechtlichen Seite 

2) Zch möchte mir dasjenige, was in dieſer Beziehung Neumann in feiner Schrift 
er re oder perfönliche Steuern vom Einkommen nnd Bermögen” (Freiburg 
1876) ©. 10 u. 11 zu Gunften der inbirecten Communalſteuern fagt, vollftändig aneignen. 
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der Mafregel. Daß das Staatöfteuerweien einheitlich geregelt ſei, iſt eine 
ftaatsrechtlihe Forderung und entipricht dem Anfpruche auf gleiche Normirung 
der Bedingungen des Etaatslebens, ven Alle haben. Ein Mafftab dafür, daß 
die Steuerfraft in allen Theilen des Staates in gleichem Verhältniß beran- 
gezogen werde, fehlt, fo Lange örtlich neben einander verfchtedene Steuerverfal: 
jungen eriftiren. Ebenfo fehlt vie Grundlage für die Herftellung eines rationellen 
Betheiligungs-Verhältnifjes von Gemeinden, größeren Verbänden und Staat zur 
Erfüllung der adminiftrativen Aufgaben. Und doch ift die Schaffung eines ſolchen 
Berhältniffes eine der wichtigften Vorbedingungen weiterer abminiftrativer Ent- 
wickelung. 

Lediglich als Communalſteuer beſtehend würde die Mahl- und Schlacht— 
ſteuer nicht haltbar ſein, wenn ſie nicht eben an einem weiteren Syſtem indirecter 
Steuern eine Anlehnung hätte; ſchon aus anderen Gründen aber dürfen wir 
auf fie als alleinige oder hauptſächliche indirecte Steuer der Gemeinden nicht zurück— 
fommen. Wenn aud zahlreiche gegen die beiden Steuern geltend gemachte Gründe fich 
als einer Lediglich doctrinären Auffaffung entnommen fennzeichnen !), ift Doch das 
Eine zuzugeben, daß von den verjchiedenen denfbaren Syſtemen indirecter Com— 
munalfteuer ein allein oder hauptfächlih auf eine Mahl und Schlachtſteuer 
bafirtes derartige Syſtem zu den roheſten Formen ſolcher Beteuerung gehören 
würde. Damit ſoll fein Stein auf die Beftrebungen geworfen werden, welche 
einft jene Steuern in unfer Steuerfuftem einführten. Im jener geldarmen Zeit, 
in welcher ver Verbrauch von auf verfeinerte Genüfje bezüglihen Waaren ein fo 
geringer war, ließ fich gewiß zum Erfage der directen Hauptfteuer eine andere 
binreihend einträgliche indirecte Localbefteuerung al8 die Mahl: und Schladt- 
fteuer nicht denfen 2). Und die gehegten Erwartungen, daß jene Steuer, ohne 
den Steuerdrud erheblich fühlbar zu maden, doch die Entnahme eines aus- 
reichenden Steuerbetrage8 aus der Steuerfraft der größeren Städte ſichern 
würde, find volltommen in Erfüllung gegangen. Indeſſen jest, nachdem der 
Bruch mit der Vergangenheit einmal vollzogen, ift die Frage eine andere, da 
in Anbetracht jener für die erfte Einführung der Mahl- und Schlachtfteuer maß- 


Wenn nach Anficht deſſelben dem Mangel biefer Steuern, daß fie fih der Leiſtungs— 
fäbigfeit nicht anzupafjen vermögen und daher befonders die unterften Claſſen brüden 
durch geeignete Kombination indirecter und entfprechend umgelegter birecter Steuern Ab— 
hülfe geſchafft werben kann, fo möchte ih nur noch Hinzufügen, daß im gewiſſem 
Maße ein Korrectiv gegenüber jener Ungleichheit auch in ber Feitftellung ber Art ber 
Communal- Ausgaben liegt. Die Erhebung von auch die ärmeren Clafjen belaftenden 


indirecten Communalfteuern würde es rechtfertigen, in den Ausgabe-Etais in liberalerer- 


Weiſe ſolche Einrichtungen, die prävalirend den ärmeren Elafjen zu Gute fommen — Wafch- 
und Babeanftalten zu ermäßigten Preifen, Siehenhäufer — zu beridfihtigen, bezm. 
durch Berzichtleiftung auf beftimmte Einnahmen, wie das Echulgeld in den Elementar- 
fhulen, ihnen zu Hülfe zu fommen. 

1) Am wenigiten will mir das aus dem Umftande, daß diefe Steuern au Die 
vorübergehend in der Gemeinde fich aufhaltenden Fremden treffen, bergeleitete Bedenken 
einleuchten. Erften® werben auch biefe Fremden in einer wenig fühlbaren Weife von 
biefer Steuer getroffen; und fodann, warum follen fie, wenn fie während ihres 
Aufenthaltes die Einrichtungen der Kommune benuten, nicht auch für bie betr. Zeit 
einen Theil der Laften mit übernehmen? Die berechtigte Forderung diefer Fremden 
kann im äußerſten Falle nur auf Gleihftellung mit den Einwohnern gehen. 

2) y > über bie bei der Einführung maßgebenden Berbältniffe Hoffmann, Lehre 
von ben Steuern, ©. 328 fg. 
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gebend geweſenen Borausfegungen die Zeiten fich geändert haben. Wenn auch 
der Verbrauch foftipieligerer Lebens- und Genußmittel bei uns nod lange nicht 
die Dimenfionen, wie in dem uns an Verbreitung des Wohlftandes jo weit vor— 
anftehenden Frankreich angenommen bat, wenn namentlich mit dem Wein eines 
der ergiebigften und geeignetften Dbjecte für eine auf indirecten Steuern beru= 
hende LZocalbefteuerung fehlt, jo bat doc der Verbrauch ſolcher feinerer Artikel 
und Genußmittel bei und feit jener Zeit in einer immerhin erheblichen Weile 
zugenommen. Diele veränderte Sadjlage würde bei Wiedereinführung indivecter 
Steuern in der Communalbeftenerung nicht ignorirt werden können. 

Einer Uebertragung der franzöfiihen Detroi-Einrichtungen auf deutſche 
Berhältniffe ohne Weiteres will ich keineswegs das Wort reden; immerhin könnten 
aus jenen Einrichtungen mande Geſichtspunkte für die Ausbildung des Elements 
der indivecten Befteuerung im Communalfteuerwefen entnommen werben. Ich will hier 
nur eines ſchon oben angebeuteten Gefichtöpunftes Erwähnung thun. Für Die indirecte 
Staatöbefteuerung ift wenigſtens bei und, der Grundſatz leitend, diefe Befteuerung 
möglichft auf wenige einträgliche Artikel zu bejchränten. Die Berechtigung dieſes 
Grundfages beruht auf den Nüdfichten, die der Staat auf den Handel zu 
nehmen bat, auf der Schwierigkeit einer Controle des Verbrauchs und der Be- 
fteuerung, wenn die Beftenerung des Artifel® auf das ganze Staatögebiet aus— 
gedehnt wird und auf der großen Verſchiedenheit des localen Verbrauchs, welcher 
nur für menige wichtige Artikel ein annähernd gleicher if. Alle diefe Rüdfichten 
treffen bei der Begrenzung der indirecten Gemeindefteuern ſehr viel weniger zu. 
Dem Handel erwachſen aus localen Berbrauchsfteuern bei zweckmäßigen Entre- 
pots⸗ und Nüdvergütungs-Einrichtungen, wie das franzöfiihe Detroimejen dar- 
thut, nicht bejondere Schwierigfeiten; die Controle ift in dem abgefchloffenen 
oder doc relativ Leicht abſchließbaren Kreife einer größeren Stadt eine bei 
MWeitem minder fchwierige (fo kann beifpieldweile in Städten der Eingang und 
Verbrauch von Baumaterialien, welche in Frankreich dem Octroi meift unter: 
worfen find, Leicht controlirt werden; deren Heranziehung zu einer Staatöfteuer 
wäre ein Unding); endlich reichen die Verſchiedenheiten des Verbrauches, wie fie im 
Staatögebiet beftehen, felten als trennende Unterfchiede in die Gemeinden herab. 
Alles dieſes fcheint dafür zu Sprechen, daß für ein Syftem indirecter Communal- 
fteuern die Ausdehnung der Steuer auf einen weiten Kreis nad mäßigen, den 
Anreiz zu Defraudationen vermindernden Sägen zu veranlagender Gegenftände 
gegenüber jenem für die Staatöfteuern vecipirten Grundfage den Vorzug verdiene, 

Meines Erachtens würde hiernach vor allen Dingen darnad zu ftreben 
fein, eine Abänderung der beftehenden Zollvereinsverträge herbeizuführen, welche 
die der Aufnahme rationeller indirecter Steuern in das Syſtem der Communal- 
fteuer entgegenitehenden Schranten *) bejeitigt. 

Die Einführung einer indirecten Communalbefteuerung in größerem Um— 
fange würde eine beträchtliche Stärkung der finanziellen Leiftungsfähigkeit der grö= 
feren Städte zur Folge haben; fie würde ihnen geftatten, ihre directen Steuern 
zu ermäßigen; eine mäßige Erhöhung der Abgaben an die größeren Verbände 
— reife, wenn nicht die Stadt einen eignen Kreis bildet, und Provinzen — 


1) Siehe bezüglich diefer Schranken Grotefend, Grumbfäge de8 Commmunalfteuer- 
weſens (Eiberfeld und Leipzig 1874), ©. 29 fg. 
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würde dadurch eher möglich werben. Es würde jo zugleid eine Vorbedingung 
erfüllt werben für ein umfaffendere® Eintreten dieſer größeren Verbände zur 
Ausgleihung der unzureichenden Xeiftungsjähigkeit der ärmeren Gemeinden. 
Auf dieſem Tegteren Wege wäre alsdann vor Allem Abhülfe derjenigen Uebel— 
ftände zu juchen, welche fich wie vorher erwähnt bezüglich der Fleineren Ge— 
meinden ergeben. 

Allerdings wird, was die Wegebaulaft anlangt, wenigftens ſoweit es fich 
um £oftjpieligere Unterhaltungen handelt, auf eine umfafjende Betheiligung der 
Gemeinden, namentlih in den öftlichen Provinzen Preußens, noch verzichtet 
werden müfjen. Jene herporragende Betheiligung der Gemeinden bei dem Baue 
und der Unterhaltung chauſſirter Wege, weldye die franzöſiſche Vicinalitäts-Geſetz⸗ 
gebung dharakterifirt, gehört einem Stadium vorgejchrittener Entwidelung des 
Boltswohlitandes an, welches wir in Preußen, namentlich in den Oftprovinzen, 
noch lange nicht erreicht haben werben. Noch ift der Ausbau des Chauffee- 
nege8 im Allgemeinen fo wenig vorgefhritten, daß bei Weitem nicht alle die— 
jenigen Straßenzüge haufjeemäßig bergeftellt find, bezüglich deren Unterhaltung wegen 
ihrer Bedeutung für den größeren Verkehr eine vorwaltende Betheiligung der 
größeren Berbände naturgemäß wäre. Die Frage der Betheiligung bei Vervoll- 
ftändigung des Chauffeeneges wird daher noch lange zu denjenigen Fragen ge 
hören, weldye die größeren Berbände — Provinzen und Kreife — unter fich 
auszumachen haben. Nach dem Entwurf der Wegeordnung vom 28. Ya= 
nuar 1875") vagt das Gebiet der Kreisftraßen noch in die undaufjirten 
Wege hinein. 

Dagegen jcheint mir die Ausbildung eines ſolchen Betheiligungsverhältnifjes 
für die Laften des Schulweſens und der Armenpflege, ſchon nad) jegiger Sadı- 
lage ausführbar und geboten. 

Das Elementarſchulweſen leidet unzweifelhaft beträchtlich darımter, daß für 
die ungenügende Yeiftungsfähigfeit der Gemeinden eine Ausgleihung durch die 
größeren Verbände nicht befteht. Wer jemals mit den Schwierigkeiten, mit 
denen die Organilation des ländlichen Elementarſchulweſens in den öftlichen 
Provinzen zu kämpfen hat, befannt geworden ift, dem fann e8 nicht entgangen 
fein, wie ungemein dürftig die Hülfsquellen für die Fehrer-Dotationen in den 
ärmeren ländlichen Gemeinden zu fließen pflegen. Die Folge hiervon ift, daß die 
Lehrerftellen in jolden Gemeinden der Regel nach als Uebergangäftellen gelten, in 
denen Anfänger gerade jo Lange bleiben, bis es ihnen gelingt, ſich mit Erfolg 
um eine befjere Stelle zu bewerben; gerade in denjenigen Gemeinden, in denen 
vermöge der ungünftigen Erwerbs- und Bildungsverhältniffe die intenfivfte Ein= 
wirkung des Schulweſens Bedürfniß ift, kommt e8 daher der Regel nach wegen 
des fortdauernden Wechſels ſchon an und für fich unzureichender Kräfte in den 
qu. Stellen zu feinen gedeihlichen Reſultaten. Hier würde jchon eine erhebliche 
Beſſerung entftehen, wenn Dienftalterözulagen, welche, wie in Frankreich und Elſaß— 
Lothringen fid) mit entjpredhenden Zeitabſchnitten fteigerten, neben dem Gehalt 
bezw. dem Bejoldungs-Minimum gegeben würden. Diefe Dienftalterd- Zulagen 
aufzubringen, könnte aber nur Sache der größeren Verbände fein. Noch mehr 


mi 


)) 8 16. Ich eitire den Entwurf von 1875, da ber neuere — von 1876 — mir 
nicht zur Hand ift. 
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macht ſich die unzureichende Leiſtungsfähigkeit der Gemeinden bei der Verſorgung 
der bienftunfühig gewordenen Lehrer fühlbar. Noch prävalirt in den öftlichen 
Provinzen Preußens das Emeritirungsfyftem, wonad das dem abtretenden Lehrer 
zu gewährende Ruheeinkommen aus dem Eintommen der Stelle beftritten wird. 
Es fann dies nur zweierlei zur Folge haben: Unzureichlichfeit de Gehalts fiir 
den neu eintretenden Lehrer, oder, wenn die Gemeinde zulegen muß, vermehrte 
Unerichwinglichkeit für dieſe. Ein georbnetes Penſionsweſen ift nur möglich, wenn 
daſſelbe auf die größeren Verbände und deren vorherrſchende Betheiligung bafirt 
if. Daß für Schulbauten, ſoweit e8 fi um Erfüllung eines unabmeisbaren 
Bedürfniffes handelt, das jubjidiäre Eintreten der größeren Verbände behufs Er- 
gänzung unzureichender Leiftungsfähigkeit der Gemeinden durch gefegliche Normen 
geregelt fein müfje, glaube ich als eine Confequenz ded von mir eingenommenen 
Standpunftes nicht noch beſonders hervorheben zu jollen. 

Meines Dafürhaltend hat demnad eine zwedmäßige Weiterbildung des 
Elementarſchulweſens die beträchtliche Erweiterung der Betheiligungspflicht der 
größeren Berbände zur Vorausſetzung. Noch weit mehr bedarf ed der Ermei- 
terung jener Goncurrenz bezüglich der Laft der öffentlihen Armenpflege. 

Die preußifche Geſetzgebung bafirt die Regelung jener Laſt auf die 
Gemeinde, die faft bezüglich aller Leiftungen in erfter Linie als verpflichtetes 
Subject erſcheint. Die grundjäglihe Confequenz konnte indeſſen jenes Princip 
nur jo lange für ſich haben, als den Gemeinden. bezüglich der Aufnahme ihrer 
Mitglieder eine auf freier Entichliegung berubende Mitwirkung noch zuftand ; 
mit der Beleitigung dieſer freien Betheiligung ift aud der Berantwortlichfeit 
für die Fähigfeit der Mitglieder, fich felbft zu erhalten, die Grundlage entzogen; 
es ift die Durchführung der Freizügigkeitsgeſetzgebung, welche die principielle 
Bafid der jet noch geltenden Armen-Geſetzgebung erichüttert hat. Für bie 
fortdauernde principale Verpflichtung der Gemeinden in Anfehung der Armenpflege 
werden meines Erachtens nur noch Opportunitäts-Rüdfichten geltend gemacht werden 
fönnen. Solche Opportunitäts-Rüdfichten find nun allerding® begründet: die 
Uebertragung der Laft auf die Gemeinden bietet durch die Art, in welcher das 
Intereſſe der Gemeinde und indirect das der Einzelnen bei Behandlung der einzelnen 
Armenpflegefälle betheiligt wird, eine Garantie dafür, daß die reprejjiven Tendenzen, 
welche auf Verhinderung eines zu erheblichen Anwachſens der Lat gerichtet find, 
in genügendem Maße zur Geltung gelangen. Indeſſen dürfen einestheils dieſe 
Tendenzen nicht übertrieben werden und anderntheil® bedarf es auf wichtigen Ge— 
bieten der Armenpflege diefer Concurrenz der Gemeinde nicht, um dem berechtigten, 
auf thunlichfte Einſchränkung der Armenlaft gerichteten Beftreben die nöthige 
Beachtung zu fichern. 

Mebertrieben werben die repreſſiven Tendenzen in häufigen Fällen Seitens 
der Landgemeinden in einem großen Theile des preußifchen Staatd. Das In— 
terefje der Gemeinde- Mitglieder ift hier zu nahe bei jedem einzelnen Falle be— 
theiligt ; alle Künfte werden angewandt, die einzelnen Fürforgefälle ven größeren 
Gemeinden zuzumälzen, was vielfach vermöge der in dieſen trog aller Melve- 
vorſchriften der Aufenthaltscontrole ſich darbietenden Schwierigkeiten gelingt. 
Diefem Uebel zu fteuern, confumirt vielfache Arbeit der Bermaltungsorgane, 
während doch das Kefultat ein unzureichendes bleibt. Die hauptjächlichfte Folge 
jener nahen Betheiligung des Intereſſes der Einzelnen ift aber, daß die Leiftungen 
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der Armenpflege häufig auch den mäßigften Anforderungen nicht ent|prechen, welche, 
wenn die gejegliche Verpflichtung nicht ein todter Buchſtabe bleiben ſoll, an diefelbe 
geftellt werden müſſen. Da in Preußen Spezialbeamte, welche fich mit der Be- 
auffihtigung der Armenpflege befaflen, nicht eriftiren, entziehen fich derartige 
Fälle häufig der Kenntniß und Einwirkung der Behörden. 

Unnöthig aber ift die Concurrenz der Gemeinden behufs Feftftellung der 
berechtigten veprejfiven Gefichtspuntte überall da, wo die Feftftellung und Con— 
trole des Bedürfniſſes nicht auf allgemeiner Kenntnig und Beurtheilung ber 
Berhältnifje, fondern auf techniſcher Prüfung beruht. Sie ift überflüffig im 
Gebiete der Irren- und Kranfenpflege, bei legterer wenigftend dann, wenn es 
fih um Krankenpflege in Anftalten — geichloffene Krankenpflege — handelt. 
Hier erfolgt die Eonftatirung des Bedürfniſſes in ver Hauptſache nach Maßgabe 
allgemeiner Grundfäge durch den Arzt; die Prüfung der Bermögensverhältniffe 
fpielt nur eine nebenfächliche Rolle. Zunächſt für Diefe Zweige der öffentlichen 
Armenpflege wäre die grumdjägliche Uebertragung auf die größeren Berbände — 
Kreife und Provinzen — unbedenklich; das Verhältniß der größeren Städte 
ließe ſich hiebei nöthigenfall® in befonderer Weile regeln. Da die Laft der 
Unterhaltung der Irrenanftalten und Pflege der armen Irren in der Regel 
ohnedieß bereits Laft der Provinzen ift, würde fich die Neuerung bier nur auf 
Uebernahme der bis zur Aufnahme in die Srrenanftalt erwachienden Koften 
erfireden, Koften, die wenn erheblihe Auslagen für Reife und Bewachung zu 
erftatten find, unſere ärmeren Gemeinden nicht jelten in die größte Verlegenbeit 
ſetzen. Radicaler müßte die Aeform bei der Armen-Krankenpflege fein; bie 
Einſchränkungen des Princips der principalen Verpflichtung der unterftügungs- 
pflihtigen Gemeinden find bier zur Zeit noch ſehr viel geringere. Würde bei- 
ſpielsweiſe die Provinz als dasjenige Subject gedacht, dem die Unterhaltung ver 
öffentlichen Krantenhäufer und die Verpflegung der armen Kranken in denjelben 
zufiele, jo würden die Koften der Unterhaltung der Krankenanſtalten nicht be= 
trächtlich größer — opulentere Einrichtung würde ſich mit zwedinäßigerer Organt- 
jation compenjiren — jein und dafür jene für die communale und innere Verwaltung 
einen unermeßlichen Ballaft enthaltenden Streitigkeiten über die Fürforgepflicht 
in Rranfheitsfällen in Wegfall kommen. Zwiſchen den Provinzen würde fich 
die durch Wechſel des Aufenthalts vor der Erkrankung in dem einen oder an= 
dern Falle eintretende Vermehrung oder Berminderung der Laft audgleichen 
und daher Fein Bedenken entgegenftehen, al8 Grundlage für das Eintreten der 
Provinz im concreten Falle Lediglich den Aufenthalt zu adoptiren. 

In fernerer Zukunft Tiegt die Möglichkeit eines Weitergehens auf dieſem Wege 
im Gebiete der allgemeinen — offenen — Armenpflege. Am meiften würde eine 
intenfivere Controle und eine Einfchränfung der vepreffiven Tendenzen im Ge— 
biete der Waifenpflege von nöthen fein, deren Peiftungen in Preußen, menigftens 
was die Armenpflege der meiften kleineren Gemeinden anlangt, denen in Frank— 
reich weit naditehen. Für das übrigbleibende Gebiet des Unterftigungswejens 
wird meined Erachtens allerdingd die Gemeinde niemals von der Tragung des 
Haupttheild der Lajt entbunden werden können; dagegen ließe fich bei vervoll- 
fommnetem Zujtande der Gemeindeverwaltung und des Gemeinde-Rechnungs- 
weſens eine Betheiligung ber größeren Berbände durch Uebernahme von Quoten 
des Aufwandes für den beregten Zweck denken; diefe Art von Betheiligung 
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würde wenigften® derjenigen jehr vorzuziehen fein, welche zur Zeit Seitens ber 
Landarmenverbände ftattzufinden pflegt; vdiefelben pflegen, fo weit mir befamnt, 
den nicht leiftungsfähigen Gemeinden ihre Subventionirung in der Weife zu 
Theil werden zu laffen, daß fie, fobald der Aufwand der Gemeinde eine be- 
ftimmte Summe überfteigt, ven Mehraufwand rg damit wird das In⸗ 
tereffe der Gemeinde bezüglich des weiteren Anwachſens der Armenlaft gänzlich 
befeitigt. Auf jenem Wege witrde der unzureichenden Leiftungsfähigkeit der armen 
Gemeinden die erforderliche Ergänzung in ausgedehnterer und zugleich, da das 
Intereffe der Gemeinde erhalten bliebe, im weniger bedenflicher Weife zu Theil 
merben fünnen, 

Aus der Gefetgebung Frankreichs würde in allen diefen Punkten eine An— 
vegung entnommen werben können, die Grundjäge der preußiſchen Geſetzgebung 
und ihre Weiterbildung von neuen Seiten aus zum Gegenftande der Prüfung 
und des Studiums zu machen; zur Mebertragung auf unfere Zuftände eignen 
fih auch Hier die franzöfiihen Einrichtungen bei der gänzlichen Verſchiedenheit 
der bisherigen Entwidelung nit. An diefen Andeutungen über den einzu- 
Tchlagenden Weg muß ich e8 hier genügen laffen; vielleicht gelingt e8 mir, an— 
derweitig auf biefelben zurüdzufommen und an fie bdetaillirtere Vorjchläge an- 
zufnüpfen. Letztere an dieſer Stelle folgen zu laſſen, verbieten mir die diefer Ab- 
handlung gezogenen Grenzen, welche jchon in Borftehendem erheblich zu über: 
Ichreiten ich durch die Reichhaltigkeit des Stoffes verführt worden bin. 
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Gutadten | 
erftattet von Dr. Gg. Zürn, Bürgermeifter zu Würzburg. - 


I 


ge mehr in Folge unferer politifchen Entwicklung die Aufgaben der cen- 
tralen Staatöverwaltung wachſen und ſich erweitern, um jo mehr muß auf 
die Entlaftung des Centrums und die Ausfcheidung der nicht dorthin gehörigen 
Geichäfte Bedacht genommen werden, wenn nicht die großen Ziele und Aufgaben 
— laufen ſollen, unter einem Wuſt von Details und kleineren Dingen Schaden 
zu leiden. 

Es erſcheint daher ganz naturgemäß, daß der Wirkungskreis der Com— 
munalverbände ſich ſtets erweitert, und daß die Richtung unſerer Geſetzgebung 
dahin geht, mehr und mehr Aufgaben von dem Staate an die Communen zu 
überweiſen. 

Wenn über dieſe Richtung namentlich von den mit neuen Arbeiten haupt: 
ſächlich betroffenen Yocalgemeinden vielfach laute Klagen erhoben werben, jo barf 
und died in unſerem Urtheile um fo weniger beirren, als diefen Klagen in ber 
Regel nur finanzielle Schmerzen zu Grunde Tiegen. 

Mit der Ueberweilung neuer Gefchäfte an die Communen wachlen nämlich 
auch die Ausgaben der Yetteren, und wenn nicht gleichzeitig für die Dedfungs- 
mittel Fürjorge getroffen wird, fo Liegt darin allerdings eine gewiffe Härte, 
welche Die Gemeinden um jo ftärfer empfinden, je mehr die an ihr Leiftungs- 
vermögen gerichteten Anforderungen bereits ohnedies in die Höhe gehen. 

Die Gejetgebung kann ſich ſonach im Intereffe der Billigkeit und aus 
Rückſicht auf die von den Communen zu erfüllenden Verpflichtungen der Frage 
nicht entziehen, wie die Communen die zur Beftreitung ihrer Bedürfniffe erfor: . 
derlihen Mittel aufbringen follen. 

Die Communalfteuerfrage bilvet nicht allein einen Gegenftand communalen 
Intereſſes, ſondern befigt zugleich eine allgemeine politifche Bedeutung, da von 
ihrer Löſung die Erfüllung wichtiger durch das allgemeine Eultur- und Staats- 
intereſſe geftellter Aufgaben abhängt. 
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Der Geſetzgeber wird fi) num unſeres Erachtens bei dieſem ſchwierigen 
und heitlen Gegenftand um fo leichter thun, je klarer er fich über den Stand- 
punkt ift, von welchem aus die communale Wirkfamkeit als letzte Urſache des 
Bedarfs an Mitteln betrachtet werben muß. 

Mir begegnen bier der weitwerbreiteten Anſchauung, der letzte und wahre 
Grund der Communalbefteuerung ſei in dem Intereſſe und dem Bortheil, den 
der Einzelne aus dem Communalverband zieht, zu ſuchen; dieſes Interefje ſoll 
nach der erwähnten Anficht nicht blos den Grund, fondern aud den Mafftab 
für die Steuerbelegung abgeben. 

Mir müſſen diefe Anfiht als eine irrige bezeichnen, da es nach allen 
Gemeinde-Gefegebungen und nad der Praris aller Communen zahlreiche Fälle 
giebt, in denen bei der Steueranlegung auf das Interefje des einzelnen Pflichtigen 
abfolut keine Rücficht genommen wird und feine genommen werben kann. 

Es giebt Communalzwede, deren Erfüllung vielen Pflichtigen ganz der 
gültig ift, und felbft ſolche, welche die Intereſſen Einzelner im höchften Grade 
verlegen; und trogdem müſſen auch Letztere zu den Koften des ihnen Jchädlichen 
und verhaßten Unternehmens beitragen. J 

Ein Princip, das uns in zahlreichen und wichtigen Fällen im Stiche läßt, 
verliert damit den Anfpruc auf Anerkennung und Gültigkeit. 

Wir glauben denn au, daß ſich für Die Communalbefteuerung ein anderer 
Standpunkt al8 der des rein wirthichaftlihen Bodens finden läßt. 

Die Gemeinde unterjcheidet fich, abgejehen von Anderen bezüglich ihres 
Weſens gerade darin von einer Interefiengemeinfhaft, daß es fich bei ihr in 
erfter Linie nicht um den Vortheil des einzelnen Genofjen handelt, während Dies 
bei den Wirthichaftsgenoffenichaften entjchieden der Fall ift. 

Eine Commune befindet fich erft dann auf der Höhe ihrer Stellung, wenn 
fie ihren Gliedern auch für Zwecke Opfer auferlegt, die nur der Geſammtheit 
in ihrer das Leben des Einzelnen überfteigenden Dauer zu Gute kommen. 

Der Meinung, daß die Gemeinde eine melfende Kuh fei, der man für 
10 Pfennig Futter geben müffe, um dagegen für 2 Mark Milch zu erhalten, 
fann gar nicht entichieden genug begegnet werben. 

Die Gemeinde hat die ihr zugewiefenen allgemeinen Aufgaben zu erfüllen, 
und die für diefe Aufgaben nöthigen Mittel find von den Pflichtigen zu tragen 
mit und ohne directen Nuten oder Schaden. 

Damit fol übrigens keineswegs gefagt fein, daß bei der Communalbe— 
fteuerung nicht auch darauf Rüdjicht genommen werden dürfe, ob Jemand von 
einer mit Ausgaben verbundenen Communalaufgabe — z. B. der Errichtung 
und Unterhaltung einer Bildungsanftalt, dem Flur: und Waldſchutz — einen 
Nugen habe; vielmehr nehmen wir an, daß in einem folden Falle noch ein 
Grund mehr für eine Concurrenz zu den Communallaften vorliegt. 

Wir können unfere Anficht dahin zufammenfaffen, daß das Imterefie an 
den Communalzweden im Ganzen oder im Einzelnen nicht als Grund und 
Mapftab der Communalbefteuerung zu betrachten, wohl aber die Heranziehung 
oder vorzugsweiſe Belaftung mit einer Communalfteuer Jedem gegenüber be— 
vechtigt jet, der von der Gemeinde oder von fpeciellen Einrichtungen und Unter- 
nehmungen berjelben einen nachweisbaren Nuten hat. 
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Es wurde von und bereitd angedeutet, daß wir die Communalbefteuerung 
als einen Gegenftand gejeglicher Regelung angejehen willen wollen. 

Wir erftären damit, daß wir der Gemeinde-Autonomie auf dem Gebiete 
des Beſteuerungsweſens nicht unumfchränfte Herrſchaft zugeftehen, und daß wir 
die Gemeindeförper von dem widerlichen Kampf zwiſchen den einzelnen Claſſen 
der Steuerpflichtigen und der Behelligung mit agitatoriihen Steurrreforinpro= 
jecten verjchont jehen wollen. 

Wir find dabei übrigens weit davon entfernt, eine uniforme bi8 ind Ein- 
zelnfte gehende gefegliche Regulirung der Gommunalabgaben zu verlangen, glauben 
vielmehr, daß bei der außerordentlihen Verſchiedenheit der Verhältniffe in den 
einzelnen Gemeinden eine ſolche Geſetzgebung nur vom Uebel wäre, und daß ber 
gemeindlichen Autonomie und dem Rechte der Selbftbeiteuerung innerhalb eines 
vom Geſetze beftimmten Rahmens freie Bewegung zu laffen ift. 


III. 


Wenn der Staat in der Steuergefeßgebung und im Bollzuge der Steuer: 
gejege nur annähernd an den Punkt der Vollkommenheit gelangt wäre, jo läge 
wohl nichts näher, ald das Communal-Steuerweſen einfad) mit dem Staats- 
Steuerwejen in der Art zu verbinden, daß Lediglich Zuſchläge zu den directen 
oder indirecten Staatsfteuern als Communalabgaben erhoben würden. 8 
würde damit von jelbft die Communalbeftenerung allen Reformen und Fort- 
jchritten in der Befteuerung folgen und jeder Anlaß zu Communalfteuer-Strei= 
tigfeiten bejeitigt fein. 

Allen nachdem die Vorausfegung einer vollendeten Staatsſteuer-Geſetzgebung 
nicht zutrifft, läßt fi die Forderung einer ausnahmslofen Verbindung ber 
Kommunal» und Staatöbefteuerung nicht aufrecht erhalten. Staat und Ges 
meinde ftehen überdies in Geldſachen nicht immer auf dem freundlichiten Fuße, 
und würde es namentlid) der Staat bei vielen feiner Einnahmsquellen nicht 
gerne ſehen, wenn die Gemeinden ebenfall® aus denfelben jhöpfen und damit 
deren Ergiebigkeit für die Staatöcafje beeinträchtigen wollten. Bis zu einem 
gewiffen Punkte wird man daher den Gemeinden befondere, von den ftant- 
lichen verſchiedene Einnahmsquellen zugeftehen müſſen. 

Die wenigften Bedenken erregt e8 wohl, den Communen Zuſchläge zu den 
directen Staatöftenern zu geftatten. 

Es ift dies auch die verbreitetfte Art der Communalbeftenerung. 

Die bei diefem Beſteuerungsmodus auftretende Frage über dad Verhältniß, 
in welchem die einzelnen Steuerarten herangezogen werden fünnen, möchten wir 
"dahin beantworten, daß das Verhältnig kraft Geſetzes für alle Steuerarten als 
gleich zu beftimmen fei. Die entgegengefetste Anſicht beruht auf dem doppelten 
Irrthum, daß die Communalabgaben nach dem Verhältniß des Intereſſes und 
Nutzens, den die einzelnen Clafjen aus dem Communalverband zieben, umgelegt 
werben follen, und daß fich dieſer Nugen für ganze Clafjen in eine der Wirf- 
lichfeit und den Thatſachen entiprechende rechneriſche Formel bringen laffe. 

Sind bei gewiffen Communalunternehmungen beftimmte einzelne Haus: 
oder Grundbefiter nachweisbar mit directem Nuten betheiligt, oder erfordert 
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ein Communalunternehmen bet feiner Ausführung mit Rüdfichtnahme auf Pri: 
patintereflen einen höheren Koftenaufwand, dann ericheint e8 nur als recht und 
billig, die treffenden Privatintereffenten mit befonderen Beiträgen (Präcipual- 
leiſtungen) heranzuziehen. : 

— die Zulaſſung eines verſchiedenen Steuerfußes für die verſchiedenen 
Claſſen der Steuerpflichtigen ſpricht auch der ſchwer wiegende Umſtand, daß 
man damit die einzelnen Claſſen der Steuerpflichtigen gegen einander in Be: 
wegung jet, und das ganze Gemeindeleben jchlieglih in einen Kampf zwifchen 
Hausbefigern, Grundbefigern und Gewerbetreibenden aufgeht. 

Will man eine Berjchiedenheit der Heranziehung der einzelnen Steuerarten, 
dann beftimme nur fofort das Gele das Verhaͤltniß; man verfchone aber die 
Gemeindelörper mit diefer Repartition. 


IV. 


Schwieriger als bei den directen Steuern geftaltet ſich die Sache bei den 
Berzehrungs-Steuern, denn bier begegnen wir fogleic der Meinungsverſchiedenheit 
über die Zuläffigfeit oder Unzuläffigfeit diefer Art von Abgaben. 

Ohne und in dem principiellen Streit einzulafjen, glauben wir nur die 
Bemerkung machen zu jollen, daß es eben bier, wie in anderen practifchen 
Dingen wejentlih darauf ankömmt, wie die Sache thatſächlich eingerichtet ift. 
Es mag eine Steuer wiſſenſchaftlich ganz richtig aufgelegt fein und fie kann 
trogdem 3. B. wegen der nicht mit in Rechnung gezogenen Ueberwälzung eine 
ſchädliche Wirkung äußern; ebenfo mag eine Steuer bei einer gemiffen Höhe gar 
nicht empfunden werben, während fie bei Weberfchreitung diefer Grenze einen 
empfinplichen Drud übt. So fümmt bei den Berzehrungsfteuern gewiß unend- 
lich viel auf deren Höhe und das Erhebungs-Berfahren an. 

Nachdem in vielen bayrifchen Gemeinden, zum Theil feit Jahrhunderten, 
ſolche Berzehrungsfteuern eingeführt find, und auch die neueſte Geſetzgebung 
diefe Abgaben zuläßt, kann im dem Augenblide, wo es ſich um eine gejetzliche 
Regelung des Communalfteuerweiens handelt, die von uns beabfichtigte Dar- 
ftellung der bayrifchen Berbältniffe und der in Bayern mit den Verzehrungs- 
fteuern gemachten Erfahrungen wohl einige8 Intereſſe für fih in Anfprud 
— Wir bitten daher, unſerer bezüglichen Darlegung vorurtheilsfrei zu 
olgen. 


V. 


Das bayriſche Gemeinde-Ediet vom 17. Mai 1818 und die Verordnung 
vom 22. Juli 1819, „vie Umlagen für Gemeindebedürfniſſe betreffend‘, gehen 
bezüglid) der Gemeindeabgaben von dem Grundfage aus, daß vie indivecten. 
Gefälle, insbefondere der Getreide- und Fleiſchaufſchlag, zu den primären Ein— 
nahmsquellen der Localgemeinden gehören, und daß erſt inſoweit die Gemeinde— 
bedürfniſſe hierdurch nicht gedeckt werden Localumlagen oder Beiträge an Geld 
oder Naturalien erhoben werden dürfen. 

Bezüglich der Diſtriets. und Kreisgemeinden enthalten die Geſetze vom 
28. Mai 1852, „die Diftrict8> und Lanbräthe betreffend“, die Fategoriiche Be— 
ftimmung, daß die erforderlichen Umlagen nad) dem Gefammtbetrag der Directen 
Steuern zu vertheilen find, und daß bei den Kreisgemeinden ein anderer Maß— 
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ftab nur im Wege des Geſetzes eingeführt werben kann; für die DiftrictS- und 

Kreisgemeinden find daher indirecte Gefälle überhaupt nicht zugelafjen. 

In der (Local-/Gemeindeordnung vom 20. April 1869 werden als 
Dekungsmittel für die Gemeindebebürfniffe, infoweit die fonftigen Einkünfte der 
Gemeinde nicht ausreichen, die (directen) Gemeindeumlagen, Verbrauchsſteuern 
und fonftige örtliche Abgaben beftimmt. Das im früheren Gemeindeedict an- 
georbnete jubjidiäre Verhältniß der directen Umlagen zu den Aufichlägen ift im 
neuen Geſetz befeitigt und find beide Arten von Abgaben vielmehr al8 gleich 
ftatthafte Dedungsmittel neben einander aufgeführt und zugelafien. 

Ueber die Berbraudsfteuern trifft nun die Gemeindeordnung im 
Weſentlichen folgende allgemeine Beftimmungen : 

a. Die Gemeinden ohne Unterſchied zwiſchen Stadt: und Landgemeinden find 
zur Erhebung von Berbraudsfteuern befugt, ſoweit nicht Gejege oder 
Staatöverträge entgegenftehen. 

b. Als Befteuerungsartifel dürfen im Allgemeinen nur ſolche Verzehrungs— 
gegenftände behandelt werden, die bereit8 nach der beftehenden Uebung mit 
einer Berzehrungäfteuer belegt waren; neue, bisher nicht in Uebung geweſene 
Berbraudsfteuern Dagegen können nur mit geſetzlicher Ermädtigung 
eingeführt werben. 

ec. Der Fleiſch-⸗, Getreide: und Mehlaufſchlag fteht allen Gemeinden zu, es 
Dürfen jedoch bei der Erhebung die durch königliche Verordnung feitgejegten 
Marimalfäge nicht überjchritten werben. 

Zur Einführung oder Erhöhung einer jonftigen VBerbrauchsfteuer 

(mit Ausnahme des Fleiſch⸗, Getreide und Mehlaufichlages) iſt Minifterial- 

genehmigung erforderlich. 

d. Die Regelung des Erhebungsverfahrens ift den Gemeinden überlaffen, Die 
zu diefem Zmede und zur Sicherung und Eontrole ihrer Aufichläge orts— 
polizeiliche Vorſchriften mit Strafandrohung erlaffen fünnen. 

e. Dertlihe Aufſchläge jollen, ſoweit thunlih, nur die Verzehrung innerhalb 

des Gemeindebezirks, nicht Die Production und den Handel treffen. 

. Die Regelung der Nüdvergütung des gezahlten Auffchlages ift im Allge- 
meinen der gemeindlichen Autonomie entzogen und erfolgt im Wege fünig- 
licher Verordnung. 

g. Endlich wird beftimmt, daß die Beichlußfafjung über Einführung oder Er- 
böhung von Verbrauchsſteuern in Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung dem 
Magiftrat unter Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten (Stadtverord- 
neten), in Landgemeinden der Gemeindeverfammlung zufteht. 

Hierzu ift zu bemerken, daß die Gemeinden zur Erhebung von Verzehrungs- 
feuern weder gezwungen, noch daran gehindert find, und daß es denfelben unter 
allen Umſtänden überlafjen bleibt, ihren Bedarf durchweg nur mittelft directer 
Umlagen durch Zuſchläge zu den directen Staatsfteuern zu deden. 

Wollen fie Berzehrungsfteuern erheben, dann haben fie innerhalb des ge- 
ſetzlichen Rahmens nicht allein die Gegenftände, fondern auch die Höhe der Steuer 
und das Erhebungsverfahren zu beftimmen. 

Namentlih den Iegterwähnten Punkt halten wir für ſehr wichtig, weil 
Damit den Gemeinden die Möglichkeit gelafien ift, dem Handel und der Pro: 
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duction ſoweit freie Bewegung einzuräumen, als dies mit ihren Intereſſen 
vereinbar ift, und weil damit ein Haupteinwand gegen die Berzehrungäfteuern 
entkräftet werben fann, 

VI. 

Die hauptſächlichſten in den bayriſchen Gemeinden beſtehenden Verzehrungs— 
ſteuern ſind folgende: 

a. der Oetreide- und Mehlaufſchlag, 
b. der Fleiſchaufſchlag und 
ec. der Malz: und Bieraufichlag. 

Bon diefen wird der Malzaufichlag zugleich als Staatsauflage (ärarialiſcher 
Aufichlag) erhoben, während die beiden anderen Aufichläge feit dem Jahre 1819 
nur als Communalaufſchläge vorkommen. 

Unter den Getreide- und Mehlaufſchlag fällt ſelbſtverſtändlich auch der 
Brodaccis für das in einen Gemeindebezirk mit Mehlaceis eingeführte Brod. 

Außer den genannten Auficlägen giebt es noch Aufſchläge auf Wein, 
Branntwein, Steinfohlen zc.; wir können diefelben jedoch wegen ihres nur ver— 
einzelten Vorkommens bei unjeren weiteren Erörterungen außer Betracht laſſen, 
und uns auf den Fleisch“, Mehl: und Malzaufſchlag beſchränken. 

Bon den letteren befigen der Fleiſch- und Mehlaufſchlag die meitefte 
Verbreitung, indem dieſe jelbft im einzelnen Landgemeinden eingeführt find, 
während dev Pocalmalzaufichlag bis jetzt nur größeren Gemeinden bemilligt wurde. 

Bon entſcheidendem Einfluffe auf die Beurtheilung der Accisfragen find nun: 

a. die Höhe des Accifes, 
b. das Erhebungsverfahren und 
c. die Regelung der Rüdvergütung. 

Wir werden daher bei den in das Bereich unferer Erörterung zu ziehenden 
Acciſen auf dieje drei Punkte befondere Nüdficht zu nehmen haben. 

Dabei muß aber bezüglich des Einflufjes des Accisſatzes auf den Berfaufs- 
preis des befteuerten Artikel ganz bejonders Gewicht darauf gelegt werden, daß 
man nicht den Accisfat für fich, jondern aud, den Werth und Preis des auf- 
Ichlagspflichtigen Gegenftandes ind Auge zu faſſen hat. 

Der gleihe Sag per Gentner mühte z. B. beim Fleiſch und Roggenmehl 
höchft verichievden wirken; der gleiche Sat wird auch bei dem nämlichen Artikel 
zu verfchievenen Zeiten, bei verjchievenem Preis und Geldwerth von verfchiedener 
- Bedeutung fein. Bleibt der Accisfat gleich, während die Lebensmittelpreife in 
die Höhe gehen, jo nimmt die procentale Belaftung des treffenden Artifel® ab 
und der Accis wird leichter getragen werden; es fann gerade auf das letztere 
Moment bei allen ſeit einer ſehr langen Reihe von Yahren in gleicher Höhe 
beftehenden Aufjhlägen nicht genug Gewicht gelegt werben. 


VII. 
Fleiſchaufſchlag. 


Wie oben unter Ziffer V. litt. c. erwähnt, iſt den Gemeinden die Feſt— 
ſetzung der Aufihlagsfäge nicht unbeihränft überlafien, vielmehr erfolgt die 
Feſtſetzung der Marimaljäge durch königl. Verordnung. 
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Durch eine jolde vom 27. November 1875 wird nun der Accis 
1. nad dem Gewichte für importirtes Fleiſch auf 65 Pf. pro Gentner, und 
. nadı dem Stück feſtgeſetzt. 

Der Stüdtarif ift folgender: 

. 4,30 M. vom Ochſen mit 6 Gentner und darüber; 

2,90 M. vom Ochſen mit geringerem Gewicht ; 

1,30 M. von einem Stier; 

1,30 M. von einer Kuh; 

1,15 M. von einem jungen Wind; 

. 0,20 M. von einem Bod, einem Schaf, einer Ziege; 

. 0,90 DM. von einem Schwein mit 90 Pfd. und darüber; 
. 0,30 M. von einem Schwein mit 30—90 Pfd.; 

. 0,15 M. von einem Schwein bis zu 30 Pfd. 

Bon diefem Tarif kommen in einzelnen Gemeinden Abweichungen nad) ver- 
fchiedenen Richtungen vor, indem namentlich aud höhere Sätze beftehen, was 
mit fönigl. Bewilligung, die im Bedürfnißfalle in der Regel auf 10 Yahre 
ertheilt wird, zugelafjen ift. 

Es mag übrigens der Acci8 nad dem Gewicht oder nad dem Stüd 
erhoben werben, immer bildet der Gewichtstarif die Grundlage, weil der für 
das Stüd normirte Aufſchlag immer auf der Gewichtscaleulation beruhen muß, 
wenn er richtig getroffen fein jol. Man kann daher bei allen Fragen über 
den Fleiſchaceis, bei denen deſſen Höhe in Betracht kommt, kurzweg den nad) 
dem Gewicht beftimmten und zu bezahlenden Aufihlag zu Grunde legen, 

Ebenjo muß man bei einer Vergleihung verjchiedener Stüdtarife den Accis 
unter Annahme gleihen Stüdgewihts auf dafjelbe Einheitsgewicht (Centner) 
reduciren. 

Unter der Annahme, daß das Pfund Fleiſch 60 Pfennig foftet, beträgt 
bei einem Xeccisfag von 65 ‘Pf. pro Gentner die Belaftung des Fleiſches etwas 
mehr ald 1 %, und bei dem höchſten unferes Willens zugelaffenen Sa mit 
1 M. pro Gentner oder 1 Pf. pro Pfund 18,, %- 

Während in Bayern der Fleifchacct® nie mehr ald Eine Mark pro Gentner 
beträgt, wurde und wird anderwärts, z. B. in vielen preußifchen Städten der Accis 
mit 41/, M., in Dresden mit 5%/,, in Mailand, Genua mit 8%/, und in Turin 
mit 9'/, vom Ochfenfleiich und in manchen italienischen Städten beim Schwein- 
fleijch jelbft mit 18 und 20 M. pro Gentner erhoben, wozu noch fümmt, daß 
in vielen» diefer Städte neben dem Accis noh eine Markt-Beihau- und 
Schlachtgebühr in eimem Betrage zu zahlen ift, jo hoch wie der ganze Accis 
in Bayern. 

Um ein auf feftem thatfächlihen Boden ruhendes Urtheil über den Fleiſch— 
accıd und defjen Einfluß auf die Fleiſchpreiſe abgeben zu können, müſſen alle 
dieſe Berhältnifje mit erwogen werden; denn es Teuchtet ein, daß die Belaftung 
eined Artiteld mit 10 oder gar 20 %, Aufihlag und Gebühren eine 
andere Wirfung auf den Preis äußern muß, als eine Belaftung mit 1 oder 
1°/; 9%, und daß bie Sleifhauffhlagefrage an einem Orte mit hohem Accis 
anders fteht, ald am einem Drte mit niedrigem Accis, an dem überdies feine ober 
ſehr niedrige Markt und Schlachtgebühren zu bezahlen find. 
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Die Erhebung dieſes Aceiſes iſt mit Nachtheilen für den Gewerbebetrieb 
und den Handel in der Regel nicht verbunden, weil bei dem Schlachthauszwang 
und wegen der Fleiſchbeſchau über die Einbringung und das Schlachten der 
Viehſtücke ſowie die Fleifheinfuhr ohnehin Anzeige gemacht werden muß, umd 
damit die zur Acciserhebung erforderlichen Thatfachen fehr einfach feftgeftellt und 
controlirt werden fönnen. 

Namentlih kann an allen Orten mit Central-Schlachthäuſern der Vieh— 
handel ohne nennenswerthe Gefahr von allen Beſchränkungen freigegeben werden, 
wie auch thatſächlich die Viehmärkte ohne Störungen auch in allen jenen Städten 
abgehalten werben, welche Fleiſchaccis erheben. 

Die Nüdvergütung des Acciſes muß nach der bayrifchen Verordnung ein- 
treten, wenn ein geſchlachtetes Thier in der Haut und ungetheilt wieder aus 
dem Gemeindebezirt hinausgebradht wird. Died ſchließt jedoch nicht aus, daß 
eine Gemeinde, in welcher der Handel mit Fleiſch und die Fleiſchwaarenfabri— 
cation eine gewifje Bedeutung erlangt hat, den Fleifhfabricanten und Händlern 
den Accis für die fabricirten und exportirten Waaren zurüdzahlt. Ja e8 kann 
auf Antrag der Betheiligten jogar vom Minifterium die Rückvergütung des 
Accıfes für exportirtes Fleiſch und ausgeführte Fleiſchwaaren angeordnet werden, 
wenn dies im Intereſſe des Handeld und der Production geboten ericheint. 


VI. 
Getreide: und Mehlaufidhlag. 


Für den Getreide und Mehlaufihlag gelten nah der erwähnten Ber- 
ordnung folgende Säte: 
a. vom Getreide 
30 Pf. pro Centner oder 
40 „  „ Hectoliter und 
b. vom Mehl oder eingeführten Brod 35 Pf. pro Centner. 

Höhere Säge fünnen ausnahmsweije vom König bewilligt werben; geichieht 
dies, jo wird auf die Confumtionsverhältniffe infofern Nüdjicht genommen, als 
nur für Weizen und Weizenmehl, dann weißes Brod ein höherer Accis be- 
willigt wird, nicht aber für Roggen, Noggenmehl und Roggenbrod. 

Auf den Schrammenverfehr und den Getreivehandel kann dieſer Aceis feinen 
nachtheiligen Einfluß üben, weil der Aufſchlag nur von dem eingeführten Mehl 
und nur von dem auf die Mühlen des Gemeindebezirkes gebrachten Getreide 
erhoben wird. 

Miller und Mehlhändler aber find gegen eine nachtheilige Belaftung ihres 
Erportgeihäftes durch die unbedingt angeorbnete und zu leiftende Nücvergütung 
des Aufſchlags gefichert. 

Abgefehen nämlih von dem nur tranfitivenden und ohnehin accisfreien 
Mehl, muß nämlich der Getreide- und Mehlaufihlag zurüdvergütet werden, 
wenn Mühlfabricate von dem Producenten oder Händler in Quantitäten, für 
welche bei der Einfuhr ein Aufihlag von mindeftens 30 Pf. in der Gemeinde 
zu entrichten wäre, durch eine und Diejelbe Sendung ausgeführt werden, das 
heißt mit andern Worten, für jene Quantitäten Mehl, die im Kleinen Verkehr und in 
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der Regel von den Confumenten felbft mit Hinausgenommen werden, tritt die 
Accis⸗Rückvergütung nicht ein, wohl aber ift dies im Intereffe des Handeld und 
| der Fabrication der Tall. 

Wurde der Aufichlag von dem Getreide erhoben und es werden Mühl- 
fabricate exportirt, jo bemißt fich die Größe der Rüdvergütung nad dem Quans 
tum, das von dem treffenden Fabricate durchſchnittlich aus dem SHectoliter der 
einzelnen Getreidearten erzeugt wird, und das im Voraus von den Gemeinden 
allgemein feftzuftellen und öffentlich befannt zu machen ift. 

Nebenbei bemerkt, dürfen die Gemeinden bei der Rückvergütung des Fleild- 
und Mehlaufihlags 5 %/, und bei Sendungen, für melde die Rückvergütung 
weniger ald 2 M. beträgt, 10 Pf. für die Controltoften abziehen. 

Abweichend von den obigen Normalfägen, wird in einzelnen Gemeinden mit 
fönigliher Bewilligung vom Weizen und Weizenmehl ein höherer Aufichlag, 
bis zu 80 Pfennig vom Gentner Weizen und 1,14 M. vom Gentner Weizen⸗ 
mehl erhoben. 

Legt man der Procentberechnung ven höchſten Aufſchlagsſatz mit 1,14 M. 
für Weizenmehl und 35 Pf. für Kornmehl zu Grunde, ſo ergiebt ſich bei An— 
nahme eines Preiſes von 30 M. pro Centner Weizenmehl und 15 DM. pro 
Gentner Kornmehl eine Belaftung des Weizenmehles mit 3%/,, und des Korn= 
mehle8 mit 2 %%,. 


IX. 
Localmalz- und Bieraufjdlag. 


Bei dieſem Aufichlag kommen folgende Berhältnifje in Betracht: 

1. Der Malz und Bieraufſchlag bildet keine den Gemeinden kraft Gejetes 
zuftehende Abgabe; deſſen Einführung und Erhöhung jest vielmehr Minifterial- 
genehmigung voraus. 

2. Da der Malzaufjchlag zugleih ein Staatsgefälle ift, ftellt fich der 
Sommunalmaßaufihlag für das innerhalb einer Gemeinde verfottene Malz 
al8 ein Zuſchlag zu dem Xerarialaufihlag zu Gunſten der treffenden Ges 
meinde Dar. 

3. Die mit der Erhebung und Gontrole des Staatsmalzaufſchlags be— 
trauten Staats-Finanzorgane bejorgen zugleih die Erhebung und Controle tes 
Localmalzaufſchlags. Es kann daher der letztere feine weitere Beläftigung oder 
Erſchwerung des Verkehrs, der Production und des Handels. im Gefolge haben. 

4. Bon dem aus einer andern Gemeinde eingeführten ſ. g. fremden Bier 
wird der Yocalmalgaufichlag bei der Einfuhr nach dem Hectofiter berechnet und 
bezahlt ; die Controle und Erhebung dieſes Aufichlags, bei dem das Staatsärar 
nicht — iſt, erfolgt lediglich durch die Gemeinden und deren Organe. 

.Bildet ein Artikel einen Gegenſtand der Verzehrungsſteuer des Staats 
und * Communen, ſo muß man bezüglich der Wirkungen der Beſteuerung auf 
den Preis die beiden Steuern zuſammen ind Auge fallen, weil e8 für ben 
Conjumenten im Schlußeffect ganz gleichgültig ift, ob die Steuer in eine oder 
in mehrere Caſſen fließt. 

Der Staatdmalzaufichlag beträgt num vom Hectoliter ungebrochenen Malzes 
ohne Unterjchied zwiſchen Troden: und Einfprengmal; 4 Mar. 
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Den Gemeinden ıft der Aufſchlag in verjchtedenen Größen von 1 M. bis 
1.95 M. bewilligt; den höchſten bemilligten Sag angenommen, beträgt die Steuer 
auf 1 Heceoliter Malz jonah 5 M. 95. 

Die Belaftung des Biered hängt nun nicht allein von der Größe des 
Malzaufihlags, ſondern auch von der Gufführung ab. Es kann nämlich aus 
demfelben Quantum Malz eine größere und eine Eleinere Quantität Bier gejotten 
werden und wird fi john die jchließliche Belaftung des Biere um fo niedriger 
geftalten, je geringeren Malzgehalt das Bier bejigt. 

Unter der Annahme, daß aus 1 Hectoliter Malz 200 Liter Bier gebraut 
werden (es entipricht dies annähernd der früher vorgejchriebenen Gußführung 
und der in Münden üblichen Braumeife), trifft auf das Hectoliter Bier ein 
Staatsauffhlag von 2 M., ein Communalaufihlag von 50—971/, Pf., 
ſohin im Ganzen von 2,50—2,971/, M. 

Nahdem das Liter Schenfbier zur Zeit mit 22 Pf. angejegt werden fann, ° 
ergiebt ſich, daß Das Bier mit einer Marimal-Berzehrungsfteuer von circa 
13 9, belaftet ift. 

6. Bon dem ſ. g. fremden Bier beträgt der Yocalaufihlag bei der Einfuhr 
per Hectoliter zwiſchen 66 Pfennig und 1,31 M., was mit Hinzurechnung 
des Werarialaufichlags von 2 M. einen Marimalaufihlag von 3,31 M. per 
Hectoliter und 3,3 Pf. per Liter ergiebt. 

Da die freinden Biere wegen ihrer befjeren Qualität mit 30 ‘Pfennig per 
Liter ausgefchenft werden, jo dürfte ſich annähernd derjelbe Procentjag in der 
Belaftung ergeben, wie beim einheimiſchen Bier. 

7. In die Befteuerung des Malzes und Biered für Communalzwede 
ſpielen übrigens aud die Beſtimmungen de8 Zoll- und Handelsvertrages vom 
8. Juli 1867, ſowie der Zolltarif vom 1. October 1873 herein, weshalb diefe 
Verhältniſſe furz erwähnt fein jollen. 

Artikel 5 IL, $ 2, Abi. 2 des erwähnten Zoll- und Handelövertrages 
beftimmt nämlich als den Maximalſatz des im Vereinsgebiet zuläffigen Aera— 
rialauffhlags ven. Betrag von 1 Rthl. 15 Sgr. von der Ohm Bier zu 
120 Quart Preußiſch, was circa 3 M. pro Hectoliter Bier ausmadıt. 

Ferner wird in $ 7 1. c. Abi. 5 beftimmt, daß die Beiteuerung des 
Bieres für Communen mehr nicht als 20 °/, des höchſten zuläffigen Aerarial— 
aufſchlags betragen dürfe, woron nur jene Communen ausgenommen find, die 
bereitö eine höhere Abgabe erheben. 

Hiernah kann der örtliche Bieraufichlag in Gemeinden nur bis zum 
Marimalfag von 60 Pf. per Hectoliter Bier oder 1,20 M. per Hectoliter 
Malz zur Einführung kommen, 

Dabei enthält der ermähnte Zoll- und Handelövertrag die weitere Beſchrän— 
fung für die Gemeinden, daß die Localaufſchläge ausnahmslos für jene aus— 
Yändiichen Berzehrungsgegenitände, welche mit einem Zoll von mehr als 1,50 M. 
pro Centner belegt find, für unzuläſſig erklärt find. 

Da nun nah Nr. 25 des Zolltarif3 ausländiſches Bier mit einem Zoll von 
2 M. pro Sentner oder circa 6 M. pro Hectoliter belegt ift, darf feine Ge— 
meinde von ausländiſchem Bier eine Abgabe erheben. Es Fünnen daher nament- 
lich die in Frage kommenden böhmiſchen und Wiener Biere mit einem Local- 
aufichlag nicht belegt werden. 
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8. Die Uebergangsabgabe von Malz beträgt in Bayern entſprechend dem 
Zollvereinsvertrag eben ſo viel, wie vom inländiſchen Malz, nämlich 4 M. 
pro Hectoliter; die Uebergangsabgabe für Bier 2,50 M. pro Hectoliter. 

Es erjcheint diefer Cat gegenüber der obigen für das einheimiiche Bier auf: 
geftellten Berehnung mit 2 M. pro Hectoliter um teswillen nicht als zu hoch, 
weil die Erportbiere viel ftärfer eingefotten find und der Malzgehalt daher per 
Hectoliter ein bedeutend größerer ift, als bei dem oben vorausgeſetzten einhei— 
milden Schenkbier. f 

9. Bon den in Frage ftehenden Verzehrungs-Gegenſtänden befitt neben 
dem Mehl das Bier hauptfächlic die Eigenſchaft eines Ausfuhrartifeld und bat 
deshalb und bei der Höhe des Aufichlags bezüglich feiner die Frage der Auf: 
Ihlags-Rüdvergütung eine erhöhte Bedeutung. 

Diele ift nun dahin geordnet, daß die Rückvergütung eintreten muß, wenn 
das Bier, ſei e8 in das Ausland oder, was den Yocalaufichlag betrifft, in einen 
anderen Gemeindebezirf ausgeführt wird. 

Selbftverftändlih fteht der Rückvergütungsſatz in einem beftimmten Ver: 
hältniß zu dem gezahlten oder dein nach der üblichen Brauweiſe fich berechnen— 
den Aufichlag. Wer Malz verftenert hat, und Bier ausführt, kann jelbftver- 
ftändlih ven für das treffende Bier gezahlten Auffchlagsbetrag nicht beweiſen; 
e8 muß daher ein gewiſſes Verhältniß zwilchen dem verfteuerten Malz und 
dem daraus gejottenen Bier angenommen werben. 

Das Malzauffchlagegejeg vom 16. Mai 1868 beftimmt nun in Art. 11 
bezüglich der Niückvergütung des aerarialifhen Malzaufichlags Folgendes: 

„Wird im Inlande erzeugted Bier in Gebinden in das Ausland aus: 
geführt, jo hat der Ausführende für jede Sendung, welche mindeftens einen 

Eimer (63 Liter) beträgt, Anjprud auf Rüdvergütung des Malzaufihlags.‘‘ 

„Der fünigl. Staatsregierung bleibt e8 überlaffen, durch beſondere 

Berordnung die Höhe des Rüdvergütungsfates und die desfalls nothwendigen 

Sicherungsmaßregeln zu beſtimmen.“ 

Im Vollzuge dieſer geſetzlichen Beſtimmung wurde nun durch Verordnung 
vom 7. November 1875 der Rückvergütungsſatz auf 1,60 M. vom Hectoliter 
braumen und 80 Pf. vom Hectoliter weißen Biere feftgefegt. 

Werner beftimmt die Verordnung vom 30. November 1875 über die 
Rücdvergütung des Pocalmalzaufichlagd der Gemeinden: 


„Wird aus einer Gemeinde, in welcher der Localmalzaufihlag mit 
1 M. vom Hectoliter Malz zur Erhebung kömmt, Bier in Gebinden 
ausgeführt, jo beträgt die Nücvergütung vom exportirten Bier 35 Pf. 
vom Hectoliter braunen und 20 Pf. vom Hectoliter weißen Biere. Be— 
trägt der LTocalmalzaufihlag mehr ald 1 M. vom Hectoliter Malz, fo 
bat fidy die Rüdvergütung nach Verhältniß dieſes Mehrbetrages gleichfalls 
zu erhöhen,“ | 
Gegen diefe Rückvergütungsſätze wurde bis jet von Seiten der Brauer 
feine Einwendung erhoben, und darf daher deren Richtigkeit und Billigfeit wohl 
als feftftehend angenommen werben. 
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X. 


Bei Beurtheilung der communalen Berzehrungsftenern fommen die Intereffen 
der Gemeinde, jene der Steuerzahler, dann die des Handeld und der Production 
in Betradt. Um nun zunächſt ein Bild über das Verhältniß der hauptjächlichften 
Verzehrungsſteuern zu den directen Umlagen zu gewähren, lafjen wir auf Grund 
der Rechnungsergebniffe ded Jahres 1872 und für München des Jahres 1875 
eine Ueberſicht hier folgen. Es murben dabei Die geleifteten Rückvergütungen 
in Abzug gebracht, jo daß die Ziffern die Einnghmen unter Abrechnung der 
Nüdvergütungen ausweifen. 


Ueberfiht über die Gemeindeeinnahmen aus den directen Um— 
lagen und den hauptſächlichſten Verzehrungsabgaben. 











Directe Berbrauchsfteuern 








Gemeinde BERATER 
= Umtagen greht | dleiſch Bier | Kot 
——— I. L Sl. l 8 | Fl. 

München unbefannt | 92.365 | 98.660 | 614.463 | 805.431 
Nürnberg 227.513 | 108.595 , 41.506 | 115.290 | 265.391 
Augsburg 107.522 | 45.404 | 21.832 | 128.987 | 196.223 
Würzburg 82.245 | 43.810 | 38.860 | 67.243 | 149.913 
Regensburg 54.479 | 21.573 | 17.550 | 65.611 | 104.734 
Ansbach 9.401 9.097 | 4525 13. 183 26.805 
Aſchaffen burg 10.300 — — — 23.800 
Bamberg 40.000 13.551 | 16.346 | 54.540 | 84.437 
Bayreuth 14.617 7.000 | 5.000 | 36.206 | 49.206 
Erlangen 13.028 9.122 4.050 | 18.352 | 31.524 
Dinkelsbühl — = 905 | 4.071 | 4.976 
Hof 24.424 21.497 | 23.818 | 45.818 
Kempten 16.390 8.206 | 4.661 | 17.826 | 30.693 
Kitzingen 9.676 — 8.392 8.392 
Landshut 15.999 4.486 | 4.857 | 19.766 | 29.109 
Lindau 7.242 6.159 | 9.624 | 15.783 
Neuburg 3.740 5.075 2.872; 8.524 | 16.471 
Paflau 17.271 7.215 4.217 | 17.179 | 29.211 
Ingolftadt 6.732 7.000 19.085 | 26.085 


Die vorftehende Ueberficht zeigt zunächft, daß in allen größeren Gemeinden 
Bayerns Aufichläge eingeführt find. 

Der verfchiedene Einnahmsbetrag beruht nicht allein auf der verschiedenen 
Einwohnerzahl ver treffenden Gemeinden, ferner auf der beim Bierverbraud, 
einen wichtigen Punft bildenden verfchiedenen Zufammenjegung der Bevölkerung 
und der verjchiedenen Lebensweife der Bewohner, jondern auch auf der Vers 
ſchiedenheit der Tarifſätze, nach welchen die Aufichläge zur Erhebung kommen. 
Es geht aus diefer Weberficht aber weiter hervor, daß die Einnahmen aus den 
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Verbrauchsſteuern einen höchſt wichtigen Factor im Gemeindehaushalt ausmachen 
und fehr häufig die Hauptfinanzquellen der Städte bilben. 

Ferner kann conftatirt werden, daß bis zur Stunde noch feine einzige 
Gemeindeverwaltung des vechtörheinifhen Bayern auf den Gedanken verfallen 
iſt, dieſe Finanzquelle aufzugeben und den hierdurch entftandenen Ausfall in ver 
Caſſe durch Erhöhung der directen Steuern zu deden; vielmehr gebt die 
Strömung in den bayrifchen Gemeinden unzweifelhaft dahin, die — 
Verzehrungsſteuern in der ſeitherigen, örtlich beſtehenden Größe zu erhalten und 
da, wo fie noch nicht eingeführt find, die wachſenden Anſprüche an die Gemeinde- 
caffe durch die Einführung und Erhöhung der zuläffigen Aufſchläge zu decken. 

Um die tiefgehende, innere Bedeutung der Auſſchläge für die Lebensthätigkeit 
der Communen zu erfennen, müffen wir übrigens nod die Frage aufwerfen: 
Wie kamen die Städte und Stadtverwaltungen zu diefen Auflagen und wozu 
bat man die Einnahme aus vdenjelben verwendet? Im diefer Hinſicht kann 
nun als nahehin allgemeine Regel angejehen werden, daß die Gemeinden ent= 
weder aus Noth zur Verzinfung und Tilgung ihrer Schulden oder zur Schaffung 
bedeutender gemeinnügiger Unternehmungen, für welche andere Mittel fehlten, 
die Aufichläge einführten und allmählig erhöhten. 

Die Aufichläge haben, e8 läßt fich dies mit umbedingter Gewißheit aus: 
Iprechen, in eminent jegensreicher Weile für die Städte und deren Entwidlung 
gewirkt und wenn es den bayrijchen Städten gelungen ift, ihren durch die fran= 
zöfifchen Kriege zerrütteten Haushalt wieder in Ordnung zu bringen, den ihnen 
geftellten Aufgaben zu genügen und ben an eine rajche Entwidlung geftellten 
großen Anforderungen gerecht zu werben, jo muß dies zunächſt den aus ben 
Aufihlagsgefällen geflofjenen reihlichen Einnahmen zu Gute gejchrieben werben. 
Wer die Verhältnijfe nur einigermaßen kennt, weiß, mit welchen Schwierigkeiten 
zu fümpfen ift, wenn für außerordentliche Bedürfniſſe die Mittel aufzubringen 
find; hier Alles auf den guten Willen und die Einficht der Steuerzahler ankommen 
zu laffen, würde in den meiften Fällen einem Berzichte auf die gute Sache gleich— 
fommen. Als die bayrifche Staatsregierung unter dem Einfluffe nicht näher 
zu ſchildernder Umftände mit dem Plane umging, den Städten die Einnahmen 
aus den Aufichlägen zu kürzen, erhoben fich gegen ein ſolches Vorhaben die 
ſämmtlichen betheiligten Communalverwaltungen mit einer feltenen Ein= 
müthigfeit und ebenfo würde e8 bei jedem meuerlichen Berjuche ähnlicher Art 
gehen. Daß die Gemeinden mehr Bedürfnifie als Dedungsmittel befigen, ift 
nicht erft eine Erſcheinung der fortgefchrittenen Neuzeit. Es kam dies früher 
ebenſo vor; allein die Mittel wurden leichter aufgebracht, indem man entweder 
einen Aufſchlag einführte, oder zu den beftehenden Aufichlägen einige Kreuzer 
binzufügte und jo wieder das Gleichgewicht Herftellte. Jetzt, nachdem jeder 
Gulden oder Thaler Mehrbevarf durch Erhöhung der directen Umlagen auf: 

ebracht werden muß, verurfacht jedes mit einer Umlagenerhöhung verbundene 
munalunternehmen eine mit der wirklichen Einnahme in gar feinem Ver— 
hältniß ftehende Aufregung. Nichts wäre auch unrichtiger, als die Unluft zur 
Steuerzahlung nur den weniger einfichtSvollen Bürgern zuzuſchreiben und von 
dem befjeren Theil der Gemeindegliever eine größere Opferwilligfeit vorauszu- 
legen. Der Gelobeutel ift eben em Punkt, an weldem jelbft der jonft Ein— 
ſichtsvollſte eine umrechte Empfindlichkeit befitt. 
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Zu Gunften der communalen Berbraudsiteuern ſprechen, abgejehen von 
ihrer Ergiebigkeit und ihrer fteten Zunahme, noch folgende Verhältniſſe. 

Jede Gemeinde befteht aus einer Anzahl ſeßhafter Einwohner, die zu den 
directen und indirecten Auflagen beigezogen werden fünnen. Außerdem befindet 
fi) aber in größeren Gemeinden eine bewegliche Berölferung, der mit directen 
Steuern nicht beizufommen ift, obgleich dieſelbe die Vortheile de8 Communal- 
verbandes wenigſtens zum Theil mitgenieft. 

Es erfcheint num gewiß nicht als unbillig, von diefer Claſſe der ſtädtiſchen 
Devölferung, die jogar mande Ausgabe auf Verkehr, Beleuchtung, Sicherheit 
verurfacht, gleihfallg einen Beitrag zu den Communallaften zu erheben, was 
aber nur durch die Berbrauchöfteuern gejhehen kann. 

Dur die Verbrauchsſteuern wird der Kreis der Steuerpflichtigen einer 
Stadt jehr erheblich erweitert und wird damit die Etenerlaft der anfäljigen Ge- 
meindegliever erleichtert. 

Werden die Verbrauchsſteuern aufgehoben und durch directe Umlagen erjegt, 
jo haben die Einwohner mit ftändigem Wohnfig nicht allein den auf ihren Theil 
entfallenden Einnahmsbetrag aus den Verbrauchsſteuern, ſondern auch ren von 
der beweglichen Bevölkerung feither getragenen und nun ausfallenden Betrag zu 
übernehmen, woraus fi) der Eintritt höherer Belaftung der anfäffigen Eins 
wohner von jelbft erflärt. 

Einen je größeren Bruchtheil die flottirende Bevölkerung einer Gemeinde 
ausmacht, je mehr in Folge der freien Bewegung die nomadifirende Bevölkerung 
wählt, um jo jchmieriger wird es der fefhaften, die Communalbedürfniſſe 
zu deden und um jo dringender tritt das Berürfnig nad Heranziehung 
aud der fremden Bevölferungsclaffe im Wege der Erhebung von Berbraude- 
fteuern auf. 

Nebenbei jei auch bemerkt, daß die für die Beleitigung der Staatsaufichläge 
auf Mehl und Fleiſch ſprechenden Gründe bei den Communalauficlägen nicht 
in allen Stüden zutreffen und daß daher mit der Aufhebung der Schlacht- und 
Mehlfteuer noch fein zwingendes Präjudiz gegen ven Fleiſch- und Mehlaufſchlag 
als Communalabgabe gewonnen ift. 


XI. 


Wenn man num aud die Vortheilhaftigkfeit der Verbrauchefteuern für Die 
Gemeindecaffe zugiebt, fo glaubt man doch diefe Einnahmsquelle wegen ihrer 
angeblichen Ungerechtigkeit fowie wegen Vertheuerung der Yebensmittel verwerfen 
. zu müffen. 

Was die Gerechtigkeit der Steueranlage betrifft, jo dürfen wir wohl fragen, 
wie e8 denn in diefer Beziehung mit den directen Steuern ausjieht? 

befteht bis zur Stunde eine einzige volllommene und abjolut gerechte 
Eteuer 

Um die angebliche Ungerechtigfeit der Verzehrungsſteuer in das rechte Licht 
zu ſetzen, wird tie Sache jo Hingeftellt, als ob ftet8 der Confument des fteuer- 
baren Artitel8 den Aufichlag bezahle und als ob namentlich die befteuerten 
Lebensmittel beim Wegfall der Steuer billiger würden. 

Scheinbar verhält fih die Sache allerdings fo, daß der Fleiſchaufſchlag 
von Deinjenigen bezahlt wird, der das Fleiſch fauft und verzehrt. Allein es ift 
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dies um deöwillen nur fcheinbar der Fall, weil die Möglichkeit der Ueberwäl— 
zung befteht, won welcher namentlich bei den Arbeitslöhnen Gebrauch gemacht wird. 

Schließlich bleibt die Berzehrungsfteuer auf Brod und Fleiſch x. nicht an 
Demjenigen hängen, der das meifte Brod und Fleisch gegeflen, fondern an Dem- 
jenigen, der überhaupt am Meiften verbraucht bat. Ein Rentier, der 20,000 M. 
für feinen Haushalt ausgiebt, zahlt im Wirklichkeit nicht blos den Aufichlag 
für das Fleifh und Brod, das er, feine Frau und feine Kinder verzehrt haben, 
fondern er zahlt aud den Aufſchlag für die Confumtion feiner Dienerichaft, 
Taglöhner und aller Jener, die für ihn gearbeitet oder ihm einen bezahlten 
Dienft geleiftet haben. 

Wie wenig ferner ein mäßiger Aufichlag die im Fleinen Verkehr zu zahlen: 
den Preife alterirt und wie ficher bei Aufhebung eines beftehenden niedrigen 
Aufſchlags der ganze Profit in die Tafchen einzelner Gewerb- und Handel— 
treibenden fallen würde, mag Folgendes zeigen. 

Am 1. Januar 1872 trat die norddeutſche Maaß- und Gewichtsordnung 
vom 17. Auguft 1868 in Bayern in Kraft. 

Das neue Gewicht war im Verhältniß zum bayrifchen (100 Pfd. bayr. 
— 56 Hilo — 112 Pfd. metrifches Gewicht) um 12 9/, leichter und hätten 
deshalb die Preife aller nah dem Gewichte verkauften Lebensmittel um 12 9, 
fallen müſſen. 

Wir haben nun die Preiſe der hauptſächlichſten Lebensmittel in der Stadt 
Würzburg verfolgt und dabei gefunden, daß die kurz vor der Einführung des 
neuen Gewichtes beftandenen Preife wenige Monate nad deſſen Einführung 
wieder erreicht waren und daß ſomit nach einigen wenigen Schwankungen ein 
Preisaufichlag von 12 9, ohne bejondere Umftände eingetreten und zum Vor— 
theil der Gewerbtreibenden durchgeführt war. 

Wir lafjen die bezüglihe Zufammenftellung umftehend folgen; die Preife 
find nad Kreuzern eingeftellt. 








G. Zürn. 
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Lebensmittelpreife in Würzburg. 
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Ebenſo war das neue Flüſſigkeitsmaaß im Verhältniß von 100 Maaß 
bayriſch — 107 Liter, um 7 %, Kleiner; gleihwohl foftete das Liter ebenſoviel 
als vorher die Maaß; 7 9%, Differenz äußerten johin im fleinen Verkehr auch 
nicht den allergeringften Einfluß auf den Preis. 

Ein ähnliches Verhältniß zeigte ſich bei Einführung der neuen Münz- 
währung im Jahre 1876, indem man im fleinen Verkehr 1 Kreuzer gleich 
3 Pfennige rechnete und damit einen Preisaufichlag von 5 %/, bewirkte. 

Es joll damit nur gezeigt werden, daß ein Auffchlag von einigen Procenten 
in der Wirklichkeit auf die Preife im Kleinen feinen fühlbaren Einfluß äußert 
und daß namentlich die Aufhebung eines jolhen Aufſchlags nie und nimmermehr 
eine Preisermäßigung für die unmittelbaren Confumenten zur Folge hätte. 
Sollte eine ſolche dennoch eintreten, jo kann mit abjoluter. Sicherheit vorher: 
gejagt werben, daß dies nur eine fehr kurz vorübergehende Erſcheinung fein 
wird und die Preife nach wenigen Monaten wieder ihre frühere Höhe erreicht 
haben werben. 

Wollte man übrigens annehmen, daß der Confument wirflih den Auf- 
ſchlag bezahlt, fo ergäbe fih z. 2. — Bild: 

Angenommen, der Communalaufſchlag betrage 


a. für 1 Pfd. Fleiſh. 1 Bf, 
b. für 1 Ph. en . . . 1% Di. 
c. für 1 Liter Bier . an . 


jo berechnet fich der von einem einzeln ftehenden Arbeiter per Jahr zu zahlende 
Heci bei einem Verbraud von 

a. 180 Pfo. Fleiſch auf 1,80 M., 

b. 360 Pfd. Brod auf 1,80 M., 

c. 360 Liter Bier auf 3,60 M., 
fohin im Ganzen auf 

7,20 Mar 

und fir eine Arbeiterfamilie bei einem Berbraud von 

a. 400 Pfd. Fleiſch auf 4,00 M., 

b. 800 Pfr. Brod auf 4,00 M., 

c. 400 Liter Bier auf 4,00 M., 
fohin im Ganzen auf 12 M., was bei dem einzelnftehenden Arbeiter ca. 2 Pf. 
und bei einem verbeiratheten Arbeiter etwas mehr als 3 Pf. per Tag aus- 
macht. Wer nun etwa glauben wollte, daß der Arbeiter bei Aufhebung der 
Aufichläge diefe 7 oder 12 M. ſparen würde, oder doch wenigftend erjparen 
fönnte, befindet fi in einem großen Irrthum. Wird nämlid) der durch den 
Wegfall der Berbrauchöftenern eintretende Entgang durch directe Communal- 
umlagen gevedt, jo wird namentlich der mit einer höheren Hausfteuer zu be= 
Tegende Hausbefiter fi) durd; Steigerung der Wohnungsmiethe mehr als ſchadlos 
zu halten juchen und werden die Eleineren Conjumenten daher auf einem anderen 
Wege erft recht mit einer Mehrausgabe belaftet werden. 

Wir fpreden e8 als unfere fetefte Meberzeugung aus, daß in allen Ge— 
meinden die Aufhebung längft eingeführter Verbrauchsſteuern zum entſchiedenſten 
Nachtheil der ſogen. arbeitenden Einwohner ausfallen wird, daß dieſelben die 
jeitherigen Xebensmittelpreife fortbezahlen, überdies einen beftimmten directen 
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Umlagenbetrag erlegen und zu allem Ueberflug mit einer Miethöpreiöfteigerung, 
werden bedacht werden. Es muß dies entjchteven betont werden, damit man 
bei dem vielfach herrjchenden Miftrauen fich bereit im Voraus die Wirkungen 
eined Schritte klar macht, der nicht felten aus Unkenntniß und in der guten 
Abſicht, Die Lebensmittel billiger zu machen, unternommen wird und dann 
ichlieglih eine ganz andere als die beabfichtigte Wirkung im Gefolge hat. 


XI. 


Einen Haupteinwand gegen die Verbrauchsſteuern glaubt man ferner in dem 
Nachtheil finden zu fünnen, weldye diefe Steuern und die damit verbundenen 
Sontrolmafregeln der Production und dem Handel zufügen. Wir wollen bier 
gerne zugeben, daß ſowohl die Belaftung, als die Gontrole den treffenden 
Gewerb: und Handeltreibenden unbequem find und daß von dem Standpunkte 
aus, als ob dem Handel und der Imduftrie jo wenig als möglich Unbequem- 
lichkeiten, Dagegen in jeder Hinficht aller möglicher Bortheil zugemendet werben 
müffe, die Verbrauchsſteuern zu verwerfen find. 

Allein zugeben können wir nicht, daß die Production und der Handel 
durch die in Frage ftehenden Steuern wirflid eine dem Geſammtwohl und den 
betreffenden Imduftriezweigen im Ganzen nachtheilige Schädigung. erleiden. 

Das Wirthihaftsgewerbe an fih, dann aber auch die Bäderei und die 
Metgerei find nämlich der Hauptſache nach Yocalgemwerbe, die feine Betriebs- 
ausdehnung nad Außen zulaffen und die daher durch die Auffchläge in ihrer 
Ausdehnung nicht gehindert werben. 

Was aber das Braugejchäft betrifft, fo zeigt ſich wenigftend in Bayern 
gerade bei der Bierproduction ein Wachsthum, wie fauın bei anderen Induſtrie— 
zweigen. Der Staatömalzauffchlag, der im Jahre 1843 nod mit 5 Millionen 
Gulden etatifirt war, figurirt im Budget pro 1874/75 mit 10. Millionen und 
im Budget für die ‘Periode 76/77 mit 11 Millionen 200,000 Fl. Das 
bayriiche Bier hat ſich troß des Aufichlags einen Weltruf verihafft, während 
die Bierfabrication in Ländern ohne Malzaufichlag feine Bedeutung befitt. 

Die Controlmafregeln bei Communalaufſchlägen laſſen fib aud anders 
treffen und erecutiren, als bei den Staatöverzehrungsfteuern und mander Ein: 
wand gegen Letztere trifft daher bei den Erſteren nicht zu. Die Gemeinde kann 
jehr gut den auf auswärtigen Abfag arbeitenden Producenten und dem Kauf— 
mann, der in feinem Gejchäfte eine geordnete Buchführung befigt, Erleichterungen 
gewähren; dies kann und thut aber der Staat nidt; man kann je nad) den 
örtlichen Verhältniſſen die Nüdvergütung regeln und damit die finanzielle Be- 
laſtung des Ausfuhrartifel® befeitigen u. |. w. Das ftetige Wachſen der 
Erträgnifje aus den Verbrauchsſteuern deutet wenigftens jo viel an, daß Handel 
und Production in den bayriſchen Gemeinden unter den dortjelbft eiugeführten 
Aufihlägen bis zur Stunde noch nicht gelitten haben. 


XIII. 


Für die landesgeſetzliche Regelung der communalen Berzehrungsfteuern 
enthält der Zoll: und Handelvertrag vom 8. Juli 1867 außer den bereits 
oben erwähnten noch folgende maßgebende Beftimmungen : 

a. Die Erhebung von communalen Berzehrungsfteuern, ſei e8 durch Zu— 
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Ichläge zu den Staatsſteuern oder für fich beflehend, ſoll nur für Gegenftände, 
die zur örtlichen Conſumtion beftimmt find, bewilligt werben. 

b. Zu den zur örtlihen Confumtion beftummten Gegenftänden, won welchen 
die Erhebung einer Abgabe für. Rechnung von Communen allein jo ftattfinden 
dürfen, Ss allgemein zu rechnen: 

1. Bier, 


. r 

5. die der Mahl- umd 

6. die der Schlachtfteuer unterliegenden Erzeugniffe, 

7. Brennmaterialien, 

8. Marktoictualien, 

9. Fourage, 

10. Wein, jedoh nur in denjenigen Theilen Deutjchlande, welche zu den 
eigentlichen Weinländern gehören, 

11. Branntwein, jomeit hiervon in einzelnen Orten des Zollvereinsgebiets 
bereit8 eine Communalabgabe erhoben wird oder nach der beftehenden 
Geſetzgebung nicht verfagt werben kann; endlich 

12. von allen jonftigen Gegenftänden, von welchen zur Zeit ded Vertrags: 
abichluffes in einzelnen Orten Communalabgaben thatſächlich zur Er: 
hebung fommen dieſe ſollen jedoch bei paffender Gelegenheit befeitigt werben. 

Zugleich werben für die Pocalaufjchläge von Bier, Wein und Branntwein 

Dearimalfäge beftimmt, während dies für die übrigen oben aufgeführten Gegen— 
ftände nicht geſchieht 


XIV. 


Unfere Anfiht über die Communalabgaben können wir, inſoweit es ſich 
um die Berzehrungsfteuern handelt, dahin zujammenfaffen : - 

1. Wir find für facultative Zulaffung der BVerzehrungsfteuern. 

2. Das Geſetz hat die Gegenftände, melde in Stadt: und Landgemeinden 
mit einem Aufjchlag belegt werden dürfen, jowie die Aufſchlags-Maximalſätze 
zu beftimmen. 

3. Zu Gunften der Production und des Handels bat beim Export möglichft 
Nückvergütung zu erfolgen. Die Bezeihnung der treffenden Gegenftände, dann 
der Rüdvergütungsfäge erfolgt durch allgemeine Minifterial-Anorbnung. 

4. Den Gemeinden bleibt e8 überlafien, das Erhebungsverfahren zu regeln 
ſowie die nöthigen Control- und Sicherungsvorſchriften auf dem Wege von 
DOrtöftatuten zu erlafien. 

5. Alle Aufichläge auf andere als im Geſetze bezeichnete Gegenftände hören auf. 

6. Gemeinden, melde ſich im Bezuge höherer als der geſetzlich zuläffigen 
Aufichläge befinden, wird dies für weitere 10 Jahre bewilligt; nad Ablauf 
diefer Zeit tritt das gemeine Recht ein. 

7. Wir Sprechen uns ſchließlich im Imterefje der Anbahnung einer gemein- 
famen deutichen Communalgefeggebung für die Aufnahme der Verzehrungsfteuern 
in das Syſtem der Communalabgaben aus. 
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Ueber SEommunalverwaltung und Communalbeſteuerung. 
Bon Dr. E. Heitz, in Jena. 


I. 


Der Beſchluß des Bereinsvorftandes, die Frage der Commmmalbefteuerung 
zum Gegenftand der nächften Verhandlungen zu machen, dürfte auf allgemeine 
Zuftimmung vechnen. Nicht nur wird dadurch den ſchwebenden geſetzgeberiſchen 
Verhandlungen veicheres ftatiftiiches Material und eine Fülle von Gefichtöpunften 
und Vorſchlägen zugeführt, ſondern auch die Wiſſenſchaft darf ſich ſchöne Nefultate 
verſprechen. Zunaͤchſt bietet ſich willlommene Gelegenheit, die Discuſſion von 1872 
und 1873 über die progreſſive Einkommenſteuer wieder aufzunehmen, aber wir 
glauben auch den vorausfichtlichen Einfluß des Thema's auf die Steuertheorie über: 
haupt jehr hoch anfchlagen zu müſſen. 

Um es nämlich ſchon jett auszufprechen, jo halten wir dafür, Daß man 
fünftig nicht mehr von den Vorzügen oder Nachtheilen dieſer oder jener Steuer 
Ichlechthin wird reden können. Weit mehr, als das bis jegt üblich war, wird 
man die Aufgaben und Bedürfnifje Der einzelnen Glieder der 
Staatsverwaltung, die Natur der einzelnen Steuern, aber aud 
die mit Deren Erhebung betrauten Organe ind Auge fallen. Ergeben 
fidy) in dieſen vier Beziehungen Aehnlichkeiten und Verſchiedenheiten, VBerwandt- 
Ihaften und Unverträglichkeiten, jo ift e8 nahezu jelbftredend, daß man ihnen 
nachgeht, um feftzuftellen, wie weit die Gemeinſamkeit und die Verſchiedenheit 
reicht, Bi8 zu melden Punkten die Wege verbunden, die Elemente diefelben find. 
Erft wenn die innere Natur aller diefer Tactoren erkundet ift, werden fich 
Schlüſſe ziehen laſſen. Im Bezug auf die einzelnen Steuern und den Staat 
ift dies theilmeife geichehen, hinfichtlich der Erhebungsftellen und der Gemeinde— 
verwaltung liegen nicht viel mehr als flüchtige Andeutungen vor. 

Diefe Lücke wird num zwar nicht ausgefüllt durch die nachfolgenden furzen 
Erörterungen, bei welchen ohnehin Manches nur angedeutet werden kann. Auch 
iſt nicht das im Plane, allgemeinsgültige, unabänderliche Geſichtspunkte zu ges 
winnen, die ohne Weiteres für das wirkliche Leben maßgebend find. Wohl aber 
möchte ich damit die Modification rechtfertigen, die ich an dem geftellten Thema 

Schriften. XII — Communalſteuer. 14 








210 E. Heiß. 


anbringe. Iſt nämlich die eben geäußerte Anficht richtig, Jo kann man über Die 
Sommunalbefteuerung irgend Befriedigendes nur durch die Erforichung der typischen 
Eigenschaften des Gemeindehaushaltes und der Gemeindeaufgaben erlangen; erſt 
auf Grund diefer Erörterung läßt fich die weitere Frage über die Nothwendig- 
feit und Möglichkeit der Anpafjung von Steuern aufwerfen und beantworten. 


Aber auch damit ift das letzte Ziel noch nicht erreicht. Gerade die theoretifche 
Unterfuhung über die Befteuerung befindet ſich, wenn fie die wirklichen That- 
fachen erfafjen und ihnen auf den Grund ſchauen will, drei großen Hinderniffen 
gegenüber. Das Erfte ift eim gut geleiteter, gut gefchulter und verhältniß— 
mäßig pflichttreuer Beamtenftand. Wo man über ſolchen verfügt, fann gar 
Manches unternommen und bis zu einem gewilfen Punkte geführt werden, was 
unter andern Umftänden zur baren Unmöglichfeit wird. Zweitens: es iſt feine 
Steuer jo widerfinnig, jo ungeſchickt angelegt und verwaltet, daß es nicht möglich 
wäre, fi) mit der Zeit an fie zu gewöhnen, ja fo jehr ſich am fie zu 
gewöhnen, daf eine Aenderung wie ein Uebel empfunden wird. Das wirthichaft- 
liche Leben der Völker ift von einer Dehnbarfeit und Fähigkeit der 
Anbeqguemung, welde aller Berechnung zu ſpotten ſcheint. Man wundert fich 
3. B. jo oft über das in Frankreich vorherrſchende und noch neuerdings erweiterte 
Syſtem von indirecten Steuern. Auf die Mängel und Uebelftände dieſer Be— 
fteuerungsart kann gewiß Nacdrud gelegt werden, aber es wäre thöricht, anzu= 
nehmen, daß dieſelben tagtäglich empfunden werden. Ya ich wage Die doppelte 
Behauptung, daß männiglic einen Syſtemwechſel wie eine unwillfommene Neuerung 
empfinden würde und daß ein ausgedehntes, wenn auch nicht fichtbares Syſtem 
von Steuer-Ueberwälzungen nicht nur zu einer proportionalen, jondern fogar zu 
einer progreffiven Belaftung der vermöglicheren Claſſen geführt hat. 


Das dritte Hinderniß endlich ift die innerlihe Abgeſchloſſenheit und 
Folgerihtigfeit in der Befteuerungsgeihichte jedes einzelnen 
Landes, die allerdings in der eigenthümlichen Natur der verjchiedenen Steuern 
und in den Aufgaben der öffentlichen Verwaltungen wieder internationale Elemente 
enthält. Ohne jene Eigenthümlichkeit Liege ſich, meiner Anficht nach, gar nicht 
erklären, Daß ganz verichtedene Steuer-Syſteme in zwei Yändern gleichzeitig beftehen, 
die doc wirthichaftlich auf gleichen Stufen fid befinden, warum hoc, entwidelte 
Völker auf der unvollfommenen Stufe einer Steuer auf Productionsquelle und 
Productionsproceß ftehen geblieben find und höchſtens diefe Formen zu entwideln 
und fteuermäßig wirkfamer zu verwerthen bemüht waren, warum der Gedanke 
an eine einheitliche, auf wenigen erften Principien beruhende Entwidlung des 
Steuerweſens aufgegeben werden muß. 

Gerade hierin zeigt fi aber auch der Gegenſatz zwilchen Theorie und 
Praxis am deutlichiten. Was jene vermag, ift nicht etwa unbeträchtlich: fie unter- 
ſucht das Wejen, die Vorausfegung und normale Wirkung der einzelnen Steuer, 
fie kann vielleicht jogar angeben, welche Steuerarten in einer und derjelben Yinie 
liegen und wie fie hier auf einander folgen. Aber ob der Zeitpunkt gefommen 
jet zu einer Aenderung, ob man unverändert die einzelnen, vielleiht anderwärts 
bewährten Formen zur Anwendung bringe oder fie den ürtlihen Verhältniſſen 
gemäß umbilve, vielleicht auch zu wermittelnden Formen greife, darüber zur 
Klarheit zu kommen, ift jicherlich nur dem Staatsmanne, dem Praktiker vergännt. 
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In jolhem Sinne allein ift daher auch das Nachfolgende geſchrieben. So 
find auch die Berhältnifje der vier größern weimariſchen Städte nur deshalb zur 
Discuffion herangezogen worden, um mit dem Leben möglichſte Fühlung zu haben, 
wogegen allerdings die preußiſchen Zuftände — denen doch wohl zunädft das 
Thema zugewendet iſt — unberüdjichtigt bleiben mußten. Die ftatiftiichen An— 
gaben dienen auch wejentlih nur zur Illuſtrirung allgemein bekannter Vorgänge, 
nicht als Bafis für ſpecifiſch ziffermäßige Schlüffe. Es kann davon auch bei 
der Gemeinde und deren im wahren Sinne örtlichen Aufgaben nicht die Rede 
fein. Wenn alfo, um nur ein Beiſpiel anzuführen, Weimar für Verſchönerung 
der Stadt, Promenaden ꝛc. jehr erheblihe Summen aufmendet, fo wird das 
Jeder billigen, der gleiche oder ähnliche Beträge bei Apolda und Jena tadeln 
würde. Und vollends verkehrt wäre es, die Angaben der vier Städte zuſammenzu— 
ziehen und einen Durchſchnitt als Beweisgrund zu bilden. — Auch find e8 nur vier 
Stadtrechnungen, welche mitgetheilt werden konnten, wogegen der verhältnigmäßig 
lange Zeitraum von 25 Yahren — ſeit Erlaf der neuen Gemeindeordnung — 
nicht unwichtig ift für die Beurtheilung der wechlelnden Aufgaben und Bedürf- 
niffe der Stadtgemeindeverwaltung. Von diefen Gemeinden aber gehen wir aus, 
weil entſchieden bier und nicht etwa bei den Landgemeinden das Kriterium eigner 
Steuerhohert gefunden werden kann; das Ergebniß wird fi, wenn richtig, 
auf das platte Land einer: und auf die Kreife zc. andrerfeits Leicht übertragen 
Yaffen. Daß nicht auch von Eifenady die wirklihen Yahresrechnungen, ſondern 
nur die Voranjchläge benützt find, ift die Schuld einer zu fpät gemachten Be— 
obadytung über die bedeutenden Abweichungen zwiſchen diejen beiven Ziffern, was 
aber, aus Mangel an Zeit, nicht mehr bejeitigt werden fonnte. 


11. 


Wir leiten die Erörterung über die Gemeindeverwaltung der vier größern 
Städte des Großherzogthums Weimar mit den Zahlen ein, welche die Volks— 
zählungen von 1852, 1855, 1871 und 1875 ergeben haben, und bemerfen nur, 
daß in den 50er Jahren, was bier nur bei Jena und Eiſenach hervortritt, 
wahrjcheinlih in Folge der damaligen Eher und Gemerbegefeggebung, alle 
Städte eine Heine Abnahme in der Benölferung aufweisen : 

1852 1855 1871 1875 
Weimar 12,954 12,959 15,998 17,522 
Apolda 9907 10,013 10,507 12,427 
Jena 6033 5987 8197 9020 
Eifenah 10,817 10,719 13,967 16,163. 


Die Zunahme betrug fomit zwiſchen 1852 und 1875 bei Weimar 38.5, 
Apolda 25.4, Iena 49,5, Eifenady 55.9, und bei ſämmtlichen 4 Städten 38.89 
Procent. 

Wir ſchließen daran die verfchiedenen Tabellen, wobei, unjerm Principe ge 
mäß, jede Stadt beſonders behandelt if. Bei Eiſenach, wo und nur bie 
Kämmerei-Etats zur Verfügung ftanden, mußte die Verwerthung der unvollftändigen 
Angaben über außerordentliche Verwendungen unterbleiben, wie denn überhaupt, 
nach den 3 anderen Städten zu ſchließen die Etats nur unvolllommene Reden- 


haft Yiefern von dem wirklichen Gemeindehaushalte. 
J 1 4* 





18661870 | 
1871—1875 


1851—1855 


1856—1860 


1861—1865 
1866—1870 
1871—1875 


1856 — 1860 
1861—1868 
1866— 1870 


1871—1875 | 





h 


| 
ben 





po 
Strafgelder 


Verbrauchs⸗ 
Abga 





15400 3344 6151 4208 
16070 3285 | 6464 | 4108 
16438 | 3351 | 7138 | 4055 
19305 | 4172 | 7: 5184 | 
19305 4078 | 7168 | 4556 








je 
=} 
es 
—— 
— 
— 
ad 
je.) 
or 





2391, 3%,14 | 1 
24,95 , 4446 6, 
2274 5758| 8 





386,3 | 118,7 | 


| 1177 | 1987| .| 

1244 189,8 | 1830 | 1336 | 137,5 | | 
2758! 2251| 1587 | 1712 
4635 | 2459 | 2059 2073 





ämmerei-Redhnungen | 





| 





= o J = | 
sE 23 —&* 23 z | 
25 Sa |S5eR | 
EB = ans |arse 
» | 518 1%5% 
= — nn tan — 
7236 | 1939 | 4469 | 2908 
6564 | 2082 | 4576 | 2859 
7630 | 1795 | 4594 | 2891 | 

















5166 | 12109 6367 |. 
| 


1) Abſolute 
4713 | 2959 
5546 | 3627 


je 
— 
00 
wo 
fr, 
je 
— 
> 


15489 3366 | 6297 | 4070 
22571 4139 | 7478 | 5066 
37929 4522 9706 | 6135 


2) Relative Zahlen, auf den Durkfchnitt). 
27,61 ! 24,40 


5,51 ' 1436 852 
29275 | 3083 | 488 1238 | 8,10 
| 1347 8,44 

98 1493 9.98 

1 12 98 


3) Verhältniß der fpäteren Ziffern zu denen 
110,1 | 168,7 | 118,8 

















Ueber Eommunalverwaltung und Communalbefteuerung. 


der Stadt idt Weimar in deu Jahren 1851—1875. 








m 

| RE 

190 

343 

300 

228 | 

208 | 

639 : 

188 

1897 

645 

534 

4251 | 447 

4144 5062 | 2996 | 8842 | 1160 

4040 | 5485 | 1499 | 11000 | 1096 

4034 | 5638 | 1189 | 10864 | 1059 

4000 | 6297 | 2365 | 11980 | 1585 

3500 | 6194 | 4121 | 7477 ‚ 1889 

8000 , 6299 | 3636 | 7071 | 282 

3600 6303 | 5114 | 12223 | 586 

3600 | 8137 | 8980 | 11464 | 544 | 

3600 | 7602 | 4594 | 8154 | 995 | 

3600 , 7909 | 3998 | 6348 | 317 

8600 , 10932 | 3813 | 10410 | 598 

3600 ' 10426 | 4275 | 15671 | 740 

3676 12118 | 5718 | 28373 1338 | 

3451 | 13773 | 5921 | 18340 | 3663 

Zahlen. 

1115 | 4312 | 1088 545 254 

4430 | 6995 . 1507 9532 | 780 

4094 | 6124 1830 10094 1069 

3460 | 6907 5289 ° 9278. 849 

3585 110982 , 4744 15828 . 1330 ı 
der ordentlichen a — 

382 | 1 0,08 

ie Bi u 1.74 

ie | I a 

18 
7 2401 | 2,082 


von 1851—1855, letztere = 100 gefekt. 


BE a ef 203 
—— El: 





| 








F 2: | 
se | 5385| 
9 
1283 521 | 
1332 9242 | 
1147 11210 
1262 739 | 
2623 ı 167 
3019 | 468 
2483 3253 
2584 73 
2450: 76 
2888 21 
3054 | 544 
3146 , 110! 
3122 | 498 
3164 137: 
3066 | 300 ı 
3370 | 1373 | 
3412 2386 
8119 831 
ı 3429 | 4182 | 
3118 1880 
3587 1331 
3437 1309 | 
ı 3586 1528 
4196 | 3577 
5140 , 1049 | 
1529 | 4376 
2584 8831 
3290 317 
| 3290 | 2030 
3989 1759 | 
457 ı 1351 
57 | 185 | 
es 
| 605 | 2,67 
|169,0 | 18,9 | 
3112 „a 
ara | | 
12609 | 02 | 
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— — 
283 Er | 85 
see | 35 | #85 
nes | 0* | #25 
25743 | 1919 | 4618 
35576 | 7949 2314 
37715 | 19632 | 6975 
35803 | 2620| 120 
32815 | 2039 | 37254 
50648 | 1960 | 8152 
‚ 41780 | 7021 7382 
| 47091 ! 8185 | 2544 
| 42870 | 7059 | 3704 
' 41568 | 3104 | 5049 
45255 | 12453 | 5374 
| 30026 10206 |, _ 577 
| 48523 | 5648 | 14429 
49971 | 2362 | 1048 
49133 | 1420 | 9559 
47565 | 21633 | 2123 
45772 | 6109 | 20532 
52587 | 3237 | 10175 
57640 | 1166 | 18328 
50251 | 8500 | 17200 
56302 | 5275 | 6803 
59047 | 3239 | 11252 
67205 | 9412 | 4800 
61658 | 12872 | 32354 
| 85440 | 10282 | 13792 
0) 6832 , 10256 
u 10066 | 5366 
48186 | 6418 | 6197 
| 50761 | 8129 | 13671 
‚65930 | 8216 | 13806 

Zu 5 

— - | 1886 
' _- 1 [10% 
' 1336 | 14783 | 523 
| 1434 | | 504 
| rd 118,9 | 1333 
196.6 | 1203 | 1346 





























214 E. Heitz. 
B. Wichtigſte er der Kä mmerei⸗ Rechnungen 
A — I 22. u 1 585 IT: 2 £ 
sea | 888 se | Ber | 33 | %8 
SEE | BE | 5 | 55 
|| | 
1851 | 81 134 778 | 2848 2735 | 2088 | | 
1852 | 88 131 | 764 | 251 | 2137 | 1675 | 
153 735 125 892 1680 | 2379 | 2532 | | 
1854 197. 14| 1 | 2333 | 2708 | 1472 | 
1855 1976 14 845 , 3658 | 2930 2367 | 
1856 168 124 | 990 | 3515 | 5808 | 2363 
1857 1604 124 988 | 4013 | 4169 | 3230 | 
1858 | 1892 | 126 | 658 | 2596 | 3507 | 4933 | 
1859 | 1769 | 1091 636 ı 2134 | 3086 | 5033 | 
1860 | 2062 120 | 720 | 2098 | 2980 | 5260 ur 
1861 | 1852 | 142 | 772 | 2910 | 3191 5107 | 2961 | 3362| | 
1862 | 2094 ı 148 | 839 | 4323 | 3620 | 5416 | 2640 | 191 | 
1863 | 101 12! 915 | 4153 | 4105 | 5895 | 299 | 205 
184 0 162 7 99 | 644 | 4083 | 6768 | 34 | 3 MO| 
1865 | 1680 | 324 | 1619 ı 5672 |, 4148 | 7652 | 3373| 207° 
1866, 1017 Ald 929 , 3803 , 3388 9377 | 74 | 2Blı 
1867 | 1758 | 924 | 980 | 2929 | 2762 9000 | 3179 264 | 
1868 | 1905 | 839 | 927 | 1228 | 3380 14580 | 3874 | 698 
1869 | 1452 | 839 | 980 | 575 | 3759 17086 | 3944 | 556 | 
1870 | 14938 760 976 | 565 | 4400 | 18091 | 3791 | 560 
1871 | 1404 | 685 1188 | 454 | 4856 | 17504 | 4967 | 530 | 
1872 | 1335 | 680, 845 | 1769 | 5907 | 18378 | 4597 | ,890 | 
1873 | 1049 | 656 | 1640 846 | 6633 | 23805 | 5262 1207 
1874 | 1378 | 926 | 1517 | 94 | 6412 | 21733 | 62IL 1602 
185 | 1415 | 654 | 1684 | Wi4 | 7371 | 25501 | 6899 | 502° 
| 
— 
Jahrfüuft 2 1) Abſolute 
1851—1855 | 1463 1281 806 2514 | 2584 | 2168 | 1419 | 497° 
18561860 | 1734 | 121. 898 3271 | 3510 | 4263 , 2617 | 324 
1861—1865 | 1772 209 1019 4666 | 4029 | 6167 | 3030 245 
1866--1870 | 1544 | 755 958 | 1820 | 3600 | 13627 | 3820 471 | 
18711875 | 1336 | 720 | 1362 1002 | 6235 | 21384 5507 | 964 
2 Relative Zahlen, auf den Durchſchnitt 
1851—1855 || 13,04 | 114 718 | 2241 | 23,04 1924 12,666 8,89 
1856-1860 | 39 | 0,08 aa | I | U Ta 182 
1861-1865 | 845 | 0.90 15 | 207 03 Im 
1866-1870 | 5,66 27] 352 | 667 | 1321 49,99 | 1401 | 1,73 
Is | 37a gu 31 |ı 20 75 DS Ba, 2368 
3) on ber fpäteren Ziffern zu denen von 
18561860 | 1219 | 49,5 | 99,0 | 180 | 1858 196,6 | 184,6 74,1 
1861—1865 | I2LI 1038 | 126,4 | 1858 | 2314 | 2135 56,1 
1866—1870 | 195,5 74 1183 | 72,4 | 685 | 392 | 1078 
1871-1875 | 913 | sense | Ts | 38 | 203 | sns |s5ı | 208 

















Ueber Communalverwaltung und Communalbefteuerung. 





der Stadt Apolda in den Jahren 1851— 1875. 





1123 


9 
* 


677 | 


71487 | 


Durchſchnittszahlen. 
1586 


- 720 
2080 
1860 


ber orbentlihen Einnahmen berechnet. 








— I 1414| 69 | 25,06 | 
— | 1374 26,55 | 
Ba 1 —4 IE 

| | 
521 a 15 | 24 

1851—1855 (bezw. 18561860), letztere 
— | 1326 | 3145 | 169,0 
nu | a Tr | 1464 | 
= rl me 








| 


Brunnen 
‚ Wafferlei: 








1318 | 
1728 | 


|: 
es | &5 
== Er 

- 53* 


9492 | 241 
12708 4506 
11328 | 2360 
9074 | 6338 
12576 | 9500 
14724 | 4958 
19056 | 2100 
22066 | 1245 
17398 | 445 
16008 | 1850 
15071 | :365 
17940 | 960 
19264 | 821 
26049 | 277 
25439 | 995 
23834 | 2710 
22600 | 900 
22887 | 300 
22554 | 1279 
36773 | 450 
31870 | — 
34222 | 700 
38646 | 600 
35744 | 200 
sıı|ı — | 
11216 | 4590 
17849 | 2018| 
20951 684 
2255| 746 
35731 | 308 | 
= =] 
| | 
2430 | 162 | 
3786 | 67 
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.216 E. Heitz. 
0. Wichtigſte Poſten der Kämmerei-Rechnungen 





— — — 





































a & as an | ers lo | 2 
——55 5 „8 = Bun | wi 
lee 
= 222 ze in nz 22 
a |“ Bin 
1851 2594 | | 318 1635 | 130 ' 744 | 9807 1384 
1852 2577 588 861 | 1305 | 240 | 3780 | 1732 | 2768 | 1474 
1853 2587 768 952 | 1020 | 2179 | 4401 | 1357 | 2822 | 1364 
1854 2665 | 862 | 960 | 1428 | 2066 | 4757 | 1515 | 2656 | 2005 
1855 2720 | 831 | 1028 | 981 | 1936 | 50891 1404 | 2672 1256 
1856 9814 | 997 | 1144 | 2059 | 2447 | 4458 | 1469 | 2600 1792 
1857 3522 | 1437 | 1123 | 1656 | 2498 | 4583 | 1594 | 2985 | 1901 
1858 3014 | 1914 | 1200 | 1589 | 2849 | 4575 | 1633 | 2900 | 2671 
1859 2973 | 2118 | 1074 | 1882 | 2964 | 4716 | 1825 | 2945 , 1984 
1860 3893 | 2191 | 1218 | 1529 | 2535 | 4792 | 1705 | 2939 | 2304 
1861 "8871 | 2396 | 1220 | 2107 | 2673 | 5019 | 1687 | 2806 2139 
1862 3656 2133 | 1200 | 1748 | 2808 | 4870 | 1596 | 2917 | 2361 
1863 3936 | 2100 | 1240 | 1574 | 2896 | 5081 | 1730 | 2872 | 2310 
1864 4420 | 1979 | | 1593 | 3280 | 5251 | 1640 | 2936 | 2778 
1865 4404 | 1971 |, 1560 | 1421 | 4257 | 5904 | 1792 | 8122 3216 
1866 3731 | 2170 | 1467 | 1591 | 3764 | 6097 1663 | 3428 8168 
1867 4287 | 2106 | 1381 | 1814 | 3592 | 6541 | 1969 | 3442 | 2700 
1868 4718 | 1915 | 1254 | 561 | 3832 1845 | 344 | 2755 
1869 4828 | 1804 | 1219 | 244 | 3383 | 9509 | 1984 | 3587 | 2764 
1870 4653 | 1912 | 1168 69 | 8063 | 9714 | 2154 3537 | 2715 
1871 4533 | 1995 | 1221 ! 188 | 1339 | 10985 | 2138 | 3778 | 2786 
1872 5166 | 2594 | 2458 | 193 | 3858 | 10737 | 1758 | 4045 | 
1873 5274 ı 4017 | 1560 | 108 | 4975 | 11922 | 1859 | 4304 | 3920 
1874 5387 | 1890 | 1486 97 | 4887 | 14076 1885 | 4431 | 4076 
1875 6759 | 1614 | 1588 | 75 | 5086 | 17573 | 1911 | 5071 | 4582 
Jahrfünft Abſolute 
1851 1855 2628 | 649 920 | 1273 | 1925 | 4228 | 1550 2149| 1497 
18561860 | 3243 | 1731 | 1152 | 1752 | 2658 | 4625 | 1642 | 2892 | 3130 
18611865 | 4017 | 2116 | 1325 | 1706 | 3182 | 5925 | 1689 | 2956 2621 
18661870 | 4648 | 1988 | 1252 | 756 | 83526 | 1547 | 1954 | 3482 | 2820 
1871—1875 | 5426 | 2622 | 1652 120 | 4296 | 13009 | 1900 | 4326 , 3752 


1851—1855 || 20,50 | 5,07 ı 7,02 994 | 15,08 | 38,04 | 1217 ı 21,54 | 11,75 
24 1 
EIN 
Ian 180 | 2055 | || 037 Ba 56 | 1838 | ITW 

3) Berbältniß der fpäteren Ziffern zu denen 
era | 100 un | uns | Imas | Ioaz | mm 
Kir | S008 | sort | ms | 02 | mn | aus | Bin | Terz | In8 









































Sahren 1851—1875. 
u“ ©. n = Da — = = 
cp | 85 | 5. | 25 | 38 u 
SE: EEE 
aa | 8a a — 
338 | 70| 184 I ns5 1906| — | 85 
47 | 3483| 66| 90° 855 12290 — 8177 
291 586 | 626 | 74 891 | 18958 | 3205 8791 
4087 | 2468 470 | 1084 | 446 | 1188 | 61 876 12600 —- | 45083 
3050 | 2638, 720 | 686 | 501) 846 52 | 867 12870, —  A413l 
3627 2622 809 202 | 546 | 727 | 295) 951 129997 — ,12959 
3994 | 16: 811, 1111) 600 771 245 | 1194 | 139770 — 8680 
2519 | 2575: 505 | 1340| 7855| 854 | 147 | 1457 14973 — ı 8320 
2514 | 2657 847 | 1100 | 287 | 9932| 161 | 1617 | 16899 | — | 4722 
3009 | 2986 , 1005 | 870 | 278 | 916 | 272 1714 15508 — | 945 
2961 3538 5156 , 1056 | 680 | 1455 452 | 1777 2194 — | 4050 
2905 ı 3240 2675 | 1471| 2812 | 916 , 140 | 1727 20184 1000 , 1768 
2916 | 3981 | 773 | 3923 en 1139 | 242 | 1797 | 1684 | — | 44 
3184 | 3578 504 1826 | 687 | 1115 | 171 | 1668 | 16208 | 8330| 18 
ı 3239 | 3601 664 6057 | 245 1708 | 197 | 1612 | 2088| — 1355 
ı 3245 | 4338, 800 | 6151 | 647 | 1677 | 193 | 1682 | 22858 | — | 1936 
| 2981 | 4705 ; 661, 3812| 781 1308 , 194 | 1798 | 20980 | — | 9580 
' 36038 | 4790 ° 6001 999 | 637 | 1951 | 119 | 2418 | 18980 | — 19816 
| 8084 | 5211 | 444 | 3960 | » 403 |, 1294 | 268 | 2584 | 25411 | 3440 | 5702 
ı 2081 | 4629 895 | 1556 | 306 | 1112; 166 | 2884 | 24228 | 140 | 1238 
3394 | 4912| 969 | 876 | 287 | 1317 | 363 | 2523 | 24618 | 3740 10632 
ı 8344 | 5726 | 560 | 2880 | 227 | 1421 | 241 | 3028 | 24728 236 | 18007 
| 3410 | 5482| 735 | 3548 | 205 | 1419 | 308 | 4504 | 31654 | 368 |90276 
| 3328 | 5699 | 4284 | 6964 | 574 | 1518 | 480 | 5346 | 40469 | 7316 | 7878 
| 3115 | 7005 | 607 | 5976| 245 | 1742 | 566 | 5336 | 40499 |12142 4494 
Durdichnittszahlen. 
8087 | 2410 | 557 | 740. 448 661 6 | 846 | 12883 641 | 4983 
3129 | 2709 | 795 9798| 840 294 1387 14697 — 7195 
3041 | 8587 | 1954 | 2747 983 1266 260 | 1702 | 18990 266 | 1448 
2983 | A771 680 | 3295 555 | 1467 187 | 2171 | 22480 ° 716 | 7554 
3318 | 5765 | 1438 | 8948 312 1488 361 | 4146 , 32392 | 4919 | 26256 
. orbentlihen Ausgaben berechnet. 
24,15 | 1887 | 4835| 578| 346| 516| 067 | 661| — | — 188,50 
| ee le a | Im 
1601| BB ae aa u m in — | — |! 7a 
1223 | 2100, 308 1066| ZT 6582| 08) IB -— — | 
1025 | T7eI | 44 | mIB| 086: al TI BR — , — 518 
von 1851—1855, letztere = 100 gefett. 
101,8 ! 112,7 | 142,9 | 128,5 | 112,4 | 127,1 | 260,9 | 1640 | 1641| — | 166,5 
985 | 1483 | 8509 | 9777 | 210,8 | 191,8 23 | 2009 | 1557 | 383 | 338 
MEN 17,4 207 | FE | ME? 176,4 
76| 396 | 373 | 5239 | 704 | 244 | ara | 801 | 324 | 7674 | 87 
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1866— 1870 | 


1871—1875 


1851— 1855 

1856 — 1860 
1861—1865 
1866—1870 














1871— 1875 | 


18561860 


1871—1875 


Fa 
rer 


ehe an 
orten 











E. Heiß. 

D. Wichtigſte Boten der Kämmerei⸗Rechnungen 
2,8 | 35 | 22,| 882 | 88 ” 2 |8 Bi 
maS | 25 | Ben | 208 s e5 3 S.2 | ze 
ae | se: |Se: |S82| 35 | 35 | 5 |23: 5% 
8 22 m > 32 * 25 en 3 en a Sa 
ib IC MEI BED BES 
2603 el 1050 | 1186 | 6480 | Ange | 3055 | sıs3 | 955 
2592 609 |, 1050 | 1740 | 6430 | 6025 ı 2590 5371 | 1084 
2577 731 1100 | 2100 | 5830 | 6375 | 2645 5421 | 965 
2596 | 350 | 1100 | 2310 | 6030 | 6835 | 2743 | 5480| 915 
2511 , 400 | 1100 | 2520 4600 | 9992 | 2540 5636 | 935 
2344 | 415 | 1200 | 2470 | 5350 | 6281 | 2930 | 5819 | 955 
2258 | 428 | 1320 | 2366 | 5950 | 6757 | 2915 | 6009 | 941 
2481 | 4426 | 1320 | 2350 ı 5950 | 6757 | 2997 5781) 941 
2495 | 4374 | 1060 | 2866 ı 5950 | 5160 | 2923 | 6032 | 961 | 
2512 | 3536 | 680 | 3236 | 5950 | 6955 | 3252 | 5987 | 1151 
2688 | 3038 | 842 | 3938 | 5720 ı 6955 | 3684 6060 | 1072 
269 | 2854 | 800 | 3110 | 5500 | 7575 | 3852 | 5969 | 1056 
4854 | 2888 | 900 | 2613 | 5750 | 10608 | 3918 | 6013 | 1108 
5410 | 3303 | 840 | 2943 | 5860 | 11423 | 4139 | 6016 | 1158 | 
5986 | 3414 | 950 | 2993 | 6830 | 11321 | 4298 | 6210 | 979 
6000 | 3125 | 1050 | 3953 | 8470 | 12315 | 4599 | 6639 | 1125 | 
6131 | 3496 | 1050 | 4011 | 8175 | 12515 | 4825 | 6708 | 1818 | 
8319 | 3524 | 1050 | 2380 | 7675 | 17015 | 4917 | 6851 | 1876 
10021 926 | 1000 750 | 7675 | 19085 | 4747 | 7271| 1652 | 
9784 | 924 | 1000 | 750 | 7675 | 18085 | 5004 | 7325 | 1321 | 
9540 | 1937 | 1050 | 550 | 7975 | 18939 | 5635 | 7777 | 1728 | 
11674 | 3449 | 1075 | 680 | 7975 | 20195 | 6056 | 8341 2071 | 
8472 | 3689 | 1296 | 725 | 8164 | 25083 | 4973 | 9631 | 2072 | 
4173 | 3222 | 1300 | 735 | 10464 | 25830 | 4809 | 9976 | 2097 
26977 | 1785 | 1409 | 710 | 11167 | 29992 | 8166 | 12047 | 2158 

| 

| 

1) Abſolute 
2578 | 546 | 1080 | 1971 , 5864 | 6705 | 2695 | 5452 | 971 | 
2418 | 2636 | 1116 | 2658 . 5950 ' 6402 | 2939 5922 | 990 . 
4326 | 3100 | 866 | 3119 5992 | 9376 | 3978 | 6254 | 1075 | 
8125 | 2399 | 1030 | 2369 | 7934 | 15808 | 4818 | 6959 | 1578 | 
8287 | 2816 1226 | 680 | 9329 | 24208 | 5926 | 9554 | 2095 | 
| 

2) Relative Zahlen, auf ben Durchſchnitt 

1118 | 297 | 468 484 | 2545 | 29,08 | 1170 | 23,63 | 4,21 | 
7957| 405 | 965 | 21ı | 2828 | 10,86 | 21,51 | 3,60 | 
1322 | 945 | 264 | 951 | 1810 | 2857 | 1215 | 1906 87 | 

1987 | 487 | 252 | 581 | 19,46 | 38,75 | 11,82 | 1707 | 8,87 

14,59 | 9.96 | 216 | 200 | 1644 | 42,64 | 10,45 ’ 3,56 | 
3) Verhältniß der fpäteren Zahlen zu denen von | 

93,7 | 432,9 | 103,5 | 1314 | 101,6 | 95,5 | 191,2 | 108,7 | 101,9 
1379 | 5679 | 801 | 1585 | 1013 | 1398 | 1478 | 116,5 | 1108 
2152 | 4395 | 953 | 1318 | 1954 | 3357 | 179,7 En 162,8 
2218 | 5159 | 1335 | 345 | 159,3 | 361,0 | 2202 | 1754 | 208'0 | 
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Ueber Eommunalverwaltung und Communalbefteuerung. 219 
der Stadt Eijenad in den Sahren 1851—1 875. 
2 © | = — =: ale — 
#1 gu3 | 333 segs $,| E| E| E88 | de | 288 
ea | Ba | eir 8858 535 | se | 33 | 35 |s83 | 33 5 
ao me | r e} r2 3 | Be. - Ban $ EI 
Bu: | 80 | 555 1 Be 33 55 | 88 a2 | 68 |®85 
2680 | 8601 600 2160 620 Fa — 216640 21326 — 100 
2900 | 4115 | 900 3110 700 850 — | 1560 23725 | 300 | 150 
3615 | 4141 | 900 | 3090 | 650 | 770) — | 1600 23923 | 300 | 150 
2320 | 4100 | 900 | 2370 | 650 800 | — | 1143 | 23678 | 300 | 150 
2310 | 4731 | 900 ı 2660 | 600 | 800 | — | 1260 | 23962 , 200 , 574 
2630 , 4435 | 860 5480 550 8501 145 ı 1332 24259 700, 250 
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Bezüglich der widtigften Ausgabecapitel jcheinen aus den Mittheilungen 
folgende Wahrnehmungen fidy zu ergeben: 

I. Die Gemeindeverwaltungstoften find in allen Städten weit ftärfer ge— 
wachen, als die Bevölferung fich vermehrt und die jog. Kaufkraft des Geldes 
ſich vermindert hat. Dies gilt: don won der regelmäßigen Thätigfeit, noch mehr 
aber von den aufßerordentlihen Anfprücen, welde an die Commune geftellt 
werden. 

II. Die eigentlichen Beſoldungen find gegenwärtig überall mit höhern Ziffern 
eingejegt, was der Vermehrung der Stellen, den höhern Gehältern zc. zuzuichreiben 
ift. Die Ziffern find im Einzelnen ſehr ungleih, kommen aber darin überein, 
daß faft von Jahr zu Yahr eine Erhöhung ftattfindet, und daß fie von dem 
ordentlihen Aufwand, alſo abgejehen von den Ertraordinarien, einen ftetig 
ſich vermindernden Antheil beanſpruchen. Es wird freilich ziemlich allgemein 
über das niedrige Maß der Befoldungen und die Arbeitsüberbürbung geklagt. — 
Aehnlich ftehen Die Dinge hinfichtlic der Polizei und einiger anderer Ausgabe- 
capitel, Die wir nicht glaubten weiter berüdjichtigen zu müfjen. 

III. Die Berhältniffe des Armenmwejend find in den Städten verſchieden 
geordnet und haben auch im Einzelnen, wie aus den Jahresrechnungen hervor= 
geht, einige Veränderungen erfahren, welchen nachzugehn uns nicht vergännt war. 
Wie dem aber auch fer, die Thatſache jelbft ift faum zu beftreiten, daß unfere 
Gemeinden: gegenwärtig durch die Armenverjorgung nicht ftärker belaftet find als 
früher. Die Beträge jogar als ſolche find zuweilen geſunken, jedenfall® deren 
Antheil an den Geſammtbudgets. Wie viel dazu, allerdings indirect, das Geſetz 
über die Unterftügungspflicht der Wohnfiggemeinde beigetragen habe, ift nicht zu 
beftimmen. Dabei darf übrigens nicht vergefien werben, daß fleine Städte weit 
weniger als die großen vom Proletariat aufgelucht werden. 


IV. Ganz anders verhält e8 fid) mit den Aufwendungen für den öffent- 
lichen Unterridt, welder auch im Weimariſchen zunächft Gemeindeſache 
ift. — Daß diefelben über die früher betonten Factoresı hinaus (Anwachſen der 
Bevölkerung und Sinken des Geldwerths der Güter) eine Vermehrung auch in 
unfern Städten erfahren haben, wird nicht verwundern. Denn die Vermehrung 
des Yehrerperjonals, die Erhöhung der Gehalte und die Beihaffung der weitern 
Yehrmittel bildet hier, wo die ganze Angelegenheit in einer höchft beveutfamen 
Umgeftaltung begriffen ift, nur untergeordnete Punkte. Biel wichtiger ift der Be— 
darf an neuen Gebäuden, die Ausdehnung der Schulpflicht, Die Errichtung oberer 
Schulen und insbefondere die Beförderung des weiblichen Unterrichts. 

Die bezüglichen Verhältniffe find freilich bei uns fo eigenthümlich geordnet, 
daß «8 ſchwer hält, wenigftend aus den mitgetheilten Zahlen, allgemein Gültiges 
zu gewinnen. Während die beiden Gymnafien in Weimar und Eifenady aus 
Staatömitteln gebaut und unterhalten find, hat Jena für feine Schöpfung die 
ftädtiiche Sparcafje in Mitleidenichaft gezogen. Die gewerblichen höhern Schulen 
in den beiden Refidenzftädten ſind ebenfalls fubventioniert. Die Sorge für den 
weiblichen höhern Unterricht übernehmen beſondere Anftalten oder Private, und 
jelbft die Johann-Friedrichsſchule in Jena, — eine Bürgerjchule befjerer Art — 
— ihrer Gründung erhebliche Summen aus öffentlichen Sammlungen 
erhalten. 
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Diefe Thatfachen mögen erflären, daß im Großen und Ganzen die Quote 
der jährlichen Ausgaben zu Gunften der Schulen fi) nicht fo erheblich verändert 
bat, wenngleich in dem letzten Jahrfünft ein Umſchwung fi) angebahnt zu haben 
Icheint. (Berglichen mit dem ordentlichen Etat, machten nämlich ın den 4 Städten 
die Yeiftungen der Gemeinde 15.04, 16.3, 16.5, 18.9 und 20 Procent aus.) 
Der Aufwand aller Städte hob fich gegen das erfte Luftrum auf 137.8, 159.8, 
215.5 und 308 Prerent, wobei Apolda mit 563 Procent weitaus am ftärfften be— 
troffen worden ift, während in den andern Etädten die Vermehrung (von 1871— 75 
gegen 1851—55) nur das Doppelte bis Anderthalbfache beträgt. 


Wir werben alfo immerhin jagen können, daß, wenn Thüringen das Land 
der Schulen genannt wird, ein Theil des Verdienftes ficher auf unfere weimariſchen 
Städte fällt. Kann man doc überhaupt fagen, daß gerade den Gemeinden in 
der Pflege des Schulweſens eine der ſchönſten Aufgaben und eine Seite des 
öfjentlichen Lebens zugewielen it, mo fie von Rechtswegen eine gewiſſe Eigen- 
thümlichkeit ausbilden dürfen und follen. Was von jolhen Anftalten eine Stadt 
aus früherer Zeit befommt, wird fie eimfichtiger Weife nicht nur zu erhalten, 
jondern aud durch Erweiterungen und Verbefferungen, durch parallel gehende 
Neubildungen zu heben und zu fräftigen fuchen, und junge Gemeinwejen werden 
ihr Emporkommen in gleichem Sinne documentiren. Dabei ift aud) das Scul- 
wejen jo geartet, daß die einzelnen Städte fich ergänzen, immer aber ihrem eigenen 
nächſten Bedürfnifie nachgehen fünnen. Und nur das ließe fich allenfalls be— 
merken, daß bier zu Yande der vealiftiiche Unterricht gegen den humanijtiichen, 
noch mehr aber der MäpchensUnterricht gegen den der Knaben zurüdfteht. Unſer 
Land fteht freilich hierin nicht allein. 


In dem Schulmejen der 4 Städte, wie e8 ift, erbliden wir aber auch einen 
ſchwarzen Punkt, der gewiß nicht zur Verfchönerung des Ganzen beiträgt — wir 
meinen die Schulgelver. Es kann für diefelben nur ein Motiv angeführt werden, 
das gerade bei ung jehr in die Wagfchale fällt, das der progreffiven Befteuerung 
der vermöglicheren Claffen, aber fonft gewiß auch keines mehr — für die Schul: 
ftufe, welde bier in Frage fteht. Bis auf Apolda, welches nur von Fremden 
einen Beitrag erhob oder noch erhebt — die bezüglichen Ziffern, die an ſich ſehr 
unbedeutend fein follen, konnten wir nicht beibringen — befteht e8 nod) für Die meiften 
Schulen. Die bezüglihe Quote hat ſich nur wenig verändert und macht bei 
den drei übrigen Städten nod im Testen Jahrfünft faft 30 Procent des ges 
fammten Aufwandes aus und ift faft genau dem fteigenden Schulbedarf ent- 
ſprechend in die Höhe gegangen. Soldye Beträge müfjen für Familien von 
mittlerem Eintommen ſehr bejchwerlich fein und tragen gewiß nicht dazu bet, bie 
Bortheile eines beffern LUnterricht3 zum Gemeingut zu machen. 


V. Die vierte Ausgabengruppe — wir möchten fie die Koften des gedrängten 
Zuſammenwohnens nennen — bilden die Auslagen für Wege, Prlafter, Canäle, 
Etrafenreinigung, Brunnen und Wafferleitung, Straßenbeleuchtung und Anlagen. 
Nehmen wir nod; den Hoch-, Waſſer- und Uferbau hinzu, fo bilveten diefe Koften 
in den 5 Luſtren 25.37, 31.1, 31.7, 28.8 und 32.8 Procent des Geſammt— 
aufmwandes und die Vergleihung mit den Daten des erjten Luſtrums ergiebt im 
Einzelnen für die fpätern Yahrfünfte folgende Pofitionen: 
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1856—60 1861—65 1866—70 1871—75 


Weimar 153,0 172.5 199.2 275.3 
Apolda 245.5 191.0 190.6 316.5 
Jena 139.9 316.6 2723 324.4 
Eiſenach 165.3 164.4 177.3 349.0 
alle 4 Städte 158.9 188.2 200.0 306.6. 


Schon aus diefen Zahlen, noch mehr aber aus den einzelnen Jahresrechnungen 
ergiebt fich 
1) daß diefe Auslagen übereinſtimmend eine Zunahme erfahren haben, 
welche die Bewegung der übrigen Ausgabencapitel nicht unbeträchtlich 
überholt ; 
2) daß diefelben aber nicht mit bleibenden, Jahr fir Jahr wiederkehren— 
den gleichen Summen den Gemeindehaushalt belaften. 

Wir haben ed hier mit dem eigentlichen Kern der Gemeindeverwaltung zu 
tbun und berühren damit eine Reihe von Fragen, welde gegenwärtig in aller 
Herren Yändern gerade die ftädtifchen Behörden beichäftigen. Daß fie hier, trog 
des ftarfen Anwachſens, noch nicht zu wahrer Beläftigung der Stenernden geführt 
haben, rührt meines Erachtens davon her, daß man aus früherer Zeit nur 
wenige Einrichtungen übernommen bat, die es galt, um jeden Preis zu befeitigen, 
daß man an die großen Aufgaben der Zeit noch gar nicht gewagt bat heran 
zutreten, und daß im Allgemeinen die größte Sparfamfeit beobachtet worden 
ft. Höchſtens, daß Weimar auf etwas vornehmerem Fuß eingerichtet genannt 
werden fann. 

Aber betrachten wir die bezüglichen Aufgaben in ihrem Verhältniß zum 
Staat und zu den einzelnen Perjonen und Steuerpflihtigen etwas näher. 

Im Allgemeinen ift die Beobachtung zu machen, daß von Seite des Staates 
hier nur wenige gelegliche Vorſchriften exiſtiren. Mande von den bezüglichen 
Dienftzweigen jind allerdings den Gemeinden mit dem Vorbehalt der Aufficht 
überwiefen und wird dabei (3. B. bezüglich der Wege und Straßen) etwas genauer 
verfahren; der Regel nach ift jedenfall® die Gemeinde in der Art und Weife, 
wie fie die öffentliche Aufgabe erfüllt, durdaus unabhängig geftellt. Und fo 
finden denn auch hierin bei unſern Städten ſehr erhebliche Unterſchiede ftatt, Die 
wir freilich nicht weiter berüdjichtigen Dürfen. 

Was zunächft die Gefundheitspolizei anlangt, jo tritt mehr und mehr das 
Bedürfniß nad allgemeinen, mindeſtens auf das ganze Staatögebiet ausgedehnten 
Normen hervor. Was inde der Staat an Vorſchriften über das Verfahren 
bei endemijchen und epidemifchen Krankheiten, über den Luftgehalt der Schulzimmer 
:c. erlaffen möge, immer wird der Gemeinde deren Ausübung zufommen, ihr 
die bezügliche Ausgabe verbleiben, und darum auch, mo fie weiter zu gehen wünfcht, 
fein Hinderniß bereitet werden. — Alle diefe Säge verftehen ſich von felbft, 
zumal eine ganze Reihe verwandter Thätigfeiten unter den Gefichtöpunft einer 
gejundheitspolizeilihen Maßregel geftellt werden fünnen. — Wenn aljo eine 
Stadt für öffentliche Anlagen und Promenaden, für Badeanftalten jährlich wieder— 
fehrende Summen aufwendet, wenn fie durdy Beleitigung von Wall und Graben, 
durch den Umbau der innern, winflihen und halb moderigen Quartiere zur Ge— 
winnung von Raum zu freien Pläge, den Bewohnern Luft und Licht in reich- 
liherem Maße zuführt, To forgt fie allerdings auch für die Gefundheit der 
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näheren und entfernteren Umgebung, aber immer auf eigne Koſten. Nehmen wir 
aber ein Drittes hinzu, welches ebenfalls und zwar bebeutfam in dieſen Fragen 
mitfpielt, nämlich reines und reichliches Waſſer, jo haben wir drei der widhtigften 
Aufgaben der — ftädtiihen — Communalverwaltung vor uns. 

Es ift hier nicht der Ort, näher auf diefe Gegenjtände und namentlich auf 
deren Behandlung in der Theorie einzugehen. Soviel fteht feft, daß fie zu allen 
Zeiten fpecififhe Aufgaben der ftäptiichen Verwaltung gebildet haben. -Das 
lehren uns die Waflerleitungen der colonifierenden und civilifierenden Römer, das 
zeigen und die gewaltigen Anftrengungen für fichere Abfuhr des gefährlichen In- 
fectionsftoffs Durch Zuleitung von Waffer, melde in ganz Mitteleuropa nad) den 
verheerenden Seuchen des 14. und 15. Jahrhunderts durch die Städte gemacht 
wurden. — Wir finden dafür bei den Ländlichen Anfievelungen — die wenigen 
Legalſervituten und die ſchützenden Beſtimmungen über Wafferabfluß ꝛc. aus- 
genommen — feine entiprechende öffentliche Einrichtung. 

Fragen wir aber nad dem Verhältniß zu den Privaten, fo ergiebt fich 
Folgendes: 

So wenig auf dem Lande dem Bauer und Gutsbeſitzer Jemand zu Luft, 
Licht und Waſſer verhilft, ſondern es ihm überläßt, ſich die günſtigſte Localität 
auszuſuchen, bezw. ſich nach den örtlichen Verhältniſſen einzurichten, ſo wenig 
ſorgt die ſtädtiſche Gemeinde für den Freund ſchöner, freier Ausſichten, für den 
Photographen, überhaupt für das Bedürfniß der Gewerbetreibenden und In— 
duſtriellen. Davon iſt wenigſtens immer nur ein ſehr beſcheidnes Maß aner— 
kannt und der Gemeinſchaft auferlegt worden, dann aber wiederum nicht um 
dieſes oder jenes Induſtriellen, ſondern um des betreffenden Gewerbezweigs willen 
als ſolchen. Denn ohne einen Gewerbecanal den man in allen ältern 
Städten findet und der noch heute zum nicht geringen Theile aus den öffent— 
fihen Kafjen unterhalten wird, wären das Miüller-, das Schleifer-, das 
Gerbergewerbe x. unmöglich geworden, da fie auf dem offenen Lande feine fichere 
Stätte fanden, weil auch bequeme Verbindungswege und ein ungeheinmter Verkehr: 
fehlten. — Die heutige Sadjlage ift weſentlich anders, die Nöthigung zu directer 
Unterftügung Liegt nicht mehr vor. Kann die Gemeinde auch bier förderlich 
eingreifen, jo mag fie e8 thun; aber im Allgemeinen wird daran feftzuhalten 
fein — was im Grunde aud) nie bezweifelt worden ift — daß nur die Rüdjicht 
auf das Wohl und Wehe der ganzen Bevölferung und auf die Unentbehrlichkeit 
des Bedürfniffes bei ihr entjcheide. 

Und von diefer Umentbehrlichfeit aus — es ift wohl erlaubt, dieſes Prä— 
Dicat auch auf die Verkehrswege zu übertragen — jcheint e8 nur confequent,, 
völlige Unentgeltlichkeit, d. h. eine Verlegung der Koften auf die Gejammtheit, zu 
fordern. Hinfichtlih derjenigen Vorrichtungen, welche dem Verkehr gelten, ift 
das wohl auch heute ausgemachte Sache. Allerdings beziehen gerade unfere 
Städte ſolche directe Beträge in Form von Chauſſee- und Pflaftergeldern nod) 
immer, und daß fie, der Eifenbahnen ungeachtet, eine Kleine Vermehrung erfahren 
haben, fünnte als ein Grund ihrer Aufrechterhaltung geltend gemacht werden. 
Aber der Bergleicy mit dem Gefammthaushalt und mit dem Aufwand für den. 
Straßenbau lehrt doc wieder, daß eine beftimmte Proportion nicht eingehalten 
werben fann, was doch ſonſt von jeder leiftungsfähigen Steuer gelten follte. (Im. 
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erſten Luftrum unjerer Periode dedten die Pflaſtergelder noch 36.9 des Aufwands 
für Straßen ꝛc; im legten [187 1— 75] nur 21.0 Procent.) 


Man hat auch wohl zu feiner Zeit beabfichtigt, den ganzen Unterhalt der 
Strafen — gefchweige denn die Anlagekoften — auf die Einzelnen abzuwälzen, und 
bei den ſtädtiſchen Straßen konnte von einem ähnlichen Berfahren grundſätzlich 
nicht die Rede fein. Man verlangt von dem Anwohner gewiſſe Zuſchüſſe und 
Arealabtretungen, wenn eine neue Straße angelegt wird, und mit Recht, denn 
das Grundftüd tritt in den allgemeinen Verkehr, erhält alfo eine größere Ver— 
wendbarkeit. Man muß aber jchon hierbei vorfichtig fein, will ınan die Bauluft 
nicht hemmen, und im Uebrigen fehlt es gänzlid an einem zuverläffigen, allge 
meinen Maßſtab. 

Auf den erften Blid ericheint num nicht8 natürlicher, al8 daß, was von dem 
Verkehr gilt, auf die andern, nicht weniger unentbehrlichen Bedürfniſſe ebenfalls 
angewendet werde, daß man alfo einem Jeden das gebührende Quantum von Luft, 
Licht und Waller zur Verfügung ſtelle. Das ift nun aber nirgends gejchehen, 
muß aljo feine befondere Bewandtnig haben. Die Schwierigkeit wäre allerdings 
nicht gering, denn gerade beim Waſſer, aber auch bei Luft und Licht würde mit 
dem „gebührenden Quantum“, d. h. mit einem gemwiffen, aus dem allgemeinen 
Bedarfe gewonnenen Maß, dem Einzelnen wenig gedient fein. Die Menge der 
benöthigten Gegenftände ftuft ſich aber nicht nur individuell, jondern auch 
clafjenweife ab. Wenn alſo 3. B. im mwohlverftandenen eignen Intereſſe 
und um einer guten Straßenbeleudhtung willen eine Stadtgemeinde den Bau und 
Betrieb einer Gasanftalt übernimmt, wenn fie Durch eine große Wajjerleitung auch 
die Zuleitung in die Häuſer möglich macht, jo wird fie nicht den Einzelnen be: 
Tiebige Bezüge geftatten, ohne directe Gegenleiftung, fondern eine Entihädigung 
fordern, welche unter Umſtänden fogar über dem Jogenannten Koftenpreife gehalten 
werden fann. Sie liefert dem Einzelnen, was er aus eigner 
Kraft und mit den geringen, ihm zu Gebote ftehenden Mitteln 
zu beihaffen außer Stande ift, läßt fi aber den Hausbedarf 
und den mit Gewerb und Stand des Einzelnen wechſelnden 
Berbraud vergüten. 


Weit entfernt alfo, das Individuum zu ſchädigen, ift die Entgeltlichfeit bei 
Luft, Wafjer und Licht recht eigentlich das Mittel, vemjelben gerecht zu werden; 
Und wiederum ift e8 völlig im Sinne des allgemeinen humanen Princips und 
der Umnentbehrlichfeit jener Bedürfniſſe, wenn die Straßenbeleuchtungsfoften und 
die Ausgaben für Brunnen nicht etwa, wie e8 für jene zumeilen geſchehen, auf 
die Hausbeſitzer, ſondern auf die Geſammtheit verlegt wird, um ſich hier nad) 
den wirfliden Erwerböverhältniffen zu vertheilen. Aber auch: es 
war nicht nur im ökonomiſchen Sinne flug, fondern recht eigentlich im Wejen 
der Gemeindeverwaltung belegen, daß die bezüglichen Anftalten von ihr in die 
Hand genommen wurden. Iſt e8 dod eine der merkwürdigſten Erſcheinungen 
auf diejem Gebiete des öffentlichen Lebens, daß, was jo recht die Hauptaufgabe 
der Gemeindeverwaltung bildet, unter Umftänden für fie jelbft wieder fruchtbringend 
gemacht werden kann. — Ueberhaupt aber, iſt es nicht eine der ſchönſten Äuf— 
gaben der Verwaltungen, das allgemeine und das beſondere Intereſſe zu verſöhnen, 
fo daß dieſe — uns ter. neuen Bedingungen freilich — in den Dienſt Jenes tritt? 
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Wir müſſen aber noch mit wenigen Worten der zweiten Eigenthümlichkeit 
der betreffenden Gemeindeaufwendungen gedenken, zumal wegen der wichtigen 
Folgerung für die Steuerfrage. Co wichtig für ein erträgliches Zufammen- 
wohnen auf beichränftem Raume die Straße, die Luft, das Wafler und das 
Licht find, fie belaften den Gemeindehaushalt nicht mir jährlich wiederkehrenden, 
gleich hohen Beträgen ; ihre allgemeine Unentbehrlichteit ſpitzt ſich nicht zu andauernder 
Unvermeidbarfeit zu. Es handelt fidy vielmehr einmal um bedeutende Summen 
ftehenden Capitals, melde aber aud durch Anlehen ꝛc. aufgebracht werden fünnen, 
und jodann entweder jeldft die nöthige Verzinfungs- und Amortifationsquote er- 
bringen, oder nur allmählig durch Steuern getilgt zu werben brauchen. Wo aber 
zweitend gewiſſe Arbeiten regelmäßiger wiederfehren, wie dies z. B. bei den Strafen- 
und Pflafterreparaturen beobachtet wird, können noch immer, ohne allzu großen 
Nachtheil, Heine Berjchtebungen eintreten. Mean ift alfo in den Stand geſetzt, 
den Schwankungen der Erwerböverhältniffe der Einwohnerjchaft nachzugehen. Ueber: 
haupt aber läßt fi) jagen, daß in diefen Dingen die Gemeindebehörden den 
örtlichen Bedürfniſſen resp. den befondern Erwerbsarten und der Yeiftungsfähigfeit 
der Bewohnerſchaft fi anbequemen müſſen. Das „Quod licet Jovi, non licet 
bovi“ gilt auch im unferm Fall, 

VI. Bon den verſchiedenen Einnahmecapiteln haben wir in ven Zufammen- 
ftellungen nur wenige berüdjichtigt und jelbft von dieſen verdienen nicht alle eine 
nähere Erörterung. Ganz übergangen find die fogenannten Grundgefälle, Die 
mehr und mehr zurüdgehen, vdesgleihen die Einnahmen aus den fogenannten 
Gemeindeberechtigungen ꝛe. Als Nepräfentant diefer Gattung find die Gebühren 
aufgenommen, für Jena ausjchlieglih auf die Bürger: und Inſaſſengebühren be- 
Ichränkt, welche durch die Reichögefeggebung faft ganz in Wegfall gefommen find 
was allerdings im Gemeindehaushalt eine empfindliche Einbuße verurfacht hat. 
Recht bemerkenswerth ift Dagegen die Einrichtung des Verbrauchsſteuerweſens. 
Sie vermehren jih zwar zum Theil wenigftens in Folge neuer Befteuerungen, 
um etwas mehr als ?/, ihres uriprünglichen Betrags, finfen aber ftetig in ihrer 
Bedeutung für den Gefammthaushalt. Es wird aus dieſer Thatſache zunächſt 
der Schluß erlaubt fein, daß diefe Steuerform namentlich eine Eigenſchaft hat, 
welche für die Gemeindeverwaltung ſehr umwillfommen fein muß; es ift nicht 
möglich, ihr etwelche Beweglichkeit zu verleihen. Als fefte, höchſtens in großen 
Zeiträumen wacjende Abgabe Teiftet fie gewiß gute Dienfte, man wird aber nie 
auf fie in der Gemeindeverwaltung abftellen können, ſofern man nicht ein befonders 
Vergnügen am Geldborgen findet, das alsdann unvermeidlid, würde. 

Das wichtigfte Einnahmecapitel bilden übrigens in unfern Rechnungen un: 
ftreitig die Directen Steuern oder eigentlich die Zuläge zur ftaatlichen Ein- 
fonmenfteuer. Sie find die einzigen Einnahmequellen, welche überall, wenn auch 
nicht gleihinäßig, gewachſen find und mit der Zeit eine jehr hervorragende Bedeu- 
tung erlangt haben. Sie deden nunmehr, d. h. in dem Jahrfünft 1871—75, 
bei Weimar 57.53, bei Apolda 59.85, bei Jena 43.13, bei Eiſenach 42.61, 
in den 4 Städten zufammen genommen aber 51.1 Procent, alfo reichlicdy die 
Hälfte des ganzen ordentlichen Bedarfs! ES ift dieſes Refultat nur dadurd 
möglich geweſen, daß Die Einwohner eine jehr erhebliche Mehrbelaſtung auf ſich 
genommen haben. In der That kamen, verglichen mit der Bevölkerungszahl 
von 1852, im erften Jahrfünft 1851—1855 auf den Einwohner ein Steuer- 
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quantum von 0.534 Thalern, in dem legten Jahrfünft, nach der Zählung von 
1871, ein folche8 von 1.983 und nad) derjenigen von 1875 von 1.756 Thalern. 
Alfo jedenfalls eine VBerdreifachung des directen Beitrags. Aber allerdings: von 
den 4 Städten find bereitd 3 auf dem vollen Betrag einer Staatöfteuer ange- 
langt, fo daß aud hier die Frage auftrat, was fünftig geichehen müſſe? 

Wir unterdrüden, im Intereſſe möglichfter Kürze, eine Reihe von Be- 
merfungen, die fi aus der Entwidlung des Steuerweſens ergeben. Immerhin 
glauben wir, mit unfern Ausführungen über die Gemeindeverwaltung einen ziem- 
lic bündigen Nachweis geliefert zu haben, daß es ganz eigenthümliche Aufgaben 
giebt bei der eigentlihen, der ftäbtiichen Gemeinde — hervorgehend aus dem 
engern Zufammenmwohnen und aus den Beftrebungen eines durchaus berechtigten 
Lokalſtolzes —, die eine gewiſſe Selbftändigfeit im Steuerweſen unbedingt 
zu fordern ſcheinen. Der Schluß auf die andern Fleinen Kreife innerhalb des 
Staats ergiebt fih daraus von jelbft: ſoweit einzelne ländliche Gemeinden in 
ähnlicher Weiſe thätig find, wäre e8 ungerecht, ihnen eine gleiche Behandlung 
zu verfagen, wobei hoöchſtens auf einige Punkte zu achten fein wird, die wir jpäter 
furz betonen werden. Im Uebrigen wird das Syſtem der Zuſchläge den Be- 
dürfniffen ziemlicy genügen. — Und bei den Bezirken resp. Kreifen und Provinzen 
lautet die Antwort ebenfo, nur daß wir für unfere Perfon gegen die Verleihung 
einer eigentlihen Steuerhoheit Manches einzumenden hätten. Es wird ſich auch 
im Ganzen die Sache jo ftellen — was ja aud vom Geſetzgeber beabfichtigt 
ift —, daß dieſe Unterkreife die Durchführung allgemeiner, ftaatliher Aufgaben 
übernehmen, und dann verfteht ſich Die Anlehnung an die Staatöfteuern von jelbft. 


II. 


Nachdem jo, auf Grund eined wenigftend wahrſcheinlich gemachten Bebürf- 
niſſes, das Princip der Communalbefleuerung feftgeftellt ift, wenden wir uns der 
bier zu Lande geltenden Gefeggebung zu, jfizziren deren Grundgedanken, weifen 
auf allfällige Mängel und ſuchen auf diefe Weiſe feftzuftellen, was theoretiſch 
(und vielleiht praftiich) in der beregten Frage als thunlich erſcheint. Wir nehmen 
damit das kritiſche Element der dritten, vom Vorſtand formulierten Frage vorauf 
und fehren erft fpäter, das Allgemeine mit dem Beſondern verbindend, zur 
Frage 2 über die zwedmäßigfte Form der zu treffenden Einrichtung zurüd. 

An directen Steuern befitt das Großherzogthum Sachſen-Weimar-Eiſenach 
zunächſt die Grund- oder alte Yandesfteuer. ALS e8 ſich nach dem Pariſer Frieden 
um innerliche Verſchmelzung der verſchiedenen Yandestheile handelte, Scheint man 
ſich eine Zeit lang mit dem Gedanken einer Modernijirung dieſer Abgabe ge- 
tragen zu haben. Man blieb aber bei dem alten Herkommen, um nur den 
wejentlichen Veränderungen (Neubauten, Caducitäten x.) nachzugehen, fixierte ein 
für ale Mal die Zahl der jährlich zu entrichtenden Termine, befeitigte mittels 
Entihädigung die beftehenden Steuerfreiheiten!) und erhöhte nur (1869) die 
Zahl ver Termine von 8 auf 10. — Dieler Steuer fteht feit 1821 die Ein» 
tommenfteuer zur Seite, welche 1) das Einkommen aus Grund und Boden, 2) das 
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i) Man ließ damale aud die Steuerfreiheit der großberzoglihen Kammergüter 
und des Grundbefiges der Akademie Jena nur fomeit gelten, als fie fhon vor Erlaß 
des Geſetzes beftanden hatte. 
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Einkommen aus Zinfen und Dividenden von Activcapitalien, 3) das Dienftein- 
fommen (Wartegelder und Penfionen) aus üöffentlihen und Privatcafien und 
4) alles übrige Eintommen aus Gewerbe und Erwerb (mit Einfluß des Land- 
und Forftgemerbes) beichlägt. Außer den üblichen Steuerbefreiungen ift nur die für 
das Ermwerb3einfommen unter 50 Thalern zu erwähnen. — Die verjchiedenen Ein: 
fommensquellen unterliegen einer und derſelben proportionalen Befteuerung, werden 
aber im Uebrigen nicht gleichmäßig behandelt. Dienft=. und Gapitaleinfommen 
bilden ein eigentliches Indivivual= Steuercapital; fie unterliegen der Faſſion 
der einzelnen Steuerpflichtigen und werden nad) der vorgejchriebenen Pfennigzahl 
(vom Thaler Einfommen; verfteuert. Das Einfommen aus Grund und Boden 
(inel. Erbzinfen, Auszügen x.) und das gewerbliche Eintommen aller Ortsein- 
wohner bilden die erfte bezw. zweite Quote des Drtd- Steuercapitald; fie 
werden geſchätzt und jammthaft (ortsweiſe) nach der zu erhebenden Piennigzahl 
angelegt. Der Steuerertrag bei der erften Kategorie hängt alſo ab von den Zu= 
oder Abgängen beim Individualeinftommen, während im zweiten alle die Ge— 
meinde für Die ihr auferlegte Quote auftommen muß, gleichviel, ob das Steuer- 
capital ab: oder zugenommen bat, bezw. ob die der Berechnung unterge= 
legte Pfennigzahl ausreicht oder nicht. Die Größe der Ortsquote hängt ihrerjeits 
ab von den Mittheilungen aus der nächſt vorangegangenen Finanzperiode und von 
den mit einiger Sicherheit zu berechnenden Veränderungen der Ortöfteuercapitalien ; 
regelmäßig ftattfindende NRevifionen Seitens der Centralbehörde haben den Zweck, 
möglichfte Gleichheit in der Behandlung der einzelnen Gemeinden herbeizuführen. 

Das Quotenſyſtem war um fo leichter durchzuführen, als im Weimartichen 
zwar nicht de jure, aber de facto das Geſchäft der Steuererhebung den Ge— 
meinden übertragen ift. Das Princip felbit ift freilich erſt ſpäter (nad 1821) 
in die Geſetzgebung eingeführt worden, nachdem es dazu gedient hatte, Die ganze 
Steuer am Yeben zu erhalten. 

Die Befteuerung follte nämlich, nad) dem Grundfag der Gleichmäßigkeit, eine 
proportionale fein und auf Grund von Feſtſtellungen durch ftaatlihe Schägungs- 
commifjäre erfolgen. Gegen deren Entjcheidungen Tiefen aber beim Minifterium 
unzählige, obendrein jachlic begründete Beſchwerden ein, jo daß die Regierung 
den Blan einer Umgeftaltung der ganzen Steuer in die Hand zu nehmen und 
Vorſchläge zu entwerfen gezwungen war. Während jo die Angelegenheit noch 
in der Schwebe war, nahm die Yandtags-Commilfion einen der dort niedergelegten 
Gedanken auf, daß Ortsquoten mit Schätung und Faſſion zu bilden ſeien. Und 
diefer Vorſchlag wurde denn auch (1824) von Landtag und Regierung acceptirt!). 

Eine eigentliche Einkommenſteuer Liegt alſo nicht vor, ſondern — ähnlich, 
der englischen income-tax — eine Beftenerung einzelner Theile und Quellen derfelben. 
Auch die Beziehung zwiſchen Steuerpflichtigen und Steuer verwendender Behörde 
ift nur theilweiſe vorhanden. Gerade bei den wichtigiten Einfommensquellen ſchiebt 
ſich das Glied der Ortöquote und der örtlichen Steuervertheilung dazwiſchen, fo daß 


2) Bgl. Die Steuerreform im Großherzogthum Weimar, 1876, 88 23 fj. Die Geſetz- 
gebung ſcheint in der That nur ungerne die Faffion aufgenommen zu haben, denn bie 
Stenerbehörbe ift berechtigt und verpflichtet, fi) über die Eriftenz und Höhe von Dienit- 
eintommen und Capitalien alle nur denkbare Auskunft zu verfhafen. Dagegen ift 
beachtenswerth, daß die zwei Ermittelungsfufteme verträglich neben einander bejtehen. 
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niht fowohl vom Staatsbedarf, jondern von dem daran fid 
hängenden, durh Zufhläge zu befriedigenden Gemeindebe- 
dürfniß die effective Höhe der Beftenerung abhängt. Der um 
Geſetz ausgeſprochene Zwed einer möglichft gleichmäßigen Beſteuerung iſt feines- 
fall8 erreicht. 

Am meiften wird aber das Weſen der Einkommenfteuer dadurch getrübt, 
daß fie fi auf das laufende Jahr, alſo auf Einnahineergebnifje bezieht, die noch 
nicht exiftieren. Das kann geichehen, bei feftem Einkommen aus öffentlichen, bezw. 
communalem Dienft, wenn auch bier für Zulagen, WRemunerationen und 
für Sapitalien, auf Dividendengenuß angelegt, genaue ängjtliche Vorſchriften nöthig 
werden. Sie laufen dort auf die Ermittelung eines Durchſchnittsbetrags 
hinaus. Wie will man aber die jonderbare Beftimmung des Art. 29 erklären, 
daß als Gapitalwerth immer der Nominalwertb anzujehen fei, des Art. 24, 
daß die Verfteuerung eines Zinsertrags von 4 vom Hundert genüge, daß aber 
(Art. 20 und 24) bei ſolchen Capitalien, welche vorausficgtlic weniger oder gar 
feinen Zins gewähren, eine entiprechende Fallion zuläffig je? Wie man mit 
diefer voraufgehenden Einſchätzung den unvermeidlichen Schwankungen bei dem 
wichtigften Steuertheil, nämlich dem gewerblichen Einkommen, gerecht werden will, 
ohne zugleich den Steuerertrag auf ein niedriges Niveau hinabfinfen zu laſſen, 
ift und unklar. Aber es ift den vorhin genannten Beſtimmungen conform, wenn 
auf Geſchäfts- und Grundſchulden feine Rüdficht genommen wird. Und um Die 
jogenannte Arbeitörente zu erhalten, verfügt Art. 61, daß bei einem Grundbe— 
figer, welcher ſelber wirthichaftet, ein Bachtverhältnif fingtert werden ſolle. — 
Die Steuer trifft alfo nicht nur rein äußerlich Die Einfommendquellen, fie löſt 
auch den Einfommensbzgriff ganz auf oder verwandelt ihn in eine Rente, bezw. 
den Ertrag vom Boden, vom Capital und — ſoweit e8 eben gehen mag — 
von der Arbeit‘). 

Eine Eigenthümlichkeit der weimarifchen Geſetzgebung it auch die Verbindung 
von Faſſion und Einſchätzung, und zwar in einex Form, welche den natürlichen 
Berhältniffen zuwider zu laufen ſcheint. Aber e8 fam wohl zunächſt darauf an, 
das ganze fteuerbare Einkommen zu kennen, und von diefem Gefichtspunft aus iſt 
es richtiger, das Kapitaleinfommen der Faſſion zu unterftellen, und das gewerb- 
lihe Einkommen der Einihägung Wenn übrigens der letzteren der Steuer- 
pflihtige durch genaue Angaben zu Hülfe zu fommen bat, jo muß fid) doch 
(Art. 61) die Steuerbehörde alles inquifitoriichen Eindringens in die Vermögens- 
und Greditverhältniffe der Einzufhägenden gänzlich enthalten. 

Daß man übrigens die verkehrte Anwendung von Faſſion und Tarxation 
nicht gewahr wurde, mag vornehmlih in den, nachgehends geſetzlich appro= 
bierten Modalitäten der Ausführung feinen Grund haben. Wie nämlich die 
Capitaleinnahme auf eine fefte Rente zurüdgeführt und fogar gefeglih anerfannt 
wurde, daß die Fallion fo lange gelte, als feine neue Erklärung des Steuer: 
zahler8 einlaufe — alfo geriet) man bei der Einſchätzung unwillkürlich auf all- 
gemeine, durchgehende Normen, auf einen feften Schematismus, welcher höchſtens 
da verlafjen und den weränderten Lebens- und Erwerböverhältnifien angepaßt 





) Bgl. bie — 1— zum revidirten Geſetz über die Steuerver— 
faſſung ꝛc. vom 19. März 1 
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wurde, wo die Gemeinde als ſolche Das dringende Bedürfniß fühlte, der wirklichen 
Steuerkraft habhaft zu werben, 

Obſchon nämlich die Möglichkeit einer felbftändigen Communalbefteuerung 
nicht ausgeſchloſſen ift, hat man fich bislang immer mit Zuſchlägen zur ſtaat— 
(ihen Einkommenſteuer begnügt. Thatfächlich ftehen, wie aus dem Ges 
fagten hervorgeht, Die Dinge freilih jo, daß dieſe Steuer eine Gemeindes 
fteuer ift und nur ein Theil davon an den Staat abgeliefert wird. — Wir 
können es bier nicht näher belegen, aber es ift leicht zu ermeffen, daß der ganze 
Mechanismus überaus compliciert ift, Jo daß weder die im Geſetze ausgedrüdte 
wohlwollende Gefinnung fo recht zur That wurde, noch auch ein jelbftändiges 
Syſtem ſich ausbilden fonnte. Aber auch bei einem weniger [chwerfälligen Apparat 
wäre es nicht möglich geweſen, die Eteuerrollen etwa zur Bermögensftener oder 
zu dem zu benützen, was fi) der Gemeinde ald das Nächftliegende darftellt, wir 
meinen zur progrejfiven Einfommenfteuer. 

Art. 152 der Gemeinde-Ordnung von 1850 Tautet nämlich: „Wenn eine 
Gemeinde vorzieht, die Umlegung der Gemeindelaften nicht nach den Grundfägen, 
welche für Erhebung ter directen Staatöfteuern beftehen, ſondern nach einem 
andern, den Grundſätzen der Gleichheit und dem Maßftab des 
Bermögens, mit Rückſicht auf die Leiftungsfähigfeit Des 
Einzelnen mehr entfprechenden Enthebungsfuße eintreten zu laffen. Es darf 
jedoch nur dasjenige Vermögen und Einfommen in Betracht gezogen werben, 
welches in der Gemeinde belegen, bezüglihd in der Heberotle der Ge— 
meinde zur Staatöfteuer herangezogen ift.“ 

Sollte die VBermuthung richtig fein, daß der Geſetzgeber, welcher wiederholt 
von ‚Vermögen ſpricht, an eine Vermögensſteuer gedacht habe? Bon der Heberolle, 
die den Begriff eines Netto:-Vermögend gar nicht kennt, konnte dabei doch nicht 
ausgegangen werden, und Die etwaige Entlaftung der unteren Volksclaſſen 
sub titulo der gerechteren Befteuerung wäre für den Staat jelbft ein Dementt 
gewejen. Auch am eine progrejjiwe Einfommenfteuer war nicht zu denken; denn, 
wo der Staat an der Proportionalität als dem wahren Princip der Gleichheit 
fefthält, da ift die Gemeinde nicht in der Lage, ihn zu desavouieren. 

Der Berfuh zu einer. diefer Steuerarten ift auch unſers Wiſſens nie er: 
gangen; zur progreſſiven Einfommenfteuer konnte er auch gar nicht geſchehen. 
Wir müffen nämlich jagen, daß die Gemeinde, auch wenn fie gedurft hätte, 
von der beftehenden Steuer, d. h. von der für Staatszwede angelegten Heberolle 
zu einer progreffiven Beftenerung fortzufchreiten, gar nicht im der lage geweſen wäre. 
Einmal bewirkt ja das nur theilmeife angewandte Quotenfyitem mit der uns 
vermeidlichen Folge einer ungleichen Belaftung von Individual- und Ortd-Steuer- 
capital eine innerliche Ungleichheit, eine Imparität der Glieder, Die das pro— 
greffive Syftem niemals hätte überwinden können. Und zum Zweiten zerſchneidet 
das Staatsgeſetz das Einkommen in einzelne Renten, fest an die Stelle der 
wirffihen Einnahme den muthmaßlichen Durchſchnittsertrag der einzelnen Ein— 
fommenstitel, während die Brogreffion immer nur auf die Totalität des Jahres 
ertrag8 wird bafiert werben fünnen. Es wäre denn, daß man ausſchließlich das 
gewerbliche Einfommen diefer Mobdification hätte unterwerfen wollen. Dann 
wäre aber erfte Vorausfegung eine genaue Ermittelung des wirflihen Ertrags, 
bezw. eine andere Heberolle nöthig geworden. Und hätte man mit Diefer, wegen der 
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Kombination von Staats- und Gemeindefteuer, die Steuerpflihtigen doppelt und 
dreifach empfindlich getroffen. 

In der That ift es unfere feſte Ueberzeugung, daß an eine Weiterentwidelung 
des mit dem Gejege von 1821 aufgeftellten Princips, namentlih mit Rückſicht 
auf die Gemeindebedirfniffe, gar nicht zu denken ift, und wofern man dem öffent- 
hen Haushalte mehr Mittel zuführen bzw. der Steuerfähigfeit nahe fommen 
will, wird man ſich zu eimer vwollftändigen Neugeftaltung entjchliegen müſſen. 
Mit den erften Principien betritt man einen böfen Zirkel, und fchafft eine un- 
natürlihe Starrheit der Formen, welche wiederum einen ftrengen Schematismus 
in der ganzen Behandlung zur Folge hat. — Den Gemeinden war eine etwas 
freiere Bewegung und ein auch nur beſcheidenes Maß von Selbſtändigkeit un— 
möglich gemacht, denn auch binfichtlich der Verbrauchsſteuern waren fie gleich Anfangs 
mit den damals beftehenden Einrichtungen zur Ruhe verwiejen worden. — Ueber: 
haupt läßt fi aljo fagen, daß die Tage diefer Einfommenfteuer gezählt find. 
Site führt nie und nimmer zur Evidenz über die Steuerkraft des Landes. Wir 
können ja doch nicht annehmen, daß wirklich alles Einfommen bis hinunter zu 
den legten 50 Thalern eine Belaftung mit vollen 6.66 Procent erfahre, wie 
das dem Buchftaben nach bei Weimar, Eiſenach und Apolda ftattfindet. Es ift 
wahr, der Procentfag ift in vielen preußiſchen Gemeinden nominell nod um 
Bieles höher, aber auch dort wird gewiß Keiner die Behauptung wagen, daß alles 
Einkommen unter die Steuerichraube gepreßt werde. 


IV, 

Es ift aber Zeit, daß wir und der pofitiven Frage zuwenden; was ift zu 
thun und welde Steuern find den Bedürfniffen der (ftädtifchen) Gemeinde anzu: 
pafjen? Derartige Unterfuhungen haben mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen ; 
von bejonderer Wichtigkeit ift hier Das Verhältniß zwifchen Gemeinde und Staat!). — 
Um bei den weimariſchen Berhältnifien zu bleiben, fo hatte die Gemeindeord— 
nung von 1850 allerdings das ganze Gemeindeweſen nivelliert, ſchien aber einige 
Richtungen für eine mehr ſpontane Bewegung (wohl der Städte) begünftigen zu 
wollen. Nun haben wir aber geiehen, was es mit der Beitimmung des Art. 152 
materiell fir eine Bewandtnif habe. Nicht anders verhält es ſich mit dem fchon 
angedeuteten Art. 149. Die darin vorgelehene Einführung neuer indivecter 
Steuern für den Gemeindebedarf war an die Genehmigung des Staatsminiſteriums 
gefnüpft; dieſes hatte aber nichts Eiligered zu thun, als den Beichluß des 
Eiſenacher Magiftrats zu cafjieren, welcher dad Deficit von 1851 durch eine 
mäßige Acciſe auf Fleiſch u. ſ. f. decken wollte. Später freilich fcheint man 
Jena eine Feine Abgabe von den conjumierten Brennmaterialien zugeftanden 
zu haben. 

Das Berhältnig von Staat und Gemeinde fpielt auch in die Steuerent- 
widelung, in die Entſcheidung über Verträglichkeit oder Unverträglichkeit verſchiedener 


1) Bol. iiber die allgemeine Stellung der Gemeinde zum Staat 8. v. Stein: 
Lehrbuch der Finanzwiflenichaft (1871) S. 97. — Wenn übrigens der Berf. S. 108 
fih dahin ausdrüdt, die Gemeinde müſſe, Sefegesverlegung vorbehalten, künftig zu 
allem Demjenigen das Recht haben, was fie aus ihren eignen Mitteln bejtreiten Kanır, 
” fo ift das meines Eradtens zu weit und zu eng: dabei wäre aber auch noch feftzu- 
ſtellen, was man unter den Begriff der „eignen Mittel” verftehen wolle. 
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Steuerarten und Steuerfyfteme — neben und nad einander — hinein, und ift 
gewiß bei legislatorifchen Beftrebungen, forgfältig zu berüdfichtigen. Die vorhin 
erwähnte Frage über Einführung einer Vermögensſteuer neben der beftehenven 
Einfommenftener und über die Durdführung der Progreffion, zu Gemeindezweden, 
liefert zwei treffliche Belege, und es wäre nicht unmöglich, daß auch jene Weige— 
rung bzgl. der BVerbrauhsabgabe auf dem gleichen Grundgedanken beruhte. 
Und wenn das preußiſche Minifterium eine felbftändige Feftftellung der Progreffion 
bei der Eintommenfteuer — mit Rüdficht auf örtliche Bedürfniſſe — unterjagt 
hat!), jo ift, wa® man auch fonft anführen mag, dem Sinne des Geſetzes 
gemäß gehandelt worden. Auch wird Jeder die Oppofition von Thierd gegen 
eine Einfommenfteuer in Frankreich infomweit billigen müffen, als in der That 
durch eine foldhe in das dort herrichende Syſtem ein Keil getrieben wiirde, der 
in kurzem das Ganze auseinander |prengen müßte. 

Mit andern Worten: An eine Steuerreform zu Gunften der Gemeinde- 
verwaltung ift nicht zu denken, jo lange nicht auch das Staatöfteuerweien ent- 
Iprechend eingerichtet, alfo entweder direct jene bier eingepaßt oder doch für eine 
dem Ganzen entjprechende Bildung der nöthige Raum offen gelaffen wird. 

Aber eben das iſt nirgends geſchehen. Man hat immer nur für den Staat 
geforgt und wundert ſich wieder, wenn Die Gemeinde die jo berechtigten An— 
ſprüche an fie nicht befriedigen fan. Und obſchon allüberall durd den Staat der 
Gemeinde von den übernommenen Einfünften faft alle entzogen wurden, bat man 
zugleich ihre Aufgaben in jehr beträchtlihem Umfange erweitert, Aufgaben, vie 
ohnedem mit dem Gemeindehaushalt gar in feinem nothwendigen Zuſammenhang 
ftehen, Schule, Armenweſen, Polizei, Unterftügung der ftaatlihen Verwaltung 
zc., daneben aber jene fpecifilhen Gemeindeaufgaben, die mit denen des Staats 
gar feine Aehnlichkeit haben, für die alfo aud das Syftem der Staatöfteuer 
logiſcher Weife niemal8 wird verwerthet werden können. — Was Wunder, daß 
allenthalben von den Gemeinden der Ruf nah Steuerreform ausgeht! 

Man wird e8 und aud zu Gute halten, wenn wir im Nachfolgenden eben 
auch des Staates Stellung im Steuerwei® im Auge behalten und jo den ganzen 
Zulammenhang zu wahren juchen: ift e8 Doch unfre innige Ueberzeugung, daß 
nur in folder Weile Die Forſchung über ein leiftungsfähiges und doch möglichft ge- 
rechtes Steuerweſen wird gefördert werden. -— Wir muftern daher alle Steuerfate- 
gorien, wäre es aud) nur, um den Verdacht einer vorgefaßten Meinung zu befeitigen. 

Bon den verſchiedenen Steuerarten fünnen diejenigen, welche die Productions- 
quelle (al8 Kopf, Grund und Gapitalfteuer) und den Productionsprocek" (als 
Gewerbefteuer) treffen, heutzutage nicht mehr zur Discuffion geftellt werben. 
Nicht nur, weil ihr Ertrag, alter Erfahrung nah, ein überaus befcheidener 
it und namentlich aller Wandelbarfet und Anpaflung an augenblidliche 
Bedürfniſſe unfähig ift, ſondern auch, weil fie einem jegt wohl zur allgemeinen 
Norm gewordenen Grundjage wenigitens theilweiſe widerſprechen, — wo- 
nad nicht die einzelnen Stüde und Vorgänge an fi, fondern in ihrer Be— 
ziehung zur Leiftungsfähigkeit beftimmter Perfonen erfaßt werden ſollen. Sie 
haben allerdings den Vortheil ficherer umverhüllbarer Steuerobjecte; die 
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Steuer verändert aber eben deshalb Leicht ihren Charakter, fie finft zu einer 
Art Neallaft herab. Vollends unmöglich ift es, dabei eine aud nur erträglich 
gleichmäßige Belaftung zu erzielen. Das aber läßt ſich wohl im Allgemeinen 
jagen, daß fie Alle, vie nur auf die Brutto-Erträge losgehen, nur den Werth 
einleitender Steuerreformen haben. ° Ueberall da, wo man Beranlafjung fand, das 
Steuererträgnig zu fteigern und ber Leiftungsfähigfeit der Individuen zu nähern, 
bat fich ein etwas feiner gegliederter Ausbau derjelben als unmöglich ermiejen. 
Sie find üßrigens zunächft um des Staatsbedarfs willen gefchaffen worden und 
halten fi noch heute in diefer Stellung, während die Gemeinde ſchwerlich gut 
daran thun wird, nach ihren eignen Bebürfniffen von denfelben eine Quote zu er- 
heben. Jede Derartige (einjeitige) Mafregel würde nämlih die Eriftenzbe= 
dingungen innerhalb der Gemeinde erjchweren, auf den Gemeindehaushalt, über- 
haupt auf das Schickſal der Gemeinde ſchädlich einwirken. Diefe hat aber das 
größte Interefje daran, den Zuzug von außen und die Beweglichkeit im Allge- 
meinen zu erleichtern. Ihr iſt auch am menigften verwehrt, jenes perfünliche 
Element in der Befteuerung zur vollen Geltung zu bringen, welches das wichtigfte 
Poftulat der Neuzeit iſt. 

Es ſcheint auch, logiſch genommen, in der gemeindlichen Befteuerung der 
Productionsquellen ein Widerſpruch zu liegen. Die Gemeinde, in dem Sinne, 
wie wir das zur würdigen Gelegenheit hatten, übernimmt ja felber zu nicht zu= 
ringem Theile die Herftelung von Lebens- und Ermerbselementen der Privat: 
wirthſchaft, fteigert alfo mittelbar deren Leiftungsfähigkeit und Ertrag, Es märe 
daher ganz unrihtig von ihr, num doc wieder durch Steuern diefelben zu be— 
faften, wodurch ein harmoniſches Zufammenmwirfen nur erfchmert würde. 

Nicht viel beſſerer Ausficht jcheinen die Vertheilungs- und Berfehröfteuern 
zu gewähren, welche doch im Ganzen ziemlich verbreitet und gewiß noch mehr 
auszudehnen find. Der Hauptgrund möchte hier der fein, daß das locale Element 
fehlt und die nothwendig vworausgejette Beziehung zwiſchen Steuerobject und 
Steuerbehörde. Wenn alfo 3. B. gemifje Verfehrömanipulationen fteuerbar ge— 
macht werden, fo wird e8 vorfommen, daß Perſonen und Güter zur localen Steuer 
herangezogen werben, die im Uebrigen mit der Gemeinde nicht gemein haben. 
Die nächſte Folge wäre alddann die Hemmung des Iocalen Verkehrs bezw. die 
Beeinträchtigung der üblichen Vertheilung. 

Im Ernfte ift denn auch wohl nie an eine locale Eifenbahn:, an eine 
Wechſel- oder Stempelftener gedacht worden. Aber auch eine irgend erhebliche 
Steuer auf den Verkehr im Grundbefig und in der Benütung der Liegenichaften 
— wir ziehen die Miethfteuer mit in Betradyt — ift nicht eigentlich empfehlens- 
werth. Derartige Steuern müffen auf die Bauluft, auf die Boden- und Haus- 
miethpreife und auf die ganze Art der Anfievelung nachtheilig wirken, und es 
wäre z. B. intereffant zu willen, ob nicht der Andrang der Benölferung zu den 
Städten in den Jahren 1871—1873 in zwei Staaten, von denen der eine eine 
Häufer- oder Miethfteuer hatte, der andre aber nicht, ganz ungleich gewirkt 
habe. Jedenfalls wird durch die Miethfteuer ein fremdartiges Element in bie 
Transaction eingeführt, und eine Ueber- und Rückwälzung des Steuerbetrags 
hervorgerufen, die nicht im Intereſſe der Gemeinheit Tiegen kann. Wo aber, wie im 
Preußiſchen, die Form einer Gebäubdefteuer gemählt ift, welche materiell unter 
den gleichen Bedingungen fteht, macht man gegenwärtig die gewiß Lehrreiche Be- 
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obachtung, daß zwar ganze Häufer um billige8 Geld zu kaufen find, während 
einzelne Miethen im Preife noch immer jehr hoch jtehen, bis vielleicht auch hier 
die Miether des ganzen Haufes fich entſchließen, die Steuer auf ſich zu nehmen. 

Doc das nur nebenbei. Wichtiger ift der Umftand, daß alle diefe Steuern 
— die wir und zunädhft immer als Staatöfteuern denken müfjen — an eine 
ftreng localifirte Erhebung gebunden find. Man fann immer nur wenige Vers 
theilungs⸗ und Verkehrsmomente fteuermäßig erfaflen und ift eben damit ge— 
zwungen, auf die wenigen Punkte ſich zu richten, wo dieſelben ſich vollziehen. 
Die Gemeindebehörde ift alſo in allen dieſen Fällen die natürliche Bezugsbehörde ; 
fie fann die Vorgänge verfolgen und das Intereſſe des Staats am beften wahren ; 
an ihre Mittheilungen wird ſich auch dieſer halten, wo es fih um die Anlage 
und Durdführung handelt; nur die Steuer für ſich zu verwenden, iſt ihr ver- 
wehrt. — Das wäre aljo einer jener Fälle, wo zwiſchen der Erhebungs- und der 
Berwendungsftelle unterjchieden werden muß. 

Die Steuern auf den Verbrauch, zu welchen wir num übergehen, find ur: 
alt und zahlreich, fie werden wohl noch auf lange hinaus eine erhebliche Quote 
des geſammten Steuerertragd ausmachen, ungeachtet der Anfeindungen von Seite 
einzelner Theoretifer und politiihen Fanatiker. Was man aud) gegen fie an— 
führen möge, einige Vorzüge, ganz unerjegbar für die Steuerbehörde und fir die 
Steuerzahler, ruhen in ihnen: der fichere, bedeutende Ertrag, die im Einzelnen 
unmerkbare, namentlich immer freiwillige Entrihtung der Quote, die Be: 
nügung des Augenblidd der vollendeten, ın ſich abgeſchloſſenen Production, wor 
Allem aber das innere Maß und die ftrenge Unerbittlichfeit, mit welcher bie 
Steuer alle zu weit gehenden Gelüfte der Yinanzgewalt ahndet. 

Die Zahl Derer ıft freilich nicht Klein, welche meinen, man hätte nichts 
Anderes zu thun, umd jedenfalls nichts Beſſeres, als Steuern zu zahlen; fie Hagen 
über die mangelhafte Einficht der verſchiedenen Volksklaſſen, die nicht einmal dem 
Staat, ihrem größten Wohlthäter, durch ausreichende Gaben feine Pflichterfüllung 
erleichtern wollen. Sind dieſe Yeute wirklich um ihrer Rüdhaltung willen jo 
unbedingt und ausnahmslos zu tadeln? Es iſt nicht der Ort, zu unterfuchen, 
ob der Staat wirklich unfer Eins und Alles fer, ob nicht etwas noch Größeres 
und Erhabenered Hinter ihm ftehe, man vergeffe aber nicht, daß der Staat 
unferer Tage eine gar eigenthümliche Complexion hat. Er ift nicht mehr, wie 
früher, ein abgeſchloſſenes Ganze, mit jelbftändigem Kreislauf und ſich jelber 
alle Eriftenzmittel beveitend; er hat die eine wirthichaftliche Seite ganz dahin— 
gegeben ; er probuciert nicht mehr und zieht nun aus den unzähligen Streifen der 
Privatwirthichaften feine Yebensjäfte, wie er denn niemald für fich jelber lebte, 
fondern, früher mit der eigenen, jet aber mit der entlehnten Kraft, auf jene 
Kreiſe zu wirken berufen if. Der Staat hat gewiß das Recht, da zu graben, 
wo er für jeine Zwecke parate Quellen findet; ev fol, was er erhalten, einigen, 
was ſonſt zerftreut ift, joll er umgeftalten und in neuer Form, in neuer Ver— 
theilung auf Das Ganze zurüdfliegen laſſen. Aber eben in diefer Herausnahme 
und Umbildung Liegt die Gefahr, Liegt die Unficherheit. Wird der Einzelne un= 
gefähr wieder erhalten, was er weggegeben, wird wenigſtens durch jene Umbildung 
das wahre wohlverftandene Intereſſe der Geſammtheit gefördert ? 

In der That, wäre da8 Steuern blos ein Geben auf Wiedererftatten, höchſtens 
mit jener blos formalen Verſchiedenheit zwiſchen Leiftung und Gegenleiftung, wie 
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thöriht müßte man das Gebahren der Leute nennen. Oder mie engherzig wäre 
es, wollten fie nicht, an ihrem Theil, zum gemeinen Beften beitragen! Aber nicht 
nur, daß der Einzelne feine Quote oftmal8 nie wieder erhält: auch das Ganze 
bat oft genug feinen Vortheil davon. Die Steuer hat eine Berwendung im 
ganz andern Sreifen gefunden, wird vielleicht erſt für eine fpäte Generation 
fruchtbar und — wer bürgt dafür, daß in diefem gewaltigen Transfufionsprocek 
nicht köſtliches Unterthanenblut nutlo8 vergeudet werbe ! 

Und nun ift e8 eben ein Vorzug der indirecten (Verbrauchs-⸗)Steuer, daß ihr 
Betrag fich nicht beliebig fteigern läßt, indem nad alter Erfahrung nicht Die 
ganze Konfumtion fteuerbar gemacht werben kann, auch bei dem einzelnen Artikel 
Steuerfuß und Steuerertrag zu einander im umgekehrten Verhältniß ftehen. — 

Aber wir haben es lebhaft begrüßt, wo die wirklich unentbehrlichen ein— 
heimischen Verzehrungsgegenſtände von der Steuer befreit worden find. Nicht 
als ob wir dafür hielten, man hätte den untern Claſſen wirklich einen jo großen 
Dienft erwiefen. Ein Theil der (Mahl: und Schladt-JSteuer ift wohl immer 
vermittelft des Lohns abgewälzt worden, wie denn überhaupt diefe Devolutionen, 
ohne rechneriich meßbar zu fein, weſentlich dazu dienen, grobe Mängel der Steuer: 
gefeßgebung auszumerzen. Können diefe Devolutionen vermieden werben, jo it 
das immer von Vortheil, und es iſt auch richtig, eben von ihnen, die vornehmlich 
an die indirecte Steuer ſich anjegen, einen Vorwurf gegen das Syſtem felbft zu 
entnehmen; wenn e8 aber unmöglich ift, die Devolutionen zu befettigen, jo geht 
doch, wie wir glauben, das Verlangen nad Abichaffung des Steuerprincips 
entichteden zu weit. 

Denn wenn irgendwo gejagt werben kann, daß fich eine Steuer den Lebens— 
gemohnbeiten des niedern Volkes anzujhmiegen im Stande ift, fo trifft das bet 
einer mäßigen, wohl angelegten Berbrauchsfteuer zu, während umgekehrt alle Ber: 
ſuche gejcheitert find, ihre Wirkung auch auf die höhern Stände zu erftreden. 

Betrachten wir aber die Beziehungen zwiſchen der Verbrauchsſteuer und ver 
Steuerbehörde, jo findet ſich nichts, was auf ein mehr locales Element Ichliegen 
läßt. Soweit die Volksfitte die Conſumtion beherrſcht, umſpannt fie viel größere 
Kreife, wie denn auch die eigentliche Claſſenbildung ſchwerlich von rein örtlichen 
Berhältniffen abhängt. Sollten aber doch Berjhiebungen vorfommen, und zwar 
jolche, welchen die Steuerbehörde nachzugehen Veranlaſſung hat, jo ftehn ihr gewiß 
andre, beſſere Mittel zu Gebote. Die veränderte Lebensweiſe ift alsdann nicht 
Urſache, ſondern Folge, aus tiefer liegenden Eigenthümlichkeiten fich ergebend ; 
ſich in ſolchen Fällen an die Berbrauchsftener halten, hieße nur einen Theil jener 
(allgemeinern) Urſache erfaſſen. 

Aber allerdings, es liegt auch hier wieder ein Fall vor, wo der Staat die 
Gemeinde als Hebeſtelle benützen wird, ſoweit die Erhebung nicht an den Grenzen 
oder am Orte erfolgt, wo die Production des Verzehrungsgegenſtandes ſtattfindet. 
Denn in der Gemeinde enticheidet fich Die Beftimmung zur Conſumtion an 
gewiſſe Kreife der Bevölkerung, welche die Behörde zur Steuer heranziehen will. 

Wir glauben übrigens auch, daß unfre Auffafjung mit den Thatſachen in 
Uebereinftimmung fteht. Allerdings beziehen faft alle Gemeinden folcye Steuern ; 
aber der Staat bezeichnet Gegenftand und Maß, und die angeführten Fälle aus 
dem Großherzogthum Weimar — wir fünnten auch auf die Beftunmungen der 
ſchweizeriſchen Bundesverfaffung von 1847 hinweiſen — zeigen deutlich, wo Die 
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wirkliche Steuerhoheit und das Maß der Dinge ruht. Es reichen zwei Annahmen 
zur Erklärung des Thatbeftandes aus: entweder waren der Gemeinde für ihre 
Beditrfnifie Zuſchläge bewilligt zur Staatöfteuer, oder der Staat überließ ihr 
eine beftimmte Steuergattung ganz ; beides ift bei großen Städten unvermeidlich. — 

Es bleiben aljo für die Gemeinde eigentlich nur die Steuern von dem wirf: 
lihen Arbeitsproduct, aljo vom Eintommen, mit den zwei Modificationen einer 
Einfommen= und einer Vermögensſteuer übrig. 

Es ift in der legten Zeit über die Einfommenfteuer viel gefprocen 
und geichrieben, namentlich aber auch legislatoriſch verhandelt und beichloffen 
worden. Wer aber annähme, daß die urſprünglichen Gegenjäge vereinigt worden 
jeien, würde fich täujchen. Man fügt fich höchftend dem fait accompli ; im Uebrigen 
bleibt Jeder jo ziemlich auf feiner Meinung. Die Standpunkte, welde in der 
Frage eingenommen werden, find auch jo grundverichieden, daß an eine Ver— 
ftändigung faft gar nicht gedacht werben kann. 

Beſtenfalls dürfte gegenwärtig als ausgemacht gelten, daß — ceteris 
paribus — die Einfommenfteuer feine proportionale, fondern eine progreffive 
fein muß, — daß aber meder an eine ftetige Progreifion gedacht werden darf, 
noch aud die Grenze zu finden ift für die einzelnen Stufen bezw. für 
die Ueberführung in die Proportionalfteuer. BVielleiht kann noch drittens als 
alljeitig zugeftanden bezeichnet werden — die Behauptung rührt von den prin- 
cipiellen Gegnern der Steuer her —, daß eine wirkliche Einfommenfteuer, ber 
unvermeiblihden Schwankungen halber, für den Gtaatshaushalt, weniger ges 
eignet ift. 

Diefer letztere Einwand wird nicht immer gebührend gewürdigt, vielleicht, weıl 
man die thatjächlihe Richtigkeit nicht anfechten kann und doch auch nicht den 
Lieblingsgedanken einer progrejfiven Einfommenfteuer aufgeben mag. Nun wäre 
e8 aber ein Yeichtes, an faft ſämmtlichen Geſetzen über ftaatlihe Einfommenfteuern 
den Nachweis zn führen, daß man wirflicd von dem einen, oberften Princip — wir 
meinen von dem Grundfag, nur die wirkliche, fertige Reineinnahme heranzu— 
ziehen — abgewichen iſt und abweichen mußte, wenn man das andere Durchführen 
wollte; Beides zufammen, eine wirkliche Einfommenfteuer und eine Staatöfteuer, 
vertragen fi) num einmal nicht mit einander. 

Die dadurch geichaffene Fehlerquelle war eine dreifache: 1) man verzichtete 
auf die Erfafjung des Einkommens als ſolchen und hielt jih an die Productions- 
quellen, Boden, Sapital und Arbeit (erfte Phafe der ftaatlichen Einfommenftener 
in Weimar und Großbritannien). Es verftand ſich dabei won. jelbft, daß nur 
der Durchſchnitt in Rechnung gebracht wurde. 2) Ein Fortfehritt war e8, Die 
Duellen auf der Seite zu laſſen, direft auf jenen Durchichnitt loszugehen (Preußen, 
Sachſen ꝛc.), wobei allerdings einige Künfteleten in Bezug auf Das reine Arbeitö- 
einkommen unvermeidlih wurden. War man aber einmal auf dem Durchichnitt, 
jo verftand es fich beinahe von jelbft, oder hatte doch feine weitern Nachtheile, 
3) ein Einkommen zu befteuern, Das noch gar nicht eriftirte, d. h. Die Steuer 
von dem laufenden Betriebsjahre zu erheben. 

An eine Progreſſion war natürlih nur da zu denken, wo man die Einzel: 
wirthichaft al8 ein Ganzes behandelte. Aber auch in diefem Falle waren unzählige 
Schwierigfeiten gegeben, welche faft nicht zu überwinden waren. Dean half fich 
dadurd), daß man die amtliche Einſchätzung an die Stelle der Faſſion und 
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Declaration este. Zugeftandenermaßen ift das nicht eine principielle, jonderu nur 
eine praftifch richtige Yölung geweſen; hatte man aber auf die ſolide Bafis der 
wirklichen, abgejchlojjenen Thatfachen verzichtet, hatte man das natürlihe Band 
zwilchen Steuer und Steuerobjeft zerrifien, jo war allerdings der Beamten- 
routine eher als der unzuverläfjigen Urtheilskraft des Einzelnen zu trauen. 

Lajlen wir aber Faſſion und Taxation, beachten aud vorläufig jene Fehler 
und Berirrungen nicht! Denn die Frage ift Doch unendlich wichtiger, fie darf und 
muß noch heute aufgeworfen und beantwortet werden, — ob der Staat berechtigt 
it, progrejjive Steuern zu erheben ? 

Geſchichtlich betrachtet, iſt es zumächft nicht unwichtig, daß die erjten Gefege 
an dem Grundſatze der proportionalen Steuer fejtgehalten haben. Man mußte 
es thun, von wegen der gewählten Modalitäten der Erhebung, aber man kann 
doch auch umgekehrt fragen, ob nicht dieſe Modalitäten die Folge oder, Jagen wir, 
die ungefährliche Conſequenz de8 Princips waren ? 

Wenn wir recht jehen, jo hängt die Frage über Das Recht des Staats von 
zwei Grundſätzen ab, nämlich erſtens, ob in jeiner Thätigfeit irgend Etwas Tiege, 
was mit dem umngleichen Verdienſt der Einzelnen innerlid verwandt jei, und 
zweitens, ob überall dieſelben Verdienftverhältnifje walten, d. h. ob überall der 
größere Betrieb eine procental fteigende Nente zu gewähren pflege. 

Die erfte Frage verneinen wir für unfere Perfon ganz und gar. Es hat 
wohl zu allen Zeiten Staatöregierungen gegeben , welche dieſe oder jene Claſſen 
des Volks begünftigt haben, und e8 Darf zugegeben werden, daß Antlänge davon noch 
heute zuweilen da8 Ohr des Bürgers ftreifen — und unangenehm erregen. Aendern 
läßt fich das freilich nicht Leicht ; ift e8 aber eine berechtigte Erjcheinung, vollends eine 
jolche, Die wir durch weitere Mittel Lebenskräftiger machen Jollen ? Mich däucht, 
der Staat, der feine Aufgabe am richtigften faßt, ift ohne Borliebe, von den einzelnen 
Perfonen und Ständen gleidy weit entfernt; und in feinen größten Augenbliden 
ift er das auch immer am eheften gewejen. — Man hat den Staat oft mit einer 
gewandten Hausfrau verglichen, und wir glauben, der Vergleich jei zwar etwas 
banal, aber zutreffend. Er kennt Alles, ſorgt für Alle, leitet, fieht Alles, aber 
er ift bei einer einzelnen Arbeit nie ganz in Anfprud genommen; nur das 
fertig Gewordene tritt und anmuthend überall entgegen. — Der Staat öffnet 
das Yand einem Jeden, läßt Jedem die freie Wahl des Wohnorts, des Berufs, 
der perfönlichen Meberzeugung; er macht zwilchen dem Bauer, dem Kaufmann 
und dem Gelehrten feinen Unterſchied. 

Und diefer Staat follte wiſſentlich und willentlicy feine Bürger ungleid) 
bejteuern mollen? Es ift wahr, man fordert die Progreffion eben im Sinne einer 
höhern Gleichheit. Wenn aber der Eine mehr als der Andere von den allge 
meinen Einrichtungen Vortheil zu ziehen verfteht, ift e8 dann vom Staat billig 
gehandelt, von dem Erften mehr zu nehmen, mit dem gemeinen Vorgeben, daß 
er mehr habe? Uns will bedünken, ev begäbe fi) damit in Widerſpruch mit fidh 
jelber. Es ift nicht feine Echuld, daß die Yoofe ungleich find, und fann man eher 
umgekehrt jagen, daß er Alles aujbietet, Die Nieten durch gleiche, wenn auch Heinere 
Gewinne zu erfegen. — Erhebt er aber progreffive Steuern, fo verläugnet er 
eben das oberfte Princip völliger Unparteilichfeit — er nimmt auf fi) die Vers 
antwortung für jene Ungleichheit, identifiziert ſich mit ihr. 

Die Frage befommt ein helles Licht durch die Vergleihung der ftaatlichen 
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und der commumalen Aufgaben. Jener forgt überall mit gleicher Theilnahme, 
die Gemeinde iſt an eine beftimmte Dertlichkeit mit beftimmten Eigenthümlich— 
feiten gewiefen. Dieſe auszubeuten oder ausbeuten zu helfen, iſt ihr Necht, ihre 
Pflicht; und fie würde dabei ganz unbefümmert verfahren können, wenn nicht 
zur Berföhnung der entgegenftehenden Iocalen Interefien der Staat dazwiſchen 
träte. Die Gemeinde bat zwar auch allgemeine öffentliche Aufgaben, aber wir 
dürfen doch jagen, daß fie bereits mit einem Fuße auf dem Boden der Privat: 
wirthichaft fteht. 

Die zweite Frage, ob bei allen Belhäftigungen gleichmäßig jenes Phänomen 
auftrete, daß beim ausgebehnteren, intenfiveren Betriebe ein verhältnißmäßig höherer 
Gewinn erzielt werte, ift nur theilweiſe zu bejahen. Beim gewerblichen, beim 
faufmännifchen Betriebe, überall da, wo das Gapital in jeinen verjchiedenen 
Formen nugbar gemacht werden fann, ift jene Thatſache unbeftreitbar. Beim land— 
wirthſchaftlichen Gewerbe tritt diefe Hülfe ſchon mehr in den Hintergrund, und 
bet der geiftigen Arbeit hört fie ganz auf. — Nun bat aber vornehmlich der 
Staat auf dieſe Verfchiedenheiten, überhaupt auf die ungleidhen Yebensbedingungen 
der einzelnen Volksgruppen bei feiner Steuergejeßgebung zu achten; er wird und 
muß proportional befteuern, wenn er die höhere Gleichheit wahren will. Aller: 
dings entgeht ihm — nicht aber der Gefammtheit — dadurch ein bequemes Mittel, 
feine Einnahmen zu fteigern. Wird man ihn aber deshalb fo gar ernftlich beflagen ? 

Auch Hier ift die Lage der (ftäbtifchen) Gemeinde eine ganz andre. Die 
ganze Yandwirthichaft hat mit ihr nichts zu thun, bindet ihr aljo die Hände 
nit. Und was von den rein geiftigen Arbeitern in ihren Mauern wohnt, ift 
ihon der Zahl nach nicht jo jehr bedeutend, zieht aber aus ihrer Thätigkeit jo 
ſpecifiſche Vortheile, daß die Unterjchiede in nicht unbedeutendem Betrage auöge- 
glihen werden. — Und — wir amendieren eine frühere Behauptung — bier 
erft kann und darf die innere Natur des Einkommens und deſſen Berbältnif 
zum Nothbedarf, als das legte Argument im Intereſſe der Progreffion eingeführt 
werden. Es ift immer gefährlich, die letzten Conſequenzen in erfte Linie zu ftellen. 

Sp viel über die Hauptfrage des Progrejfiofyftens der Staatöfteuer. — 
Was die Einfommenftener insbejondere anlangt, jo müfjen wir natürlih an den 
mwichtigften Momenten vorübergehen, welche jo beveutfam auf die Modalitäten 
der Durchführung wirken. Nur möchte die Frage nahe liegen und aus dem 
Argeführten fih wohl von jelber ergeben: Giebt e8 denn überhaupt eine Steuer 
mit progreſſivem oder regreffivem Syſtem, das wirfliche Einkommen als folches 
ungetheilt und voll erfajjend, irgendwo durchgeführt und eingelebt? und ferner, 
wo haben fid) die Einfommenfteuern, gleichgültig, welches Geiftes Kind fie auch 
feien, am ebeften erhalten und eingewöhnt ? 

Ueber beide Fragen find wir dur ältere und neuere Forſchungen voll: 
ftändig orientirt. Der ältefte Staatöverband auf dem Continent, welcher eine 
Einkommenfteuer mit Degreſſionsſyſtem bat und ſich bei dieſer Einrichtung wohl be: 
findet, ift der Canton Bajel-Stadt!). Zeitlih am nächſten fteht Bremen, ob— 


1) Der Name ber Einkommenſteuer und die Hauptſätze der noch beſtehenden Ge- 
fee datiren von 1841, die Thatfache ſelbſt der Hauptfahe nach von 1821, alfo aus 
demfelben Sabre, wo Weimar feine Steuer ſchuf. — Iſt e8 aber bloßer Zufall, daß 
man dort die letzten Konfequenzen erft dann zog, als der Staat zur Stadt umgewandelt 
worden war? Wir können auf die lange ſchwebenden Verhandlungen bier nicht greifen, nur 
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wohl daſſelbe erft jpäter zu einer fürmlichen Gefeggebung geichritten if. Das 
Neumann’iche Buch aber belehrt und darüber, daß namentlich im Gemeinde: 
haushalt dieſe Steuerform nadıgerade eine außerordentlich wichtige Bedeutung 
erlangt bat. Das konnte allerdings bier nur in der Form der Anlehnung an 
eine ftaatliche Einrichtung geichehen, e8 mußten alfo alle die derjelben anhaftenden 
Mängel mit in den Kauf genommen werden. Nichts defto weniger Liegt in 
dieſen Thatſachen ein wichtiger Fingerzeig. Denn wir dürfen aud noch einmal 
daran erinnern, daß ed im Großherzogthume die decentralifirende Wirkung des 
—— war, welche die ſo unvollkommene Geſetzgebung über Waſſer ge— 
alten hat. 

Nehmen wir aber weiterhin die Eigenthümlichkeiten in Betracht, welche der 
wahren Einkommenſteuer anhaften, ſo werden wir finden, daß ſie vor allen andern 
Steuern der Localiſirung gar nicht entbehren kann. Alle die Hinderniſſe und 
Schwierigkeiten, welche die ſtaatliche Geſetzgebung mit ſo vieler Mühe und — 
fügen wir es bei — mit ſo wenig Erfolg zu bekämpfen ſucht, fließen daraus: 
die Ungleichheit Seiten des jährlichen perlönlichen Verdienſtes, die ſtehenden Berjchie = 
denheiten im Arbeitöproduct der einzelnen Berufsarten, die Nöthigung, auf die 
Orts und materielle Yage der Einzelnen Rüdjicht zu nehmen. Im gewerblichen 
und faufmännifchen Betriebe fommen fehr erhebliche Schwankungen immer wieder 
vor, während die Landwirthſchaft und das zurücdgebliebene Kleingewerbe (in un— 
bedeutenden Landſtädtchen) doch den Bortheil einer gewiſſen Stabilität genießen. 
Die Landesſteuer muß diefe Ungleihheiten überfehen, die Localfteuer kann ſich ihnen 
anbequemen. Bielleiht iſt es aud nur der einzelnen Gemeinde vergönnt, die 
bei der Einfommenftener unerläflichen Stufen und Grenzen befriedigend feftzu- 
ftellen. Noch weniger als der Staat wird fie fich verleiten lafien, die Steuer 
zu einem „legalen Haube“ zu benügen. Sie widerfteht auch diefer Verſuchung 
leichter, venn fie hat das allergrößte Interefje daran, die Privatthätigfeit im 
Saden der Wohlthätigfeit, der Gemeinnügigfeit, der Künfte und Wiſſenſchaften 
zu hegen: e8 ift jo geweſen und wird aud immer fo bleiben, daß eben für dieſe 
Beitrebungen die Reichen vorzüglich in Anfprud) genommen werden, und auf diefe 
Weife aud) Steuern zahlen, wenn die Beträge auch nicht durch die öffentliche 
Caſſe gehen. Eine hohe directe Steuer aber — und das ift eine Erfahrung un- 
zähliger Etädte — reift dieje naturgemäße Verbindung entzwei, fo daß alles ent- 
weder erftirbt oder aber von der Gemeinde erhalten werden muß, jo gut es eben 
mit den kärglich zugemefjenen Mitteln gehen mag. 

Aber Das fiscalifche Interefje der Gemeinde? Auch wenn wir um beſſere 
Gründe verlegen wären, bürften wir ung auf die Thatſache der Lebensfähigkeit 
der Gemeinde-Einfommenfteuer berufen und es getroft ausſprechen, daß feine 
Gemeindeverwaltung nad einem befferen Steuermodus ſich ſehnt. Wir erinnern 
indeß an unfre Ausführungen über den Haushalt der vier weimarifchen Städte. 
Das, was wir als Gemeindeaufgaben ſpecifiſcher Art glaubten bezeichnen zu 
können, bedarf zu feiner Eriftenz und Ausbildung gar nicht unbedingt einer in gleicher 





möchten wir einen Umſtand andeuten, der mit einer früheren Bemerkung enge zufammen- 
hängt. Baſel ift zu feiner Steuer auf dem Wege des Pfundzolls gelangt, einer Abgabe 
aljo, melde von den einzelnen, nad Pfunden (einer Geldmünze) bemefienen Geichäfts- 
abſchlüſſen bezahlt wurde. Man ftond aljo vom frühen Mittelalter ber der wirklichen 
Einnahme (de8 Kaufmanns) viel näher. . 
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Conſtanz fließenden Einnahmöquelle, jondern vermag fid mit einigen Schwankungen 
und Ungleihheiten gar wohl ins Gleihgewicht zu jegen. Tritt jedoch ein wirf- 
licher Nothfall ein, jo darf die Gemeinde weit eher darauf rechnen, daß man ihr 
freiwillig ein größered Opfer bringe, als der Staat. Denn das, was jene 
ſchafft, kommt mehr oder weniger direct und unmittelbar einem Jeden zu Gute, 
enthält aljo jenes Entgelt, das ein jo wichtiges Agens der Steuerwilligkeit ift. 
Aufmerkſame und intelligente Gemeindebehörden haben auch nie darüber geflagt, 
daß die Gemeindeauflagen nicht verhältnigmäßig gerne gezahlt würden. 

Wir find und dabei eines Punktes jehr klar, wir verzichten, indem wir die 
Einfommenfteuer im Brincip an die (ftädtifche) Gemeinde verweilen, auf den oft und 
(aut verfündeten „oberſten“ Grundfag einer Gleichheit in der Befteuerung. Soweit 
die Verwaltung dem Bürger Gleiches Teiftet, und innerhalb der einzeinen Steuer 
halten aud) wir jenen Grundjag feft. Aber das ſehen wir nicht ein, warum 
man nicht lieber auf materielle Proportionalität abzielt. Dann fteht die Frage 
nicht mehr jo: zahlten bei gleichem Einfommen zwei Individuen daſſelbe? ſondern: 
werben beide gleichmäßig zur Steuer herangezogen, da fie aus denjelben 
Berhältnifjen und Einrihtungen der öffentlihen Gewalt 
gleihen Bortheil ziehen bezw. ziehen können? Auch das macht 
ung feine Sorge, daß — der Regel nad — die Landbewohner von einer Ein- 
fommenfteuer verjchont bleiben. Denn dieſe müfjen aus eignen Kräften für 
Manches jorgen, was den Städtern die Gemeinde und der Staat fertig und 
zunächſt Toftenlo8 barbietet. Und dazu kommen die ſchon erwähnten wichtigen 
Eigenthümlichkeiten des Landbaues. — Es find aud der Einfommenfteuer natür= 
liche Grenzen gezogen. 

Aber — wird man doc entgegnen, — auch zugegeben, daß für die Ge- 
meinden am beften durch die Einfommenfteuer gejorgt wird; wie mollen Sie aber, 
wo dieſelbe bislang, wenigftens theilmeije, auch den Staatöfinanzen zu Gute 
fam, für den nun entjtehenden Ausfall jorgen, und meiter: find die Mängel, 
welche der Einfommenftener anfleben, alle ſchon dadurch befeitigt, daß fie den Ge— 
meinden zu gutfindenver Verfügung überlafien wird? Wie weit man aud mit 
der Berüdjichtigung der localen und perfönlichen Berhältniffe gehen möge — 
fo wird man jagen — immer fommt man an einen Punft, wo man gezwungen 
ift, anzuhalten. Und eben das ift ja die Achilles-Ferſe des ganzen Principe, daß 
das reine Arbeitseinftommen weitaus am fehmerften belaftet wird! 

Wir glauben auf Beided zu antworten, wenn wir nad dem VBorgange 
Anderer die Verbindung der Vermögensſteuer mit der Einfommenfteuer in 
Vorſchlag bringen. Neu wäre demnad nur das Eine, daß wir dieſe der Ges 
meinde vorbehalten, und jene für den Staat bejtimmen. Daß aud in dieſer 
Modification nicht alle Unrichtigkeiten befeitigt werben, welche aus der Gleich— 
ftellung fundirten und unfundirten Einkommens entftehen, jehen wir voll: 
kommen ein. Aber der Vorſchlag ift immerhin, wie uns ſcheinen will, von den 
geyebenen Modalitäten der denkbar beſte. Daß aber die Vermögengjteuer vor 
allen anderen die Qualificationen einer Staatsſteuer an ſich trage, ift und eine 
ausgemachte Sache. Alles das nämlich, was der Einfommenfteuer jo gefährlich 
wird, jobald fie die Dienfte einer Staatdabgabe verrichten ſoll, wird bei der Ver: 
mögenöfteuer zur Stütze. Da man fi im Staatsleben nie auf die Initiative 
der Steuerpflichtigen wird ganz verlafjen können, jo wird man auf die jelbftändige 
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Action der Verwaltung nicht verzichten können, noch wollen, wird. man alfo zu= 
nächft auch das Syſtem der Einichägung nicht aufgeben. Dieje kann aber ohne 
viel Gefahr bei-einer Vermögensſteuer geihehen; die Vermögensverhältnifje find 
viel conftanter, al3 das Einkommen; das Bedürfnif, individuellen Berhältniffen 
nachzugehen, tritt faft ganz zurüd und — ein immenfer Vortheil — man hat 
e8 mit einer weit Heinern Zahl von feßhaften Perfonen zu thun, fobalo, 
was wir als felbftverftändlich vorausſetzen, die ganz kleinen Exriparniffe und 
Vorräthe fteuerfrei find. Aber diefe Vermögensfteuer muß nicht progreifiv fein, 
fondern proportional, und e8 müfjen Claffen mit feften Beiträgen oder Simplen 
beftimmt werben, deren Höhe von der niederften, in der Claſſe aufgenommenen 
Ziffer aus beftimmt if. Materiell ift ja die VBermögensfteuer audy eine Ein— 
fommenfteuer. Sie bat aber endlich noch den Vortheil, daß das Steuerobject 
jih nur im Berlaufe größerer Zeiträume verändert, und zwar, Alles in Allem 
genommen, nie zurüdgeht, fondern eine fleine Vermehrung erfährt. Die mittlere 
Vermsgenszunahme möchte jo ziemlich der Vermehrung des Staatsbedürfniſſes 
entſprechen. Vielleicht fommt auch ihr, wenngleich vom Nettovermögen erhoben, am 
eheſten die Fähigfeit zu, den Uebergang von der Ertrags= zur Perjonalbeftenerung 
zu vermitteln. 

Und num nur nod) eine allgemeine Bemerkung. Man wird aus dem Vor— 
hergehenden leicht entnehmen und e8 als einen Mangel bezeichnen, daß nicht alle 
Verfonen eine directe Staatöfteuer entrichten, daß alfo — wie man zu folgern 
pflegt — das Gefühl der Staatszugehörigkeit nicht überall lebendig erhalten wird. 
Wir für unferen Theil können die Richtigkeit des Schluſſes nicht zugeben. So— 
lange nämlich Bertheilungs- und Berbraudysfteuern erhoben werden — und das 
wird wohl auf viele Jahre hinaus der Fall fein —, jo lange entgeht nicht Leicht 
Jemand feiner Pflicht gegen das Allgemeine. Materiell fommt es aber auf eins 
heraus, ob ich die Steuer in dieſer oder jener Form zahle, ſobald nur der 
Totalbetrag der gleiche ift. Für den Staat alfo ift die Form Nebenfache, oder 
richtiger, Mittel zum Zweck; für den Bürger ift fie Hauptfache und beftimmendes 
Moment. Wer mit der einen oder der andern Form aufräumen, oder wer fie 
für Jeden obligatorisch erflären will, hat entweder feine Klare Einſicht von der 
Sache, oder er heuchelt Begeifterung für allgemeine Steuerzahlung und Staats- 
wohl, während er weiß, oder doch wiſſen follte, daß von den Verbrauchsſteuern 
die Reichen, und von den directen Steuern die Armen nicht oder nur unvolllommen 
erfaßt werden, daß aber jedenfall® dem Staate felbft mit derartigen In— 
finuationen am wenigften gedient ift. 

Wir fallen die Reſultate der Unterfuhung in wenigen Sägen zufammen: 

1) Unter den Aufgaben der Gemeindeverwaltung befindet ficy nur eine 
fleine Minderzahl, welche man als die fpecifiihe Folge des gebrängten Zu— 
ſammenwohnens bezeichnen fann — die Sorge für Wege, Luft, Licht, Waſſer 
und Eanität, — und wofür jene mit bejondern Mitteln auszurüften Bedürfniß 
it. Aber e8 fommt der Gemeinde zu ftatten, daß diefe Gegenftände — obſchon 
Dinge von allgemeiner Unentbehrlichteit — zugleich) Object des Luxus und eines 
ungleihen Clafjenbedürfniffes find; fie kann aljo das letztere dem allgemeinen 
Interejje dienftbar machen. 

2) Wo aber audy dieſe Bejonderheiten nicht beftehen, ift e8 dieſen Gemeinde— 
aufgaben eigenthümlich, daß fie nicht am jährlich in gleicher Höhe nothmwendig 
werdende Ausgaben gebunden find. Manche bedingen nur eine einmalige bedeu— 
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tende Anlage, andere können auf gelegenere Zeiten verſchoben werben, und im 
Ganzen hängt der Umfang der Gemeindeaufgaben weſentlich von der wirthichaft- 
lihen Lage und den allgemeinen Bedürfniffen der Gemeindeeinwohner ab. 

3) Bei der Gefeggebung muß jeweilen auf das Bedürfniß von Staat und 
Gemeinde und auf die möglichen Mittel zu deren Befriedigung gefehen werden. 

4) Von den verfchtedenen Steuerformen ſcheint die progrefjive Einkommen: 
fteuer jenen Aufgaben der (ftädtiichen) Gemeindeverwaltung am nächften verwandt 
zu fein; dieſe Annahme wird auch durch die Geſchichte des Steuerweſens be 

ftätigt. 
5) Indem der Staat die Einfommenfteuer den Gemeinden überläßt, jorgt 
er nur infomweit für möglichfte Gleihmäßigfeit, da er ein gewiſſes Minimum 
fteuerfreien Einfommend und den Höchſtbetrag ded unter normalen Umftänden 
erlaubten Procentfates der Befteuerung angiebt, auch. die allgemeinen Gefichts- 
punkte der Erhebung ıc. geſetzlich feftftellt. 

6) Im denjenigen Ländern, wo bisher der Staat eine ſog. Einkommen-— 
fteuer bezogen bat, werben ihm die bisher von den Gemeinden bezogenen Ber- 
brauchäfteuern überlaffen: er jelbft Iegt eine allgemeine VBermögensfteuer nad 
dem Grundfag der Proportinnalität und der amtlihen Einfhägung an. 

7) Kleinere Gemeinden dürfen fich für ihre Bedürfniſſe anſtatt einer (vegrej: 
fiven) Einfommenfteuer für Zufchläge zu der ftaatlichen VBermögensftener ent- 
ſcheiden; Gleiches gilt, neben zuläfjigen gemeindeweilen Umlagen im Gegenfag 
zu eigener Steuerhoheit für die größeren Berwaltungöfreife und Provinzen. 
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Mittheilung über die eljafz - lothringiihen Gemeinde— 
finanzen nad) dem Stande von 1872, 


gemacht vom Herrm Oberregierungsrath Metz 


in der Sitzung der ſtaatswiſſenſchaftlichen Geſellſchaft 
in Straßburg, 15. April 1875. 


— — 


Meine Herren! 

Ich beabſichtige Ihnen Einiges über die Finanzverhältniſſe der Gemeinden 
in Elſaß-Lothringen mitzutheilen. Die ſtatiſtiſchen Angaben, welche ich hiebei 
benugen werde, gründen fi auf Auszüge aus den Gemeinderechnungen vom 
Jahre 1872 inſoweit, als dieſe eingefandt waren. Für diejenigen Yandestheile, 
von welchen die Auszüge noch nicht eingegangen waren, oder für welche die 
Zufammenftellungen nod nicht angefertigt werden konnten, find die Angaben des 
Berichte8 über die finanzielle Yage der Gemeinden Frankreichs benutt worden, 
welchen der Minifter des Innern 1869 an den Kaiſer Napoleon erftattet bat). 
Wenn hiernady die abjoluten Zahlen aud nicht ganz den wirklichen Verhältnifjen 
des Jahres 1872 entiprechen, fo find die Abweichungen doch nicht jo bedeutend, 
daß fie auf die Richtigkeit der relativen Zahlen, auf welche e8 für meinen heu— 
tigen vorzugsweile ankommen wird, eine erheblide Einwirkung üben 
fönnen ?). 

Ih will zunächft einen Ueberblid über die Ausgaben geben und dann eine 
Darftellung der Mittel zur Dedung derjelben anſchließen. 

Der Gefammtbetrag der ordentlichen Ausgaben, welche ic ausſchließlich 
in Betracht ziehen werde, — beläuft fid) auf 18,422,659,94 Fr. und fommt 54,5 
pCt. der ordentlichen Ausgaben des Landes gleich, welche nach dem Yandeshaus- 
baltsetat für 1874 auf rund 33,810,000 Fr. fich beliefen; es ift mithin eine 
jehr beveutende Summe der Verwaltung der Gemeindebehörden anvertraut. 

Diefer Gefammtbetrag der Ausgaben vertheilt fi in folgender Weiſe auf 
die einzelnen Gegenftände der Gemeindeverwaltung : 


1) Rapport à Sa Majests sur la situation finaneiere des communes de la 
France 1868. Paris 1870. 

2) Da inzwifchen die fehlenden Auszüge aus den Gemeinderehnungen eingegangen 
find, jo enthalten die am Schlufie diefer Diittheilung gegebenen Tabellen die Gemeinde- 
Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1872. 
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1) Die Verwaltungdfoften, ſowohl perſönliche wie ſächliche 
Ausgaben, die Vergütungen des Gemeinderehnungsführers für 
Erhebung der Gemeindeabgaben, die Koften der Verwaltung . 
des Detrois, die Penfionen an Gemeindebeamten erfordern ca. 13,87 9, 
ber Gemeindeausgaben. 

2) Die Koften der Polizei und Feuerwehr nehmen . . 7,22%, 
in Anjprud). 

3) Die Unterhaltung der Gemeindegebäude, die Straßen: 
beleuchtung, der Unterhalt des Straßenpflafters, die Koften der 


Straßenreinigung ; . . 13,28 ® 
4) für die ——— der Gemeindemaldungen werben 

audg yo en. . . 10,02 9% 
5) Für rmenweſen — a ee DE Ne 
6) Fr Gultusangelegenheiten te ee ee 
7) Für den öffentlihen Unterridt . 2 2 2 2 nn. 240 
8) Für Vicinalwege . m. ER 
9) Für Abgaben vom Gemeindegrundeigenthum — — 19 
10) Außerdem betragen verfchiedene andere Ausgaben. . . 6,16%, 


Diefe Ueberficht zeigt, daß den relativ größten Theil fammtlicher Aus 
gaben die Koſten des Unterrichtsweſens hinwegnehmen, dann folgen in ungefähr 
gleicher Höhe die allgemeinen Verwaltungskoſten und die Ausgaben für Vicinal— 
wege, ſowie die Koſten des Unterhaltes der Gemeindegebäude, dann der Wal- 
dungen und die Abgaben vom Gemeindeeigenthum. Alle diefe Ausgaben erfordern 
etwa 80 %/, der Gejammtausgaben, jo daß für alle übrigen Ausgaben 20 %, 
übrig bleiben. 

Um ein Urtheil darüber zu gewinnen, wie diefe Ausgaben zu denen der 
Gemeinden in anderen Ländern ſich verhalten, mögen bier einzelne Bergleihungen 
folgen. Diefelben müffen auf wenige Ausgaben ſich beſchränken, weil die pärlichen 
Beröffentlihungen über die Gemeindefinanzen, welde überhaupt vorhanden find, 
nur die Zahlen ohne die erforderlichen Erläuterungen über die Bedeu: 
tung der Zwede, für welde fie gemacht werben, geben, bloße Zahlen ohne 
Kenntnig der, mit den betreffenden Ausgaben im Zufammenhange ftehenden 
gejetzlichen Beftimmungen und Einrichtungen aber leicht zu falſchen Schlüffen 
führen können. Wenn man z. B. findet, daß in Elſaß-Lothringen die Eultus- 
ausgaben 3,54 %, der Gemeindeausgaben ausmachen, im früheren Kurfürften- 
thum Helen aber nur 2,3 %, To würde einen Schluß daraus zu ziehen, daß 
wirklich aus den Gemeinden hier weniger gezahlt wird als dort, nicht richtig ſein. 

In Elſaß Lothringen beſtehen z.B. weder Gebühren für die Amtshandlungen 
der Geiſtlichen noch fonftige Abgaben, weldye die Gemeindeglieder direct an Die 
Geiftlihen, zu entrichten haben, im Kurheſſen Dagegen wurden neben den er- 
wähnten 2 Procent der Gemeindeausgaben mit 44,546 Rthlrn. noch 51,203 
Rthlr. an Gebühren, 19,725 Rthlr. an Naturalabgaben von den Gemeinde- 
gliedern evangeliſcher Confeſſion an ihre Geiſtlichen entrichtet. Thatſächlich ſind 
alſo die Gemeinden in Kurheſſen mit Cultusausgaben ungleich höher belaſtet, als 
in Elſaß-Lothringen. Aehnlich verhält es ſich mit anderen Ausgaben. 

Ich habe dieſes Beispiel nur angeführt, um zu zeigen, wie vorfihtig man 
bei der Vergleihung der ftatiftifchen Nachwerfe über die Ausgaben der Gemein: 


a 25 2 ra ee — 13 æ — J 
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den und in gleicher Weiſe auch des Staates ſein muß. Die durch die Ge— 
meinderechnung laufenden BEER ur 2 den = der Benölferung in 


Eljap-Lorhringn . . ENT. 
BR ODE u ee na er. fe ee RD 
in Rurbefien . . a 8, 8, 


Die Bermaltungsausgaben der turheſſiſchen Gemeinden 9 nahmen genau wie 
in Eljaß-Lothringen :3 9%, in Anſpruch, in Baden 81/, %,; für Unterricht 
und Cultus verwendeten die badiſchen Gemeinden 9.22, die kurheſſiſchen 11.6 %,, 
während beide Ausgaben in Eljaß-Lothringen 27, 54 "/, erfordern. Für Viei— 
nalmwege wurden in Baden 10 %,, in Elfaß- Lothringen 12,24 9), audgegeben; 
in Kurheſſen beliefen fie fit) auf etwa 7 %,, wozu aber dann nod Frohnden 
bis zu 14 Tagen kommen, während in Elſaß-Lothringen die Maximaldienſt— 
leiftung 4 Tage beträgt. 

Zur Dedung der ordentlichen Ausgaben des Jahres 1872 dienten bie or— 
dentlihen Einnahmen mit 19,540,499,17 Fr., welche aljo einen Ueberſchuß von 
ca. 1,117,800 Fr. ergaben. 

Die Einnahmen wurden entnommen: 

1) den Revenüen aus dem Gemeindevermögen, nämlich! dem 
Ertrag der Immobilien mit Einjchluß der Waldungen, und den Zinſen 
des Sapitalvermögens, welche etwa 58,12 °/, aller Einnahmen, aljo mehr 
als die Hälfte derſelben abwerfen; 


2) dem Ertrag des Detroig mt . 2» > 2 2 202. 123 9% 
3) dem Ertrag des Schulgeldes mit . . . + 9,03% 
4) dem Geldäquivalent für bie Brohnlitungen sum Bici- 
nalwegebau mit . . . ‚10,33 % 
5) dem Ertrag der Hundefteuer mit . 0,74 9, 


6) aus verfchiedenen Eleineren Sinnahmen, als vom Ber- 
fauf von Grabilägen auf den Todtenhöfen u. |. w. - . .» 2,63 °/, 
7) aus Subventionen, welde das Land und die ——— 


ments gewährten mit . . . . 3,81%, 
endlich 
8) aus Directen Abgaben mit . . ... 9,04 0/, 


Addirt man die Einnahmen aus den direeten Abgaben und aus dem Oetroi 
zufammen, fo ergiebt ſich, daß 4,169,312,64 Fr. an Gemeindeſteuern gezahlt 
wurden. Diefer Betrag kommt 34,5 9, der directen Staatöfteuer gleich und 
beträgt für den Kopf der Bevölkerung 2,75 Fr. Im Baden famen 1861 2.6 
Fr. Umlagen und 0.2 Fr. Verbrauchsſteuern auf den Kopf der Bevölkerung, 
in Weftphalen 1857 30 Egr. pro Kopf; in Sadjen 1857 38 Sgr. pro Kopf. 
Die Belaftung der Iegteren mit ſolchen Abgaben war alfo nahezu gleih. Da 
die Gemeindeabgaben bei fteigendem Bedarf Des Gemeintehaushaltes in ftärferem 
Maße herangezogen werden, jo bietet die Art und Weile der Vertheilung der— 
felben auf die Gemeindeangehörigen für einen Jeden, welcher feinen Geldbeutel 
zu diefem Zwecke ziehen muß, befonderes Interefje. Ich erlaube mir deshalb, 
auf Die Gemeindeftenern näher einzugehen. 

Das Detroi ift eine Abgabe, melde auf Gegenftände des localen Ber: 


2 . — Statiſtiſche Beſchreibung des ee Caſſel. Kafiel 
1870. 
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brauchs gelegt iſt. Die geſetzlichen Beffimmungen, welde gegenwärtig das Octroi 
regeln, finden ſich Hauptjächlich in der Ordonnanz vom 9. Dezember 1814, 
dem Gejeg vom 28. April 1816, dem Geſetz vom 18. Juli 1837 und dem 
Geſetz vom 24. Juli 1867, dem Decret vom 12. Februar 1870 u. |. w. Die 
Einrihtung des Octrois wird in der Regel nur Orten mit mehr ald 4000 
Einwohnern gejtattet, jedoch giebt e8 von diefer Kegel zahlreihe Ausnahmen. 

In Elfaf:Lothringen wird Octroi von 26 Gemeinden erhoben, unter wel- 
hen fi drei Städte mit mehr als 50,000 Einwohnern, 2 mit mehr als 
10,000, 7 mit mehr als 4000 und die übrigen 14 mit weniger als 4000 
Einwohnern befinden. Darunter ift Weiler mit nur 1138 Einwohnern. Die 
Einnahmen aus dem Dctroi werden al8 ordentliche betrachtet, und e8 dürfen 
deshalb außerordentliche Ausgaben nicht durch Erhöhung des Octrois ge- 
det werden. Ueber den Betrag der Auflage ift nur die allgemeine, einer jehr 
weiten Auslegung fähige VBeftimmung gegeben, daß er im Berhältniffe zum 
Werthe der befteuerten Gegenftände ftehen fol. Es Liegt alfo ganz in ver Hand 
der Behörden, ein großes oder ein Kleines Verhältniß feftzufegen. Sehr wichtig 
und zweckmäßig ift die Beftimmung, daß die Auflage ſtets in gleicher Höhe auf 
die innerhalb der Gemeinde productrten, wie auf die von Außen eingeführten 
Gegenftände gelegt werden fol. Ohne diefe Beitimmung würde das Octroi 
leiht zu einem Schußzoll der Production innerhalb der Gemeinde ausarten 
fünnen. 

Ausgeſchloſſen von der Heranziehung vom Octroi find nur wenige Gegen 
ftände, als gewiſſe Militairbedürfniffe, die gedrudten Paptere der Regierung, 
Arzneien und gewiffe Sorten von Obft. Die Zahl der Gegenftände, welche dem 
Octroi unterworfen werden können, ift mithin fat zahllos. In Straßburg find 
z. B. befteuert: Wein, Obftwein, reiner Alkohol, Eifig, Bier, alles Schladht- 
vieh, von auswärts eingeführtes Fleisch, Wildpret, Geflügel, Trüffeln, und ge- 
trüffeltes Geflügel, Seefiſche, Auſtern, Eftrauben, Heu, Strob, Hafer, Brennholz, 
—— Coaks, Torf, Holzkohlen, Wachskerzen, Lichter, neue Schreiner- 
arbeıten. 

Der Ertrag des Octroi in den fechsundzwanzig Gemeinden ergiebt die 
Summe von 2,404,490,08 Franks, von welchen auf den Kopf der Bevölferung 
durchichnittlich 8,5 Franks entfallen; in Straßburg ftieg er auf etwa 12.3 %, 
in Yauterburg ſank er auf 0,55 Franken. 

Die directen Abgaben werden in Form von Zufchlägen zu den Staats: 
fteuern erhoben, mit alleiniger Ausnahme der Patentfteuerantheile. Die Zufchläge 
werden im Verhältniß vom Centimen zum Franken, oder was dafjelbe ausdrückt, 
nach Procenten der Staatöfteuern zugleich mit diefen erhoben. Man bezeichnet 
Die Gemeindefteuern deshalb auch als „Centimes“ und fpricht, je nad) der Beftim- 
mung der Zufchläge von Additional-, Special- und ertraordinären Centimes. 
Die Aoditional-Gentimes werden mit 5 Centimes jährlih zu Gunften aller Ge- 
meinden von der Grund, Perfonal: und Mobiliarfteuer erhoben und bilden in 
jo fern eine regelmäßige Einnahme aller Gemeinden, als fie dieſen jährlich 
zugewiejen werden, wenn nicht eine Gemeinde ausdrüdlich erflärt, fie bedürfe 
diefer Einnahme nicht. Der Ertrag ift zur Verwendung für alle Gemeinde: 
ausgaben beftimmt, melde aus ven regelmäßigen Einnahmen der Ge— 
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meinden nicht gebedft werben können. Dieſe fünf Gentimes lieferten 1872 die 
Summe von 354,551,69 Fr. Durch diefe allgemeine Beftimmung zur Dedung 
eined Deficits bei den gefammten Ausgaben unterſcheidet ſich dieſe Abgabe von 
den Special-Centimes, welche ſtets nur für diejenigen Zwecke verwendet 
werden dürfe, fiir welche fie gefelich beftimmt find. Solde Special-Eentimes find 
geſetzlich zugelafien : 
1) zur Dedung der Koften bes — — drei Cen⸗ 
times, 1872 . ... 239661,43 Fr. 
2) für den Wegebau fünf Centimes, 1872 22.0. 478988, 51 Fr. 
3) für Die Bezahlung der Feldhüter, IBIE: 37.5 %..% 45101097 Fr. 
4) für die Steuererhebungsfoften, 1872 . . » . ..  78936,48 Fr. 
dazu fommen no 0,9 9%, der Patentfteuer, 1872 . 174405,98 Fr. 
welche aber nicht in Form eines Zuſchlags erhoben, fon- 
dern von dem Gefammtbetrage der Steuer abgezogen 


werden. 
5) die Centimes zur Dedung des Deficit8 der SO 
und freiwilligen Ausgaben, 1872 . . . 466256,01 Fr. 


Neben diefen Zufchlägen dürfen von den — auf Grund des Ge— 
feged vom 18. Juli 1866 zur Beftreitung fremilliger Ausgaben Zuſchlag-Cen— 
times bis zum Betrage von 20 Centimes erhoben werden. 

Außerordentliche Centimes dürfen erhoben werben: 

1) für das Boltsihulmefen nad dem Geſetz vom 16. April 1867, um die 
Unentgeltlichkeit des Volksſchulunterrichts herbeizuführen. 

2) Weitere Drei Gentimes für den Wegebau. 

3) Zufchläge zur Beftreitung der Facultatio-Ausgaben. 


Die Steuern betrugen 1873: 


1) Grundfteuer . 660006 
2) Perfonal- und Mobiliarfteuer a ee ie he 
3) Thür- und a ee ern u 
4) Patentftuer . . . I re er ie, er OO 

11.194.114 

mithin belief fich: 

auf 1 9%, der Grundſteuer : TR RER 54.769 
auf 1 9, der Perjonal- und Mobiliarfteuer BR a 18.585 
auf 1 der Thür und Senfterfteuerr . 2 2 2 200. 17.635 
auf 1 9, der Patentfteuer — re 20.951 


Die ſämmtlichen Centimes, welche die Cie nach obigen a 
im Jahre 1872 zur Dedung der ordentlichen Ausgaben erhoben haben, be— 
laufen fi) auf circa 1,900,000 Fr., welcher Betrag = 18 °/, der — 
directen Staatsſteuern entſpricht. 

Dieſe Behandlung der directen Gemeindeſteuern als Zuſchläge zu den 


directen Staatsſteuern hat die Beſteuerung der ſämmtlichen Staatsſteuerpflichtigen 
zu Gunſten der Gemeinde zur Folge. Der Steuerfuß iſt daher bei den directen 
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Gemeindeſteuern der gleiche wie bei den directen Staatsſteuern, die Erhebung 
erfolgt ebenfalls durch Staatsbeamte. Die nothwendige Folge dieſer Verhält— 
niſſe iſt die Schwierigkeit für die Steuerzahler, einen richtigen Ueberblick darüber 
zu erhalten, ob die Zunahme der Steuern dem Staat oder den Bezirken und 
Gemeinden zur Laſt fällt, und es kommt dadurch häufig vor, daß der Steuer— 
pflichtige die Erhöhung ſeiner Steuerquote auf Rechnung des Staates ſchreibt, 
während ſie durch die Gemeindeausgaben hervorgerufen iſt. 

Außer den Zuſchlägen zu den directen Staatsſteuern erheben die Gemeinden 
noch eine Reihe von directen Gemeindeſteuern, wie die Hundeſteuer und die in 
Geld ablösbaren perſönlichen Dienſte für den Vicinalwegebau und mehrere andere 
unbedeutende Abgaben, deren ſpecielle Erwähnung nicht erforderlich iſt. 

Die Beſteuerung der Hunde iſt den Gemeinden durch das Geſetz vom 2. 
Mai 1855 zuerkannt worden. Die Steuer ſchwankt zwiſchen zehn und einem 
Franken, je nach der Kategorie als Lurus-, Jagd- oder Wachthunde, und wird 
ohne Ausnahme von allen Hunden erhoben 144140,87 Franken. 

Von beſonderer Bedeutung iſt die Berechtigung der Gemeinden zur Er— 
hebung einer Wegebauſteuer in Form von Frohnden, deren Leiſtung durch Geld 
abgelöſt werden kann. Dieſe Frohnden ſind thatſächlich eine directe Steuer, 
welche im Maximum von 4 Arbeitstagen von jedem Gemeindeeinwohner, welcher 
das zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hat, erhoben wird. 

Wenn der Pflichtige nicht innerhalb einer beſtimmten Friſt erklärt, daß er ſeine 
Leiſtung in Natur ausführen wolle, wird das Geldäquivalent ohne Weiteres erhoben, 
und zwar nach einem Tarif, welchen der Generalrath, jetzt alſo Bezirkstag für 
jede einzelne Gattung von Frohnleiſtungen feſtgeſtellt hat. Dieſe Art der Be— 
ſtimmung der Leiſtungen bietet den Vortheil, daß jeder Einzelne wählen kann, 
ob er die Frohnden leiſten oder ſtatt derſelben das Geldäquivalent zahlen will. 
In Frankreich kaufen ſich von einhundert Steuerpflictigen durchſchnittlich dreißig 
[08 und fiebenzig leiften die Arbeit. Die Naturalleiftung wird ftetS in den Ge— 
genden überwiegen, in welden die Arbeitsfräfte nicht das ganze Jahr hindurch 
lohnende Beſchäftigung finden, wo aljo die Frohnpflictigen über Arbeitözeit 
verfügen können, für welche fie eine andere vortheilhaftere Verwendung nicht 
finden. Hierin liegt der Bortheil einer zwedmäßigen Verwendung von Frohn— 
leiftungen, welche aud in jolchen Gegenden die Herftellung ausgevehnter Wege— 
anlagen möglich machen, in welchen die Aufbringung der erforderlichen Geld— 
mittel ganz unthunlich gewejen fein würde Die oft aufgeftellte Kegel, 
dag die Yeiftung von Frohnden voltswirthihaftlih nicht zu billigen ſei und 
eine Verſchwendung von Arbeitöfräften gegenüber der bezahlten Arbeit ent= 
halte, ift nur dann richtig, wenn die Arbeitskräfte in anderer Weife lohnender 
verwerthet werben fünnen. Wo dies nicht der Fall ift, Liegt in der Verwendung 
der Frohnden nur ein Gewinn durch Ausnugung brady liegender Arbeitskräfte. 

Dies find die Mittheilungen, welche ich für heute über das Finanzwefen der 
Gemeinde im Allgemeinen zu geben beabſichtige. eftatten fie mir, noch einige 
Bemerkungen über die Gemeindeabgaben beizufügen, welche jedenfalls ſpäter einmal 
binfichtlich ihrer Beibehaltung einer Discufjion werden unterworfen werben. 

Die indirecte Steuer, das Oectroi, wird principiell faft von feiner Seite 
mehr vertheidigt, die Vortheile, daß es mit fteigendem Wohlftande einen fteigenden 
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Ertrag abwirft, daß e8 in fleinen Beträgen und in unmerfbarer Weiſe entrichtet 
wird, feine Steuernadhläffe erforderlich macht, lafjen fi) zwar nicht beftreiten, 
aber die Berfehröftörungen, welche mit der Erhebung nothmwendig verbunden find, 
die Vertheuerung der nothwendigen Yebensbedürfnifje, welche Die niedere Bolts- 
claffe unverhältnigmäßig ftart trifft, und dadurch den Conſum  befchräntt, 
auch den Arbeitslohn fteigert und dadurch die Induftrie benachtheiligt, werben 
meift als überwiegend angefehen. Im Berücdjichtigung dieſer Nachtheile 
haben aud in Frankreich fich gewichtige Stimmen für die Abſchaffung ausge— 
ſprochen, und in Belgien ift e8 fogar mit bedeutenden Opfern der Staatscajfe 
bejeitigt worden. Auch in Elfaß- Lothringen wird meines Erachtens bei einer 
Aenderung der Gemeinde-Gefeggebung die Frage, ob das Octroi beizubehalten 
jet, zur Erörterung kommen, Da die Erhebung diefer Abgabe faft nur für 
größere Städte einen erheblichen Ertrag abwirft, jo wird von einer Ausdehnung 
derjelben abzujehen fein. Die plögliche Abſchaffung aller Auflagen würde meines 
Erachtens bei allen ſolchen Gegenftänden, welde nicht durch genügende Concurrenz 
auf ihr natürliches Preisniveau herabgedrüdt werden können, keine Preisminde- 
rung zur Folge haben, alfo durch die als Erſatz des Octrois nothwendigen 
Steuern eine ‘Doppelbelaftung der Gemeinde-Einwohner herbeiführen. Die Er— 
fahrung m dies 3. B. in Paris gezeigt. Die Decrete vom 18. und 24. April 
1848 heben die Dctroibefteuerung des Fleifhes auf, aber ſchon am 30. Auguft 
dejielben Jahres wurde fie wieder eingeführt, weil die Stadt in der Zwiſchen— 
zeit mehr als 5.000.000 Fres. eingebüßt hatte, die Fleiſchpreiſe aber nicht ge- 
funfen waren. Alle diejenigen Gegenftände, melde im eigentlichen Handel ver 
trieben werden, können dagegen jofort vom Octroi befreit werden. 

Bei den Directen Steuern kommen wefentlid zwei Fragen in Betracht, 
die Specialifirung der Abgaben für beftimmte Zwede und die Erhebung mittelft 
Zufclägen zu den Stantöftenern. Die Specialijirung der Steuern nad den 
einzelnen Zweden, für melde fie erhoben werden, alſo 3 Gentimes für ven 
Wegebau, 5 für das Unterrichtsweſen u. ſ. w., führt zwar den Vortheil mit 
fich, daß fie eine übermäßige Belaftung der Gemeinden mit Ausgaben für ein= 
zelne Zwede verhindert, fie beengt aber auf der anderen Seite Die Gemeinde: 
verwaltung in einer unangemefjenen Weife, indem fie eine Vermehrung der 
entjprechenden Ausgaben nady dem augenblicklichen Bedürfniß erſchwert. Ebenſo 
ift fie für die Staatöverwaltung unbequem. Wenn man bei Vermehrung der 
obligatoriihen Ausgaben der Gemeinden, 3. B. für Schulzwede, nicht auch ſo— 
fort die Special Centimes erhöht, jo fommt man leicht zu dem Reſultat, daß 
die Gemeindemittel für dieſen Zweck nicht ausreihen und dann durch Zuſchüſſe 
aus Staatömitteln ergänzt werden müſſen. Einfacher als dieſe Specialijirung 
der Abgaben für die einzelnen Zwede, jcheint e8, wenn die Gemeinden freie 
Hand befommen zur Erhebung von Gemeindenbgaben in beliebigen Beträgen, 
wie dies aud in Deutſchland meift der Fall if. Man wird nothwendig auf 
diefen Weg kommen, wenn man etwa aud) das Syftem der Zufchläge zu den 
Staatöfteuern ganz fallen laſſen und den Gemeinden die Einführung von eigenen 
Gemeindeftenern, deren Umlagefuß und Erhebungsmodus unabhängig von den 
Vorſchriften über die Staatsſteuern von den Gemeinden feſtgeſetzt werden kann, 
überlaffen würde. Welche von beiden Arten der Steuererhebung, Gemeinde— 
fteuer-Zujchläge zu den Staatöfteuern oder jelbftändige Gemeindeſteuern vor= 
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zuziehen jeren, darüber gehen die Anfichten erheblich auseinander, je nachdem 
man die Aufgabe der Gemeinde enger oder weiter auffaßt. So hat 5. B. der 
IX. volfswirthichaftliche Congreß zu Hamburg fich dahin ausgelprochen, daß: 

1) bei der weſentlichen Verſchiedenheit der Zwecke des Staates und der Ge- 
meinde eine Soentificirung der Staats- und Gemeindebeſteuerung nicht gerecdht- 
fertigt, vielmehr 

2) Princip und Bertheilungsmafftab der erforderlichen Gemeindeftenern 
hauptjählid abhängig von dem Zwede, für melden die betreffende Steuer ver: 
wendet wird, jo daß 

3) in Stadtgemeinden der ftädtifche, in Yandgemeinden der ländliche Grund- 
bejig zur Befteuerung heranzuziehen, im Uebrigen aber die Regelung der Frage 
in jedem concreten Falle von den befonderen Iocalen Berhältniffen und Bedürf— 
niffen abhängig zu machen fei!). 

Andere dagegen weilen der politiichen Gemeinde nicht eine ganz andere Auf- 
gabe als dem Staate zu, die Gemeinde habe vielmehr die Staatsaufgabe info- 
weit zu löſen, als diejelbe örtlicher Natur ift, und mit den Mitteln der örtlichen 
Gemeinichaft ſich erreichen läßt. Die Gemeinden feien nicht die Nepräfentanten 
eined örtlihen Verbandes, jondern tragen öffentliche Autorität. Wenn dieſe 
Grundanſchauung richtig fei, dann falle auch die Confequenz aus der behaupteten 
Verſchiedenheit der Staats- und Gemeindenufgabe hinfichtlih des Steuerweſens, 
e3 folge daraus, daß der angenommene principielle Unterjchied zwifchen Staats- 
und Gemeindebeftenerung unhaltbar, die lettere im Allgemeinen nach den Grund- 
lägen der erfteren einzurichten Sei. 

Ic jelbft glaube, daß das richtige in der Mitte beider Anfichten Liegt. Die 
Gemeinde verfolgt Zwecke, welche weit über die Interefjen des Localen Verbandes 
hinausgehen, wie Unterricht8= und Gultuszwede, fie hat aber auf der anderen 
Seite auch ſolche Aufgaben zu erfüllen, welde in exfter Linie aus dem Zufammen- 
wohnen entipringen, wie Straßenbeleuchtung, Feldſchutz, Sicherung gegen ſchäd— 
liche Naturereigniffe, Straßenpflafterung u. |. w. Zur Aufbringung der Koften 
diefer beiden Aufgaben fcheint mir deshalb auch eine Combination des Princips 
der Staatöfteuern mit befonderen Gemeindefteuern am zwedinäßigften. Für mande 
Zwecke läßt fi innerhalb eines fleinen Gemeindeweſens ein zweckmäßigerer und 
gerechterer Maßſtab der Bertheilung der Abgaben finden, als in einem weiten 
Staatögebiete, in welchem den Localen Berfchiedenheiten nicht Rechnung getragen 
werben kann, welche vielmehr durch eine Durchſchnittsbeſtimmung foviel als thunlich 
ausgeglichen werben müfjen. Für die Beftenerung der Gemeinden wird daher meines 
Erachtens das Princip aufzuftellen jein, daß in allen Fällen der Staatsfteuerfuß 
als Grundlage der Gemeindeabgaben dann einzutreten habe, wenn nicht für 
bejtimmte Zwecke bejondere Abgaben auf ftatutariichem Wege feftgefegt feien. 


!) Der Staat hat die Verwirklichung des Rechts- und Machtſchutzes, die Ge- 
meinde ift vorwiegend ein öfonomifcher Verband, ver den Zweck bat, durch Bei- 
fammenwohnung und ſonſtige Gemeinfchaft die Zwede der Stabtwirthihaft (Handel, 
Gewerbe) oder die der Landwirthſchaft (Aderbau, Weinbau, Viehzucht) befier und 
fiherer zu erreihen, als es ifolirten Individuen oder Familien möglich wäre. 

Braun, im Fauchers Bierteljahrichrift, Jahrgang 1866. II. Band ©. 5. 


Du Stdn. aa Fair 3 ze cn 
: ” ” 
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Auf diefem Wege läßt fich die Entſcheidung, welche Steuer für Die betreffende Ge- 
meinde am vortheilhafteften iſt und zugleich in gerechtefter Weiſe die Yaften ver- 
theilt, am leichteften Löfen. Daß aber überall da, wo die Gemeinde felbft die 
Veftfegung eines bejonderen Umlagefußes, fer e8 für alle Erhebungen oder für 
bejtimmte Zwecke, nicht vornimmt, der Staatöfteuerfuß ergänzend anzumenden 
fer, ſcheint mir aus der analogen Aufgabe des Staate8 und der Gemeinden zu 
folgen, und ſo iſt die Frage, welche in der vorigen Berfammlung beſprochen 
worden ift, nämlich die Einfommenfteuerfrage, aud für die Gemeindeverwaltung 
von bejonderer Wichtigkeit. Ich glaube deshalb, daß die Frage der Gemeinde- 
fteuern einen pafienden Anſchluß an die Disculfion der vorigen Verfammlung 
bieten wird, und jchliege Daher hiermit meine Mittheilungen. 
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Gemeinden Elſaß-Lothringens im Jahre 1872. 
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Ueber die Communalſteuerfrage. 





Gutadten 
erftattet von Adolph Samter in Königsberg i. Pr. 


Die Commumalbefteuerung ift eines der Mittel, die in Anwendung ges 
bracht werden müſſen, um den Anforderungen, welche das Gemeindeleben, Tpectell 
der Gemeindehaushalt erhebt, entiprehen zu können. Weil die Communal- 
beftenerung nicht das einzige Mittel ift, welches den Zwecken des Gemeinde 
haushalts dient, jondern neben ihr nocd andere zur Anwendung fommen und 
fommen müſſen, jo ift e8 unerläßlich, bei Betrachtung der Communalbefteuerung 
diefe anderen Mittel nicht gänzlich unberüdfichtigt zu laſſen, wenn man nicht 
Gefahr Taufen will, der Gommunalbeftenerung einen zu weiten Spielraum 
einzuräumen. Die Communalbefteuerung darf nicht Losgelöft von den andern 
Quellen, aus denen der Gemeindehaushalt feinen Unterhalt ſchöpft, betrachtet 
werben. 


Die Gemeinden können ſich die erforderlihen Unterhaltmittel in folgender 
Weiſe beichaffen: 1. durch eigenes Beſitzthum, deſſen Erträge zu den Ge— 
meindeausgaben verwandt werden können; 2. durch eigene wirthſchaftliche 
Thätigkeit, deren Ergebniſſe dem Gemeindehaushalt zu Gute kommen; 3. durch 
Beiträge von den Intereſſenten, welche Leiſtungen von der Gemeinde empfangen; 
4. Steuerbeiträge ſeitens der Gemeindemitglieder. In einem geordneten Ge— 
meinweſen werden ohne Frage alle vier Factoren zur Mitwirkung kommen, und 
es iſt von vornherein von der größten Wichtigkeit, daß nicht nur alle vier Fac- 
toren überhaupt zur Mitwirkung gezogen werden, jondern daß dieſes auch in 
einem angemefjenen Verhältniß geſchieht; jedenfalls iſt es unzuläfjig, daß die 
Gemeinden in Bezug auf ihre Ausgaben Lediglich auf Steuerbeträge der 
Bürger angewiefen werden, und bie anderen Hiülfsquellen als nebenſächlich be- 
trachtet und behandelt werben. 


Gleich das Gemeindeeigenthbum erſcheint von der allergröften Be- 
deutung. Im früheren Jahrhunderten jpielte dajjelbe bekanntlich eine ſehr große 
Rolle; erft al3 das Privateigenthum immer mehr Boden gewann, zerbrödelte 
das Gemeindeeigenthbum. Mean glaubte, das Gemeinde- (wie Staats⸗ Yeben 
lediglich auf die Kraft, alfo auf dem Boden des Staatshaushalts auf die Bet: 
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träge der Bürger verweilen zu fünmen und zu müſſen, und bewirkte jchließlich 
dadurd, daß die Gemeinden in der That zu einer Art Proletarierleben verur- 
teilt, d. 5 von der Hand in den Mund zu Ieben gezwungen wurden, wenn 
nicht gar, was in der That vielfach geſchah, der jchlimmere Fall eintrat, daß 
fie friſchweg Schulden machten, und dadurd einen Theil ihrer Ausgaben dedten. — 
Was fir Die Einzelnen gilt, ift in diefer Beziehung auch maßgebend für die 
Gemeinden. Wie weit aud der Einzelne in Bezug auf feine Einnahmen fich 
auf feine perfönliche Thätigkeit verlaffen mag, eine geficherte Exiſtenz hat er nur, 
wenn er ein gewiſſes Befigthum fein eigen nennt. Derjelbe Unterjchied, der 
zwifchen Befitlofen und Bejigenden obwaltet, macht ſich auch bei der Gemeinde 
mit und ohne Eigenthum geltend; eine Gemeinde ohne Gemeinbeeigenthum 
ericheint won vornherein auf umficheren Boden geftelt. Wenn auch die Ent— 
außerung des Gemeindeeigenthums im engen Zufammenhange mit der gefamm- 
ten Zeitftrömung der legten Jahrhunderte fteht, jo bleibt die Entäußerung der 
Gemeinden von Eigenthum, die. wir mehr oder minder überall zu conftatiren 
haben, nichtödeftomeniger beflagenswerth, und indem ſich glüclichermeile eine 
andere Zeitftrömung Bahn zu brechen jucht, und die Wichtigkeit ja Nothwendig- 
feit von emeindeeigentbum zur Anerkennung gelangt, läßt fib in Ausficht 
nehmen, daß die Gemeinden darauf bedacht fein werden, wieder Eigenthum an 
fich zu bringen. Die Communalbeftenerung wird hierdurch weſentlich beein- 
flußt werben. 

Nicht minder wichtig ift die eigene wirthichaftliche Thätigfeit der Gemeinde, 
welche für den Gemeindehaushalt von weitreihender Bedeutung werben fann. 
Auch Hier Haben die Zeitanfchauungen einen großen Einfluß geübt. Es galt 
und gilt vielfeitig noch als unumſtößliches Artom, die Gemeinden (mie der Staat) 
dürfen „feine Geſchäfte“ machen; aber auch hier haben ſich die Verhältniffe ftärfer 
erwiefen als Theorien, die nur ſehr bedingt richtig find. Wo beiſpielsweiſe 
es angezeigt Ichien, Daß Die Gemeinden Gasanftalten und Wafferleitungen jelbft 
anlegten, da ift es nicht allein vielfältig geichehen, jondern auch gemeinhin mit 
einem durchaus günftigen Erfolge für den Stadtfädell. Es läßt fich auch ſchwer 
abfehen, weshalb man dergleichen Unternehmungen durchaus Privat: (Xctien-) 
Geſellſchaften überlaffen fol, welchen die Gemeinden tributpflichtig werben. Es 
ericheint dieſes um Jo unzuläffiger, al8 die Actiengejellichaften fih nur um gute, 
d. h. rentable, Unternehmungen bewerben, während die finanziell ungünftigen 
zum allgemeinen Beften den Gemeinden überlafien bleiben. Dieſes ift doch 
nichts weniger als haltbar. Verlangt man, daß Unternehmungen, die im 
Gemeindeinterefje Liegen, von den Gemeinden ius Werk gelegt werben, obwohl 
ihre Rentabilität in Frage fteht, jo darf man nicht die für das Gemeindeintereffe 
erforderlichen Unternehmungen, welche rentable find, principiell der privatwirth- 
Ihaftlihen Thätigfeit überweifen, aljo den Gemeinden entziehen. Die im Ge- 
meindeinterejje ind Leben zu rufenden Unternehmungen find zumal in den Städten 
größer und für den Gemeindehausbalt wichtiger, ald man gemöhnlih annimmt. 
Der Sasanftalten und der Wafjerleitungen ift bereit8 gedacht; es feien noch für 
die größeren Städte der Pferdeeifenbahnen und Omnibuslinien erwähnt, welche 
ſich recht eigentlich für ftädtifche Unternehmungen eignen, und für diefelben auch 
finanziell vortheilhaft fein dürften. Ebenfo wie mit der Anſchauung gebrochen 
werben muß, daß alles Eigenthum in die Hände von Privaten überzugehen hat, 
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ebenſo muß man die Anſicht aufgeben, daß nur die private, nicht auch die 
gemeinwirthſchaftliche Thätigfeit am Plate ſei. — 

Mehr als durch eigenes Beſitzthum und eigene wirthſchaftliche Thätigkeit 
haben ſich die Gemeinden durch Beträge von den Intereſſenten für geleiſtete 
Dienfte eine Einnahmequelle zu verichaffen geſucht; hierzu gehören die Einnahmen 
für Schulgelver, in Städten für Benugung der Handelsanftalten, der Kranken— 
bäufer, für feiftungen an den Staat (Einquartierung) u. ſ. w. Es ift im 
Weſen des Gemeindelebens begründet, daß Yeiftungen und Gegenleiftungen ſeitens 
der Einzelnen (Gemeindemitglieder) und der Genoſſenſchaft (Gemeinde) nicht 
ftrenge miteinander abgewogen werden können, wie e8 etwa im privatwirtbjchaft 
lihen Verlehre der Fall if. Man würde das Weſen der Gemeinichaft, wie 
joldhe in der Gemeinde zum Ausdruck kommt, trogdem daß fie eine Zwangs— 
gemeinichaft ift, durchaus verkennen, wollte man die Forderung erheben, daß, 
was der Einzelne von diefer Gemeinſchaft erhält, nun auch — ziffernmäßig 
von ihm zu bezahlen wäre, wie e8 im Privatverfehr der Fall if. Die Ges 
meinde leiftet ihren Mitgliedern im großen Ganzen — und beanſprucht von 
venjelben Leiftungen je nach den Kräften derjelben. Jedoch ſchließt viefe Leiftung 
im Großen feiten8 der Gemeinde nicht aus, daß nicht viele ihrer Yeiftungen fich 
gleichſam jpecialifiren, und aud im Einzelnen von Denjenigen, denen fie zu 
Gute fommen, vergütet werben können. Und wo und joweit Diejes der Fall ift, 
ift e8 durchaus angebracht, daß die Gemeinden für Specialleiftungen fich be- 
ſonders bezahlt machen. Die Gemeindeverwaltung bat zmei Klippen zu ver: 
meiden — für jede ihrer Peiftungen von den Betreffenden Gebühren zu erheben — 
und ale ihre Yeiftungen zu Laften des allgemeinen Sädel zu gewähren. 

ge mehr die Gemeinden darauf bedacht find, das Gemeindeeigenthum 
auszudehnen, eine je fruchtbringendere Thätigfeit fie felbft entfalten auf dem 
Boden der Unternehmungen, welche das Gemeindeleben erfordert, je mehr fie im 
Auge behalten, daß für gewiſſe Leiftungen unmittelbar Erträge eingezogen werben 
fönnen, um fo mehr verengt fih die Communalbefteuerung?), 
Bevor man am die Trage herantritt, wie die Communalbefteuerung einzurichten 
fei, hat man ſich die Frage vorzulegen, wie ift dieſelbe auf das erforderliche 
Maß einzufchränten? Die vorhin berührten Geſichtepunkte haben hierauf eine 
wenn aud nur allgemeine Antwort ertheilt. Die Communalbefteuerung wird 
zwar immer in bedeutendem Umfange erforderlich fein, fie kann aber durch die 
angeführten Factoren weſentlich eingefchränft werben. 

Gleichſam als Borfrage für die Communalbefteuerung wäre in Betracht 
zu ziehen: Iſt ein beſonderes Communalſteuerweſen nothwendig oder genügt das 
Syftem von Zuſchlägen für die Stadtsiteuern? Die Beantwortung dieſer fpeciell 
vom Ausihuß des Vereins für Socialpolitit geftellten Frage wird weſentlich 
dadurch erleichtert, daß wir ein jo ausgebildete und weit verzweigte® Staats— 


1) In Königsberg, defien Stabthaushalt (1876) eine Einnahme von 2.224.637 M. 
aufweiſt, fliegen demfelben zu: 8.6 °/, aus dem Befitsthum, 12.7 °/, aus ber gemein 
wirthſchaftlichen Thätigfeit (Gasanftalt, die im Ertraordinarium aufgeführt ift, nicht 
mitgerechnet), 15.4 %;, aus Beiträgen der Interefienten, und 63.3 aus Steuern. 
(Zn ie betragen die Steuern 62.7 ®, bes Stadthaushalts, im preußiihen Staat 
54.5 %.. 
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fteuerigftem vor und haben, daß thatſächlich für ein fpecifilh gear— 
tetes vom Staate ſich abhebendes Communalſteuerweſen fein 
Raum übrig zu fein ſcheint. Es werden naturgemäß nicht alle 
Steuern, welde der Staat erhebt, fih für die Communen 
braudbar erweifen, aber die Communen werden faum geeig- 
nete Steuern ausfindig madhen, welde nicht aud der Staat 
bereits erhebt. Findet fih hier und da eine Steuer, wie die Wohnungs- 
fteuer in Berlin, welche der Staat nicht auferlegt, To wird diefe immer nur 
eine für wenige Communen braudhbare Ausnahme fein; im großen Ganzen 
läßt das beftehende Staatsſteuerſyſtem ein beſonders geartetes Communalſyſtem 
nicht zu. Sollten gar Steuerkünſtler weitere neue Steuern ausfindig machen, 
welche der Staat nicht erhebt, und welcher fi) die Communen bemächtigen 
fönnen, jo wird man ihnen nur die Antwort zu ertheilen haben: wir A 
Steuerjorten genug, wir brauchen feine neuen Steuercategorien. Es fann fich 
nur darum handeln, das Steuerwefen zu vereinfachen, nicht aber daſſelbe, das 
complicirt genug ift, noch verwidelter zu geftalten. 

Davon, neben den beftehenden (Staat8=) Steuern neue für die Communen 
ausfindig zu machen, muß aljo vorweg abgejehen werden, und die oben geftellte 
Frage wird nur dahin zu verftehen fein: follen die Communen und der Staat 
je befondere Steuern haben, mit anderen Worten, ſoll der Staat auf die 
Steuern, welche die Communen erheben, verzichten — oder ift es ftatthaft, daß 
der Staat und die Kommunen diejelben Steuern erheben? Auch hier macht 
fi) jofort die Thatfache geltend, dak auf mande Steuern weder der Staat 
noch die Communen verzichten fönnen; es jet nur der Perfonalfteuern (Ein= 
kommen, Claſſenſteuern) gedacht, welche das weitaus größte Contingent zu den 
Steuererträgniffen liefern; e8 dürften ſich immer nur vereinzelte Steuern aus: 
findig machen laffen, auf welche etwa der Staat verzichten fann, und welde den 
Communen überwiefen werden fünnen, jo daß niemald von einem wirklich be— 
fonderen Communalfteuerwejen zu jprechen fein wird, ſondern höchftend davon, 
daß die Communal- und Staatsftenern in gemillen Categorien ſich von einander 
abheben fünnen, und abzufondern fein werben. 

Principielle Gründe für eine Abjonderung gewifjer Steuercategorten 
von Commune und Staat werden ſich faum ausfindig machen lafjen. Gemeinde 
und Staat find an fich gleichgeartete Organismen, die ſich mehr quantitativ als 
qualitativ von einander unterjcheiden, und deren qualitativer Unterjchted fich 
lediglid) aus ihrer quantitativen Wirkſamkeit ergiebt. Der Staat baut fi auf 
den Gemeinden auf, er ift ein höheres Gebilde als die ITegteren, aber gleichjam 
Fleiſch von ihrem Fleiſch; er birgt weiter wirkende, aber feine fremdartigen Ele- 
mente ın fi. Die Oeftaltungen des Staates finden fid, wenn auch mannig- 
fach nur als Embryo, bereits in den Gemeinden vor. Zumal die gemeinwirth: 
ihaftlihen Seiten ihres Lebens und Tpeciell de8 Haushalts ericheinen als durch— 
aus adäquat, und erfordern feine andere bejondere Geftaltung als diejenige, 
die dur den Umfang ihres Wirfungsfreifes bedingt wird. ine principielle 
Unterſcheidung der Gemeinde vom Staat nad diefer Nichtung hin ericheint 
durchaus nicht am Plate, ja nicht einmal ftatthaft. 

Nur von Nützlichkeitsrückſichten aus läßt fich empfehlen, gewiſſe 
Steuercategorien dem Staate zu entziehen, und ausfchlieglih den Gemeinden zu 
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überlajjen, wie es ſich von ſelbſt als Nothwendigkeit ergiebt, daß der Staat, 
der ein größeres Feld der Wirkſamkeit als die Gemeinde hat, gewiſſe Steuern 
erheben fann, welche den Gemeinden durch ihr beichränftes Leben verichloffen 
find. (Zölle von Waaren, die vom Auslande eingeführt werden.) Es mag 
jofort heroorgehoben werden, daß dieſes — was aud) von gewilfer Seite vor= 
geichlagen — Tediglic Die Grund» und Gebäudefteuer fein kann. Ob und bis 
wie weit ſich dieſe Steuern als beſonders geeignet für die Communen erweifen, 
wird noch jpäter zur Erörterung kommen, bier handelt es ſich zunäcft darum, 
zu unterfuchen, ob e8 ſich empfiehlt, fie ausſchließlich den Gemeinden zu über: 
lafjen und demgemäß dem Staate zu entziehen. Für die Gemeinden ift es unzweifel- 
haft wünfhenswerth, daß ihnen beftunmte Steuer-Categorien überwiefen 
werden, doch liegt e8 auf der Hand, daf dergleichen Fragen nicht vom einfeitigen 
Standpunkte der Gemeindeintereffen aus erledigt werben fünnen, und das Staats: 
intereffe und, was die Hauptfache ift, die Bereitwilligfeit des Staated aufer 
Acht gelaffen werben darf. Die Forderung hat anfcheinend etwas für fich, 
daß, weil der Staat gewiffe Steuern, wie die Zölle erheben kann, weldye natur: 
gemäß den Gemeinden verjchlofien find, auch den Gemeinden beftimmte Steuer- 
ebiete überlafjen werben, auf welche der Staat feinerfeitS verzichtet. Was aber 
—* die Grundſteuer betrifft, ſo iſt dieſelbe viel zu ſehr mit dem allgemeinen 
Staat s intereſſe verknüpft, als daß der Staat auf dieſelbe verzichten und fie 
den Gemeinden überantworten kann. Es bliebe nur die Gebäudeſteuer übrig, 
welche für den Staat in der That von unweſentlicherem Intereſſe iſt, und welche 
ſür die ſtädtiſchen Communen von hoher Bedeutung werden kann. Hier macht 
ſich aber eben ſofort geltend, daß die Gebäudeſteuer nur für die Städte von 
einſchneidender Bedeutung werden kann. Selbſt wenn dieſe den Städten aus 
Nützlichkeitsrückſichten überantwortet würde, jo würde immer ein beſonderes 
Sommunalfteuermeien, wenigftens nicht im großen Ganzen, hergeſtellt werben, 
eö würde dieſes immer nur in fehr vereinzelter Weile der Fall fein. Von den 
directen Perfonalfteuern fünnen die Communen vollends nicht abjehen, es bedarf 
feiner Ausführung, daß diefe Jomohl von den Kommunen, wie von dem Staate 
erhoben werden müfjen. 

Die Frage, ift ein befondere8 Communalfteuerweien nothwendig ? muß Daher 
verneint werden, und hiermit fcheint eine im engflen Zuſammenhange ftehende 
Frage, ob der Beſteuerungsmodus jeitend der Commune und des Staates 
derjelbe fein darf, ob „das Syſtem von Zuſchlägen zu den Staatöfteuern 
genügt” im Princip und zwar mit ja entſchieden. Zreilih wird dieſes nicht 
ganz allgemein d. h. unbedingt der Fall fein. Was die Einfommenfteuer bes 
trifft, jo würde es unzweifelhaft einen ganz unnöthigen Aufwand von Mühe 
und Koſten im ſich fchliegen, wenn eine befondere Abſchätzung feitens der Ge— 
meinden und des Staates vorgenommen werden würde; es wird ſich durchaus 
empfehlen, daß dieſe einheitlich für Staat und Gemeinde erledigt wird, und 
jomit das Syftem der Zuſchläge zu den Staatöfteuern von der Gemeinde adop- 
tirt wird. Ganz dafjelbe ift bei der Gewerbefteuer der Ball, welche ſich eben— 
falls al8 Gemeindefteuer eignet; auch hier würde eine bejondere Veranlagung 
ſeitens des Staates und der Gemeinde überflüffig fein, und es ift nur Zufchlag 
zu den Staatöfteuern am Plage. Etwas anders ftellt ſich ievoh die Sache bei 
den Grund» und Gebäubefteuern, die ſich, mie bereitS hervorgehoben, ganz vor- 
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züglid zur Commumnalfteuer eignen. Während der Staat die Grund-, und 
wenn er die Gebäudeſteuer behält, auch die legtere nur für verhältnigmäßig 
große Zeiträume feſtſetzen kann (jede Regulirung derſelben ift nicht allein 
mit großen Koften, fondern auch mit unvermeidlicher Ungerechtigkeit verfnüpft), 
fann die Gemeinde diejelben, bejonders die Gebäudefteuer, in weſentlich kür— 
zerem Zeitraume den fich verändernden Berhältniffen anpaffen. Hier erfcheint 
der Zuſchlag zu den Staatöftenern nicht genügend; hier empfiehlt e8 ſich, daß 
die Gemeinden felbftindig den Steuermodus beftimmen. Es liegt hier wieder 
der Beweis vor, wie fehwierig, ja unmöglih es ift, abjolute Principien aufzu— 
ftellen. 

Ein bejondered Communalfteuerweien ift alfo im großen Ganzen nicht 
nothwendig; gewiſſe Belonderheiten wird aber das Staatd- und Communals= 
fteuerwefen gleihwohl aufweien. Erftered allein kann beiſpielsweiſe Importzölle 
erheben, letzterem kann vet wohl die Gebäudefteuer überwiefen werben. 
„Genügt das Syitem von Zufchlägen zu den Staatsſteuern?“ wird ebenfalls 
im Allgemeinen mit ja zu beantworten jein, was jedoch nicht ausschließt, daß 
wenn die Grund= und Gebäudefteuer jelbjt von dem Staate und von den Ge- 
meinden erhoben wird, der Steuermodus bei beiden verfchieden fein kann, und 
das Syſtem der Zufchläge bier zu verlaffen ift. 

Sowie zwiſchen Staat und Gemeinde, obgleich das Steuerweien im großen 
Ganzen denſelben Character an fi trägt, fich gewiſſe Beſonderheiten geltend 
machen, jo werden diefe auch zwiſchen Städten und Landgemeinden hervortreten. 
Die Gebäudefteuer muß für Städte einen ganz andern Effect haben, als 
für die Landgemeinden, und ebenmäßig die Grundftener lediglich die Yand- 
gemeinden intereffiren. Die Gewerbefteuer kann im Allgemeinen von redens— 
werther Wirkung lediglich in den Städten fein; furz, die Verſchiedenheit, die fich 
im Weſen der Stadt: und Landgemeinden Fundgiebt, wird nicht ohne Einfluß 
bei der geeigneten Auswahl der in Anwendung zu bringenden Steuern fein. 
Dieſe Belonderbeiten find fo ſehr durch Die fpeciellen Berhältniffe geboten, daß 
ed kaum eined näheren Eingehend auf diejelben bedarf. Es ift einfach zu con= 
ftatiren, daß das Steuerweien in Bezug auf Staat, Stadt: und Yandge- 
meinde zwar nach einem einheitlichen Plane, nad denjelben Grundprincipien, 
aber niemald nad einer und derjelben Schablone eingerichtet werben fann, daR 
das Steuerweien, wie auch immer e8 zur Anwendung kommt, feinen einheitlichen 
Character behalten fann, aber den beionderen Berhältniffen gegenüber zum be— 
fonderen Ausdrud gebracht werden muß, To daß nicht allein Beſonderheiten fich 
zwilchen Staat, Stadt, Yand, beziehungsmweife größeren communalen Verbänden 
(Kreifen) geltend machen werden, fondern jelbft ſolche zwifchen Städten unterein- 
ander, zwilchen Landgemeinden untereinander hevvortreten werden, und Berück— 
fihtigung erheiſchen. In Städten, in welchen ein bejonders ſchwunghafter Handel 
oder reges Gewerbeleben bericht, wird fi neben der Einfommenfteuer Die 
Heranziehung der Gewerbefteuer befonders empfehlen, während diefe in Städten, 
welche mehr von fleinen Nentierd bewohnt wird, weniger in Anwendung gebradıt 
zu werden braudt. In Städten, welde ſich durd einen befonder8 werthvollen 
Orundbefig auszeichnen, kann auf die Gebäudeſteuer mehr Gewicht gelegt werden, 
als in Städten, in melden die Gebäude nur einen geringen Ertrag abwerfen. 
Ebenmäßig wird in Pandgemeinden, im welchen regeres Gemwerbeleben herricht, 
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die Gewerbefteuer nicht außer Acht gelaffen werben, Dagegen in Landgemeinden, 
in welchen Gewerbe nur in geringem Umfange betrieben werben, von ihr ab- 
gefehen werben können. — Die Communalfteuergejeggebung wird der Commune 
genügend weiten Spielraum zu laſſen haben, damit den heroortretenden Bejonder- 
heiten ausreichend Rechnung getragen werben fann. Darüber, bis wie meit 
dieſes zu geſchehen hat, können nur die fpeciellen Verhältniſſe entfcheiden. 

Die Beantwortung der füglicherweife zuerft zu ftellenden Trage, ob ein 
bejondere8 Communalfteuerweien nothiwendig oder das Syſtem von Zufchlägen 
zu den Staatsfteuern genügt? — welde Frage dahin beantwortet ıft, daß im 
großen Ganzen ein beſonderes Communalfteuerweien nicht erforderlih, und 
das Syſtem der Zufchläge zu den Staatsfteuern genügt, jedoch ſich gewiſſe Be— 
fonderheiten geltend machen, die nicht unberüdfichtigt bleiben können — hat e8 
unvermeidlich gemacht, bereit8 einige Steuerarten, welche vorzugsweiſe in den 
Communen zur Anwendung kommen werden, nambaft zu machen. Es wird 
nunmehr im Zufammenbange zu betrachten fein, welche Steuern fid für 
bie Commune, und zwar fpeciell für die Städte, Yandgemeinden und größeren 
Berbände eignen, und in welcher Weife fie aufzulegen find (Steuermodus), bis 
wie weit fie fich ftricte an die Staatöfteuern (durch Zuſchläge) werden anſchließen 
laffen, und wo ſich eine Abweihung als empfehlenswerth, ja als noth— 
wendig herausſtellen wird. 

Der preufifche Staat erhebt an hauptſächlichſten directen Steuern in 
runder Summe 


Srundfteuer .» . . 2.399 Millionen, 
Sebäudeftener . . 15.8 — 
—— Einkommenſieuer 29.3 
Slaffenfteur . . . . 0. 415 ® 
GSewerbefteuer . ... . . 17.4 3“ 
Eifenbahnftur . . .. 44 — 


148.3 Millionen Marf 
indirecte Steuern!), abzügl. Bonificationen 176 Mill., von welchen 
161 Mill. an das Reich fließen, 

Stempelfteuern incl. — — 27 Millionen, 
Erbichaftöfteuer . . . 4 ”__ 
— 355 Mil. Mark. 
Das ift an directen Steuern 41.7 P%,, 
an indirecten „ 583 %, 


und zwar 

von den Gejammt fteuern von den directen Steuern 
Srundftuer . . » 2. ...113 % 26.8 9/9 
Gebäudefteuer . . 5 ——— 10.6 „ 
Slafien- und Sintommenftee 19.7 „ 48 ,„ 
Sewerbefteuerr . . .» . 1%: 11.6 „, 
‚Eifenbahnftuer . . ». .»..13 „ 5; 


41.7 %, 100 9%. 


2) Die Britden-Fähren-Gelber find außer Acht gelaffen. 
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Die hauptſächlichſte Steuer ift die (zufammengehörige) Claſſen- und claffi= 
ficrrte Einkommenfteuer im Betrage von 70.8 Millionen; es ift jedoch zu be— 
achten, daß diefelbe erft die Hälfte (48 °/,) der gefammten directen Steuern, nicht 
1/, (19.7 9/,) der. Gefammtfteuern, und da der Staatshaushalt 651 Millionen 
* beträgt, nur ca. 11 9/, zu der gefammten Staatseinnahme beträgt, die befte Illuſtra— 
tion zu der Forderung, daß die Einfommenfteuer die einzige Steuer fein fol. 

Die Gemeinden dagegen find faft ausfchlieglich auf directe Steuern ange- 
wiejen; die nad) Fortfall der Mahl und Sclacdhtjteuer ihnen noch zur Ver— 
fügung ftehenden indirecten Steuern fünnen nicht ins Gewicht fallen, und fomit 
bleibt den Gemeinden nichts übrig, als, joweit ihr Stadthaushalt durch Steuern 
aufgebradyt wird, und dieſen bildet die weitaus größte Quote derfelben, fich der 
directen Steuern zu bedienen, und die für fie günftigften auszuwählen. 

Die wefentlichfte Steuer ift unzweifelhaft die Einkommenſteuer und 
wird e8 immer bleiben; aber e8 muß fofort dagegen Einſpruch erhoben werden, 
daß fie „vie befte”, „gerechteſte“ oder gar „einzig zuläffige‘ Steuer ſei. 

Es giebt feine Steuer, der nicht gewiſſe Mängel anhaften, und die 
Einkommenſteuer ift ficherlich nicht frei von ihnen. Es ift jo viel über die Ein- 
fommenfteuer geſchrieben und verhandelt worden, daß e8 kaum erforderlich 
Icheinen dürfte, näher auf dieſelbe einzugehen); es wird fich jedoch zur Klar— 
ftellung der Communalfteuerfrage nicht umgehen laſſen, dieſe beſonders für ven 
Gemeindehaushalt weitaus wichtigfte Steuer wenigftens im großen Ganzen ins 
Auge zu faſſen. Es hat nicht nur etwas Verlockendes, den Grundjag aufzu— 
ftellen, daß ein Jeder zu den Gemeindes (bezw. Staats-) Bebürfniffen nach dem 
Umfange feiner Kräfte, alſo gemäß der ihm zufließenden Einnahmen beitragen 
muß, ſondern diefer Grundfag hat auch feine volle Berechtigung. Aber fofort 
bat die Erwägung Plag zu greifen, daß die Höhe des Einkommens des Ein— 
zelnen allein für feine Leiftungsfähigfeit und demgemäß für feine Leiftungs- 
pflicht nicht maßgebend fein kann (ähnlich etwa wie der Geldlohn der Arbeit 
erft durch den Sachlohn der Güter feine eigentliche Bedeutung erhält), daß neben 
der Höhe des Einkommens die wichtige Unterjcheidung getroffen werden muß, 
aus welcher Duelle das Einkommen fließt, und bis wie weit dafjelbe gefichert 
ft. Das Einkommen trägt einen durchaus verjchievenen Character an ſich, der 
für Die Betreffenden von fundamentaler Bedeutung ift, und man würde einen 
bedeutungsvollen Fehler begehen, wenn man, von der Annahme ausgehend, Ein- 
fommen ift Einkommen, alle Einfommensarten als gleichwerthig behandeln, und 
ohne jede weitere Berücfichtigung der fich geltend machenden Unterfchieve, alle 
Eintomm nsarten gleihmäßig befteuern würde. Das Eintommen aus Arbeit 
ift nicht gleihwerthig mit dem Einkommen aus Beſitzthum. Es würde nicht 
der Gerechtigkeit entiprecdhen, vielmehr unzweifelhaft einen Act der Ungerechtigkeit 
einfchliegen, einen Arbeiter, deſſen Arbeitöfähigfeit durchichnittlich mit den 
40ger Jahren abnimmt, und einen Capitaliften, der nicht nur für feine 
Lebensdauer ein gleihmäfiges Einkommen bezieht, ſondern dieſes feiner 
Familie hinterläßt, und einen Befiser von Grundeigenthum, deſſen 


’) Es kann auf „die Berfonalbeftenerung‘‘, Gutachten auf Beranlaffung der Eife- 
nacher Berfammlung (Schriften des Ber. f. Soc.-Pol. IIL), 1873, verwiefen werben. 
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Eintommen fih vorausfichtlicd in anhaltender Progreffion bewegen wird, ledig- 
lid) nad) der Höhe des Einfommens, wenn auch jelbftverftändlich pro rata 
oder auch progrelfiv wegen der Höhe zu befteuern. Das Eintommen des 
Arbeiter, des Kapitaliften, des Grundbeſitzers if, — die Höhe, 
welche jelbftredend beſonders berüdfichtigt werden muß, zunächſt bei Seite ge- 
fafien — in feinem Fundament verfhieden. Diefe Berfchievenheiten 
können bei der Veranlagung nicht oder nur im jehr complicirter Weile bei ver 
Veranlagung der Einfommenfteuer berüdjichtigt werden, welche lediglich Den 
Betrag ded Einfommens ind Auge zu faffen vermag, und um dieſen Vers 
Ihiedenheiten Rechnung zu tragen, müſſen befondere Steuern 
auferlegt werden. Genfel!) hat den PVorfchlag gemacht, mit der Ein— 
kommenſteuer die Bermögensfteuer, melde in Amerika enorme Ergebniſſe 
erzielt, zu verbinden; die Gemwerbefteuer und die Örunpfteuer ift, um 
den heroorgehobenen Berjchiedenheiten Rechnung zu tragen, ein umentbehrliches 
Correlat zu der Einkommenſteuer. Alſo felbit im Princip ift keineswegs — mie 
behauptet worden — die Einfommenfteuer die gerechtefte oder" gar allein zu— 
läſſige Steuer; man kann höchſtens jagen, daß fie die befte Bafıs für eine 
gerechte Steuervertheilung ift, auf welcher aber, um der gefellichaftlichen Gerech— 
tigfeit Genüge zu leiften, weitere Steuern erhoben werben müſſen. — Bollends 
aber, und das wird mehr oder minder allgemein zugegeben, ift bie Ein— 
fommenfteuer in ihrer thatjächlichen Geftaltung nichts weniger ald die gerechtefte 
Steuer, vielmehr entjteht die Gefahr, wenn man fic auf fie beſchränken würde, 
ftatt vollfommene Gerechtigkeit zu üben, „Ungerechtigkeit auf eine Stelle zu 
häufen“. Entweder wird die Einfommenfteuer auf Grund der Selbftein- 
Ihätung erhoben, und dieſes nennen die practiichen Engländer „eine Prämie 
auf den Betrug”, oder fie beruht auf Schätzung und dieſes ift Die denkbar 
unficherfte Bafis für eine gerechte Steuererhebung. Dem gegenüber erfcheint Die 
Beftenerung des jihtbaren Vermögend (visible property) nicht nur ein 
Borzug, Jondern unumgänglich; ja dem gegenüber findet die indirecte Steuer 
ihre relative Begründung und Rechtfertigung. Wenn fi aud Einnahmen und 
Ausgaben nicht deden, jo ftehen die Legteren im Allgemeinen zu den Erfteren 
in einem beftimmten Berhältniß, fie lafjen, wenn auch nur theilmeife, das ſicht bare 
Einkommen erkennen. Weil das felbft angegebene oder abgeihätte Einkommen 
ein nicht8 weniger als zuverläffiger Factor ift, ericheint e8 nicht ungerechtfertigt, 
mittelft einer indirecten Steuer die Ausgaben als fichtbaren Theil des Ein- 
fommensd zu befteuern, erjcheint die indivecte Steuer keineswegs jo irrationell, 
al8 von vielen Seiten behauptet wird. 

Diefe Hinweife werben genügen, um erfennen zu lafien, daß es unbe, 
dingt falſch ift, die Einfommenfteuer als die einzige Commu- 
nalfteuer in Anwendung zu bringen. Welche Vorkehrungen aud) ge— 
troffen werden, um das Einkommen jo richtig als möglich zu veranlagen, es 
wird in dieſer Beziehung ſich ein fo großer Reſt ergeben, daß die Einftommen- 
fteuer als einzige Eteuer ſich als unftatthaft herausftellt; und jelbft wenn 
das denkbar günftigfte Refultat erzielt würde, daß die Einfommenfteuer dem 
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wirflihen Einkommen entiprechend auferlegt ift, jo wäre damit der Gerechtigkeit 
nicht genügt, da die verfciedenen Einfommenarten unberüdfichtigt bleiben 
würden, was durchaus unzuläſſig iſt Die Einfommenfteuer mag für Die 
Commune die wefentlihfte Steuer, den Grundftod der ihrem Haus: 
halt zufliegenden Steuern bilden, aber e8 werden fih immer um fie 
noch andere Steuern gruppiren müſſen. 

Um der Unterfcheidung zwiſchen Arbeits: und Capitaleintommen, die unter 
feinen Umftänden bei Seite gelafjen werden darf, gerecht zu werden, erfcheint, 
wie bereit8 darauf hingewieſen, der Vorſchlag des Dr. Genfel, die Einfommenfteuer 
mit einer Bermögensfteuer zu verbinden, wie jolches in Amerika gefchicht, 
das weitaus Zutreffendfte. Abgeſehen von der Gewerbefteuer, auf welche ſpäterhin 
eingegangen werben wird, die nur ®eine fpecielle Verwendung des Capital be— 
trifft, ıft e8 nur das immobile Capital, welches neben der Einfommenfteuer 
dur die Grund» und Gebäudefteuer betroffen wird, und e8 ericheint dieſes als 
eine grobe Ungerechtigkeit, welche zu durchaus begründeten Plagen Anlaß gegeben 
hat. Es ericheint als eine durchaus gerehtfertigte und unabweisbare Forderung, 
daß neben den Immobilien da8 bewegliche Vermögen zur Steuer herange- 
zogen werde. E8 vollzieht fich dieſes am einfachften, wenn, wie Dr. Genfel 
verlangt, mit der Einfommenfteuer die VBermögensfteuer combinirt wird. — 
Es foll nicht in Abrede geftellt werben, daß es fein Bedenkliches hat, wenn bie 
Communen in diefer Beziehung felbitändig, ohne Rückſicht auf das Staatöfteuer: 
weſen vorgehen; es läßt ſich jedoch in Ausficht nehmen, daß, wenn die Com— 
munen betreffende Anträge an die Staatöregierung ftellen und fomit für Rea— 
liſirung einer durchaus geredhtfertigten Forderung eintreten, dieſe Vermögens— 
fteuer auch den Staatsſteuern einverleibt werden wird, — Es braucht nicht 
bejonder8 hervorgehoben zu werden, daß es fich Hierbei um feine Steuer- 
erböhung handeln darf, diefe vielmehr unter allen Umftänden abzumeifen fein 
wird, jondern nur, um eine gerechtere Bertheilung bei der Steuererhebung. 
Der Betrag, melden die Vermögensfteuer abwirft, muß felbitverftändlich der 
Einfommenfteuer zu Gute fommen, d. h. von ihr weniger erhoben werden. Es 
muß alfo darauf hingearbeitet werden, daß von Seiten des Staates die Ein- 
fommenfteuer mit einer Vermögensfteuer combinirt wird, und die Kommunen 
haben dann zu diefer Staatöfteuer einen ihren Berhältniffen entjprechenden Zu— 
Ihlag zu erheben. 

Die Gewerbeitener ift, wie bereits erwähnt, eine durchaus gerechtfer— 
fertigte Ergänzung zur Einfommenfteuer, indem fie das Einkommen höher belaften 
will, welches aus dem Unternehmergewinn fließt. Da Unternehmergewinn fich 
ſowohl als Arbeitseinfommen wie als Capitalgewinn vepräfentret, jo ift Die 
Gewerbefteuer ein Zuſchlag ſowohl zu dem reinen Arbeitseinfommen, wie zur 
Gapitalfteuer, falls ſolche eingeführt iſt. Weil e8 nicht gerechtfertigt ift, Die 
Gemwerbetreibenden mit demfelben Maße (Steuern) zu meljen, wie den Arbeiter, 
fei er Lohnarbeiter oder Lehrer, und eben jo wenig, wie den Gapitaliften, der 
fih auf jeine Rente beſchränkt, jo wird die Gewerbefteuer als eine durchaus 
gerechte anzuſehen fein, und die Commune begeht gleihlam einen taktiichen Fehler, 
wenn fie diejelbe nicht zur Anwendung bringt. Es mag auch bier darauf hin- 
gewiefen werden, daß die Benugung der Gewerbefteuer feitend der Commune 
nicht ein Steuerplus Hinzufügen fol, jondern daß ihr Ertrag die allgemeine 
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Einfommenfteuer entlaften, daß fie eine gerechtere Steuervertheilung herbeiführen 
ſoll, als fie die allgemeine Einfommenfteuer zu bieten im Stande ift. 

Es bleibt no die Grund- und Gebäudeitener. Es wird nicht er- 
forberlih fein, auf dieſe viel verhandelte Steuer und auf die Streitfragen, 
welche fie hervorgerufen, näher einzugehen. Wenn irgend eine Steuer feiner 
bejondern Rechtfertigung bedarf, jo iſt e8 dieſe Steuer auf das fichtbare Ver— 
mögen, welches jeinen Werth, wenn nicht ausfchlieglich, fo doch zum großen Theile 
theils durch die Natur, theils dur die gefellfhaftlihden Verhältniffe 
beftimmt erhält. Der Grundeigenthümer, abgefehen von der Arbeit, bie 
er, falls er Celbftbebauer ift, auf das Landeigenthum verwendet, fieht den 
Werth feiner Grundftüde ohne jedes Zuthun von feiner Seite lediglich durch 
die fortfchreitende Geſellſchaft erhöht, und dieſer Erhöhung wird durch bie 
Steuer in den weitaus meiften Fällen, man könnte wohl dreift jagen, in allen 
Fällen nur in ſehr beichränkten Grenzen Rechnung getragen. Daß das Grund- 
und Gebäubeeigenthum einen weſentlich anderen geſellſchaftlichen Boden einnimmt 
al8 das bewegliche Kapital ift unbeftreitbar. Erftered bat im Allgemeinen bie 
Tendenz, zu fteigen; letzteres die Tendenz, zu fallen. ‘Die Bermögensfteuer, 
welcher das Wort geredet ift, weil das Arbeits- und Gapitaleinfommen nicht 
auf eine Stufe geftellt werden fann, macht daher, um einer gerechten Steuerver- 
theilung zu genügen, die Grund und Gebäubdefteuer nichts weniger als gegen- 
ftandlos. Die Kommunen werden um jo mehr Beranlafjung haben, fie und 
zwar voll zu berücfichtigen, weil gerade auch die Wirkſamkeit der Gemeinde auf 
den Werth der Grundſtücke einen tief eingreifenden Einfluß hat. Wie bereits 
zu erwähnen Gelegenheit war, die Grund» und Gebäudefteuer ift ganz befonders 
für die Zwede der Commumalbefteuerung geeignet, und wenn auch faum bie 
Forderung aufzuftellen, und noch weniger durchzuführen fein wird, daß ber 
Staat die Grund» und Gebäudeftener den Communen gänzlich überläßt, To 
erjcheint Die Forderung nicht ungerechtfertigt, daß der Staat ihnen einen Theil 
der Grund- und der Gebäudefteuer überweift. Mit andern Worten, der Staat 
hat mindeftend die Grund: und Gebäudeftener feinerfeit8 zu ermäßigen und die 
Communen dann zu denjelben ihrerſeits Zufchläge zu erheben. In Bezug auf 
die Gebäudefteuer empfiehlt‘ e8 ſich ſogar, daß der Staat fie für fic) ganz fallen 
läßt, und den Communen überläßt. Wie bereits hervorgehoben, erhebt auch 
der Staat jeinerfeitS Steuern, welche ſich der Natur ihrer Beichaffenheit nach 
den Gemeinden entziehen; es erjcheint billig, daß auch den Communen ein ge= 
eignetes Steuerobject ausichlieglich eingeräumt wird. 

Die bisherigen Betrachtungen erhärten das bereits feftgeftellte Nefultat, 
daß ein beſonderes Communalfteugrwejen nicht erforderlid, ift, und das Syſtem 
von Zuſchlägen zu den Staatöfteuern genügt, und ergeben ferner als Reful- 
tat, daß die Gommunen ſich nicht, wie ed mande Communen 
thbun?), auf die reine Einfommenfteuer zu bejhränfen haben, 
fondern daß mit derfelben eine VBermögensfteuer zu combi- 
niren ift, und daß ſowohl zur Gewerbefteuer, wie aud zur 
Grund: und Gebäudefteuer Zuſchläge zu erheben find, wenn 
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Letztere nicht, wie es wünſchenswerth erjcheint, den Gemeinden ausſchließlich über- 
wieſen wird. 

Dafür, in welchem Berhältnifie die Zufchläge der betreffenden Steuern zu 
normiren find, laſſen fi beſtimmte Normen nicht aufftellen; es wird fid 
diefes freilich nach Lediglich Tocalen Unterfchieden verſchieden geftalten müfjen, bet 
welcher Gelegenheit wiederholt darauf vwerwiejen werden muß, daß die Städte 
und Landgemeinden nicht diefelben Principien werden zur Anwendung zu bringen 
haben. Daß auf dem Yande faft ausſchließlich die Grundfteuer, in den Städten 
die Gebäubefteuer zur Geltung fommen wird, liegt in der Natur der Sache und 
ift von vornherein gegeben; von der Gewerbeſteuer wird auf dem Yande in 
manden Diftricten ganz Abftand zu nehmen fein. In manden Städten wird 
mehr Gewicht auf die Gebäudefteuer, in manchen Städten mehr Gewicht auf 
die Gewerbefteuer zu legen fein — furz, die individuellen Verſchiedenheiten 
zwilchen Stadt und Land, wie die individuellen Berfchiedenheiten der einzelnen 
Städte werben bejondere Berüdjichtigung herausfordern, und e8 wird ſich als 
unerläßlich berausftellen, ihnen gerecht zu werben. Beſtimmte Schablonen laſſen 
fi) hierfür nicht entwerfen, und find auch nicht erforderlih. Der leitende Ge— 
fihtspunft muß nur fein und bleiben: daß die allgemeine Eintommenfteuer weder 
principiell, nody in ihrer Ausführung einer gerechten Steuervertheilung entfpricht, 
daß fie einer Ergänzung bedarf durch eine Vermögens-, Gewerbes, Grund- und Ge- 
bäubdefteuer. In welchem Maße diefe Ergänzung vorzunehmen ift, ergeben die lo— 
calen Berjchiedenheiten, und ift weitaus mehr Sadye der Ausführung, als theore— 
tiſcher Feſtſtellungen. — Diefelben können nur die zu treffenden Gefichtöpunfte 
angeben; den maßgebenden Factoren bleibt e8 überlaffen, zu beftimmen, in welchen 
Grenzen diejelben zur Anwendung gebracht werden fünnen, und gebracht werben 
müflen, — ‘ 
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Der Gegenfag zwiſchen Einfommenfteuer und Ertragbefteurung ift in 
neuerer Zeit vom Gefichtspunft des Staatshaushalts vielfach erörtert worden, 
die Rüdfiht auf den Gemeindehaushalt aber ift bei den Verhandlungen über 
den Vorzug des einen oder des andern Syſtems bisher völlig zurüdgetreten. 
Und doch wird bei der Regelung der Communalbefteurung in Preußen die 
Trage, ob und in welchem Maße die Ertragfteuern neben der Claſſen- und 
claffificirten Einfommenfteuer zur Aufbringung der communalen Bedürfniſſe zu 
benugen, im Vordergrund der Debatten ftehn. Es hängt aber auch ferner mit 
diefer Frage aufs engfte die Entſcheidung der beiden andern Controverſen zu: 
ſammen, welde demnächſt bei der Ordnung unſeres Communalfteuermejens 
die größten Schwierigkeiten machen: die Beſteurung der Forenſen, Erwerb3- 
geheim und juriftifchen Perfonen, und die Privilegien der Staatsbeamten 

ei der Communalbefteurung. Wir wollen daher verfuchen, die Anwendung der 
beiden Methoden directer Befteurung im Haushalt preußiicher Gemeinden einer 
prüfenden Erörterung zu unterziehn. 

Der wejentlihe Unterfchied zwiſchen Einkommen- und Ertragbefteurung be= 
fteht befanntlich darin, daß bei jener das Einkommen jeder einzelnen fteuerpflichtigen 
Perſon ermittelt und mit der Steuer belegt wird, während bei der Ertragfteuer 
man den Quellen des Volkseinkommens nachgeht und den Reinertrag mit 
Steuern belegt ohne Rüdfiht darauf, wie der Ertrag fih als Einkommen 
unter die einzelnen Perjonen vertheilt. Man bat daher die Ertragfteuern 
neuerdingd aud wohl als Objectfteuern bezeichnet, weil fie grundfäglich nicht 
nah den Einkommens, Vermögend: und Sculvverhältnifien der Perſonen, 
ſondern nady den Erträgen und der Ertragsfähigfeit der Steuerobjecte fragen ). 
Die Einkomntenfteuer dagegen, weil fie fih an die perfönlichen wirthichaftlichen 
Berhältnifje jedes einzelnen Steuerpflichtigen anſchließt, ift ihrer Natur nad 
durchaus eine Perjonalfteuer. 

Derfelbe Unterfchied ift auch in der Heranziehung des Vermögens zur 
Defteurung möglid. Man kann das Vermögen befteuern, wie e8 fich im Beſitz 
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der einzelnen Steuerpflichtigen zujammenfindet, d. h. den ganzen Werth D 
jedem Einzelnen zuftehenden Vermögensrechte abjchägen und mit der Ste 
belegen und man fann andererjeit8 die einzelnen VBermögenstheile, die in jeden 
fteuerpflichtigen Bezirk vorhanden find, ohne Rückſicht darauf, wer zum Genf 
ihrer Nugung berechtigt ift, zur Steuer heranziehn. . 

Auf beiden Wegen, wenn man fie conjequent verfolgt, wird man in einem 
iſolirten Staate, deſſen Einwohner ihr ganzes Einfommen aus inländijchen 
Duellen beziehn und dem Auslande Nichts ſchulden, das ganze Volksein— 
fommen oder Bolfdvermögen mit der Befteurung erreihen. Vom Bermögen ift 
das wohl von jelbft klar, aber aub vom Einkommen gilt es. Denn alles 
Einkommen läßt ſich auf Vermögensnugungen oder auf Arbeitsleiftungen zurüd- 
führen. Befteure ich ſämmtliche Vermögensnutzungen und Arbeitsleiftungen, 
wo fie nur, fei e8 getrennt, fei e8 combinirt, wie im gemerblichen Berbienfte, 
ſich finden, jo befteure ich dieſelbe Größe, die ich treffe, wenn ich das jelb- 
ftändige Eintommen aller einzelnen Einwohner zur Steuer heranziehe. 

n Wirklichfeit aber befindet fi in allen Staaten ein Theil der Grund: 
ftüde und gewerblichen Unternehmungen im Eigenthum von Ausländern, bie 
den Reinertrag derjelben als Einkommen beziehn, der Ertrag eined andern 
Theils fließt Ausländern in Form von Schuldzinfen für zindtragende Forde— 
rungen zu. Umgekehrt beziehn ebenfo Inländer einen Theil ihres Einkommens 
aus ausländiihen Duellen. Die Einkommenfteuer, wenn fie confequent 
ihrem Begriffe nach durchgeführt wird, macht feinen Unterjchied in Bezug auf 
die Quelle des Einkommens und trifft das aus dem Auslande berrührende 
Einfommen der Steuerpflidtigen ebenfo, wie das inländifche, läßt dagegen. 
den von Ausländern bezogenen Theil des inländifhen Vermögensertrags unbe: 
fteuert. Die Ertragfteuern dagegen belaften die Vermögensnugungen und. 
Arbeitsleiftungen des Inlandes ohne Rüdfiht auf Wohnort und Nationalität 
der Perſonen, melden ihr Ertrag zufließt. 

Diefer Unterfchied der beiden Befteurungsarten hat für große Staaten 
eine verhältniimäßig geringe Bedeutung. Die Bezüge der Inländer aus dem 
Auslande und der Ausländer aus dem Inlande bilden nur einen jehr mäßigen 
Theil des gefammten Volkseinkommens und compenfiren fich überdies zum 
großen Theil. Es kommt für die Finanzen des Staats meiſtens nicht viel 
darauf an, wie man im diefer Hinficht verfährt, und daher haben auch Die 
mandherlei Inconfequenzen, durch welche die Steuergefetgebung eine Vermittlung 
zwifchen den beiden Principien verfucht hat, wenig zu fagen. Es find andere 
Punfte, die bei der Entſcheidung zwiſchen Eintommen- und Ertragsbefteurung 
für den Staat in erfter Linie in Betracht fommen. Bon fehr erheblicher Tragweite 
aber ift der bezeichnete Unterfchied bei der Gommunalbefteurung. Der Reinertrag des 
im &emeindebezirt vorhandenen Gewerbebetrieb und unbeweglihen Vermögens 
fließt oft zu Sehr großem Theile Auswärtigen zu und umgekehrt beziehn viele 
im Communalbgirt wohnhafte Perfonen den größten Theil ihre Einfommend | 
aus auswärts angelegtem Vermögen. | 

Welches von beiden Principien der Steuerumlegung ift da das richtige? | 
Hat man fih an die Perfonen zu halten, melde das Einkommen beziehn, oder 
ift der Neinertrag der Quellen des Einfommend an den Orten zu befteuern, 
wo er zur Entftehung kommt? 
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Dffenbar haben beide Methoden, jede für fich, ein begrenztes Gebiet der 
Berechtigung und die ausſchließliche Anwendung ſowohl des Einkommen, wie 
des Ertragbeſteurungsprincips in der Gemeinde würde zu einer ſehr unbilligen 
Bertheilung der Steuerlaft führen. Die Einkommenſteuer ift der richtigfte 
Ausdruck der perſönlichen Steuerpflicht aller Einwohner einer Gemeinde, 
die zu den Koften der öffentlichen Bunctionen derſelben auf Grund ihrer Pflicht 
al8 Gemeindebürger beizutragen haben. Sie bedarf aber der Ergänzung durch 
eine communale Befteurung des Ertragd, welchen der Gewerbebetrieb und 
das Liegende Bermögen im emeindebezirt abwerfen. Der Perfonalbefteurung 
muß eine Object= oder Realbefteurung zur Seite treten, welche feine Rüchkſicht 
darauf nimmt, ob die letzten Empfänger des in der Gemeinde gemonnenen 
Reinertrags Gemeindebürger find, over nit. Denn die Gemeinde ıft auf ber 
einen Seite ein Berband der Gemeindeangebörigen, durch welchen 
wefentlihe und wichtige Culturaufgaben erfüllt werden, die Denen des Staats 
ganz analog find. Zur Aufbringung der fachlichen Meittel, jowie zu den pers 
ſönlichen Dienjten, welche die Erfüllung dieſer Aufgaben erfordert, find ohne 
Zweifel alle Gemeindeangehörigen verpflichtet. Aber die Gemeinde ift aud, 
ebnjo wie der Staat, ein territorialer Bezirk und Das in dieſem Be— 
zirk liegende und werbende Vermögen ift ohne Rückſicht auf feinen Eigenthümer 
dem communalen Haushalt noch beſonders verpflichtet. Ueber dieſe beſondere 
Berpflihtung befteht ſchon im der ſtaatlichen Steuergefeggebung der Cul- 
turvölfer fein Zweifel. Blos zur perſönlichen Bürgerpflicht macht fein 
moderner Staat die Steuerpflicht, jondern aud von Fremden, bie feine perfün- 
lichen Pflichten gegen ihn haben, erhebt er Steuern, wenn fie aus Grundbefig 
oder Gewerbebetrieb im Staatögebiete Einnahmen beziehn. Ebenſo ift der Er— 
trag des im Staate befindlichen Vermögens faft durchweg mit Steuern belaftet, 
die von jeinem Reinertrag einen größeren Theil für die öffentlihen Bebürfniffe 
einziehn, als von anderen Zweigen des Volkseinkommens. Bei der Gemeinde 
aber ift die Ergänzung der reinen Perfonalfteurung durch Real- oder Object: 
fteuern aus verfchiedenen Gründen ein noch dringenderes Bedürfniß, als im 
Stante. 

Die Gemeinde ift in höherem Grade als der Staat ein Berband zur 
Erreihung wirthihaftliher Ziele. Wir fagen in höherem Grabe, nicht wie 
mande NWationalötonomen ausſchließlich. Der Unterſchied in der Erfüllung 
wefentlich ftaatliher und accidentell wirthichaftliher Aufgaben ift für uns ein 
quantitativer, nicht ein qualitativer. Aber daß die Aufgaben des Staats 
mehr als die der Gemeinde aus Functionen erwachlen, die aus der fittlichen 
Gemeinſchaft ſich ergeben, welche zwiſchen den Staatdangehörigen befteht, die der 
Gemeinde dagegen mehr als die des Staats aus wirthſchaftlichen Veranftaltungen, 
welche im nachbarlichen Verbande gemeinihaftlicd vorgenommen werden, Das 
dürfte wohl kaum einem Zweifel unterliegen. Bei der legtern Art von Aus— 
gaben nun wird es billig fein, Diejenigen zu ihrer Beftreitung vorzugsmeife her: 
anzuziehn, denen diejelben vorzugsmeife zu Gute kommen, oder welche dieſelben 
vorzugsmeife verurfaden. Zum Theil wird dies durh Gebühren geichehn 
fönnen, indem man für die einzelnen Leiftungen der Gemeinde von Denen, 
welche fie in Anſpruch nehmen, Bezahlung fordert, zum Theil werden bejondere 
Beiträge der Gemeindeangehörigen, welche aus communalen Verwendungen 
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befondern Bortbeil ziehn, berechtigt jein. Namentlich in den Städten dürfte es 
zwedmäßig fein, auf Gebühren für die Benugung der höheren Schulanftalten, 
der Einrihtungen für Wafferzufluß und Drainage nicht zu verzichten, bei dem 
Bau neuer Etrafen die Eigenthümer der anliegenden Häufer und Bauplätze 
thunlichft zu den Koften beranzuziehn u. |. w. Aber doch wird ein bedeutender 
Reſt communaler Verwendungen bleiben, welche weder Durch Gebühren, noch durch 
Beiträge gedeckt werden können, von denen man aber jagen kann, daß fie Doch vor- 
zugsweiſe Sache des Grumdbefiges und des ftändigen Gemwerbetrieb8 im Gemeinde- 
bezirle find. Auch wenn e8 gelingt, die Bau- und Unterhaltungsfoften von Wegen 
und Strafen durd Beiträge einzelner Grumdbefiger etwas zu vermindern, der 
Reſt diefer bedeutenden Ausgaben wird immerhin den Grundbefigern und Gewerb— 
treibenden des Bezirks mehr zu Gute kommen, als dem übrigen Theil der 
Bevölkerung. Mande von ihnen werben die Wege mit Frachtfuhrwerk benugen 
und daher auch mehr abnugen.al® Andere, die fein Gewerbe treiben, und auch 
diejenigen Gemwerbtreibenden, welche feinen derartigen Gebraudy von den Wegen 
machen, find an Erleichterung ded Verkehrs und der Zufuhr und Abfuhr zum 
ſtädtiſchen Markte in ganz anderer Weiſe intereffirt, als etwa Beamte oder 
Rentner, deren Einfommen in einer Staatöbefoldung oder den Binfen öfter- 
reichiſcher und amerikaniſcher Papiere befteht. Kaum irgend ein anderer Umftand 
ferner pflegt die communalen Ausgaben jo rapide zu fteigern, wie eine raſche 
Zunahme der Bevölkerung in einem gewerblich aufblühenden Diftricte. Die 
Ausdehnung der communalen Anjtalten (Schulen, Armenhäuſer, Wege u. |. w.), 
die dann nothwendig wird, zwingt zu außerordentlicen Verwendungen, Die oft 
den communalen Haushalt auf lange Zeit bin belaften. Ein Beweis find 
die enormen Gemeindebudget8 in unſern rheinischen und weftfälifchen In: 
duftriebezirken, in denen Communaleintommenfteuern von 3— 400 der 
Staatseinfommenfteuer nicht felten find. Die Befiger von Häufern und Baus 
plägen: und manden anderen Grundſtücken, die meiften Gewerbtreibenden haben 
von der anwachſenden Bevölkerung Vortheil. Die Einen infofern Häufer, 
Baupläge, Gärten und im geringerem Grade aud Tandwirthichaftlihe Grund- 
ftüde mit zunehmender Volksdichtigkeit im Preife fteigen, die Anderen, infofern 
fie ihre Producte und Waaren beſſer abjegen oder Leichter Lohnarbeiter für ihren 
Gewerbebetrieb gewinnen. — Tie Ausgabe für das Armenwelen bat man 
mitunter nicht mit Unrecht als eine Art Ergänzung des Arbeitslohns bezeichnet. 
Weil der Lohn der Handarbeitenden Claſſen nicht für alle Nothfälle des 
Lebens ausreichen kann, muß die öffentliche Armenpflege aushelfend eintreten 
und in der That zeigt die Geſchichte des engliſchen Armenweſens, daß da, wo 
der Lohn bejonders niedrig, die Armenfteuer befonders hoch zu fein pflegt. 
Es ericheint daher nicht unbillig, aud diefe communale Ausgabe zwar nicht 
ausichließlih, aber Doc vorzugsweife dem Vermögen im Gemeindebezirk zur 
Yaft zu legen, weldes vwermittel8 der Arbeitsfräjte im Gemeindebezirk nutbar 
gemacht wird und in Folge des niedrigen Yohns höhern Ertrag gewährt. 

Wir erörtern bier nicht die Frage, ob vielleicht bei der einen Art von Ber: 
wendungen diefe Art von Vermögen und Gewerbebetrieb im Gemeindebezirk, bei 
einer anderen jene Art mehr beranzuziehn jet. E8 würde dies eine genauere Analyſe 
der communalen Budgets erfordern, zu der und das Material fehlt. Nur das 
ſcheint und von vornherein ficher zu fein, daß fein Theil des ganzen, im 
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Gemeindebgzirt Tiegenden und werbenden Vermögens ganz frei von 
der communalen Real= und Objectbeftenrung bleiben darf. Denn in einer 
oder der anderen Beziehung taufhen alle Grundbefiger und Gewerbtreibenden 
im Gemeindebezirk gegen ihre Steuern befondere Dienfte der communalen 
Verwaltung ein, welche die andern Volksclaſſen nicht in gleichem Maße beziehn. 
Namentlich wird man die Steuerpflicht nicht, wie das wohl geſchehen, aus- 
Ihließlih auf das unbewegliche Vermögen im Gemeindebezirk beſchränken dürfen. 
Denn ein Gewerbebetrieb, der überwiegend mit beweglichen Capital betrieben 
wird, kann verhältnigmäßig viele ſchlecht gelohnte Yohnarbeiter beichäftigen, 
große Laften auf den Straßen transportiren u. |. w. Auch wird man in ber 
Unterſcheidung der verjchiedenen Arten des Vermögens zufommenden Belaftung 
nicht zu minutiös fein dürfen. Gerade dadurch umterjcheiden ſich Steuern von 
Gebühren, daß fie nicht die Beziehungen der Einzelnen zum Staate berüd- 
fihtigen, ſondern die öffentlichen Pflichten unter die Volksclafien mit Niückficht 
ſowohl auf die Billigfeit im Ganzen und Großen, wie auf das gemeine Wohl 
vertheilen. 

Das öffentliche Interefje aber fordert nicht weniger als die Gerechtigteit, 
daß der communale Haushalt nicht ausſchließlich auf Berfonalitenern bafirt 
werde. Die Erträgnifjfe der Einfommenfteuer find im Eleineren Bezirken jehr 
viel mechjelnder, als die der Object- oder Realfteuern. Im einer Gemeinde 
befindet fi ein großes und blühendes gemwerbliches Etabliffement oder ein 
großes Yandgut, dem der größte Theil des Vermögens im Gemeindebezirk ges 
hört, auf welchem die meiften Gemeindeangehörigen als Beamte oder Arbeiter 
ihre Beichäftigung und ihr Einfommen erhalten. Der Eigenthümer wird, wenn 
ihn der Reinertrag des großen Unternehmens ungefchmälert durch Echuldzinfen 
zufließt und er in der Gemeinde wohnt, bei weitem den größten Theil der 
communalen Yaften tragen, im Fall vdiefelben durch perlönlihe Steuern auf: 
gebracht werden. Sowie aber der Eigenthümer feinen Wohnfig wechjelt, wird 
bei einer rein perfönlihen Befteurung der ganze Ertrag des Unternehmens und 
das ganze Einkommen, welches der Eigenthümer vwielleiht noch aus anderen 
Duellen bezieht, plöglid der Gemeindebefteurung entzogen. Freilich hat in 
Preußen die Abfurbität, die in dem finanziellen Ruin einer Gemeinde durch 
eine derartige Wohnungsveränderung liegen würde, zu der nicht minder ver- 
fehrten Einrichtung geführt, daß in eimem foldhen Falle auch Abweſende mit 
perfönlichen Communalſteuern von einer Gemeinde, in welder jie feine Bürger 
find, belegt werden fünnen. Wir werden diefen Ausweg ſogleich genauer 
erörtern, Yafjen wir daher die Wohnungsveränderung hier zunächſt bei Seite und 
nehmen an, der betreffende Eigenthümer wohnt dauernd im Gemeindebezirk, hat 
aber noch anderweitige Unternehmungen, in denen er jo ſchlechte Gefchäfte macht, 
daß fein früher großes Einkommen plöglich für eine Reihe von Jahren in 
einen Berluft fid) verwandelt, oder auf ein Minimum ficdy veducirt; oder unter= 
ftellen wir, das Landgut, die Fabrik wird von einem reihen Manne oder feinen 
Erben an einen überſchuldeten Speculanten verkauft. Zur Einfommenfteuer fann 
der betreffende Eigenthümer dann gar nicht oder nur in ganz geringem Maße 
herangezogen werben und bei einem auf Perfonalftenern begründeten Gemeinde- 
haushalt würde alfo das blühende induftrielle Unternehmen oder das einträg- 
liche Landgut zu den communalen Laften faft Nichts mehr beitragen, obſchon 
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diefelben nad wie vor durd die Menge der Lohnarbeiter, die Benugung der 
Wege u. |. w. der Gemeinde die größten Koften verurſachten. Aehnliche Bei— 
Ipiele von Nachtheilen, die aus dem wechjelnden Ertrage der Einfommenfteuern 
bervorgehn, Liegen ſich noch manche anführen. Hier am Nheme ift e8 wohl 
vorgefommen, daß ein reicher Mann in einer kleinen Landgemeinde ein Land— 
haus bewohnt und daß in Folge der von ihm entrichteten hohen Einkommen— 
fteuer die Gemeinde eine Zeit lang in glänzende finanzielle Verhältniſſe kommt. 
Nachdem fie fi) aber an große Ausgaben gewöhnt, zieht der Betreffende fort 
oder ftirbt, das Landhaus bleibt unbemohnt und der Drud der Communal- 
befteurung wird nur um fo fühlbarer. Es kann daher wohl faum eine Frage 
fein, daß vor Allem die Fleineren Gemeinden für ihren Haushalt der menig 
ſchwankenden Ertrag: oder Objectfteuern außer den rein perjönlidyen Steuern 
bedürfen. Die Heranziehung zu denjelben muß ohne Rüdficyt darauf geichehn, 
ob die Eigenthümer des Vermögens und die Inhaber der gewerblichen Unter- 
nehmungen im communalen Bezirt wohnen oder nicht, und ebenfo ohne Nüd- 
fiht darauf, ob fie verfchuldet find oder nicht. Denn die beſondern Bortheile 
des communalen Berbands, welche der Grundbefig und Gewerbebetrieb genteft, 
kommen den Auswärtigen und Verſchuldeten nicht minder zu Gute, wie den 
Anmefenden und Schuldenfreien, alle Koften werden der Gemeinde durch eine 
mit Hypotheken belaftete Unternehmung eines Fremden in gleihem Maße ver- 
urſacht, wie durch die ſchuldenfreie eines Gemeindebiirgerd. Für die Gemeinde 
aber befteht gerade deshalb das dringendſte Bedürfniß nad) dieſen Steuern, 
weil fie auf territorialer Grundlage ohne Rüdjicht auf die perſönlichen Ver— 
hältniffe der Einfommenempfänger von Grundeigenthum und Gewerbebetrieb 
erhoben werden, und alſo von dem natürlichen Wechſel perjönlicher Verhältniſſe 
unabhängiger find, al8 reine Perfonalfteuern. 

Nun find wir in Preußen in der glüdlichen Lage, eine Staatöfteuer zu 
haben, die zur perfünlichen Befteurung ſowohl für Gemeinde-, wie für Staats- 
zwecke geeignet if. Die Claſſen- und Einkommenfteuer mag ja in mancher 
Hinfiht der Vervollkommnung nod fähig und bedürftig fein. Eine ſchärfere Ein= 
Ihägung unter Benugung der eigenen Declarationen der Steuerpflichtigen, 
eine weitere Ausdehnung ſowohl des Princips der Progreifion über die Stufe 
von 1000 Thalern Jahreseinkommen hinaus, wie der völligen Steuerbefreiung 
bi8 zu mehreren Hundert Thalern Jahreseinkommen find Reformen, die unferer 
Anficht nach immer unabweisbarer werden. Aber wie es auch mit dieſen und 
andern Wünjchen, die auf Verbefjerung unſeres Claſſen- und Eintommenfteuer= 
geſetzes gerichtet find, beftellt fein mag, e8 dürfte ſchwerlich zweckmäßig fein, 
diejelben in der Communalbefteurung unabhängig von der Staatsbeſteurung 
jelbftändig realifiren zu wollen‘). Eine doppelte Einſchätzung deſſelben fteuer- 


) Die von ums im Terte hervorgehobenen Reformen werben übrigens ſchwerlich 
zu Stande kommen, wenn nicht durch eine erhöhte indirecte Befteurung von Zuder, 
Tabak, jpirituöfen Getränten die Matricularbeiträge an das Reich liberflüffig werben 
und jo der Staat die Mittel befommt, ſowohl felbft die mit jenen Reformen ver- 
bundenen finanziellen Ausfälle tragen, wie den Gemeinden eine Entſchädigung für 
biefelben übermeifen zu fönnen. Der Borgang des Königreichs der Niederlande, 
welches auf diefe Weife e8 möglich machte, jämmtlichen Gemeinden + ber Berfonal« 
befteurung zu überweiſen, follte ung mutatis mutandis als Borbild dienen. 
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pflichtigen Individuums, von denen die eine höher, die andere niedriger aus— 
fallen fünnte, ift widerfinnig, aber auch ein felbftändiger Tarif hat ernfte 
Bedenken gegen ſich Würde derjelbe für alle Gemeinden gleihmäßig feftgeftellt 
werden, jo ift nicht abzujehn, warum diejelben finanz= und focialpolitifchen 
Erwägungen, die für den ganzen Staat maßgebend find, nicht aud) für den 
großen Durchſchnitt der Gemeinden entjcheidend fein jollten. Wollte man aber 
den einzelnen Gemeinden in dieſer Hinfiht eine gewiſſe Autonomie geftatten, 
jo fünnte man ja allerdings bei der Abftufung der Steuerclaffen und der Höhe 
des für jede zu beftimmenden Steuerfußes auf die in den einzelnen Gemeinden 
jehr verſchiedene Wohlhabenheit und Vermögensvertheilung eine eingehendere 
Rüdfiht nehmen. Andrerſeits aber möchte e8 doch nicht rathſam fein, den 
Streit um die Abmefjung der Steuerprogreffion, den wichtigften Punkt bei der 
Tariffeftftelung, in jede einzelne Gemeinde bineinzutragen. Je fleiner die Ver— 
hältniſſe, defto gehäſſiger und perfönlicher müßte der Claſſenkampf bet der Regelung 
dieſes Berhältnifjes werden. Eine Autonomie der Gemeinden hättein Diefer, wie in vielen 
andern Rücdfichten, die größten Bedenken gegen ſich. Und doch, wenn wir unfere 
Einfommenfteuer für ſich allein betrachten und den Fall fegen, daß fie als einzige 
Steuer dienen fol — was im preußifhen Staat befanntlich keineswegs der 
Fall ift —, Jo haften ihr jo große Mängel an, daß 28 faum möglid) wäre, 
fie in ihrer gegenwärtigen Geſtalt zu vertheidigen. Bor Allem Tieße fich nicht 
rechtfertigen die ihr eigenthümlihe gleihmäßige Befteurung des Einfommens 
aus Bermögendnugungen und Arbeitöleiftungen; daß ein gleicher Steuerfuß für 
beide Arten unbillig und nicht im Intereſſe des Staats, darüber ftimmen faft 
alle Theoretifer und Praktiker überein, die fich über Steuervertheilung äußern. 
Aber ebenjo fcheint man fi auch mehr und mehr dahın zu einigen, daß bie 
erforderliche Mehrbelaftung des fogenannten fundirten Einkommens befjer durd) 
bejondere Steuern neben der Einfommenfteuer, als durch eine Abftufung des 
Steuerfußes für verjchievene Zweige des Einfommens in der Einfommenfteuer 
erreicht wird. Eine Ergänzung der Einfommenfteuer durch eine befondere, die 
Bermögensnugungen treffende Befteurung ijt Daher auch von dieſem Gefichts- 
punkte aus für den Gemeindehaushalt Bedürfnif. 

Leider kann zur Erreichung dieſes Zield die Steuergefeßgebung des Staats 
nicht, wie zur Durchführung der Perlonalbefteurung, eine genügende Grundlage 
gewähren. 

Der preußiſche Staat hat nicht darauf verzichtet, die wichtigften Arten der 
Bermögendnugungen noch neben der Einkommenftener mit befondern Ertrag— 
fteuern zu belegen, aber er hat dieſen Theil feines Steuerfyftems keineswegs jo 
confequent ausgebildet, wie die Perfonalbefteurung. Die preußiſchen Ertrag: 
fteuern (Grund-, Gebäude, Gemwerbe-, Bergwerk-, Eifenbahnfteuern) erfafjen 
nicht alle Quellen des Einkommens und ziehn Diejenigen, welche fie treffen, in 
ungleihmäßiger Weife und auf Grund fehr unvolltommener, ſich dem Wechſel 
der Verhältniffe fehr wenig anfchliegender Veranlagung zur Beiteurung heran. 
Ein Theil der Vermögensnugungen, welden die Gemeinde nicht unbefteuert 
laſſen folte, wird durch die Ertragftenern des Staatd gar nicht erreicht, ein 
anderer Theil in ungenügender oder für die Communalbefteurung unbrauhbarer 
Weiſe, ein anderer wieder in unverhältnigmäßig hohem Grade getroffen. 
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Verhältnißmäßig hoch belaftet ericheint auf den erſten Blick der landwirth— 
ſchaftlich benutzte Boden mit einer Grundſteuer von 9,57 %, des catajtrirten 
Reinertrags. Freilich differirt der Cataftralveinertrag gewaltig vom wirklichen 
Reinertrag, der ſchwerlich im großen Durchſchnitt mehr als 50 9%, des ein- 
geſchätzten Betragd ausmachen dürfte, und außerdem ift in Betracht zu ziehn, 
daß Das gewerbliche Capital des Landwirths inclufive der landwirthichaftlichen 
Gebäude einer bejondern Ertragbefteurung nicht unterliegt. Aber wenn wir 
auc dieſe ermäßigenden Umftände in vollem Maße in Betracht ziehn, dürfte 
der Ertrag des landwirthſchaftlich benugten Vermögens im Vergleich zu andern 
DVermögenönugungen doch ohne Zweifel überbürdet fein. Die Gebäudefteuer 
beträgt 4 %/, vom eingelchätten Miethwerthe bet Wohnhäufern, 2 %/, bei gewerb- 
lich benußten Gebäuden und aud die Einſchätzung zu diefer Steuer bleibt be- 
fanntlic Hinter Dem wirklichen Miethwerth, jelbft wenn von demielben alle 
Abzüge gemacht werden, die zur Ermittlung des dauernden Nutzungswerthes 
gemacht werden müſſen (Reparaturfoften, Berfiherungsprämie und Neu— 
bauvente) jehr erheblich zurüd. Diefen Theil des unbeweglichen Vermögens 
aber bei der Gemeindebeſteurung günftiger zu behandeln, als ven 
landwirthſchaftlich benugten Boden, dazu ift gar feine Veranlaſſung. 
Im Gegentheil, in den Städten menigftend kommen eine Reihe von Ber- 
wendungen der communalen Berwaltung in viel höherın Grade den Eigenthümern 
von Gebäuden und Bauplägen al8 Denjenigen zu Gute, die nur zur Landwirth— 
Ihaft verwendbare Grundſtücke befigen. Die Ungleichheit im Steuerfuß der 
Grund= und Gebäudeſteuer Tiefe fich num durch einen verjchtedenen Procentſatz 
des communalen Zuſchlags zu den beiden Steuern außgleihen, wenn nicht 
auch bei dieſem Auswege wachſende Schwierigkeiten ſich aus dem Umftande er: 
gaben, daß die Einihägung zu der Grundfteuer unveränderlich dieſelbe bleibt, 
aljo in kurzer Zeit völlig veraltet, während die zur Gebäudeſteuer periodiſchen 
Revifionen, aber freilih aud) nur in übermäßig langen Friften, unterworfen iſt. 
Schon jet ift die Einfchägung vielfach eine ſehr ungleichinäßige und mit jedem 
Jahre wird diefe Ungleihmäßigfeit zunehmen. Völlig unbrauchbar aber find die 
Ertragfteuern des Staats für eine gerechte Heranziehung des Gewerbebetriebe 
in der Gemeinde. Daß dieſelbe nicht durch Gebäude: und Grundftener hinlänglich 
getroffen wird, ift leicht Mar. Die gewerblicen Gebäude find überall beſonders 
niedrig eingefchägt und zu einem niedrigeren Steuerfuß belaftet, ald andere Ge— 
bäude oder als unbebaute Grundjtüde. Beleitigte man aber auch diefen Unter- 
ſchied des Steuerfußes für communale Zwecke, jo daß gewerblide Gebäude 
und Wohnhäufer denfelben Procentfag vom Neinertrage bezahlten, führte man 
felbft eine ganz gleichmäßige Gebäude: und Grundſteuer ein, jo würde das zu 
einer angemefjenen Communalbefteurung des Gemerbebetrieb8 doch keineswegs 
genügen. Denn das unbewegliche Capital einer gewerblichen Unternehmung fteht 
durchaus nicht im Verhältniß zu den Koften, welde der Gemeinde durd fie 
entftehn, oder den Vortheilen, welde fie von ihr bezieht. Ein gewerblicher Be— 
trieb kann von Gebäuden aus, die einen verhältnigmäßig geringen Werth haben 
und ohne weitern Grundbeſitz ſowohl eine Menge befiglofer und dürftig ge- 
lohnter Arbeiter beichäftigen, welche die Koften des Schul- und Armenwefens 
in der Gemeinde fehr vermehren, wie mafjenhafte Producte auf den Wegen der 
Gemeinde transportiven, melde die Unterhaltungsfoften derſelben jehr vermehren. 
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Man denke in erſterer Beziehung beiſpielsweiſe an alle die Gewerbe, bei denen 
die Fabrikation ganz oder theilmeife in den Häufern der Arbeiter vorgenommen 
wird, im beiden Hinfihten an große Bergwerle. Andererſeits vergleihe man 
mit ſolchem Gewerbebetrieb den bäuerlichen Grundbeſitz, der in induftriellen 
Gegenden ja oft mit ihm zufammen fi in das unbeweglice Vermögen im 
Gemeindebezirte theilt. Wie gering ift die Armenlaft gewöhnlich in Bauer: 
Dörfern, wie groß in induftriellen Bezirken; wie ganz anders müſſen die Wege 
gebeffert werden, wenn Erze oder Kohlen auf ihnen transportirt werben, als 
wenn nur landwirtbichaftlihe Fuhren fie benugen! Deshalb ift auch eine gleich 
mäßige Grund- und Gebäubdefteuer noch keine gerechte Bafis für eine communale 
Realbefteurung. 

Nur wenn man das bewegliche gewerbliche Capital, welches in den Unter: 
nehmungen im Gemeindebezirk ftedt, ebenfalls heranzieht, wird man zu einer an⸗ 
nähernden Ausgleihung zwiſchen Landwirthſchaft und den übrigen Gewerben kommen. 
Diefem Ziele bringt uns aber auch die Heranziehung der Gewerbefteuer nicht 
wejentlidh näher. Denn die Gewerbefteuer fteht durchaus nicht im Verhältniß 
zum gemwerblidyen Capital, und namentlih die großen gewerblichen Unter— 
nehmungen bezahlen gegenüber manchen fleinen Gewerbtreibenden und den mit 
Grund» und Gebäubefteuer belafteten Lanpwirthen im Berhältnig zum Umfang 
ihres Gewerbetrieb8 und, der Größe ihre8 Anlages und Betriebscapiteld nur 
einen ſehr geringfügigen Betrag an Gewerbeſteuer. Die Durchſchnittsſätze, 
welche die den großen Gewerbebetrieb umfafjende Claſſe aufzubringen hat, betragen 
in dem einen Theile der Regierungsbezirke des Staats 96, in dem andern 
72 Thaler, das Minimum, welches jeder in diefe Clafje aufgenommene Gewerb— 
treibende jährlich zu zahlen hat, überall 48 Thaler. Der Durchſchnittsſatz 
beläuft fih aljo in dem vorzugsmeife gewerbtreibenden Theile des Staats 
ungefähr auf foviel, wie die Grundfteuer von einem Gute mit 1000 Thalern 
Cataſtralreinertrag. Durd den Minimalſatz wird aber ver Belajtung des 
gan großen Betrieb8 eine weitere, oft ſehr enge Grenze geftedt. Es wurde 
eilpielöweife in der Sigung des Abgeorbnetenhaufe® am 25. Det. 1872 
mitgetheilt, daß das größte Mafchinenbauetabliffement in Berlin 800 Thaler 
und eine der größten induftriellen Unternehmungen in den weftlichen Provinzen, 
die 10,000 Arbeiter beſchäftige, 960 Thaler Gewerbefteuer bezahle. Sowie 
die Arbeiterzahl diefer Unternehmungen nad Zaufenden, jo beredynet fich ihr 
Gefhäftscapital nad) Millionen. Bon einem Verhältniß fowohl zu der Grund: 
und Gebäudefteuer einer großen Herrichaft oder Nitterguts, wie zu der Ge— 
werbefteuer des kleinſten Hökers, die immer einige Thaler beträgt, fan, wenn 
man die erwähnten befondern Beziehungen zur Gemeinde ind Auge faßt, da nicht die Rede 
fein. Außerdem aber werben große und wichtige Zweige des Gewerbebetrieb8, Brannt= 
weinbrennereien, Bergwerfe und Eifenbahnen von der Gewerbeftener gar nicht betroffen. 
Die beiden letzteren unterliegen dafür der Bergwerk: und Eifenbahnfteuer, 
aber diefe Ertragfteuern werden in einer Weiſe umgelegt, die fie völlig un— 
geeignet für Communalzufchläge macht. Die Bergwerkfteuer nad dem Rob: 
ertrage, die Eifenbahnfteuer nicht nach dem Rohertrage, auch nicht einmal nad) 
dem Reinertrage des Unternehmens, fondern nad der wirklich vertheilten 
Dividende. Die eine ift eine progrelfive, die andere eine proportionale Steuer. 
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Niemand meines Wiſſens bat daher auch vorgejhlagen, Communalzufchläge zu 
diefen Steuern zu erheben. Die drei genannten Gewerbe werden von den nad) 
dem Fuß der Ertragfteuern aufgebrachten communalen Yaften nur infofern 
betroffen, als fie Grund= und Gebäuvefteuern zahlen, was von fehr geringer 
Bedeutung ift, denn die Eifenbahnen find für den Schienenweg frei von der 
Grundftener und die andern Grundftüde und Gebäude ftehn bei feinem ver 
beiden Gewerbe im Berhältnig zu ihrer Bedeutung. Beim Bergbau und ber 
Branntweinbrenneret kann man allerdings infofern einen Ausweg finden, als 
man fie eigend für die Zwecke der Gommunalbefteurung zur Gemerbefteuer 
einzufhäßen vermag, wie Died die Kreißordnung vom 13. December 1872 im 
S 14 für größere Bergmwerfe anorbnet und der minifterielle Entwurf einer 
Communalftener für beide Gewerbe einzuführen beabfichtigt. Für die Eifen- 
bahnen aber ift auch diefer Ausweg unmöglich. 

Es ift leicht einzufehen, daß dieſe Uebelftände bei der Staatsbeſteurung 
weniger hervortreten, während fie bei der Communalbefteurung im höchſten 
Grade fih fühlbar machen müſſen. Die Ertragbefteurung des Staats ıft in 
ihrer Höhe faft unveränderlih und in Folge des langen Beftehens der ob- 
waltenden Ungleihmäßigkeiten fann man darauf rechnen, daß fie zum großen 
Theil weniger drüdend geworden find. Bei der weitaus einträglichften und wichtigften 
diefer Abgaben, der Grumdfteuer, hat man eine im Laufe der Zeit erfolgte 
Ausgleichung von Ungleihmäßigfeiten dadurch fogar gefeglich anerfannt, daß 
man den Befitern von der Grumdfteuer befreiter Grundftüde bei der neuen 
Grundftenerregulirung eine Entihädigung gewährt hat. Auch die Firirung 
der Grumdfteuer auf eine unveränderlide Summe bat nur Berechtigung ale 
eine Confequenz der Auffafjung, daß es fich bei diefer Steuer um eine über- 
fommene Abfindung von Yaften handele, die von Alteräher auf dem Grund 
und Boden gerubt haben. Ebenfo erflären ſich die andern Ertragfteuern, 
3. B. Bergmerffteuer, Gemwerbfteuer, nur hiſtoriſch, an eine confequente Ver— 
mögensbefteurung bat bei ihrer Auflegung Niemand gedacht. Da aber ber 
Staat faft durchweg nicht mehr als hergebradhte Yeiftungen fordert, und da das 
Vermögen außerdem noch durch Stempel: und Erbſchaftsabgaben getroffen 
wird, jo ift die Ertragbefteurung des Staats allenfall® noch zu halten. Aber 
nur die Nüdfiht auf die allmälige Ueberwälzung und Ausgleihung läßt 
diefen Theil unſeres Steuerſyſtems erträglich erjcheinen, fonft würde er die 
unleidlichften Ungerechtigfeiten im fich ſchließen. Daher hat man auch niemals, 
wenn der Staat in finanzieller Noth war, gewagt, Zufchläge zu den Ertrag: 
ftenern zu erheben, jondern ſich mit einer Erhöhung der Claſſen- und Ein- 
fommenfteuer begnügt. 

Ganz anders liegen die Dinge bei ver Communalbeftenrung. 

Ueberall find die durch Communalſteuern aufzubringenden Laften in ihrer 
Höhe veränderlih und in bei weitem den meiften Fällen in raſchem Wachjen 
begriffen. Die Ausgaben für Schulweſen, Armenweſen, Straßen und Wege, Ge- 
ſundheitspolizei u. |. w. müffen mit wachjender Eultur vafch zunehmen. Niemand 
wird die rajche Ausdehnung des communalen Haushalts hemmen, ja bei richtiger 
Erwägung der obwaltenden Berhältniffe nicht einmal bedauern fünnen. Denn 
von den genannten Verwendungen hängen zur Zeit unſere Culturfortfchritte 
viel mehr ab, als von den Ausgaben des Staats, Es kommt daher Alles 








Einfommen- und Ertragbefteurung im Haushalt preußifcher Gemeinden. 279 


darauf an, den Gemeinden ein recht elaftiiche® Steuerſyſtem zu geben, das mit 
möglichft geringen Schwierigkeiten erhöhte Summen aufzubringen geftattet. Gerade 
in dieſer Beziehung aber verfagen die Ertragfteiiern des Staats ihren Dienft. 

Natürliher Weile entjteht in Folge der beſprochenen Mängel, melde 
unferer Ertragbefteurung anbaften, in den meiften Communalverwaltungen 
das Beftreben, die wachſenden Bebürfnifje ganz überwiegend durd die Ein: 
fommenfteuer zu deden. Die Staatsregierung iſt mehrfach den äuferften Aus- 
wüchſen diefer Tendenz entgegengetreten uud bat fi) bemüht, die Gemeinden zu 
einigen Zufchlägen auf Grund= und Gebäudefteuer anzuhalten. Bei der Un- 
beftimmtheit ber Ausdrucsweiſe der meiſten Gemeindeordnungen über dies 
Verhältniß find daraus mitunter Confliete entſtanden, die von den betheiligten 
Gemeinden bis and Abgeordnetenhaus verfolgt wurden. Es fteht zu erwarten, 
"Daß aud bei der bevorftehenden geſetzlichen Regulirung mächtige Intereffen 
gegen jede erheblihe Heranziehung der Ertragfteuern, oder doch für 
möglichfte Autonomie der Commumnalverwaltungen kämpfen werben, und 
obwohl die Majorität des Haufes Der Abgeoroneten bisher einer aus— 
ſchließlichen Aufbringung communaler Xaften durch Perfonalfteuern nicht 
günftig gefinnt war, jo wird doch bie entgegengefegte Richtung in der 
mangelhaften Berfaffung unjerer Ertragbefteurung eine kräftige Stütze haben 
Die Autonomie der Gemeinden aber wird, wie die Erfahrung lehrt, zu immer 
ſtärkerer Benutzung der Einkommenſteuer fur communale Zwecke führen. 

Im Jahre 1869 beſtand folgendes Verhältniß der Ertrag- und Ein— 
fommen=, ſowie der Real- und Perſonalſteuern in den preußiſchen Städten ): 
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———— | zur Gewerbe. | zu inbirecten 
Gebäubefteuer | — ſteuer J Steuern 
he | The | Thlr. Thlr. 
Preußen 38120 216,777 505 | 296,096 ‚6 
Brandenburg | 52,508 | 173,395 82 | 1,277,125 
Pommern | 15,763 | 89,600 1,494 | 114,064 
Pofen 8,132 229,419 1,279 131,789 
Schleſien 87,831 222,965 | 2,371 | 433,495 
Sachſen 103,191 302,636 | 2,457 193,296 
Schleswig - Holftein 4,009 22,614 | _ | 9,551 
Hannover 44,102 232,013 4,917 7,282 
Weſtfalen 109,133 686,950 | 10,769 | — 
Heſſen⸗Naſſau 27,845 381,606 | 13,214 | 37,230 
Rheinland 418,866 1,421,010 | 51,408 | 435,789 
Hohenzollern 8,762 — | 2,907 | 
91,398 | 2,935,717 


Staat 918,262 3,978,985 


) Jahrbuch fir d. amtliche Statifiil des preuß. Staats. IV. Jahrg. 2. Hälfte S.403. 
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Nach anderem Maßſtab erhoben. 








| | . | Summe! der _Städtifche 
PBerfonal- , Sonftige ) der 











Provinzen. * Steuern pro 
Realſteuern Boca T Sie | mäbtifchen | Kopf der 

| | | | Steuern | Bevölkerung 

Thlr. Thlr. Er oO He | un 
Preußen 23,327 | 771,202 | 58,936 1,410,888 | 2.09 
Brandenburg ' 608,074 | 641,817 | 1,547,362  4,312,746 3.08 
Pommern | 34,176 , 373,265 8,932 646,547 | 1.49 
Bojen 12,097 | 197,602 5,368 588,312 | 1.45 
Schlefien . 4,612 | 674,964 42,262 1,482,628 , 1.78 
Sachſen \ 47,756 | 279,417 21,857 962,361 | 1.22 
Schleswig-Holftein | 363,981 | 450,607 16,774 870,767 | 2.98 
Hannover | 121,975 | 87,891 57,090 595,553 | 1.27 
Beftfalen | 84 1,690 | 18.197 829,131 | 1.78 
Heſſen⸗ Naſſau 8521 46,993 | 649,950 1,176,813 | 2.81 
Rheinland | 1,443 | 711,989 43,430 | 3,084,038 | 2.48 
Hohenzollern | 1,469 1,996 m 16,379 | 1.41 
Staat \1,228,115 | 4,239,438 | 2,471,195 | 15,976,163 | 2.15 


Dieſe Tabellen zeigen zunächft, daß weit größere Summen durd) perjönliche 
Beftenrung aufgebradyt wurden, als durch reale. Nach Aufhebung der Schlacht: 
und Mahlfteuer und Wegfall der frädtiichen Zuſchläge zu denjelben hat fich das 
Mebergewicht der ‘Berfonalbefteurung ohne Zweifel noch weiter verftärtt. Sehr 
geringfügig aber find überall die Zufchläge zu den Ertragfteuern des Staats, 
die zu der Gemwerbefteuer insbejondere fommen gar nicht in Betracht. Da, wo 
die Realbefteurung eine relativ hohe Bedeutung bat, find es befondere, auf 
Grund älterer Gefeggebung erhobene ſtädtiſche Realſteuern, nicht die Ertrag- 
fteuern des Staats, welde den Ertrag liefern — ein Beweis, daß Die Un- 
geeignetheit der letztern zu communalen Zufchlägen, die wir hervorgehoben, 
auch in der Praris ſich unmiderftehlic geltend macht. Außer in der Provinz 
Brandenburg zeichnen ſich vor Allem Schledwig - Holftein und Hannover durch 
eine verhältnißmäßig ftarfe Benugung der Realbefteurung aus, aljo gerade 
diejenigen Provinzen, in welchen im Jahre 1869 preußiſche Steuereinrichtungen 
erft jeit Kurzem, preußiſche Städteordnungen noch gar nicht eingeführt waren. 

Neueres ftatiftiiches Material über die Benugung der beiden Steuerarten theilt 
Neumann a. a. O. S. 102 mit. Dasjelbe bezieht fich auf die Jahre 1871 und 
1872 und betrifft ebenfalls ausſchließlich ſtädtiſche Gemeinden. Neumann berichtet 
auf Grund amtliben Materiald, daß in Preußen viele Gemeinden, namentlich 
mittlere und Kleinere Stadtgemeinden, faft ihren ganzen Bedarf durch perjonale 
Steuern vom Einfommen deden, jo von den 6 größten Städten (nach der 
Zählung von 1871) Königsberg, von den 12 folgenden Städten über 50,000 





*) Unter der Summe ber ftäbtifhen Steuern find außer ben aufgefüßrten Steuern 
auch noch die Bürgerrechtsgelver begriffen. 
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6, nämlih Stettin, Bremen, Elberfeld, Düffeldorf, Crefeld, ofen, 
— ım Ganzen in der Provinz Preußen von den 8 größten Stäbten 7, in 
Schlefien von den 12 größten Städten 9, in Pommern von den 7 größten 
Städten 4 u. |. w. „Und auch von denjenigen Städten”, fährt er fort, „Die 
hiernach nicht ihren ganzen Bedarf durch Einfommenfteuern reſp. Zuichläge zur 
Staats-, Klafjen= und Einfommenfteuer decken, haben feineswegs alle daneben 
noch Grund- oder Häuferfteuern, reſp. derartige Zufchläge, ſondern z. 8. 
Franffurt und Danzig 1872 nur noch Wohnung oder Miethfteuern. Und 
wo überhaupt Grund» und Häuferfteuern reſp. Zufchläge zu ſolchen behufs 
Dedung des communalen Bedarfs erhoben werben, find fie in Preußen faft 
ganz allgemein von geringem Betrage gegenüber den Erträgniffen jener per- 
jonalen Steuern. So ftehen fich 3. B. in den größten Städten !) gegenüber 


bie Reineinnahmen 


von den perfonalen Steuern bon ben realen Abgaben 
(insbefonbere alfo vom Einkommen, dazu hie und ba von (Grund- ober Haudftenern reip. 
Mohnungsmiethen) Zuſchlägen zu biefen) 
in Berlin wie etwa 3,000,000 Thlr. zu 600,000 Thlr. 
in Breslau — 490,000 „ zu 80,000 „ 
in Cöln er = 500,000 „ zu 40,000 „ 
in Magdeburg „ 70,000 „ zu 14,000 „ 
in Rönigdberg „ „ 240,000 „ zu — — 
in Frankfurt 350,000 , zu — 
in Danzig Be 164,000 , zu 35,000 „ 
in Stettin =. 2 196,000 , zu — 
in Bremen „5 u 237,000 „ zu — — 
in Elberfd „ „ 285,000 „ zu — s 
in Düffeldorf " " 170,000 " zu — " 
in Crefeld u 174,000 „ zu — ö 
in Pofen „ " 80,000 2 zu — 
in Eſſen Fa 137,000 , zu 17,000 „ 
in Caſſel ec 104,000 zu 2,600 „ 
in Dortmund „ u 85,000 „ zu — 
in Potsdam ” ” 47,000 " zu 3,800 " 
in Erfurt Fa 84,000 , zu — 5 
u. ſ. w.“ 


Eine ſo überwiegende oder ausſchließliche Benutzung der Claſſen- und Ein— 
fommenfteuer würde in vielen Gemeinden ſehr bald zu den bedenklichſten Zu— 
ftänden geführt haben, wenn man das Princip der Perfonalbefteurung und die 
gleichmäßige Beſteurung alles Einkommens ohne Unterſchied feiner Duelle 
confequent feftgehalten hätte. Es würden manche Gemeinden, aus denen die 
Bodenrente zum größten Theil auswärtigen Eigenthümern oder Gläubigern 
zufließt, oder in denen die wichtigften gewerblichen Anftalten für Rechnung Fremder 


*) Hannover und Aachen find in der folgenden Tabelle wegen Mangeld an Nach⸗ 
richten nicht aufgeführt. 
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betrieben werden, kaum im Stande ſein, ihre Verpflichtungen zu erfüllen 
würden manche Volksclaſſen, die nur em Einkommen aus Arbeitslei 
haben, unter dem äußerſten Steuerdruck ſchwer leiden, wenn man nicht in 
quenter Weiſe auf zweierlei Weiſe von den der Staatseinkommenſteuer zu Gru 
liegenden Principien abgewidhen wäre. Man bat verjucht, die Einfommenftei 
in gewiffen Fällen zu einer Real- oder Objectfteuer zu machen und für einze 
Arten des unfundirten Einkommens Steuerprivilegien und Eremtionen geſchaff— 
Dadurch Hat man zwar die Schädigung der communalen Leiftungsfähigkt 
welche jonft aus der reinen Perjonalbefteurung entftanden wäre, etwas verminde 
wenn aud keineswegs aufgehoben, aber andererfeitö wieder ſchwere Mißſtän 
hervorgerufen, die zu vielfachen und gerechten Klagen Anlaß geben. 
Die Städteordnung für die ſechs öftlihen Provinzen der Monarchie vg 
30. Mai 1853, die Städter und Landgemeindeordnung für die Provinz MWefl 
falen vom 19. März 1856, die Städte- und Yandgemeindeordnung für D 
Rheinprovinz vom 15. Mat 1856 und endlich die Städteordnung für Schle 
-wig-Holftein vom 14. April 1869 enthalten übereinftimmend folgende Vorſchrift 
„Wer, ohne in dem Stadtbezirk (Gemeindebezirk) zu wohnen, dafelbft Grunt 
befit hat, oder ein ftehendes Gewerbe betreibt, ift dennoch verpflichtet, « 
denjenigen Laſten theilzunehmen, welde auf den Grundbefig oder das Ge 
werbe oder das aus jenen Quellen fließende Einkommen gelegt find. Die 
felbe Verpflichtung Haben juriftifche Perfonen, welde in dem Stadtbezir 
(Gemeindebezirt) Grumdeigenthum befigen, oder ein ftehende8 Gewerbe treiben 
In die Kreisorbnung ($ 14) hat dann im Wefentlihen dieſelbe Beftimmum 
Aufnahme gefunden, mit Ausdehnung der Verpflichtung auf Actiencommanditgefel 
Ihaften, auf Actiengejellihaften und Berggewerkichaften. In gleicher Weiſe beſtimm 
der Geſetzentwurf der Staatöregierung, betreffend die Aufbringung der Ge 
meindeabgaben, in $ 14: „Den in $ 12 gedachten directen Gemeindeabgabe 
unterliegen ferner, auch diejenigen Perfonen, welche, ohne in der Gemeinde ; 
wohnen oder fi Länger als drei Monate aufzuhalten, daſelbſt Grundbefi 
haben, oder ein ſtehendes Gewerbe oder außerhalb einer Gewerfichaft Bergs 
bau betreiben (Forenfen).“ 
„Dieſelbe Abgabenpflicht trifft unter der gleichen Vorausſetzung die Actien 
gefellichaften, Commanditgeſellſchaſten auf Actien, jowie die Berggewerfichaften 
und Die juriftiichen Perſonen, jedoch mit Ausnahme: k 
1) des Reichsfiscus, 
2) des Staatsfiscus, 
3) der Gemeinden und der weiteren Communalverbände“. 
Die im 8 12 gedachten directen Abgaben jind alle directen Abgaben 
mit Ausnahme der auf den Grundbefig oder Gewerbebetrieb gelegten, von denen 
es  felbftverftändlih ift, daß fie die genannten Perfonen und Geſellſchaften 
ebenfall8 tragen. 
Auf Grund der mitgetheilten Beltimmungen in den Gtäbte- und | 
Gemeindeordnungen können von den Gemeinden, für welche die Ordnungen gelten, 
die Forenfen, juriftifchen Perfonen, zu denen nad) der Interpretation der Staats- 
regierung auch die Actiengefellihaften gerechnet werden, von den reifen aber 
außerdem auch die Commanditgejellichaften auf Actien und Berggewerkichaften für 


ad 
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das „Einkommen“, welches jie aus dem im betreffenden communalen Bezirk gelegenen 
Grundbejig und Gewerbebetrieb beziehen, zur Einfommenfteuer herangezogen werden. 

Die Widerfinnigkeit, welche in diefer Anwendung der Einfommenfteuer auf 
die Befteurung einzelner localer Einkommenquellen tet, ift feiner Seit von der 
preußischen Staatsregierung jelbft in fchlagender Weile auseinandergelegt. In 
den Motiven zur Kreisordnung (Anlagen zu den ftenographiichen Berichten des 
Haufes der Abgeordneten 1871—72 Bd. 1, ©. 369 ff.) heißt es ganz richtig: 
‚Die beiden Perfonalftenern, ſowohl die Slaffen- als die claffificirte Einfommen- 
fteuer ftehen Hinfichtlih ihres Subjeets und Objects jo in unmittelbarer Be— 
ziehung, zu der Perfon des Pflichtigen, daß ihre Anwendung auf einzelne Ber- 
mögensobjecte derjelben bez. auf das dem Pflichtigen hieraus fliegende Einfommen 
mit dem Syſtem der einen wie der andern Steuer in Widerfprud tritt.“ Daß 
dem fo ift, follte auch dem nationalöconomiſch Ungebilveten ſchon dadurch klar 
werden, daß unfere Claſſen- und claffificirte Einfommenfteuer, die zufammen 
die Perfonalftener in unferm Staate bilden, bis zu einem Einfommen von 
1000 Thlen. progreffive Steuern find. Wohl ohne Zweifel wird mit der Zeit 
die Progreiffion noch mehrere Stufen weiter durchgeführt werden. Ebenſo find 
die felbftftändigen Communal-Eintommenfteuern, die an Stelle der Zufchläge zur . 
Claſſen- und clafjificirten Einfommenfteuer in den Städten vielfach beſtehen, 
durchweg bis zu einer gewijlen Höhe des Einkommens Progrefjivfteuern. 
Wie will man nun den Auswärtigen, der 500 Thlr. jährlich aus Grundeigen- 
thum oder Gewerbebetrieb im Gemeindebezirk bezieht, befteuern, mit dem Elafjen- 
fteuerfag für 500 Thle. Einkommen oder nad dem Fuße der Einfommenfteuer? 
Will man diefe Frage dahin beantworten, daß man erflärt, e8 ſei Rückſicht zu 
nehmen auf das Gejammteinfommen des Forenfen, und wenn bderjelbe über 
1000 Thlr. Gefammteintommen babe, der Einkommenſteuerſatz, bei geringerem 
Gefammteinfommen der Elaffenfteuerfag anzuwenden: jo ift dies an ſich vwerfehrt, 
weil zu der Perfon des auswärtigen Grumbdeigenthümers und feiner übrigen 
- Erwerböverhältniffe die Gemeinde feine Beziehungen hat, die Dienfte aber, welche 
fie demfelben leiftet, und die Koften, welche er ihr verurfacht, dieſelben find, mag 
"in übrige Einkommen flein oder groß fein. Die Berüdfichtigung des Ge: 
jammteinfommens ift aber auch bei Ausländern völlig unausführbar. Denn 
nur in jehr wenigen fremden Staaten wird dies Einfommen überhaupt ermittelt 
und aud da, mo es ermittelt wird, fommt die Schägung nicht zur Kenntniß 
unferer Gemeindebehörden. Will man dagegen bei der Wahl des Steuerfußes 
nur die Höhe des Reinertrages berüdfichtigen, welche der Grundbeſitz oder der 
Gewerbebetrieb im Gemeindebezirf abwirft, wie e8 die gegenwärtige Geſetzgebung 
und ebenfo der Gefegentwurf betreffend die Aufbringung der Gemeindeabgaben 
zu beabfichtigen ſcheinen, jo ift doch die Progreffion des Steuerfußed nur 
deshalb vom Geſetzgeber angeoronet, weil man von den minder bemit- 
telten Glaffen aus verfchtevenen Gründen einen geringeren Procentjat des 
Eintommens erheben will, als von den wohlhabenderen. Es unterliegt aber 
feinem Zweifel, daß jemand fehr wohlhabend fein kann, obwohl er aus 
feinem Grundeigenthum in einer Gemeinde nur 500 Thlr. jährlich bezieht. 
Da nad faft allen Gemeindegefegen, welche die Befteuerung der Forenſen 
ftatuiren, die Steuerpflichtigen von dem durch Forenfenbefteurung getroffenen Ein— 
kommen aus Grundeigenthbum an die Wohnortögemeinde Nichts zu fteuern haben, 
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ſo kann durch dieſe Einrichtung ein recht wohlhabender Steuerpflichtiger für 
einen Theil ſeines Einkommens des ermäßigten Steuerfußes theilhaftig werden, 
der für die bedürftigen Claſſen in ſchonender Weiſe eingerichtet iſt. 

Zu den widerſinnigſten Conſequenzen führt aber die progreſſive Einkommen— 
beftenerung in ihrer Anwendung auf Erwerbsaefellichaften. Die Rüdficht auf Die 
Leiftungsfähigkeit, aus welcher bei den wirklichen Perfonen die Ermäßigung des 
Steuerfußes bei einem Einfommen unter 1000 Thlen. angeoronet ift, fällt da 
ganz weg. Die Cefellichaften haben keine perfönlichen Bedürfniſſe und Pflichten, 
warum follen fie einen höheren Procentfag bei größerem Umfang des Gewerbebe- 
trieb8 und Reinertrags, einen niedrigeren bei fleinerem entrichten ? Thatſächlich beginnt 
freilich die Degreffion bei unferer Einfommenbefteurung zur Zeit noch auf einer jo 
niedrigen Eintommenftufe, daß die Einihägung zu ermäßigtem Steuerfuße für 
Erwerbsgefellihaften nicht in Frage kommt. Aber unter den Perjonen, die bei den 
Erwerbsgeſellſchaften betheiligt und die eigentlichen und alleinigen Einfommenem- 
pfänger find, unter den Actionären und Gewerken, werden wahrſcheinlich Manche 
fein, die nicht einfommenfteuerpflichtig, ſondern clafienftenerpflichtig find. Sie 
gehen für diefen Theil ihres Einkommens der Wohlthat verluftig, welche ver 
Geſetzgeber ihnen zugedacht hat, wenn die Erwerbögefellihaften zur Einfommen- 
ſteuer eingeſchätzt werben. 

Aber nicht nur bei der Veranlagung der Steuer auf das eingeſchätzte Ein— 
fommen, ſondern ſchon bei der Einſchätzung des Einkommens‘ der Forenſen, Er⸗ 
werbögefellichaften und juriftifchen Perſonen zeigt es fi, wie verkehrt es ift, 
mittel3 veiner Perjonalftenern den Keinertrag einzelner Erwerböquellen befteuern 
zu wollen. Für Denjenigen, der überhaupt den Begriff Einfommen jhärfer zu 
fafjen gewohnt ift, kann e8 gar fein Zweifel fein, daß von einem Einfommen 
aus einer gewerblichen Unternehmung, abgejehen von den übrigen wirthichaftlichen 
Verhältniffen der Perſonen, welden der Reinertrag diefer Einfommengquellen 
zufließt, nicht die Rede fein kann. 

Einkommen ift die Summe der wirthichaftlichen Güter, die in einer gemiffen 
Zeit zu dem ungejchmälert fortbeftehenden Stammgut einer Perſon neu binzutreten, 
die fie alfo fiir ihre perfönlichen Bedürfniſſe verwenden fann, ohne in ihrer wirth- 
Ihaftlihen Lage zurücdzugehen. Wie viel daher von dem Reinertrage eines ein- 
zelnen Grundftüdes dem Eigenthümer als Einfommen zufließt, läßt ſich nur 
beurtheilen, wenn man die ganze Wirthichaft des Eigenthümers, feine übrigen 
Einnahmen und vor Allem feine Schulden kennt. Nun können aber nur bypo- 
thekariſche Schulden, die auf den betreffenden Grundftüden haften, von dem Rein- 
ertrage derjelben ohne Berüdfihtigung der perſönlichen Berhältniffe des Eigen» 
thiimerd mit einiger Sicherheit ermittelt und in Abzug gebracht werben, bie 
perjönlihen Schulden, für melde kein befonderer Vermögenstheil haftet, nicht. 
Diejenigen Forenfen, welche feine hypothekariſchen, jondern nur gemöhnliche Schulven 
haben, kommen dadurch in Nachtheil. Namentlich find e8 die juriftifchen Per— 
fonen, die Gemeinden, der Staat, bie für ihre Schulden feine einzelnen Ber- 
mögenstheile zu verpfänden pflegen. Der Staat würde alſo bei conjequenter 
Durhführung der Beftenrung juriftiicher PBerfonen überall in den Gemeinden 
für den vollen Reinertrag feiner Landgüter, gewerblichen Anftalten, Eifenbahnen 
zu fteuern haben, und die Schulden, welche er contrahirt hat, um Eijenbahnen 
zu bauen oder zu erwerben, nirgendwo in Abzug bringen können. 
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Ein Erlaf des Minifterd des Innern vom 3. September 1866 bat 
freilich verfügt, daß bei Berechnung des Einfommend aus dem außerhalb der 
Wohnortsgemeinde gelegenen Grundbeſitz die perjönlihen Schulden nicht außer 
Acht zu laſſen und lediglich auf das Gapitalvermögen reip. auf das Einfommen 
aus legterem in Abzug zu bringen feien. Es fer vielmehr davon auszugehen, 
daß das Gefammteinfommen derſelben (da8 aus dem Gapitalvermögen und 
Grundvermögen zufammen) durch die Schulvzinfen ratirlich vermindert werbe. 
Zu eimer ſolchen Berechnung iſt natürlicher Weife diejenige Gemeinde, welche den 
Grundbefig oder das Gewerbe der Forenjen befteuert, aus Mangel an Kenntnif 
der Thatfahen nur ganz ausnahmsweiſe im Stande, fie fann nur von der 
Wohnortögemeinde vorgenommen werden und an cime ſolche ift dann der obige 
Erlaß aud zunächſt gerichtet. Für Ausländer ift daher eine Derartige Repartition 
ganz unmöglich, aber auch die inländiiche Wohnortögemeinde wird bet derjelben 
auf große Schwierigkeiten ftoßen. Um zu einigermaßen leidlichen Reſultaten zu 
gelangen, wird die mit der Repartition betraute Behörde eine Zergliederung des 
gefammten Einfommens vornehmen und dabei viel tiefer in die perlönlichen Ber: 
hältniſſe des Steuerpflichtigen eindringen müffen, als das fonft bei der preußi— 
Ichen Einfommenfteuer üblich und durch unfer Einfommenfteuergefeg gerechtfertigt 
ift. Bisher hat man es immer für einen Vorzug der Einfommenbefteurung 
gehalten, daß fie fi) hauptlächlic an die gefammte Lebenslage des Steuerpflich- 
tigen, Die ungefähre Geſammtſumme feines Vermögens, das Maß feiner Aus- 
gaben hält und deshalb auf ein Läftiges Eindringen in die Vermögensverhältniffe 
des Steuerpflihtigen im Einzelnen in der Regel verzichten fann, während bie 
Ertragbefteurung dafür den Vorzug hat, daß fie fchärfer die einzelnen Ertrag: 
quellen prüft und ermittelt, dagegen das Gejammteinfommen eines Steuerpflich- 
tigen aus den verſchiedenen Quellen und namentlich jene Schuldverhältniſſe den 
Steuerbehörden unbekannt bleiben. Bei der Einftommenbefteurung der Forenſen 
fieht man von den Vorzügen der beiden Methoden ab und eignet ſich nur ihre 
Unbequemlichfeiten an ?). 

Gegenüber der Gemeinde, die Auswärtige wegen ihres Grundbefiges oder Ge 
werbebetriebs in deren Gemeindebezirk befteuert, ift aber auch der Abzug der Schuld- 
zinfen vom Reinertrage des zu befteuernden Objectes in hohem Grade unbillig, 
mögen die Schulden nun auf den fteuerpflichtigen Grundftüden ſpeciell haften 
oder nicht. Weder auf die Vortheile, welche der Gewerbebetrieb oder Die Grund— 


ı) Der Gefegentwurf ber Staatsregierung erwähnt die Frage der Schuldenver- 
tbeilung nicht. Er beftimmt, daß als fteuerbares Einfommen zu Grunde zu legen fei 
für die Forenfen, 

a. fofern fie in einer andern Gemeinde zur Elaffen- oder clafjifieirten Einfommen- 
fteuer veranlagt find, derjenige Theil des fteuerbaren Gefammteintommens, welcher 
anf ben in der Gemeinde belegenen Grundbefi bezw. auf den bafelbit ftattfindenben 
Gewerbes oder Bergbaubetrieb fällt; 

b. fofern fie zu den genannten Steuern nirgends veranlagt find, das nad ben 
Grundfägen in 88 28 und 30 des Gef. v. 1. Mai 1851 zu ermittelnde Reineinkom— 
men aus dem Grunbbefig, Gemerbe- oder Bergbaubetriebe innerhalb des Gemeinbe- 
bezirked. Von wen und wie der betreffende Theil des Gelammteinfommens im erften 
Falle beftimmt werden foll, jagt der Entwurf nicht. Im zweiten Falle würde eine 
Beridfihtigung der perſönlichen Schulden feiten® der Gemeinde, melde den Forenſen 
befteuert, ohne Zweifel wegfallen. 
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eigenthümer aus dem Gemeindeverband ziehen, noch auf die Koſten, welche fie 
demſelben veranlafien, hat das Maß ihrer VBerihuldung, wie wir oben ſchon 
beruorhoben, irgend einen Einfluß. Für Auswärtige aber, die feine perfönliche 
Verpflichtung gegen die betreffende Gemeinde haben, für juriftiihe Perſonen, bei 
denen es widerjinntg wäre, von Bürgerpflichten zu reden, fann doch nur in jenen 
Bortheilen und Koften ein genügender Rechtsgrund zur Befteurung gefunden 
werben. Daher wird das Nechtögefühl verlett, wenn eine große induftrielle Un- 
ternehmung, die in einer Landgemeinde den größten Theil der Bevölferung be= 
Ihäftigt, für welde die Wege und Straßen hauptſächlich unterhalten werben, 
welche den übrigen Gemeindeangehörigen vielfache Unbequemlichkeitn verurſacht, 
deshalb von den Gemeindelaften befreit fein joll, weil fie ſtark verſchuldet ift 
und ihr Reinertrag an die Gläubiger ftatt an die Eigenthümer Er Das 
trat in eclatanter Weife hervor bei den Verhandlungen, die im Abgeordneten- 
baufe über eine Petition der Gemeinde Kalf bei Deus ftattfanden. Die Ge— 
meinde beſchwerte jich darüber, daß die Staatsregierung ihr verwehrt habe, die Cöln— 
Mindener: Eifenbahngejellidiaft wegen einer in dem Gemeindebezirk belegenen großen 
Majchinenwerkftätte zur Communal-Einfommenfteuer heranzuziehen. Die Staats- 
regierung erklärte, die Werkſtätte fer ein Theil der Deutz-Gießener-Eiſenbahn, die 
Deug-Öteßener-Eijenbahn aber habe in den betreffenden Jahren ein Einkommen 
nicht abgeworfen, folglich könne auch ein Theil diefes Unternehmens fein fteuer- 
pflichtige8 Einkommen ergeben haben. Die Deutz-Gießener-Bahn ift nämlich 
mit einem Capitale erbaut, welches ganz durch Ausgabe von Priorititsobliga- 
tionen aufgebracht ift und der Keinertrag der Bahn hatte bi8 dahin zur Ver— 
zinfung der PrioritätSobligationen nicht ausgereiht. Es wurden im Haufe ter 
Abgeordneten verjchiedene Einwendungen gegen diefe unferes Erachtens auf Grund 
der bejtehenden Gefetgebung nicht zu widerlegende Deduction vorgebradht. Irren 
wir nicht, jo madte am meiften Eindrud unter denjelben die Behauptung des 
Referenten, daß Die Interpretation der Staatöregierung dem Sinne und ben 
Motiven des Geſetzes miderfprehe. E8 handele ſich hier um Gegenleiftungen 
für die von der Gemeinde aufsumendenden Communalbedürfniſſe. „Wollen Sie 
erwägen”, fagte er, „daß aus dem Fabriketabliſſement der Cöln-Mindener Ge— 
ſellſchaft in Kalk etwa 4—500 Arbeiter in die Gemeinde Kalt hineingezogen find, 
jo werden Sie eingejtehen müfjen, daß die Gemeindebebürfnijje, namentlih in 
Armen und Schulangelegenheiten, dadurch ganz bedeutend haben gejteigert werden 
müffen. Ich will bemerfen, daß durch den Zuzug jener Fabrifarbeiter der Com— 
mune Ralf im Jahre 1868 eine vermehrte Ausgabe von 7—800 Thalern er— 
wachſen if, und dann frage ih, ift Das ein Aequivalent für die gefteigerten 
Gemeindebeditrfniffe, daß 4—500 Arbeiter irgend eine geringe perſönliche 
Abgabe an die Commune Teiften? Ich glaube das nicht, und deswegen be- 
ftimmt der Art. 8, daß derartige Fabriketabliffements zur Communal-Einkom— 
menfteuer pflihtig find,“ Diefe Ausführung, die in ganz ähnlicher Weiſe auch 
von einem andren Redner vorgebradyt wurde, bemeift aber offenbar nur, daß 
perſönliche Steuern für die Communalbefteurung nicht ausreichen und daß der— 
artige Fabriketabliſſements Commumalfteuer zahlen jollten, einerlet ob fie ver: 
Ichuldet ſind, uber nicht, nicht aber, daß ein Keinertrag, der von dem Eigen= 
thümer an jeine Gläubiger abgegeben werden muß, einen Theil feines Einkom— 
mens bildet und zur Einkommenſteuer herangezogen werden darf. Mit vollem 
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Rechte entgegnete dieſer Auffaffung gegenüber der Vertreter der Staatsregierung, 
man möge ihm dod) das Einfommenfteuer-Regulativ zeigen, in welchem ges 
Tchrieben ftände, daß ein Einwohner einer Gemeinde, welder aus einem Haufe 
in diefer Gemeinde 500 Thaler jährlich bezieht, aber 500 Thaler darauf haf- 
tender Schuldzinien jährlih zu zahlen hat, für feine Einkünfte aus dieſem 
Haufe zur Einfommenfteuer herangezogen werden könne. Sei eine ſolche Inter: 
pretation des Begriffs Einfommen aber bei einem Einwohner nicht zulälfig, jo 
fönne fie auch bei einem Nichteinwohner nicht geftattet werden, ſonſt würde die 
Tonderbarfte Wirkung eintreten bei einem Wohnungswechſel des Steuerpflid)- 
tigen. So lange er in der Gemeinde wohne, in welcher fein Grundeigenthum 
gelegen, von dem er der Berichuldung halber ein Einfommen nicht bezieht, 
würde er davon einfommenfteuerfrei fein, bei feinem Wegzuge in eine andere Ge— 
meinde würde die erfte berechtigt fein, die Schulden außer Acht zu laſſen und ihn 
für fein Haus zur Communal-Eintommenftener heranzuziehen. Wenn dieſer 
Deduction gegenüber auf der andern Seite Gründe, Die aus der inneren Natur des 
Berhältnifjes der Forenſen zur beftenernden Gemeinde genommen wurden, für das 
Beſteurungsrecht angeführt wurden, jo kann eine derartige Deduction natürlich 
nicht ausdrückliche Dekan der Geſetzgebung, welde Einfommen-, nicht 
Ertragbefteurung anordnet, ummwerfen, aber andererjeits thaten diefe Ausführungen 
doch in überzeugender Weife dar, daß der Gejeggeber ganz verfehrter Maßen in 
diejem Falle die Einkommen ftatt dec Object oder Realbeiteurung vorgeichrieben hat. 

Wegen der nothwendigen Freilafjung der Schulden erreichen die erwähnten 
Beftimmungen alfo aud gar nicht den Zweck der Gemeinden, das volle Be- 
ſteurungsrecht des ganzen Neinertragg vom rundbefig und Gewerbebetrieb 
im Gemeindebezirk zu fichern und zu verbinpern, daß nicht dev Ertrag ber 
Wirthichaften, für welche fie ihren Gemeindeaufwand machen, ihrer Befteurung 
zum größten Theil entzogen wird; denn joweit diefer Ertrag auswärtigen Gläu— 
bigern zufließt, bleibt er durch eine Einfommenfteuer unerreihbar. Es wird 
daher die feite territoriale Yafis für den Gemeindehaushalt gar nicht erreicht. Es 
bleibt der vorher erwähnte Mißſtand aller Perfonalbefteurung für die Gemeinden 
beftehn. Ein Hüttenwerf, ein großes Gut, zu dem der größte Theil der Gemeindeflur 
gehört, deckt vielleicht Durch feine Einfommenfteuer den größten Theil der Ausgaben einer 
Landgemeinde. Es kommt in verjchuldete Hände, fofort zahlt es faft gar Nichts 
mehr und die kleinen Befiger und die Tagelöhner der Gemeinde haben den ganzen 
Aufwand zu veden. Werden diejelben nicht mit Recht fragen, was denn die 
leichtſinnige Wirthichaft eines fremden, ihrer Gemeinde nicht angehörigen Mannes, 
oder der Berfauf an einen fremden, überfchulveten Speculanten an ihren com= 
munalen Beziehungen zu dem Gute oder Hüttenwerfe geändert habe? 

Eine weitere Confequenz der Heranziehung der jog. Forenſen zur Ein— 
fommenfteuer ift die Freilaffung des in andern Gemeinden mit Communal-Ein- 
fommenfteuern belegten Reinertrags von Grumbftüden und vom Gewerbebetriebe 
von der Communal-Einfommenbefteurung im Wohnorte des Steuerpflichtigen. 
Die Städteorbnungen für die jechs öftlichen Provinzen vom 30. Mat 1853 und für 
Weftfalen vom 19. März 1856 haben übereinftimmend die Vorſchrift: „bei den 
Zuſchlägen zur claffificirten Einfommenfteuer muß jedenfall® das außerhalb der 
Gemeinde gelegene Grundeigentum außer Berechnung bleiben”. Durch die 
Minifterialanweifungen zu diefen Beftimmungen find diefelben dahin interpretirt, 
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daß in gleiher Weile, wie das Einkommen aus Grundbefig, au das aus aus— 
wärtigem Gewerbebetriebe herrührende Einfommen von der Communalfteuer frei 
zu lafjen ſei. Diefelbe Vorſchrift enthält das Gemeinde-Eintommenfteuer-Regu= 
lativ vom 31. Mat 1864 $ 2. In der Stübteorbnung und der Gemeinbe- 
verfafjungsnovelle für die Aheinprovinz vom 15. Mai 1856 heißt e8 Dagegen: 
„Ber Zuſchlägen zur Claſſen- und clajfifichrten Einfommenftener muß derjenige 
Theil des befteuerten Geſammteinkommens, welcher aus außerhalb der Gemeinde 
belegenem Grundeigenthume oder aus außerhalb belegenen gewerblihen Anlagen 
fließt und in der Gemeinde, wo das Grundeigenthbum oder die gewerblicyen An- 
lagen liegen, einer bejondren Gemeindebefteurung nad dem Einkommen unter- 
worfen ift, bis auf die Höhe dieſes Steuerbetraged von den Zuſchlägen in der 
Gemeinde des Wohnorts freigelafien werden‘. Wohl ohne Zweifel find die in 
den öftlichen Provinzen beftehenden Vorſchriften die richtigeren. Warım, um 
nur einen Punkt hervorzuheben, ſoll ein Grundeigenthümer, deſſen Grundbefig 
in einer Gemeinde Tiegt, welche ftatt durch eine Einkommenbeſteurung durch 
Zuſchläge zu den Ertragfteuern die communalen Bedürfniffe dedt, oder der Be 
figer eines. felbftftändigen Ritterguts, der alle communalen Laften aus eigener 
Taſche bezahlt, gegenüber der Wohnortögemeinde jchlechter geftellt fein, als ber 
Eigenthümer eines Grundftüde, das in einer Gemeinde mit Communaleinkom— 
menfteuer gelegen ift. Die Kreisorbnung ebenfo, wie der Gejegentwurf, betreffend 
die Aufbringung der Gemeindeabgaben, geben daher die Einfchränfung der rhei— 
nifchen Gemeindeordnungen wieder auf. Die Kreisordnung verfügt 8 16: „Nie 
mand darf von demjelben Einkommen in verfchiedenen Kreifen zu Kreisabgaben 
herangezogen werden. Es muß daher dasjenige Einkommen, welches einem Ab— 
gabepflichtigen aus feinem außerhalb des Kreifes belegenen Grundeigenthume, oder 
aus feinem außerhalb des Kreiſes ftattfindenden Gewerbe: oder Bergbaubetriebe 
zufließt, bei Beftftellung des im Kreife zu veranlagenden Einkommens desjelben 
außer Betracht gelaffen werden. Mit diefer Anordnung ftimmt $ 20 des neuen 
Communalfteuerentwurfs überein, indem nur ftatt „Kreis“ die Worte „Gemeinde- 
bezirf” und „Gemeinde“ ſubſtituirt find. 

Diefe Beltunmungen Liefern einen weitern Beweis von den üblen Folgen, 
welche die Aufhebung des natürlichen Berhältniffes, daß die perjönlichen Steuern 
von den Wohnortögemeinden, die Dbject- oder Ertragfteuern von der Gemeinde 
erhoben werden, in der das bewirtbichaftete Object Liegt, mit fich bringt. 
Durd) fie wird die perfönlihe Steuerpflicht in Bezug auf zwei wichtige Zweige 
des Einkommens völlig befeitigt. Grundeigenthümer und Gemerbetreibende, die 
nicht in der Gemeinde wohnen, in welder ihr Grundeigenthum oder Gewerbe: 
betrieb Liegt und feine weiteren Quellen des Einfommens haben, find in ber 
Wohnortögemeinde ganz communalfteuerfrei. Obgleih fie Bürger der letzteren 
Gemeinde find und perſönlich an allen Rechten und Vortheilen Antheil Haben, 
welche diefelbe gewährt, obgleich die Einfommenfteuer der naturgemäße Ausdrud 
der perfönlichen Steuerpflicht jede8 Bürger ift, werden fie auch von der Ein- 
fommenfteuer in der Wohnortsgemeinde befreit, während jeder Andere, auch 
wenn er völlig befiglos ift, oder fein Einfommen aus Amerifa oder Rußland 
bezieht, für den ganzen Betrag defjelben Communal-Einfommenftener an die 
Wohnortögemeinde zu entrichten hat. Weshalb aber ift der Gutöbefiter, der in 
die Stadt zieht, die Annehmlichkeiten vderjelben genießt, feine Kinder auf den 
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ſtädtiſchen Schulen unterrichten läßt, derjelben für feine Perfon nicht eben fo 
fteuerpflictig, wie der Rentner, der fi die Etadt zum Aufenthalte wählt, over 
der Beamte, der in ihr wohnen muß? Wie e8 fcheint, hat man gefühlt, daß " 
darin eine Unbilligkeit Liegt und in der neueften Städteordnung, der ſchleswig— 
bolfteinifchen, deshalb diefen Fehler dadurch zu verbeffern verjucht, daß man 
25 9), des Ertrags vom Grundbeſitz uno Gewerbebetriebe der Wohnortögemeinve, 
75 °%, der Gemeinde, in welcher der Reinertrag gewonnen wird, zugemiefen bat. 
Offenbar ein ganz willkürlich gegriffener Compromiß, denn man fünnte ebenfo gut 
50 oder 75 %/, wie 25 9, jegen. Es bleibt immer die Frage unbeantwortet, 
weshalb der Gutöbefiger weniger an die Wohnortögemeinde zahlen fol, als ver 
Rentner, oder der Beamte, während Alle doch in demjelben perſönlichen Ber: 
hältniß zu diefer Gemeinde ftehen. Wo man auf diefe Weife nad) Ausgleichungen 
fuchen muß, darf man, abgejehen von allem Andern, ſchon annehmen, daß das 
a welches perfönliche und reale Steuerpflidt durcheinander wirft, an ſich 
falſch ift. 

Während man durch diefe Beltimmungen einer Doppelbeftenrung des Ein- 
fommens der Forenſen vorgebeugt hat, findet diefelbe bei der communalen Ein- 
fommenbeftenrung der Erwerbsgeſellſchaften zur Zeit auf die ungerechtefte Weife 
ftatt. Diefelben bezahlen die communale Einfommenfteuer für ihr „Einkommen“, 
und daneben werden die Actionäre und Gewerke für die Dividenden oder die 
Ausbeute, welche fie von ihren Actien oder Cuxen beziehen, als für Theile ihres 
Einkommens, noch einmal zur commumalen Eintommenftener herangezogen... Der 
Reinertrag aber, welchen viefe Gefellichaften gewinnen, ift nicht ihr felbftftän- 
ftändiges Einkommen, neben welchem die Actionäre ein zweites ſelbſtſtändiges 
Einkommen aus ihren Actien bezögen, jondern der Neinertrag des von der Ae— 
tiengefellichaft betriebenen Unternehmens iſt Das Einkommen der Actionäre ge- 
rade jo, wie der Neinertrag der offenen Hanvelsgefellihaft das Einfommen der 
Geſellſchafter bildet. Im dieſer Hinficht ift zwiſchen den verſchiedenen Erwerbs: 
geſellſchaften nicht der geringfte Unterſchied und e8 tft ungerecht, bei den einen 
zwei fteuerpflichtige Einkommen, das der Gejellichaft und das ver Actionäre, zu 
ftatuiren, bei den andern nur eins, das der Geſellſchafter. Daß dem jo ift, wird leicht 
Klar, wenn man fic) vergegenwärtigt, daß ein jelbftftändiges Einfommen immer ent- 
weder auf Bermägensnugungen, oder Arbeitsleiftungen zurüdzuführen ift. Wo jemand 
ein Einkommen aus der Nutzung des eigenen Vermögens, oder aus feinen Ar- 
beitäleiftungen bezieht, da ift jelbftjtändiges Einfommen, wo jemand ohne eigene 
Bermögendnugungen oder Arbeitsleiftungen Mittel zum Unterhalte erhält, wie 
Kinder von den Eltern, Almojenempfänger von den Wohlthätern, da iſt fein 
jelbftftändiges Einkommen. Daſſelbe Vermögen, ein und dieſelbe Arbeitsleiftung 
tönnen nicht zweimal jelbftftändiges Einfommen gewähren. Der Xeinertrag 
eined von einer Actiengejellfchaft betriebenen Unternehmens und die Dividende, welche 
an die Actionäre gezahlt wird, find aber der ‘Preis einer und derfelben Bermögens- 
nugung, nämlich dev Nutzung des Anlagecapitals, welches die Actionäre zum Be— 
triebe des Unternehmens zuſammengeſchoſſen haben, es iſt aljo aud nur ein 
fteuerpflichtiges Einfommen vorhanden. Beſteuern alfo die Gemeinden den Rein— 
ertrag als das Einkommen der Actiengefellihaft und die Dividenden als das 
Einfommen der Actionäre, jo Liegt eine unbillige Doppelbefteurung vor. 

Der Gefeentwurf, betr. die Aufbringung der Gemeindeabgaben ($ 21) 
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will eine Doppelbefteurung dadurch verhüten, daß zwar die Erwerbögefellichaften 
zur Einfommenbefteurung der Gemeinden herangezogen werden, aber dafür den 
Actionären und Gewerken für die Dividenden und Ausbeute Freiheit von der— 
jelben gewährt wird. Aber der Ausführung einer ſolchen Beftimmung werden 
fih große Schwierigkeiten in den Weg ftellen. Wie wollte man eine Garantie 
dafiir Schaffen, Daß Derjenige, der die Actien präfentirt, um Steuerfreibeit für ihre Di— 
videnden zu erlangen, auch wirklich ihr Eigenthümer wäre? Es wäre möglich, 
daß fich ein Leihgeſchäft mit Actien entwidelte. Ein Rittergutöbefiger, der Feine 
Gommunal-Einfommenfteuern bezahlt, könnte 3. B. feine Actien einem Banquier 
in einer hochbelafteten Stadt überlaffen, damit dieſer einen Theil feines Ein- 
fommens damit fteuerfret mache. Auch würde die Geringfügigfeit des Actien— 
befige8 mancher Steuerpflichtigen zu minimalen Steuerbefreiungen führen, bie 
zu berechnen nicht der Mühe lohnte. Endlich könnte unter Umftänden eine 
große und ganz unbillige Benahtheiligung der Wohnortögemeinde aus der Be— 
ftimmung folgen. Das thut recht gut eine Denkichrift verfchiedener Eiſenbahn— 
verwaltungen dar, die im Jahre 1869 dem Abgeorbnetenhaufe eingereicht wurde, 
als der erſte Kreisgefegentwurf eine ähnliche Anordnung, wie der neue Gemeinde- 
jteuer-Gejegentwurf enthielt. Es wurde darin Darauf aufmerkfam gemacht, daß z.B. 
die Berlin: Anhalter Bahn das Transportgewerbe nicht blos in Berlin, fondern 
auch in andern Orten (Halle, Leipzig, Wittenberg u. |. mw.) betreibe. Nach 
Reſeript des Handeldminifters ſei deshalb jeder Station ein nach Verhältniß 
der Stationseinnahme normirted fteuerbares Reineinfommen überwiefen, welches 
in Berlin bisher 36 °/, des Geſammteinkommens der Anhaltifchen Bahn betragen 
habe. Set e8 num nicht blos möglich, Jondern jelbft wahrſcheinlich, daß in Berlin 
fid) die Eigenthiimer von mehr als 36 %/, des Stammcapitals der Berlin-Anhaltifchen 
Bahn befinden, jo trete die Folge ein, daß die Stadt Berlin kraft des gedachten 
Abzugsrechts der Actionäre von dem Ertrage der Anhaltiihen Bahn nicht 
nur feine Einnahme habe, jondern noch Zubuße zu tragen habe. Einer folchen 
üblen Folge für die Wohnortögemeinde kann auch nicht Dadurd vorgebeugt 
werden, Daß man der Wohngemeinde das Recht giebt, jedenfall® 25 9%, des Ge- 
Jammteinfommens eines Steuerpflichtigen für ihre eigene Beſteurung in Anſpruch 
zu nehmen, eine Anordnung, die $ 21 des Gejegentwurfs ebenfalls enthält. 
Denn nur jehr wenige Gapitaliften werden 75 9%, ihres Vermögens in Actien 
angelegt haben, nur ſehr wenige Actionäre werden daher von diefer Claufel 
überhaupt berührt. 

Ber der Abneigung, welche zur Zeit in weiten reifen gegen Actiengeſell— 
haften befteht, werben vielleicht Viele eine Doppelbefteurung für ein gevedht- 
fertigte Mittel zur Einſchränkung diefer Unternehmungsform halten. Aber die 
Actiengeſellſchaft dürfte Durd) den offenfundigen und überaus gemeinſchädlichen Miß— 
brauch, der mit ihr getrieben, auf geraume Zeit hin ſchon mehr discreditirt fein, als 
es im Intereſſe unferer gefammten wirthſchaftlichen Entwidlung wünjchenswerth 
it. Man jollte doch bedenfen, dag in vielen Induftriezweigen Unternehmungen 
im ganz großen Stil fchlechterdingd unvermeidlich find, wenn wir nicht hinter 
dem Auslande zurüchbleiben wollen, daß aber das dazu nothwendige Capital ſich 
beit ung faum jemal$ in einer Hand vereinigt findet. Faſt nur da, wo ein 
Induſtrieller Klein angefangen und mit ungewöhnlichem Geſchick und Glück feine 
Unternehmung dauernd erweitert hat, haben wir großartige Unternehmungen, die 
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einem Eigenthumer oder einer offenen Hanbelögefellihaft gehören, und auch 
Für So entftandene Etabliffements ift die Verwandlung in eine Actiengejellichaft 
in der Regel ſchon in der zweiten Generation die Bedingung ihrer Eriftenz. 
Es würde zu weit führen, die Urſachen diefer Erſcheinung bier zu erörtern, nur 
Das möchte ich hervorheben, daß dieſelbe keineswegs nur unfreulicher Art ift. 
Sn focialpolitifher -Hinficht namentlich ift die größere Theilung ded Bermögens, 


ET rweldie die Actiengefelibaft ftatt des VBetrieb8 durch Einzelunternehmer noth- 


wendig macht, ein entichiedener Vortheil. Aber, wie dem auch fein möge, wir 
men die Actiengejelfhaften, Commanditactiengefelichaften und die Gewerk— 
— Be in dem Bergbau, den wichtigften Zweigen der metalliihen Induftrie, Der 

ei, dem Bank⸗ und Verſicherungsgeſchäft u. |. w. gar nicht entbehren und ' 
8 ift gewiß verfehrt, durch befondere Belaftung der Actiengefellichaften und Ge: 
en den Aufſchwung in diefen wichtigen Zweigen gewerblicher Thättgfeit 
zu lähmen. 

Wir übergehen manche fleineren Uebelftände, zu welchen die Benutzung 
einer Berjonaliteuer für die communale Befteuerung von Erwerbsgeſellſchaften 
juriftiicher Berfonen, Erwerbsgejellihaften und Forenſen geführt hat. Nur das 

= muß hervorgehoben werden, daß das Neid ſowohl, wie der preußiſche Staat 
ih aus Enſſchiedenſte weigern, für ihre nugbaren Grundftüde und ihren Ges 
= mwerbebetrieb in den Gemeinden ſich eben fo wie andere juriftijche Perfonen mit 
kommunalen Eintommenfteuern belegen zu laffen, während fie Zujchläge zu ben 
= Ertragfteuern zu zahlen fich nicht fträuben. Die Gründe, welche dafür anges 
führt werben, find unſeres Erachtens unwiderleglich, aber fie finden ebenfo gut 
auf Actiengefellihaften u. j. m. Anwendung, wie auf den Staat. Die Motive 
neuen Geſetzentwurf jagen: „Es hat davon abgeftanden werden müfjen, die— 
relben“ d. h. den Staatsfiscus, die Gemeinden und weiteren Commmmalverbände, 
nad) der Höhe ihres vorbezeichneten Einfommens fingirt zu veranlagen, und 


= war aus dem Grunde, weil ein ſolches fteuerpflichtiges Einkommen gar nicht 
zu ermitteln ift. Von dem erzielten Bruttoeinfommen find nad) den Beftimmungen 


Des Gefeges vom 1. Mai 1851 behufs Ermittlung des fteuerpflichtigen Reinein- 


kommend nicht nur die auf dem Grumdbefige laſtenden Steuern, Die zur Wort: 


— des Handels⸗ und Gewerbebetriebes nothwendigen Ausgaben und die 
üblichen Abſetzungen für die jährliche Abnutzung von Gebäuden und Utenfilien, 
FE ndern auch die Zinfen von den Schulden des Steuerpflihtigen und den ihm 


* auf Grund rechtlicher Verpflichtung obliegenden Leiftungen in Abzug zu bringen, 
Eine folhie Berehnung ift bei dem Einfommen des Fiscus, der Gemeinden und 


weiteren Communalverbände unmöglich, insbefondere eine Feftftellung der Beträge 


2 fie die denjelden auf Grund rechtlicher Verpflichtung obliegenden Beiträge un— 


uni." Uber auch bei einem Theil der Forenfen, insbefondere den im Aus— 
ande wohnenden, ift ein Abzug der nicht auf dem Grundbeſitz haftenden Schulb- 
znfen ſchlechterdings unmöglich, „alſo ebenfalls ein fteuerpflichtiges Einkommen 


ee nicht zu ermitteln“. Werm ferner befonderes Gewicht gelegt wird auf Die Uns 


möglichkeit, die Beträge für die dem Fiscus auf Grund vechtlicher Verpflichtung 


er obliegenden Leiftungen feftzuftellen und von feinem Einfommen abzuziehen, fo 


Diefe Veranlagungsvoricrift allerdings nur bei dem Einkommen wirf- 


= hiher Verfonen, dagegen nicht beim Fiscus, aber ebenfo wenig bei Aetienge- 
elihaften umd andern juriftiihen Perfonen einen Sinn. Auch bei einer 
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Acttengefellihaft könnte e8 zweifelhaft fein, ob nicht die Dividenden, welche jie 
ihren Actionären zahlt, als auf Grund vechtlicher Verpflichtung zu machende Zah— 
lungen zu bezeichnen wären; eine Stiftung aber, die ihre Einkünfte ſtiftungs— 
gemäß für beſtimmte Zwede zu verwenden bat, macht diefe Verwendungen ohne 
Zweifel auf Grund rechtlicher Verpflichtung. Actiengeſellſchaft und Stiftung 
könnte man deduciren, haben daher fein fteuerpflichtiges Einfommen. Aber daraus 
geht nur hervor, daß die Feititellung eines Einkommens juriftiiher Perſonen 
und Erwerbsgefellihaften, in dem inne, wie unfer Gefeg vom 1. Mat 1851 
den Begriff Einkommen ganz ridtig erfaßt, überhaupt unmöglich ıft. Bei wirk— 
lihen Perfonen find auf Grund rechtlicher Verpflichtung zu macende Ausgaben 
natürlicher Weife von den Einnahmen abzuziehen, wenn das für ihre perfänlichen 
Bedürfniſſe disponible Einkommen gefunden werden ſoll, denn die Summen, 
welde fie Andern zu zahlen rechtlich verpflichtet find, können fie nicht für fid) 
verwenden. Fingirte Perjönlichkeiten haben keine eigenen Bedürfniffe und fünnen 
daher ihre Einkünfte nicht für fich jelbjt, fondern nur für die Zwecke und Be— 
dürfniſſe anderer, wirklich exiftirender ‘Perfonen verwenden und da iſt e8 vom 
Standpunkte der Steuerpflicht völlig gleichgültig, ob dies auf Grund rechtlicher 
Verpflichtung oder freier Beſtimmung Derjenigen geſchieht, welche das Vermögen 
ber fingirten ‘Perfon verwalten. 

Wenn der Fiscus nicht zu communalen Einkommenfteuern herangezogen 
werden darf, jo muß man ſich nach anderen Formen feiner Communalbefteurung 
umfehen. Da zeigt fich denn wieder, daß an ſich für jolde Verhältniſſe die Er- 
tragftenern Die richtige Art der Bejteurung wären, daß aber unfere preußifchen 
Ertragfteuern zu unvolltommen find, um für Dielen Zwed zu genügen. Die 
Kreisordnung beftimmt ($ 14), daß der fiscaliiche Grundbejig und Gewerbe- 
betrieb zwar von der Einfommenjteuer des Kreiſes fern bleibt, dafür aber mit 
der Grund- und Gebäubdefteuer um die Hälfte desjenigen Procentjages ftärker 
belaftet werden könne, mit welchem die Claſſen- und claffificirte Eintommenfteuer 
dazu herangezogen werde. Es ıft das eine mäßige Abfindung, die da allenfalls 
genügen fann, wo das nugbare Vermögen des Fiscus in Feldgütern, Waldungen 
und Gebäuden befteht, aber ganz und gar nicht ausreicht, wo im Gemeinde 
bezirk fiscalifcher Bergbau, Hütten= oder anderer Gewerbebetrieb in größerem 
Umfange vorhanden ift. Das ſcheinen die Verfaſſer des neuen Geſetzentwurfes 
auch gefühlt zu haben. Ste haben die angeführte Befteurung aus $ 14 der 
Kreisordnung im $ 24 des Entwurfs aufgenommen, aber außerdem einen $ 25 
folgenden Inhalts hinzugefügt : 

„Zur Bergütung derjenigen Ausgaben, welche einer Gemeinde 

a) durch die Benugung oder Bewirthichaftung, Umwandlung oder Bebauung 

von Grundftüden oder 

b) durch die Herftellung oder den Betrieb von Bergs, Hütten und Salz: 

werten, Eijenbahnen oder Fabrikanlagen, 
des preußiſchen Staats, einer Gemeinde oder eined der weiteren Communalver: 
bände erwachſen, ift die Gemeinde die Yeiftung eines Beitrags zu fordern beredtigt, 
fofern dieſe Ausgaben andernfalld nicht, oder nicht in gleicher Höhe entftanden 
fein würden.‘ 

„Bei der Feitftellung diefer Ausgaben und des zur Vergütung derſelben zu 
leitenden Beitrags find einerjeits die befondern Verhältniffe, welche auf die Höhe 
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der bezüglichen Ausgaben des Gemeindehaushalts von Einfluß find, andererjeits 
die Bortheile, weldye der Gemeinde durch diefe Ausgabe erwachfen und zugleich 
die Yeiftungen zu berüdfichtigen, welche Seitens des Fiscus bezw. des beitrags- 
pflichtigen Communalverbandes in Gemäßheit des $ 24, ſowie fir gleiche oder 
ähnliche Zwede, mie die in Frage ftehenden gefchehen, inſoweit diejelben eine 
Verringerung der bezüglihen Ausgaben zur Folge haben (Aufwendungen für 
Wegebau, für Schulanftalten, Unterftügungscaffen, Knappſchaftscaſſen).“ 

Wir fürchten, die Feftftellung folder Beiträge wird in den einzelnen Fällen 
endloje Schwierigfeiten machen und zulegt nur mit einem großen Mafe von 
Willkür zu beftimmen fein. Gerade deshalb erhebt man Steuern, weil man die 
Leiſtungen des Staats und der Gemeinde nicht einzeln tariren kann. Schon 
die Mehrkoften zu beftunmen, welche ein fiscalifche® Bergwerk oder eine 
Reparaturwerfftätte, ein Bahnhof einer Gemeinde in der Unterhaltung der Wege, 
der Schulen u. |. w. verurfachen, wird große Schwierigkeiten haben, aber Davon 
abzuziehen den Werth der Bortheile, melde der Gemeinde durch die eigenen 
Ausgaben diefer Unternehmungen erwachſen, die Verminderung der Arinenkoften, 
die durch eine Unterftügungscafje für fiscalifche Arbeiten entfteht, u. |. w. würde 
ein überaus mißliches Unternehmen fein. Die Motive legen überdies bejonderes 
Gewicht darauf, daß eine ſolche Vergütung von den Gemeinden nur aus— 
nahmsweiſe gefordert werden dürfe, vom Reiche aber follen derartige Bet: 
träge überhaupt nicht verlangt werben fünnen, und deshalb dürfte dieſer Erſatz 
für das den Gemeinden gegenüber andern juriftiichen Perfonen gewährte Be— 
ſteurungsrecht des Einfommens wenig befriedigen. Es werben aber auch ganz 
eigenthümliche VBerhältniffe entftehen, wenn man den Fiscus da, wo er em 
privatwirthichaftliches Gewerbe in Concurrenz mit Privaten treibt, von ber 
wichtigften Communalbeftenrung befreit. ine Staatseifenbahn bezahlt feine 
Sommunaleintommenfteuer, dicht daneben Liegt der Bahnhof und die Linie einer 
Privatbahn; fie werden in allen Gemeinden zu den Communaleinfommenfteuern 
herangezogen. Vielleicht macht die Staatseifenbahn der Privatbahıı Concurrenz 
auf Leben und Tod und dod) diefe Ungleichheit der Belaftung! Erwirbt der Staat 
die Privatbahn, jo leiden ſämmtliche Gemeinden eine Einbuße in ihren Ein: 
fünften durch den Wegfall des Beſteurungsrechts. An den wirthichaftlichen 
Beziehungen der Bahnhöfe, Werkftätten zu den Gemeinden hat fi Nichts 
geändert. Derfelbe Contraſt wird beim Bergbau, den Hüttenwerken u. |. w. 
des Staatd und der Privaten, und namentlich) bei ihrem Verkauf, oder Ankauf 
durch den Fiscus entftehen. Wie viel richtiger wäre e8, wenn der Staat und 
das Reich, da, wo fie nicht ihmen ausſchließlich zukommende, weſentlich ftaatliche 
Functionen ausüben, jondern ein Vermögen in derjelben Weile, wie Privaten, 
privatwirthſchaftlich nugen, auch die auf privatwirthichaftlic genustem Vermögen 
ruhenden Lajten ebenjo wie Private tragen. 

So hat die Einkommenbeftenrung von Forenfen, juriftiichen Perſonen 
und Erwerbögefellihaften ein Syftem von Widerfprühen und Unzuträglicfeiten 
der mannigfachften Art zur Folge. 

Hat man in der Befteurung der Forenfen, juriftifchen Perfonen und Erwerböge- 
jellfchaften einen unglücklichen Verſuch gemacht, eine veine Perfonalfteuer jo auszu— 
dehnen, daß fie in gewifjen befonvdern Fällen die Stelle einer Object: ober 
Ertragsfteuer vertritt, jo hat man andererfeit8 auch wieder es unternommen, Die 
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Eintommenfteuer fo einzufchränten, daß in vielen, aber keineswegs allen Fällen der Drud 
gemildert wird, welcher aus der gleihmäßigen Befteurung des Einfommens aus Ar- 
beitöfeiftungen und aus in der Gemeinde gelegenen Bermögensnugungen entftehen muß. 

Die Staatsbeamten dürfen nad) dem Geſetz vom 11. Yuli 1822, was 
ihre Beſoldung angeht, nur innerhalb beſtimmter enger Schranken zu den 
Communalfteuern herangezogen werden. Die Geiftlihen und Lehrer find frei 
von den Perjonalfteuern der Gemeinde, foweit ihnen diefe Befreiung zur Zeit 
der Verkündigung der Gemeindeordnung vom 11. Mai 1850 zuftand, Militär- 
perfonen find von directen Gemeindeabgaben und Laften, mit Ausnahme ver 
von Grundeigentum und Gewerbebetrieb, gänzlih frei. Der neue Gejeßent- 
wurf mill diefe Befreiungen ſämmtlich aufrecht erhalten. Ber den Verhandlungen, 
die über diefelben in neuerer Zeit zu wiederholten Malen im Yandtag 
und in der Prefje geführt worden find, hat man zu ihrer Rechtfertigung haupt— 
fählih angeführt, die Befoldungen der Beamten, Geiftlihen, Lehrer ſeien ihrem 
ganzen Betrage nah den Einſchätzungsbehörden befannt, fie würden daher 
immer jchärfer eingeſchätzt, als Gewerbetreibende, Capitaliften u. |. w., während 
doch bei ihren niedrig gegriffenen Befoldungen viel eher eine Schonung 
angezeigt wäre. Aber weder die Einfchägungsverhältniffe, noch das Map 
der Bejoldung können an fi) eine folde Befreiung rechtfertigen, Die dem all- 
gemein anerfannten Grundjage, daß öffentliche Yaften für Alle nad) gleichem 
Mafftabe, mit Ausſchluß aller Eremtionen und Privilegien, umzulegen find, 
widerſpricht. Denn die ungleihmäßige Einſchätzung geſchieht in erfter Linie 
zu den Staatöfteuern, an melde die Gemeinde fih nur anſchließt. ft fie 
vorhanden, jo würde vor Allem der Staat bei feiner Einfommenbefteurung für 
eine Abhülfe zu forgen haben, nicht aber ſeinerſeils die unbillige Einfhägung 
vornehmen, jeine eigenen Steuern demnach erheben, dann aber bei der Ge— 
meindebefteurung feine Beamten gegen Unbilligkeiten ſchützen dürfen, die er jelbft . 
ihnen zuzufügen fein Bedenken trägt. Eben dafjelbe gilt von der niedrigen 
Bejoldung der Staatöbeamten. Bft fie in der That zu gering, jo wäre e8 
Dod vor Allem Aufgabe des Staats, Abhülfe zu Ichaffen, oder, wenn das nicht 
möglih, dann doc bei der Staatseinfommen: und Claſſenſteuer zunächft dieſe 
Berücfichtigung eintreten zu laſſen. Uebrigens ift die verhältnißmäßig ſcharfe 
Einihägung der Beamten zur Claſſen- und Einfommenfteuer, die wir im Al- 
gemeinen nicht läugnen wollen, feineswegd auf die Staatsbeamten beichräntt, 
Jondern ihr unterliegen die Beamten von Privatgefellichaften und überhaupt 
alle Diejenigen, die ein feftes, den Einihägungscommiljionen  befanntes 
Einkommen beziehen. — 8 ift dann von den VBertheidigern der Privilegien 
ferner angeführt worden, die Gommunalfteuern ſeien in verſchiedenen 
Gemeinden von ſehr verfchtedener Höhe, der Staat aber müſſe feinen Be— 
amten ein Einkommen von beſtimmter Höhe und Dauer garantiren, Das 
jei aber nicht möglih, wenn an dem einen Orte der Beamte einer ehr 
hoben, an dem andern gar feiner, oder dod) einer jehr niedrigen Befteurung 
unterliege. Nun find aber nicht nur die Communalfteuern, ſondern in noch 
höherem Grade andere Ausgaben der Beamten von jehr verjchtedener Höhe 
an verfchtedenen Orten und wenn dieſer Unterjchied ein gar zu drüdender wird, 
fo ift e8 Sache de? Staats, durch Tocale Gehaltszufchläge diefe Ungleichheit 
auszugleichen, wie das ja bei den Wohnungen in Preußen durch die Wohnungs- 
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ge: chädi zum Theil ſchon geſchehen iſt. Der Beamte, heißt es ee 
 mülfe fei Wohnort oft wechſeln, Fr ſich denſiben nicht frei 
F > Uber wie klein iſt die Zahl derjenigen, die ſich ihren Aufenthaltsort ſelbſt frei 
E wählen können, und wenn der Staatöbeamte häufiger ald andere Stände feinen 
Wohnort zu Ändern gezwungen ift, fo zahlt er aud am jedem Orte nur fo 
— Tange Communalfteuer, als er dort weilt. Wie aus dieſem Umftande gefolgert Bi 
- werben kann, daß es an jedem Orte in Bezug auf die rein perfünliche Stener- — 
pflich einer Exemtion bedürfe, iſt uns unerfindlich. F 
Nur ein gewichtiger Einwand gegen die volle Heranziehung der Staats- ie 
beamten zu der communalen Einkommenbeſteurung erſcheint unter den gegen FE 
= Verhältnifien ummiderleglih, aber er gilt micht nur für Beamte, Be 
für alle diejenigen, die ein Einkommen aus Arbeitsleiftungen oder zwar — 
aus Bermögensnutzungen, aber nicht aus dem Gemeindebezirk beziehen. Es it 
- mbilig, wenn fie diefelbe Quoten von ihrem Einfommen zahlen jollen, wie Dies Se 
jenigen, welche ein Einkommen von Bermögensnugungen im Gemeindebezirk beziehen. — 
Denn die communalen Einkommenſteuern dienen gegenwärtig nicht nur als Be 
3 Perjonalfteuern, jondern in Folge der Unbrauchbarkeit unferer Extragftenern 
— Es auch als Realfteuern, um die Gewerbtreibenden und Grundbefiger den 
5 .. Grundbefig und Gewerbebetrieb entſprießenden befonderen Beziehungen 
einde entfprechend zu belaften. Dies beweift auf das Klarſte ihre 
e. auf die Forenfen und Erwerbögefellichaften. Es laſſen fih ja in 
den Gemeinden drei Claſſen von Steuerpflihtigen unterfheiden, deren Steuer- 
fü eine weſentlich verſchiedene Grundlage hat. 1) Diejenigen, welche ihr Ein- 
= oınmen aus Arbeitsleiftungen oder von Vermögen außerhalb der Gemeinde 
und alſo nur perfönlihe Beziehungen zur Gemeinde haben; 2) die 

jen ımd Erwerbsgeſ ellſchaften, die nur kraft ihres Srumobefitzes oder 
bebetrieb8 in der Gemeinde, alfo nur wegen realer Beziehungen, die von 
ie Perſon gänzlich unabbängig find, zu den Communaljteuern herangezogen ) 
Be und endlich 3) Diejenigen, welche beide Beziehungen zugleich haben 
und fowohl, weil fie Gemeindebürger jind, ihre perjönlichen Bürgerpflichten 
Ein Der Gemeinde zu erfüllen haben, wie wegen ihres Gemwerbebetriebs oder 
r Grundbeſitzes in der Gemeinde zu ſteuern haben. Die letztere Claſſe hat 
Zeme Doppelte Steuerpflicht im Vergleich zu jeder der beiden erftern, die perjön- 
che und die reale, während die erſte Claſſe nur perſönliche, die zweite nur 
reale Beziehungen zur Gemeinde hat. Nichtsdeſtoweniger zahlt jene zu der 
= weitaus vichtigſten, in manchen Orten einzigen Communalſteuer feinen höhern 
* locemſab ihres Eintommens, als dieſe. Darin Liegt eime offenbare Unges 
e rehtigfeit, Die noch die weitere üble Folge hat, daß die in der Gemeinde 
_ wohnhaften Grundbefiger und Gewerbtreibenden das größte Intereffe haben, ſoviel 

| als irgend möglich alle Gemeindeausgaben durch die für fie jo vortheilhafte Ein- 
7 fommenbefteurung zu decken. Da fie der Natur der Dinge nad) in der Regel 
auch in ber Gemeindevertretung berrfchen werden und ſich überdies auf Die 
Mängel der Ertragfteuern berufen können, jo kann es ihnen gewöhnlich 
. nicht ſchwer fallen, ihr Intereſſe zur Geltung zu bringen. Durd die Bes 
der Beamten, Lehrer, Geiftlihen und Dfficiere wird dann allerdings 

ein Theil der ſonſt Ueberbürbeten von der Ueberbiirdung befreit, aber doch nur 
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ein Theil, und die Weberlaftung des andern Theild darum nur um jo 
drüdender ) 

Die beiden von und beſprochenen Mifftände, die Befteurung der Forenfen, 
juriftiichen Perfonen und Ermerbögefellichaiten und die Privilegien der Be— 
amten, jind Daher einerjeitS Folgen der Hypertrophie der Einkommenſteuer, an 
der unfer Communalfteuerwefen franft, andrerfeits haben fie auch die Tendenz, 
die Hhpertrophie weiter zu fteigern, wie die bei Krankheitserſcheinungen am 
organiſchen Körper ja zu geſchehen pflegt. Beide Verbildungen ver allgemeinen 
perjönlihen infommenfteuer werden übrigen® aud in meiten Kreiſen als 
Uebelftände empfunden. Auf dieſe beiden Punkte faft ausſchließlich richteten 
fih alle Petitionen, die in den legten Jahren, ſeitdem man weiß, daß ein 
Communalfteuergefe bevorfteht, beim Haufe der Abgeordneten eingereiht worden 
find, gewiß ein Beweis, dar gerade die Negelung diefer beiden Fragen durch 
das neue Gefeg mit befonderer Sehnfucht erwartet wird. 

Die Abhülfe wird ſchwerlich erfolgen können, wenn es nicht gelingt, für 
die Heranziehung des unbeweglichen Vermögens und des Gewerbebetriebes eine 
befiere Methode zu finden, als fie die beftehende Extragbefteurung des 
Staats bietet. 

Sowie durch eine communale Realftener alles unbewegliche Vermögen und 
ber ganze Gewerbebetrieb in einem Maße beftenert wird, der dem Nuten ent- 
Ipriht, den Grundbeſitz und Gewerbebetrieb aus dem Gemeindeverband ziehen 
und den Koften, welche fie ihm verurfachen, fann man auf jede ausnahmsweiſe 
Befteurung der Forenſen, Erwerbsgeſellſchaften und juriftiihen Perſonen ver- 
zichten. Denn wenn bdiefelben eine ihrem Verhältniß ale Grundbefiger und 
Gewerbtreibende entiprechende Realſteuer tragen, fehlt jeder Grund, fie mit 
einer Perfonalftener zu belegen, da fie ja feine Bürger der Gemeinde find und als 
Perfonen im Gemeindebezirf gar nicht eriftiven. Die Einfommenbefteurung der 
Forenſen u. |. w. muß dann wegfallen. Bei der Kealbefteurung aber machen die= 
jelben gar feine Schwierigfeiten. Eine communale Realfteuer würde ohne Rüdjicht auf 
den Eigenthümer von allen Grundſtücken und allem Gewerbebetriebe entrichtet werden, 
gerade jo wie-jegt die Grundfteuer und Gewerbefteuer. Derartige Steuern von allem 
fiscaliſchen Gewerbebetrieb und von allem fiscaliſchen Grundeigenthum zu zahlen, 
das nicht Öffentlichen Zwecken dient, fondern eine privatwirthichaftliche Nutzung 
abwirft, kann ſelbſt der Staat ohne die größte Unbilligkeit nicht verweigern. 

Nur wenn durch eine ſolche angemeſſene Realbeſteurung ein erheblicher 
Theil der communalen Bedürfniſſe gededt wird, kann man ferner die Einfommen- 
fteuer wieder fo reduciren, daß fie von allen Gemeindeangehörigen als perſön— 
liche Bürgerpflicht getragen werden kann und fein Grund für die Exremtionen 
ber Beamten mehr ift. Die Einfommenfteuer würde dann wieder werden, was 
fie ihrer Natur nah ift, eine rein perfönliche Stener. Wünſchenswerth bliebe 
Dabei immerhin gerade im Intereſſe des Beamtenftandes eine andere Ein- 
richtung der Progreffion des Steuerfußes, als die gegenwärtige, die zu raſch 


*) Nur jo erklärt e8 fich, daß große Stabtgemeinden trot wiederholten Drängens 
der Staatöregierung fich geweigert haben, die Grund- und Gebäubefteuer mit irgend 
einem Wrocentfage zur Commumnalbefteurung heranzuziehen und die ganze Paft anf 
die Einkommenſteuer geworfen haben. 
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fteigt und zu früh mit eintaufend Thalern Yahreseinfommen abfchliegt. Aber 
auf Er Frage mollen wir aus den vorher wmitgetheilten Gründen nicht 
eingehn. 

Es handelt fich aljo bei der preußifchen Communalbeftenrung vor Alleın 
darum, Statt der ungleihen und unvollftändigen Exrtragiteuern des Staats eine 
volitändige Befteurung des ganzen im Gemeindebezirk eine Nutzung oder Ertrag 
gewährenden Vermögens einzuführen. Auszuſchließen dürfte nur das bemegliche 
Vermögen jein, welches zu perfönlihem Gebrauche dient. Die Meobilien, 
welche in den Häufern für die Hauswirthichaft, für die perfönliche Annehmlich— 
feit, die Bequemlichkeit der Bewohner vorhanden find, ftehen nicht in den Be— 
ztehungen zum &emeindehaushalte, wie das unbemwegliche oder das gewerblich 
genugte bewegliche Vermögen. Die Abſchätzung ihres Capital- oder Nutzungs— 
werthed dürfte überdies unüberwindlichen Schwierigfeiten unterliegen. 

Eine Abſchätzung des jährlichen Nutzungswerthes (annval value) alles 
unbeweglichen Bermögend zum Zwede der communalen Beftenrung befteht be- 
fanntlih in England und bildet dort die Bafis für die Vertheilung der großen 
communalen Yaften und ſomit für die engliiche Iocale Selbftregierung. Bon 
diefer englifchen Iocalen Befteurung, die ihren Grundzügen nad durch die 
Schriften von Kries, Gneift, Bödecker, ſowie durch die neuern engliichen Ar— 
beiten wohl binlänglich befannt ift !), würde ſich die von uns verlangte Befteurung 
in folgenden Punkten untericheiden. 

1) Die englifche Armenftener, nach deren Fuß weitaus die meiften andern 
localen Steuern umgeleat werden, tft eine Steuer, die vom jedeßmaligen Be— 
figer, dem oceupier des unbeweglichen Vermögens, entrichtet werden muß, die 
der Miether, der Pächter zahlt von dem jährlichen Mieth- und Pachtzinfe, 
den er entrichtet 2). Die Steuer, welche wir befürworten, tft eine Ertrag: 
fteuer, welche der Eigenthümer von dem Nutungswerth feines Eigenthums be— 
zahlt. Gewiß ift e8 nicht unwahrſcheinlich, daß ein nicht unerheblicher Theil 
der entrichteten Steuer in England von den Miethern und Pächtern durch eine 
Verminderung der Mieth: und Pachtzinfe überwälzt wird auf die Eigenthümer. 
Das läßt fich mit einer gewiſſen Probabilität a priori deduciren und zeigt ſich auch 
darin daß die Pachtzinſe, viel weniger ſchon die Miethzinſe in Gemeinden 
mit ſehr hohen Communalſteuern verhältnißmäßig gedrückt zu ſein pflegen. 
Die Ueberwälzung iſt aber andererſeits gewiß auch keine vollſtändige, in vielen 


1) ©. Kries Ueber die Gemeindeſteuern in England in der Zeitſchrift fir bie 
gefammte Staatswiſſenſchaft XI. Band ©. 1 ff., ©. 222 ff.; Gneift, Selfgovernement, 
Communalverfafiung und Berwaltungsgerichte in England, 3. Aufl., Berlin 1871, 
©. 116 fi.; 3. Bödeder, Die Communalbefteurung in England und Wales, Berlin 
1873. Das umfafjendfte und Iehrreichfte Material aber findet ſich in ben wieder— 
holten Reports parlamentarifcher Committee on local taxation namentlih von 
1850 und 1870. Daflelbe ift im überfichtlicher Weife verarbeitet in den beiden 
Tayler Prize Essays on Local Taxation von R. H. Inglis Palgrave und 
John Scott, bie in dem Journal of the Statistical Society vol. IV 1871 
publieirt find. 

?, Eine Ausnahme bilden die Heinen Mietwohnungen, bei denen bie Gemeinden 
durch die small tenements act 13 & 14 Vict. ec. 99 ermädtigt find, der bequemeren 
ig ag halber, die Eigenthlimer ftatt des Miethers zur Steuer heranzu— 
iehen. Bon bdiefer Ermächtigung ift bejonders in ben größeren Städten ein umfaf- 
ei Gebraud gemacht worden. 
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Fällen fogar kaum wahricheinlic und fir den Steuerpflichtigen nicht fühlbar. 
Die Einführung einer Miethfteuer z. B. in einer raſch aufblühenden Stadt 
wird ſchwerlich zu einer bemerkbaren Herabfegung der Miethpreife führen. 
Jedenfalls ift die Frage, ob und wie weit eine ſolche Ueberwälzung ftattfindet, 
in England fo gut wie bei uns eine der beftrittenften und mit Genauigfeit 
überhaupt gar nicht zu löſen ). Wie wenig die beiden Parteien von der 
Ueberwälzung auf die Eigenthümer überzeugt find, fieht man ſchon daraus, daß 
die Grundeigenthümer fich weigern, einen Theil der Iocalen Steuern zu über- 
nehmen , während die das Intereſſe der Miether vertretenden Radicalen 
und fortgefchrittenen Xiberalen jeit einiger Zeit verlangen, daß die Hälfte der 
Gommunalfteuer vom Eigenthümer, die Hälfte von dem occupier entrichtet 
werde. In Schottland ift diefe Theilung durch das Geſetz geftattet und im 
der großen Mehrzahl der Gemeinden wirklih durchgeführt, in England find bis 
dahin die auf dies Ziel gerichteten Beftrebungen erfolglo8 geweſen. Die Grund 
eigenthümer haben ſich Dagegen aufs Heftigfte gewehrt, obſchon fie durch Ueber— 
nahme eine® Theil® der Communalbefteurung ihren Einfluß bei den commu— 
nalen Wahlen verftärten würden. Bei diefer Unficherheit der Ueberwälzung 
aber darf die englifhe Communalſteuer nicht, wie e8 in Deutjchland wohl 
geichehen, als eine Communalgrundfteuer bezeichnet werben, fie hat vielmehr die 
doppelte Tendenz, einmal die Einwohner des communalen Bezirf8 zu den 
communalen Laften perjönlic heranzuziehen und zwar nach dem Maßſtabe des 
von ihnen für ihre Wohnung gemachten Aufwandes, und dann aud indirect 
in einem nicht genau jchägbaren Maße die Eigenthümer des unbeweglichen 
Berinögend im Gemeindebezirk zu belaften. Die auf Theilung der Steuer 
zwilchen Eigenthümer und oceupier gerichteten Beftrebungen wollen im 
Grunde nur diefe beiden Aufgaben der communalen Bejteurung, ftatt in un— 
fiherer Weiſe durch eine, durch zmei ſcharf getrennte Steuern erreichen. Sie 
haben daher eigentlich ganz daffelbe Ziel im Auge, welches wir für Preußen 





2) In diefer Beziehung ift die Darftellung von @neift, der einem Urtheile von 
Sir G. Cornewall Lewis zuftimmt, von Einfeitigfeit nicht ganz frei. Sir Cornewall 
Lewis fagt: I have no doubt that local rates, so far as they can be foreseen 
and calculated upon, are deductions from the landlords rent. Though the 
are paid by the oceupier, they enter into his caleulation in arranging his rent wi 
his landlord and so far as the amount can be made a matter of pre-contract, 
I have no doubt, they constitute a deduetion from the rent. On the other 
hand any sudden and unxepected increase of the parochial expenditure, 
which leads to an enhancement of the rate, which was not foreseen, would 
until the contract between the landlord and the tenant was readjusted, fall 
entirely upon the tenant. So einfad liegt die Sache aber in der That benn 
boch nicht. Die Verhandlungen des Committee von 1870 und die Zeugenausfagen 
vor demfelben zeigen, wie complicirt die Frage if. Das Nefultat faßte der Bericht 
de8 Committee in den Worten zufammen: ‘That your committee have examined 
many witnesses and received at their hands very conflieting opinions as 
regards the proportion, in which the burden of rates at present fall relatively 
on owners and occupiers. Die erichöpiendfte und befte Behandlung hat die Frage 
in dem von dem ausgezeichneten Vorfigenden des Committes, Herrn Gofchen verfaßten 
Entwurf eines eingehenderen Berichts gefunden, dem die Majorität de8 Committees 
freilich nicht zuftimmte. Goſchen thut darin des Längeren die Nothmwendigkeit dar, 
bei der Ueberwälzungsfrage zwifchen den verfchiedenen Arten unbeweglichen Bermögens, 
vor Allem zwifhen Gebäuden und landwirtbichaftlich benuttem Boden zu unterfcheiben. 


.. u 3 a5 E un * won k- 


A } ich — —— be * an >>; , — er * en 7 
REN ir — ie = — — * * 
“ 2 - — * — Pu aa E . \ es 


vu R Be - 
’ U * — ag 
u AD . 
wre RE > * 






J 
2* 


U ee ne Be 


als vor Allem erftrebenswerth erfannt haben, nämlich das Auseinanderhalten — 
der Seiben Beziehungen zur Gemeinde, der perfönlichen und der realen. Im 
Unterſchiede von England wird aber in Preußen die perfönliche Befteurung 
beiler im Form der Eintommenfteuer, als durd eine Miethfteuer durchgeführt, Dr 
Wir haben in der Claſſen- und claffificirten Einfommenfteuer eine Perſonal⸗ A 
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e = er, die nad dem Einfommen abgeftuft ift, das ganze Volt umfaßt und Br 
— jetzt weitaus die wichtigſte Communalſteuer iſt. ine derartige Perjonal- — 
— Au fehlt in England ganz und gar und in Ermanglung derfelben muß eine nt. 
Miethfteuer dazu dienen, um alle Einwohner nad ihrer perfönlichen Steuer , TE 
ze heranzuziehen, Wir dagegen bedürfen zu dieſem Zwede feiner eigenen BERN 
unaljteuer, ſondern können uns an unfere bewährte Claſſen- und claffificirte za 
 Einkommenfteuer anfchliegen. Aber ebenfo wie im England bedarf unfere — 
der Ergänzung durch eine Realbeſteurung, die der Eigen— Be 
zahlt 


2) Die engliſche Armenſteuer ergreift nur den jährlichen Ertrag des 


= ‚unbeweglichen fihtbaren und nugbaren Vermögens in der Gemeinde und auch = 
on diefem find einige Kategorien (Hochwald, Steinbrücde, Bergwerle mit | 
Ausnahme der Kohlenbergwerfe) ohne rechten innern Grund befreit. 7 
3 Ein ſolche Beſchränkung dürfte ſich in unſern Verhältniſſen ſchwerlich em— a 
ze prehlen. Denn die Belaftung der Gemeindecafje durch den Gewerbebetrieb — 
eh, wie wir oben ſchon ausführten, durchaus nicht im Verhältniß zu dem =; 
= umbeweglichen Capitale der betreffenden Unternehmung, fondern von unfcein- —J— 
3 baren Gebäuden aus kann ein Gewerbebetrieb zahlreiche Arbeiter beſchäftigen, nes 
eldie die Koften des Schul= und Armenweiens erhöhen. Auch in England, — 
wo man doc) ſeit Generationen an dieſe Art der Communalbeſteurung gewöhnt —J— 
Bi, wird Died vielfach empfunden. So richtig die ausichlieglihe Communal- ee 


— — des unbeweglichen Vermögens ſowohl in ländlichen Verhältniſſen 
— Induſtrie, wie in Städten, in denen die Wohnhäuſer faſt den ganzen 
$ betrag aufbringen, fein mag, bei großartiger gewerblicher Entwidlung 
ante die unbilligften Berhältniffe Daraus, 
F Dazu fommt, daß die Schätzung des jährlichen Nutzungswerths für einen 
> — der Immobilien ſehr ſchwer überwindliche Schwierigkeiten hat. Die 
Gebäude und Grumdftüde einer Fabrik, eines Hüttenwerks, Bergmwerts haben 
Edit einen leicht ſchätzbaren Miethwerth, wie die Häufer und Yeder, weil fie S 
Er niemals oder doch nur in fehr jeltenen Fällen vermiethet oder verpachtet werben, B 
Reli) aber herauszurechnen, wie viel von dem Gefammtertrage einer E 
> Babrit Ertrag des unbeweglichen Capitals, wie viel auf das bewegliche komme 
und wie viel [Rob des Unternehmers fei, wird immer eine fehr mißliche, wenn 
, “nicht unlösbare Aufgabe fein. Nur auf Grund vieler willfürlichen Annahmen 
Maße fi eine ſolche Trennung durchführen. 
Aus diefen Gründen können wir in der engliihen Communalfteuer vom 
jährlichen Nugungswerth des unbeweglichen Vermögens im Gemeindebezirk nicht 
Die Realbefteurung erbliden, melde wir als eine nothwendige Ergänzung 
der commumnalen Eintommenbeftenrung verlangen. 
* Nach unſerm Dafürhalten bieten ſich Drei Wege zur Durchführung einer 
neben der Einkommenſteuer hergehenden communalen Object: oder Real— 
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1) den jährlichen Nugungswerth der für perjönliche Zwecke benutten Ge— 
bäude (Miethzins der Wohngebäude) ſowie den gefammten jährlichen Neinertrag 
aller gewerblichen Unternehmungen, die landwirthichaftlichen eingejchloffen, ohne 
Abzug für Capitalzinfen oder Bodenrente einihägen und von demfelben eine 
Ertragftener erheben; 

2) die Piegenihaiten im Gemeindebezirt und das übrige in den gewerb- 
lichen Unternehmungen des Bezirks bejchäftigte jichtbare Capital abſchätzen und 
den Schätzungswerth einer Vermögensfteuer unterwerfen; 

3) nur das unbewegliche Bermögen im Gemeindebezirk mit einer Ver— 
mözensftener belegen und den Gemerbtreibenden daneben noch eine nad) der 
Zahl der durdichnittlih won ihnen beichäftigten Yohnarbeiter bemefjene Ge— 
werbefteuer auflegen. 

Die erfte Methode würde unferen bisherigen Gewohnheiten im Steuer— 
wejen am meiſten entipreden. Denn bisher ift niemal8 in Preußen zum 
Zweck der Befteurung das Stammvermögen, immer der jährliche Neinertrag 
oder das Yahreseinfommen ermittelt worden. Auch bat die Abſchätzung Des 
Neinertrag von Grundbefig und Gewerbetrieb im &emeindebezirt bei der 
Forenjenbefteurung bisher wohl nur dann ernfte Schwierigkeiten gemacht, wenn 
ein und daſſelbe gemerbtiche Unternehmen zum Theil in diefer, zum Theil in 
jener Gemeinde betrieben wurde. 

Andererfeit8 aber wird man nicht vergeffen dürfen, daß der Neinertrag 
des Gewerbebetriebs nicht blo8 den Preis der Nutzung des gewerblichen 
Capitals, ſondern aud den Yohn für die Arbeit des Unternehmers enthält. 
Bei manden, namentlich bei den fleineren, mit wenig Capital betriebenen ge— 
werblicen Unternehmungen wird der letztere Beftandtheil im Ertrage ent: 
Ichteden überwiegen, bei anderen größeren ebenfo ſehr zurüdtreten, Beide Bejtand- 
theile find im gewerblichen Neinertrage ununtericheidbar und untrennbar verbunden 
und ein Verſuch, beide auseinander zu halten und den einen zu befteuern, den 
andern nicht, wird immer ein vergebliches Unternehmen bleiben. Nun liegt 
aber durchaus feine Veranlafjung vor, den Yohn für die perſönliche Arbeit des 
Gemwerbtreibenden noch mit einer zweiten Communaljteuer neben der Ein- 
fommenftener zu belegen. Es find, wie wir fahen, tie Beziehungen, welche das 
Vermögen im Gemeindebezirk zum Gemeindehaushalt hat, welde zu einer 
beiondern Beftenrung neben der Einkommenſteuer nöthigen, es find Die Ver— 
mögensnugungen, denen billiger Weile eine größere Steuerlaft aufgebürdet 
wird, ald den Arbeitsleiftungen. Unterwirft man alles Einfommen der Ge— 
meindeangehörigen einer Einfommenftener und daneben alle8 Vermögen im Ge- 
meindebezir einer Bermögensfteuer, fo wird jeder Steuerpflichtige, alfo auch 
jeder Gemwerbtreibente genau in dem Grade mehr belaftet, als fein Einfommen 
nicht blos aus Arbeitsleiftungen, fondern aud aus VBermögendnugungen im 
Gemeindebezirfe fließt. Nur eine Vermögensbeſteurung, nicht eine Steuer vom 
gewerblichen Keinertrage fann ferner dem Gemeindehaushalte neben der mechfeln- 
den Einfommenfteuer eine gleihmäßigere Quelle von Einfünften gewähren. Denn 
der Reinertrag des Gewerbebetriebs pflegt gewaltig verfchieden zu fein in ver- 
jchiedenen Yahren, die Summe des im Gemeindebezirfe Liegenden oder gewerblich 


a le — an 


Eu RR ift viel geringeren Veränderungen unterworfen. Daber 

* eine Vermögensſteuer vorzuziehen ſein. 

FF, Die Einfhägung des unbeweglichen und des beweglichen im Gemerbe- 

Betrieb innerhalb des Gemeindebezirks thätigen Vermögens dürfte auch wohl 
kaum ‚unüberwindliche Schwierigkeiten darbieten. Wenn wır in Deutjchland 

Be feine Bermögensbefteurung gefannt- haben, jo liegen aus der Echweiz 

ind vor Allem aus den Vereinigten Staaten Erfahrungen darüber in reichen 

FF Mafe vor. Abihägungen des unbeweglichen Bermögens, vor Allen von 

ns und landwirthichaftlic benugten Grumpftüden, fommen aber 

Fe und zum Zwecke der Erpropriation, der Erbtheilung u. ſ. w. alle 

— vor und niemand beſtreitet, daß ſie mit leidlicher Genauigkeit vorgenommen 
werden fünnen. Nur größere gewerbliche Etabliſſements, Hüttenwerke, Berg- 
le werden mitunter erhebliche Schwierigkeiten machen, weil fie ſeltener zum 

FT Berkauf kommen und ihr Preis von den wechlelnden Conjuncturen überaus 

abhängig ift. Aber auch bei diefen Immobilien ift zulegt ein Capitalwerth 
feihter zu beftimmen als ein Miethwerth. Auch erklären die beiten Bericht: 
erſtatter über das ameritanifche Steuerweſen, namentlich die Commiſſion, welche 
im Staat New- Port in neuerer Zeit zur Unterſuchung der Staatsbefteurung 
niedergejegt war, daß die Einihägung von unbeweglichen Vermögen (real 

property) mit genügender Genauigkeit und Sicherheit erfolge, ja diefe Com: 
fin war der Anficht, daß die Stantöbefteurung nur auf Die Vefteurung des 
ee rmnbeweglichhen Vermögens ſich zu beichränfen habe, weil Dies Die einzige zuver— 

Sl Täljige, von willtürlicher Veranlagung freie Schägung ſei ). Aber aud die 

ohne Zweifel viel jchmwierigere „Aufgabe der Einfhägung des beweglichen Ber- 

gend würde ſich bei der vorgefchlagenen Communalbeſteurung weſentlich 
add vereinfachen, daß nur das ſichtbare bewegliche Capital, welches in 
pen gewerblichen Unternehmungen im Gemeindebezirke angemeldet wird, zur 

J heranzuziehen wäre. Ausſtehende Forderungen würden ebenſo außer 

J acht bleiben müfjen, wie die Schulden der Gewerbtreibenden und Grund- 

. Den, wie wir vorher ſchon ausführten,, active und palfive Schuld— 

J— tniſſe find ſowohl für die Vortheile, welche dem Gewerbebetrieb aus dem 

3— Sin inbehaushalte, wie für die Koften, welche dem Gemeindehaushalte aus 
rem Gewerbebetriebe erwachſen, gleichgültig. Es würden einzujchägen fein bie 
 Meafcinen und Werkzeuge, die "Robftoffe und Hülfsftoffe, und das in Ber: 

rbertung begrifjene Material, mit den darauf verwandten Lohnauslagen. 

J Soilte man aber eine Abſchätzung des beweglichen, im Gewerbebetrieb 
Ben Vermögens für zu mißlic halten, jo böte fid der am dritter Stelle 
erwähnte Ausweg dar, der den großen Borzug ber Einfachheit hat und unſeres 
 Eraditend die Rüdfihten der Billigfeit nicht verlegt. Man würde nur das 

unbemweglice Vermögen einzufchäten haben, in Betreff des beweglichen gewerb- 


2) Die beiden Berichte der Commilfion find vom Cobden- Club in England 
beranegegeben und verbreitet worden. Sie tragen den Titel: First and second 
report of the commissioners * ointed to revise the laws for the assessment 
and collection of taxes in New-York 1871, 1872. Die Berichte zeigen Übrigens, 
wie aud in den amerifanifhen Staaten eine Fülle von ——— und &on« 

dadurch entftehen,, daß die Principien der perfönlicen und realen Befteurung 
durch einander geworfen worden. 
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lichen Capitals aber ſich an einen befonders offenfundigen Theil deſſelben, 
Auslagen fir Hilfsarbeiter, halten. Wie viel Lohnarbeiter durchſchnittlich — 
einem ewerbtreibenden beſchäftigt werben, läßt fic) bei der Steuerveranlagıt 
ohne bejondere Schwierigkeiten ermitteln. Schon jett beftegen ja in vielen 
deutſchen Staaten für manche Glaffen von Gewerbtreibenden Zuſchläge zu der 
Principalfumme der Gewerbefteuer, entiprechend der Menge der beichäftigten‘ 
Hülfsarbeiter. Die Koften aber, welche ein Gewerbebetrieb der Gemeinde vers 
urſacht, ftehen wenigftend zum jehr großen Theile im Berhältniß zu der Menge 
feiner Yohnarbeiter. Namentlich find es zwei, bejonders wichtige Poſten im 
Gemeindehaushalte, Schulen und Armenweſen, die, wie wir oben ſchon hervor⸗ 
zuheben uns erlaubten, durd eine größere Zahl befiglojer Handarbeiter viel } 
mehr, als die Einkünfte der Gemeinde durch die Steuern dieſer Arbeiter ge=? 
jteigert werden. — Yäftig wäre wohl nur bei diefer Art communaler Object= ? 
befteurung, daß man in dem Werthe des unbeweglichen Vermögens und der ! 
Zahl der Lohnarbetier zwei ganz verichiedene Merkmale der Steuerpflicht hätte, | 
für welche ein gleihmäßiger Steuerfuß nicht leicht aufzuftellen wäre. i 
Wir laſſen diefe und andere Fragen f die bei einer erichöpfenden Behand- | 
lung des Gegenftandes noch weiter der Erdrterung und Löſung bedürftig wären, 
bier zunächſt unbefprochen. Namentlid find wir außer Stande, darüber noch | 
eine Unterfuchung anzuftellen, in welchem Berhältnijje Berfonal- und Real-- 
befteurung zur Dedung der communalen Bedürfniſſe heranzuziehen find, uno 
ob nicht unter Umftänden zwiſchen den verjchiedenen Arten des unbeweglichen 
Bermögend (3. B. Gebäuden und landwirthſchaftlich benugten Grundftüden) ın % 
Bezug auf die communale Steuerpflicht noch zu unterjcheiden fein würde. Eine 
jolde Unterfuhung könnte nur auf Grund einer forgfältigen Analyfe des Aus- % 
gabebudget8 vieler Gemeinden vorgenommen werden und Dazu fehlt e8 zur Zeitz 
ung noch an der erforderlichen Kenntniß der Thatfahen. Eine brauchbare - 
Statiftif der verfchiedenen Arten von Ausgaben der Gemeinden, nad) ihren 
Zweden unterfchieden, Liegt bis jetzt nicht vor. ö 
Unjere Abficht bei Abfaffung dieſes Gutachtens iſt nur geweſen, im All-⸗ 
gemeinen die Richtung zu ermitteln, in welcher die Fortbildung unſerer Geſetz⸗ 
gebung über die Aufbringung der Gemeindeabgaben zu erfolgen habe. Nur % 
in diefem Sinne bitten wir um unbefangene Prüfung unferer Ausführungen. ! 
So lange diefelbe nicht erfolgt, und man über das Ziel, nad welden Bahn 
gebrochen werden muß, uneinig ift, dürfte e8 überflülfige Mühe fein, die befte | 
Ueberwindung aller Zerrainhindernifje, welche fih in der vorgejchlagenen 
Richtung finden, im Einzelnen zu erörtern. | 
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Wie find Engqueten zu organifiren? 
Bon 
Dr. Embden in Hamburg. 





Bon zwei bejonderd dazu berufenen Gutachtern wird diefe Frage durch 
Darftellung des Englifhen und des Franzöfifchen Enquöte = Verfahrens —** 
werden. Dem Verfaſſer der folgenden Zeilen iſt von dem Vereins-Ausſchuſſe 
die Aufgabe in dem Sinne zur Begutachtung überwieſen worden, daß Bemer— 
kungen vom Stanbpunfte eines Mitbetheiligten an einigen der in Deutfchland 
in jüngfter Zeit ind Werk gerichteten Enquöten über die bezüglichen Organi— 
fationsfragen gemünjcht wurden. Demgemäß handelt es fih im Folgenden 
durchaus nicht um ein abſchließendes Urtheil, oder um eine erfchöpfende Theorie 
des Enquete-Berfahrens zu deutſchem Gebrauche, fondern lediglich um Mitthei— 
(ung einzelner meift urſprünglich empiriich gewonnener Meinungen, wie fie bet 
einem untergeorbneten Theilnehmer an deutichen Arbeiten der fraglichen Art fich 
feftgefett und untereinander verknüpft haben. 

Hinter dem fremden Worte birgt fich hier, wie nicht felten, Unklarheit bes 
Begriffes. Im deutſcher Sprache verftehen wir unter einer Enquöte nicht 
nur im täglichen Leben jondern aud in wiſſenſchaftlichen Publicationen Ver— 
fahrungsarten von ehr verichtedener Anlage und von ungleihartigem Werthe; 
nicht den franzöfifchen terminus technieus haben wir recipirt, fondern unfer 
Sprachgebraud bedient fich der „Enquete” als eines elaftiichen Gelegenheits- 
ausdrudes, welcher in Wahrheit — da die Geſetze oder eine beftimmte Ueber- 
Lieferung ihm ebenfo wenig einen fefl umfchriebenen Inhalt verleihen, wie die 
Redegewohnheit — thatlächlicd immer erft aus den feine Anwendung begleitenven 
Umftänden concrete Beltimmtheit erhält. 

Ic) ftelle daher der Discuffion über das Wie? der Enquöte-Organifation 
eine Erklärung darüber voran, was ich unter einer Enquöte begreife. Ich ver- 
ehe, mo ich dieſes Wort anwende, immer: 

ein von einem gejeglich dazu autorifirten Factor angeordnete Verfahren, 
deffen unmittelbare Aufgabe die Ermittelung öfonomijcher und foctaler That- 
fachen und urfächlicher Zufammenhänge, deſſen Endzweck die Vorbereitung 
gefetggeberifcher oder adminiftrativer Beſchlüſſe ıft und im welchem als Haupt— 
mittel zur Erfüllung jener Aufgabe und zur Förderung dieſes Zweckes die _ 
Anhörung von Zeugen und Sachverſtändigen verwendet wird. 

Schriften XIII. — Enanöten. 1 
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Mit lediglich von Privatperfonen oder Vereinen angeftellten Ermittelungen, 
mit jolchen, welche nicht won einer öffentlidy =vechtlihen Autorität provocirt oder 
welche ohne Bezug auf die Aufgaben des Staatölebend und endlich mit rein 
Ichriftlichen Umfragen wird ſich das Folgende alfo nicht beichäftigen; unbeſchadet 
der Thatfache, daß ſprachlich bei uns auch private, lediglich wiſſenſchaftlichen 
Zweden dienende und durchweg. Schriftliche Enquöten vorgefommen find umd fir 
die Zufunft möglich bleiben. 


1. Die Grundtypen der Enguete-Organijation in formaler Beziehung. 


Wenn ich in Folgendem zunächſt den formalen Gang, die Geſchäftsordnung 
und die wichtigeren Fragen der Brocedur bei Enquöten, und zwar, ſoweit e8 mir 
möglich ift, unter ſpecieller Rückſichtnahme auf deutſche Verhältniſſe und Vor— 
fommnifje beſpreche und dabei zunächſt won den Rückwirkungen des jo unendlich, 
verfchiedenartigen Stoffes einer Enqu&te auf ihre Form abjehe, je bin ich damit 
jelbftverftändlich nicht gemeint, Die Nothwendigkeit dieſer Ruckwirkung verfennen 
zu wollen. Ich jehe vielmehr von derjelben lediglich zum Zwecke klarerer Dar: 
ftellung und überdies nur vorläufig ab. 

Die Entſcheidung darüber, ob in einem gegebenen Falle eine Engquöte 
ftattfinden jolle, gehört ausichließlich dem Gebiete politiicher Erwägung an. Erft 
wenn eine Enquöte angeordnet ift, tritt die Aufgabe, jie num auch zweck— 
entjprechend zu ordnen, bevan; und mit diefem Momente beginnt unjere 
Betrachtung. 

Der Anordner einer Enquete (Bundesrath, Reichstag, Landesregierung, 
Landtag, Commune ꝛc.) bat von vornherein die Wahl zwiſchen zwei bei uns 
nebeneinander gebräuchlich gewordenen Grundtypen des Verfahrens, welche 
ich der Kürze wegen die unvollſtändig und die vollſtändig organiſirte Enquöte 
nenne. 

Es beftimmt fi) die Adoption des einen oder des anderen Grundtypus 
zunächſt nach der Willendmeinung des Anordners und Ordners der Enquöte. 

Demjelben Tiegt 

entweder daran, thatlächlihes Gedanken- und Stimmungs- -Material über 
den Gegenftand der Enquete zu erhalten, während er alle Erwägungen darüber, 
ob in diefem Material für die Organe des Staates Anläffe zu abminiffvativen 
und legislativen Entjchliegungen vorliegen, der Zukunft und in diefer zunächſt 
ſich jelbft vorbehalten will; 

oder: er bezwedt nicht nur Material für die Zukunft und fich ſelbſt ſammeln 

zu laſſen, ſondern will darüber hinaus, Verarbeitung des Geſammelten und 
Gutachten, Rathſchläge und Cmpfehlungen auf Grund des gewonnenen 
Gejammt-Ergebniffee. 

Ich nenne die Enquete in letzterem Falle eine vollftändig organilirte, 
nicht etwa um fie eimleitig vorweg zu loben, jondern aus dem lediglich formalen 
Geſichtspunkte, weil der Anordner der Enquöte zur Erreichung feiner Abficht im 
zweiten alle ein eigenes Drgan zum Bollzuge der Enquöte bilden muß, und 
zwar regelmäßig eine Commiſſion, während im exjten der zwei unterjchiedenen 
Fälle der Anordner der Enquöte für feine enger begrenzte Abficht eines beſonderen 
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Bolzugs : Organs für das Enqudte= Verfahren nicht bedarf, dafjelbe auch that- 
ſächlich in diefem Falle regelmäßig nicht bildet. 

Je nad) dem Vorliegen der Abficht, eine unvollftändige oder eine wollftändige 
Engquete zu orgamifiren, find gleich die erften und faft alle nothwendigen Einzel: 
entſcheidungen über die Modalität des Enquete-Berfahrens in verfchiedener Weife 
zu treffen. Die Zweckmäßigkeit erfordert bei jedem Grundtypus Befonderheiten 
des formalen Aufzuges. 

Handelt e8 fih um eine unvolftändige Enquöte, dann ift es logiſch, daß 
der Anordner derjelben ein detaillirtes Fragen-Programm jelbft aus: 
arbeitet, welches die abzuhörenden Auskunftöperfonen zu beantworten haben. 
Dabei wird der Anordner der Enquäte folche Fragen, über welche er aus anderen 
Quellen bereits genügend unterrichtet zu fein meint, im dieſes Programın nicht 
aufnehmen, wie wünjcenswerth Denjenigen, welche die Zeugen ſchließlich abhören, 
die Vorlegung derjelben auch fcheinen mag. Denn die Belehrung des An: 
ordners, nicht die des Ausführers der unvollftändigen Enquöte ift der unmittelbare 
Zweck des Verfahren. Aus demjelben Grunde wird der Anorbner einer folchen 
Enquöte auch umgekehrt häufig Fragen in das Programm einfügen, welche der 
Abhörer der Zeugen ganz ebenfo zuverläffig felbft beantworten kann wie bie 
Zeugen. (Wie z. B. Gemeinde: und Etaatsbeamte bei den Erhebungen über 
die Berhältnifje der Lehrlinge, Gejellen und Fabrifarbeiter ohne Zweifel zahlloſe 
Protocolle über die alltäglichften gewerblichen Rechts-Gewohnheiten ihres Amts: 
bezirks aufgenommen haben, welche ihnen ſeit lange geläufig waren und nad 
welden im Zweifelsfalle Gewerbtreibende eher bei ihnen als fie bei jenen Rück— 
frage halten mürben.) 

Wenn es fi Hingegen um eine vollftändige Enquste handelt, bei welcher 
alle Vernehmungen in erjter Linie den Zweck haben, die vernehmenvden Perfonen 
zu einem Berichte, zu Gutachten, Empfehlungen und Borjchlägen zu befähigen, 
dann iſt der Erlaß eines detaillirten obligatoriichen Fragen-Programms von oben 
herab eine höchſt unlogiſche Mafregel. Denn die Zeugenverhörer find in dieſem 
Falle in der Stellung von Forſchern, melden die viva voce - Mittheilungen 
anderer Perjonen als Erkenntnißmittel dienen jollen, und die erfte Bedingung 
ihres mie jeden anderen Verfuches durch Fragen Wahrheiten zu finden befteht 
darın, daß fie die richtigen Fragen ermitteln; indem fie einige, von welchen 
fie auf Grumd der mitgebrachten Kenntniß des Gegenftandes beim Beginn des 
Verfahrens ausgingen, al8 irrelevant erkennen, andere durch Verallgemeinerung, 
Theilung, Spectalifirung ꝛc. anderd als im Anfange geihah formuliren, wieder 
andere ganz neu aufftellen merben, kurz, indem fie fragend da8 Fragen immer 
beſſer lernen. 

Ber einer vollftändigen Enquete ift vefhalb der Anoroner nur berufen dem 
Bollzugs-Drgan das Problem, welches erforicht werben fol, im Allgemeinen 
— einerlei ob in Frageform oder thematifh — zu bezeichnen; Die fpecielle 
Frageftellung gegenüber den Sachverſtändigen ift ausſchließlich Obliegenheit und 
Recht der Enquste-Commilfion. 

Bei der geringen Ausbildung, welche das Enquöteweſen bis jet bei ums 
nur hat finden können, ift der Anoroner der Enquöte gleich bei dieſem erften 
Schritte der Verſuchung ausgefegt, den Unterfchted feiner eigenen Stellung zu dem 
einen und dem anderen Grundtypus des Verfahrens nicht genügend zu beachten 
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und Theile des nothwendigen Geſchäftsganges des einen in den anderen wenigſtens 
facultativ zu übertragen. 

Sp waren die durch Beſchluß des Bundesrathe8 vom 19. Februar 1875 
vorhin bereit8 erwähnten Erhebungen eine unvollftändig organifirte Enquöte. 
Mit Recht lag demjelben deßhalb ein ganz detaillirtes, im Reichskanzleramte 
ausgearbeiteted Fragen=- Programm als obligatorifched zu Grunde. Von höchſt 
zweifelhaften Werthe war es hingegen, wenn man ben Abhörern der Zeugen 
in den Einzelftaaten geftattete, der für das ganze Reich gleihmäßig geltenden 
Fragenreihe eigene ſpecielle Artikel hinzuzufügen. Für das Reich konnte dadurch 
nur die Maſſe des Materiald in ungleihmäßiger Weiſe , vermehrt, für die 
Einzelftaaten jchwerlich etwas gewonnen werben. 

Bedenklicher noch als die eben berührte Incongruenz zwifchen der Grund- 
form das Verfahrens und feiner Durdbildung im Einzelnen erjcheint der um— 
geehrte Fall, wenn das Vollzugs-Organ einer vollftändigen Enquete ein 
detaillirtes Fragenſyſtem feinen Erhebungen, ſei e8 auch nur facultativ, zu 
Grunde legt. In ſolcher Yage hat mich die Erfahrung belehrt, daß innerhalb 
einer Gommiffion, welche Abhörungen zunähft zum Zwecke der Material- 
beihaffung für ein von ihr felbft zu erftattended Gutachten vornimmt, ein 
detaillirter Fragebogen, auch wenn neben demjelben das Fragerecht frei ift, 
mehr Scatten- als Lichtfeiten bietet. Es ift wahr, durch vorherige Mittheilung 
des Fragenleitfadens kann man die zu Vernehmenden in den Stand jegen, ſich 
befjer, als jonft möglich ift, auf die Bernehinung vorzubereiten Aber in Fällen, 
wo es fich, wie bei vielen Enquöten, darum handelt, aus den Ausjagen höchſt 
Jachverftändiger, redegewandter und dialektiſch geichulter Interejjenten die 
Wahrheit zu entnehmen, geräth diefer Zweck weit leichter durch zu gute als zu 
ſchlechte Präparation derjelben in Gefahr. Es ıft wahr, theoretifch könnte 
neben dem Fragen-Programme dur vollftändig freie Discuffion der Com— 
milfionsmitglieder mit den Sadverftändigen alles Wiljenswerthe herausgebracht 
werben. Aber praktiſch bat man gewöhnlich nur eine gewiſſe Zeit für jede 
Vernehmung — mit englifcher Ausdauer und Geduld im Zeugenverhören find 
wir Deutihe im Allgemeinen nicht ausgeftattet — und ift das zu Gebote 
ftehende Zeitquantum durch das gedrudte Fragenpenfum zumeift conjumirt, jo 
foınmen andere Seiten der Sachen leicht zu kurz. Innerhalb einer Commilfion, 
welche Bernehmungen leitet, ereignet e8 ſich außerdem leicht, daß die über- 
wiegende Mehrzahl der Commiffionsmitgliever in einem etwas mehr vorgerüdten 
Stadium der Abhörung über einige Fragen des Yeitfadens ſchlüſſig und deßhalb 
von ihrer weiteren Verfolgung abzuftehen Willens ift.. Eine ſolche objolet ge- 
wordene Frage des Peitfadend wird alsdann jehr leicht, jo lange auch nur Ein 
Mitglied der Commiſſion es wünſcht, aus collegialer Nüdficht immer weiter 
vorgeführt, als Urſache der langen Weile während der Arbeit, ald Ballaft für 
die Aufzeichnungen. 

Entjcheidend aber fpricht gegen einen auch nur facultativen Frageleitfaden 
bei vollftändig organifirten Enquöten und für gänzlich freie Discufjion zwiſchen 
dem Enquöte-Organ und den vernommenen Perjonen, wie die Engländer fie 
handhaben, der Umftand, daß jeder Fragebogen — und zwar, je beſſer er an 
fi) gearbeitet ift, deito mehr — ſyſtematiſch alle Seiten und Teinheiten 
der Aufgabe berühren muß, während jede einzelne vernommene Auskunfts- 
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perfon vegelmäßig nur in Bezug auf einige Seiten und Detaild der Aufgabe 
ein wahrhaft claſſiſcher Sachverftändiger oder ein erfahrener Praktiker oder ein 
Intereſſent von ungewöhnlihem Gewichte ift. Ein Fragenleitfaden veranlaft 
folgemeife, daß als ftillichweigende Präfumtion dur die Totalität der Ver— 
nehmungen die Annahme ſich Hindurchzieht, jeder Sachverftändige habe eine 
univerfale Kenntniß des Gegenftandes, während ein rationelle Beftreben im 
Anſchluß an die Bertheilung des Wiſſens und Könnens im Leben vielmehr 
darauf gerichtet fein follte, Jeden im Umkreiſe feiner fpeciellften Erfahrungen, 
Einfihten und Intereſſen, mit erbarmungslofer Gründlichkeit auszufragen, jen- 
ſeits deijelben ihn aber gat nicht oder nur obiter zu hören. 

Ih bin nad Dbigem der Meinung, daß bei unvollftändig organifirten 
Enqueten ein ganz ftricte8 Fragenprogramm vom Anordner auszugeben und ohne 
alle Zufäge feitend der Zeugenabhörer gegenüber den Abzuhörenden anzuwenden 
ift; bei wollftändig organifirter Enquete halte ich hingegen alles vorher gefchriebene 
Fragewerk für zeitraubend und irreleitend. 

Auch der zweite bedeutende Punkt, iiber welchen bei Ordnung .einer Enquöte 
entichieden werden muß, die Trage, welches Perlonal die Vernehmungen leiten 
und in welcher Weile Das gewonnene Material bearbeitet werden ſoll, enticheidet 
ſich ſachgemäß verfchteden, je nach dem Borliegen der Abfiht, fih an den 
einen oder den andern Grundtypus zu halten. 

Fur die unverfälichte, gewiſſenhafte und fleißige Sammlung von Ausjagen 
auf Grund eines obligatoriicheh Fragenprogrammes ift präfumtio jedes mal 
diejenige Kategorie von Staatöbeamten das geeignete Perfonal, welche mit der 
Materie der Ermittelung im regelmäßigen —— der Verwaltung 
berufsmäßig in Berührung kommt, alſo einige Kenntniß des Gegenſtandes der 
Enquôte ſchon mitbringt, und zwar jeder Staatsbeamte innerhalb ſeines örtlichen 
Geſchäftsökreiſes. Unvollſtändige Enquöten werden daher faſt immer nach den 
die Abhörungen beichaffenden Perſonen, auch als abminiftrative bezeichnet 
werden fünnen. Das Refultat des Vernehmungsgeſchäftes find zahlreihe, in 
den verjchiedenen Berwaltungsbezirten des Enquötegebietes entftandene Protocolle 
und Berichte, welche fchließlih bei dem Anordner der Enquöte zufammenfliegen. 
Letterer wird alddann in diefem, wie in allen ähnlichen Fällen, in melden 
zahlreihe nad demſelben vorſchriftsmäßigen Schema gearbeitete Schriftftüde in 
einer centralen Stelle einlaufen, aus diefem Meateriale, regelmäßig durch einen 
Beamten der Gentralftelle, einen überfichtlichen Auszug anfertigen laſſen und 
denfelben, je nach Befinden, veröffentlichen laſſen oder bei den Acten behalten. 
Die jüngft dem Bundesrathe mitgetheilten „Exrgebniffe der Erhebungen über die 
Berhältniffe der Lehrlinge, Gejelen und Fabrifarbeiter” find nad Form und 
Inhalt ein Mufter des Abichluffes einer im größten Styl unternommenen, 
unvollftändig organifirten Enquöte, 

Es liegt im Wefen dieſes Grundtypus, daß das Material im großen Ganzen 
von Staatsbeamten innerhalb ihrer Amtskreife, alfo in becentralifirter Weile 
beihafft und ſchließlich in der Controlfe von einem Dritten, welcher (außer 
etwa zufällig) Feine der vernommenen Perſonen jelbft gehört hat, im einem Be- 
richte centralifirt wird. — 

In beiden Beziehungen ift die naturgemäße Organtfation einer vollftändigen 
Enquöte die umgekehrte. Jedesmal, wenn der Anoroner einer Enquöte ſich 
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entſchließt, zur Vorbereitung legislativer oder adminiſtrativer Beſchlüſſe, eine 
Enquoͤte mit einem beſondern Vollzugsorgan zu befehlen oder zu gewähren, und 
einen Bericht von dieſem ad hoc inftallirten Collegium einzufordern, ſpricht er 
damit ohne Weitered auch aus, daß er, daß aljo eine im irgend einen Umfange 
leitende Stelle ein Bedürfniß nach Aufklärung außerhalb des gewöhnlichen 
Geſchäftsganges und nadı Mitarbeit won Perfonen außerhalb des regelmäßigen 
Dienftperfonal® empfindet. Im einem büreaufratiich georbneten Staatsweſen ift 
die Veranftaltung jeder vollftändig organiſirten Enquete eine zunächſt formal 
(häufig auch jahlih) auperordentlihe Maßregel. Im die Commiſſion, 
welche eine vollftändia organifirte Enquete zu leiten bat, werden außer Staatd= 
beamten regelmäßig Perſonen berufen, welche durch ihre Intereſſen, ihre Kennt— 
nifje oder auch Durch Unabhängigkeit der Gefinnung einen befondern Beruf zur 
Berheiligung an der Diecuffion des Enquöte-Materiald haben. Die theil- 
nehmenden Stantöbeamten jelbft werden Commiſſionsmitglieder auf Grund eines 
aus bejonderem Vertrauen ertheilten Specialauftrages. Bon weit größerer Bedeutung 
als dieſe perlonellen Unterſchiede iſt jedoch die organiſatoriſche Eigenthümlichkeit, 
daß bei vollſtändiger Enquete das Geſchäft der Sachverſtändigen-Vernehmung 
jelbft und die Verarbeitung des Materiald centralifirt if. Ein uud daſſelbe 
Eollegium vernimmt alle Auskunftsperfonen. Daſſelbe bewegt fi von Ort zu 
Ort oder zieht die Ausfunftsperfonen zu fi heran. Nur völlig trennbare 
Punkte fünnen Subeommifjionen oder Einzelcommifjaren überwieſen werden; und 
wenn am Schluffe der Vernehmungen die Commiljion den Inhalt derjelben 
durch eind ihrer Mitglieder überjichtlich condenfiren laſſen will, jo iſt dieſes in 
ver beneidenswerthen Yage, über feine einzige Zeugenausfage berichten zu jollen, 
die e8 nicht jelbft gehört hätte, 

Die Bernehmungen ſelbſt, die Controlle des thatſächlichen Theils des 
Commiſſionsberichtes, die Discuffion des Gutachtens, bilden in dem vollftändig 
organifirten Enqueteverfahren eine Reihenfolge collegialer Arbeit, zu welcher im 
Rahmen der unvollftändig organifirten jede Aehnlichkeit und jedes auch nur 
äußerliche Gegenſtück fehlt. 

Wenn an diefer Stelle ein Seitenblid auf das gerichtliche Verfahren ges 
ftattet ift, jo ift Die umvollftändige Enquöte in mandem Betradt eine Analogie 
eines rein fchriftlichen Verfahrens mit ſchließlicher Actenverjendung. Kein ges 
Iprochene® Wort hier wie dort, außer den geiprochenen Antworten von Zeugen 
auf geichriebene Fragen. Eine Anhäufung von Erfenntnifmitteln, aber fein Weg, 
unmittelbar aus denfelben Erkenntniß zu jchöpfen. 

Die vollſtändig organifirte Enquöte bingegen bat mit dem mündlichen Ver— 
fahren die Aehnlichkeit, daß unter Gegenwärtigen Thatſachen, welche Prämiſſen 
zu Schluffolgerungen zu bilven beftimmt find,. vorgebracht und aufgefaßt und 
dann die Schlüffe aus den Prämiffen discutirt und ihre Zuläffigfeit durch 
Debatte feftgeftellt wird. 

Damit hängt untrennbar zulammen, daß Deffentlichfeit des Berfahrens 
wohl bei dem Grundtypus der volftändigen Enquete möglich ift, daß aber der 
andere Grundtypus feinen Naum dafür bietet. 

Der letste weſentliche Unterfchied in der Organilation der beiden Grund: 
typen ift oben bereits berührt worden. 
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Derfelbe betrifft die Art der Firirung der Urerhebung und ihr ferneres 
Schickſal. Bei umvollftändigen Enqueten erfcheint die Sichtung des Materials 
an der Gentralftelle, mit welchem die Engüuete abichließt, in demſelben Make 
erleichtert, in welchem die Form der Urprotocolle eine von vornherein durchweg 
gleihmäßige iſt. An ftenographiiche Protocolle ift daher bei der unvollftändigen - 
Engquöte nicht zu denken; ſchon aus dem Grunde, weil bei becentralijirter Ab— 
börung an vielen Orten zugleih, die Stenographen nicht zu beichaffen fern 
würden, aber mehr noch deßhalb, weil jeder mit der Abhörung Petraute weiß, 
daß feine PBrotocolle feinen anderen Zwed als den der auszüglichen Berichmelzung 
mit zahlreidhen andern haben fann, und meil diefe8 Bewußtſein ihm mit Recht 
Ausfünrlichkeit und Individualität in der Abfaſſung als ſchlecht angebrachte 
Eigenichaften feiner Arbeit von vornherein erkennen und meiden läßt. Daher 
wird ſich auch die Publication des furzangebundenen und trodenen Urmatertals 
einer ımvollftändigen Enquete faft niemals empfehlen. Jener publicirte, auf 
Lesbarkeit berechnete Bericht, welcher den Schlußact ver unvollitändigen Enquete 
ausmacht, tritt folglich al8 ein langes und gründliche referens sine relato 
in die Welt. Die Aufrichtigkeit deſſelben wird faft niemals bezweifelt werben ; 
aber ob der Totaleindrud dieſes Schlußactes des ganzen Verfahrens demjenigen 
einer photographiſch treuen Verkleinerung des Urmaterials entipriht, ob in 
Bezug auf Licht und Schatten, auf Farbe und Ton ein anderer Yejer deö Ur- 
materiald nicht zu einer von dem Totaleindrude des Berichtes abweidyenden An- 
ihauung der Enquöte-Ergebnijje gelangen würde, — darüber ſich Ueberzeugung 
zu verſchaffen, ift unmöglich, Die einzige dauernde Spur, welde eine unvoll- 
ftändige Enquöte hinterläßt, iſt uncontrollirbar. — 

Bei einer vollftändig organifirten Enquöte ift hingegen die ftenographiiche 
Aufzeihnung der VBernehmungen möglih in Folge der Gentralifation der Er- 
bebungen. Site ift gleichzeitig im höchſten Grade wünſchenswerth, nad) meiner 
Anficht ſogar regelmäßig nothwendig, um die Zwecke der Enquöte nad allen 
Seiten hin ficherzuftellen. Zunächſt ift eine Enquete- Commilfion als außer— 
ordentlihes Organ fir ein — materiell häufig ehr erhebliches — Staats- 
gro in hohem Grade dabei intereffirt, Alles, was fie gefragt und erhoben, 

erathen und beſchloſſen bat, im authentifcher Weile ins volljte Yicht 

der Deffentlichfeit zu ftelen. Nur dadurch wird fie fi vor Anariffen, 
Kecriminationen und Mißverftändniffen ſchützen. Im Fällen, welche die exacte 
Bewältigung vieler Detail8 erfordern, ift außerdem der Berichterftatter nur 
mit Hülfe jtenographirter Unterlagen im Stande, feine Aufgabe entſprechend zu 
löſen. Schließlich aber — und hierin liegt der entjcheidende Grund — find 
alle Diejenigen, welche nad Beendigung der Enquete mit dem Reſultate und 
dem Inhalte derſelben fich zu befaffen haben werden, die Preſſe, das Miniſte— 
rium und das Parlament, nur durch Borlegung der ftenographirten Ber- 
nehmungen zur Controlle des Enquötenergebnifjes und zur Weiterführung der 
Discuffion in den Stand zu ſetzen. — Ohne ftenographiiche Berichte tritt die 
Schlufarbeit der Commilfion mehr oder minder als ein Votum auf, das 
fih in ftärferem Grade auf Äußere Autorität, al8 auf controllirbare Beweis- 
gründe ftügt. 

Schematiſch laſſen die Unterſchiede in der wünjchenswertheften Formation 
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der beiden Grundtypen des Enquôte-Verfahrens ſich nah allem Vorſtehenden 
fo zufammenfaffen: 


Unvollftändige Bolljtändige 
Engquöte 
bedingt: 
als Abhörer: Beamte in ihren Geſchäfts— eine beſondere Com- 
treifen, million, 

als  Gefchäfts- 

methode bei den 

Abhörungen: Decentralifation, Gentralifation, 
als Methode ber 

Aufzeihnung : lakoniſche Brotocolle, Stenograph. Berichte, 
als Schlufbear- 

beitung: ein von Dritten gefertigtes einen von der Com: 

Erxrcerpt, welches feiner Con— miffion berathenen 
trolle unterliegen fann, Schlufbericht, welcher 


in jedem Punfte con= 
trollirbar if. — 


Diefe formalen Unterſchiede in der Structur der beiden Grundtupen einer 
Enquöte find jo durchgreifender Natur, daß neben denfelben für Aehnlichkeiten 
oder Gleihheiten nur wenig Raum übrig ift. Ueberdies beftehen dieſe legteren 
zum großen Theile nicht eigentlich zwiſchen den beiden Verfahrungsarten als 
Formen der Enquöten, ſondern zwilchen allen Bernehmungen von Sadjver- 
ftändigen überhaupt. Der Anorbner der Enquôte wird, welcher Grundtypus 
aud zur Anwendung komme, ben Leitern der Sachverſtändigenvernehmung 
eine bedeutende Freiheit bei Auswahl der Auskunftsperfonen gewähren. Die 
Abhörer werden in beiden Fällen gegenüber den Abzuhörenden Rüdjichten 
beobachten, welche theils durch die Natur der Sache, theild durch die Analogie 
rationeller Procegejege an die Hand gegeben werben. Aus der fpeciellen Auf- 
gabe einer Enquöte wird zu folgern jein, daß von Zeugnifzwang und Ber: 
eidigung der zur Ausfage Berufenen regelmäßig nicht Die Rede fein kann; aus 
der Analogie gerichtliher Procedur ergiebt fich, daß die Einzelvernehmung jedes 
Sachverſtändigen die Regel bildet, während die Collectiovernehmung und Gegen— 
einanderftellung Mehrerer nur unter befonderen Umftänden als ein Mittel, zu 
Aufihlüffen zu gelangen, zuläffig erſcheint. — 


Um die Erörterung über die Form der Enquéte zum Abſchluß zu führen 
wird es zwedmäßig fein, die Bemerkung, daß die beiden als Grundtypen auf- 
gewiefenen Verfahrungsarten eben nur diefen Charakter befigen, daß alfo Modi— 
ficationen derſelben möglich find, durch Hinweis auf einige fpecielle Fälle dieſer 
Art etwas zu erläutern. 


Die oben für eine Specialfrage bereit8 begründete Anfchauung, daß eine 
Modification des einen Grundtypus durch Hineintragung einer einzelnen, Dem 
anderen eigenthümlichen Einrichtung in vdenjelben eine gute Wirkung nicht 
haben wird, Halte ih für allgemein richtig. Wenigftens weiß ich keinen Fall 
anzuführen, wo eine ſolche Conftruction zwedmäßig erfchienen wäre, wohl aber 
nody ein weiteres Beifpiel vom Gegentbeile. 
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Die Handeldfammer in Hamburg rieth — und zwar damals mit meiner 
vollften Zuftimmung — den dortigen Staatöbehörden, fie möchten die Ber- 
nehmungen über Lehrlings- ꝛc. Verhältniffe nicht durdy die Einzelbeamten vor- 
nehmen lafjen, fondern in einer für das Hamburgiſche Staatögebiet zu bildenden 
Commiſſion centralifiren. 

Die Staatöbehörbe folgte dieſem Wunſche und bildete die gewünfchte Com: 
mijfion aus Beamten und Bürgern, aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern. 

Aber die Erfahrung hat — zum Mindeften mid) — gelehrt, daß bie 
partielle und Iocale Uebertragung des Kopfftüces einer vollftändig organifirten 
Enquöte in den anderen Grundtypus das Verfahren wohl fchwerfälliger, aber 
nicht fruchtbarer machte. 

Unfere Enquete-Commifjion theilte fich fehr bald zur befferen und fchnelleren 
Bewältigung des Materiald in mehrere die Vernehmungen vornehmende Einzel- 
jectionen und bilvete auf. diefe Weife, fo viel an ihr lag, das Enquöte = Ber: 
fahren in diejenige Form zurüd, welche bei der Uebertragung der Geſchäfte an 
Einzel: Commifjare von vornherein die gegebene geweſen wäre. 

Zu berathen fand ſich fir die Commiffion jelbft bei dem feftftehenden Zu— 
jchnitte ihrer ganzen Thätigfeit nur Weniged und was fich fand, führte meift 
nur zu beiläufigen Erörterungen akademifcher Natur. 

Wahrhaft zwedinäßige Modificationen der beiden Grundtypen entftehen alfo 

ſchwerlich durch ihre Kreuzung, wohl aber theils durch Erweiterung des Enquete- 
zwedes, theild durch Abkürzung des Verfahrens innerhalb deſſelben Grundtypus. 

Ein Beiſpiel von wejentlichen, durch Zwederweiterung gebotenen Modifi— 
cationen bietet das in diefem Momente in Berathung befindliche Geſetz über bie 
Unterfuhung von Schiffsunfällen. Nach demſelben follen die Urſachen aller 
erheblicheren Schiifsunfälle unterfucht und über dieſelben ein Sachverftändigen- 
ausſpruch herbeigeführt werden; und foll ferner daſſelbe Collegium, welches dieſe 
Unterfuhung führt, falls e8 als Urſache eines Unfalle® ein Verſchulden des 
Schiffers, Steuermannes u. |. w. conftatirt, diefem die Befugniß zum Gewerbe: 
betriebe abſprechen. Wir haben hier aljo eine vollſtändig organifirte Enquöte, 
deren Spitze fich eventuell gegen beftimmte Perfonen wendet, die Anjchliegung 
einer gemwerböpolizeiliden Sentenz an das Gutachten eines Enquöte- Organs. 
Im Wefentlichen ebenio wie es jet für Deutſchland vorgeichlagen wird, ift feit 
1876 das Verfahren de8 New Wreck Court in England geftaltet. “Die 
Örenzlinie zwilden Enquötes Verfahren und pönaler Procedur ift im einer 
Zwifchenbildung diefer Art in der That unfindbar. Der Borfigende des New 
Wreck Court verwahrte in feinem erften Urtheil oder Gutachten fich einerſeits 
feierlich gegen das Borurtheil, daß er im Strafverfahren leite, er leite nur ein 
Enquete-Collegium (Board of Enquiry), andererſeits aber redete er in demfelben 
Urtheil von Angeihuldigten (ineriminated), über die er aburtheilte. 

In einem Falle diefer Art Liegt das Charakteriftiiche des formalen Auf: 
baues der Unterfuhung darin, daß eine Enquôte-Commiſſion mit den Garantieen 
tichterlicher Unabhängigkeit bekleidet wird, ohne deßhalb ihre Legitimation als 
Sadverftändigen- Collegium zu verlieren, daß die Bernehmungen die Strenge 
gerichtlicher Form beobachten müſſen, ohne daß ihr Umfang und Zweck, wie im 
Strafverfahren auf die Ermittelung einer That und des Thäters fich beſchränkt, 
vielmehr darüber hinaus ſich erftredt, auf die Ermittelung aller erkennbaren 
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Urſachen des Unfalles auch für den Fall, daß derſelbe in keiner Weiſe auf den 
Willen oder die Schwäche des Willens eines Menſchen ſich zurückführen ließe, 
ſondern ſchließlich als Naturereigniß, als That Gottes, wie es im Engliſchen 
Rechte benannt wird, hingenommen, aber doch nicht ſtumm und nicht unerforſcht 
hingenommen werden muß. 

Ich bin der Anſicht, daß durch kein Mittel die lebendige Anſchauung von 
dem Weſen und die Erkenntniß des Nutzens vollſtändig organiſirter Enquöten 
bei uns in Deutſchland mehr gefördert werden kann als durch ſchrittweiſe und 
vorſichtige, geſetzliche Regelung ſolcher auf der Grenzſcheide zwiſchen gerichtlicher 
Procedur und vollſtändiger Enquöte liegender Kategorieen von Einzelfällen. Es 
macht in dieſen und ähnlichen Anwendungen (Todtenſchau) Die Enquöte ein großes 
Anlehen bei der Jurisprudenz, zahlt aber daſſelbe der Yuftizuerwaltung gleich- 
zeitig mit Zinſen zurüd, da es den techniſchen Sachverſtand an den Punkten 
des dringendſten Bedürfniffes, indem es denſelben zur Entſcheidung beruft, zur 
vollften und voll verantwortlichen Geltung bringt und dadurd die Löſung von 
Aufgaben der Gerechtigkeit ermöglicht, an welchen Schulung und Auffafjungsfraft 
des Richterthums, fererliche Erleuchtung der Geſchwornen und refpectabler 
Menihenverftand von Schöffen erfahrungsgemäß fich vergeblich zu verfuchen pflegen. 

Modificationen des Enquéête-Formalismus durd Abkürzung des Grundtypus, 
namentlich der vollftänbigen Enquöte, find im ſehr verfchtedener Weile zuläffig 
und zweckmäßig. 

Es giebt z. B. Verumſtändungen, in welchen der die Enquöte anoronende 
Factor e8 im öffentlichen Interefie geboten erachtet, daß eine Neihe von That— 
ſachen und ihre urfächlichen Verknüpfungen erforicht werde, während er gleichzeitig 
die Anficht feſthält, daß jeder Borichlag zu Mafregeln im Anjchluffe an die 
Reſultate der Unterfuhung zur Zeit noch verfrüht und dem öffentlichen Intereſſe 
zumiderlaufend fein würde. Im ſolchen Fällen fann er eine Enquéte in der Weile 
anordnen, daß er der Commiſſion die Erforihung und Berichteritattung über die 
Thatfahen, aber nicht die Erftattung eines Gutachtens und die Aufitellung 
von Empfehlungen aufträgt. Auf eine derartige Amputation des legten Gliedes 
der volftändigen Enquöte ift 3. B. die Geftalt des Englischen Unterhaus = Aus- 
ſchußberichtes über den Preisfall des Silbers vom vorigen Jahre zurüdzuführen. 
Drei Jahre vorher hat eine Commilfion über den damals hoben Preis ver 
Kohle ein ähnlich beſchränktes Mandat erfüllt. 

Die Vorberathung eines viele Detail- und techniſche Entſcheidungen er= 
fordernden Geſetzes fann in der Form gefchehen, daß man eime größere Zahl 
von Sadverftändigen comvocirt und fie alle wejentlich an in Frageform gebrachten 
Puntten des betreffenden Entwurfes miteinander discutiren läßt. 

Jedes Mitglied der Berfammlung vernimmt auf dieſe Weile jedes andere; 
es entjteht eine vollftändige Enquöte, aber dadurch abgekürzt, daß die Mitglieder 
der Commiſſion Lediglich ihr eigenes fachverftändiges Urtheil hören. Ausführliche 
Protocolle über die Verhandlungen ergeben wegen der hergeftellten Berfchmelzung 
zweier in einer vollftändig organifirten Enquöte gewöhnlich getrennt auftretenden 
Sadyverftändigenreihen genau. dafjelbe Material, welches jonit im Schlußberichte 
zu finden ift. Aus einer derartigen Vorberathung ift der Patentgefeßentwurf, 
welcher dem Neichötage vorliegt, hervorgegangen. Eine abgefürzte Enquöte dieſer 
Art erſcheint zuläffig, wo immer eine wirtbichaftliche Gejeßgebungsfrage durch 
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die Wiſſenſchaft und die äffentliche Meinung fo weit worbereitet ift, daß alle 
weientlihen Meinungsverſchiedenheiten ſich bereits als ſcharf begrenzte Contro⸗ 
verſen deutlich erkennen laſſen und zur Entſcheidung oder Erledigung im Wege 
des Compromiſſes reif ſind. Nur kann man vielleicht fragen, ob in ſolcher 
Situation nicht ebenſo befriedigende Erfolge, wie in Geftalt der Enquéête, auf dem 
planeren Wege zu erzielen wären, daß man biefelben Sadjverftändigen ftatt 
über Fragen, iiber die Grundzüge eined Gefegentwurfes discutiren und jie felbit 
Amendementö zu demſelben ftellen Tiefe. 

Das Gejagte dürfte genügen, um zu erläutern, daß ich die beiden Grund: 
typen der Enquöten, auf deren Unterjcheidung zunächſt von Seiten der Form 
ich Werth gelegt habe, Feinetwegs als eiſern und unbeweglich anfehe, gleichzeitig 
aber auch wahricheinlich zu machen, daß eine dieſer beiden Grundtypen ſich in 
jeder Geſtalt und in jedem Aufzuge, welchen man verſuchen mag, wieder: 
erfennen läßt. 

Ich verfuche in dem Folgenden, die Bedeutung und die Nutzanwendung der 
bisherigen formalen Erörterung anzubeuten, durch einige Bemerkungen: 


II. Ueber das Verhältniß der Organijationsformen bon Enqueten 
zu ihren Aufgaben. 


Es handelt jid darum, zu unterfuden, ob es allgemein gültige Kegeln 
giebt, nach welchen der Anordner und Ordner des Berfahrens aus der Auf— 
gabe einer concreten Enquöte abnehmen fann, an welden formalen Grundtypus 
er fich zu halten hat, um vie beftmöglichen Chancen befriedigender Enquéte— 
Reſultate zu erlangen, 

Indem ich die Frage, welde ich in dieſem zweiten Abjchnitte andeutungs- 
weile berühre, von vornherein fo binftelle, daß ich von einer Wahl zwiſchen 
beiden Enguötentypen rede, ſetze ich selbfterftändlich voraus, daß beide relativ 
berechtigt find und daf fie bei uns auf die Dauer neben einander in Anwendung 
zu bleiben Ausficht haben. 

Beides bejahe ich aus vollfter Ueberzeugung; und jelbit für Denjenigen, 
welcher den Gründen, aus welchen ich fogleich die Eoeriftenz beider Typen ſachlich 
und logiſch zu entwideln gevenfe, feinerlet Gewicht beilegen will, ſollte meines 
Erachtens ſchon ein oberflächlicher Blid auf die fich aufdrängenden politiichen 
Berjchtedenheiten in ver Stellung des Anordners der Enquöte bei vollftändiger 
und unvollftändiger Organiſation derjelben genügen, um ihn von dem radicalen 
Rathe zurüdzuhalten, e8 möge die Duplicität auf diefem Gebiete aufgegeben und 
fünftig derjelbe Organtjationsplan jeder Enquéête zu runde gelegt werben, 
lediglih mit denjenigen Abweichungen im Eingelfalle, welche die ftofflihen 
Verſchiedenheiten der zu unterjuchenden Gegenftände auch im Falle der Einheit 
des Grundtypus vechtfertigen und erfordern werben. 

ALS einheitliher Grundtypus fünnte immer nur der, welchen wir die voll- 
ftändig organijirte Enquéte benannt haben, in Frage kommen. Jedermann aber 
wird, wenn er bis hierher gelefen hat, bereits jelbft gefühlt haben, daß unter 
politijchem Geſichtspunkte Die Formunterſchiede zwiſchen beiden Grundtypen nur 
der äußere Ausdruck und die Contouren jener zwei verſchiedenen Triebkräfte und 
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Factoren darſtellen, welche in unſerem heutigen Staatsleben in Folge geſchicht— 
licher Entwickelung überall neben einander wirkſam erſcheinen, ja, deren Rei— 
bungen, Kämpfe, wechſelſeitige Anregungen und Auslöſungen den beſten Theil 
unſeres politiſchen Lebens überhaupt bilden, von denen es alſo kaum verwunderlich 
iſt, daß ſie auch im officiellen Unterſuchungsweſen durch verſchiedene formale 
Bildungen ihre Kraft und Gegenſätzlichkeit bewährt haben. 

Der Typus der unvollſtändigen Enquéte verdankt politiſch der Idee bes 
Beamtenſtaates ſeine Entſtehung. Er beruht auf der Erkenntniß, daß es 
in gewiſſen Fällen nützlich für das Regiment eines Staates iſt, wenn die 
Obrigkeit den Unterthanen, wenn die Regierung den Regierten Gelegenheit giebt, 
nach einem feſtgeſtellten Plane ihre Darſtellungen und Beſchwerden, ihre Stim— 
mungen und Wünſche mitzutheilen, damit die nun wohlinformirte Entſcheidung, 
ob und was etwa zu thun fei, erfolgen könne. Die Utilifirung des Unterthanen= 
verftandes in einem Beamtenftaate ift der politifche Grundgedanfe der unvoll- 
ftändigen Enquete= Form. 

Der Typus der vollftändigen Enquöte ift dagegen politiich ein Kind bes 
Parlamentarismus Im ihm fragt nicht ein wohlmwollender Regent, wo 
jeine getreuen Untergebenen der Schuh drüdt, ſondern der Staatsbürger fieht 
zu, ob Geſetze, Berwaltungseinrichtungen, Behörden und Beamte der Rectification 
bedürfen. Die vollftändige Enquöte ift mit einem Worte eines der Controll-, 
Agitationd> und Machtmittel des modernen Staates. 

Ich weiß jehr wohl, daß diefe Gegenfäse des Ausgangspunftes der Tendenz 
und der politiihen Grundlage, daß die verſchiedenen Lebensprincipien, welche bie 
verſchiedene Geftalt bedingen, nur auf dem Papiere jo jchroff gegen einander 
ftehen, daß in der Wirklichkeit unfer Heil nicht in der Betonung, jondern in der 
Bermittlung des aufgewiefenen Contraftes befteht. Nur deßhalb habe ich ihn 
überhaupt aufgewiefen, um dem Verlangen nach der Beförderung des Typus 
der vollftändig organifirten Enquéête zur Alleinherrichaft die Einrede entgegen- 
zuftellen, daß es politiſch nicht angeht, die Bejeitigung morphologifcher Eigen— 
thümlichkeiten der Büreaufratie auf einem fleinen und abgegrenzten Gebiete zu 
verlangen, während diefelbe biologiſch in allen Theilen unſeres Staatslebens un— 
verwüftliche Gejundheit, Kraft und Entwidelungsfähigfeit zeigt. 

Aber ich bin weiter der Anficht, daß nicht nur durch politiiche, ſondern 
durch innere Nothmwendigfeit das Nebeneinanderbeftehen der beiden Grund-Typen 
gerechtfertigt ift, daß eine im Hinbli auf die verſchiedenen Aufgaben der Enquöten 
‚rationelle Wahl bald des einen, bald des anderen Typus die abfolut wünſchens— 
werthefte Ordnung der Dinge darftellt. 

Als Aufgabe jeder Enquöte ift oben die Ermittelung ökonomischer und 
focialer Thatſachen und urfächlicher Zufammenhänge bezeichnet worden. E8 
liegt aljo Far vor, daß die Aufgabe der Enquöten dialektiſch identiſch ift mit 
der Aufgabe großer Zweige der Wiſſenſchaft und der Literatur, daß die Enquöte 
ſich ſchließlich Darftellt als eine von vielen Methoden, um Thatſachen zu famıneln 
und inductive Schlüffe aus denjelben zu ziehen; von anderen zu demfelben Ziele 
ftrebenden Methoden nur äußerlich unterſchieden durch die behördliche Anordnung, 
welcher fie ihre Entftehung verdankt und durch die vorzugsweife Verwendung 
von Erkundigungen bei Menfchen zum Zwecke der Thatfachenfammlung und der 
Anleitung zu richtiger Induction. 
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Wie demnach jede Enquöte al8 ein Verfuch zur Löſung eines Problems durch 
inductive Unterfuhung ſich darftellt, jo fest jede Anordnung einer Enquete 
bei dem Anordner voraus die Formulirung des Problems und die Weberzeugung, 
man fünne feiner Löſung durch inductive Unterfuhung fi nähern. 

Ale Probleme aber, hinſichtlich welcher die letztere Ueberzeugung mit Recht 
gehegt wird, find zur Zeit noch ungelöft, theil® weil wir nicht genug That= 
ſachen genau fennen und willen, auf welche wir inductive Schlüſſe bauen 
könnten, theils weil wir nicht fhlüffig find, ob aus den ung befannten Thatfachen 
Dies und Jenes als Erkenntniß inducirt werden darf. Beſchaffung von mehr Unter- 
lagen für Inductionsichlüffe, Revifion der bisher gemachten Inductionsichlüffe in 
Betreff eines beftimmten Gegenftandes und Begründung neuer Schlüffe diefer 
Art — das ift die Arbeit, welde Enquöten überhaupt verrichten, oder zu deren 
Berrichtung fie behülflich fein ſollen. 

. Der Anordner der Enquöte bat, ſobald er dieſe Säte anerkennt, den 
Leitfaden in der Hand, nad welchem er (falls nicht politiihe Erwägungen ihn 
vorwiegend beeinfluffen) den Typus der unvollftändig organifirten oder die voll: 
ftändig organifirte Enquete wählen wird. 

Er muß in Fällen, deren Schwierigkeit in erfter Linie in mangelnder 
Kenntniß der Thatfachen beruht, die ‚unvollftändig organifirte Enquete, Dagegen 
in Fällen, in welchen die Schwierigkeit in erfter Yinie auf den Streit über das 
Gewicht der Thatfahen und die aus denjelben zu ziehenden Schlüffe zurück— 
zuführen ift, die velftändig organifirte Enquete anorbnen. — 

Die unvollftändig organifirte Enquöte ift nad ihrer formalen Anlage ein 
viel wirkſameres Inftrument, um große Mengen von Thatſachen, namentlich 
wenn fie auf einem großen Gebiete zerftreut liegen, zu jammeln, als die voll- 
ftändige. Wenn wir jehen, daß die vielerwähnten Erhebungen über Arbeiter- 
verhältniffe zu einer Abhörung von mindeftens zehntaufend verjchiedenen 
Perſonen an 559 verfchiedenen Orten geführt hat, fo ift Har, daß in Bezug 
auf die Möglichkeit, thatſächliches Material zu fammeln, eine jolde uns 
volftändig organifirte Enquöte der vollftändig organifirten weit voranfteht, daß 
fie fich bezüglich der Maſſenhaftigkeit der Beobachtungen, welche fie regiftrirt, 
den Arbeiten der ftatiftiichen Büreau's nähert. — 

Die vollftändige Enquete aber ift der unvollftändigen weitaus überlegen in 
der Discuffion der Thatfachen, im vielfeitiger, vorfichtiger, controllirter In= 
Duction aus denjelben. 

Und daher darf es und, wenn wir und erinnern, daß vor der amtlichen 
Unterfuchung der Lehrlings-Verhältniffe die thatſächlichen Unterlagen ber 
Frage ſchon recht umfaſſend bekannt waren, aber ein tiefgehenver Streit 
darüber beftand, was aus der Thatſache für den Gejetgeber folge, nicht wun— 
bern, wenn wir jegt im Schlußberichte über dieſes Verfahren lejen : 

„So umfangreidy die Erhebungen angelegt geweſen find, jo haben jie doch 
eine große Mannigfaltigkeit von Ideen und Vorſchlägen nicht zu Tage ges 
fördert.‘ 

Wenn hier die Aufmwendung einer ungeheuren Summe von Enquete: Arbeit, 
aber fehr wenig Bereicherung unferer Gedanken vorliegt, To ift die Erklärung 
für dieſes Mißverhältniß feine andere, als daß bei diefer Gelegenheit die Enquöte 
in eine ihrer Aufgabe nicht entfprechende Form gebracht wurbe, 
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Es handelte ſich um ein Problem, in Bezug auf welches die Thatſachen 
in ſehr weitem Umfange bereits bekannt, die Auffaſſung der Thatſachen 
und die Meinung über die aus denſelben zu ziehenden Schlußfolgerungen im 
höchſten Grade beſtritten und getheilt war. 

Es war Discuſſion nothwendig; nicht Thatſachenſammlung. 

Wenn dem Bundesrathe, an Stelle des von ihm angeordneten Verfahrens, 
beliebt hätte, eine Commiſſion von etwa neun Perſonen, beſtehend aus Arbeit— 
gebern, Arbeitnehmern und einigen juriftiich und ökonomiſch gebildeten un— 
abhängigen Perſonen, zu bilden und mit dem Auftrage zu betrauen, nad Ber- 
nehmung von Sachverſtändigen und Interefjenten über die fraglichen Verhältniſſe 
und über die Räthlichkeit und Modalität einer Reviſion der betreffenden Bes 
ftimmungen der Gewerbe-Orbnung zu berichten; wenn diefe Commiffion alsdann 
nicht 10,000, fondern nur 50 bis 100 Interefienten aus allen Theilen Deutjch- 
lands in völlig ungebundener Weife gründlich abgehört hätte, und ſchließlich auf 
Grund der ftenograpbirten Ausfagen ſelbſt in Berathung getreten wäre, um Die 
Diffenfe in ihrer eigenen Mitte zu conftativen und in einigen Punkten vielleicht 
Mebereinftimmung zu erzielen; wenn, mit einem Worte, die Aufgabe der Enquete 
in die ihr gemäße Form des Verfahrens gebracht worden wäre: — dann 
glaube ich zwar nicht, daß die an das Lehrlingsweſen und die Arbeitsverhältniſſe 
fi) knüpfenden Streitfragen jofort zur Schlichtung gediehen wären; aber davon 
bin ich überzeugt, daß die Regierung fich ſchließlich über alles Andere eher mit 
Recht hätte beklagen können, als über Mangel an Mannigfaltigkeit der Ideen 
und Vorſchläge; und für unwahrſcheinlich halte ich, daß nach Erftattung Des 
Berichtes einer ſolchen Enquöte die jüngften Debatten im Reichstage hätten 
ftattfinden fünnen, ohne daß eine Spur von Einfluß der Refultate der Unter: 
ſuchung auf die Meinung der Gejeggeber zum Vorſchein gefommen wäre. — 

Es ift unter den umgefehrten Berhältniffen genau die umgekehrte In— 
congruenz zwiichen Aufgabe und Form der Enquete möglich. Die Hungersnoth 
von Oriſſa von 1866 ift in England Gegenftand einer volftändig organifirten 
Enquöte geweien. Das Blaubuch über viefelbe hat aber nur die Reihe früherer 
Schredensdarjtellungen gleicher Art vermehrt; welches Mittel anzuwenden ſei, 
damit Die indifche Aegierung künftig nicht won dem plöglichen. Hereinbrecdhen des 
abjoluten Nahcungsmangels unter den eingeborenen Millionen überrajcht werde, 
darüber bat die Oriffa Unterfuchung nichts Neues ergeben. Eine unvollftändig 
organifirte Enquete hat nachträglid; Died Mittel geliefert. Hunter, Damals Chef 
des Statiſtiſchen Büreau's von Bengalen, erfundete durch Ausjendung eines 
Fragebogens in alle Diftricte der Präfidentichaft, welde Höhe des Reispreiſes 
nad der Haupternte den Anzeiger dafür bilde, daß Reis bis zur nächſten Ernte 
jo hoch im Preiſe fteigen werde, daß die Befitlofen nicht mehr in genügender 
Menge davon kaufen fünnten. In dem Werke Kamine Warnings jagte er ſodann 
auf. Grund und unter Vorlegung des Materials feiner Enquöte die Bengaliſche 
Hungerönoth von 1873 voraus. Sie ift, jo Lange in Indien Menjchen das 
Land beftellen, die erfte, welche mit Erfolg befämpft worden ift. Der Frage- 
bogen Humter's bat Humderttaujenden das Leben gerettet. Keine Discufjion 
fünnte ihn erjegen. - 

Es iſt offenbar, daß nad diefer Anficht die Wahl des Enquöte- Typus 
im fpeciellen Falle bei dem Ordner der Enquéte nicht blo8 den guten Willen, 
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ſich aufklären zu laſſen, fondern ein vorheriges jehr genaues Studium des zu 
unterfuchenden Stoffes felbft erheifht. Im Streite der Meinungen find immer 
gleichzeitig die Thatfachen und Das, mas die Thatſachen unferem Berftande 
jagen, controvers; im fpeciellen Falle zu prognofticiven, ob eine Discuffion vor: 
wiegend durch Vermehrung und ftärkere Verbreitung thatfächlicher Kenntnifje oder 
ob fie vorwiegend durch Dialektifche Austragung gefördert werden fann, wird 
häufig ein ſchwieriges Geſchäft fein. Zur. zwedentiprechenden Organifation einer 
Enquete ift in der Regel Derjenige am beften berufen, welcher ver Aufklärung 
jelbft am wenigften bedarf; Unkenntniß der Sache befähigt wohl zur Aufftellung 
langer Reihen von Fragen, aber ſchon das Sprüdmwort jagt, daß dieſe Fähigkeit 
jehr ausgebildet, aber zugleich nutzlos fein Tann, meil ſelbſt die Werfen nicht 
alle Tragen beantworten können. 
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Ueber Unterſuchung von Thatjadhen auf 
jocialem Gebiete. 


Gutadten 
von Guſtav Cohn, 





Der Berein für Socialpolitit hat bereit8 im Jahre 1873 eine ähnliche 
Frage zum Gegenftande der Begutachtung gemacht und e8 haben fich über die 
Veranftaltung von Enquôten damals namentlih zwei Autoritäten geäußert, 
welche wiſſenſchaftliche Sachkenntniß mit praftifcher Geſchäftserfahrung verbanden. 
In jenen beiden Gutachten und den fich daran knüpfenden Referaten und Ber- 
bandlungen it, wie mir ſcheint, alles Wefentlihe in zum Theil vortrefflicher 
Weife hervorgehoben worden, und wenn heute derjelbe Gegenftand aufs Neue 
angeregt wird, um abermals begutachtet und beiprodfen zu werben, fo ift dieſes 
augenjcheinlih veranlaßt worden durch die inzwilchen vorgenommenen Yabrif- 
und Lehrlings = Enquöten des Deutſchen Reiches. Ein Beruf alfo, fich jet 
kritiih zu äußern, käme vornehmlich, ſolchen Männern zu, welche diefen Enquöten 
nahe gejtanden haben und Mittheilungen über ihre praftiichen Erfahrungen zu 
machen geneigt find. Kundgebungen, wie fie in loſerer Form u. U. in der 
„Concordia‘’ (Jahrgang 1875 und 1876), in Handeldfammerberichten, wie 
namentlich demjenigen von Zittau (von Dr. Carl Roſcher) niedergelegt find. 

Mir fehlt nicht die Neigung, der freundlichen Aufforderung des Vereins 
für Socialpolitit zu folgen, wohl aber der Beruf. inigermaßen hatte ich 
mich mit der Deutjchen Reichs-Enquôte befannt machen wollen, indem ich einen 
Einblid in das Berfahren dur Kenntnignahme der betreffenden Publication 
zu gewinnen ſuchte. Doch bis zu diefem Augenblide (Ende Februar) ift mir 
Das nicht gelungen, da ein durch Vermittlung des Schweizeriihen Bundes: 
präfidiums in Ausficht geftelltes Exemplar bisher nicht eingetroffen ift. 

Unter ſolchen Umftänden kann ich meinen guten Willen nur dadurch be— 
thätigen, daß ich aus dem befhränften Kreiſe meiner literariichen Erfahrung, 
aus welchem vor zwei Sahren ein Eleiner Auffag über parlamentarifche Unter= 
ſuchungen in England hervorgegangen ift, das oft angerufene ausländiiche Bei— 
ipiel im Hinblid auf Deutihe Nahahmungen mit einigen Hauptzügen kenn— 
zeichne: zu welchem Zweck ich einzelne Blaubücher neuerdings durchgeſehen habe, 
die mit dem befondern Gegenftande gewerblicher Enquöten fi) näher berühren, 
als meine früheren Arbeiten. 

* * 
= * 
Schriften XIII. — Engueten, 2 
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Bei Nahahmung ausländifher Staatseinrichtungen pflegt blinde Bewun- 
derung mit autochthoner Selbftzufriedenheit in furzen Zeiträumen, ja beides 
öfter nebeneinander, abzumwechleln. Die tieffinnige Ueberzeugung, daß Engliſche 
Inftitutionen für uns ſchlechthin unbrauchbar feien, ift offenbar noch bequemer 
al8 die Wiederholung der hergebrachten Yabeln von deren Vortrefflichkeit. 
Nüglicher und mühevoller als Beides ift die ind Einzelne gehende Unterfuhung 
der wirflihen Berfafjung und Verwaltung des Engliſchen Staats. Ehe Das 
Werk einer folcher Unterfuchung vollendet ift — und dazu fehlt noch viel — - 
wird ein allgemeines Urtbeil über die Anwendbarkeit oder Unanwendbarkeit 
Englifcher Vorbilder um nichts Lobenswerther fein, als jene nationale Ober: 
flächlichkeit wider Fremdes, welche wir felber den Engländern und Franzoſen 
mit gutem Rechte vorzuwerfen gewohnt find. Doppelten Anlaß zu gewiſſen— 
bafter Prüfung ausländischer Einrichtungen haben wir heute, da Die großartige Ent- 
widlung unfer8 nationalen Lebens und unferer inneren ftaatlichen Aufgaben, 
nach den fich täglid mehr werbreitenden Ueberzeugungen !), die intellectuelle . 
Leiftungsfraft unfered Beamtenthums auf einer Höhe findet, Die zwar immer 
noch höher jein mag al8 diejenige anderer Länder, aber durchaus zurücdbleibt 
hinter dem Mafftabe der Anforderungen nad Deuticher Tradition. Wenn man 
über das Berfahren der parlamentarifchen Unterfuhungen in England für ähn— 
lihe Zwede im Deutjchen Reiche redet, jo jollte man zuerft einen zureichenden 
Einblid in das wirkliche Verfahren ſich zu verſchaffen ſuchen, ehe man Dasjenige 
bervorfehrt, was daran für Deutjche Verhältniffe nicht paßt und was für alle 
Berhältniffe Tadel verdient. Die Bemerkung zu maden, daß jenes Berfahren 
ſchon oft gelobt worden fer, aber daß der Preußiſche Geheimrath und der 
Preußiſche Negierungs-Affeffor mit ihrer wiffenfhaftlihen Bildung dabei vermißt 
werden, — follte man wenigften® jo lange Geduld haben, bis man dasjenige 
fennen gelernt bat, was jo oft gelobt worben ift, ohne gefannt zu fein. 

Meine kleine Schrift beabfichtigte, aus den Quellen darzuthun, daß in 
dem Berfahren jener Unterfuhungen gewiſſe Grundfäge zur Ermittlung der 
Wahrheit, Dank den Gewohnheiten und Uebungen des Englifchen Staatölebens, 
in einer Weiſe verwirklicht find, welche das einfache Ergebniß fachlicher Zweck— 
mäßigfeit und darum, einzelner Modificationen unbejchadet, in der Hauptjache 
allgemein nachahmungswerth ſei. Ich ftellte das bei Parlaments -Ausichüffen 
faft ausſchließlich befolgte mündliche und öffentliche Verfahren in diefem Sinne 
dar, als lehrreiches Gegenftüd gegen die Verſuche in Deutichland. Dabei 
habe ich wohlbewußt den Nahdrud auf das hauptfächlihe Mittel des LUnter- 
ſuchungs⸗ Verfahrens gelegt, welches keineswegs das einzige ift, auch in England 
nit. Denn nicht blos prägt fih darin am beften ver Vorzug Englischer 
Unterfuchungen aus, jondern dies Gegenbild erſchien mir wünſchenswerth, um 
von den Abmwegen continentaler Enquöten abzulenken. 

Daß die Mündlichleit des Englifchen Verfahrens allein nicht genügt für 
tiefergehende Unterfuchungen, davon habe ich mich wieder neuerdings bei dem 
Studium der Blaubücher über Kinderarbeit u. dgl. überzeugt. Aber ich habe 


2) Ich verweiſe auf den Auffas von Prof. Otto Gierfe in v. Holgenborff und 
Brentano's Jahrbuch für Gefetgebung, Verwaltung und Volfswirtbihaft im Deutichen 
Reiche. 1. Jahrg. 1. Heft. 
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den Eindrud erhalten, daß die Art und Weile, wie man in Deutichland, jet 
e8 duch bloße Meinungs-Aeußerung, ſei e8 dur die amtlichen Vorgänge, im 
Gegenfage zu jenem ausländiichen Berfahren die heimiſchen Vorzüge zu zeigen 
Sucht, nicht ſowohl den Gegenſatz der Schriftlichkeit und der Mündlichkeit trifft, 
jondern den Gegenſatz eines einheitlich feftgeftellten Formulars, das von einer 
Anzahl von Behörden irgendwie ausgefüllt und alddann zurüdgefandt wird, — 
zu dem gefunden Weltverftande, welcher ein Stüd friiher Lebenswahrheit 
ſucht, das ihm ein echtered Bild vom Ganzen ift, als jenes dürre allumfafjende 

ippe. 
Man joll überhaupt nicht meinen, wenn man Ernſt machen will mit 
amtlihen Unterfuchungen über ſociale Thatfachen, daß dies eine Arbeit fer, die 
fich jo nebenbei, gelegentlich, in ein paar Monaten erledigen laſſe. Wenn man 
aus den Engliichen Materialien gar nicht8 lernen will, jo lerne man wenigftens 
dieſes, daß diefelben, foviel fie immerhin zu wünſchen übrig laſſen binfichtlich 
ftatiftiicher Grundlagen, Vollftändigfeit u. |. w, erftens regelmäßig eine Reihe 
von Yahren dauern, zweitens fich befcheiden, jeweilen nur ein geringes Stüd 
von Demjenigen zu umfaflen, was mit großer Zuverficht bei und auf einmal 
ins Formular — wird. Die Unterſuchung über die Kinderarbeit vom Jahre 
1862, welche ihre Berichte in den Jahren 1863 bis 1867 veröffentlichte, 
hatte lediglich zum Gegenſtande die Kinderarbeit in den bisher von der Fabrik— 
geſetzgebung nicht geſchützten Gewerben, d. h. eine geringe Minderheit vom 
Ganzen. Unmittelbar darauf folgte eine zweite Commiſſion zur Unterſuchung 
der Kinderarbeit im Ackerbau von ähnlicher Dauer und von ähnlichem Umfange 
der veröffentlichten Materialien. Seit dem Juni des Jahres 1874 ſitzt eine 
Königl. Commiffion zur Unterfuhung über die Verhütungsmittel der Eifenbahn- 
Unfälle, und dieſelbe bat erft jest ihren Bericht veröffentlicht. 

Soviel Zeit braucht man, auf fo fpecielle Partieen der Thatfachen be= 
ihränft man fi, und dennoch ift das Geleiftete lückenhaft, aber freilich 
ift dieſe Lüdenhaftigfet von anderem Range als jene Bollftändigteit des 
Formulares. 

Und dazu kommt, daß ſich die mannigfaltigſten Materialien in Engliſchen 
Verhältniſſen ergänzen. Ich erinnere nur am die halbjährlichen Berichte der 
Tabrifinfpectoren, Die feit der Mitte der dreifiger Jahre erfcheinen, und von 
Jahr zu Jahr umfangreicher werben; ich erinnere an die kürzeren Unterfudhungen, 
welche von den Ausihüffen ver Häufer des Parlaments veranftaltet werben. 
Dazu die Berichte der Imfpectoren des Geſundheitsamts, des Unterrichtsdepar⸗ 
tements, der Bergwerke u. ſ. w. Ferner die Thätigfeit gemeinnügiger Gejell- 
ihaften, die Wirkſamkeit der Preffe für Veröffentlihung objectiver Mittheilungen 
- aus dem weiten Gebiete des ſocialen Lebens. 

Alfo eine gegenfeitige Controlle und Correctur der nebeneinander laufenden 
oder aufeinander folgenden Ermittlungen über die Zuftände des Lebens. Ein 
fociale8 Cataſterwerk, das niemals fertig ift und an dem immer fortgearbeitet 
wird, um es zu ergänzen, um der Wandlung der Thatfachen zu folgen. 

Aud in England ift dieſes Werk erft im Laufe des letzten Menjchenalters 
energifch in die Hand genommen worden. In dem 1834 publicirten Kataloge 
über die parlamentarifchen Reports, welche von 1696 bis 1834 erjchienen jind, 
ift wenig zu finden, was ſich mit focialen Anliegen beichäftigt, ja die Gefammt: 

2* 
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heit der hier aufgeführten Reports ift eine geringe Zahl im Vergleiche zu der 
umfangreichen Maſſe, deren bloßer Titel in der 1874 veröffentlichten List of 
Parliamentary Papers 1836—1872 enthalten if. Noch im Jahre 1839 
konnte Carlyle fchreiben in dem auch heute jehr Iejenswertben Gapitel über 
„Statiſtik“ (Chartism. ch. 2): „Die Lage des Arbeiters, was fie ift und 
was fie geweſen ift in dieſem Lande, ob fie fich gebeflert oder verichlechtert 
hat — das ift eine Frage, auf welche die Statiftit bisher feine Antwort ges 
geben hat. Bis jegt ift man mit allen Tabellen und Ziffern hauptſächlich auf 
das angewiefen, was man mit eigenen Augen beobachten kann — eine höchſt 
unvolllommene Methode. Jedermann erweitert fein eigenes Handbreit von 
Beobachtung zu den Grenzen der Gejammtheit. Daher denn Widerfprüche, 
Ziwifte hin und ber. Wenn das Parlament die Frage über den Zuftand von 
England aufnimmt, was 8 eined Tages wird thun müflen, dann freilich Tann 
Vieles gebeſſert werden. Unterfuchungen verftändig unternommen, werden felbft 
für Diefen fo verwidelten Gegenftand Ergebniffe liefern, die etwas werth find.” 

Was man feitdem, und freilich manches, das man fchon zuvor von Par- 
lamentöwegen veröffentlicht hat, das follte man ftudiren, um Fingerzeige zu 
gewinnen für Dasjenige Verfahren, welches jet auf Deutſchem Boden zu befolgen 
jet. Jene Blaubücher werden zeigen, daß die Formen des engliichen Verfahrens 
keineswegs fefte und gleichmäßige find, vielmehr von Fall zu Fall ſchwanken, 
ſelbſt innerhalb derfelben Kategorie von Unterfuhungen. Gerade bei den großen 
Unterfuchungen, denjenigen der Königlihen Commiffionen, ſchwanken fie am 
meiften, weil diefe am ungebundenften fi an die Mannigfaltigkeit des Materials 
anzuſchmiegen trachten, das fie unterfuchen wollen, und weil fie von Fall zu 
Fall nad) dem wechjelnden Befinden der jedesinaligen Commiffionen das Eine 
oder andere verbefiern. Wenn man z. B. aus ein bis zwei Blaubücdern, die 
. man gejehen bat, tabelnd hervorhebt, daß „meiften® dieſe Commilfionen nur 
aus zwei bi8 drei Männern zufammengefetst ſeien (die obenein nicht einmal Ges 
heimräthe find)“, jo follte man fi die Mühe nehmen, ein drittes, viertes und 
fünftes Blaubuch nachzuſchlagen, um ſich zu überzeugen, daß in andern Com— 
mifjionen ſechs oder zwölf oder noch mehr Mitglieder geſeſſen haben. Ich 
jelber muß befennen, daß ich in meiner Darftellung vor zwei Jahren ein viels ı 
leicht zu typiſches Bild gegeben habe, das für die Ausſchüſſe des Parlaments 
zutreffend, aber für die großen Unterſuchungen der Königl. Commiſſionen weniger 
paßt, als es aus dem dort Geſagten hervorgeht. Jedoch eben jene Einzelheiten 
kennen zu lernen, iſt vielmehr Aufgabe der Praktiker, welche die Sache ins 
Werk ſetzen wollen , als einer theoretiſchen Darſtellung. Eine Mittheilung 
jener Details aus den Quellen wäre an dieſer Stelle ebenſo ermüdend für den 
Leſer, wie mühelos für den Verfaſſer. 

Die weſentlichen Grundzüge des Verfahrens werden aber meines Erachtens 
die folgenden ſein müſſen. 

Weil bei der großen Arbeit, um welche es ſich handelt, überhaupt zunächft 
auf eine ideale Leiſtung verzichtet werden muß, weil überhaupt erft Erfahrungen 
‚gemacht werden müffen, weil erft eine Uebung und die geübten Kräfte heran- 
gezogen werben müfjen, welde nicht von vornherein zu haben find: jo ziehe 
man die Lebenswahrheit und Grümblichfeit eines Stückes des Ganzen, das man 
unterfuht, der alles umfaflenden Syſtematik der Fragebogen vor. Wie die 
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Meifterichaft des Geſchichtsforſchers ſich darin zeigt, daß er ein einzelnes Stüd 
des Hiftorifchen Lebens and Tageslicht fördert, welches typiſche Wahrheit befitt 
für einen unendlich weiteren Kreis des wirklich Gefchehenen: fo begnüge man 
ſich, ftatt oberflächlicher Vollſtändigkeit, mit genauer Unterfuhung einzelner 
Theile nom Ganzen. Eine gewiſſenhafte Durchforſchung einzelner Induſtrie— 
bezirfe von hervorragender Bedeutung und die Beichränfung der Unterfuchung 
auf gewiffe hervorragende Induſtriezweige wird hinreichende Arbeit geben, bei 
welher man bald den richtigen Maßſtab für das Tempo einer Reichs = Fabrik: 
Enquöte finden wird. 


Alſo Specialifirung der Unterfuchung. 


Ein zweiter Punkt ift die richtige Combination von Statiftit, von jchrift- 
them und mündlichem Verfahren. 

Jedes bat jeine eigene Aufgabe und man follte annehmen, daß ein prafti= 
ſcher Sinn, der mitten in den Geſchäften fteht, dies ſelber Leicht am beften 
herausfinden könnte. Aber die Wichtigkeit de8 mündlichen Berfahrens 
fanrı bei und, wo fo viel geichrieben wird, nicht genug in den Borbergrund 
gerücdt werden. Und man bat Einwände dagegen gemacht, welche nicht gegen 
das Weſen, jondern nur gegen einzelne, übrigens felten vorkommende Mopali- 
täten gerichtet find, jo gegen das Sreuzverhör. in Kreuzverhör in der Weile, 
wie man e8 im Ötrafverfahren mit Angeklagten und Zeugen vornimmt, findet 
bei den als Mufter angerufenen Engliſchen Unterfuchungen in der Regel gar 
nicht ftatt. Im Wirklichkeit ift es nur ein ideelles Kreuzverhör, nicht ein körper— 
liches. Das heißt: Die Gegemüberftellung der verjchievenen Intereſſen und 
Anfichten findet nicht in der Art flatt, daß die Zeugen im felben Berhör ein- 
ander gegemübergeftellt werben; ſondern die nacheinander verhörten Zeugen, 
welche theil8 als Zuhörer, theils als Leſer Kenntniß von den andern Zeug: 
niffen erhalten haben, werben mit der Ausjage, nicht mit dem Ausfagenden, 
confrontirt. 

Indeffen aud ein in der That vorkommender Mißbrauch des mündlichen . 
Verfahrens, unter Umftänden wo e8 nicht hingehört, beweift gar nichts gegen 
feine fonftige Zweckmäßigkeit. Sp mag e8 richtig fein, daß die neuliche Königl. 
Commiſſion über Vivifection ein mündliches Verhör da veranftaltet bat, mo es 
lediglich auf techniiche Gutachten von Fachmännern anfam, die in Deutichland 
jedenfall8 und vernünftigermeie jchriftlich verlangt worden wären). Aber diefer 
Mißbrauch beweift nichts gegen‘ das Verfahren jelber, zumal da in einem Falle, 
wie dem angeführten, andersartige materielle Anfchauungen der Commiffion den 
entſcheidenden Einfluß ausgeübt haben. 

Was den Kern des mündlichen Verfahrens bildet, ift 1) der einfache 
Grundſatz, daß man objective Wahrheit nicht von dem intereffirten Theile 
erwartet, 2) daß, ſelbſt die Objectivität vorausgeſetzt und felbft da, wo fie regel⸗ 
mäßig vorhanden ift (wie bei den verhörten Beamten, Geiftlichen, Aerzten u. ſ. w.), 


1) Bergl. 2. Hermann, Die Vivifecttond- Frage, Leipzig. 1876. Der Berfafier 
Bee 34 volltommen mit Recht, daß es „jedenfalls richtiger gewejen wäre, von Fadı- 
männern und Körperfchaften wohl erwogene fchriftliche Gntachten einzuforbern: bei uns 
würde man hoffentlich jo verfahren.” 
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der lebendige Austauſch der Anfichten im mündlichen Zwiegeiprädy eine oft noth- 
wendige Ergänzung der jchriftlichen Gutachten ift. 

In erfterer Hinficht bedarf es keiner längeren Auseinanderjegung, daß in 
einem’ Zeitalter, wo das „nisi admodum mentiantur“ halbwegs zum moralifchen 
Standard of life des Ermerbölebens gehört!), e8 eine naive Zumuthung an 
die Gemwerbtreibenden ift, die Wahrheit auf dem für die Unwahrheit fo bequemen 
Wege der fchriftlihen Umfrage über Dinge zu äufern, worüber die Wahrheit 
zu jagen, wider das Intereſſe des Gefragten if. Ja felbft ohne die Abficht 
der Unmwahrheit wird leicht die gutgläubige Befangenheit in dem einfeitigen 
Privatinterefjie den Anmworten eine Geftalt geben, die fie für ein Bild der 
Wahrheit unbraudbar macht. Nicht wie ein verhörender Beamter bei der 
fetten Reichs-Enquote zu einem Arbeiter gefagt haben fol „wir find nicht bier, 
uns zu belehren” — tm Gegentheil, beide Theile follen im Verhör recht viel 
von einander lernen. Das ift aber nur mündlich möglich: vorausgefegt, daß 
beide Theile jo beihaffen find, im Verhör von eimander etwas lernen zu 
fönnen. 

Und ebenjo bedarf e8 einer ergänzenden mündlichen Belehrumg neben den 
ſchriftlichen Gutachten, oder in erfter Reihe eines mündlichen Verhörs, felbft ‘bei 
den durch ihre Stellung zur Sache objectio Urtheilenven. Vor der legten 
Königl. Commiſſion über die Fabrifgefege behufs deren Confolivation (1875) 
haben vor allen andern die leitenden Fabrik-Inſpectoren ein ausgevehntes, münd- 
liches Berhör beftanden. Daffelbe ift aber noch viel mehr angezeigt ſolchen 
Leuten gegenüber, welche dein Gegenftande der Unterfuhung nicht durch ihre 
ganze öffentliche Stellung, jondern nur gelegentlih und theilweife ein Intereſſe 
zugewendet haben. Sie irren fih, ohne es zu wollen, oder fie brüden fich 
ſchriftlich unvolllommen aus, oder e8 ift überhaupt ſehr jchwer, über alle Dinge, 
die man wiſſen will, ſchriftlich fich zureichend zu äußern. Die meiften Menſchen 
find nicht im fchriftlihen Ausdruck für dergleihen Zwecke geübt, und felbft bei 
denjenigen, die e8 find, wird es jelten gelingen ?), ein Er lebenswahres Bild 
ſocialer Zuftände auf Ichriftlihem Wege zu erlangen wie auf mündlihem. Der 
mündliche Ausdruck ift das einfachite, natürlichſte für alle Menjchen: ein treues 
Bild kann durch ihm nur gewonnen werben. | 

Died jedoch Toll den Nuten der jchriftlichen Aeußerungen, fei e8 aus 
freier Initiative, ſei e8 auf ſchematiſche Fragen, nicht im mindeften hintan— 
fegen. Man foll ſich des fchriftlichen Verfahrens bedienen, man foll die Leute 
vor dem Berhöre oder nach dem Verhöre fich jchriftlich äußern laſſen, wie fie 
wollen und können. Nur die Controle der Mündlichkeit ſoll nicht fehlen. Ste 
jollen Rede ftehn für das, was fie geichrieben haben. 

Niemals allerdingd wird man die Leute zur Wahrheit zwingen fünnen, 
jelbft wenn man fie für Verweigerung des Zeugniffes ftraft und wenn man 


2) Bon neueren Zeugniffen vermeife ih auf die Schrift von D. Syme, Outlines 
of an industrial science, London, 1876. u 

2) Die Trägheit ſchon ift bei fehriftlichen Umfragen weit mehr im Wege, als bei 
mündlichen Berbören; 3. B. über das bürftige Ergebniß der Enquéte des mittel- 
rheinifchen Fabrifantenvereins über den Sachlohn der Arbeiter, Concordia, 21. Auguft 
1875, e8 fei „über alle Erwartung bürftig und ungenügend“. 
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(wie es legthin wider den Brauch der legten Jahrzehnte in England bei der 
Unterfuchung über die auswärtigen Anleihen gefchehen ift) die Vereidigung ber 
Zeugen einführt. Aber in der Mehrzahl der Fälle befteht ein hauptfächliches 
Mittel zur Erlangung der Wahrheit in der geſchickten Verbindung und Con— 
frontatton entgegengejegter Imtereffen und Meinungen, fofern dies nur in 
lebendiger Wechfelrede und mit der nöthigen Uebung geſchieht. Ein ſachkundiger 
Tragefteller verfteht aus dem Iediglic das eigene Intereſſe vertretenden Zeugen 
eine Wahrheit herauszuloden, die objectiver ift als jene einjeitige Anficht der 
Dinge e3 verfteht. . 

Eigenthümlihe Schwierigfeiten entftehen da, wo man auf bie berechtigte 
Scheu abhängiger Perfonen, zumal bei Unterfuchungen über Kinderarbeit, Rüd- 
fiht zu nehmen hat, wo man aus diefem Grunde auf mangelhafte oder falfche 
Ausfagen gefaßt fein muß. Unter ſolchen Umftänden mit Härte vorzugehen 
wird ſich nicht empfehlen, und um jo mehr wird es auf den glüdlichen Taet 
verftändiger Commiſſäre ankommen, die mit der Unterfuhung betraut find. 
Gerade für ſolche Aufgaben ift das in den Englifhen Blaubüchern Mitgetheilte 
als Iehrreihe Erfahrung zu verwerthen ?). 


de abhängiger, unerwachlener,, tümmerlicher die Arbeiter felber find, deſto 
mehr wird man überhaupt zur Ergänzung ihrer Ausfagen auf andere Quellen 
angewiefen jein. Im den efelbafteften, geſundheitsgefährlichſten Werkftätten 
erflärten nad jahrelanger Beſchäftigung junge Arbeiterinnen bei der Engliſchen 
Unterfuhung über. die Kinderarbeit (1863), fie fühlten fih „ganz wohl”. Aus: 
jagen, von welden man nicht wußte, ob man fie mehr der Scheu vor ber 
Wahrheit oder dem Unverftande zujchreiben follte 2). 


Bon der anderen Seite folgt mit um jo größerer Kraft, daß die Unter- 
ſuchung ein alljeitiges Bild der Thatjachen zu fehaffen beftrebt fein ſollte. 
Jedes Intereffe, jede Anfchauung, jede Klage und jeder Wunſch nad Abhülfe 
jollte in dieſem Bilde ſich wiederfinden. Denn mit allen Ziffern und allen 
Aubriten fann man zulegt nur das Knochengerüft einer Darftellung der wirk— 
lichen focialen Welt erlangen: das warme Leben jelber, die Wahrheit darüber, 
wie ed den Leuten zu Muthe ift, welche Gefammtwirfung die äußeren Momente 
für das Wohlbefinden der Menſchen ausüben, wie e8 in ihrem Herzen ausfteht, — 
um das zu erfahren, dazu muß man fie reden laflen und muß Jeden reden 
laffen, der ſich dazu getrieben fühlt. 


Eine ſolche Unterfuhung ſoll ein Tribunal fein, vor welches alle Parteien 
mit ihren Anliegen geladen werden. Und in dem Maße als dieſe Auffafjung 
fi) verbreitet, wird man Vertrauen faflen zu dem Exnfte der Abfichten einer 
joldyen Unterjuchung. 

Es fehlt auch in England viel daran, daß dies Ideal immer oder jelbft 


1) Bal. zB. 2. Report Child. Empl. Comm. 1864, p. 69, wo fi ber 
Beamte über Fin Berfahren näher ausläßt. 

2) Bol. den angeführten Report S. 188: „medical evidence“. Es heißt bort, 
nur in einem. einzigen Falle feien die üblichen Ausfagen „gefund” ober „ganz wohl’ 
bei genauerer Prüfung beftätigt worden. Auch 1. Report 1863, Appendir, ©. 44—49. 
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in. den meiften Fällen erreicht werde ), aber man ift dort ſolchem Ziele weit 
näher als bei und. Und daß die jocialen Beſchwerden dort ſich nicht mehr in 
dem Tone unferer ſocialdemokratiſchen oder focialconfervativen Prefje laut machen, 
hängt, zum Theile wenigftens, damit zufammen, daß viele dieſer Befchwerden 
jene Tribunale gefunden haben, um fich in zwedgemäßerer Form zu äußern. 
Je weniger die interefjirten Theile leider durch ihr Alter, ihre Stellung 
befähigt find, felber für ſich einzutreten, um ® größeren Spielraum follte man 
ihren Bertretern laſſen, den Geiftlihen, Lehrern, Aerzten, gemeinnügigen 
Männern u. dgl. Diefe find die regelmäßigen Anknüpfungspunkte geweſen bei 
den Englifchen Unterfuchungen über die Kinderarbeit an Ort und Stelle 2). Ya 
von ihnen ift relativ das veichhaltigfte Material für das Verfahren geliefert. 


Wie das Land des Selfgovernment, durch die Zweckmäßigkeit veranlaft, 
den centraliftiihen Behördenapparat der Fabrifinipection, Gefundheitsinfpection, 
Bergmwerköinfpection u. |. w. al8 ein Muſter für das büreaukratiſche Feftland 
entwidelt hat, fo jind auch die Englifchen Enquöten, wohl nicht ohne Zufammen- 
bang mit jener Entwidelung, in centraliftifcher Weiſe organiftrt worden. Freilich 
mit mancherlei Variationen, Aber man jcheint fih niemals damit begnügt 
zu haben ein einheitliches Formular zu entwerfen und deſſen Schidfal den Iocalen 
Behörden zu überlaffen; fondern man bat in der einen oder der anderen Weile 
einen lebendigen Zufammenhang zwifchen der die Unterfuhung führenden Com— 
miſſion und den zu unterfuchenden Thatfachen hergeftellt. Bei den beiden großen 
Unterfuchungen über die Kinderarbeit (1840 ff. und 1863 ff.), bei welchen es 
in erfter Reihe darauf ankam, die Kinder in ihrer Umgebung, bei ihrer Arbeit, 
zu jehen?), wurben-Assistant-Commissioners ernannt, Die je beftimmte Diftricte 
oder Induſtriezweige zum Gegenftande ihrer Nachforſchung angewiejen erhielten. 
Ein Verfahren ähnlich demjenigen der ftändigen Fabrik-Inſpection, mit dem 
Unterſchiede, daß bier der einzelne Infpector auf die ihm worgeichriebenen Fragen 
die Materialien zu ſammeln und diefe ſammt einem zufammenfaffenden Berichte 
ber Gentral- Commifjion in London einzufenden hatte. Man ſcheint hierbei, 
indem man die eigentliche Unterfuhung in die Hand je eines einzelnen Mannes 
legte, dejjen Befähigung und Sachkenntniß viel zugemuthet zu haben. Und natür- 
ih hängt hiervon das Meifte für die Brauchbarfeit des Materials ab. Ob 
aber Diet Knappheit zweckmäßig, vollends bei minder geübtem Beamtenperfonale 
rathſam ift, bleibt dahingeftellt. ALS das Local Government Board im Jahre 
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Letsthin aber, bei der "Unterfuchung behufs Confolivation ver Fabrikgejege 
(1875), begab ſich die Gentral-Commiljion felber (zufammengefegt aus fieben 
Perjonen) an Ort und Stelle. Sie begann!) mit dem Zeugenverhör in London, 
und ging darauf in die Provinzen, nachdem fie durch Rundſchreiben an die 
Handelsfammern und fonftige mehrere hundert Perfonen, die ihr von den Fabrit- 
infpectoren bezeichnet worden waren, fowie durch Verbreitung entiprechender 
- Mittheilungen in den Zeitungen ihr Kommen vorbereitet hatte. Sie bereifte 
einen Induftriebezirt nah dein anderen und verhörte die Zeugen in derſelben 
Weiſe wie in London, indem fie für die Situngen jeweilen den pafjenditen 
Mittelpunkt des Bezirkes ausmählte, zugleich mit dem Zwede, die wichtigiten 
vorzulegenden Fragen durch Augenſchein beurtheilen zu können. 

Die Verbindung des Verhörs Durch Die Gentral-Commiljion in London mit 
dem Verhöre an Ort und Stelle durch Sub-Commilfion wurde bei der Unter: 
fuchung über die Trades-Unions 1867 ff., für zweckmäßig erachtet. 


Alfo eine wechlelnde Meannigfaltigkeit, — wechjelnd, wie es jcheint, theilß 


nach) der Natur des Gegenftandes, theild nad dem Befinden im bejonderen Falle: 
aber ein Grundzug darin ift der, daß die Central-Commiſſion entweder jelber, in 
London oder außerhalb, oder durd die von fich aus entfandten Commiſſäre in ven 
Provinzen, gewiffermaßen als durch ihre Subftituten die Thatfachen ermittelt. 

Soll ih aus den englifchen Borgängen eine Nuganmwendung fir Deutichland 
ziehen, fo möchte ich jagen, man fol den Iocalen Behörden nicht zur viel über— 
laſſen, fi) ihrer vielmehr als Berather denn als eigentlich ausführender Organe 
bedienen, und man foll womöglih durch eine Gentral- Commiffton ; welche nad 
gehöriger. Vorbereitung von Drt zu Ort reift, die Unterfuchung vornehmen. 
Um fo befier allerdings, wenn dieſelbe ſich an ftändige, ihren Zweden dienftbare, 
Iocale Behörden anlehnen kann — melde aber in den vorhandenen Behörden 
wohl nicht immer zu finden find, 

Was das nun aber für Männer fein follen, welche jn ſolche Commiljionen 
geſetzt werben, melde Rückſichten bundesftaatliher, büreaukratiſcher, parlamen= 
tariſcher Natur bei Bildung derfelben zu nehmen fein würden, darüber verfage 
ih mir das Urtheil. 


Ein vierter Punkt, welchen ich hervorheben möchte, ift die Aufzeichnung und 
Deröffentlihung der Materialien, welche durch die Unterfuchung ermittelt werden. 

Es Sollte jedes geſprochene Wort ftenographiich firirt werden, Frage und 
Antwort. Wo Nüdfihten zu nehmen find, wird immer manches verfchwiegen 
werben müſſen. Aber unabhängig davon ift 1) für die Verbefjerung ver Unter- 
ſuchung felber, 2) für die Verbreitung der durch fie ermittelten Thatfachen, eine 
alsbaldige Veröffentlihung des Stoffes zweckmäßig. 

Die Unterfuhung erreicht ihren Zwed in höherem Maße dadurch, daß, wie 
in England, unmittelbar nad) dem Verhör der einzelnen Tage, ſei es officiell, 
jet e8 durch die Stenographen der Zeitungen, Fragen und Ausſagen wörtlich 
veröffentlicht werden. Die Preſſe wird im diefer Richtung ſoweit begünftigt, daß 


1) Report 1976, ©. IX. 
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gelegentlich ſogar amtliche Documente aus der Hand der Commiſſion noch während 
des Verfahrens in die Zeitungsredactionen zur Benugung ausgeliehen werben !). 


In den Zeitungen leſen e8 vor Allem die perjünlich bei dem Gegenftande 
Intereffirten; dieſe werben angeregt, ihrerfeitS zum Zeugniß ſich zu melden, in 
dem Maße als fie zu widerſprechen oder zu ergänzen haben. Bei den Par- 
(amentsausihüffen berricht außerdem der Grundfag der Deffentlichkeit des Ver⸗ 
fahrens, bei den Königl. Commiffionen ift aud in dieſer Hinficht die Form 
ſchwankend. | 


Iſt die Unterfuhung beendigt over ift ein erhebliches Stück des gefuchten 
Material8 beifammen, ß wird ausnahmslos nach engliſcher Gewohnheit der 
ganze Stoff — Inſtructionen, Berichte, Ausſagen, Schriftſtücke, Circulare, 
Statiſtik u. ſ. w. — amtlich gedruckt und nicht nur allen Mitgliedern der beiden 
Häuſer des Parlaments, ſondern (gegen einen geringen Preis) auch jedem Käufer 
zugänglic gemadt. Was fih in Deutihland Reich8- und Staatsbehörden dabei 
denken, wenn fie derartige Materialien als „confidentiell” behandeln, ift mir 
bisher dunfel geblieben. Auch die andere Frage vermag ich nicht zu beantworten, 
ob e8 weile ift, wenn ſchon einmal etwas publicirt wird, den Preis dafür fo 
body zu jegen, daß von deren Ankauf diejenigen am meiften abgejchredt werben, 
welchen: jene Materialien am meiften zugänglich gemacht werden follten. Bon 
der Achtung und Freundlichkeit, mit welcher man, im Gegenſatze zu dem Lande 
der Wiſſenſchaft, im banauſiſchen Auslande, in der Schweiz, in England, in 
Frankreich derartige Publicationen der Wifjenjchaft und zwar dem einzelnen Ge— 
lehrten dienftbar macht, will ich hier gar nicht reden. Sch vermeife ftatt deſſen 
auf einen Aufjag des verewigten Rob. v. Mohl im dritten Bande feiner Mono— 
graphten über Staatsrecht, Völkerrecht und Politik. 


Aber Das find alles Dinge, die ſich ändern, wenn ınan fic überzeugt, daß 
fie anderd werben müſſen. Nur muß man einjehen, daß wir darin jämmerlich 
hinter dem Auslande zurüd find. 


Schließlich jei der Wunſch geftattet, daß von Amtswegen, fei e8 in ben 
vorhandenen Gentral= oder Tocal-Behörben, ſei e8 in neu zu jchaffenden Behörden, 
geeignete Kräfte gefunden werben, welche im Intereſſe der öffentlichen Verbreitung 
der Ergebniffe ſolcher Unterfuhungen ein objectives Bild de8 gewonnenen Stoffc3 
entwerfen. Es wird deſſen bedürfen, weil e8 unvermeidlich ıft, daß die originalen 
Materialien, wenn fie einigermaßen tief gehen, einen Umfang annehmen, ber 
weit über die Neigung und das Verdauungsvermögen der Mehrzahl, felbft der 
eigentlich politifirenden und am öffentlichen Leben theilnehmenven Perfönlichkeiten, 
hinausgeht. Männer von wiffenfchaftliher Fachbildung und zwar von einer 
ſolchen, melde die betreffende Frage und ihre Literatur theoretiich beherricht, 
werben dazu freilich erforderlich fein. Das heißt, die Anforderung würde über 
das Niveau des ‚heutigen höheren Beamtenthums doch wohl hinausgehen müſſen; 


ı), Ein Fall der Art vor dem Ausſchuſſe über die ausmärtigen Anleihen 1875, 
ngl. das Blaubuch darüber, Report of Proceedings. 
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auch unter Denen, welche literariſches Streben befunden, wird nur ausnahme- 
weife jene Anforderung erreicht !). 

Am bequemften ift e8 freilih, wenn eigentliche Fachgelehrte aus freier 
Neigung folcher Arbeit ſich unterziehen. Aber darauf fann man nicht rechnen, 
und in England wenigftens harrt weitaus der größte Theil jenes Materials 
noch der verarbeitenden Hand: nur einen Theil davon haben die zufammenfafjenden 
Commiffionsberichte jeder Unterfuchung bisher geleiftet. „Die Parlamentspapiere 
und Debatten, melde das geſetzgeberiſche Material enthalten, überjchreiten in 
mandem Jahre ſchon den Umfang von Hundert Folio-Bänden. Im dieſem 
wenig einladenden Chaos ift der ſtaatsrechtliche und volfwirtbfchaftliche, der 
biftorifche und ſyſtematiſche Zuſammenhang erft zu ſchaffen“ 2). 

Hier wäre eine ſchöne, wahrhaft des Deutfchen Reiches würdige, Aufgabe 
für die Entwidelung feines ſtatiſtiſchen Amtes zu einer großartigen, fahmäßig 
— nicht blos ſammelnden, ſondern auch —— verarbeitenden 

entralbehörde gegeben. 


Fluntern-Zürich, 5. März 1877. 


1) Eine recht achtbare, wenn auch hinter wiflenfchaftlihen Anſprüchen zurüd- 
bleibende Arbeit, melde fih an bie letzte Reiche - Eifenbahntarif - Enquete (1875) an- 
ſchließt, ift die kürzlich erfchienene „Die Differential-Tarife der Eifenbahnen nad amt- 
lihen Quellen'“, von Fritz Krönig, Reg--Alleffor u. |. w. Berlin 1877. 

2) Gneift, Selfgovernment, 3. Aufl., 1571. Vorrede p. V. 
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Das Engquöte- Wejen in Frankreich. 
Bon 
Wilhelm Stieda, Privatdocenten in Straßburg i. €. 


Nicht mit Unrecht pflegt man in Deutfchland für viele Fragen der national- 
öfono miſchen Geſetzgebung ſich Lieber an das Beifpiel Englands zu halten, als 
an das Frankreichs. Letzteres hat freilich eine Reihe von Einrichtungen, die für 
und immerhin als nachahmungswerthe bezeichnet werden können; aber es ift 
eben doch nicht zu leugnen, daß wir es in England mit Originalen zu thun 
haben, während in anderen Ländern Copieen — und oft nicht die beften — uns 
entgegentreten. Am jchärfften gilt dies vielleicht von dem Verfahren zur Er: 
mittelung „der focialen Zuftände um uns“. Der Abftand zwiſchen Frankreich 
und England zeigt gerade in dieſem Punkte recht grell, wohin e8 führt, wenn 
an fich richtige Ydeen übernommen werden, ohne daß für die entjprechende 
Handhabung derjelben die nöthige Gewähr geleiftet if. Das Urtheil über bie 
franzöſiſchen Enquöten ift durchweg ein abfälliges. Noch jüngft fchrieb mir ein 
verehrter Fachgenoſſe, Profefjor Brentano, daß er die franzöfifhe Enquöte für 
einen bitrenufratifch verunftalteten Abklatſch des englifchen Vorbildes halte. Ebenfo 
hart äußert fi Guftav Cohn, denn er behauptet, daß es bei franzöſiſchen 
Engueten bisweilen ausgejehen habe, als fuche man die Erreihung des englijchen 
Mufterd vornehmlich in der Zufammenftellung dider Foliobände, welhe Niemand 
lieſt (Hildebrand's Jahrbücher, XXV, 3). Durch ein bebauernswerthes Mif- 
verftändnig — fagt er am einer anderen Stelle (S. 24, 26) — haben die 
Enqueten des Feſtlandes auf die Seite das Hauptgewicht gelegt, welche man in 
England als eine nebenfächliche auffaffe, d. h. die Franzofen pflegen als „Enquöte“ 
den Berfuch der Einziehung von Daten auf dem fchriftlihen Wege anzujehen. 
Hiergegen hat Maurice Blod nun freilich ſchon eingewandt, daß das mündliche Ver- 
hör keineswegs in Frankreich vernachläffigt werde (Journal des Economistes 1876 
1.©. 108); aber werin man auch zugeben muß, daß Cohn in feiner Geringihägung 
zu weit gegangen ift, fo kann darum Block's Rechtfertigung doch nicht als ganz 
gelungen betrachtet werden. Wie dem auch ſei — gewiß hat es unter dieſen 
Umftänden, zumal wir in Deutfchland zu einem feften Syftem in der Erhebungs- 
weiſe ſocialer Thatfachen noch nicht durchgedrungen find, Intereſſe, eine ein- 
gehendere Schilderung des franzöfiichen Verfahrens zu verfuchen. Die nach— 
folgenden Blätter find dieſem Zwecke beftimmt. “ 


\ 
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Ih muß bier noch vorausſchicken, daß ich bei diefer Beihreibung fait 
ausfchlieglih auf die eigene Anfhauung angewiefen geweſen bin, welche id aus 
dem Studium franzöfiiher Enguöten= Werke gewonnen. Bei feinem einzigen 
franzöſiſchen CE chriftfteller Habe ich eine Darftellung des Verfahrens zu ermitteln 
vermocht. Die bekannten „Abriffe der Statiftit“ von Dufour, Moreau de Jonnès, 
Guillard u. A. erwähnen auch nicht mit einer Sylbe der Enquöte, während 
zweifello8 die Schilverung berjelben in. einer Theorie der Statiftit zunächit 
ihren Pla finden müßte. Nur in dem „Dietionnaire de l!’&conomie politique“ 
und in dem „Dietionnaire de l’administration frangaise* haben Horace Say 
und Smith diefem Gegenftande Beachtung geſchenkt, in Artifeln aber, die nad) 
der Natur der Unternehmung, welcher fie angehören, kurz gefaßt fein 
mußten. Bon deutfchen Auffägen kenne ich nur die, welche Fallati vor dreißig 
Jahren in der „Tübinger Zeitichrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft“ 
(Band III, ©. 496 ff. und ©. 724 u. ff.) veröffentlicht bat. Der franzöfiichen 
Enquöte werden hier gerade zwei Seiten gewidmet. Somit bin id} genöthigt, da 
ich der Ausführung einer Enquete in Frankreich nicht beigemohnt habe, im Bor- 
hinein zuzugeben, daß meine Darftellung an einzelnen Punkten möglichermeife das 
Richtige nicht getroffen hat. 


Der Begriff der „Enquete” ift in Frankreich ein mehrfeitigr. Man 
ſpricht von Enquöten in der Rechtspflege, wo es fih im Civilproceß um die 
Feftftellung von Thatſachen handelt, die von der einen Partei geleugnet werben. 
Sowohl der Friedensrichter, als die Gerichtähöfe können die Vornahme foldyer 
Enquöten anorbnen. Wenn ein Unglüdsfall fi) ereignet hat, ein gewaltſamer Tod 
(mort violente) vorgefommen ift, wird zur Feftftellung der Thatſache und wo— 
möglich der fie veranlaßt habenden Gründe eine Enquöte in Scene gejegt. Der 
Titel XH der Proceß-Ordnung des „Code civil“ fchreibt das Bei derſelben 
einzuhaltende Verfahren vor. Das Verhör von Zeugen im Criminalproceß gilt 
nie für eine Enquöte. Ebenſo wenig pflegt man die Erkundigungen, welche das 
Minifterium oder die Richter einziehen, um eine Verſetzung in den Anflage- 
zuftand bewerfftelligen zu fünnen, eine Enquöte zu nennen. 

Weiter führen alle diejenigen Erhebungen, melde zu Verwaltungszmeden 
veranftaltet werben, den Namen „Enquete”. ine foldye Enquöte ift z. B. bei 
Erpropriationen vorgeichrieben. Artikel 3 des Gefeged vom 3. Mai 1841 
handelt davon. Er lautet: 

„Alle großen, üffentlihen Arbeiten, königlichen Straßen, Canäle, Eiſen— 
bahnen, Sanalifirungen von Flüffen, Baſſins und Dods, welche der Staat, die 
Departements, Gemeinden oder Privatgefellichaften übernehmen, mit und ohne 
Wegegelver, mit und ohne Beiftener des Staatsichages, mit und ohne Ver— 
äußerung von Gütern der Krone, fünnen nur nach Erlaß eines Geſetzes aus- 
geführt werben, dem eine Verwaltungs - Enquöte vorhergehen muß.“ 

„Eine Königliche Verordnung genügt, um die Ausführung von Departements- 
Straßen, von Canälen und Zweigbahnen in einer Länge von 20,000 Metern, 
von Brüden und allen anderen Arbeiten geringerer Wichtigfeit zu veranlaffen. 
Auch diefer Verordnung muß gleicherweife eine Enquete vorangegangen fein.“ 
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Tous grands travaux publics, routes royales, canaux, chemins defer, 
canalisations de rivieres, bassins et docks, entrepris par l’Etat, les 
departements, les communes, ou par des compagnies particulieres, avec 
ou sans peages, avec ou sans subsides du tresor, avec ou sans alienation 
du domaine public, ne pourront &tre ex&cutes qu’en vertu d’une loi, qui 
ne sera rendue qu'après une enquöte administrative. Une ordonnance 
royale suffira pour autoriser l’ex&dcution des routes departementales, celle 
des canaux et chemins de fer d’embranchement de vingt mille metres 
de longueur, des ponts et de tous autres travaux de moindre importance. 
Cette ordonnance devra également éêtre pröcedde d’une enqueäte. 

Diefe Enquöten bezeichnet man als VBerwaltungs- Enqusten „de commodo 
et incommodo“. Das Verfahren ift nicht immer das gleiche. Für viele 
Gegenftände, 3. B. die Flußfiſcherei, die Errichtung von Gapellen in den Ge— 
meinden u. A., ift die Verwaltung befugt, je nach dem Umftänden duch ein 
Reglement das Verfahren zu beſtimmen; in einzelnen Fällen, 3. ®. bei ber 
Aufftellung von Dampfmaſchinen, der Auötrodnung von Sümpfen u. A., find 
pofitive Regeln vorhanden, auf die bier näher einzugehen fein Intereſſe haben 
fan. Im Wejentlichen beiteht eine ſolche Aominiftratio- Enquöte darin, daß 
die Löſung der Aufgabe angeftrebt wird durch Berathfchlagung mit den zu: 
ftändigen Körperfchaften, durch mündliche Vernehmung urtheilsfähiger Perfonen 
oder durch ſchriftliche Gutachten derſelben. Bisweilen bezieht ſich eine ſolche 
Enquẽte auf die Führung eines Beamten oder auf die Art der Leitung einer 
öffentlichen Anftalt. Im diefem Falle ruft der mit der Vollziehung betraute 
Beamte die betreffenden Perfonen, deren Zeugniffe ihm werthvoll erſcheinen, 
zufammen und läßt über ihre Ausfagen ein Protocol! aufnzhmen. 

Eine dritte Gruppe von Enquäten bilden die in Rüdfiht auf die wirths 
ſchaftliche Gefeggebung veranftalteten. Es find diejenigen, denen die Aufmerk- 
jamkeit der National=Dekonomen fid) zugewandt hat. Ueber ihre Wichtigkeit 
bat man faum ein Wort zu verlieren nöthig. Es fcheint unanfechtbar, daß die 
erfolgreiche Wirkſamkeit irgend eines Gefege8 nur dann gehofft werden Tann, 
‚ wenn alle maßgebenden Umftände vorher einer forgfältigen Betrachtung unter: 
zogen wurden, Jedes wirthſchaftliche Geſetz Toll jo beichaffen fein, daß der 
Ausführung feine unvorhergefehenen Hinderniffe in den Weg treten fönnen. 
Diefe Abrundung aber kann ihm kaum anders gegeben werden, ald wenn man 
durdy Beobachtung des thatfächlich Borhandenen und dur gutachtliche Aeußerungen 
mit den Berhältniffen vertrauter PVerfönlichkeiten über die Leiftungsfähigfeit der 
zu erlaffenden Norm fi zu vergewiſſern ſucht. Gerade beim Eingreifen der 
Staatögewalt in die wirtbichaftlihe Sphäre des Einzelnen, bei Verfügungen, 
welche die Erwerbsfreiheit der Einzelnen im Intereſſe Aller einfchränfen, ift es 
durchaus erforderlih, daß man nicht von vorgefaßten Meinungen ausgeht, 
jondern der geſchichtlichen Entwidelung, welche Die Dinge gewonnen haben, folgend, 
nur die Richtung angiebt, die der Strom nehmen foll, nicht in den Werde-Proceß 
willfürlich einſchneidet. Dean wird niemal® Gefege, welche für die Wirthſchaft 
des einen Landes erſprießlich geweſen find, ohne Weitere® auf ein Anderes 
übertragen können, ohne daß die Folgen einer voreiligen Handlungsweile 
fich empfindlich zeigen. Die Aufdeckung der Uebelftände, welche einem geſetzloſen 
Stadium anhaften, muß erfolgen, bevor an Abhülfe gedacht werden kann: nicht 
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zwar in der Weiſe, wie die öffentliche Meinung fie ſich worftellt, ſondern indem 
man ermittelt, wie die vorausfichtlihen oder eingetretenen Gefahren fih in den 
Köpfen einiger vorurtheilsfreier Männer widerfpiegeln, wie die verfchiedenen 
Claſſen der Gefellichaft fi zur Nothmwendigfeit der Reformen verhalten. Er— 
hebungen, welche dies feftftellen follen, können gedeihlich allerdings nur in Län— 
dern durchgeführt werden, melche eine große politifche Freiheit genießen. Alles 
fommt darauf an, bie zur Vernehmung geeigneten Perfonen zu finden. Alles 
ift davon abhängig, ob diefe ihrer hohen Aufgabe fich bewußt, mit rückſichtsloſer 
Ausführlichkeit fich derjelben entledigen, oder ob die Furcht vor etwaigen Maß-_ 
regelungen ihren Mund gejchlofjen hält. Das Gleiche gilt von der Zufammen= 
ſetzung des Ausihuffes, welcher mit der Erhebung betraut if. Man wird ın 
Betracht ziehen müfjen, welchen Kreifen die Mitglieder entnommen find, weil 
nur fenntnißreiche Sachverftändige die vor ihmen abgelegten faljchen Ausfagen 
zurüdweifen und durch geſchickte Frageftellung die rechte Klarheit gewinnen 
laſſen können. 

Es ift befannt, daß England das einzige Land ift, in welchem bis jest 
diefe amtlichen Erhebungen in muftergiltiger Weife veranftaltet werden. Geit 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts, bald auf Wunfc des PBarlamentes, bald 
auf Befehl der Negierung, üblich, haben fie fir das wirthichaftlihe Leben Eng— 
lands heute eine Bedeutung erhalten, die fie allen anderen Staaten zum Borbilde 
macht. Frankreich hat jehr viel fpäter als England diefen Weg zur Kenntniß— 
nahme feiner wirthichaftlichen und focialen Zuftände .eingefchlagen. Seine erften 
Enqueten ftammen aus dem Jahre 1828: es find die über die Juder= und 
Eifenfrage. Der Anfang, der hier gemacht wurde, war ein vielverfprechender. 
Auf Anregung von St. Cricq, dem damaligen Minifter des Handeld und ber 
Manufacturen, war mit königlicher Genehmigung ein befonderer Ausihuß zur 
Prüfung gewifjer Fragen der Handelögefeggebung gebildet worden (pour !’examen 
de certaines questions de legislation commereiale). Schon bei diefen En— 
queten legte man nicht ſowohl Gewicht auf mindliches Verhör, jondern man 
juchte aud durch eine Beigabe officiell gefammelten Materials’ das Studium 
der Fragen zu erleichtern. Die Publication über die Eifen-Enquete z. B. ent- 
hielt acht ausführliche Tabellen, welche Angaben über die Production von Eiſen 
und Steinlohlen in Frankreich, über die Zolltarife für diefe Gegenftände, über 
die Aus- und Einfuhr von Gußeiſen und anderem Eifen in Frankreich, über 
die Zölle und Handelsverhältniffe in England und den Bereinigten Staaten, 
über die Eifen=Preife von 1816 — 1828 u. f. w. aufwieſen. Die Anzahl der 
mündlich vernommenen Perfonen war nicht jehr ftark: für die Zuderfrage wurden 
16, für die Eifenfrage 28 verhört. Die Ausfagen, meift in kurzen Antworten 
bejtehend, wurden mörtlich niedergefchrieben,. In der Form von Frage und 
Antwort find fie auch veröffentlicht worden. Zu Yängeren Vorträgen entjchloffen 
fih die Zeugen felten. Ein Fragebogen war nur bei der Eifen= Enquete ent= 
worfen. Bei der Zuder- Enguete waren die vorgelegten Fragen verjchiedene je 
nad) Bedürfniß und Umftänden. Die zu vernehmenden Zeugen wurden von 
dem Ausſchuſſe jelbft bezeichnet, der zunächft an die Handelskammern die Auf- 
jorderung ergehen Tieß, eines ihrer Mitglieder zum Verhör zu ſchicken, ſodann 
aber auch 3. B. bei der Eiſen-Enquôte fid) die Zeugen aus den Sreifen ber 
Eifenproducenten, Schmiedemeifter, Waldeigenthümer, Eifenhändler, Mafchinen- 


Das Enquete- Wefen in Frankreich. 33 


fabrifanten, Landwirte und Steinfohlengruben = Befiger wählte. Die Verhöre 
wurden jchnell beendet. Sie dauerten bei der Eifen- Enquöte vier Wochen, vom 
20. November bi8 23. December 1828. Die Ergebniffe der Enqueten wurden 
jedes Mal in einem Berichte von einem der Ausſchußmitglieder zuſammengefaßt. 
Der Graf d'Argout, dem diefe Aufgabe bei der Zucker-Enquéte zufiel, bemerft 
ausprüdlic, daß dies nothwendig wäre, da die Ausfagen jelbft der aufrichtigften 
Männer häufig von Täufchungen und Irrthümern beeinflußt feien, mithin von 
Unbefangenen. der richtige Eindrud ſchwer gewonnen werben fünne, 

Schon die nächte Enquöte, welche im Jahre 1834 über die Nothwendigkeit 
von Prohibitiong=:Zöllen bei gewiſſen Artikeln veranftaltet wurde (enquöte relative 
à diverses prohibitions etablies à l’entrdee des produits 6dtrangers), zeigte 
indeß ein wejentlich anveres Bild, deſſen Grundfarben dann leider für die Mehr: 
zahl der folgenden Enqueten beibehalten wurden. Bon nun ab ift e8 eine ftändige 
Behörde, welde die Leitung der Erhebungen in die Hand nimmt. Der Obere 
Rath beim Handeldminifterium (le conseil superieur du commerce), durch 
Verordnung vom 29. April 1831 mit neuen Machtvollkommenheiten ausgeftattet, 
erhielt den Auftrag, für die Ausführung Sorge zu tragen. Seitens des Handels— 
minifteriums erging ein Circular an die Mitglieder der Handelslammern und 
berathenden Gewerbefammern, ihre Meinung Jchriftlich einzufenden. Das Ma— 
terial diefer Enquöte wurde in der That vorzugsweife auf ſchriftlichem Wege 
eingeholt. Eine Reihe von Tabellen über die Prohibitiong » Zölle anderer Staaten 
eröffnet den Reigen dieſer Mittheilungen. Es folgen gewöhnlich kurze, bis— 
weilen ausführlich begründete Urtheile der Sachlage, die meiftend nicht von 
einer einzelnen Perfon, fondern im Namen beftimmter Geſellſchaftskreiſe ab— 
gegeben find. So jdhiden die „negociants de Bordeaux‘ oder die „proprie- 
taires de dignes de la Gironde“ ihre Meinung ein. Ein anderes Mal 
unterzeichnen ſechzehn Kaufleute, welche die „commission libre du commerce 
bordelais‘ bilden. Auch die Präfecten liefern ganz kurze Berichte über die 
Stimmungen, welche in Folge der unternommenen Enquete fi) gezeigt haben. 
Gelegentlich find auch Schreiben einzelner Perfonen mitgetheilt. 

Das mündliche Verhör trat bet dieſer Enquöte fehr in den Hintergrund. 
Während bei. der Beantwortung der Fragen nach den Prohibitions- Zölen im 
Allgemeinen die ſchriftliche Collectiv = Mittheilung überwog, mehren fid) bet den 
Special= Fragen nad) der Prohibition einzelner Gegenftände, wie Töpferwaaren, 
MWollengefpinnfte, Glaswaaren u. |. w., die Individual-Ausſagen. Indeß find 
diefe nicht immer in Frage und Antwort veröffentlicht, jondern auszugsweiſe in 
Schablonenform gruppirt worden. Den „observations tendant & la levde 
de la prohibition“ ftehen die „observations tendant au maintien de la 
prohibition“ gegenüber. Wo die Ausfagen direet veröffentlicht wurden, find 
dieſelben meift kurze. 

Die Zahl der mündlich vernommenen Perſonen war nicht groß. Ueber die 
Prohibition von Töpferwaaren wurden acht Perſonen verhört neben zehn, die 
ſchriftlich ihre Meinung abgaben. Bei den Verhandlungen über Zölle auf Glas— 
waaren betrug die Zahl der am mündlichen Verhöre ilnehmenden neun; 
an der ſchriftlichen Depoſition betheiligten ſich ſechs. ößere Ausdehnung 
nahm das Verhör nur bei Erörterung der Zölle auf Wollen- und Baumwollen⸗ 
Gelpinnfte und » Gewebe. Ueber dieje Producte äußerten fih 72 Kaufleute und 
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Fabrikanten. Ganz unterdrüdt war der jchriftliche Verkehr auch hier nicht. 
Herr Nicolas Köchlin, der Präſident der Handeläfammer in Mühlhaufen, welcher 
für Handelöfreiheit eingetreten war, wurde z. B. von feiner Handeldfammer heftig 
angegriffen, die ihn fchriftlich zu widerlegen Juchte. 

Ein jo wenig zweckentſprechendes Berfahren, wie das eben geſchilderte, wurde 
freilich bei den anderen Enquöten nicht eingehalten. Man bat e8 mannigfach 
geändert; Das mündliche Verhör ift mehr im feine Rechte getreten, aber Der 
Grundzug, wie er und in der Enquöte von 1834 entgegentritt, ift derjelbe ge- 
blieben. Was im Yahre 1828 einen fo guten Anfang genommen, war jeßt 
in wenig verheißende Bahnen gelenkt worden. Wenn aud in den legten Jahren, 
übrigens gelegentlich Schon in der Zwiſchenzeit, dieſes Syſtem wieder aufgegeben 
wurde, zwei Hauptmängel hafteten der franzöfifchen Enquete doch an, bie 
offictelle Stellung des Vollzugs-Organs und die geringe Bedeutung ded münd- 
lichen Verhöres. | 

Die Enquöten werden in Frankreich zum allergrößten Theile von officiellen 
Behörben ausgeführt. Der Obere Rath beim Handelöminifterum, dann, als 
durch kaiſerliches Decret vom 2. Februar 1853 der Obere Rath für Handel, 
Aderbau und Gewerbe (conseil superieur du commerce, de l’agrieulture et 
de l’industrie) ihn erjetste, dieſer, ſowie der Staatsrath (conseil d’etat) haben 
fi) in der Uebernahme der Enquöten gegenfeitig abgelöft. Wenn in der Kammer 
Regierung und Gefeßgebung über die Nothmwendigfeit irgend einer Erhebung fich 
verftändigt hatten, fo theilte der Handeldminifter e8 dem Oberen Rath mit und 
ernannte aus deſſen Mitgliedern eine Untercommilfion, der die Leitung über— 
tragen wurde. So beiſpielsweiſe in der Enquéête über die Wollengeipinnfte im 
Yahre 1836 (enquäte sur les fils de laine longue peignee tordus en 
cordonnet et grilles); jo im Jahre 1838 bei der Enquete über leinene und 
hänfene Gelpinnfte und Gewebe (enquete sur les fils et les tissus de lin et 
de chanvre). Dieje Ausſchüſſe beftanden aus wenig Perſonen; bei der legt: 
genannten Enquöte 3. B. aus fieben. 

Bei anderen Enquöten war der Staatsrath diejenige Körperichaft, von 
welcher fie ausgingen. Nach dem Geſetze vom 3. März 1849 mußte Der 
Staatsrath bei allen Gefegentwürfen und Berwaltungs= Reglement? um fein 
Urtheil angegangen werben. Die neue Berfafjung, welde er am 25. Januar 
1852 erhielt, änderte hieran nichts. Es iſt natürlich, daß der Staatörath fein 
Gutachten nicht abgeben will, ohne die nothwendigen Nachrichten eingezogen zu 
— Er thut dies, indem er gleichfalls aus ſeinen Mitgliedern einen be— 
onderen Ausſchuß mit dieſer Aufgabe betraut. Indeß bedarf es zur Vornahme 
einer Enquôte der Ermächtigung ſeitens der Regierung oder des Parlaments. 
Als im Jahre 1850 die Geſetzgebung die Genehmigung zu einer Enquéête über 
den Credit des Grundbeſitzes (enquöte sur le credit foncier) ertheilte, fügte 
fie hinzu, Daß es fi um einen Belehrungsmodus handele, der vom Staatörath 
vielfach zur Anwendung gebracht ſei und immer die nüglichften Ergebniffe erzielt 
babe. Bom Staatsrath wurden u. X. geleitet die Enqueten über die Eifenbahn- 
tarıfe im Jahre 1850 (enquöte sur Y’application des tarifs des chemins 
de fer), über den Getreide-, Mehl: und Brodhandel im Jahre 1859 (enquöte 
sur la revision de la legislation des cerdales), über die verwahrloften Kinder 
im Jahre 1860 (enquäte generale ouverte en 1860 dans les 86 departe- 
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ments de l’empire sur le service des enfants assistes), über das Mäkler— 
geihäft im Jahre 1864 (enquôte sur le regime du courtage), über die 
Wuchergefege in demſelben Jahre (enquöte sur la legislation relative au 
taux de l’interöt de l’argent), über da8 Salz im Jahre 1868 (enquäte sur 
les sels). Die Commiffionen beftanden in allen dieſen Fällen aus je ſechs, 
neun oder zwölf Mitgliedern. 

Die Ueberhäufung des Staatsrathes mit Vorbereitungs Arbeiten für Die 
Gefegentwürfe, ja auch die Thatjache der mangelnden praftiichen Kenntniß für 
einzelne Fragen innerhalb vefjelben, Hatte ſchon im den vierziger Jahren dazu 
geführt, den Oberen Räthen der Imbuftrie, des Aderbaues und des Handels 
größere Beachtung zu ſchenken und von ihnen Gutachten einzufordern (Fallati, 
Zübinger Zeitihrift, Band III, ©. 740). Ein kaiſerliches Decret vom 
2. Februar 1853 Tieß an die Stelle der genannten den Dberen Rath für 
Handel, Aderbau und Induftrie treten (conseil superieur du commerce, de 
Vagrieulture et de lindustrie). Diefer Obere Rath nun ift beftimmt, feine 
Meinung abzugeben „über alle Fragen, welche die Regierung für gut befinden 
wird, ihm zu unterbreiten, beſonders über die Gefe- Entwürfe und Decrete 
betreffend die Zolltarife, über die Entwürfe von Handels- und Scifffahrts- 
Berträgen, über die Handels-Geſetzgebung der Colonien und in Algier, über das 
Aufmunterungs - Syftem für die großen Seefifchereien und über die Fragen ber 
Eolonifation und Auswanderung. Wenn Beranlaffung zur Feftftellung gewiſſer 
Thatſachen gegeben wird, jo fann der Dbere Rath die Perfonen vernehmen, 
von denen er Aufklärung erhalten zu können glaubt; er kann felbft, wenn es 
nöthig fein follte, mit Genehmigung des Minifterd zur Imangriffnahme von 
Enquöten jchreiten („sur toutes les questions que le gouvernement jugera 
ä propos de lui renvoyer, notamment sur les projets de loi et de decret 
eoncernant le tarif des douanes, sur les projets de traité de commerce 
et de navigation, sur la legislation commerciale des colonies et de 
l’Algerie, sur le systeme des encouragements pour les grandes péches 
maritimes, sur les questions de colonisation et d’&migration. S'il ya 
lieu de constater certains faits, le conseil superieur pourra entendre les 
personnes qu’il saura devoir l’eelairer, il pourra möme, s'il en est besoin 
proceder & des enquetes avec l’autorisation du ministre). Dieſer gejet- 
lihen Vorſchrift gemäß hat der Obere Rath mehrere jehr wichtige Enquöten in 
Scene gejegt, von denen ich hier nur nennen will bie über den Zuder in ben 
Jahren 1863 und 1872 (enquötes sur le regime des sueres), über den 
gewerblichen Unterriht im Jahre 1863 (enquöte sur l’enseignement pro- 
fessionel), über die Handeldmarine in den Jahren 1863—1865 (enquöte sur 
la marine marchande), über die Fabrikation künftlihen Düngers von 1864 
bi8 1866 (enquäte sur les engrais industriels) und über den Geldumlauf 
in den Jahren 1867—1869 (enquöte sur les principes et les faits gene- 
raux qui regissent la circulation monetaire et fiduciaire).: 

Endlich, find neben diefen von den Behörden geleiteten Enquöten diejenigen 
anzuführen, welche aus der Initiative des gefeßgebenden Körpers hervorgegangen 
find. Ihrer find, joweit ich weiß, nur wenige. So beſchloß in dem Jahre 1849 
die gefeggebende Berfammlung Enquôten über die Salz» Production und =Con: 
fumtion, fowie über die Getränfeftenern. Beide Male wurde eine Commiljion 

3 * 


36 Wilhelm Stieba. 


von je fünfzehn Mitglievern aus der Mitte der Abgeordneten gewählt (enquöte 
legislative sur la production, la consommation et la vente des sels; 
enquete legislative sur l’impöt des boissons). In berjelben Weile war tm 
Jahre 1872 der Arbeitsausfhuß (la commission du travail) für die Enquöte 
über die Lage der arbeitenden Claffen zu Stande gefommen, ſowie aud für bie 
im Jahre 1871 begonnenen Engquöten über die öffentliche Unterftügung auf 
dem Sande (enquete parlementaire sur l’organisation de l’assistance pu- 
blique dans les campagnes) und über die Befjerungsanftalten (enquöte 
parlementaire sur le rögime des &tablissements penitentiaires) von ber 
Nationalverfammlung ein Ausſchuß von fünfzehn Mitgliedern zur Vornahme 
derſelben auserjehen war. 

Die Enqudte felbft befteht num darin, daß die Commiſſion zunächſt einen 
Fragebogen entwirft, welcher, meiftens jehr ausführlich, alle die Verhältniffe 
berührt, welche für die Löſung des Problems von Intereſſe fein könnten. Bon 
einem ſolchen Fragebogen meinte Michel Chevalier einft, daß zu feiner er= 
ihöpfenden Beantwortung ein ganzes Buch gehöre (enquöte sur la legislation 
relative au taux de linteröt de Yargent, ©. 61: „il faudrait presque 
composer un traitE pour repondre & toutes questions“). Aehnlichen 
Aeußerungen über den Umfang des Fragebogens begegnet man auch in anderen 
Engueten. Das Formular wird gedrudt und im Lande vertheilt. Dem Aus- 
ſchuß liegt alsdann Die weitere Aufgabe ob, die Antworten auf bafjelbe ein— 
zufammeln. Died gejchieht theilweiſe auf jchriftlihen Wege; theilmeife ver- 
mittelft mündlicher Verhöre. Es ift nie vorgefommen, daß der eine ber beiden 
Wege ausſchließlich betreten wurde. Vielfach ift beiden Richtungen ziemlich 
gleihmäßig Rechnung getragen. Daß einzelne Perjonen, welche zum Verhör 
eingeladen werben, e8 vorziehen, einen jchriftlichen Bericht einzufenden, tritt 
felten ein. Bei der Engquöte über den Geldumlauf von 1867 wurben 
77 Perſonen mündlih vernommen und 15 ſchickten fchriftlihe Gutachten 
ein; bei der Enquéête über die Handelsmarine wurden 86 Perjonen mündlich 
verhört und 14 theilten jchriftliche Berichte mit; über die Korngejege machten 
95 Verfonen mündliche Ausfagen und nur 3 zogen die ſchriftliche Auseinander- 
jegung vor. Ebenſo liefen bet der Enquöte über Kunftbünger 4 jchriftliche 
Kundgebungen ein neben einem Verhöre von 43 Perjonen. 

Die Bedeutung der Togenannten „enquete derite“ Tiegt eben weniger in 
den jchriftlihen Ausfagen einzelner Berjonen, als vielmehr darin, daß faft jedes 
Mal alle zuftändigen Körperichaften um eine Beantwortung des Fragebogens 
erfucht werden. An die Handelöfammern, die berathenden Gewerbefammern, 
an die Präfecten, an die Aderbaugefellihaften, an die landwirthſchaftlichen Vereine, 
die Generalräthe u. |. w. ergeht in ven meiften Fällen die Aufforderung, fich 
über die fraglichen Gegenftände zu äußern. Diefe Mittheilungen werben nidht 
immer in ihrer ganzen Ausdehnung gedrudt, fondern häufig nur im Auszuge 
gegeben. . Das Berhältnig, in welchem die ſchriftlichen Berichte zu. den münd- 
lichen Ausſagen ftehen, ift ſehr verſchieden. Bei der Enquôête über die Wucher- 
gefee, bei der 73 Perſonen mündlich vernommen wurden umd 11 fchriftliche 
Antworten einfandten, waren der Commiſſion unterbreitet 55 Berathungen von 
Handelsfammern, 14 Meinungsäußerungen von Notariatöfammern, 3 Gutachten 
von Oeneralräthen, ein Brief eines Präfecten u. |. w. Die Veröffentlihung 
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über die landwirthſchaftliche Enquete von 1867 (enquäte agricole) befteht 
vorzugsweiſe in der Mittheilung der von den Departements eingelauferten Do- 
cumente. Ebenſo überwogen bei der Enquete über die Unterftügung auf dem 
Lande die Gutachten der Generalräthe, ‚einer Reihe mediciniſcher Vereine, einiger 
landwirthſchaftlicher Vereine, der Wohlthätigkeits-Büreau's und der Berwaltungs- 
Commiſſionen in den Hofpitälern räumlich die mündlichen Ausfagen. 

Im engen Zufammenhange mit diefer Einfammlung des Materiald auf 
Ichriftlihem Wege fteht die Herbeilhaffung von ſtatiſtiſchen Tabellen und Mit: 
theilungen über die Zuftände in anderen Ländern, insbefonvere über deren Geſetz— 
gebung. Dieje Documente erhalten ihren Pla bisweilen als Anhang; fie werden 
aber wohl aud) an die Spite der Veröffentlichung geftellt. Die Enquöte über Teinene 
und hänfene Gefpinnfte beginnt mit einer Reihe von Tarifen und Aus- und 
Einfuhrliften Frankreichs jomohl, als auch Englands, Belgiens, Deutichlands 
und Rußlands. In der Enquöte über den gewerblichen Unterricht folgen auf 
die mündlichen Verhöre die Berichte über die, entjprechenden Anftalten und Fort- 
Ichritte des Auslandes. Das Gleiche ift der Wall bei der Enquôte über die 
Eooperativ = Gejellichaften, bei der als Anner Gefeßentwürfe und Geſetze anderer 
Staaten mitgetheilt werden. Die landwirtbichaftliche Enquöte, deren Material 
in vier Serien veröffentlicht wurde, widmete ben Berichten über das Ausland, 
welche von den diplomatifchen Agenten umd Confuln eingefandt wurden, allein 
eine Serie, beftehend aus drei Bänden. 

Das mündliche Berhör geht in der Weife vor fih, daß eine Reihe von 
Perfonen eingeladen werden, vor der Commiſſion zu erjcheinen, um über den 
betreffenden Gegenftand die gewünſchte Auskunft zu geben. Die Zahl der zu 
vernehmenden Perſonen ift keineswegs feſtgeſetzt. Auch Hat fich darüber feine 
fefte Regel ausgebilvet. Es ift vorgefommen, daß man über 100 Zeugen ver: 
hörte: jo bei der Enquöte über das Mäflergefchäft. Die älteften Enqueten 
weiſen dagegen auf der anderen Seite jehr gering ausgedehnte Befragungen auf. 
Bei der Enquöte über die Wollengefpinnfte von 1836 3. B. machten nur vier 
zehn Perfonen Ausfagen. Nach dem minifteriellen Beriht an den Kaiſer vom 
15. December 1868 jollen bei der landwirthſchaftlichen Enquete 10,000 Zeugen 
befragt worden fein. 

Ebenſo wenig hat fi) irgend welcher Uſus herausgebildet hinſichtlich ber 
Auswahl der zu vernehmenden Zeugen. Einzig der Umftand ift ausfchlaggebend, 
daß die: betreffenden Perjönlichkeiten gut unterrichtet fin jollen. An men er bie 
Aufforderung, vor feinem Forum zu erfcheinen, ergehen Yaflen will, ift ganz 
dem Ausſchuſſe anheimgeftellt. Bisweilen bezeichnet der Minifter Die Zeugen. 
Auch werden die Präfecten mit der Angabe geeigneter Perfönlichfeiten beauftragt. 
Wenn Privatleute den Wunſch äußern, verhört zu werben, nimmt man Rücdjicht 
darauf. Im der Enquôte über das Mäflergeihäft war dies z. B. ber Fall. 
Es wird wohl faum irrthümlich fein, zu behaupten, daß Diejenigen, deren In— 
terefien bei irgend einer Frage am meiften betheiligt find, zunächſt zur Aeußerung 
ihrer Wünſche oder Klagen herbeigezogen werden, auf der anderen Seite aber 
eine Befragung der competenteften Männer nicht verfäumt wird. Im der Zeugenlifte 
fir die Enquöte über die Getränfefteuern von 1849 ftehen der. Finanzminifter, 
der Generaldirector der indirecten Steuern, der Director der Zölle neben Bier- 
brauern, Hopfenbauern umd Weinbergäbefigern. Bei der Enquöte über den 
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gewerblichen Unterricht entftammten die Zeugen zum allergrößten Theile wifjen- 
ichaftlich oder technifch gebildeten Kreiſen. Aus wie verjchtedenen Elementen fich 
die Zeugen zufammenjegen, zeigt 3. B. die Lifte der Enquôte über die Wucher- 
‚gejege von 1865. Die 73 vernommenen Perfonen vertheilten ſich wie folgt: 
6 Senatoren und Abgeordnete, | 
1 Geiftlicher, 
17 Magiftratsperionen, 
12 Profefjoren und Gelehrte, 
19 Notare, 
5 Delegirte von Gerichten und Handelskammern, 
8 Directoren und Berwalter von Ereditvereinen, Banfıerd und Kaufleute, 
5 Perſonen verjchievenen Berufes. 

Aehnlich wurden bei der Erhebung über die Getreidegefege Müller, Bäder, 
Landwirthe, Conditoren, jomie Nationaldconomen und Zeitungsredacteure verhört. 

Den Fragebogen, der vorher an die einberufenen Perſonen vertheilt wird, 
pflegt man beim Berhör nicht einzuhalten. Der Vorſitzende ftelt den Erſchienenen 
anbeim, ihre Anfichten nur über die Punkte mitzutheilen, die ihnen beſonders wichtig 
und geläufig find, oder der auf dem Formulare gegebenen Reihenfolge gemäß fich 
über jede Frage zu verbreiten. Die Antwort erfolgt meiftens in längerer, wie es 
ſcheint, wohl worbereiteter Rede. Der Vorfigende unterbricht dieſelbe indeß haufig, 
um je nach den eben gewordenen Mittheilungen Fragen zu ftellen, die zu weiteren 
Ausführungen veranlafien. Auch die übrigen Mitglieder der Commiſſion richten 
Fragen an die Zeugen, wenn deren Ausſagen unrichtig oder unflar ſcheinen. 
Es fommt jo zu einem contradictoriichen Verfahren, über deſſen Geſetzlichkeit 
die Ausſchußmitglieder übrigens gelegentlich zweifelhaft find. ine ſolche Un— 
einigfeit zeigte fich 3. B. in einer Sigung der Enquete über die Gemwerbegerichte 
vom 19. October 1868, wo die Meinung laut wurde, daß man nur da jet, 
um Ausjagen entgegen zu nehmen, nicht um zu Disputiven, eine Anficht, Die 
indejjen von dem Ausſchuſſe nicht getheilt wurde (enquöte sur les conseils de 
prud’hommes et les livrets d’ouvriers. Band I, ©. 13). Für gewöhnlich 
verfteht fi die zwangloſe Unterhaltung von jelbft, die öfters zu einer jehr 
lebhaften wind. Ich will verfuchen, eine folche Scene nady dem Eindrucke, 
welchen die Lectüre des Protocolle8 hinterläft, wiederzugeben. 

Am 14. December 1865 wurde die Enquete über die Cooperationsgefell- 
haften eröffnet (enquöte sur les societes de .cooperation). Jules Simon, 
damals Abgeorbneter, wird als Erfter in den Saal geführt. Der Borfigende 
fordert ihn auf, alle Fragen, welche fi auf dem ihm übergebenen Formulare 
finden, — ihrer 14 — der Reihe nad zu beantworten oder im allgemeiner 
Veberfiht, ohne fi) an die angezeigte Ordnung zu halten, feine Kenntniffe und 
Gedanken zum Beften zu geben. Jules Simon zieht das Letztere vor und fett 
in etwa eimviertelftündiger Nede die Meinungen der Arbeiter über die Noth- 
wendigkeit eines Geſetzes auseinander. Nachdem er geendet, werben Fragen an 
ihn gerichtet; man greift feine Behauptungen an. Zwiſchen ihm und dem Vor— 
figenden entfpinnt fich eine Debatte über die Zweckmäßigleit eines Specialgefetes. 
Herr Darimon, ein Mitglied des Ausſchuſſes, miſcht fich Hinein und e8 ent= 
jteht eine lebhafte Unterhaltung, die geraume Zeit währt. Zum Schluſſe fragt 
der Vorfigende den Abgeorbneten Simon, ob er nod etwas hinzuzufügen habe, 
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ob eines der Ausichußmitgliever von dem Zeugen noch etwas zu wünſchen wiſſe, 
und bedankt ſich für die erhaltene Auskunft, worauf Simon fich zurüdzieht. 
(Enquöte sur les societes de cooperation. ©. 7 und fi.) Ein etwas 
andered Bild zeigt das Verhör Batbie's, des Profefior8 an der Parifer Rechts: 
facultät. Prof. Batbie geht nad einigen allgemeinen Bemerkungen Punkt für 
Puntt- den Fragebogen durch. Auch er ift Übrigens durch Zwilchenfragen unter: 
broden (a. a. O. ©. 28 und ff.). Farbenreicher wiederum it ein Verhör, 
welches mit drei Arbeitern abgehalten wurde. Am 22. December 1865 waren 
der Hutmader Solon, der Kunfttifchler Lerouxel und der Mechaniker Beau zu 
gleicher Zeit vor der Commilfion. Der Vorfigende richtete feine Fragen zunächft 
freilich immer an den, der gerade aufgerufen war. Die Anderen fügen indeß 
Weiteres hinzu. Sie fragen fich auch wohl untereinander. Sie tauchen Bes 
merfungen aus und verbefjern fich gegenfeitig (a. a. O. ©. 227 umd ff.). 

Die Ausfagen der Zeugen werden in der Regel ftenographirt. Bor dem 
Drud werben fie den betreffenden Perfonen vorgelegt und in dieſer Redaction 
veröffentlicht. Bei der Enquöte über die Beflerungsanftalten find die Mittheilungen 
nur protocollariſch veröffentlicht. In jedem Falle wird das Protocol zur Einficht 
unterbreitet, um Berbeflerungen von Irrthümern zu ermöglichen, Ob Ber: 
änderungen zur Sache geftattet find, weiß ich nicht. 

Zu dem Berhöre haben Andere, als die Eingeladenen, feinen Zutritt. 
Ich bin wenigftens genöthigt, aus einer Zeugenausfage darauf zu chliegen. In 
der Enquôte über die Gewerbegerichte meinte Herr Ducuing, Mitglied des Auf- 
munterungs-Ausſchuſſes für Die Studien der Arbeiter bei der Pariſer Ausftellung 
von 1867, „des enquötes comme celles-ei, sont excellentes sans doute; 
mais si elles etaient publiques, elles en vaudraieut mieux, parceque . 
tout le monde saurait la verite, tandisque la veritd iei reste entre 
nous.“ (Enquöte sur les conseils de prud’hommes. Band I, ©. 24.) 

Die Dauer jeder einzelnen Sitzung, fowie die Zahl derſelben überhaupt, 
find nicht feftgeftellt. Auch pflegt im Vorhinein nicht beftimmt zu fein, inner: 
halb welcher Zeit die Enquöte beendet fein fol. Das mündliche Verhör über 
die Eifenbahntarife wurde in 8 Sigungen vom 4. bis 16. März 1850 beendet. 
Die Ausfagen über das Mäflergefhäft wurden in 13 Sigungen, vom 15. Juli 
bis 10. Auguft 1864 entgegengenommen. Die Commilfion für bie Enquöte 
über den Geldinnlauf hielt 23 GSigungen vom 17. Februar 1865 bis 
30, Yuli 1866 ab. 

Ebenſo wenig Regelmäßigfeiten finden ſich in der Frift, in welcher die Ber 
öffentlihung des eingefammelten Materiales erfolgt. Es ift dies durchaus von der 
Schwierigkeit der Frage und der Gunft der Umftände abhängig. Bisweilen geſchieht 
eine getrennte Beröffentlihung. Man theilt zuerft die Protocolle der mündlichen Ver— 
höre mit und läßt in einem befonderen Bande die fchriftlichen Kundgebungen folgen. 

Die gedrudten Materialfammlungen find in der Regel von zuſammen⸗ 
faſſenden Berichten begleitet, welche die Folge der Berathungen des Ausſchuſſes 
find. Diefe Berichte werben feitens® der Commiffionen an den Minifter oder 
jeiten® des Minifterd an die Regierung abgeftattet. Sie find meiftens Muſter 
von Klarheit und Eleganz im Ausprud. Die Verfaffer bemühen ſich 
die gehörten Meinungen zu fichten, die Pro und Contra einander gegenüber zu 
ftellen, die Wünfche und Anfichten genauer zu formuliven, mit einem Worte, 
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eine Berarbeitung des umfafjenden Materiale8 vorzunehmen. Nicht immer jind 
fie ausführlih genug: zuweilen find fie jogar oberflächlih, aber fie erfüllen 
doch den Zweck, denjenigen, welder fi an das Studium der Sache machen 
will, zu orientiren. Die Lectüre der Protocolle, ſchriftlichen Berichte u. f. w. 
wollen jie natürlich nicht erjegen. 

In diefer Weife war z. B. bei der Enquöte von 1836 über die Wollengeipinnfte 
der Beriht an den Mintfter abgefaßt. Zunächft hatte man in 10 Punkten die 
Haupteinwände gegen die Zulafjung der Gejpinnfte untergebracht. Diefen gegen— 
über fand in abermald 10 Punkten, was von anderer Seite für die Zulafjung 
bemerkt worden war, jo daß die letzteren gleichjam eine Widerlegung der erjteren 
waren oder umgekehrt. Hierauf äußerte die Commilfion, wer ihrer Anficht nach 
im Unrechte ſei und ſchlug den Wortlaut des Gejegentwurfes vor. Weniger 
auf die eben vernommenen Meinungen, wie dem Uebelftand abzubelfen fei, ein- 
gehend, als vielmehr eine Schilderung des Zuftandes, in weldem der gewerb— 
liche Unterricht fi) in Frankreich befand, war der Bericht, welchen der Miniſter 
Dehie, als Borfigender der Commiffion für die Enquete über den gewerblichen 
Unterricht im Jahre 1864, dem Kaiſer abitattete. 

Die Benugung der großen Folianten, die nebenbei bemerkt in ſehr ſchönem 
Drude erfcheinen, wird durch forgfältig gearbeitete alphabetifche Regiſter nach 
Hauptftihworten erleichtert. Es ift jo möglich, über jede einzelne Frage Aus- 
funft zu erhalten. Gelegentlich ift in der Zeugenlifte, die niemals fehlt, bei 
jedem Namen der Inhalt der Ausfage kurz angegeben. Die Regiſter pflegen 
in jedem Bande zu fein, wenn eine Enquöte in mehreren publicirt wird. In Der 
Enquöte über die Korngejege waren die Regiſter jo eingerichtet, daß bei jedem 
Deponenten die Fragen, über melde er ſich ausgeſprochen hatte, unter Hinweis. 
auf die Seitenzahl des Bandes, verzeichnet waren. Da der Fragebogen 14 
Tragen enthielt und beinahe jedes Mal die 14 Fragen wiederkehrten, ift Das 
Kegijter ein wenig umftändlicd ausgefallen, zur Handhabung des Stoffes aber 
außerft bequem. Das „tableau analytique des matieres“ der anderen En- 
quöten weift eben nur die Hauptfachen auf. 

In vereinzelten Fällen bat man in Frankreich einen etwas anderen Weg 
eingeihlagen, als ih ihn in Borjtehendem zu fchildern verfucht habe. Mir 
find drei Enqueten befannt, die nicht in der berfümmlichen Weiſe veranjtaltet 
wurden. Die Abweichung bet diefen beftand darin, daß die Commiſſion nicht 
in Paris die Erhebung vornahm, fondern im Lande herumreifte und die Aus— 
jagen an Drt und Stelle einfammelte. Ich weiß nicht, ob dieſes Syſtem 
häufiger, als in den gleich zu erwähnenden Fällen in Anwendung geweſen ift. 
Der großen Wichtigkeit wegen, welche dieſes Berfahren m. €. hat, fcheint es 
mir von Intereffe, auf dieſe Enquöten näher einzugehen. 

Die eine ift die im Jahre 1860 begonnene über die verwahrloften Kinder, 
Ein Befehl des Minifterd des Innern, Billault, ordnete fie auf Verlangen des 
Staatsrathe8 am 27. März 1860 an. Bier Infpectoren von Wohlthätigfeits- 
anftalten und der Chef des Berwaltungspienfte8 wurden mit der Durchführung 
beauftragt. Diefe 5 Herren bereiften vom 1. Mai bis Ende October alle 
86 Departement® und jammelten Ausjagen. Da jedem verfelben nur 
wenige Tage gewidmet werden fonnten, jo waren die Präfecten durch vorher 
ihnen zugegangene Fragebogen angewieſen, ſich zu erkundigen und alle nöthigen 
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Urkunden, Documente, Mittheilungen u. f. w. zur Erleichterung der Erhebung 
bereit zu halten. Nah ihrer Rückkehr wurde den 5 Herren die Aufgabe zu 
Theil, das eingefammelte Material überfichtlich zu verarbeiten, um die wichtig: 
ften Punkte ver Belehrung, welche man durch die Enquete zu erlangen hoffte, 
in die Augen ſpringen zu machen. | 

In ähnlicher Weile verfuhr man bei der Salz-Enquöte, die der Kaifer am 
24. März 1866 befahl. Auch bei dieſer war e8 Grundfag, daf fie inmitten 
der Gegenden ftattfinden follte, welche vorzugsweiſe Salz produciren. Uynähernd 
war allerdings ſchon bei der Salz-Enquöte am Ausgange der vierziger Jahre 
das Gleiche angeftvebt worden. Die Ausfhußmitgliever nahmen damals 42 Salz: 
minen und Bergwerfe in Augenjchein; weſentlicher aber waren das mündliche 
Berhör und die fehriftlichen Antworten geblieben, welche der Commiſſion von 
51 Departementd zugingen. Anders im Jahre 1866. Durch miniftertellen 
Befehl vom 8. April: 1866 wurden für das ganze Land zwei Ausichüjje ges 
bildet, die unter die Leitung eined General-Commifjars geftellt wurden. Jeder 
berfelben war aus 4 Perſonen zufammengefett: einem Berichterftatter über Die 
Bittfchriften als Vorfigenden, einem Finanzinipector, einem Ingenieur und 
einem Beifiter vom Staatsrathe als Schriftführer. Diefe Commiſſionen follten 
fi unterwegd durch den Borfigenden oder ein Mitglied der Handelskammer 
des betreffenden Ortes, am welchem fie tagen wirden, und durch den General- 
Secretair der Präfectur verftärfen. Die Reiſeroute war ihnen vorgeichrieben. 
Ein Fragebogen war vor ihrer Abreiſe nicht nur am alle diejenigen Perſonen 
vertheilt, von denen Auskunft zu fordern nützlich ſchien, ſondern aud an Alle, 
welche ein Formular verlangten. Außerdem wurde der Fragebogen in ben 
Localblättern derjenigen Ortichaften, wo Erkundigungen eingezogen werben jollten, 
abgedrudt. Im denſelben Blättern wurde die Ankunft der Ausſchüſſe befannt 
gemacht. Diefer Anruf der Deffentlichkeit verfehlte feine Wirfung nicht. Salz- 
producenten, Raffineure, Händler, Induftrielle, Ingenieure, welche die Arbeit 
in den Salzbergwerfen leiteten, die Arbeiter — mit einem Worte alle bei der 
Salzproduction interejfirten Perſonen ftellten fi in dem ihnen zunächſt gelegenen 
Orten ein, um.ihre Wünfche, Erklärungen und Auskünfte vorbringen zu können. 
Die Commiffionen bejuchten übrigend nur die Productionsmittelpuntte. Eine 
Supplementar = Enquöte wurde in einigen Städten im Inneren des Landes und am 
Geftade des Aermelmeeres veranftaltet, um auch die Bebürfniffe der Conſu— 
menten fennen zu lernen. 

Einzig in feiner Art ift das Verfahren gemejen, welches man bei der Land: 
wirthichaftlichen Enquöte im Jahre 1866 beobachtete. Ich entnehme Die Schilve- 
rung deſſelben einem Berichte des Herm Monny de Mornay an den Minifter vom 
20. December 1867 und dem Berichte des Minifterd an ven Kaifer vom 
15. December 1868. (Enquöte agricole. 3. Serie. Depositions orales.) 
Das weſentlich Abweichende beftand hier in der Bildung von Departements- 
Commiffionen aus je 10—12 Perjonen, die mit der Erhebung beauftragt 
wurden. Ganz Frankreich war ın 28 Kreife getheilt, in welche die Departe— 
ments zufammengefaßt waren, „wobei natürlich möglichſt auf analoge Berhält- 
niffe Nücficht genommen war, Ueber den Departements-Ausſchüſſen ftand die 
Dbere Commiſſion in Paris. Vor Beginn der Erhebung wurde ein Frage: 
bogen in 20,000 Exemplaren unter die Präfecten vertheilt, die fie wiederum 
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an die berathenden Yandwirthichafts- Kammern, an die landwirtbichaftlichen 
Geſellſchaften und Vereine, an die Mitglieder der General- und Arrondiſſe— 
mentöräthe u. ſ. w. zu vergeben hatten. Die Kreis-Ausſchüſſe jammelten 
num die auf die Fragebogen eingehenden Berichte und nahmen auch münd— 
liche Ausfagen entgegen. Sie tagten an ben verjchievenen Drten ihrer 
Bezirfe, im Ganzen an 270 Plägen. Die Vorfigenden mußten alsdann das 
Material verarbeiten und die Zufammenfaffungen nah Paris ſchicken. War 
eine genügende Anzahl folder Documente eingelaufen, jo wurbe die Obere Com— 
miffion zur Begutachtung berufen. Die in den örtlichen Berfammlungen er- 
hobenen mindlihen und fehriftlihen Ausfagen wurden von eigens zu dieſem 
Zwede aus der Mitte der Oberen Commiſſion gebildeten Abtheilungen forgfältig 
Durchgegangen. Dies geihah, indem jede Abtheilung Einen beauftragte, aus den 
Documenten ale Wünjche, welche zu Papier gebracht worden waren, auszu= 
ziehen. Die Abtheilung entjchted dann, welche Winfche die Grundlage zu einer 
Discufjion bilden follten; fie behielt viele bei, nur um denjenigen, welche fie 
ausgeſprochen, zu bemeilen, daß ihre Berüdfichtigung unmöglich. Außerdem 
follte jede Abtheilung diejenigen Documente bezeichnen, welde des Druckes 
würdig ſeien. Dieſe, ſowie die Berichte der Vorfigenden in den Departementö- 
Commiſſionen wurden in die offictelle Sammlung aufgenommen. Daneben hielt 
die Obere Commilfion in Paris gleichfalls Sitzungen und empfing mündliche 
Ausjagen, melde in einem bejondern Bande abgedrudt wurben. Im Ganzen 
umfaßt diefe Enquöte, von 1867 an erſchienen, 35 Bände. Bid zum December 
1868 waren 21 Bände publicirt. 

An einer Einrichtung Kritit zu üben, bei der Alles auf die praftifche 
Handhabung ankommt und die man doch nur aus Büchern fennt, fcheint jehr 
vermejjen. Indeß werben ein paar Bemerkungen nothwendig fein. Ich finde, 
daß bei dem franzöſiſchen Berfahren das Meifte gegeben ift, was im Principe 
zur Sicherung einer guten Ausführung verlangt werden kann — das mündliche 
Berhör, die Einfammlung jchriftliher Gutachten, die Deffentlichkeit Des einge- 
gangenen Materialed, die unparteiiihe Zufammenfegung der Commiffionen. 
Gleichwohl kann ich nicht jagen, daß bereits Alles geſchehen ift: aber ich kann 
dies ebenjo wenig von den englilchen Enquöten behaupten, die man und immer 
wieder al8 Vorbild preift. 

Die Mängel des franzöfiichen Verfahrens dürften zunächft vielleicht darin 
liegen, daß es offictelle Behörden find, welche die Sade in die Hand nehmen. 
Es ift mir fraglich, ob fich Hier immer die geeigneten Perfonen finden, welche 
die nöthigen Specialfenntniffe befigen, um fich im jedem Falle für ein gejchict 
zu haltendes Kreuzverhör befähigt zu zeigen. Und es ift ebenſo bevenklih, daß 
die Negierung die Ernennung diefer Mitglieder fid) vorbehalten hat. Ob da 
immer ganz unabhängig und vorurtheilsfrer die Wahlen vor fich gehen, wird 
man bezweifeln dürfen. Bon der Zufammenfegung der Commiſſionen hängt 
viel ab, da ihr die Nedaction der Fragen obliegt, und fie den Schlußbericht 
leicht mit vorgefaßten Meinungen ausftaffiren kann. Das einzig Richtige ift 
eine Wahl ſeitens des Parlaments. Man bat dabei feineswegs nöthig, nur 
Parlamentsmitglieder in den Ausichuß zu bringen: im Gegentheil wird es fich 
empfehlen, andere Perfönlichkeiten, deren Sachkenntniß befannt, mit zuzuztehen. 
Warum jollten z. B., mo e8 fih um Fabrilkgeſetzgebung handelt, nicht auch 
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Arbeiter einer Commiſſion als Glieder eingereiht werden künnen? Man 
ift 1848 in Frankreich, als eine Enquöte über die landwirthichaftliche und 
induftrielle Arbeit eröffnet worden, in dieſer Weife vorgegangen. In jedem 
Hauptorte der Kantone tagte unter Vorſitz des Friedensrichters ein Ausſchuß, 
zu gleihen Theilen aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zuſammengeſetzt. 
Franzöſiſcherſeits ift dies Verfahren getadelt worden. Horace Say bemerft, 
Daß eine ſolche Idee genügend zeige, wie jehr man fi duch die Vorurtheile 
feiner Epoche irre machen ließ. „Man wollte aus demofratifchen Rückſichten 
den Arbeiter überall einrüden laſſen und wurde zu einer völligen Verwirrung 
bingerifjen, indem man Diejenigen, welche hätten befragt werben follen, in einen 
Ausſchuß brachte, der jelbft dazu beftimmt war, Nachrichten einzufammeln.‘ 
(Dietionnaire de l’&conomie politique. ©. 705.) Man muß zugeben, daß 
Horace Say hier Net hat: wenn aber damals in Frankreich ein richtiger Ge— 
danfe übertrieben war, To ift dies noch Fein Grund, ihn nunmehr für immer 
zu verdammen. Nicht würde ich die Zulafjung von Arbeitern zum Geſetz ges 
macht wifjen wollen, aber es feheint mir nothwendig, die Möglichkeit offen zu 
(offen. Dieſe ift indeß nicht vorhanden, wenn jo hobe Behörden wie ber 
conseil d’Etat, der conseil superieur de l’agrieulture u. f. w. zur Vornahme 
der Enquôêten beftimmt find. 

Das Schriftliche Verfahren fpielt ferner in Frankreich eine zu große Rolle. 
Es ift zweifellos, daß daſſelbe einem richtigen Gedanken entjprungen. Man 
fann ſich von gewiffen Zuftänden nicht anders ein Bild machen, als indem 
man fie in Zahlen fefthält. Bei Enquöten über Schußzölle, Eifenbahntarife, 
find tabellarifche Zufammenftellungen über Aus- und Einfuhr, über die Pro: 
duction u. dergl. nothwendig. Auch wird Niemand den Nugen leugnen wollen, 
den ein Vergleich der einheimischen Verhältniffe mit ausländifchen bietet. Wer 
jollte aber ſolche Zuſammenſtellungen befjer anfertigen können als die Behörden, 
die ſtatiſtiſchen Büreau's. Was dagegen vom Uebel ift, zeigt fih in dem Ein: 
holen der Gutachten von den Präfecten, von allen möglichen Vereinen, ven 
Handelskammern und einer Reihe von Behörden. Man follte fchriftlihe Er- 
läuterungen einzelner Perſonen ganz zurüdmeifen und durch die der verfchie: 
denen Körperihaften fih im der gehörigen Ausdehnung des contradictorifchen 
Verfahrens nicht beeinfluffen laſſen. 

Was nun das mündliche Verhör ſelbſt anlangt, To wirft Horace Say 
ein, daß die zur Vernehmung gelangenden Perfonen mit einer gewiſſen Abficht 
ausgewählt werden (a. a. O. ©. 703). Ich geftehe, hierüber fein Urtheil zu 
haben. In den Enquöten, welche ich genauer kenne, ift mir weder in ber 
Wahl der Zeugen, noch in deren Ausfagen entgegengetreten, daß eine vorgefaßte 
Meinung fie zuſammenrief. Aud der Umftand, daß Alle, welche verhört zu 
fein wünjchen, vorgeforbert werben, ſpricht gegen die Auffaffung von Horace Say, 
als ob man Comödie |piele. 

Beftimmmten Tadel verdient die Langſamkeit der Veröffentlichung des einge 
famınelten Materiales. Nichts könnte erwünjchter fen, als während der Enquöte 
jelbft Die gemachten Ausfagen zu druden und jogleich ins Publicum dringen zu laffen. 
Nicht nur, daß dadurch ein regered Interefje der Bevölkerung an der ganzen 
Angelegenheit erzielt werden und Mancher fih zur Enquöte einftellen würde, 
dem jonft die Vornahme derjelben überhaupt ganz entgangen wäre, liegt der Vor— 
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tbeil auch darin, daß die Lectüre fleinerer Faſcikel von Jedem ſpielend über: 
wunden wird, während vor mehreren Duartbänden reichlihen Umfanges Viele 
ſcheu zurückweichen. 

Ungetheiltes Lob ſcheint mir die Anordnung der beiden Enquöten zu ver— 
dienen, deren Ausſchüſſe durch Bereilen der betreffenden Gegenden ihre Auf: 
gabe zu erfüllen verſuchten. Es ift dies ein Punkt, auf den m. E. Alles an- 
fommt, der aber auch in England nicht ſtark genug betont wird. Die für den 
einzelnen Moment entjendeten Local-Commiffionen, „eine Art Subcommiffionen, 
deren fidy die Unterfuhungscommiffion bedient, um fich gleichſam räumlich zu 
erweitern”, find dort eben nicht zu häufig in Anwendung (G. Cohn in Hilde 
brand's Jahrbüchern XXV, ©. 73). 

Was aber dort nebenſächlich ift, enthält meiner Anfiht nad die Haupt: 
garantie für eine gute Ausführung der Enquete. Jedermann, den fein Beruf 
für gemöhnlid im Büreau oder Studirzimmer feſſelt, wird ſich mit Freube 
der lebhaften friſchen Empfindungen erinnern, die er von nod) jo kurzen Stu— 
dienreifen mitgebracht bat. Wer je Tabrifgegenden mit der Abficht bejuchte, 
fih über die VBerhältniffe der Arbeiter zu unterrichten, wird den wohlthuenden 
Eindrud empfunden haben, den der ungezwungene Verkehr mit Denen, von 
weldhen man Aufklärung wünjcht, hinterläßt. An der Stätte, die gleichlam 
ein lebendes Beijpiel ift für Alles, was der Zeuge jagt, fließt die Rede 
jchneller, wird der Gedankenftrom nicht verwirrt durch das beengende Gefühl 
vor der zahlreichen Commilfion, wie vor Geriht zu ftehen. Ber Enqueten 
über gewifje Gegenftände, z. B. über die Wirkung von Wuchergejegen, von 
Schutzöllen, wird e8 nicht jo jehr darauf anfommen, beftummte Gegenden auf: 
zufuchen; im folchen Fällen wird man die Erhebung jehr gut an einem Mittel: 
punfte veranftalten fünnen. Für die Feftftellungen bei einer großen Zahl von 
Fragen aber wird es ſich ımmer mehr empfehlen, am Ort und Stelle Erfundigungen 
einzuziehen. Nur dann wird man wahrheitsgetreue, friihe Schilderungen 
erhalten, wird man ein Material erlangen, das durch feine Unmittelbarkeit 
Eindruck macht. Wie abgeſchwächt erjcheinen gerade in diefer Beziehung die 
beiden letzten Enguöten des Deutſchen Reiches! Diefelben find freilih an Ort 
und Stelle erhoben, aber nicht in der urfprünglichen Form veröffentlicht. Wenn 
man beute den Einfluß der Gefangenen = Arbeit auf die Höhe der Löhne ermit- 
teln will, wird man einige Sadwerftändige dahin entjenden müfjen, wo biejer 
Uebelftand am meiften empfunden wird. Wenn man über das Lehrlingsweſen fich 
unterrichten, über die Erfüllung der von der Gewerbe-Ordnung gegebenen Bor: 
Ichriften ſich vergewillern will, wird man dort die Erkundigungen einzuziehen 

ben, wo das Fleine Handwerk noch im Betriebe, oder wo Fabriken bejonders 
zahlreich verbreitet find. Es ift durch eime ſolche Erhebung ſeitens unpartei- 
iſcher Männer die Möglichkeit geboton, jeden eingeichlichenen Irrthum fofort zu 
bejeitigen, weil die Augenfälligkeit der Erjheinung am Orte jelbjt gegen jede 
ſchiefe Auffaſſung ſpricht. 

Bei jeder Erhebung kommt es im Weſentlichen auf drei Punkte an. Man 
muß ein Mal feſtſtellen, welche Zuſtände durch die beſtehende Geſetzgebung oder 
Geſetzloſigkeit herbeigeführt wurden: man muß ein Zuſtands-Bild entwerfen. 
Weiter muß in Erfahrung gebracht werden, welche Maßregeln die betheiligten 
Intereſſenten zur Abhülfe für geboten erachten. Endlich muß man die Folge— 
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rungen berüdfichtigen, welde aus dem gegenwärtigen Zuftande gezogen, zur. 


Betätigung oder zur Abwehr der vorgejchlagenen Ausfunftsmittel dienen fünnen. 

Wie joll nun der erfte Punkt erledigt werden, wem Niemand da ift, der 
die Ausfage des Einzelnen controliren fann? Können nicht einzelne Zeugen aus 
verfelben Gegend übereinfommen, beftummte Dinge zu berichten und andere zu 
verjchweigen ? Dies ift unmöglich, wenn der Schauplat jelbft ‚betreten und durch 
Maueranichläge zum Zeugen-VBerhör eingeladen wird. 

Ferner aber darf nicht minder außer Acht gelaffen werden, daß Diejenigen, 
welche zunächſt bei der Frage intereffirt find, recht zahlreich gehört werben müffen. 
Arbeitgeber wird man allerdings in den meiften Fällen zu einer Reife in bie 
Hauptitadt bewegen können; wie aber mit den Arbeitnehmern? Wem foll man 
die Entſchädigungskoſten zu tragen auferlegen und wen das Auffuchen derjenigen 
- Arbeiter anvertrauen, die,zu verhören am geeignetften jcheint ? 

Und endlich das Leste, gleichſam die Gorrectur aller mündlichen und 
Ichriftlichen Ausfagen: die Möglichkeit, ein objective8 Urtheil über die Sachlage 
zu begründen, — fie fann nur erzielt werden, wenn won einigen nicht direkt 
in der Sache interejfirten Männern Alles in Augenfchein genommen wurde. Wer 
es verſucht hat, aus ben beutfchen Enquöten fich ein zutreffendes Bild von 
dem Stande der Fragen zu entwerfen, wird auf mande Schwierigfeit geftoßen 
fein, ſofern er nie Gelegenheit hatte, mit Fabrikanten und Arbeitern dieſe 
Dinge felbft zu beſprechen. Hatte er aber nur eimige Male Gelegenheit dazır, 
jo wird feine Urtheilstraft nach einer Seite gefchärft, die fonft zu ſchulen un: 
möglich ift — der Berftand wird auf eine Fülle praftiichen Details hingewieſen 
die am ſich ſcheinbar unbedeutend, oft die größten Confequenzen birgt. Einigen 
Perjonen muß mithin Gelegenheit gegeben werben, unbekümmert um die in 
Trage ftehenden Interefjen, eine Controle über die Zeugen = Ausfagen üben zu 
fünnen. 

Der geeignetfte Weg, melcher bei einer Erhebung über fociale Verhältniſſe 
einzufchlagen wäre, ift m. E. daher etwa folgender. Die Entſcheidung über 
die Nothwendigkeit und Zuläffigfeit einer Erhebung fteht allein dem gejetgebenden 
Körper ım Staate zu. Bon diefem wird der Ausfhuß ernannt. Die vielleicht 
13 Mitglieder der Commiffion entwerfen in gemeinfchaftlicher Berathung einen 
Fragebogen oder ein Programm, das in überfichtliher Weile Die Gefichtspunfte 
hervorleuchten läßt, auf melde e8 bei der Löfung anfommt. Diefes Programm 
wird in den Zeitungen befannt gemacht, insbefondere in den amtlichen Blättern 
abgedruckt. Es wird ferner an die Handelskammern gefandt, um Diefe zu einem 
ihriftlihen Gutachten über die Frage aufzufordern. Aus feiner Mitte wählt 
dann der Ausfchuß felbft drei Glieder, denen die eigentliche Erhebung anvertraut 
wird. Diefe Subcommiſſion begiebt fih an alle die Orte, wo der Mifftand 
befonder8 gefühlt worden ift, um dort Zeugen zu vernehmen. Der Ausſchuß 
arbeitet für fie eine Reiferoute aus und beftimmt die Plätze, an denen Verhöre 
ftattfinden follen. Der Reifeplan wird gleichfall8 in den öffentlichen Blättern 
befannt gegeben mit genauer Nachricht über die Zeit, wann die Subcommiffion 
zu erwarten fei. Zugleich wird in den Localblättern der Orte, wo Berhöre 
wünfchenswerth erfcheinen, die Räumlichkeit bezeichnet, in der dieſelben ftatt- 
haben werden. Auch muß eine öffentliche Einladung an Alle, Ausfagen machen 
zu wollen, erfolgen. Diefe Berfonen müfjen ſich bis zu einem beftimmten 
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Termine bei der Ortöbehörde angemeldet haben. Bei nicht genügender Be— 
theiligung erläßt die letztere an einige geeignete Männer eine directe Aufforderung 
zum —* Die Vernehmung der Zeugen findet öffentlich ſtatt. Stenographen, 
welche die Subcommiſſion begleiten, ſchreiben die Ausſagen wörtlich nieder. 

Die Protocolle werden, nachdem die Zeugen ihre Mittheilungen durch— 
gejehen, in die Hauptftabt geſchickt, wo ihre Veröffentlihung erfolgt, während 
die Enquôte noch weiter fortgefegt wird. Je nad Bezirken oder einzelnen 
Orten werben die Hefte zu möglichft billigem Preife verkauft. Während ber 
Dauer der mündlichen Erhebung müſſen die Gutachten der Handelskammern 
eingelaufen fein, die ebenfall® gleich nad, ihrem Eintreffen gedrudt und ver= 
öffentlicht werden. Aus diefen und den mündlichen Ausſagen, die jede Mit- 
glied des Ausfchuffes nunmehr gedruckt wor ſich hat, bereitet die Commilfion 
nach der Rücktehr der drei Abgeſandten den Gejegentwurf vor, deſſen Motive 
ein eingehender, umfafjender Bericht über die gehörten Meinungen bildet. Zum 
Schluß wird noch ein Mal eine Sammlung aller bereitd veröffentlichten Mit- 
theilungen, die fortlaufend numerirt geweſen fein müfjen, veranftaltet. 

So ftellen fi in meiner Anfchauung die Grundzüge der neuen Erhebungs: 
weile dar. Es verfteht fich von felbft, daß im Einzelnen Verbeſſerungen der: 
jelben jehr gut denkbar find. Statt einer Subcommiſſion fönnten vielleicht 
zwei reifen, wenn bie Angelegenheit dringlic if. Der Einheitlichfeit des Ber: 
fahren würde dies kaum Eintrag thun. Das Weſentliche, worauf e8 mir 
anfommt, ift, daß zu den beiden Grundgedanken der englichen Erhebungsweiſe, 
der Mündlichkeit und der Deffentlichkeit, der dritte tritt — die Einziehung der 
Erfundigungen an Ort und Stelle. 


Ueber die Unterfuhung von Gewerbeftreitigfeiten und 
die dem Zeugniß der Arbeitgeber und Arbeiter zu— 
fommende Glaubwiürdigfeit.') 


Aus dem Engliihen des John Malcolm Ludlom, 
Barrister-at-law and Chief Registrar of Friendly Societies. 








So hartnädig aud von Vielen behauptet wird, daß alle das Arbeits- 
verhältniß betreffenden Fragen nur die Arbeitgeber und ihre Arbeiter angehen, das 
Gefühl, daß diefe Tragen für die übrigen Gefellfhaftsclaffen gleichfalls von In— 
terefie find, iſt fichtbar im Zunehmen, und fein großer Arbeitsftillftand, gleichviel 
ob durch WUrbeitseinftellung oder Ausiperrung herborgerufen, kann mehr eintreten, 
ohne in den Zeitungen beiproden zu werden, ja ohne nach eimiger Zeit felbft 
in die Salons fid, den Weg zu bahnen und in den dafelbft gepflogenen Ge- 
ſprächen Erörterung zu finden. Auch ift die nicht zu verwundern. Wenn 
Jemandem die beftellten Stiefel nicht geliefert werben, weil die Schuhmacher: 
gejellen die Arbeit niedergelegt haberi, oder wenn eine8 Anderen Hausbau nicht 
beendigt werben kann, weil der Baumeifter ein Zahlungsiyften eingeführt bat, 
welches den Maurern und Studaturern nicht zufagt, jo wäre wiberfinnig, zu 
. behaupten, daß die Arbeitsbedingungen die Beiden nichts angehen. Wird nicht 
jeder nad dem erften Murren über den empfundenen Uebelftand aus natürlichen 
Triebe nad den Gründen der Arbeitöftörung fragen? Und wenn er nicht zu 
den Geiftesfindern gehört, welche ſich mit dem erften beften Grunde begnügen, 
nur weil es überhaupt ein Grund ift, fo wird er ſich von felbft angelegen fein 
lafien, der Richtigkeit der angegebenen Gründe nachzuforichen. 

Freilich wird ihn hier bald ein Meer von Schwierigkeiten umgeben. Und 
gar oft wird er Gelegenheit haben, follte er nicht etwa von vornherein einen 
ganz parteiiſchen Standpuntt einnehmen, ſich der Worte zu erinnern, welde Sir John 
Malcolm dem wilden Bheel erwiederte, als diefer nach einfeitiger Schilderung 
des erlittenen Unrechts Gerechtigkeit verlangte: „Gott, der Allmächtige, gab mir 
zwei Ohren, um Eure Erzählung mit dem eimen zu hören, mit dem anderen 
aber die Eures Gegners.” Nichts kann verjchtevener fein als die Berichte der 
Arbeitgeber und die der Arbeiter, und zwar nicht nur, wenn es fich um concrete 
Gewerbsftreitigkeiten handelt — denn darauf würde man gefaßt fein, mie auf 
widerfprechende Zeugenausfagen in einem Procefje wegen in-Grund-Fahrens oder 


2) Die Ueberſetzung diefes 1862 gehaltenen Vortrags (f. bie Note S. 60) wurde 

auf Anrathen und dur Vermittlung von Prof. L. Brentano in den Gutachtenband auf- 

enommen, weil berfelbe auch für heutige Verhältniſſe die wichtigften Fingerzeige für 
a8 Verhalten ber eine Enquête leitenden Perfonen enthält. Die Redaction. 
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in einer auf förperlihe Mißhandlung gegründeten Eheſcheidungsklage — ſondern 
bezüglich genereller Thatfachen, von denen nur ein geringer Theil für die gerade 
vorliegende Streitfrage von Bedeutung ift, wie die Durchſchnitts-Arbeitszeit, der 
durchſchnittliche Lohn, die durchſchnittliche Verdingungszeit, die geforderte Durch— 
ichnittSanftrengung u. |. w. Zweifellos werden in vielen Fällen die Angaben 
der einen oder anderen Partei dem — — durch den perſönlichen Charakter 
des Zeugen, ſoweit derſelbe dem Forſcher bekannt iſt, beglaubigt und mit Recht 
jo. Allein ſehr oft wird gerade dieſe Erprobung unanwendbar oder unzuver— 
(äjfig fein. Viele der und vorliegenden Zeugniffe find oft chriftliche und rühren 
von Perjonen her, die uns unbekannt find. Noch häufiger aber wird e8 an 
der nöthigen Kenntnig von dem Charakter des Berichtenden fehlen, um auch nur 
mit annähernder Sicherheit feine Glaubwürdigkeit beurtheilen zu können; und 
je weiter wir unfere Forſchungen ausdehnen, defto mehr werden wir uns über- 
zeugen, daß auch bei der größtindglichen Aufrichtigkeit und der wohlmeinendften 
Ausfage die Glaubwürdigfeit ihre Grenzen hat in der Stellung des Zeugen 
und in den Berhältniffen. Deswegen iſt e8 für uns wichtig feftzuftellen, wo— 
durch, ganz abgejehen von dem perjünlichen Charakter des Zeugen, die Glaub 
würdigfeit der Berichte beider Parteien bedingt wird. i 

I. Das Zeugnif des Arbeitgebers. — Unter gewöhnlichen Ber- 

— wird uns vor Allem das Zeugniß des Arbeitgebers zugänglich ſein. 

„ und nicht der Arbeiter, iſt diejenige Partei, mit welcher wir naturgemäß in 
Berührung ftehen. Auch wenn unſer Nachforſchen nicht durch einen perſönlich 
empfundenen Uebelſtand veranlaßt wurde, bezüglich deſſen wir felbftredend von 
dem einzelnen Fabricanten, mit dem wir ed gerade zu thun haben, Aufklärung 
verlangen, immerhin bewegt ſich der Arbeitgeber doch mehr oder weniger in 
venjelben Kreifen, wie wir jelbit; jedenfalls ift er in feinem Comtoir zu finden, 
jeine Adreffe ſteht ficherlich im Adreßbuch. Und felbft wenn er uns mit fichtbarer 
Zurüdhaltung und mit Argwohn begegnen follte, weil wir ihn ohne genügende 
Empfehlungen aufgeſucht haben, jo wird e8 doch meiftens nicht ſchwer fein den 
betreffenden Fall in der Zeitung oder in der periodiichen Preffe zu finden. Auch 
ift es leicht den Verkehr, wenn er einmal mündlich eröffnet ift, ſſchriftlich fort- 
zufegen. So ift die Streitfrage, wie fie der Arbeitgeber auffaßt, im Allgemeinen 
nicht nur zuerft befannt, ſondern fie läßt ſich aud am leichteften ſtudiren. 

Ferner beanfprucht das Zeugniß des Arbeitgeberd eine prima facie Glaub- 
würdigfeit. Er ift meift ein gebilveter Mann, wenigften® bewegt er fich in 
vejpectabler Geſellſchaft, oft ift er einflußreih, manchmal bedeutend. Er hat 
wirklih oder jcheinbar Namen, Auf und Stellung zu verlieren. Gewöhnlich 
nennt er fid) einen Gentleman, wahrjcheinlich vermag er ſich als folder zu be= 
nehmen, jehr oft, Gott ſei Dank, ift er wirklich einer. Verſichert er Etwas bei 
feiner Ehre, jo verbürgt der Rock, welchen er trägt, diefelbe Hinveichend, um zu 
verhindern, ohne befonderen Grund jeine Worte in Frage zu ftellen. 

Gerade feine Stellung als Arbeitgeber giebt ihm aber in vielen Beziehungen 
auch eine wirkliche Glaubwürdigkeit. Sein Geſichtspunkt, verglichen mit dem 
des Arbeiters, ift zugleich ein höherer und mehr centraler. Er überfieht das 
Ganze der inneren Deconomie, während diefer nur einen Theil überfieht, nur 
er iſt. daher im ber Lage das richtige Verhältniß der einzelnen Theile zu einander 
zu beurtheilen, ebenfo wie die nothivendige Unterordnung des Einzelnen -unter 
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das Ganze. Nach außen Hin ift er in ftändiger Verbindung mit ben beiden 
Welten: Conſumtion und Production; er fühlt die Einwirkungen beider und 
orbnet darnach die Oekonomie feines Geſchäfts. Die Verantwortlichkeit einer 
folhen Stellung bringt als Regel ven Befis größerer Energie und gröferer 
Fähigkeit mit ſich als fie unter der Menge der Arbeiter gefunden werben, oder 
fie entwidelt wenigftend al’ die Eigenichaften aufs höchſte, durch welche jene 
beiden am beften erfegt werden. Wenn endlich, wie e8 oft der Fall ift, 
der Arbeitgeber jelbft aus den Reihen der Arbeiter hervorgegangen ift, jo garan- 
tirt feine gegenwärtige Stellung im Allgemeinen hinreichend das Vorhandenfein 
ſolcher Energie und Fähigkeit und fügt zu den anderen Gründen fir die Glaub- 
würdigkeit des Arbeitgebers den unſchätzbarſten Hinzu: die frühere Erfahrung 
gerade in der Stellung, zu welcher feine eigene jest im Gegenfat fteht. 

Es ift daher ohne Zweifel zu allen Zeiten und in allen Fällen dem 
Zeugniß des Arbeitgeber großes Gewicht beizulegen, und wenn man mit 
Sicherheit darauf rechnen könnte, daß e8 erichöpfend und völlig aufrichtig wäre 
und fi nur auf Dinge erftredte, die der Arbeitgeber aus eigner Anſchauung 
fennt, jo müßten die Angaben des Arbeitgeber allein genügen, um alle that- 
ſächlichen Verhältniſſe authentifch feftzuftellen. 

Leider ift aber meines Erachtens das Zeugniß des Arbeitgebers ſehr felten 
erihöpfend und, wenn aufrichtig, Jo ift es dies gerade da am meiften, wo er 
erichöpfende Angaben offen verweigert. Meiner Erfahrung nad) wird der Arbeit 
geber, abgejeben von Fällen ganz bejonderer Intimität, niemals alles jagen; 
oder wenn er e8 thut, jo thut er e8 unter dem Siegel der Verfchwiegenheit, jo daß 
er es und unmöglich macht, der Genauigkeit feiner Angaben weiter nachzuforjchen, 
oder, wenn e8 ihm gelungen uns von ihrer Richtigkeit zu überzeugen, dieſe Ueber— 
zeugung auch anderen beizubringen. Aber e8 tft überrajchend, wie oft jelbft im 
Falle intimfter gegenfeitiger Beziehungen, der Arbeitgeber Ausfunft verweigert. 

Die freimüthigften unter den Arbeitgebern räumen dies offen ein. „Ihnen 
jagen, was ih für Lohn zahle, niemals! Dieſe Worte habe ih aus dem 
Munde eines hevoorragenden Fabrifanten gehört, eine8 jegigen Parlamentsmit- 
gliedes, eines eifrigen Vorkämpfers für Schulbildung, aber heftigen Gegners 
der Gewerfvereine. Und zwar meinte er damit weniger die thatſächliche Höhe 
der augenblidlichen Lohnfäge, als vielmehr das Princip, nad welchem er bie 
Lohnſätze feftftellt. Auch läßt fich nicht Teugnen, daß diefe Weigerung ganz 
natürlich iſt. Faſt alle Streitigkeiten zwiſchen dem Arbeitgeber und feinen 
Arbeitern, und zwar nicht mur, wenn es fich um den Lohnſatz oder die Arbeits- 
zeit, fondern auch, wenn es ſich um irgend welche ganz untergeorbnete Arbeits- 
bedingungen handelt, fpigen fich für den Arbeitgeber zu einer Gemwinnfrage zu. 
Der Gewinn aber, von weldhem ber Arbeitgeber lebt, hat drei verſchiedene 
Feinde, welche unaufhörlich gegen ihn ankämpfen und ein Stüd vefjelben für 
fich zu erhafchen ſuchen. Der Arbeiter ift immer beftrebt die Annehmlichkeiten 
ſeines Lebens auf dieſes Gewinnes Koften zu vermehren. Der Conſument 
fnabbert wenigftens fortwährend daran, und mitunter, wenn er die Macht hat, 
reißt er davon ganze Bilfen. Die concurrirenden Arbeitgeber endlich trachten 
unaufhörlih, indem fie feine Kundſchaft am fich zu reißen verſuchen, ihn zu 
vernichten. - Wie kann e8 da überrafchen, wenn der Arbeitgeber feinen Gewinn 
zu verheimlichen jucht und die Elemente, aus denen er ſich zufammenfett, ſowie 
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die Mittel, durch die er erworben wird, den Augen des neugierigen Forſchers 
birgt ? Wie fann er willen, ob ihm nicht, während er fi) im Geſpräche mit 
einem Feinde befindet, ein anderer feinen Schab wegſchnappt? Der, welcher 
vom Gewinn lebt, das kann man wohl ſagen, befindet ſich, was das Gewinn⸗ 
machen anlangt, in natürlichem Kriegszuſtande mit ſeinen Mitmenſchen. Er 
ſteht gegen ſie und ſie gegen ihn. Aber unter ſeinen verſchiedenen Feinden iſt 
ihm feiner jo gefährlich, als ſein Bruder Coneurrent. Man könnte ſich, bliebe 
der Rangſtolz ganz außer Frage, wohl einen Arbeitgeber denken, welcher offen 
feinen Arbeitern die Gründe auseinanderſetzte, warum er bie Lohnfäge gerade jo 
und nicht anders berechne, denn er weiß, daß fie aus biefer Kenntnig nur bis 
zu einem gewiljen Grabe Bortheil ziehen können, da fie ja feine natürlichen Ver- 
bündeten gegen den Confumenten find und aud gegen den Goncurrenten, wenn 
diefer darauf ausgeht die Preife herabzudrüden. Mit noch mehr Wahricheinlich- 
feit ließe fich eine derartige Offenheit des Arbeitgebers dem wirflichen oder mög- 
lichen Confumenten gegenüber vorausfegen, ſofern er nicht von einem einzelnen 
Conſumenten unmittelbar abhängt. Die große Furcht des Arbeitgeber aber 
ift die vor feinem. Bruder Concurrenten, — vor dem Manne, welcher in ganz 
der nämlichen Page, wie er jelbft, fich befindet — welcher aus jedem Wink, aus 
jedem unvorſichtigen Geſtändniß jofort Vortheil ziehen kann — melder täglich 
Kopf an Kopf mit ihm einen Wettlauf hält auf Tod und Leben. Wird daher 
einmal ausnahmsweiſe erjchöpfende Auskunft ertheilt und Verſchwiegenheit ver- 
langt, jo befteht der Grund dieſes Verlangens ausnahmslos in der Furcht, es 
möchten benachbarte Arbeitgeber das Mitgetheilte erfahren. 

Völlig erſchöpfende und völlig aufrichtige Angaben darf man alſo der Regel 
nach in den Darſtellungen der Arbeitgeber nicht ſuchen. Wie ſehr ſie auch immer 
beſtrebt ſein mögen aufrichtig zu ſein, immer werden fie ihr Augenmerk auf den 
Gewinn richten müſſen. Bis zu einem gewifjen Punkte werden fie offen jein, 
dann aber wird man ein sanctum finden, in weldes fie Niemanden einlaffen, 
ja, im welches faum Jemand Einlaß begehren- wird. Eines Engländer® Haus 
ift feine Burg, das haben wir in der Kindheit gelernt. Sein Gewinn und fein 
Eintommen find e8 nicht weniger, das lehrt uns Das reifere Alter. Es giebt 
ein Anftandsgefühl, weldes uns faft immer verbieten wird die Schwelle dieſer 
beiden Räume ungebeten zu überjchreiten. 

Da nun, wie id ſchon oben betonte, faft alle Streitigkeiten zwiſchen Arbeit- 
geber und Arbeiter fich für den erfteren zu einer Gewinnfrage zufpigen und er 
im Allgemeinen gründliche Auseinanderfegungen bezüglich des Gewinncapitelö 
verweigert, jo folgt meines Erachtens daraus mit Yothwendigfeit, daß das 
Zeugniß des Arbeitgebers Hinfichtlich ſolcher Streitigkeiten für einen verftändigen 
Menfchen niemald endgültig maßgebend ſein kann, daß e3 vielmehr immer einer 
Ergänzung von außen her bedarf. 

AS erfte Norm für Ddergleihen Unterfuchungen ift daher nad) meiner 
Meinung aufzuftellen, daß bie Vermuthung dahingeht, daß das Zeugniß bes 
Arbeitgebers in allen Sachen, über welde er, aus eigener Anfhauung Kenntniß 
hat, nur ein unvollftändiges ift. 

Bisher habe ich ftetd angenommen, daß das Zeugniß des Arbeitgebers bei 
all’ feiner Unvollftändigfeit Doch, jo weit es reicht, abjolut correct und wahrhaftig 
ſei. Jetzt aber werden wir auch für dieſe Correctheit die Grenzen aufzufinden haben. 
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Die Stellung des Arbeitgebers hat, wie ſchon heroorgehoben, den Vorzug, 
eine mehr centrale zu fein. Aber als central ift fie, und Died gereicht ihr 
wieder zum Nachtheil, an einen beftimimten Mittelpunkt gefefjelt und immer tft 
der Kreis, innerhalb deſſen ſich die Erfahrung des Arbeitgebers bewegt, beichräntt. 
Jedes große Etablifjement entwidelt fi) langſam, hat es fich aber einmal ent: 
widelt, jo beruht fein Stolz in feiner Stabilität. Einem Arbeitgeber gereicht 
es felten zur Ehre von einem Diftriet in den anderen, aus einem Etablifjement 
in ein anderes übergegangen zu fein, es jet denn, daß Dies geichehen als er 
jelbft Arbeiter war. Seine Erfahrung erftredt fi daher nicht einmal auf ven 
ganzen Betrieb feines eigenen Plates, jondern nur auf fein eigenes Unternehmen, 
und zwar abjorbirt dieſes als Regel feine Aumwerkarhieit in um jo höherem 
Maße, je größer und bedeutungsvoller es ift. 

Trogdem ſpricht der Arbeitgeber beftändig mit der größten Sicherheit iiber 
die Arbeitöverhältniffe ſeines Diſtriets, ja feines ganzen Gewerbes. Er jchreibt 
darüber in den Zeitungen bald mit, bald ohne Namen, er veröffentlicht Bro: 
ſchüren und compilixt ftatiftiihe Tabellen, die dann als Daten von unanfedt- 
barer Wahrheit aufgenommen und angeführt werden. Erwägt man aber, zu 
welchen Quellen er, von feinem eigenen Fabrikbetrieb abgejehen, Zutritt hatte, 
jo ergiebt ſich leicht, daß dieſe äußerſt ungenügend‘ fein mußten. Denn, wie 
ſchon betont, die heftigften Feinde des Fabrikanten find feine Concurrenten, und 
daſſelbe Schietlichfeitögefühl, welches den Fremden abhält gewiſſe Fragen an 
den Fabrifanten zu thun, aus Furcht, in die geheiligten Sphären des Gewinn— 
machens einzubringen, dafjelbe Gefühl findet ſich noch weit ausgeprägter im 
Verkehr der Fabrifanten untereinander. Im allen Fabrifen, deren erfolgreicher 
Betrieb von der Vollkommenheit der Mafchinen' abhängt oder von befonderen 
Sabrifationsprocefien, giebt es Abtheilungen, zu denen nur wenig Fremde Zutritt 
erhalten, geſchweige denn andere Fabrifanten. So ging ic eimmal vor einer 
geraumen Reihe von Jahren in Begleitung zweier Damen dur eine der größten 
Fabriken Mancheſters. Durch Empfehlungen einer hochſtehenden Perfünlichfeit 
waren wir eingeführt. Doch plötzlich an einem beſtimmten Punkte wurde unſerem 
Weitergehen Einhalt geboten, bis man ſich über meinen Beruf Gewißheit ver— 
ſchafft hatte. Indeß galt die Thatſache, daß ich Juriſt war, offenbar als hin— 
reichender Beweis von Unfähigkeit, um ſofort allen Argwohn zu entwaffnen. 
Eine der beiden Damen, welche ich damals begleitete, war die Tochter eines 
ehemaligen, in einem anderen Diftrict angeſeſſenen Fabrikanten. Sie hatte nie 
eine andere Fabrik als die ihres Vaters gejehen und erzählte, um jenes Miß— 
trauen zu erflären, mit der größten Naivität und offenbar ohne die geringfte 
Ahnung von der moralijchen Bedeutung der Sache, daß ihr Vater in feiner 
Fabrik einen Auffeher gehabt habe, der weder habe leſen noch ſchreiben können 
und der fich feiner äußeren Erjheinung nad in nichts von einem gewöhnlichen 
Arbeiter unterfchieden habe, deſſen Auge aber jo ſcharf und deſſen Majchinen- 
fenntniß jo groß gemelen fei, daß er im Stande gewejen beim Durchgehen durch 
irgend eine Fabrik jede Vervolllommnung des Verfahrens und das ihr zu Grunde 
liegende Princip jofort zu entdecken und e8 dann in der Fabrik, in welcher er 
angeftellt war, nad) feiner Rückkehr anzumenden. Num ift unzweifelhaft , daß 
dieſe „Geheim-Kammern“ in der Fabrik des Arbeitgebers die wahren Werlſtätten 
ſeines Gewinnes ſind, und daß, wo die Kenntniß derſelben vorenthalten wird, — 
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was offengeftanden unter den gegenwärtigen Berbältniffen bejonders gegenüber 
dem Bruder Concurrenten jehr oft der Fall fein mug, — alle allgemeinen 
Daten, welche von letzterem mitgetheilt werden, unzuverläffig fein müſſen, weil 
fie ja, um vollftändig zu ſein, die Kenntniß jener Geheimniſſe in fich ſchließen müßten. 

Thatſächlich kennt der Fabrikant außer feiner eigenen Fabrik jelten mehr 
ale die Fabriken einiger anderer Fabritanten, mit denen er in ausnahmsweiſe 
freundichaftlihen Beziehungen ftebt, und ſogar deren Wirthichaft wird er jelten 
völlig durchſchauen, denn gerade die Intimität wird ihn gewöhnlich abhalten, fich 
irgend welche Kenntnig auf anderem Wege zu verjchaffen als durch dieſe be= 
freundeten Fabrifanten jelbft. Eine Ausnahme mahen nur die Yabrifanten, 
welche das Vertrauen ihrer Arbeiter gewonnen und durch dieſe von den Arbeits- 
verhältniffen in anderen Fabriken eine Kenntnig erhalten haben, die fie fich 
niemals durch eigene Bemühungen hätten verfchaffen können. Da e8 aber eine 
Eigenthümlichkeit der menjhlihen Natur ift, die eigenen Erfahrungen zu ver— 
allgemeinern — ein Beftreben, das ſich ſchon hinreichend in der Ueberraſchung 
über etwas ums Ungewohnte® manifeftirt, da die Thatfache der Ueberraſchung 
die Annahme in fi ſchließt, als fei das, an mas wir gewöhnt find, allgemein 
gültiges Gejeg — jo liegt nichts Wunderbare darin, daß die Darftellungen, 
welche unaufhörlih und optima fide von den Fabrifanten ausgehen, in der 
That nur die in ihren eigenen EtablifjementS gemachten Erfahrungen verförpern, 
zufammen mit ſehr beſchränkter und aus zweiter Hand geſchöpfter Kenntniß 
einiger anderer Fabriken. 

Wir müſſen daher als zweite Norm für die Forſchung fefthalten, daß das 
Zeugniß des Arbeitgeberd, jo weit e8 eben reiht, prima facie als genau nur 
bezüglich jeiner eigenen Fabrik und einer jehr beichränften Anzahl anderer Fabriken 
angenommen werben darf. 

Allein, wird vielleiht Jemand einwenden, wenn aud die Erfahrung der 
Arbeitgeber nur eine bejchränkte ift, To folgt daraus noch nicht, daß fie unzu— 
reichend ſei. Ein Badftein kann jehr gut eine ‘Probe fein für eine ganze Menge 
von Badfteinen, eine Fabrik kann eine ausreichende Vorftellung geben von ver 
großen Mafje der Fabriken vejjelben Gewerbes. Trotzdem bleibt es meines 
Erachtens doch jehr gewagt auf das Zeugniß eined einzigen Fabrikanten all» 
gemeine Säte zu gründen. Niemand, der die Unterfuhung einer Streitigfeit 
zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern unternommen und der nicht die Erfahrung 
gemacht hätte, daß die Arbeitgeber von dem Augenblide an, wo fie ſich überzeugt 
haben, daß die Unterfuhung eine wirklich unabhängige und unparteitfche fein 
joll, eine mißtrauifche und argwöhniſche Haltung annehmen und ihr zunächft 
dadurch entgegen zu treten ſuchen, daß fie jede Auskunft abjolut verweigern. 
Wo Auskunft erlangt wird, wird fie beinahe ausnahmelos von den Angehörigen 
der Fabrifantenclaffe erlangt, welche am wenigften zu verheimlichen haben und 
zu hodgefinnt find, um irgend Etwas verheimlichen zu wollen. Die perfünliche 
Erfahrung diefer Männer, welche fie in der That zuweilen mit edlem Freimuth 
offen ausſprechen, wird das Verhalten des Arbeitgebers ftet8 in dem möglichft 
günftigen Lichte zeigen. Denn jo weit aud ihre perjönliche Erfahrung durch 
Verkehr mit anderen Angehörigen ihrer Klafje erweitert fein mag, immer wird 
fie doh auf ähnliche Sphären der Beobachtung beichränft fein. leid und 
gleich gefellt fi) gern. Der wohlmeinende Fabrikherr ift naturgemäß nur mit 
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dem gleichgefinnten befreundet. Unehrlihe und tyranniſche Kniffe auf Seiten 
anderer Fabrifanten verfteden fich wor feinem Blid; er ift im Allgemeinen ber 
legte die Exiftenz von dergleichen zu argmwöhnen, wenn fie fich ihm nicht geradezu 
aufprängt. Daher die Tapferkeit, mit der er als Vorkämpfer feiner Genoffen 
in Gewerbeftreitigeiten auftritt, die Entfchloffenheit, mit der er im Kampfe vor: 
angeht, jeine Erbitterung gegen die Arbeiter, wenn dieſe Widerſtand Teiften, 
feine oft heftigen und ungerechten Anlagen gegen dieſelben: denn feine Unfennt- 
niß der Dinge, welche gegen feine Genofjen fprechen, wird nur von feiner Un- 
fähigkeit, auch nur an die Möglichkeit folder Berhältniffe zu glauben, erreicht, 
bis ihm die Wirklichkeit ihrer. Eriftenz jo dargethan wird, daß jeder Zweifel 
unmöglich ift. Die weniger ehrenhaften Mitglieder der Fabrifantenklafje anderer— 
ſeits find erfreut, wenn er ſich eifrig in den Kampf ftürzt, ftellen ihn voran als 
ihren Vorkämpfer, paradiren mit feinem Charakter und feiner Autorität und 
eitiven die von ihm angegebenen Thatfachen und Zahlen als unmwiderlegbar — 
was fie ohne Zweifel in Bezug auf ihn auch find, mit Bezug auf fie felbft 
aber gerade das Gegentheil. So entfinne ich mid 3. B. eines offenen, von 
mehreren Fabritanten unterzeichneten Briefes, deſſen thatſächlicher Inhalt, auf 
den Erften der Unterzeichner bezogen, ganz genau und richtig war, einfach falſch 
Dagegen in Bezug auf die anderen. Hier hatte der ehrlide Yabrifant den 
weniger jerupulöfen Brüdern einfach als Maske gedient 

AL dritte Norm muß uns daher gelten, daß die Vermuthung dafür Ipricht, 
daß das Zeugnif de Arbeitgebers, jo genau es auch innerhalb der Grenzen 
feiner eigenen Erfahrung fein mag, immer nur über die Praris der aufrichtigften 
und wohlmeinendften Angehörigen diefer Klaſſe Auskunft erteilt. 

ft denn aber das Zeugnif des Arbeitgeber über das, mas er ausfagt, 
. endgültig maßgebend, ſelbſt innerhalb der Grenzen feiner eigenen Erfahrung? 

In einzelnen Fällen fiherlich: wenn nämlich die Fabrik nur den Umfang 
bat, daß fie volftändig unter des Fabrikherrn perfönlicher Aufficht ftehen kann 
und biejer fie wirklich fortwährend im Auge behält. Ein Element von Un— 
genauigfeit aber tritt mit dem Augenblid auf, wo die Fabrik eine zu große Aus- 
Dehnung annimmt, um andauernd und in allen Theilen feiner perfönlichen Auf- 
ficht zu unterliegen, oder wenn dieſe perfönliche Controle wegen Alter8 oder aus 
anderen Gründen erichlafft oder ganz aufhört. Ich habe Durch perfönliche 
Kenntnißnahme mich vollftändig überzeugt, daß Werkführer, Aufjeher und andere 
mit Bertrauenspoften befleivete Perſonen fich häufig Dinge erlauben und Arbeits- 
regeln -einführen, welche dem fonftigen Geifte ver Fabrikleitung durchaus nicht 
entiprehen — und daß des ihnen ein leichtes ift, dergleichen dem Fabrikherrn 
entweder zu verbergen oder unter ganz falſchem Lichte Darzuftellen. Die Arbeiter 
ſelbſt aber benugen, auch wo ihnen in ungewöhnlichen Maße Vorftellungen zu 
machen geftattet wird, diefe Freiheit nur felten. Der Arbeiter weiß, daß, wer 
fi) beflagt, niemals mit freundlichen Augen angefehen wird, und wer die Klagen 
wiederholt, Teicht als vebellifch vermerkt wird. Er fühlt, daß fein Zeugniß natur- 
gemäß weniger gilt als das feines MWerkführers; er fühlt, daß er von dem 
Werkführer weit mehr abhängig ift als von dem Fabrifheren felbft und es für ihn 
weit gefährlicher ift, fich erfteren zum Feinde zu machen als Ieteren. Andere 
Werkführer mögen die Mißbräuche wohl kennen, aber fie laſſen fih aus ähnlichen 
Gründen von Denunctationen abhalten. Ein eiferfüchtig aufrecht erhaltenes 
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Herkommen grenzt die verfchiedenen Departements gegen einander ab; fie wünſchen 
nicht al8 Störenfriere angefehen zu werden, noch weniger als neidiſch gegen 
ihre Kameraden; fie wünſchen nicht ſich Feinde zu machen. Ich bin daher feft 
überzeugt, daß jjelbft die energifchften Arbeitgeber nicht alles wiffen, mas in 
ihren eigenen Fabriken vorgeht und daß Leute von nur durcchichnittlicher Energie 
von ſehr vielen Dingen, die vorgehen, auch nicht die geringfte Ahnung haben; 
aber trotzdem legen fie über die im Frage ftehenden Dinge ein ganz pofitives 
und beftimmtes Zeugniß ab. Bon den Fällen der Unfenntnig von Fabrikanten 
in Bezug auf den inneren Betrieb ihrer eigenen Fabriken jet mir geftattet 
folgende anzuführen: 

Ein Fabrikant, der einmal mit einem Gewerkverein in Streit gelegen, 
entläßt ſämmtliche Gewerfvereinler aus feinen Werkftätten, miethet andere Arbeiter 
und beſchließt und befiehlt feinen Werfführern und Auffehern, niemals wieder 
Gewerkvereinsmitglieder anzuftellen. Nach kurzer Zeit merkt aber der Werf- 
führer, daß er ohne Gewerkvereinler nicht auskommen könne, drüdt ein Auge 
zu, wenn folche wieder eintreten, hütet ſich aber forgfältig die feinem Principal 
mitzutheilen. Letzterer behauptet daher optima fide fort und fort, daß er nicht 
ein einzige8 Gewerkvereindmitglied bei fich beichäftige, und daß es ebenfo gut 
ohne fie ginge, während doch feine Fabrik die ganze Zeit über voll von ihnen 
ift und fie in derſelben vielleicht gar einen befonderen „Zweig“ oder eine befondere 
„Loge“ bilden: — 

Der Fabrifgerr hat oft gar feine Ahnung von dem Arbeitöquantum, 
welches der Werfführer von den Arbeitern verlangt, oder welches in Folge ber 
Anwendung einer neuen Mafchine oder der Abnutzung einer alten nothwendig 
wird: — 

Er hat oft gar feine Ahnung von der Eriftenz eines Geldſtrafenſyſtems, 
welches, von den Werkführern oder Auffehern für die Arbeiter eingeführt, ganz 
beträchtliche Abzüge von deren Lohn zur Folge hat: — 

Er ift vielleicht ein offener und aufrichtiger Gegner jeglicher Art Trud- 
inftems, und doc "wird e8 von feinen Unterbeamten ohne fein Vorwiſſen dauernd 
ausgeübt. 

Schlimmer noch ift e8, wenn ein Fabrifant, nachdem er alt geworden, die 
Laft der Gefchäftsführung zum größten Theil feinen jüngeren Compagnong, 
Söhnen oder anderen Verwandten überläßt. Unter ſolchen Umftänden kann er, 
da fein wohlmeinender Sinn ſich nicht geändert bat, dann gar nicht begreifen, 
daß fich auch nur das Geringfte in der Geſchäftsführung feiner Fabrik geändert 
haben joll, während die eingeführten Aenderungen jehr oft radicale find. 
Spottend über das übel angebrachte Wohlwollen des alten Herrn drüden und 
ſchrauben vielleicht feine eigenen Söhne und Neffen die Arbeiter mit gewifjenlofer 
Härte. Wenn dann jchließlich alle freundlichen Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber 
und Arbeiter ausgeftorben find und die Arbeiter der wegen ihres vielleicht fünf- 
zigjährigen Friedens berühmten Fabrik plöglic Die Arbeit einftellen, dann kann 
der alte Herr nur die Hände über dem Kopfe zufammenfchlagen über die Un— 
dankbarfeit der Arbeiter und wird, wenn er fih, wie wahrjheinlih, am das 
Publicum wendet, Daten von vor zwanzig Jahren anführen, ohne zu ahnen, 
daß fie für die Gegenwart jeve Bedeutung verloren haben. 
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Hieraus folgt als vierte Norm, daß das Zeugniß des Arbeitgebers jelbit 
innerhalb der Grenzen feiner Erfahrung ‚ To aufrichtig e8 fein mag, doch nicht 
immer genau ift. 

Endlich Haben wir noch die Grenzen für bie Wahrhaftigkeit des Zeugnifies 
des Arbeitgeberd zu betrachten. 

Daß das Zeugnif des Arbeitgebers, wie unbewußt auch immer, eine Fär- 
bung bat zu Gunſten der eigenen Klaſſe, das ift gar nicht anders zu erwarten 
.bei ihm jo wenig wie bei den Arbeitern. Mit einigen wenigen Ausnahmen zu 
Gunſten der Klafje der Arbeiter giebt meiner Erfahrung nach feine der beiden 
Klaffen der anderen etwas nach, was Einfeitigfeit, VBoreingenommenbeit und Be: 
ſchränktheit der Anſchauungsweiſe angeht, — ja, ſelbſt wenn die Hige eines fonfreten 
Kampfes verflogen, macht der Stolz des Arbeitgeber8 auf feine Stellung dieſen im 
Durchſchnitt hartnädiger als den Arbeiter, unzugängliger gegen Bernunftgründe, 
unfähiger auf die Gejichtspunfte des Gegners einzugehen und gleichgültiger gegen 
die Wirklichkeit und das Gewicht der Thatjachen, ſoweit dieſe fich nicht jeinen 
Intereffen anbequemen. Und zu ven hoffnungslofeften Exemplaren diefer Gattung 
gehören gemöhnlich die, welche jelbft aus den Reihen der Arbeiter hervorgegangen 
find. Wie der Gögenbiener zum Bilderſtürmer wird, fo werden aus den higigften 
und rüdficht8lofeften Gewerkvereinlern Die hitzigſten und gewifjenlofeften Fabrikherren. 
Da fie mohl fühlen, daß fie Gegenftand der Eiferſucht und des Argwohns für 
die Klaſſe find, aus der fie entjproffen, jo ſuchen fie fich mit derjenigen, in 
welche fie übergetreten find, dadurch zu identificiren, daß fie deren Intereſſen in 
dem übertriebenften Umfange zu den ihrigen machen. Auf Seiten des Arbeitgebers 
erleichtern, wie wir Ferner bemerken müfjen, gerade jene Vorzüge, welche höhere 
Bildung und größere geiftige Anla en gewähren und welche feinem Zeugniß 
prima facie Autorität verleihen, in — Maße die mehr oder minder bewußte 
Mitwirkung der Parteilichkeit zu Gunſten der eigenen Klaſſe. Der Arbeitgeber 
fühlt ſich ſehr wahrſcheinlich dem Unterſuchenden im Allgemeinen geiſtig ebenbürtig 
und in dem ſpeciellen Gegenſtande der Unterſuchung ſogar überlegen. Er weiß 
genau, was er jagen kann und was er verſchweigen muß, er fühlt, befjer als 
wir, wo der Schuh drüdt. Sehr oft fieht er, ohne ſich einer suppressio veri -» 
oder gar einer suggestio falsi ſchuldig zu machen, den Unterfuchenden auf 
eine Dahn gerathen, welche denjelben zu Schlüſſen führt, zu denen er ihn viel- 
leicht nie hätte bringen können, ohne fi der einen ober der anderen zu bedienen. 
Er braucht ja nichts weiter zu thun, als den Unterfuchenden ruhig jeinen Weg 
gehen zu lafjen, ber dem erwünſchten Ziele zuführt. Auch bei den Arbeitern 
babe ich Beifpiele derfelben Unaufrichtigfeit gefunden, aber meift iſt fie gröber 
und wird leichter entbedt. 

Auch führt der Klaſſenſtolz oft zu einer, wenn auch nicht immer bewußten, 
suppressio veri auf Seiten der Arbeitgeber. Es iſt bekanntlich nach Anſicht 
unſerer Gegner einer unſerer Nationalfehler; nie zu wiſſen, wenn wir unterlegen 
find. Dies iſt für feine Geſellſchaftsklaſſe jo charatteriſtiſch als für bie Klaſſe 
der Arbeitgeber. Nichts ift in der Welt ſchwerer, als einen Fabrikanten dazu 
zu bringen, die Thatfache einer erfolgreichen Arbeitseinftellung in jeinem eigenen 
Geihäftözmeig zuzugeben — wenn er fie auch vielleicht bezüglich eines anderen 
einräumt. Muß er fie hernach aber doc zugeben, jo bat er eine inftinctive 
Gemwandtheit, Zugeftändniffe. jo zu fallen, daß fie nicht wie eine Niederlage 
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ausfehen und formell immer noch Forderungen ‚abzulehnen, melde er doch 
materiell gewährt. 

Aber das ift noch nicht Alles. Wo es fih um Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeiter handelt, find wir meiner Beobachtung nad) immer eher 
geneigt den Arbeitgeber al8 einen Mann von Ehre zu betrachten als den Arbeiter. 
In unferen gefchäftlichen Beziehungen mit dem Arbeitgeber werben wir dagegen 
nur zu oft Daran erinnert, daß er dies nicht ift. Der Augenblid eines Gewerf: 
freit8 ift aber nicht geeignet, um bie Exiſtenz von Unehrlichfeiten in dem Ge— 
werbebetrieb vergefien zu laſſen. Bei der unparteiiſchen Wägung des Zeugnifjes 
der Arbeitgeber follten wir uns erinnern, daß der Gebrauch falſcher Fabrik— 
marken, Fälſchung von Waaren, zu fleine Gewichte und Mafe, die enorme 
Reclame für verhältnigmäßig werthloje Artitel Kniffe find, die fih nicht auf 
den Arbeitgeber der unterften Claffe, der noch um feine Eriftenz zu kämpfen 
bat, beichränfen, jondern in einigen Gewerben faft überall, jelbft bet den größten 
Fabrifanten zu finden find. Wir dürfen nicht vergeffen, daß, vor Allem wo 
dad Syſtem der großen Contracte bei ftarter Concurrenz vorberricht, wobei 
der Hauptcontract fi) in der Regel in Untercontracte verzweigt und zwar oft 
durch viele Abftufungen, map fi jeder Art von Unehrlichkeit zu oft zu ver- 
jeben hat. Wo ſolche Uebelftände vorhanden find haben wir nicht die geringfte 
Beranlafjung anzunehmen, daß der Charakter eines Arbeitgebers, der einmal 
nad) einer Seite feiner geihäftlihen Beziehungen der Unehrlichfeit zumeigt, nach 
einer anderen ftreng ehrlich bleiben wird. Wir haben nicht das geringfte Recht 
einen Fabrifanten erft nicht zu glauben, wenn er überall druckt, ein Artikel, 
den wir als untergeorbnet kennen, jei der befte, der überhaupt zu haben — 
und ihm dann im nächiten Augenblid zu glauben, wenn er behauptet, er zahle 
die höchſten Löhne in feinem Geſchäftszweige, feine Arbeiter aber ſeien eine Rotte 
von Schurken und Yügnern. 


Es ift ſchwer aus den zulegt angeftellten Erwägungen eine allgemeine Regel 
zu abſtrahiren. Indeß dürfen wir den Schluß ziehen, daß das Vorherrſchen 
betrügerifcher Kniffe in vielen Gefhäftszweigen uns darin vorfichtig machen follte, 
dem Zeugniß von Arbeitgebern, fofern daffelbe nicht durch ihren Charakter ver- 
bürgt wird, eine abjolute Wahrhaftigkeit beizumefien. 


Dazu kommt noch eind. Wo von Arbeitgebern Auskunft gegeben wird 
und zwar nicht won den wohlwollenden aus der Fülle ihres biederen, ehrlichen 
Herzens, da wird fie meift ertheilt von den Liftigen und den unehrlichen in einer 
abfichtlid verftümmelten oder irreführenden Weife, um den Unterfuchenden oder 
das Publicum zu blenden. Denn meift erſcheint nächſt dem, der nichtS zu wer 
bergen und zu masfiren bat, Derjenige als der offenberzigfte, der ſowohl verbirgt 
als auch maskirt. Es ift unmöglich "irgend welche pofitiven Scutmittel gegen 
ſolchen Trug anzugeben. Aber, jo weit meine Erfahrung geht, muß man jebe 
Betheuerung außerorbentlihen Wohlwollend und befonderer Unparteilichkeit gegen- 
über den Arbeitern mit Miftrauen aufnehmen. Der voreingenommenfte Ver— 
fechter der Klafjenprivilegien der Arbeitgeber, der leidenſchaftlichſte Ankläger der 
Tyrannei und Ehrlofigfeit der Arbeiter ift oft zuverläffiger in feinen thatſäch— 
lihen Angaben als der jcheinbar weichherzigfte Arbeitgeber, der da behauptet, 
das einzige Ziel feines Lebens fei feinen Arbeitern mwohlzuthun, und der da 
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jeufzt nach dem Tage, wo fie ausreichend gebildet fein werden, um das Thörichte 
ihrer Gewerkvereine und Arbeitseinftellungen einzufehen. 

I. Das Zeugnif des Arbeiterd. — Wenn wir vom Arbeitgeber 
zum Arbeiter übergehen, fo werden wir finden, daß das Zeugniß des Tetteren 
anfänglich meift weniger Leicht zu erlangen iſt. Die Fälle find verhältnißmäßig 
felten, in denen der Unterjuchende feine Unterfuchung beim Arbeiter beginnt, ob- 
wohl Died bejonders in den minder gut bezahlten Gemwerben bei Denen ver Fall 
fein mag, die ald Armenpfleger, Lehrer in Sonntagsfhulen u. |. w. mit dem 
Elend einer gewerblichen Krifis plöglih in Berührung kommen. Webrigens ift 
nicht zu leugnen, daß in der legten Zeit die auf ein höheres Bildungs - Niveau 
allmählich emporgeftiegenen Arbeiter häufiger im, Stande geweſen find, gewerbliche 
Streitigkeiten auch von ihrem Standpunkte aus in der öffentlichen Preſſe dar: 
zulegen, und auf dieſe Weife gleichzeitig zu Gunſten ihrer Sache jchriftlich 
Zeugniß abgelegt und den Zugang zu ihren Führen und ihren Verfammlungen 
erleichtert haben. Aber immer noch liegt in fehr vielen Fällen die Welt der 
Arbeit für den außerhalb ftehenden Forſcher wie hinter einer verfchloffenen Thür, 
zu welcher er den richtigen Schlüfjel nicht bat und vor welcher er am Schlüfjel- 
loch berumtaftend lange Zeit ftehen mag, ohne die Thür vor fi offen zu 
jehen. Werner ift die Bildung der engliichen Arbeiter trotz der Fortſchritte in 
ven letzten Jahren Leider noch eine jehr unvollfommene und fie befiten nur zu 
oft wenig mehr als die allerelementarften Schulfenntniffe. Diefelben Leute, 
weldhe im Stande find, Far und eindringlich zu ſprechen, bie mit großem 
Organiſations- und Verwaltungstalent ſcharfe Auffaffung und fchnellen Ent- 
ſchluß verbinden, find vielleicht faft außer Stande, irgend Etwas zu Papier 
zu bringen, oder wenn fie e8 thun, fo find fie unfähig, ihre thatfächlichen 
Angaben und Ideen geordnet worzutragen, jo daß fie völlig unverftändlich bleiben. 
Daher ift e8 allgemein rathſam, vom Arbeiter immer mündliche Auskunft zu 
verlangen. Sie zu erhalten, ift freilich oft jehr ſchwierig; auch gelangt man 
durch perjönlichen Verkehr nicht immer zum Biel. Denn in Folge der engen 
Sphäre, im welcher der Arbeiter lebt und arbeitet, ift e8 oft ganz unmöglich, 
ohne einen Interpreten aus feiner eigenen Clafje die Pointe feiner Ausſage zu 
verftehen. Ja, diefe Pointe ift manchmal fo unter Local=tehnifchen Beziehungen 
verftedt, daß ich es erlebt Habe, wie ein ganzer Diftrict won einer großen 
Arbeitseinftellung in einem wichtigen Induftriezweige bedroht war, während die 
Arbeiter defjelben Gewerbes im Nachbar = Diftricet mir geftanden, daß fie nicht 
berausbelommen. könnten, worauf es eigentlich anfüme. Das, was die Arbeiter 
für ſich vorzubringen haben, wird daher meift zulett befannt, und es erfordert 
die größte Mühe, dies gründlich zu ermitteln. Unvollkommene Bildung bringt 
naturgemäß Borurtheile, Beſchränktheit und al’ die Irrthümer mit fich, welchen 
ein ungejchulter Berftand ausgejett ift. Aber des Arbeiter Berftand ift nicht 
nur ungefchult, jondern auch unentwidelt. Mehr oder weniger gewöhnt, nur 
al8 Einer einer ganzen Klaſſe oder Maſſe aufzutreten, fehlt ihm die Schärfe, 
welche eine individuelle Stellung mit der Berantwortlichfeit, die fie bringt, er— 
zeugt, die Fähigkeit zu jchnellem Entſchluß, der Blid in das Weite. Nicht jelten 
ift er vielleicht, wenn auch praftiich weniger gewist, an Stärke und Adel des 
Charakters feinem Herrn überlegen; allein andererſeits ift nur zu oft der Mangel 
an Bildung und Erziehung von einer gewiſſen Nüdfjichtslofigfeit des Auftretens 
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begleitet, welche dazu beiträgt, ihn als Zeugen wenigitens all’ der äußeren Zeichen 
von Refpectabilität zu berauben, welche im Allgemeinen von vornherein für bie 
Glaubwürdigkeit des Zeugnifjes des Arbeitgebers ſprechen. 

Im Gegenfag zum Arbeitgeber kann der Arbeiter für jein Zeugniß prima 
facie auf feinerlei Autorität Anſpruch erheben. 

Aber felbft angenommen, daß der Arbeiter in behäbigeren Berhältniffen 
(ebt als der Durchſchnitt feiner Genoffen und daß er einen anjehnlichen Betrag 
von Wiffen und Geiftesihulung befitt, jo muß doch feine Stellung als Arbeiter 
ſtets den Werth feines Zeugniſſes verengern, verringern, begrenzen; denn bieje 
jeine Stellung ift eine untergeorbnete und immer mehr oder weniger fern vom 
Mittelpunkte, deſſen nächfte Umgebung der nothwendige Stab von Disponenten, 
Caſſirern, Commis, Werfführern und Aufſehern bildet. Daher fieht der Ar: 
beiter nie die verfehiebenen Elemente des Gewerbbetriebes in ihren Beziehungen 
zu einander und die Einzelheiten, welde ihn am nächſten berühren, erhalten ſtets 
in jeinen Augen eine übertriebene Bedeutung. Da die Löhne feine Hauptjorge 
find, jo ift er geneigt, Alles, was der Fabrifherr thut, mit Bezug auf fie zu 
beurtheilen, und geht davon aus, daß letzterer ausſchließlich bejtrebt jet, Mittel 
zu erfinnen, um bie Löhne herabzufegen. Durch diefe Gewohnheit kommt er 
dann zu einem fo hochconfervativen Haß gegen Aenderungen, daß in manden 
Fällen nicht die geringfte Aenderung im Meafchinenwejen, in der Werfitatt- 
einrichtung oder in der Disciplin eingeführt werden fann — jelbft wenn fie 
erjonnen iſt ohne den geringften Gedanken daran, feine Lage zu afficiren, ja 
ſelbſt wenn ſie dieſe zu beſſern beſtimmt iſt — ohne daß er fie als einen über- 
legten Angriff auf fein Wohlbefinden anfähe, dem Widerjtand zu leiften er 
fofort bereit ift. Dabei darf allerdings nicht überfehen werben, daß ſich die vor- 
erwähnten Aenderungen felten vornehmen laffen, ohne in irgend welcher Weiſe 
die Page de Arbeiters zu berühren. Die Erfegung einer Majchine durch eine 
einfachere fann unter Umftänden die Arbeit durch vergrößerte Geſchwindigkeit 
härter machen, gefährlicher, weil fie die Möglichkeit der Unglüdsfälle mehrt u. |. w. 
Die Einführung eines eiſernen Bodens ftatt eines hölzernen in einem Maße 
fann dad Quantum Material, mit dem es gefüllt werben ſoll, vermehren und 
dadurch aud die Summe der Arbeit, welche nöthig ift, um dieſes Material zu 
holen, zurecht zu machen oder weiter zu Ichaffen. 

Andererſeits ift das Zeugniß des Arbeiters, wie dunfel e8 in Folge mangel- 
bafter Bildung auch ſein mag, wie ſtückweiſe und beſchränkt in Folge ſeiner 
Stellung, doch meiner Meinung nach gewöhnlich eingehender, als das ſeines 
Herrn. Der von außen herantretende Forſcher wird oft bei der erſten An— 
näherung großes Mißtrauer auf Seiten des Arbeiters antreffen, denn dieſer iſt 
jo wenig gewohnt, daß auyer ihm ſelbſt und ſeinesgleichen Jemand fih um ihn 
fümmert, daß er nicht begreifen Tann, aus weldem Grunde ihn ein Dritter 
aufſucht. Gelingt e8 jedoch, ihn zu überzeugen, 1) daß man fein Spion feines 
Herrn ift, 2) daß man feim Geld von ihm haben wil fir eigene Zwecke, jo 
wird man in der Regel jehen, daß jein Mißtrauen ſchwindet und daß dieſem eine 
beinahe, wenn nicht völlig abjolute Offenheit folge. Dies findet ſogar An— 
wendung auf das, was, wie gewöhnlich geglaubt wird, am meiften geheim 
gehalten wird: nämlich auf feine Beziehungen zu den übrigen Arbeitern in den 
Gemwerfvereinen. Ohne Zweifel giebt e8 in England Städte und Gejchäftszweige, 
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in denen Die Satungen und Berhandlungen dieſer Körperichaften, ich fürchte 
nicht ohme Grund, geheim gehalten werden. In anderen Fällen dagegen werben 
jelbft gedrudte Statuten, welche Geheimhaltung anbefehlen, zu Gunften eines 
Forſchers gänzlich unbeachtet gelafien, wenn die Arbeiter glauben, daß er ein 
ehrlicher, unparteiifcher und ihnen wohlgefinnter Mann fer; dann wird er zu 
ihren Berfammlungen eingeladen und die Geſchäfts- ſowie Conto= Bücher werben 
geöffnet, damit er Einſicht von ihnen nehme. 

Darin Tiegt aud nicht Wunderbared. Denn in der That hat der Ar— 
beiter als jolher Nichts zu verheimlichen, und hätte er e8, jo könnte er es nicht 
gut verheimlihen. Denn anders als der hin- und herſchwankende Gewinn bes 
Arbeitgebers, an welchem nur Wenige Antheil erhalten,. wird der Lohn am 
Ende jeder Woche offen und in Gegenwart aller Arbeiter zu im Allgemeinen 
gleich Hohen Beträgen ausgezahlt. Der Befiger eines großen Etablifjements 
mag daher wohl die Summe, welche er an Lohn auszahlt, geheimhalten, weil 
er weiß, daß es praktiſch unmöglich fein würde, durch perfünliches Nachforſchen 
und Berechnen die genaue Ziffer herauszubefommen. Der einzelne Arbeiter 
Dagegen würde ein Thor fein, wollte er den Betrag ſeines Berdienftes nicht 
mittheilen, denn ver erfte befte feiner Genoffen, ver offenherziger wäre als er, 
fönnte ihn leicht feftftellen, und der Fabrifherr ſowie der Werkführer könnten, 
wenn es ihnen beliebte, ihm jederzeit angeben. Ohne Zweifel ift aber ber 
Arbeiter faft immer geneigt, einen Minimalbetrag feines Verdienſtes anzugeben, 
während der Arbeitgeber, jofern er überhaupt eine beftimmte Ziffer nennt, ges 
neigt jein wird, ein Marimum zu nennen; doch kann man diefer Duelle von 
Irrthümern leicht Rechnung tragen und entſprechend die Angaben corrigiren. 

Daraus können wir als Norm ableiten, daß bei gehöriger Controle das 
Zeugniß des Arbeiters Hinfichtlich feines eigenen Verdienſtes im Allgemeinen 
correcter ift al8 das des Arbeitgeberd, denn der Arbeiter hat weder deſſen Ver— 
anlafjung noch deſſen Leichtigkeit zur Geheimhaltung. 

Diefe der Wahrfcheinlichkeit nach größere Genauigkeit beſchränkt ſich aber 
nicht nur auf den eigenen, augenblidlichen Berbienft. Der Arbeiter ift fait 
immer mehr oder weniger unftät, manchmal faft von nomadijchen Gewohnheiten. 
Krankheit, Bankerott feiner Arbeitgeber, Mangel an Arbeit, eine Arbeits- 
einftellung, ein Privatzwift, der Wunſch, „fich zu verbeffern*, die bloße Sucht 
nad) Veränderung — hundert folche Gründe veranlaffen ihn, die Arbeit des 
einen Herrn mit der eines anderen -zu vertaufchen, von Diftriet zu Diftrict zu 
zu ziehen, von einer Grafichaft zur anderen zu wandern. Seine Erfahrung 
wird daher, wenn aud innerhalb einer begrenzten Sphäre, meift eine weit 
mannigfaltigere fein, als die ſeines Herrn. Er wird mit einer weit größeren 
Anzahl feiner Genoffen bekannt, er ift daher innerhalb des Bereiches feiner 
Beobachtungen (welcher fich allerdings jelten über einen beftimmten Diftrict 
hinauserſtreckt) meift ein meit competenterer Beurtheiler de Hin= und Her— 
ſchwankens ſowie des Durchſchnittsverhältniſſes der Arbeitöbedingungen als ber 
Arbeitgeber. 

Dies tritt beſonders hervor, wenn er Mitglied eines Gewerkvereins iſt oder 
gar ein Amt in demſelben bekleidet. Durch die periodiſchen Verſammlungen 
einer Loge oder eines Zweiges, noch mehr durch die Verſammlungen der ganzen 
Geſellſchaft ſelbſt, wird die Erfahrung des Einzelnen in ausgedehntem Maße 
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zur Erfahrung Aller. In einer großen und wohlorganiſirten Geſellſchaft ſind 
in der That oft ſtatiſtiſch Data zur Hand oder können doch ohne jede 
Schwierigkeit gefammelt werden von einem Werthe für die Geichichte des 
Arbeitsmarktes, der überrajchend und unanfedhtbar ift — Data, zu Denen bie 
forgfältigften tabellarifchen Angaben der Arbeitgeber, mögen fie auch mif noch 
jo großen Anſprüchen auf Nichtigkeit vorgebracht werben, ſich verhalten, mie bie 
Abfälle in der Werkftatt eines Goldſchmiedes zu den foliden Barren. 

Insbefondere ſollte man fich bezüglich einer Fabrik, bezüglich welcher der 
Arbeitgeber zu Gunften feiner Klaſſe Zeugniß abgelegt hat, immer noch Das 
Zeugniß der Arbeiter verichaffen. Die Gründe, welde die Ungenauigfeit des 
Zeugnifjes des Arbeitgebers, jelbft wenn es fich um feine eigene Fabrik handelt, 
verurjachen, habe ich bereit8 angeführt. Das Zeugniß der Arbeiter wirb jede 
ſolche Ungenauigfeit, wenn fie vorhanden ift, hinreichend corrigiren. Mandmal, 
Gott fer Dank! ift eine Correctur überhaupt nicht nothwendig.. So unternahm 
einmal ein Arbeiter eine Reife nad) einer einzelnen Fabrik in Yorkſhire (deſſen 
Chef diefe Affociation ) mit Stolz zu den Mitgliedern ihres Ausſchuſſes zählt) 
nur zu dem Zweck, um fich der Nichtigkeit von Angaben bezüglich der dortigen 
Arbeiterverhältniffe, die er für unglaublich hielt, zu verfichern. Nach lebhaftem 
Berkehr mit den Arbeitern kehrte er aber von feiner Reiſe zurüd und erflärte, 
daß die gemachten Angaben nicht nur der Wirklichkeit entiprechen, ſondern von 
diefer noch übertroffen wurden. Aber jelbft in foldhen Fällen ift das Zeugniß 
des Arbeiters nützlich, um feftzuftellen, ob fich das in Rede ftehende Etablifje- 
ment als typiſch für alle anderen feiner Art anſehen läßt, oder ob es als 
Ausnahme dafteht. Ich fürchte mich daher nicht, es auszufprechen, daß Das 
Zeugniß des Arbeiters über die Arbeitöverhältniffe. in feinem Gewerbe im All— 
gemeinen auf umfaflenderer Beobachtung beruht, als das des Arbeitgebers, und 
daß die Vermuthung für feine größere Zuverläffigfeit ſpricht. 

Das Zeugnif des Arbeiter allerdings irrt, mie hervorgehoben werben 
muß, im Allgemeinen ein wenig dur Betonung der Schattenfeiten. Gerade 
bezüglich der beften Fabriken ift e8 oft am mwenigften zu haben. Denn in dieſen 
participirt die Lage des Arbeiterd mehr oder weniger an ber ficheren Stellung 
des Fabrifherın. ES ift ein Vorzug, in ſolch eine Fabrik einzutreten, eine 
Thorbeit, fie zu verlaffen, jo daß der gewöhnliche Arbeiter wenig Ausficht hat, 
darin vorübergehend Belchäftigung zu finden. Das gute Einvernehmen zwiſchen 
Herrn und Arbeiter, welches in ihnen vorherrfcht, macht Gewerfftreitigfeiten zu 
einer Seltenheit, macht die Arbeiter gleichgültig gegen den Schuß der Gewerf: 
vereine oder macht fie wenigften® zu feltenen Bejuchern ihrer Berfammlungen. 
Die Folge iſt, daß die Gewerkvereine in der That oft gar keine Ahnung haben 
von den bejonderen Bortheilen, welche die Arbeiter in gewiflen Fabriken genießen, 
welche vielleicht dem aufßenftehenden Publieum als die vorzüglichften Repräſen— 
tanten des ganzen Gewerbzweiges gelten, während die dem letzteren Angehörigen 
jehr wohl wifjen, daß fie die Ausnahme im Gewerbe find. Sodann ift zu 
beachten, daß diejenigen Arbeiter einer Fabrik, welche am bereitwilligften mit 
ihrem Zeugniß hervortreten, meift zu den am wenigften zufriedenen gehören. 

*) Die hier Überjegt wiebergegebene Abhandlung wurde von dem Verfaſſer auf 
dem Congreß der National Association for the Promotion of Social Science, ber 
im Jahre 1862 zu London tagte, vorgelefen. 
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Wir jollten daher. nicht vergefien, daß ohne beabfichtigte Unaufrichtigkeit 
das Zeugniß des Wrbeiter8 über die Arbeitöverhältnifje felten die günftigen 
Arbeiterverhältniffe darlegt, und da fich das Zeugniß des Arbeitgebers, wie wir 
gejeben haben, meift auf dieſe beſchränkt, jo ergiebt fich Teicht, wie groß oft der 
Unterjchied zwiſchen beiden fein muß. Es folgt daraus, daß die Durchſchnitts— 
(inte etwas über dem Niveau, welches der Arbeiter angiebt, gezogen werben muß, 
entfhieden aber auch unter denjenigen, auf welches ſich der Arbeitgeber ſtützt. 

Dod nun müfjen wir dem Gefagten als weitere Norm hinzufügen, daß 
das Zeugnig der Arbeiter, wenn es fi auf Anderes als auf die Arbeits- 
verhältnifje erftredt, jehr wenig Glauben verdient. 

Insbeſondere ift das Zeugniß der Arbeiter über den Gewinn des Arbeit- 
geber8 unzuverläffig. Meiſt ift er ganz unfähig, zu wiflen, von welchen Be— 
dingungen er abhängt, geſchweige denn, diefe zu würdigen; er verwechſelt häufig 
den Roh- mit dem Neinertrag und faft immer übertreibt er den legteren ganz 
auferorbentlih. Ausgehend von einer übertriebenen Vorftellung von dem Ge— 
winn, übertreibt er natürlich) Alles, was feiner Annahme nad damit zufammen: 
hängt: den Reichthum feines Herrn, den Werth feines Grundbefiges, das Kauf: 
geld für feine Güter. | 

Andererſeits wäre es unweiſe, das Zeugnif des Arbeiter iiber Dinge, die 
nicht jeiner unmittelbaren Beobachtung unterliegen, die Intereffen des Arbeit 
geber8 und die allgemeinen Berhältniffe der Fabrik aber berühren, als gänzlich 
wertblo8 zu verachten. Dft hat der Arbeiter eigenthümliche Mittel, um fich 
Kenntnig zu verihaffen. Die Krämer des Ortes, welche mehr oder weniger 
und manchmal hauptjächlich auf die Kundſchaft der Arbeiter angewieſen find, 
nehmen gewöhnlich für fie Partei umd find oft in der Lage, ihnen manch' nütz⸗ 
liche Einzelheiten über Preife und andere Dinge mitzutheilen. Die Werfführer, 
Auffeher und Commis, obwohl in einem Gewerfftreit ihr Schidfal an das des 
Fabrikherrn gefeffelt ift, ſympathiſiren oft mit den Arbeitern, oder unterhalten 
jelbft während einer ausgebrochenen Arbeitseinftellung mit den beften unter ihnen 
einen freundichaftlichen Verkehr und werben jo, abfichtlih oder nicht, Canäle, 
durch welche die Arbeiter die gewichtigften Thatjachen erfahren, ohne daß auch 
nur der Fabrifherr ahnt, daß irgend eine Nachricht über fein Privatzimmer 
binausgedrungen if. Manchmal, fürchte ich, ift e8 die Praxis ſolcher Leute, 
jede Partei der anderen zu verrathen, um ſich mit beiden gut zu ftellen. 

Auf ſolche und andere Weife erlangt der Arbeiter über Dinge, die iiber 
feinen unmittelbaren Geſichtskreis hinausliegen, faft immer eine größere Kenntniß, 
als der Arbeitgeber denft und als er ihm würde verfchaffen wollen. Aber eine 
derartige Kenntniß ift meift fo ſehr vermiſcht mit Nichtwerftandenem, Ueber— 
triebenem, Verdrehtem, ja abjolut Falſchem, daß es immer der forgfältigften 
Prüfung und beftätigender Zeugniffe aus anderen Quellen bedarf, um ihren 
wahren Werth feftzuftellen. 

Ebenſo wie bei Prüfung des Zeugniſſes des Arbeitgebers habe ich bisher 
angenommen, daß das Zeugniß des Arbeiterd ein wahrhaftiges ſei. Oft aber 
ift e8 abſolut unehrlih. Ich habe einer Arbeiterverſammlung beigewohnt und 
zwar durchaus nicht von Arbeitern der niedrigften Clafje, jondern von gelernten 
Stadthandwerkern, in welder man mit Lügen fo reichlich um fi warf und 
ein Ton fo offenbarer moralifcher Depravation vorherrichte, daß es nicht nur 
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unmöglich war, feitzuftellen, was wahr jei, jondern man nur den Schluß ziehen 
fonnte, alle zufammen jeien Schurken. Im der That, wir haben fein Recht zu 
vergefien, daß der Arbeiter nur zu oft durch das Beiſpiel feines Herrn zur 
Unmahrhaftigfeit und Unehrlichkeit erzogen wird. Faſt all’ die fchlechten Kniffe 
des unredlichen Yabrifanten werben mitteljt feiner Arbeiter ausgeführt. Es ıft 
eine der jchlimmften Folgen dieſer gewerblichen Betrügereien, daß fie, wie eine 
in einen Brunnen geworfene Kothmaſſe, zu Boden finten und eine Gejellihafts- 
fhicht nach der anderen verunreinigen. Der Specereihändler verfälicht mit Hülfe 
feiner Yadendiener, der Bäder mit Hülfe feiner Gefellen, der betrügeriſche Fabrifant 
läßt fich falſche Fabrikmarken machen und fie von feinen Arbeitern auf feine 
Waaren kleben, er läßt fie mit zu feinen Maßen meſſen, mit zu fleinen Ge- 
wichten wiegen; für ihn wird fabdendünner Calico durch Andere mit Stärke ver- 
dieft, für ihm wird die Seide durch Andere mit Gummi ſchwerer gemacht, für ihn 
aus Abfällen Stoff gefertigt, der wie gutes Tuch ausfieht. Der betrügeriiche Bau— 
meifter läßt Durch feine Maurer die Wand, die feiter Backſtein fein follte, mit 
Schutt ausfüllen; der betrügerifche Eifenbahnbau = Unternehmer [ehrt feinen Erd— 
arbeitern, die Enden der Pfähle, welche bis zu einer beftummten Tiefe eingerammt 
werben ſollten, abzuichneiden, Damit die Arbeit fohneller von Statten gehe. Welches 
Necht haben wir, in höherem Maße Wahrhaftigkeit und Ehrlichkeit zu erwarten, 
joweit fi der Einfluß der Schurferei ehrlojer Arbeitgeber erftredt, als Leben 
und Gejundheit unter dem Schatten des Upas = Baums ? 

Andererfeits find es gerade die Worurtheile und Yeidenjchaften des Arbeiters, 
ſowie fein Mangel an geiftiger Schulung, weldye in gewifjem Maße gegen feine 
Unwahrbaftigfeit ihügen. Er ift oft zu ungeftüm, um wohlüberlegt zu lügen 
und felbft feine Lügen täufchen jelten. Wenn man nun dazunimmt, daß er 
jelten in der Lage ift, als Einzelner mit Erfolg zu lügen, da er ſich faft immer 
der Gefahr ausſetzt, durch feine Kameraden berichtigt zu werben, fo ergiebt fich 
eine große Wahricheinlichkeit für die Wahrhaftigkeit feines Zeugniſſes. Und ich 
fühle mich verpflichtet zu jagen, daß — ganz abgejehen von der Furcht vor 
Entdeckung oder von ängftliher Berechnung der möglichen Folgen — ich unter 
ver befjeren Klaſſe von Arbeitern in den meiften Imduftriezweigen, mit denen 
ih zu thun gehabt habe, gewöhnlich eine zur Gewohnheit gewordene Offenheit 
und Wahrhaftigkeit, ja, wenn fie erft Zutrauen gewonnen hatten, einen männ— 
lichen Freimuth gefunden babe, wie ich fie mit wenig ehrenwerthen Ausnahınen 
unter Arbeitge nicht fand. Ohne Zweifel giebt es aud viele Ausnahmen 
unter der Arbeiterflafje, ja e8 giebt, traurig zu jagen, ganze Imduftriezweige, 
welche jo völlig demoralifirt und verkommen find, daß Wahrheit und Ehren: 
baftigfeit bei ihnen nicht zu finden find; aber trogdem glaube ich, daß das, 
was ich gejagt habe, im Allgemeinen dem Sachverhalte entjpricht, und ich fcheue 
mich nicht, als letzte Norm Hinzuftelen: daß das Zeugniß der befjeren unter 
den Arbeitern, wie verblendet e8 oft auch durch Leidenſchaft oder Vorurtheil fein 
mag, im Allgemeinen ein aufrichtigeres ift als das der Arbeitgeber. 

Doch wir können ſogar noch weiter gehen. In Folge feiner unvolltommenen 
Bildung vermag der Arbeiter oft nicht, richtigen Anſchauungen, zu denen er 
inftinctmäßig gelangt ift, richtigen Ausdruck zu verleihen. Weit entfernt, daß 
das, was in einer gewerblichen Streitigfeit zu feinen Gunften vorzubringen ift, 
durch feine Rhetorik ungebührlic ins Licht geſetzt und gefärbt wird, wie man nad) 
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journaliftiichen Commentaren vermuthen möchte, weiß er, wie id) durch Er: 
fahrung überzeugt worden bin, oft überhaupt nicht, wie er e8 vorbringen ſoll 
und bat jogar mandmal gar feine Ahnung von dem ganzen Gewicht feiner 
Gründe. So wird denn ſehr häufig bei diefem Mangel an allgemeinen Schul= 
fenntnifien der eine Arbeiter im Gewerbe, welcher die „gute Feder führt“, faft 
nothwendig der autorifirte, aber in Folge feiner eigenen Mängel fehr jchlechte 
Wortführer des ganzen Induſtriezweiges. Seine Kameraden ftimmen feiner 
Darftellung bei, manchmal weil fie diefelbe nicht verftehen, mandmal weil fie 
wiffen, daß er daffelbe meint, was fie meinen und vorausjegen, manchmal weil 
ihnen im Glauben, die ganze Welt fei gegen fie verbündet, völlig gleichgültig 
ift, was Jener jagt, noch öfter vielleicht nur, weil fie ihre Unfähigkeit fühlen, 
jeine Irrthümer zu verbefjern. Und fo wird dem Falle von Anfang an eine 
falſche Färbung gegeben, die dann das Publicum fir immer für die richtige 
halt. So wird oft in Gewerfftreitigfeiten von der einen oder anderen Partei 
der Sieg erfochten, ohne daß das Publicum jemals das, worum es ſich wirklich 
handelte, erfuhr. In anderen Fällen wiederum ift der Arbeiter nicht allein in 
Folge feiner mangelhaften Bildung, wie eben erörtert, jondern vornehmlich in 
Folge der Berfchievenheit feiner ſocialen Stellung und der Bejchränftheit feines 
Geſichtskreiſes meit entfernt, das, was fich für ihn vorbringen läßt, zu über: 
treiben, fich nicht einmal vefjen bewußt, was Alles für ihn zu jagen wäre. Es 
kann dem Vorgehen mehrerer Arbeitgeber eine Verabredung zu Grunde Liegen, von 
der er feine Ahnung hat, und umgekehrt beftehen noch öfter Verſchiedenheiten in der 
Lage der Arbeitgeber, die ihm, wenn er fie fennen und erwägen würde, ihr Borgehen 
in ganz anderem Lichte ericheinen Lafjen würden. Gemwöhnt, den Arbeitgeber als feinen 
Gegner zu betrachten, überfieht er den noch ſchrofferen Gegenfaß, in dem die Arbeit: 
geber zu einander ftehen; er ruimirt vielleicht Durch eine Arbeitseinftellung einen 
Urbeitgeber, der längft das Opfer eines fchlaueren Concurrenten geworden ift, er 
hält vielleicht die Geſchmeidigkeit des Anderen für Mäßigung, die Heftigfeit, zu der 
einen Dritten das Bewußtſein, ſich in einer falfchen Lage zu finden, aufreizt, 
für beabfichtigte Tyrannei, oder das lärmende dreifte Auftreten eines Vierten 
für den berechtigten Stolz eines Mannes, der Vielen gebietet. 

III. Das Zeugnif dritter Parteien. — Es braudt faum 
hinzugefügt zu werden, daß das Zeugniß des Arbeitgeber wie des Arbeitere 
immer jo viel als möglih aus anderen Quellen ergänzt werden follte. Dies 
ift zweifellos oft ſehr ſcwwer. Im gewiſſen Induſtriezweigen giebt e8 Mittel: 
klaſſen, welde, mit Arbeitgebern und Arbeitern in Verbindung ftehend, oft in 
der Lage find, ſchätzbare und correcte Mittheilungen zu machen. Dazu gehöven 
die Architekten, was die Baugewerbe angeht, Ingenieure, Waarenbeichauer, 
gewiſſe Klafien von Mäflern, manchmal Commis, Afterunternehmer u. a. m. 
Aber in vielen Fällen begnügen fich ſelbſt diefe Klaſſen damit, die Thatfachen, 
wie fie der Arbeitgeber angiebt, und deſſen Anfichten einfach anzunehmen, und 
es giebt unter ihnen wohl Leute, die einem Arbeiter gegenüber ihre Lippen nie 
anders als zu einem Befehle geöffnet haben. Oft aber kommt es fogar vor, 
daß Commis, anftatt ihre Kenntniß der Thatjachen und ihre Anfichten von 
ihren Herren zu empfangen, beides den leßteren erft beibringen oder beizubringen 
verfuchen, wobei fie deren Vorurtheilen ſchmeicheln, deren befte Abfichten para- 
Infiren, die Wahrheit nicht zu ihnen gelangen laſſen, und durch ihren Hodmuth, 
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ihren Mangel an Sympathie mit den Arbeitern und ihre Unfenntnif von deren Ge— 
wohnbeiten und Empfindungen, ſowie Durch ihren eingewurzelten Büreau:Schlendrian 
oft die Hälfte der Mifhelligfeiten zwiſchen Herrn und Arbeitern verurfachen 
oder verlängern und jede empfindliche Stelle reizen, bis fie zur Wunde wird. 
Noch Häufiger aber fteht zwiichen ven beiden Glafien Niemand in der Mitte, 
der irgendwie unabhängig genannt zu werben verdiente — Niemand außer dem 
Werkführer. Diejen zu befragen, bat aber der Forſcher prima facie fein Recht; 
und jelbft wenn’ derſelbe in Folge perfönlicher Bekanntſchaft oder Freundichaft 
Auskunft zu ertheilen bereit wäre, jo würde er dieſe Doch immer nur in ver- 
traulicher Weife ertheilen können. 

Ich habe verſucht, im Vorſtehenden einige der leitenden Gefichtspunfte, zu 
Denen ich durch eine nicht erft von geftern ftammende Erfahrung gekommen bin, 
in rohen Umrifjen darzuftellen. Ich habe die Schwierigfeiten ſolcher Forſchungen 
nicht im geringften zu verhehlen gejucht, jo wenig wie ven Mangel an völliger 
Genauigkeit in den zu erwartenden Refultaten. Aber doc glaube ich, daß dieſe 
Forſchungen bei al’ ihrer Unvollkommenheit einen unbegrenzten Werth haben, 
wenn fie ehrlich vorgenommen werben. Die Hauptfache in diefem Zeitalter des 
übertriebenen Individualismus bleibt es, den Arbeitgebern und Arbeitern zu 
(ehren, daß fie nicht nur um ihrer jelbft willen leben, daß die Augen ihrer 
Mitmenſchen auf fie gerichtet find, daß fie Glieder find der großen Gemeinjchaft 
der englifchen Nation, betraut mit einer großen Aufgabe, welche fie in pflicht- 
ſchuldiger Harmonie mit ihren Genoffen zum gemeinfamen Wohle der Gejammt- 
beit zu erfüllen haben — daß fie fein Recht haben, unter einander zu haben 
und zu ftreiten und durch ihre Zwiftigfeiten vielleicht Anderen Nachtheil und 
Untergang zu bereiten, jo wenig als die Hand ein Recht hat, Antlig und Bruſt 
zu zerfleiſchen — und daß die bloße Thatfache, daß fie e8 thun, ein Zeichen 
ift von Krankheit oder Wahnfinn. Endlich, daß die unter einer ehrlichen Frei- 
handelspolitik erfolgte allmählihe Abſchaffung all’ der gefeglichen Feſſeln, welche 
in faft allen anderen Staaten nod; auf der Imduftrie laſten, aber dabei nichts— 
deftoweniger deren ſchlimmſten Zudungen doch bis zu einem gemiffen Grade vor— 
beugen, e8 ihnen nur um jo mehr zur gebieterifchen Pflicht macht, ſich ber 
Auffiht einer aufgeflärten öffentlihen Moral zu unterwerfen, fo daß fie, „Die 
fie fein Geſetz haben“, in der That „fich jelber das Geſetz find“. 


Piereriiche Hofbuchdruderei. Stephan Geibel & Go. in Altenburg. 
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Zum vierten Mal veröffentlicht hiermit der Verein für Social- 
politit den ſtenographiſchen Bericht über die Verhandlungen feiner 
Generalverfammlung. Ueber die im vorigen Jahre zu Bremen ab» 
gehaltene Verſammlung ift ein Bericht nicht erjchienen, weil in der- 
jelben nur gejchäftliche Angelegenheiten verhandelt wurden. Nament: 
ti) bildete den Gegenftand der Beiprehung da3 Abkommen 
mit dem volkswirthſchaftlichen Congreß über alternivende Abhaltung 
und gegenjeitigen Bejuch der Yahresverfjammlungen. Die wichtigften 
Gründe, welche ſowohl im Ausſchuß, wie in der damaligen General: 
verfammlung zu der faft einftimmigen Genehmigung der Weberein- 
kunft führten, find in der diesjährigen Verfammlung (S. 2 des 
Berichts) in möglichfter Kürze dargelegt worden. 


Bonn, Ende November 1877. 
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Erſte Sikung. 


Montag, den 8. October 1877. 
(Die Sigung wird um 10 Uhr 25 Minuten eröffnet.) 


WW WW — 


Profeſſor Dr. Naffe (Bonn): Meine Herren! Im Yuftrage des Aus- 
ſchuſſes eröffne ich hiermit die fünfte Jahresverfammlung des Vereins für Social: 
politik. — Geftatten Sie mir zumächft, Ihnen im Namen des Ausſchuſſes einige 
Mittheilungen zu machen. 

Der Ausſchuß hat die diesjährige Verfammlung nad Berlin, nicht wie 
früher nach Eiſenach, berufen, Er ift dabei keineswegs Willens geweſen, unjere 
Berfammlung in eine Wanderverfammlung zu verwandeln, jondern wir find 
nod immer wie früher der Anficht, die auch die Zuftimmung der Generalver- 
ſammlung gefunden bat, daß wir wohl thun, zu verzichten auf die unleugbaren 
kleinen Annehmlichkeiten, welche ein Tagen in verfchtedenen Orten Deutjchlands 
mit ſich führt, — daß wir dagegen bemüht fein müffen, wenn irgend möglich 
immer an einem und demjelben Orte zujammenzufommen, um dadurd mehr 
ftändige Mitglieder und einen mehr fid) aleihbleibenden Charakter der Ber: 
lammlungen zu erlangen, als das ın Wanderverfammlungen möglich iſt. Wir 
haben e8 ja von vornherein nicht ſowohl für unjere Aufgabe gehalten, durch 
unjere Berfammlungen und unjere Reden in weiteren Kreifen Anhänger zu ges 
winnen und Propaganda zu machen, als eine Gelegenheit zu bieten zu Erörte— 
rungen über jocialpolitiiche Fragen, an welcher fi) Männer der verjchtedeniten 
Parteren, Männer der Wiſſenſchaft und des wirkſamen Yebens betheiligen können. 
Aber wenn wir und jo umjahen nad) einem dauernden Orte für unfere Ber: 
Jammlungen, jo konnten wir uns der Erkenntniß nicht verichließen, daß Berlin 
vor Eiſenach einen wejentlihen Borzug hat. Schon die äußere Einrichtung der 
Berlammlung, das Unterlommen der Mitglieder und dergleichen, welche in einer 
kleinen Yandftadt mande Schwierigfeiten haben, madyen in Berlin feine Sorge. 
Bor Allem aber glaubten wir, daß e8 der großen Mehrzahl unſerer Mitglieder 
in dieſer Jahreszeit viel angenehmer jein würde, eine Reiſe nad) Berlin zu 
machen als nad Eiſenach. Wer nur irgend an dem öffentlichen Yeben unferes 
Bolte8 Theil nimmt, wird von Zeit zu Zeit gewn in die Hauptftadt des deut» 
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ſchen Reiches gehen, in der fi das politiiche Leben Deutſchlands mehr und 
mehr concentrirt, und wird — ganz abgejehen von unferen Verhandlungen, — 
von einem vorübergehenden Aufenthalte in der Reichshauptſtadt mannigfache 
Anregungen mit ſich nad Haufe nehmen. Dazu kommt, daß wir bier in Berlin 
immer eine große Anzahl der tüdhtigften und thätigften Mitglieder anwejend 
finden, dieſen die Reife eriparen und und die Sicherheit verichaffen, daß fie an 
ven Verhandlungen theilnehmen. 

Meine Herren! Zum erften Male begrüßen wir ferner in unferer Mitte 
die Mitglieder des volkswirthſchaftlichen Congreſſes auf Grund des Abkommens, 
welches im vorigen Jahre von unferer Generalverfammlung genehmigt ift. Die 
Mitglieder des voltswirtbichaftlihen Congreſſes werden in Folge dieſer Ueber: 
einfunft an unjeren Abftimmungen, ſoweit fie nicht innere Angelegenheiten un— 
feres Vereins, wie befondere Wahlen, betreffen, theilnehmen und bei den Debatten 
als gleihberechtigte Mitglieder fich betheiligen fünnen. Der Grundgedanke diejes 
Abkommens ift vielleicht den Herren, die das vorige Mal nicht anweſend waren, 
noch nicht jo ganz gegenwärtig. Ich darf daher wohl noch einmal ausſprechen, 
Daß mir der Anfiht waren, es beftänden allerding8 in Deutichland zwei ver- 
ſchiedene Schulen der Nationalökonomie, von denen die eine mehr betont die er- 
ziehende Wirkfamkeit des freien Verfehrs, die Kräftigung, welche hervorgeht aus 
der ungehinderten freien Bewegung, — Die andere dagegen mehr Gemicht legt 
auf die Aufgabe des Staates, die Schwachen, die Hilflofen zu ſchützen und zu 
ftärfen, und welche dafür hält, daß der Staat in feiner Rechtsordnung nicht 
nur dem Einzelnen eine möglichſt freie Bewegung und Entwidelung gewähren 
muß, jondern auch vor Allem bedadyt fein muß, die harmoniſche Entwidelung 
des Ganzen zu fihern. Wir waren daher der Meinung, daß es auch zweck— 
mäßig fei, wenn zumächft wenigſtens, dieſe beiden Richtungen fich in verjchtedenen 
Vereinen verfürperten. Aber andrerſeits jtehen nicht nur der rechte und der 
linfe Flügel der beiden Schulen ſich überaus nahe, fondern e8 kommt hinzu, 
daß diefer Gegenfag bei vielen volkswirthſchaftlichen Fragen vor anderen wirth— 
Ihaftlichen und politiichen Gejihtöpunften zurüdtritt, und jo haben wir denn 
ſchon in Bremen gejehen, daß bei ſämmtlichen Abftimmungen, Die dort vorge- 
nommen wurden, die durch die Abftimmung ſich Icheidenden Theile nicht zu= 
fammenfielen mit den Mitgliedern des Vereins für Soctalpolitif und des volf8- 
wirtbichaftlichen Congreſſes, jondern ein Imeinanderübergehen itattfand. Endlich 
aber jind wir der Meinung, daß felbjt da, wo dieſer Gegenfag in voller Schärfe 
hervortritt, unfere nationale Bildung und Gefinnung einen hinlänglich fichern 
Boden gewähren, um auf demjelben alle Fragen ruhig erörtern zu können und 
daß von einer ſolchen Erörterung beide Theile Gewinn haben fönnen und 
vor mannigfachen infeitigfeiten bewahrt werden. Ich begrüße daher im 
Namen des Ausichufjes die Mitglieder des volkswirthſchaftlichen Congreſſes und 
Iprehe die Hoffnung aus, daß fi unfer Abkommen in dieſer VBerfammlung 
gerade To bewähren möge, wie e8 ſich in Bremen unſeres Erachtens bewährt 
bat. (Bravo!) 


Ih fordere Sie nun auf, ſich zu conftituiren und zunächſt den Präfidenten 
für Ihre Verhandlungen zu wählen. 


— 
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Profeffor Dr. Brentano (Breslau): Ich ſchlage Herm Profefior Dr. 
Naffe (Bonn) zum Präfidenten vor. (Allgemeine Zuftimmung.) 


Profeffor Dr. Naſſe (Bonn): Meine Herren! Ich bin -bereit die Wahl 
anzunehmen, in der Hoffnung, daß Sie in derjelben Werje wie früher mir fo= 
wohl Ihre freundliche Nachficht wie Ihre gütige Unterftügung angedeihen laſſen 
werden. Daß ich dem Verein gern meine ſchwachen Kräfte zur Dispofition 
ftelle, brauche ich wohl kaum zu verfichern. 

Wir Alle, glaube ih, der Eine mehr, der Andere weniger, find immer 
auf foctalpolitifchem Gebiete in Gefahr, zu verfallen entweder jenem Optimismus, 
der in älterer Zeit auf dem Gebiete der wirtbichaftlichen Theorie vorgeherricht 
bat, oder dem Peſſimismus, der in neuerer Zeit in Deutichland um ſich zu 
greifen droht. Beide Stimmungen haben einen lähmenden Einflug auf unfere 
Kräfte und eine erihlaffende Wirkung auf unfere Thätigkeit. Ich glaube, mir 
bedürfen der gegenfeitigen Anregung, um die in und Allen vorhandene ideale 
Richtung zu Fräftigen und und zu ftärfen in dem Vertrauen, daß e8 mehr und 
mehr gelingen werde, den ſchweren wirthichaftlichen Drud, unter dem die große 
Maſſe der Menjchen ihr Yeben zubringt, einigermaßen zu lindern, daß es vor 
Allem gelingen werde, die fittlihen Schäden, mit denen unfer wirthichaftliches 
eben in vieler Beziehung behaftet ift, und die im Laufe der Testen Jahre gerade 
in Deutſchland vielfach beſonders fichtbar herworgetreten find, mehr und mehr 
zu befeitigen, unfer wirthichaftliches Yeben zu reinigen und zu veredeln. Meine 
Herren! Ich erkenne e3 mit dem größten Danfe an, daß ich in diefer Bezie— 
hung durch die Verfammlung des Vereins mic jedesmal gehoben und gefördert 
gefühlt habe, und wenn aud nur dieſes Nefultat bei uns durch unfere Ber: 
einigung erreicht werden follte, jo lohnt es ſich wohl, ihr einige Zeit und einige 
Mühe zu opfern. 

Im Eimwerftändnig mit dem Ausſchuß erlaube ich mir zu Vicepräfidenten 
vorzufchlagen: den früheren Präfidenten unferer Generalverfammlung, der feiner 
Zeit die erfte Conftitwirung unſeres Vereins geleitet hat, Herrn Profeffor Gneift, 
ferner den Bicepräfidenten unſeres Ausſchuſſes, den Herrn Staatsminifter Frei— 
herrn von Roggenbad, und den Vorſitzenden des volfswirthichaftlichen Con: 
greſſes, Herrn Juſtizrath Dr. Braun. 


> 


(Allgemeine Zuftimmung. — Die vorgeihlagenen Herren erklären fih _ 


zur Annahme des Amtes als Bicepräfidenten bereit.) 


Als Schriftführer erlaube ich mir vorzufchlagen die Herren: Landesötko— 
nomierath Dr. Thiel (Berlin), Profeſſor Dr. Held (Bonn), Profefjor Dr. 
Brentano (Breslau) und Handelöfaummerfecretär Kirbach (Plauen). Die 
Rednerlifte wird heute Herr Profeffor Dr. Held führen. 


Geſchäftliche Mittheilungen. — Eingegangene Entſchuldigungsſchreiben 
und zur Bertheilung eingereichte Schriften.) 
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Meine Herren! Der Ausihuß bat die Tagesordnung für die 
drei Tage unferer Berathungen jo feftgejtellt, daß er vorſchlägt für den heu— 
tigen Tag 

die Communalfteuerfrage, morgen die Frage des Han— 
delsvertrags, und übermorgen Die Frage der Reform der 
Gewerbeordnung zu behandeln. (Zuftimmung.) 


Wir gehen alfo jetzt zur heutigen Tagesordnung über. 


Ih gebe zunächſt das Wort dem Referenten, Herrn Profefiov Dr. Adolph 
Wagner (Berlin). 


Referat 
von Prof. Dr. Adolph Wagner (Berlin) über die 
Commnunalftienerfrage. 





Meine Herren! Geftatten Ste mir, daß ich mein Neferat mit einigen 
einleitenden Worten binfichtlih der Art und Weile beginne, wie ich den Gegen— 
ftand auffafjen und behandeln will. Ich bemerfe in diefer Beziehung zunächſt, 
daß ich meine Aufgabe darin gefunden babe, vornehmlidy über die principielle 
Frage der Communalbefteuerung zu ſprechen im Gegenſatz zu der concreten Com— 
munalfteuerfrage, wie fie in einzelnen Ländern, jpeciell in unjerem größten beut- 
ſchen Staate, in Preußen, augenblidlid, vorliegt. Natürlich bringt e8 der Gegen- 
ftand mit fih und die principielle Erörterung nicht minder, auf Die deutſchen 
und preußiſchen Verhältniffe der Kommunen vorzugsweife unfere Aufmerkſamkeit 
zu lenken; aber e8 ſchien mir, daß wir und doch nicht allein mit den preußiichen 
Dingen beichäftigen künnen, einmal, weil wir neben ven preußiichen Verhält— 
nifjen in der That doc in Deutichland andere mannigfache Verſchiedenheiten zu 
berüdfichtigen haben; dann aber audy, weil der ganze Charakter diefer Berfamm- 
lung derartig ift, daß vor Allem die großen allgemeinen leitenden Principien in 
der Volkswirthſchafts- und Soctalpolitif behandelt werden jollen. Mein Herr 
Eorreferent wird ſpäter vornehmlid über die preußischen Verhältniſſe ſprechen, 
und injofern erfolgt dadurch gewifjermaßen die Ergänzung meiner eigenen Er— 
örterungen. 

Indem ih die principielle Frage voranftelle, ftelle ich mich auf einen 
Standpunkt, den auch unjere fogenannte gegneriiche national:öfonomifche Schule, 
die Freihandelsihule, in Congreſſen und Auffägen in ihren Zeitfchriften ein— 
genommen bat, und injofern ftehe ich mit ihr auf demfelben Boden. Ich halte 
nur, wenn Sie mir das zu bemerken erlauben, die Principien, die der volfs- 
wirthichaftlihe Congreß bier vertreten hat, nicht durchweg für bie richtigen. 
Auf der anderen Seite made ich Front gegen mande Anhänger der ſocial⸗ 
politiihen Richtung, die gewarnt haben, Principien aufzuftellen. Ein bervor- 
ragendes Mitglied der Berfammlung bat ſich fogar zu dem Ausſpruch ver- 
ftiegen, er hätte eine „principielle Abneigung gegen Principien”. Ich will das 
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nicht umdrehen, weil man daraus leicht eine feltiame Conſequenz ziehen könnte. 
Jedenfalls aber habe ich diefe Abneigung nicht. 

Alsdann fragt es fich, welche Seite der Communalfteuerfrage hier bes 
handelt werben fol. Die ganze Frage hängt ja auf das Engfte zufammen mit 
unferen gefammten öffentlichen Rechtszuſtänden, namentlich mit den großen Fragen 
der Auseinanderfegung zwilchen dem Staat und den Selbftverwaltungsförpern. , 
Diefe Seite muß alio berührt werden; ich halte e8 aber nicht für meine Auf: 
gabe, fie voran zu ftellen. Ich werde ftatt diefer, ich möchte jagen üffentlich- 
rechtlichen Seite die wirthichaftlihe und, wenn ich fie jo nennen darf, die 
„rechts = philoforhiiche" Seite beſonders ind Auge faſſen, d. 5. ich werde die 
Trage beantworten: welches Communalſteuerſyſtem ift von dem Standpunft der 
Boltswirthihaft und Socialpolitit und der Gerechtigkeit aus zu verlangen ein= 
mal Hinfichtlicy feiner Wirkung auf die Production und auf die einzelnen Be— 
fteuerten, und andererſeits Hinfichtlih der Wirkung der communalen Leiftungen 
auf die Angehörigen der Commune? 

Bei der principiellen Erörterung liegt die Gefahr nahe, zu allgemeine 
Sätze aufzuftellen, die wieleiht deshalb Leichter eine Zuftimmung von ſehr vers 
ichiedenen Seiten aus finden, die aber aud nicht immer allzuviel eigentlichen 
Kern und Inhalt baben. Ich habe deshalb geglaubt, wir müßten aud) bei 
der principiellen Erörterung doch ſchon etwas mehr in das Detail eingehen. Da 
liegt aber wieder die Gefahr vor, zu weit zu gehen, und ich muß ver Ber- 
jammlung überlaffen, zu entſcheiden, ob ich in diejer Beziehung nicht ſchon zu 
weit gegangen bin. 

Ich bemerfe, daß die heutige Verhandlung an diejenige anfnüpft, die vor 
zwei Jahren in Eiſenach über die Staatöbefteuerung gepflogen ift, wo man zu 
einigen allgemeinen Reſolutionen gelangte, die ich wohl als befannt vorausjegen - 
fann. Jetzt handelt es fid darum, dieſen Gegenftand als in der Hauptiache 
abgemacht zu betrachten und, an ihn anknüpfend, für unfere Fragen mehr in 
die Detail einzugehen. 

Ich habe, wie Ste jehen, 'eine Reihe von Theſen aufgeftellt, und möchte 
mir hinfichtlich deren auch noch ein Nechrfertigungswort erlauben. Man wirft 
und Univerfitätsprofefforen neuerdings vor, daß wir Inhaber eines Haupt- oder 
Nebenmonopol8 ſeien und feine Concurrenz unter ung ftattfinde.. Wer das jagt, 
fennt die Berhältniffe nicht, und mir ift z. B. gleich geftern das geflügelte Wort 
zu Ohren gekommen, ich hätte nicht Thejen, jondern gleich ein Hand- und Lehr- 
buch der Communalbeſteuerung geichrieben : gewiß eine ironiſche Aeußerung eines 
der werthen Herren Collegen. Wäre dies der Fall, jo wäre dies „Lehrbuch“ 
zwar immer noch mäßiger im Umfang geworben, als ein anderes, deſſen Yänge 
mir aud vorgeworfen ift. Aber der kleine Hieb hat doch „gefeflen” und ver: 
anlapt mid) zu einer, wenn Sie wollen, „Entſchuldigung“. 

Ich habe die erfte Reihe der Thejen, 1—9, hauptfächlic als allgemeine 
leitende Grundſätze aufgeftell, die die Berfammlung vorzüglich zu beichäf- 
tigen haben und eventuell zur Abftimmung zu bringen fein werden. Die Puntte, 
die ih al8 zweite Abtheilung bezeichne, betreffen die Ausführung der 
Communalbefteuerung, die dritte Abtheilung dagegen ift eine Skizze 
eines Programms meiner weiteren Ideen, wie ich fie vorlegen werde. Ich 
meine, ich hätte Freunden und Gegnern einen Dienft geleiftet, indem ich bier 
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meine Meinung jo präcis zufammengefaßt babe, wie e8 im mündlichen Vortrage 
nicht jo leicht ift, und wie man es beim Hören felbft eines jo langſam ge= 
ſprochenen Bortrages, wie des meinigen (Heiterkeit),. nicht genau verfolgen Tann. 
Jedenfalls haben Sie die Quinteſſenz meiner Anfichten auf dem Papier, — 
zur Beiftimmung oder zur Bekämpfung. 

Ich halte es nicht für meine Aufgabe, hier in Geſchichte und Statifti der 
Gommunalbefteuerung einzugehen, auch nicht zu veferiren über den Öutachtenband. 
Ich, mie gewiß wir Alle — das will ich gleidy hier ausfprechen — find den ein» 
zelnen Herren, die darin Gutachten geliefert haben, zu großem Dank verpflichtet 
für die reiche Belehrung und Anregung, welche wir dadurd erhalten haben. Ich fetze 
aber bei den Anweſenden die Kenntnig der Anfichten der Herren Gutachter voraus. 

Endlich bemerke ich, daß ich vorzugsweiſe die Ortsgemeinde ins Auge 
faſſen werde, nicht die weiteren‘ Communalverbände, obgleih man jagen könnte, 
in dem Thema läge das aud mit darin. 

Was nun. die Frage jelbft anlang:, jo werden wir von gewiſſen princi- 
piellen Standpunften ausgehen müfjen, über die ih ein Wort vorausichiden 
muß. Man kann fich nicht einigen über die praftiihen und Detailfragen ber 
Sommunalfteuergejeggebung, wenn man nicht wenigftens gleiben Boden ein- 
nimmt binfichtlih dreier Hauptpunkte: erſtens Hinfichtlih der Auffaffung von 
Staat und Gemeinde, zweitend Hinfichtlid der Auffaffung der Volkswirth— 
ihaft im Allgemeinen und der Stellung von Staat und Gemeinde zu ihr, 
drittend binfichtlih der allgemeinen Grundfäge und der Gerechtigkeitsaxiome der 
Befteuerung. 

Es ift deshalb nothwendig, im der Kürze über Staat und Gemeinde, 
Boltswirthihaft und Beiteuerung ein Wort einzureihen, gewiffermaßen die Prä- 
miffen vworanzuftellen, aus denen die Confequenzen für unfere Frage gezogen 
werden follen. Ich thue das um jo mehr, als gerade hier die principiellen 
Gegenſätze zu der Richtung der deutichen Freihandelsſchule vorliegen. 

Was zunähft die Stellung von Staat und Gemeinde anlangt, 
io jehe ich im ihnen im Wejentlichen Vertreter jened großen Syſtems in der 
Volkswirthſchaft, das ich als das gemein-wirthichaftliche bezeichne gegenüber dem 
jogenannten privat=wirthichaftlichen des freien Verkehrs. In dieſem letzteren 
waltet weſentlich die Triebfever des wirthichaftlihen Eigennuges, woaltet dem 
gemäß das Gefeg von Angebot und Nachfrage, das Geſetz des ſpeciellen Ent: 
geltes oder, wie man mit einem Worte fagen fann, der Individualismus. 
Dagegen in dem gemeinswirthihaftlihen Syftem walten andere Grundſätze, 
weſentlich die Rückſichten auf die Eriftenz und das Gedeihen der Geſammtheit, 
auch jene viel beipöttelten ethiſchen Grundfäge. In dem gemein⸗ wirthſchaftlichen 
Syſtem wird wieder eine Hauptgruppe gebildet durch das, was ich als 
Zwangsgemeinwirthſchaft bezeichne: dieſe beruht auf dem Brincip der Gewalt, 
der Autorität. Died Princip der Autorität fteht dem des egoiſtiſchen Indivi⸗ 
dualismus gegenüber, und Vertreter dieſes Princips der Autorität in der Ge— 
meinwirthſchaft und damit in der Volkswirthſchaft ſind in erſter Linie Staat 
und Gemeinde, die beiden großen territorialen Zwangsgemeinwirthſchaften. 

Mit dieſer Auffaſſung von Staat und Gemeinde in der Volklswirthſchaft 
fontraftirt diejenige Richtung befonderd der älteren Smith'ſchen Schule und ihrer 
Fortſetzung, der heutigen fogenannten „deutſchen Freihandelsſchule“, melde nur 
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da von Volkswirthſchaft ſprechen will, wo freier Verkehr, nicht wo Zwang, 
Autorität und Macht iſt. Ich halte das für einleitig und glaube, wir fünnen 
und müfjen den Thatſachen gemäß jagen: die Volkswirthſchaft befteht aus den 
beiden Gruppen: Gemeinwirthſchaft und Privatwirthichaft. | 

Was fpeciell den Staat anlangt, jo ftehe ich jener Anficht entgegen, die 
von Vertretern des voltswirthichaftlihen Congreſſes dahin formulixt it, daß 
der Staat nur den Zwed habe, Macht zu repräfentiven und Recht zu chügen, 
wie e8 jelbft nod) neuerdings formulirt wurde, daß er weſentlich eine Aſſecuranz— 
anftalt fein joll für echt, Rechtsbildung und Rechtsanwendung, für Eigenthum 
und Perſon. Ich glaube, wir müfjen ftatt deſſen fagen: ebenbürtig daneben 
fteht im Staate der Zweck: Gultur und Wirthſchaft zu fürdern. Das ift von 
Bedeutung für unfere Frage. 

Jene volfswirthichaftliche Schule geht nämlich von der Borausjegung aus, 
daß der Staat vertreten ſoll wejentlih Recht und Macht, die Gemeinde wejent- 
lich das Wirthichaftögebiet. Wie e8 gelegentlich formulirt ift: der Staat herriche, 
die Gemeinde wirtbichafte, meines Erachtens eine durchaus einjeitige Auffaffung. 
Wir können nur jagen, Staat und Gemeinde haben beide zu herrichen und zu 
wirthichaften, nur daß beim Staat das Herrihen voran und das Wirthichaften 
in zweiter Linie fteht, während bei der Gemeinde umgekehrt die Verfolgung der 
Wirthſchafts- und ulturzwede relativ wichtiger ift. 

Ferner werden wir, was den weiteren Unterfchied von Staat und Gemeinde 
anlangt, hervorheben müfjen, daß Die Yeiftungen dieſer beiden Körper noch in 
anderer Hinficht verſchieden find: Ddiejeniget des Staates werden mehr fir die 
Gefammtheit vorgenommen, lafjen fich auch nicht als fpecielle Vortheile des 
Einzelnen fo leicht nachweiien, vielmehr, won Vortheilen ift oft gar nicht Die 
Rede, jondern von Pflichten des Einzelnen gegen die Gemeinihaft. 

Anders bei der Commune, bei der DOrtögemeinde und den weiteren Ver— 
bänden. Da ift das individuelle Vortheildmoment wichtiger, und namentlich 
zeigen fih viele Communalleiſtungen fpeciell als Vortheile, als Werthzuwüchſe 
zu Gunſten des Eigenthums der Einzelnen und ihrer Wirthſchaft. Das iſt von 
großer Bedeutung für die Beſteuerungsfrage. 

Wir werden alſo ſagen müſſen, daß von vornherein nicht ganz dieſelben 
Steuerprincipien in Staat uud Gemeinde obwalten können; denn wenn auch 
beide homogene Bildungen ſind, ſo ſind ſie doch dem Grade nach verſchieden. 

Die Stellung von Staat und Gemeinde zur Volkswirthſchaft 
habe ich im Bisherigen ſchon im Allgemeinen mit berührt. Ich füge noch ein 
weiteres Wort hinzu. In dem ſogenannten privatwirthſchaftlichen Syſteme, das 
einſeitigerweiſe die ältere Nationalökonomie und ihr Nachfolger, die deutſche 
Freihandelsſchule, identifiziert mit der Volkswirthſchaft, ift immer nur von Einem 
Princip der Entgeltlichfeit im Verkehr die Rede, von dem von „Leiftung und 
Gegenleiftung.” Demgemäß ift denn auch die Neigung bei diefer Richtung zu 
verfolgen, überall nad) diefem Entgeltlichkeitöprincip Die Berhältniffe zu veguliren. 
Insbeſondere ſoll aud im Steuerweſen die Sache jo fein, daß Leiſtung und 
Gegenleiftung fi) genau entſpricht. Daß läßt ſich aber einmal nur mit ber 
größten Willkür durchführen, eigentlich garnicht, ſodann iſt e8 aber auch grund- 
ſätzlich falſch. Wir werden vielmehr fagen müfjen: in Staat und Gemeinde 
handelt e8 ſich vielfach um Leiftungen, die Allen zu gute fommen, wo man aber 
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nicht berechnen kann, in welchem Maße fie dem Einzelnen nützen, wo vielmehr 
mit vereinten Kräften, mit den Mitteln Aller die gemeinfamen Zwecke durch— 
geführt werben follen. Da nad) der Yeiftung und Gegenleiftung durchweg zu 
gehen, ift unmöglich und principiell falſch. Wir müſſen vielmehr nur von Fall 
zu Tall jehen, wo das Princip von Leiftung und Gegenletftung anwendbar ift, 
und ich, ftimme infoweit der Freihandelsichule bei. Aber hüten wir und in der 
Gemeinde wie im Staate vor der Meinung, daß ftet$ von Leiftung und Gegen- 
leiftung die Rede fein fünne oder müſſe. 

Das Refultat nun der Entwidlung von Staat und Gemeinde der Volks— 
wirthihaft gegenüber Liegt in der Beobachtung vor und läßt ſich fur; jo 
zulammenfafjen: ftehe man zu diefen Dingen, wie man will, jo fann man nicht 
verfennen, in unjever heutigen Volkswirthſchaft tritt mehr und ſchärfer und auch 
berechtigter Eine hervor, was ich mich nicht fcheue den communiftiihen 
Charakter der ganzen Volkswirthſchaft zu nennen. Mehr und mehr 
wird in der That unfere Boltöwirthichaft communtftiih und mehr und mehr 
werben deshalb für fie die Steuerfragen practiib fo wichtig, weil der Bedarf 
zur Dedfung der Staatd: und Communal-Ausgaben immer größer wird und bie 
Steuervertheilung doc nur zu einem Theile nad „Yeiftung und Gegenleiftung‘“ 
erfolgen kann. 

Es fragt fib nun, wie fol man ſich denn grumdjäglich zu der ganzen 
Steuerfrage im Allgemeinen ftellen. Man wird jagen müfjen: die allgemeinen 
Steuerprincipien find aud bier einmal offenbar eine Confequenz der Anſchauung 
von Staat und Gemeinde, jodann eine Confequenz gewiſſer Ariome der Gerech— 
tigfeit, von denen ich behaupten möchte, fie laſſen fi im Einzelnen nicht immer 
unbedingt völlig rational begründen. Es walten da Momente ob, die gewiſſer— 
maßen in das Gebiet de8 Glaubens binüberfpielen. Ob man, wie ich es thue, 
die progrejfive Steuer für gerechtfertigt hält oder, wie Andere, die proportionale, 
das läßt fi mit Gründen und Gegengründen belegen, aber hier wird zuletzt 
doch der Wille — geleitet Durch das, was man nach feiner ganzen Anſchauung der 
Volköwirthichaft einmal für recht hält, — den Ausſchlag geben. Endlich werden 
wir die allgemeinen Befteuerungsprincipien noch mit beftimmen müſſen nad) den 
Wirkungen der Peiftungen auf die Einzelnen und nad den Wirfungen ber 
Steuerarten auf diefe Einzelnen. 

Zujammenfafjend, glaube ih nun folgende Anſicht aufftellen zu können. 

Es ift irrig zu meinen, man fünne einen einzelnen leitenden Grundſatz 
an die Spige der Beſteuerung ftellen. Es ift infofern irrig zu meinen, 
man könne 3. B. nad dem Princip von Leiftung und Gegenleiftung Alles 
— aber ich halte für grade ſo irrig, wenn man die Meinung hegt, nach 

dem Princip der ſogenannten Leiſtungsfähigkeit Alles beſtimmen zu können. Es 
giebt fein alleiniges, fein abſolutes Steuerprincip. Dieſe Hauptſteuerprincipien 
von „Leiſtung und Gegenleiſtung“ und der Beſteuerung nach der „Yeiftunge- 
fähigteit“ find vielmehr richtig mit einander zu combiniren. Alsdann kann 
man jagen: im Staat fteht das Princip ver Leiſtungsfähigkeit mehr voran, 
gegenüber dem von Leiſtung und Gegenleiſtung, in der Commune weniger, aber 


doch in der Weiſe, daß auch in der Commune das Princip der Beſteuerung 


nach der Leiſtungsfähigkeit immer noch das Hauptprincip bleibt. 
Was die Durchführung der Beſteuerungsgrundſätze anlangt, 
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jo ift e8 für unfere Communalfteuerfrage geboten, in aller Kürze auch für bie 
Staatöftener dieſes Problem zu behandeln. In der Hinficht kann ich mid um 
jo kürzer faſſen, als ich mic, im Wejentlichen den Erörterungen reſp. Beichlüffen 
anznjchließen vermag, die vor zwei Jahren auf der Verfammlung in Eiſenach, 
der ich nicht jelbjt beimohnen Eonnte, gefaßt find. Wir werben fagen müffen, 
es ift Darauf Hinzuzielen, daß die Einfommenbefteuerung mehr und mehr in 
den Vordergrund tritt, aber auch nur Das, nicht daß fie die alleinige ſei; ferner 
daß bei der Einkommenbeftenerung auch nicht allein gegangen wird nad) bem 
Einfommen, jondern nad drei dabei mitjpielenden Momenten. Zunädft nad) 
der Quelle des Einkommens. Es ift ein Unterfchied, ob das Eintommen aus 
Gapitalien, aus Grund und Boden und Häufern, oder aus Arbeitöleiftungen 
herrührt. Ich berühre hier die oft beiprodene Frage der Unterfcheidung von 
fundirtem und unfundirtem Einftommen. Ich glaube, e8 it nothwendig, in der 
Staatö- und Communalbefteuerung diefe Unterſcheidung feftzuhalten. Ferner ift 
eine Unterjcheidung zwijchen größerem und fleinerem Einkommen in der Weile 
zu machen, daß wir uns für Progrefjion der Steuer erflären. — Wir redit- 
fertigen dies Dadurch, daß wir nachweiſen: die Yeiftungsfähigfeit fteigt in ftärferem 
Berhältnig als das Einkommen. 

Dan kann das ja fogar ſtatiſtiſch erhärten, zuerft ift e8 von Dr. Engel 
für den Nahrungsbedarf, jpäter von Anderen für den Wohnungsbedarf nach— 
gemiefen, und es läßt fich überhaupt leicht zeigen, daß, je fleiner das Einkommen 
ift, defto mehr verwendet werden muß auf Die nothiwendigen Bedürfniſſe. Eben 
deswegen ift es gerechtfertigt, die Progrefjiofteuer einzuführen, umjomehr, wenn 
joldye Steuern beftehen, von denen nicht geleugnet werden kann, daß fie umge— 
fehrt progreffiv wirken, — ich nenne in der Gemeinde die Miethsſteuer, ich 
nenne im Staate die Maffe von indirecten Verbrauchſteuern, die wir noch auf 
lange Zeit hinaus in Deutjchland nicht bejeitigen können, fondern wahrſcheinlich 
jelbjt noch weiter ausdehnen müfjen. 

Endlich aber ift bei fundirtem und unfundirtem Einfommen, größerem 
und kleinerem Einkommen nod zu unterfcheiden, ob bejondere Momente die 
Lerftungsfähigkeit der Perfonen mit gleihem Einfommen modifiziren, ich erinnere 
an Umftände wie Gefunbheitöftand, Kinderzahl u. ſ. w.; aud das ift bei 
Congrefverhandlungen berührt worden, ich beziehe mich darauf. Darum kann 
ih jagen, die Eintommenfteuer ſoll mehr Boden gewinnen, aber die erwähnten 
Umftände find dabei zu berüdfichtigen. 

Bon Ergänzungsfteuern nenne id namentlich die Vermögenäfteuer, durch 
die manche Zwecke befjer durchgeführt werben können als durch die bisherigen 
mangelhaften Ertragsfteuern. | 

Was dann das Princip von Leiftung und Gegenleiftung anlangt, jo ſehe 
ih darin ein zweites leitende Princip, nur Daß es für die Commume eine 
relativ größere Bedeutung hat. Das Gebiet der Anwendung läßt fih im 
Allgemeinen wohl jo bezeichnen. Nach dem Intereſſe ſoll man die Steuern auf- 
legen, wenn man nachweiſen kann, daß von gewiſſen Staats- und Communal- 
leiftungen Sonvervortheile auf die oder jene Perjonen, auf den oder jenen Befig 
audgehen, — und wenn man wenigitens einigermaßen dieſe Sondervortheile 
meſſen kann. Genau nad Heller und Pfennig kann das nie ein Menſch 
berechnen; das it aber fein Grund, weshalb man fie nicht berüdfichtigen fol. 


ECommunalfteuerfrage. 11 


Bor allem ift in der Gemeinde darauf NRüdficht zu nehmen, daß der Grund» 
bejig, in den Städten zumal der Hausbeſitz, ftärker durch Steuern betroffen 
‘ wird, weil er ſolche Sondervortheile bezieht. 

Das, meine Herren, find die allgemeinen Grundjäge, die ich im der Steuer- 
frage voranftelle. Was nun unfere Communalfteuerfrage ſpeciell anlangt, jo ift 
Ihnen ja befannt und auch im den Gutachten öfters betont, daß die Theorie 
ſich verhältnißmäßig noch fehr wenig damit beſchäftigt hat. Erſt in neuerer 
Zeit beginnt das und wir werden mit Recht jagen, wir verdanken mit die erfte 
bedeutendere Anregung dem volkswirthſchaftlichen Congreffe; die leitenden Gedanten 
rühren meift von Prince- Smith und bejonder8 von Taucher ber und find dann 
von Andern weiter auögeführt worden. in wefentlicher Fortichritt wird in 
dem Gutachtenband gemacht, ‚der für die Wifjenfchaft außerordentlich anzuerkennen 
ift. Dazu fommen einige neuere Schriften, zum Beijpiel die von Dr. Fried— 
berg. Ich nenne noch eine, der ih dankbar fein muß, weil ich fie in den 
legten Tagen nod in den Aushängebogen habe benugen fünnen, die des öfters 
reichtichen Profeſſors von Bilinsfi, eines gebornen Polen, der ein größeres 
Wert über Communalfteuer gefchrieben hat, dem ich manche Anregung verdante, 
obgleich ich in vielen Dingen nicht mit ihm übereinſtimme. 

Die Praris betreffend, fo walten viele Verfchiedenheiten ob; im Großen 
und Ganzen fünnen wir aber jagen, daß auf dem Continent eine gewiſſe Vor— 
liebe zu dem Zuſchlagsſyſtem ſich zeigt, im Gegenſatz zu den engliichen Ver— 
hältniffen, wo Sie ein befonderes Syſtem von Zweckſteuern für bejtimmte, 
auszuführende communale Aufgaben finden. In Preußen ijt ja auch Das Zu— 
ihlagsiyitem im Ganzen das Ueberwiegende, obgleich zu beachten iſt, daß noch 
in den Städten nahezu die Hälfte der Einnahmen nicht aus Zuſchlägen, jondern 
aus aparten Steuern hervorgeht. Ferner hat man Frankreich als das typiſche 
Land der Zujchläge bezeichnet. Im diefer Beziehung möchte ich vor einem Irr— 
thum warnen. In den größeren Städten Frankreichs ift der Detroit jo bes 
deutend, daß 3/,—*/, der Steuereinnahmen nicht aus Zuſchlägen, jondern aus 
diefem Octroi herrühren. 

Die größere Bedeutung der Communalſteuerfrage für die Theorie und 
Praxis und damit der Erklärungsgrund, daß wir uns bier damit näher be— 
ſchäftigen, liegt nun in den bekannten modernen Berhältniffen, einmal in dem 
mehr communiftiichen Charakter der Volkswirthſchaft. Mehr und mehr find 
eine Menge Leijtungen den Privaten abgenommen und auf die Kommunen über: 
tragen, ich erinnere an Berkebrsanftalten, an Marttballen, an Ganalifirungs= 
arbeiten, an Gas: und Waflerleitungen u. dgl. Dann kommt fpeciell in Deutjch- 
land in Betracht die Auseinanderfegung zwijchen dem Staat und den autonomen 
Selbjtverwaltungstörpern. Das bat aud vielfach) die Anregung gegeben, die 
Steuerfrage in die Hand zu nehmen, weil die Anforderungen an die Commune 
und Communalverbände geftiegen find. Ferner ift noch ein Punkt wichtig, den 
ich bier erledigen möchte, nämlich der, der unter andern ganz mit Recht von 
den preußiichen Communalbeamten als beſonders drüdend betont iſt, daß der 
Staat mehr und mehr durch feine moderne Geſetzgebung und Einrichtungen 
eigentliche Staatsleiftungen auf die Communen überwälzt hat und verlangt, daß 
fie die Ausgaben tragen. Es ift nothwendig, daß da, wo die Gemeinde wirklich 
Staatszwecke ausführt, fie auch vom Staat Unterftügung erhält; es ift dies 
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deshalb nothwendig, weil an die verſchiedenen Gemeinden ſehr verſchiedene An— 
forderungen gejtellt werden. Ich ſtimme Da ganz den Ausführungen eines 
preußischen Communalbeamten, de8 Bürgermeisters Brecht in Quedlinburg, bei, 
der einen Vortrag auf dem Harzer Städtetag gehalten hat und darin Dielen 
Punkt ganz beſonders bervorbebt. 

Die Einrichtung der Communalſteuer nun wird ſich offenbar aus ven 
Prämiſſen ergeben, die ich vworangejtellt habe, alio aus dem Charakter der 
Gemeinde, aus ihrer Stellung zum Staat, aus der Stellung der Gemeinde 
zur Voltswirthichaft und aus der Anerkennung alleiniger Steuerfouverainität 
des Staates, ſowie aus der nothwendigen Rückſicht auf die Staatöbefteuerung. 
er wie die Vertreter der Freihandelsſchule meint, Daß die Gemeinde nur 
ein wirtbichaftlicher Verband fei, muß zu ganz anderen Confequenzen kommen, 
als id) von meinem Standpunkte aus. Ich ſage, eine Gemeinde iſt aud ein 
wirtbichaftlicher Verband, aber fie it noch weit mehr. Deshalb komme id) 
nicht zu dem Grundſatz der Beſteuerung ausſchließlich nach dem Intereſſe. 

Das Verhältniß von Staat und Gemeinde anlangend, jo iſt e8 wechſelnd; 
man kann nicht unbedingt jagen, was Sache der Gemeinde, was des Staates 
fein fol; da find Zeit: und Ortöverhältniffe, auch technifche Momente von 
Einfluß. Werner wird entichieden von Einfluß fein die Erfahrung, die man 
macht über das Walten der freien Concurrenz im privatwirthichaftlichen Verkehr. 

Wäre jene optimiftiihe Anihauung der Freihandelsſchule richlig, daß die freie 
Goncurrenz, wie das ausgeiprochen ift, Die einzig richtige Maxime wäre, fie und 
fie allein die jegenbringende Orbnungsftifterin, dann wäre es richtig, immer 
die möglichft freie Goncurrenz zur Geltung zu bringen. Wo wir Dagegen 
jehen, daß die freie Concurrenz zu Schäden führt, die wir nicht befeitigen 
fünnen, wo fie an den Einzelnen Anforderungen ftellt, daß man perfiflivend 
fagt, e8 werde bei ihr vorausgeſetzt, daß Jeder ein technilcher Sachverſtändiger 
für alle Waaren jei, da muß Staat und Commune eine Controle der Yeiftungen 
übernehmen. Dadurch werden aber neue Aufgaben und mithin Ausgaben für 
Commune und Staat binzuwachlen. 

Bei der Gemeinde ift ferner hinſichtlich der Leiftungen Eines zu beadıten. 
Ein großer Theil der Communalleiftungen gehört unmittelbar der eigentlichen 
materiellen Wirthichaftsiphäre an. Alles, was Wegeweſen, Straßeneinrichtungen 
u. f. w. anlangt, das jchlägt fich am meiften nieder als fpecieller Vortheil des 
Grumdbefiges, und deswegen glaube ich, ift es von vornherein gerechtfertigt, zu 
fagen, der Grundbefig, zumal der ftädtifche, muß in der Communalbefteuerung 
relativ ftärfer herangezogen werden, als in der allgemeinen Staatöbefteuerung. 
Es ift das eine Confequenz, zu der ich aud von meinem Ausgangspunfte ge- 
fange; dieſelbe Confequenz, welche von der deutichen Freihandelsichule meines 
Erachtens mit Recht gezogen wird. 

Endlich haben wir auf die Steuerſouverainetät des Staatd und auf feine 
Befteuerung aus verjchiedenen andern Rüdjichten hier Bezug zu nehmen. Ohne 
Zweifel -fann der moderne Staat der Gemeinde feine eigene Souveränetät in 
Steuerfachen zufchreiben; deswegen werden wir mit Recht verlangen müffen: 
feine Steuerautonomie in dem Sinne, daß Die Gemeinde fouverän beftimmt, 
was für Steuern fie auflegen ſoll, wie fie fie durchführen fol. Die Haupts 
grundfäge der Communalbefteuerung müſſen bier vielmehr durch den Staat refp. 
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durch fein Gefeg gegeben werden. Der Staat hat hier auch zu wahren das 
Interefje der verfchiedenen Clafjen und Communen und auch fein eigenes fißca- 
liſches Imtereffe, welches durch eine zu rüdfichtsloje Befteuerung ſeitens der 
Communen mannigfad geftört werden fann. 

Bon dieſen principiellen Gefichtspunften wende ich mich nun zu einer fnrzen 
Erläuterung meiner Theſen ſelbſt. Hinfichtlich der allgemeinen, leitenden Grund— 
fäge müfjen wir, glaube ih, voranftellen den Sat: daß die Communal- 
befteuerung nicht vollftändig mit der Staatöbefteuerung fich deden fann. Es 
erflärt fi) das vor Allem daraus, daß die Staatöbefteuerung ſelbſt wejentlicye 
Mängel hat, die in der Communalbeſteuerung ſehr empfindlich nachwirken würden, 
und daß, wie ich vorhin ausführte, Commune und Staat zwar homogene 
Gebilde find, die aber gradmeije bedeutende Verjchiedenheit zeigen. Es läßt ſich 
ja gar nicht leugnen, daß die Staatöbefteuerung überall in ihrer concreten Geſtalt 
ein zufällige Produkt der geſchichtlichen Entmwidelung iſt. Wenn Sie irgend 
einen einzelnen Staat anjehen, jo ergiebt ſich das ſofort. Das Verhältnig der 
directen Steuern zu den indirecten tft da jo, da jo; es bat fih in Preußen 
ganz zufällig fo entwidelt, wie es jegt bejteht, mit den einzelnen Arten von 
Directen Steuern, den ganzen Kategorien, ift Das nicht anders, Die preußiſchen 
Reformen von 1820, 1851, 1873 find Etappen in der Entwicklungsgeſchichte 
der preußiſchen Divecten Steuern, auf die eine Menge zufälliger Umjtände ein— 
gewirkt haben. Es füllt deswegen gleich auf, daß der Berfafjer des Entwurfs für 
die preufifche Communaljtener von der Anficht ausgeht, Die in den preußifchen 
Geheimrathskreiſen nicht ſelten ift, Die preußiſche Staatöbefteuerung ſei etwas 
ſo Vorzügliches, daß man fich jelbjtverjtändlih daran anlehne. Wer aber kann 
leugnen, daß wir es hier mit Willfürlichfeit über Willtürlichkeit zu thun haben. 
Es fehlt hier 3. B. gleich eine Bejtenerung der Capitalszinſen. Wir haben 
eine Grund und Gebäudejteuer, auch eine — ſchlechte — Gewerbeſteuer, aber 
feine Beſteuerung desjenigen Einfommend, das mit das leiſtungsfähigſte it. 
Zu jenen drei Extraftenern tritt in Preußen das Syſtem der Claſſen- und 
claſſificirten Einfommenjteuer, das in feiner Stala fehr willtürlih it. Warum 
joll man den nahezu dreiprocentigen Fuß der Einfommenfteuer für das ein für 
alle Mal Richtige erflären? Ich kann da die Auffafjung der Denkjchrift nur 
als eimfeitig bezeichnen. Wenn dort gejagt wird, es beruhten alle dieſe Ber - 
jtimmungen auf den genauejten fachlichen Erwägungen, jo ijt das eine Behaup- 
tung, die nicht begründet werden fann. Wenn dort behauptet wird, daß der 
Rückſicht auf die Steuererleichterung der unteren Stände durch die Reform von 1873 
volftändig Rechnung getragen jet, fo fann ich das aud nur beftreiten. Daß 
man die Yeute bis zu 140 Thlr. frei gelaffen und auch die weiteren Claſſen 
etwas niedriger bejtenert bat, iſt gut, aber noch nicht genügend. ben weil 
die Staatöbefteuerung durdaus mangelhaft ift, können wir ſomit nicht mit: dem 
Zuſchlagsſyſtem allein auskommen. werner aber müfjen wir hinzufügen, Staat 
und Gommune baben vielfad) gemeinfame Aufgaben, aber nicht durchweg. 
Darum ziehe ich den Schluß: ſelbſt eine veformirte Staatsſteuer, die den 
Staatsbedürfniſſen nad allen Seiten möglichſt Rechnung trüge, entſpricht den 
communalen Verhältniſſen noch nicht. Gewiß müſſen wir eine Staatsſteuer— 
Reform verlangen, auch weil ſie einer Reform der Communalſteuer nützen wird. 
Aber ausreichend iſt ſie noch nicht. So jtelle ih die Säte auf: 
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1) Bei dem engen Zufammenhang zwiſchen Staat: und Communal: 
befteuerung fett die befriedigende Geftaltung der legteren eine zweckmäßige Ein- 
richtung der erfteren voraus. ine erjprießliche Reform der Communalbefteuerung 
ift daher meiftens von einer gleichzeitigen Reform der Staatsbe— 
fteuerung abhängig. F 

2) Die unmittelbare Anknüpfung der Communalbeſteuerung ausſchließ— 
lich in Form eines Syſtems von Zuſchlägen an die Staatsbeſteuerung 
überhaupt — welche letztere regelmäßig nicht ein wirkliches Steuerſyſtem, ſon— 
dern ein Product zufälliger geſchichtlicher Entwickelung iſt — oder an beſtimmte 
Arten von Steuern, wie die directen oder wie ſpeciell die Perſonal- und Ein— 
kommenſteuern, iſt ſchon deshalb unzuläſſig. 

3) Eine ſolche Beſchränkung auf Zuſchläge zu Staatsſteuern iſt 
aber auch überhaupt weder grundſätzlich geboten, noch zweckmäßig, weil Weſen 
und Aufgaben des Staats und der Communen doch nur theilweiſe zuſammen— 
fallen. 

Die anderen Forderungen für eine gute Kommunalbeſteuerung habe ich 
zuſammengeſtellt in den Theſen 4, 5 ꝛc. Ich glaube, es muß auch bei der 
Gemeinde das Princip der Beſteurung nach der Leiſtungsfähigkeit voran— 
geſtellt werben, aber ic habe gleich Hinzugefügt, daß dies Princip hier nicht fo 
im Vordergrund fteht wie ım Staate. ch bitte Das nicht jo mißzuverſtehen, 
als ob ich jagen wollte, es ftände überhaupt zurüd gegen das Princip des 
Intereſſes. Es ift nur der relative Raum, den jedes Shftem einnimmt, 
anders vertheilt, — beim Staat mehr nach der Leiftungsfähigfeit, weniger nad 
dem Intereſſe, bei der Kommune dagegen umgekehrt etwas mehr nach dem Intereſſe, 
etwas weniger nad) der Leiftungsfähigfeit, im Ganzen aber aud in der Kom— 
mune mehr nad der Leiſtungsfähigkeit. Das läßt ſich principiell bei ver Kom— 
mune dadurd rechtfertigen, daß nachweisbar eine Reihe kommunaler Leiftungen 
Ipeciell Einzelnen Sondewortheile gewähren oder Kofteneriparnifie verurfachen. Es 
läßt ſich auch ſteuertechniſch dadurch rechtfertigen, daß wir dieſes Princip Der 
Befteuerung nad) dem Intereſſe in der Gemeinde viel leichter verwirklichen können. 
Es iſt 3. B. in einer Gemeinde ohne Zweifel leiter, eine ordentliche Ertrag- 
ſteuer aufzulegen, auch eine Bermögensfteuer, ald im Stante. Es läßt ſich auch 
. ein zwedmäßiges Gebühren: und Beitragsiyftem vielfach leichter in der Gemeinde 
organifiren ald ım Staate. So fünnen wir aus principiellen wie aus äußeren 
Opportunitätsgründen behaupten, das Princip von Leiſtung und egenleiftung 
darf in der Kommune immerhin eine größere Wolle Tpielen fir die Durch: 
führung richtiger Steuerpolitit. 

Nun müfjen wir meines Erachtens nad einer Grundlage ftreben, die uns 
die Anwendung der beiden Hauptiteuerprincipien in der Praxis verhältnißmäßig 
nicht allzu jchwierig made. Es ift befanntlich oft gefagt worden, unter andern 
auch von dem verehrten Herrn Kollegen Prof. Gneift, daß man der Kommune " 
nicht zu große Freiheit in der Befteuerung laſſen kann, damit nicht Klaffen- 
kämpfe entftehen, damit nicht die etwa herrichende Klaffe in der Kommune ihre 
Macht ausbeute zu Ungunften Anderer. Gewiß tft das ein Punkt, an den wir 
durchaus anzufnüpfen haben. Um ihn praktiſch durchzuführen, hat man auch 
in den preußischen Kommunalfteuergefegentwurf verſchiedene Punkte hineingebracht, 
3. DB. ein Aufſichtsrecht des Staates neben der Gefeggebung, und die Zulaffung 
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von Ertrazufchlägen zu gewiſſen Steuern nur innerhalb gewiſſer Grenzen u. dgl. 
m. Das ift auf der einen Seite richtig, aber nothwendiger jcheint mir zu fein, 
nach einem objektiven Kriterium von praftiiher Brauchbarkeit für die Anwendung 
der beiden Steuerprincipien zu ftreben. Zu vielem Behufe lege ic) Gewicht 
darauf, daß wir den Ausgabeetat der Kommunen nad beitimmten Gejichtö- 
punften theilen. Man wird geltend wachen, daß eine ſolche Theilung hier und 
da willtürlic if. Das halte ich für feinen durchſchlagenden Einwand; ganz 
chne eine folhe Willfür fommen wir in folhen praktiſchen Fragen niemals aus. 
Aber für die praftiihen Bedürfniſſe läßt ſich dieſe Scheidung ausreichend durch: 
führen. 

Diefe Scheidung bewerfftelligen wir folgendermaßen. Wir finden einmal 
Ausgaben, die beftimmten Berfonen und Wirthichaften vorzugsmeife zu Gute 
fommen, ſodann auch Ausgaben, die einem allgemeinen und öffentlichen Intereffe 
dienen. Für Ausgaben der erfteren Art, 3. B. des Schulmefens, des Wege: 
weſens ꝛc. jollen die Interefjenten mehr herangezogen werden, aber e8 dürfen 
Nefte diefer Ausgaben bleiben, die jo zulagen aus dem allgemeinen Stadtſäckel 
beftritten werden, weil theilweiſe auch ein allgemeines Intereſſe mitspielt. 

Diefe Theilung der Ausgaben babe ih in den Thefen 5—6 und in 
näherer Ausführung in Theſe 10 vorgeſchlagen. Ich untericheide allgemeine 
Ausgaben, mworunter großentheild das gehört, was der Staat der Kommune 
überträgt an allgemeinen Aufgaben; ferner die erwähnten Reſte von Sonder— 
ausgaben ; endlich find zweifelhafte Ausgaben hierher zu ftellen. Ich unterfcheide 
fodann bejondere Ausgaben und glaube dieſe weiter ſpecialiſiren zu dürfen in 
foldye, die mehr allgemeine Kultur, geiftige und fittliche Interejien anlangen, . 
3. B. das gefammte Schulweſen und. folche, die ſich niederſchlagen als Vortheile 
für den Grundbeſitz, Gebäude-Gewerbe x., Ausgaben, welde man wohl als 
Berkehrdausgaben zufammengefaßt hat und welche ich näher bezeichne als Aus- 
gaben, die das Wegeweſen betreffen, die Bewohnbarfeit und Benugbarkeit eines 
Drted zu gewerblichen Zweden verbejjern u. dgl. m.: wirthichaftlihe Ausgaben 
in Diefem Sinne. 

Anknüpfend an dieſe Eintheilung muß nun für die allgemeinen Ausgaben, 
weil fie im Interefje der Geſammtheit erfolgen, das Princip der Leiftungsfähig- 
feit gelten, für die befonderen Ausgaben muß mitwirken das Princip der Lei— 
jtung und Gegenleiftung. \ 

So viel zur Erläuterung der Thefen 5, 6 und 10, 11. Es genüge bier 
für die weitere Durchführung des Gedantens auf letttere 2 Theſen zu verweilen. 

In Thefe 7 habe ich ein Princip hingeftellt, für deſſen Rechtfertigung id) 
mich auf meine Erörterung über Steuern im Allgemeinen und auf die Ber: 
bandlungen in Eifenah im Jahre 1875 beruf. Wir müfjen auch in der Ge: 
meinde eine höhere Belaftung des fundirten und eme progreljive Befteuerung 
des größeren Einkommens verlangen. 

Die Durchführung diefer Principien in der praftifchen Steuergeleggebung 
denfe ich mir fo, wie e8 in Thefe 8 dargelegt if. Die einzige Einfommen- 
fteuer reicht in der Kommune gewiß noch weniger aus wie im Staat. Neben 
ihr Scheint mir den Eiſenacher Erörterungen gemäß die Vermögensſteuer vor: 
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theilhaft zu jein. Denken wir aber daran, daß mir in Deutichland bis jett 
Bermögensfteuern faum haben, jo werden wir doch noch andere Steuern in 
Betracht ziehen müfjen, und da find die Ertragsfteuern, inöbejondere Realfteuern 
hervorzuheben, wie die Grund: und Gebäudefteuer, die für ftädtifche Gemeinden 
leicht aufzulegen und eine durchaus zwedmäßige ift, wobei die Gebäudejteuer 
nicht mit der Miethsſteuer identifizirt werden darf. 

Das Princip der Befteuerung nad dem Intereſſe fol, nad) meinen Vor— 
ihlägen in Theſe 9, auf dreierlei verfchiedene Weife durchgeführt werden: zu— 
nächſt durch Gebühren und Beiträge. 

Ich erinnere daran, daß wir unter Gebühren foldhe Steuern: verftehen, 
wo hauptſächlich Sondervertheile des Einzelnen oder Koftenprovofationen, die 
ein Einzelmer macht, durdy die Steuer getroffen werden. Ich möchte auch Die 
jogenannten Beiträge als Gebühren bezeichnen, die nach einer Art Abfindungs= 
princip vegulirt werden. Dieſe Gebühren und Beiträge denke ich mir möglichft 
ausgedehnt. Wie das geichehen joll, können wir nicht im Einzelnen erörtern, 
das führt und in die Specialfrage der Wege: und Schulgelver ꝛe. hinein. Ich 
erfläre mich nur dahin und ftimme darin aud mit den Grundſätzen der deut— 
ſchen Freihandelsichule überein, dies Syſtem möglichft auszudehnen. Ich bin 
z. 2. keineswegs für unbedingte Schulgeldfreiheit. 

Neben dieſen Gebühren und Beiträgen muß noch eime andere Form ges 
wählt werden, um die Sonvervortheile zu treffen. Tiefe kann in höheren Ber: 
mögend- und Ertragsfteuern derjenigen Liegen, welche ſolche Sondervortheile be- 
ziehen. Das ift aud) in der Praxis mehrfach jo und wird auch in dein preußifchen 
Stenerentwurf befürwortet. Es ſollen z. B. für Zmwede der Berfehrsanlagen 
und vergl. höhere Procentfäge der Grund- und Gebäudefteuer erhoben werden. 


AL Dritten Punkt habe ih mir num unter Ic einen Sag anzuführen er— 
(aubt, der wohl am meiften auf Widerſpruch ftogen wird, den ich aber meiner 
grundſätzlichen Anſchauung nad nicht mweglafien konnte, obgleich ich vorausſehe, 
daß er Oppofition finden und wahrjcheinlic nicht angenommen werden wird. 
Ich werde dann jedenfall jagen fünnen: dixi et salvavi animam meam! 
Ic glaube, daß insbefondere in den Städten große Werthzuwüchſe entftehen, 
die durch Feine der anderen Arten von Steuern und feine Beiträge und Ges 
bühren genügend getroffen find; Werthzuwüchſe, die auf der ganzen Entwidelung 
des Staated und der Commune beruhen, die der Einzelne einheimft ohne Gegen- 
leiftung. Dies find bejonderd Werthzuwüchſe für das Grumdeigenthum , welche 
aus auffteigender ſtädtiſcher Conjunctur hervorgehen. Dieſe Werthzumüchle durch 
Steuern zu treffen, ift ein nothwendiges Erforderniß der Steuergerechtigkeit, der 
iocialen Gerechtigkeit und eine Folge des Princip8 von Yeiftung und Gegen 
leiftung; fie laſſen fi auch leichter treffen als ein anderes Einfommen durch 
Beſitzwechſelabgaben und Erbichaftsiteuern. Ich habe das in der Skizze näher 
ausgeführt und werde mir bei der Erläuterung meines betaillirten Steuerprogrammis 
erlauben, darauf noch weiter einzugehen. 

Hiermit hätte ich meine Thefen unter 1—9, zum Theil auh 10 und 
L1 vor Ihnen zu motiviren geſucht. Ich füge jet no ein Wort Hinzu bins 
fichtlich des Punktes 12, der ohne Zweifel von großer praftiicher Bedeutung ift, 
befanntlih in Preußen einer der Gründe war, warum man die Communal— 
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fteuerfrage jeßt anregte, und deshalb auch im preußiichen Entwurf eine große 
Rolle fpielte. Ich bin früher direct mehrfach aufgefordert, unter anderen von 
unjerem verehrten Borfigenden Herrn Profeſſor Naſſe, gerade diefen Punkt in 
meinem Referat hervorzuheben. Indeſſen habe ich midy doc; mehr und mehr 
überzeugen zu müfjen geglaubt, daß die Frage der Befteuerung der Forenſen, 
juriſtiſchen Perſonen u. ſ. w. uns unvermeidlich jo fehr in das ftemertechnifche 
Detail hineinführt, daß es für eine Berfammlung wie diefe, zumal bei der knappen 
Zeit, unmöglich ift, diefe Frage zu Discutiren. Ich glaubte mich deswegen dars 
auf beichränfen zu jollen, nur das allgemeine Princip, das mir richtig zu fein 
ſcheint, voran zu ſtellen. Das habe ich in Theje 12 gethan. Wie Sie fehen, 
babe ich mich für möglichfte Ausdehnung der Befteuerung all diefer Perſonen 
erklärt. Ich rechtfertige das folgendermaßen. Wir müſſen davon ausgehen : 
alle Communalleiitungen find gewiſſermaßen Productionsbedingungen für jedwede 
Wirthſchaft, Erwerböbedingungen für jedwedes Einfommen und Befig innerhalb 
der Commune. Ob derjenige, der Nechtöfubject iſt, eine phyſiſche Perſon oder 
eine Gejellichaft, der Fiscus oder eine andere Commune ift, ift zumächft gleich. 
Wenn man betont bat, die Actiengejellibaft jolle für Verkehrsanlagen beitragen 
und für diejenigen Leiftungen, die ihr zu Gute fommen, jo begnüge ich midy nicht 
damit, fordere vielmehr: es muß die Erwerbögefellfchaft beitragen auch zu den 
allgemeinen Ausgaben, die ihr zwar nicht Direct, aber indirect zu Gute kommen. 
Wenn man jagt, eine juriftiiche Perfon hat feine Kinder, es ſei alfo unzulälfig, 
fie zum Schulgeld heranzuziehen, jo jage ich, Diejenigen, die an juriftifchen Per— 
ſonen intereffirt find, haben ein Intereſſe daran, daß für die Bildung ihrer 
Arbeiter möglichft viek geichehe, und eine Pflicht, dazu beizutragen. Deshalb 
find Beiträge für das Armenweſen, Schulmelen u. |. m. gerechtfertigt. Es ift 
daher auch zu fordern, daß im denjenigen Staaten, wo die Ertragöbefteuerung 
unvolllommen ausgebilvet ift und wo fupplementäre Eintommenbeiteuerung be= 
fteht, wie in Preußen, dieje ‘Berjonen auch zu letterer herangezogen werden. Es 
fpielt bier auch die jocialpolitiiche Seite der Frage mit, ob das Einkommen der 
unteren Claſſen nach unjerem Syſtem der freien Concurrenz, der „freien Ber: 
träge” genügend vegulirt wird. Das möchte ich vielfach beſtreiten. Wenn die 
unteren Claſſen eine größere Zahl von Armen liefern, jo erflärt es ſich mit— 
unter mit daraus, daß ihre Löhne zu niedrig und ihre Ausgaben zu hoch find, 
und es muß ein Ausgleich dadurd herbeigeführt werden, daß die Wohlhabenderen 
durch Steuern den Lohn ergänzen, die juriftiichen Perſonen u. j. w. nicht minder 
als die phyſiſchen, indem jie Armen-, Schulweſen ze. bejtreiten. 

Nicht minder gilt das aud) für den Fiscus. Wir könnten vielleicht von 
der Befteuerung des Fiscus zu Communalzweden abjehen, wenn das Fiscal⸗ 
vermögen und der Erwerb aus Torten u. dgl. über das ganze Staatögebiet 
gleichmäßig verbreitet wären, jede Commune eine gleiche Quote davon hätte, 
wenn die Gommunalleiftungen überall diejelben wären und die Steuern der Com— 
munen in denjelben Beträgen im Berhältnig zur Gefammteinnahme ftänden. 
Dann, könnte man jagen, füme es auf dafjelbe hinaus, ob man jeder Commune 
von dem Staate etwas gäbe und wieder durch die ganze Staatöbefteuerung 
nähme. Da aber der Staatsbeſitz ſehr ungleidy vertheilt ift, jo muß dies da— 
durch ausgeglichen werden, daß wir den Fiscus möglichft mit befteuern. Daß 
das unmöglich fein jo, wie die Denkjchrift zu dem preußiichen Commmunalfteuer- 
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entwurf behauptet, kann ich nicht zugeben. Wie foll es unmöglich fein, wenn 
man die Privateifenbahnen bejteuert, auch die Staatseilenbabnen zu beftenern ? 
Ich halte es, obgleich ich für Staatsbahnen bin, für eine Ungerechtigkeit, Die 
Staatöbahnen hierin anders zu ftellen, als die Brivatbahnen. Das habe id in 
Theje 12 hervorgehoben, und ſollte es heute zu einer Abjtimmung darüber 
fommen, jo würde ich e8 noch näher durchführen. 

Eine andere ftrittige Frage ift im Preußen gegenwärtig die Bejtenerung 
der Beamten. Auch dies halte ich für eine ſolche Spectalfrage, daß ich "verzichtet 
babe, Darauf einzugehen. Ich möchte meine Meinung dahın furz präciſiren: 
So lange in Preußen eine jo unvollfommene Einfommenfteuer exiſtirt, daß eine 
große Menge von Yeuten nicht mit drei Procent, wie das Gele vorichreißt, 
ſondern wahrſcheinlich oft nicht mit der Hälfte betroffen werden, fo Lange ift 
von einem „Beamtenprivileg” bei der halben Communalſteuer chatſachlich keine 
Rede. 

Das ſind die Grundſätze der Communalbeſteuernng, die ich in der Skizze 
meines Programms nun im Einzelnen durchgeführt habe. 

Ich habe nach einer mündlichen Beſprechung mit unſerem Herrn Vorſitzen— 
den, der wünſcht, daß die Referenten wenigſtens nicht über eine Stunde ſprechen 
möchten, wenn ich genau ſehe, noch eine halbe Viertelſtunde Zeit. Dieſe möchte 
ich zu Begründung meiner Skizze eines Programms verwenden. 
Ich thue das, da ich weniger Zeit auf mein Referat verwandt habe, als ich 
dazu zu bedürfen glaubte, und ich mir trotzdem einbilde, leidlich langſam ge— 
ſprochen zu haben. (GHeiterkeit.) 

Was die Durchführung im Einzelnen anlangt, ſo müſſen wir mehr unter— 
ſcheiden, als in unſerer Geſetzgebung und auch im preußiſchen Entwurf geſchieht, 
zwiſchen den verſchiedenen Kategorien der Ortsgemeinden. Ich ſtimme der Auf— 
faſſung Bruchs in ſeinem Gutachten darin bei. Stadt- und Landgemeinde zu 
trennen, iſt die Hauptſache. Aber auch induſtrielle Landgemeinden unterſcheiden 
ſich weſentlich von den kleinen Ackerſtädten und agrariſchen Gemeinden. Eines 
ſchickt fich nicht für Alle, das gilt entſchieden auch hier. Bei den Landgemeinden 
wird man gewiß für den engeren Anſchluß an die Staatöbefteuerung ſich er— 
klären müſſen. Es ift befannt, daß heute nody manche Yandgemeinden faum 
einen Steuerbedarf haben, z. B. weil jie glüdlicher Weiſe noch eigene® Ber: 
mögen befigen. Ich bin daher hier mehr für das Zuſchlagſyſtem, indeſſen auch 
mit den Modificationen, die ih unter 2a und b angegeben habe; ſpeciell Tege 
ich Werth auf a. Wir haben bekanntlich in Preußen und anderswo das Syſtem 
des ſogenannten Parzellarkataſters, Das ſchon für Staatszwecke höchſt unvoll- 
fommen iſt, nach dem wir aber die relative Steuerpflichtigkeit der großen Ab⸗ 
theilungen des Staatsgebiets noch leidlich beftimmen fünnen, 7. B. wie in 
Preußen, welde Quote von 10 Mill. Thl. in jeder Provinz erhoben werden fol. 
Sobald wir aber mehr in die Eleineren Verbände, Negierungsbezirte, reife, 
Communen, und vollends zu den Einzelnen hinabgeben, dejto unberechtigter wird 
jened Syſtem. Denn die Umftände, die den Reinertrag beftimmen, werden 
immer variabler, ohne daß, wie zwiſchen größeren Theilen des Staats— 
gebietö, wieder eine Ausgleichung erfolgt. Alles was uns Thünen gelehrt hat 
über die Momente, melde den Reinertrag beſtimmen, wird ignorirt. Die Lage 
der Grundftüde zum Wirthihaftshofe, der Parzellen zu einander, die größeren 
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und geringeren Parzellirungen, Das alles find Momente, die man in der Ges 
meinde jehr wohl beachten fannı. Man berüdfichtigt, daß der eine Bauer feine 
Grundſtücke viel beſſer arrondirt hat als der Andere, und der Eine fein Gut 
befier zum Hofe liegen hat, als der Andere. Man fann wohl felbft die ſchwie— 
rige Trage berücfichtigen, ob der Eine mehr oder weniger verſchuldet ift, als 
der Andere, jo dap wir Mittel und Wege befämen, aus dem Ertragsſyſtem in 
das Einfommenfteueriyften hinüber zu gehen. 


Ebenſo läßt fi auch in der Yandgemeinde, wie das im preußtichen Ent: 
wurf vorbehalten it, das Princip der Beſteuerung nad) dem Intereſſe durch= 
führen, wie ich in b fage. 

Was die Städte anlangt, ſo beziehe ich mich für Nr. 3 Punkt a auf 
dad, was ich vorhin über das ftädtiiche Grundeigenthum äußerte. Ber keiner 
Art von Grundeigenthum bin ich Hinfichtlich jener ſocialpolitiſchen und wirth— 
Ichaftlihen Funktion jo fkeptifch wie bei dem großftädtifchen. Meindeftens werden 
wir bejonderd geartete Steuern dafür verlangen müſſen. Es ift meines Er— 
achtend unerhört, daß Jemand, der ein Grundſtück für ein paar tauſend Thaler 
kauft, es jahrelang liegen läßt, nichts thut und nichts leiftet, dennoch ungeheure 
Gewinne in riejigen Spekulationspreifen erlangt. Diefen „Gewinn“ — nidt 
Berdienft! — durch Steuern für die Gemeinſchaft tributpflihtig zu machen, 
halte ich durchaus fir richtig. Ich weiß ein Beſpiel, wie Jemand in einer 
Strafe Berlins ein Haus für 40,000 Thaler faufte, e8 S—10 Jahre be- 
wohnte und dann für 120,000 Thaler verfaufte, ohne weitred Geld hineinge- 
ftedt zu haben. Solche Beilpiele find feineswegs extrem. Dieſe 80,000 Thaler, 
diefer zufällige Gewinn gehört eigentlich derjenigen Gemeinſchaft, die ihn Durch 
die Gefammtentwidelung der Stadt zumege gebracht hat und muß ihr wenigſtens 
theilweiſe durch Steuern übertragen werden. Ausführbar iſt das recht wohl. 
Kommen wir zu einer Specialdebatte, jo werde ich das darlegen. 


Die indirefte Verbrauchsbeſteuerung der Städte hat in einer Beziehung 
weniger Bedenken als die des Staated. Ich halte für das jchwerfte Bedenken 
gegen die Verbrauchsfteuer das, daß fie umgekehrt progreſſid das Einfommen 
belaftet, d. h. das kleine fchwerer ald das große, und daß auf Ueberwälzung 
hier nicht genügend geredynet werben fan. Anders in der Commune; wo wir 
Freizügigkeit haben, da fünnen fi) die Löhne leichter jo geftalten, um den Zus 
wachs zu dem Preiſe der befteuerten Artikel auf den Conſumenten reſp. auf 
den Arbeitgeber abzumwälzen. Deswegen bin ich bei den großen Städten weniger 
gegen indirekte Beftenerung als beim Staate, indefjen mit den Einſchränkungen, 
wie ich fie in Mr. 3 meines Programmes unter b bezeichnet habe. Wo man 
ein altes Octroi bat, mag man ſich befinnen es abzufhaffen. Ich gebe dem 
Bürgermeifter Zürn aus Bayern in feinem Gutachten Recht, aud den Herren 
aus Elfaf-Lothringen, auch denjenigen, die gejagt haben: wo wir Staatäfteuern 
der Art haben, mag aud ein Lofalzuichlag beftehen. Wo wir aber "diefe 
Steuern 108 geworden find, wie im Preußen, möchte ih mich doch befinnen, 
fie wieder einzuführen. Und zwar deswegen: man fann bezweifeln, ob die freie 
Konkurrenz jo fungirt, daß der Wegfall der Steuer im fintenden Preiſe hervor— 
tritt. Mit Recht hat Fürft Bismard gejagt, ob wir durch Aufhebung der 
Mahl: und Schlachtfteuer billigere8 Brot und Fleiſch befommen haben, tft 
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zweifelhaft. Aber wir können ficher fein, wenn wir fie heute einführen, jo be= 
fommen wir theurere Preife. 


Sehr ungünftig urtheile ich über die kommunale Miethsſteuer. Ich 
glaube, fie ift eine fchlechte Einfommenfteuer, weil man aus der Miethe nicht 
auf Das Einkommen ſchließen fann. Cie ift eine umgekehrte Brogreffiofteuer, 
weil die feinen Leute relativ mehr Miethe zahlen als die großen, fie tragen 
einen größeren Prozentlag ihres Einfommens bei. Die Steuer trifft auch eines 
der nothwendigften Bedürfniſſe. So gut wie wir und gegen die Mahl- und 
Schlachtſteuer erklären, müſſen wir und auch gegen die Miethöfteuer erklären, 
die das wichtigfte Bedürfniß vertheuert. Unverſtändlich ift mir, wie einige Frei— 
händler die Miethöfteuer als eine richtige Steuer nach dem Princip von Yeiftung 
und Gegenleiftung rechtfertigen, jogar fordern fünnen, wie Faucher. Denn dieje 
Steuer entipricht diefem Princip weniger ald manche andern Steuern. Daß 
man fie in Berlin neben der Einfommenfteuer aufrecht hält, ift meines Erachtens 
unrichtig. 

Die Gebäudeſteuer halte ich für große Städte für eine der beſten. 
Keine iſt ſo leicht zu erheben, keine hat eine ſo leichte Kontrole, und wenn man 
ſagt, es kann die Gebäudeſteuer auf die Miether abgewälzt werden, ſo muß ſich 
das im Verkehr erſt herausſtellen; bei herabgehender Konjunktur wird ein ſolche 
Abwälzung auf den Miether nicht ſehr leicht, oft gar nicht ſtattfinden. Nur 
muß man ſich nicht täuſchen: die ſtabile Staatsſteuer iſt nicht geeignet für 
Kommunen, ſie muß eine wechſelnde werden und dafür haben wir in Oeſterreich 
gute Beiſpiele. Da haben ſie meiſterhaft verſtanden, dieſe Steuer richtig aus— 
zubilden, und manche derartige Erfahrung könnte auch in Preußen Beachtung 
finden. Namentlich würde der Theil der Ausgaben durch die Gebäudeſteuer 
gedeckt, der vorzugsweiſe den Hausbeſitzern und — zu Gute kommt, 
alſo was ſich auf Wegeweſen ꝛc. bezieht. 


Unter e) habe ich mich kurz über Einkommenſteuer ausgeſprochen. 
Die Staatseinfommenfteuer als vorhanden angenommen, müſſen wir, glaube 
ich, mit dem Entwurf des preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes jagen: neben ihr 
darf feine aparte Einkommenſteuer zugelafjen werden, e8 fann das Einfommen 
nicht von zwei öffentlichen Körpern auf verichievene Weiſe feftgeftellt werdern. 


Dann verlange id) aber eine Form der Einktommenfteuer, wie fie in andern 
Staaten befteht und leicht durdigeführt werben fann. Ich halte nämlich Die 
obligatorische Selbfteinihägung und weitgehende Deffentlichfeit (eventuell auch 
Contingentirung) in Preußen für geboten. Bon den jett geltenden Vorſchriften 
muß man jagen, fie laufen darauf hinaus: waſch mir den Pelz und mad) mich 
nicht naß, denn was ift e8 Andres, wenn man zwar möglichft genau abichägen 
ſoll, aber nicht in die perfünlichen Verhältnifje eindringen darf. Wie das ge- 
macht werden joll, ift mir und wie ich glaube Vielen unverſtändlich. 


Wenn wir aber auch die Staatdeinfommenfteuer zu Grunde legen, fo ift 
durchaus nicht gejagt, Daß wir diefelbe Scala fefthalten müſſen. Profeſſor Neu: 
mann hat beredynet, wie hoch die Communalfteuer am Rhein kommen und wie 
fie für die untern Klaſſen vollends erdrüdend wäre, wenn man nicht eine ftärfere 
Progreffion für die höher Beftenerten einführte. Auch haben wir bei der Com— 
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munaleintommenftener Rückſicht darauf zu nehmen, welche andere Steuern be: 
ftehen. Wo wir indirefte Berzehrungsfteuern und die Miethöfteuer haben, werden 
wir auch eine höhere Einkommenſteuer verlangen ald in der Commune, die feine 
ſolchen Steuern befigen. 


Endlich habe ih mich unter f) über die allgemeine Vermögens— 
ftener ausgeſprochen, — ich berufe mich auf die Eifenaher Verhandlungen 
und auf die Neumannjchen Schriften u. |. w. Ich war früher nicht unbedingt 
dafür und glaubte, daß man durd eine höhere Befteuerung des fundirten Ein= 
fommens den Zweck erreichen fünne; aber ich habe mich überzeugt, daß die Be- 
ftenerung des Vermögens ein zeitgemäßer Weg fein dürfte. Bei der allgemeinen 
BDermögensftener muß das mobile Capitalvermögen entiprechend herangezogen 
werden und auch das gewerbliche ſowie das bloße Nupvermögen. Bei uns 
haben wir nun ſolche Staatöfteuern nod jo gut wie gar nit. Es ift aud 
nicht wahricheinlich, daß nad dem Eifenacher Beſchluß die deutjchen Staaten fie 
gleih einführen ; bis jet jehen wir wenig ©eneigtheit dazu. Aber deſto mehr 
fönnte man in der Kommune möglichft freien Spielraum dafür geben und ihr 
jo erlauben, Zwede auszuführen, die man fonft durch Ertragäftener auszuführen 
fuchte. Imfofern bin ich für eine ſolche allgemeine Bermögensfteuer. 


Damit habe ich, indem ich glaube, den mir geftatteten Zeitraum von einer _ 
Stunde nur um fünf Minuten überjchritten zu haben, Das vorgeführt, was ich 
über dies Thema auf dem Herzen habe. Ich ſchließe mit einer Bemerkung, 
die Sie einem Kathederfocialiften gerade an dieſem Orte nicht verüibeln wollen. 
Meines Erachtens ift die Communalfteuerfrage wie jede jberartige ein Thema, 
das nicht nur die Steuer= und politischen Verhältnifje betrifft, fondern das recht 
eigentlich ein foctalpolitifche® Gebiet berührt. Weines Erachtens Fünnen wir 
auf feinem Gebiete jelbft radikalen Forderungen des Socialismus oder, um praf- 
tiich zu ſprechen, der Social-Demofratie fo weit entgegentommen als auf dem 
Gebiet der Steuern. Nicht wie die Social-Demokraten vor einigen Jahren in 
Berlin fagten, daß bei 4000 Thaler Einkommen ſchon 60 9, Steuer ein- 
treten ſolle, mas ich — ich bitte e8 zu bemerken — natürlich auch verwerfe. 
Jedes richtige Princip läßt ſich durch Mebertreibung ad absurdum führen. 
Aber jedenfalls dürfen wir eine höhere Brogreffion befürworten. Ich jage weiter : 
auf feinem Gebiete laſſen ſich Umgeftaltungen fo leicht durchführen, wenn man 
nur will. Cine Umgeftaltung des -privaten Grundeigenthums, eime principiell 
andere Organifation unferer ganzen Production, eine Erfegung des Privat: 
kapitals durch „öffentliches iſt felbft auf dem Papier ſehr ſchwierig, fie nur 
zu „denten“, geſchweige fie auszuführen, eine gewaltige Leiftung. Aber eine Um— 
geftaltung der Befteuerung ift auf dem Papier leicht und in der Praris relativ 
nicht zu jchwer, wenn — man nur will. Haben wir aber Steuerreformen in 
der Richtung der Eiſenacher Beichlüffe und meiner Vorſchläge durdgeführt, dann 
dürfen wir uns jagen, haben wir zwar immer nur einen Heinen Theil, aber 
Doch einen Theil der focialen Frage ernftlich behandelt, haben den in diefem 
Punkte vielfah berechtigten Angriffen der unteren Claſſen auf unſere Steuer— 
gejeßgebung einen Angrifjöpunft entrifien, und das halte ih in der That für 
einen Bortheil. 


Infofern möchte ich gerade meine Auffafjung empfehlen. Als echte Social 
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politifer werden wir dann nicht nur die ftäbtifchen und ländlichen Bedürfniſſe 
durch eine beſſere Communalbefteuerung leichter befriedigen, nicht blos die Aus- 
dehnung der communalen Thätigfeit von Stadt und Yand befördern, jondern 
‚wir führen auch die Ungerechtigfeiten, die im Befteuerungswefen vorhanden find, 
auf ein geringftmöglihes Mack zurüd. — Damit, meine Herren, jchließe ich. 
(Xebhafter Beifall.) 


Theſen 
des Referenten Profeſſor Dr. Adolph Wagner 
in der Communalſtenerfrage. 


——— 


I. Allgemeine leitende Grundſütze. 
(Nr. 1—9 zur Abftimmung geftellt.) 


1) Bei dem engen Zuſammenhang zwiſchen Staats- und Communalbe- 
fteuerung fett die befriedigende Geftaltung ver Iegteren eine zweckmäßige Eins 
richtung der erfteren voraus. ine erfprießliche Reform der Communalbefteues 
rung ift daher meiftend von einer gleichzeitigen Reform der Staats= 
befteuerung abhängig. 

2) Die unmittelbare Anknüpfung der Commumalbefteuerung ausſchließ- 
lich in Form eines Syftems von Zuſchlägen an die Staatöbefteuerung 
überhaupt — welche letztere regelmäßig nicht ein wirkliches Steuerſyſtem, jondern 
ein Produkt zufälliger geſchichtlicher Entwidlung ift — oder an beftunmte Arten 
von Steuern, wie die direkten oder wie fpeciell die Perfonal- und Eintommen= 
und Ertragsfteuern, ift ſchon deßhalb unzuläſſig. 

3) Eine folhe Beſchränkung auf Zufhläge zu Staatöftenern ift 
aber auch überhaupt weder. grundſätzlich geboten, noch zweckmäßig, weil Weſen 
und Aufgaben des Staat und der Communen doc nur theilwerfe zufammen- 
fallen. 

4) Wie im Staate muß zwar auch in der Commune das Princip der 
Befteuerung nah Maßgabe der Leiftungsfähigfeit im Ganzen 
vorwalten, aber nit in.demjelben Grade wie dort. Nach der Art 
der commumalen Aufgaben und Ausgaben und nad den wirthichaftlichen Wir- 
tungen diefer Ausgaben auf die ökonomiſche Lage der Einzelnen hat vielmehr 
das Princip der Befteuerung nah Maßgabe des Intereffes bier 
eine größere Berehtigung und geftattet e8 auch leichter eine umfafjendere 
Anwendung in der Commune als im Staate, 
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5) Die Beſteuerung nach der Leiſtungsfähigkeit iſt für die Deckung der— 
jenigen Communalausgaben geboten, welche für wirklich einigermaßen allge— 
meine Zwecke verwendet werden („allgemeine Ausgaben‘ i. d. ©.). 

6) Die Befleuerung nach dem Intereſſe muß möglichſt da ‘Play greifen, 
wo eine Sommunalausgabe für Einzelne allein over in höherem Maße 
als für Andere ökonomische Vortheile ſchafft („beſondere Ausgaben‘ 
.d. ©.). 

7) Die Beftenerung nach der Leiftungsfähigfeit verlangt auch in der Com— 
mune eine höhere Belaftung des fundirten und eine progrefjive 
Befteuerung des größeren Einfommen®. 

8) Die Einfommenfteuer allein reicht zur Verwirklichung des Princips der 
Beftenerung nad; der Yeiftungsfähigkeit grade in der Kommune nicht aus. Am. 
Beften tritt auch hier wie im Staate die Einfommenfteuer in Verbin— 
dung mit einer allgemeinen VBermögensfteuer. Indeſſen find zwed- 
mäßig geftaltete Ertragsfteuern, beſonders Realfteuern wie die Grund— 
und Gebäudefteuer, für die Commune ebenfalls empfehlenswerth und bier 
auch leichter aufzulegen als im Staate. 

9) Zur Durchführung des Princips der Befteuerung nad dent Intereſſe 
dient : 

a. ein durchgebilvete8 Syſtem von Gebühren und Beiträgen zur voll» 
ftändigen oder theilweifen Dedung folder „bejonderer‘‘ Communalaus- 
gaben, welche Einzelnen im höheren Maße zu Gute fommen als Anderen; 


b. die Berüdfichtigung ver Sondervortheile, welche Einzelne durch Com— 
munalausgaben erlangen, in der Anlegung der Vermögens fteuern und 
auch der Ertragsfteuern; 

c. die höhere, bez. die Ertrabefteuerung- folden Bejiges, welchem 
die ganze Commumnalentwidlung und die Geſammtheit der Communal- 
leiftungen ohne entjprehende perſönliche Leiftungen des Be— 
fißers Werth zuwachſen laffen. Dies gilt befonderd vom Grund— 
bejiß, zumal in den Städten. 


I. Hauptgrundfäge für die Ausführung der Communalbeftenerung. 
(Die Nummern 10—12 enthalten die Formulirung einiger weiteren Hauptpunfte im 
Bortrage des Neferenten. Ob fie fpeciell zur Abſtimmung geftellt werben follen, 
behält ficy der Referent nah Mafgabe der verfügbaren Zeit zu entſcheiden vor.) 

10) Die Ausführung der Communalbefteuerung verlangt thunlichft eine 
Gliederung des Ausgabe-Etatd in 

a. wirflih allgemeine Ausgaben; 

- b. bejondere Ausgaben mweientlih für Eulturzwede (3. B. Schulwefen), 
(„Sulturausgaben“); 

e. bejondere Ausgaben für Wegeweſen und für Alles, was die Be— 
wohnbarteit und die Benutzbarkeit eined Orts zu gewerb- 
lihen Zweden beſſert /5. B. Straßenreinigung, Bewäſſerung, Wal: 
ferleitung, Canalifirung, Beleuchtung u. ſ. w.) („wirthſchaftliche 
Ausgaben‘). 
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Im Zweifel wird eine Ausgabe oder der Reſt einer ſolchen zur erften 


Kategorie gerechnet. 


11) Das Verhältniß der verfchiedenartigen Steuern, melde in der Come 


mune Anwendung finden, ift in Anfnüpfung an diefe Gliederung der Ausgaben 
folgendermaßen gejeglich feftzuftellen: 


il» 


Für die „allgemeinen Ausgaben dienen in erjter Linie die etwaigen 
Verbrauchs- und Verkehrsſteuern, dann hauptjählih die Ein— 
fommen= und die Bermögensfteuer. Geſetzlich ift eine Maxrimal— 
quote diefer Ausgaben zu bezeignen, welche davon durch Ertrag®= 
fteuern beftritten werden darf. 

Für die „beſonderen“ Ausgaben der erften Art dienen zumächft 
G bühren u. dgl. Der Reſt wird gedeckt wie die allgemeinen Aus— 
gaben. 

Für die „beſonderen“ Ausgaben der zweiten Art dienen zunächſt 
ebenfalls Gebühren und Beiträge. Der Reſt wird hauptſächlich durch 
Ertragsfteuern, bez. durch die Beſteuerung des immobilen Ver— 
mögens gedeckt. Geſetzhich wird eine Maximal quote feſtgeſetzt, 
welche davon durch die Einfommen= und die allgemeine Vermögens— 
fteuer gededt werben darf. 


12) Der Befteuerung der Commune unterliegt aller in ihrem Ge: 


biete befindlihe Befig und bier gewonnene Erwerb. Daber 
.a. haben die Forenſen, die juriftiichen Perjonen, die Erwerbsgeſellſchaften, der 


Fiscus und andere Kommunen diefelben Ertrags= (und thunlicft auch 
biefelben allgemeinen Bermögens=) Steuern zu entrichten, wie die phy- 
fiihen Perjonen, weldhe in der Commune wohnen. 


. Aud der communalen Einkommen befteuerung unterliegt das aus 


dem betreffenden Befig und Erwerb ftammende Einfommen aller diejer Per— 
jonen im Princip ebenfo. Bei der Durchführung dieſes Grundſatzes tft 
nah einzelnen Arten diefer Perfonen und dieſes Befiged und Er: 
werbs zu unterjcheiden, wobei Compromijje zwiſchen den Grundfägen der 
Einkommen = und Ertragsbefteuerung geboten find, um den Schmwierig- 
feiten in der Feſtſetzung des fteuerpflichtigen Einkommens zu entgehen. 
Namentlih kann fih ftatt der Einfommenbefteuerung ein entſprechend 
höhere8 Ausmaß der Ertragsfteuern empfehlen. 


III. Skizze eines Programmes zur Ansführung der Communal- 


beiteuerung im Einzelnen. 


(Als Grundlage für die an das Referat fich etwa anfchließende Specialbebatte.) 


i) Die größeren Communalverbände (Provinzen, Kreife) 


und die Drtögemeinden, ferner die verjchiedenen Arten der legteren, ins— 
bejondere 


a. weſentlich Landwirtbichaft treibende Yandgemeinden und fleine Acker— 


ftädte, 


b. 
c. 
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Mittelſtädte und induſtrielle Landgemeinden, 
Großſtädte 


ſind bei der Durchführung der Communalbeſteuerung mehrfach zu unterſcheiden. 


2) In der erſten Kategorie (a) empfiehlt ſich ein engerer Anſchluß 


an die direkten Staatsſteuern mittelſt Zuſchlägen, indeſſen mit 
auch hier unter Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde erlaubten Abweichungen. 


Insbeſondere iſt bei Zuſchlägen zur Grundſteuer eine Abweichung von 
der Steuervertheilung nach dem Kataſter zuläſſig unter Berüchſichtigung 
von ſolchen Umſtänden, welche den Wirthſchaftsbetrieb beſonders begün— 
ſtigen oder erſchweren. 

Die Beſteuerung nach dem Intereſſe läßt ſich bei einzelnen Commu— 
nalausgaben, beſonders bei den „wirthſchaftlichen“, auch noch durch höhere 
Zuſchläge zu den Ertragsfteuern, namentlich zur Grundſteuer durch— 
führen. 

3) In den Städten, beſonders in den Großſtädten, iſt 


.als Zuſchlag zu der betreffenden Staatsſteuer oder als eigene Communal⸗ 


ſteuer eine Beſteuerung des vom Eigenthümer nicht durch eigne 
Leiſtungen verdienten Werthzuwachſes des Grund- und 
Gebäude-Eigenthums geboten, gerade um das Princip won Leiſtung 
und Gegenleiftung durchzuführen. Zu diefem Behufe fann eine nach der 
Höhe dieſes Werthzuwachſes ſich richtende VBerfehrsfteuer in Form 
einer Beſitzwechſelabgabe und eine Erbichaftsfteuer dienen. 
Daneben empfiehlt fih für ganz oder faft ganz unbenugte Bauftellen 
eine laufende Befteuerung nah Maßgabe eines fingirten Ertrags, 3. B. 
= der Höhe wie bei einem Haufe mittleren Umfangs in der betreffenden 
end. 


. Die indirecte Berbraudsbefteuerung ift zuläffig in Form 


von Zufhlägen zu den betreffenden Staatsfteuern; auch, zumal in 
größeren Städten, nicht unbedingt verwerflid in Form alt= 
beftehender ftädtilcher Steitern (Detroi); dagegen ald neu ein= 
zuführende Gommunalfteuer im Allgemeinen nicht rät hlich. Wo 
fie ftattfindet, muß eine um fo ftärfere Progreffion der Einkommenſteuer 
verlangt werben. 


Die communale Miethsftener ift eine beſonders fchlechte Ver— 
brauchsſteuer⸗ Form. Ebenſowenig genügt fie ftatt einer Einfommen- 
fteuer. Desgleichen ift fie neben einer ſolchen unrichtig. Das Princip 
der Befteuerung nad) dem Intereſſe verwirklicht fie nicht gehörig. Wo 
fie befteht, muß fie wenigſtens progreljio fein, d. h. nad der Höhe ber 
Miethe im Procentjag fteigen, gerade um das Eintommen einigermaßen 
proportional zu treffen. 


. Bon den Directen Ertragsfteuern empfiehlt ſich in Städten be- 


ſonders eine vom Eigenthümer gezahlte Gebäudefteuer, in Berbin- 
dung mit einer Steuer auf Bauftellen. Die betreffende Staatöfteuer 
eignet fi) aber häufig nicht ald Grundlage von Zufchlägen für die Ge- 
meinde. Vielmehr ift eine bejondere bewegliche Steuer nach dem jährlichen 
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Ertrage zu verlangen und auch verhältnißmäßig leicht und richtig durch= 
zuführen. Durd dieſe Steuer iſt der Haupttheil der Koſten ber 
„wirthſchaftlichen“ Communalausgaben zu beſtreiten. 


.Wo eine Staats-Einkommenſteuer (incl. Glafjenfteuer) befteht, muß die 


communale Einfommenfteuer in ber vorm von Zufglägen 
zu ihr aufgelegt werden. Abweihungen im Umfang und im 
Steuerfuß (Brogreffion) find jedoch zuläffig und beſonders wo 
Verbrauchsſteuern und die proporfionale Miethöfteuer beftehen, ift eine 
weitere Freilaſſung des fleinen und eine ftärfere Progreſſion bei dem 
höheren Einkommen geboten. 


. Ebenſo bat fi) die communale allgemeine Bermögensiteuer an 


diejenige des Staates anzulehnen. Es empfiehlt ſich aber auch, bei dem 
noch rechtmäßigen Mangel einer ſolchen, gerade in den Städten jelbft- 
ftändig mit dieſer Vermögensfteuer vorzugehen; mit ihr, zur Durchführung 
des Princips der Beftenerung nad) der Leiftungsfähigfeit, allgemein das 
fundirte Einfommen höher zu treffen und durch fie — zugleid) 
zur Durchführung des Princips der Befteuerung nad) dem Intereſſe — 
da8 Immobiliar= und zum Theil das gewerbliche Vermögen 
zur Dedung der „wirthſchaftlichen“ Ausgaben ſtärker herbei— 
zuzieben. 


Gorreferat 
von Oberbürgermeifter Wegner (Duisburg) über die 


Reform der Communalbeftenerung. 


Wenn ich als Vertreter einer vheiniihen Stadt die Ehre habe, im dieſer 
hochanſehnlichen Verſammlung einen Bortrag „über die Communal-Steuer— 
frage” zu halten, jo ift dies aus der Veranlafjung des Herrn Borfigenden 
Ihres Bereins hervorgegangen, der es ald wünſchenswerth bezeichnet hatte, daß 
diefe jo wichtige Frage, deren Regelung durd) ein Geſetz beabjichtigt wird, auch) 
von dem Standpunkte eines preußiſch-rheiniſchen Communalbeamten beleuchtet würde. 

Vorausſchicken muß ich, daß ich erft dann mich zur Uebernahme des Cor: 
referats entichloffen babe, nachdem zwei andere rheiniſche Collegen, — welche 
mehr, als ich, befähigt gewejen wären, über das Gommunal-Steuerweien ein 
Beachtung verdienendes Wort zu ſprechen — fich gezwungen gejehen hatten, das 
ihnen angetragene Mandat abzulehnen. 

Mein Vortrag wird — um aud) died von vorn herein zu betonen — in 
enge Grenzen eingewielen, durch den Umjtand, daß ich nur in der Lage und im 
Stande bin, die Communal-Steuergejeßgebungsfrage, weniger vom theoretijch- 
wiſſenſchaftlichen, als vielmehr vom Standpunkte eines praftiichen Verwaltungs» - 
beamten aus zu erörtern. 


Deshalb bin ich bei den nachfolgenden Erwägungen von dem Gefichtöpuntte 
geleitet worden, für ein zu’ erlaſſendes Communal-Steuergefeg nur ſolche For— 
derungen geltend zu machen, welde, mit Nüdfiht auf die bisherige Rechts— 
entwidlung des preußiichen Staats- und Communalitener-Welend in nicht zu 
weiter Form, al8 wirklich erreihbar ericheimen, objchon fie vor dem Forum 
einer abftract-willenichaftlichen Kritik wielleicht nicht beftehen möchten und welche, 
— worauf id) mein Augenmerk richte — geeignet fein könnten, in baldiger 
Zulunft die Gemeinden, insbejondere die Städie, von dem 
vorhandenen übermäßigen Steuerdrud zu befreien, und eine 
zwedmäßigere Bertheilung der Steuerlaften herbeizuführen. 

Endlich ſchien e8 mir angezeigt zu fein, meiner Betrachtung vorzugsmeife 
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die Steuerverhältniffe der Städte des inbuftriellen Rheinlands und Weftfalens 
zu runde zu legen. 


Meine Herren! Die finanzielle Lage der Städte im Allgemeinen, ins— 
bejondere in den Induftriebezirfen Aheinlands und Weftfalens, ift feit Jahren 
eine überaus gejpannte. 
Wo 250 — 300 %, der direkten Staatsftenern ald Communalfteuer- 
Zuſchlag erhoben werten, fühlt man fich nod) verhältnigmäßig wohl; nicht felten 
aber ift e8, daß gegenwärtig zur Aufbringung der Gemeindebedürfniſſe 400, 
500, ja bis zu 600 °/, der direften Staatöfteuern den Einwohnern auferlegt 
werden müſſen. 

Dies beweifen die ftatiftiihen Nachrichten, die ich von einer Anzahl von 
Städten der NRegierungsbezirte Düfjeldorf und Arnsberg mit einer Seelenzahl 
über 10,000 über die Steuerverhältniſſe der legten 5 Yahre erbeten und 
erhalten habe?). 

Darnach ift es nicht zweifelhaft, daß in den gedachten Regierungsbezirken, 
zumal in ven Theilen, deren ſich die Induſtrie bemächtigt bat, aud in den 
Städten unter 10,000 Seelen, wie aud in den Landgemeinden die gleichen 
Berhältnijje obwalten. 

Ich bin deshalb vollftändig mit dem Herrn Dr. Ernft Brud zu Breslau 
einverftanden, wenn er in feinem dem Vereine erftatteten Gutachten itber bie 
Communal⸗Steuerfrage jagt, „daß eine Steuerauflage von 300 bi 500 °/, 
auf alle oder einzelne, wenn auch nur höhere Einfommensfäge, ein offenbar 
ſchwerer Uebelftand ſei.“ 

Aber entgegentreten möchte ich an dieſer Stelle der weiteren Auslaſſung des 
Herrn Bruch: „daß eine ſolche Belaſtung von den aus den Gemeindeorganen 
ſelbſt hervorgehenden Einſchätzungs-Commiſſionen als ein genügender Grund 
angeſehen werde, um die Einſchätzung (zur Staats-Claſſen- reſp. Einkommen— 
ſteuer) möglichſt niedrig zu halten und daß hierin eine herbe Ungerech— 
tigkeit gegenüber denjenigen Städten Liege, welche — mit einem jelbftftändig aus— 
gebildeten Abgaben- und Steuer-Syftem andgeftattet — in ihren Einſchätzungs- 
Commiffionen gemohnt feien, das nicht übermäßig belaftete Einkommen aud) 
feinem vollen Betrage nach zu ſchätzen. 

Da diefer ſchlimme Vorwurf einer vermeintlich herben Ungerechtigkeit aus— 
drüdlih ganz allgemein vielen rheinifhen Fabrikſtädten gemacht ift, fo 
fühle ich mich gedrungen, zur Ehre diefer rheiniihen Städte und ihrer Ein: 
Ihägungsorgane dieſes herbe Urtheil umſomehr zurückzuweiſen, als e8 beweislos 
geblieben iſt, indem Herr Bruch ſelbſt bekennt: „daß der ſtatiſtiſche Nachweis 
vorausſichtlich nicht ſchwer zu führen ſein würde, daß, je ſtärker die Staats— 
ſteuerſätze mit communalen Zuſchlägen belaſtet ſeien, die Einſchätzungen um ſo 
niedriger ausfielen, daß aber allerdings eine ſtatiſtiſche Kritik der Einkommens— 
ſchätzungen noch gänzlich fehle.“ 

Dagegen möchte ich im aller Kürze doch Darauf hinweiſen, daß die Vor— 
figenden der Clafjenfteuer- und reſp. der Staats-Einkommenſteuer-Einſchätzungs-⸗ 


*) Die Zufammenftellung dieſer Nachrichten ift am Schluffe dieſes Referats ab- 
gebrudt. (A. d. R.) 
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Commiſſionen der rheiniichen Städte jeit Jahren es als ihre unabweisbare Pflicht 
angejehen und darauf hingewirkt haben, daß auf Grund der beftehenden Gefege 
und Inftructionen das Einkommen der Cenfiten möglichſt vichtig erfaßt werde, 
erade weil der Umftand, daß zur Aufbringung der Gemeindebedürfnifje Zu— 
läge von mehreren hundert Procenten zu den Staatöfteuern erforderlich find, 
jede umzutreffende und ungleichartige Einſchätzung zur Claſſen- und reip. Ein— 
fommenfteuer zu einem doppelten und dreifachen Unrecht gegen alle diejenigen 
Steuerpflichtigen anjchwellen würde, deren Einfommen richtig geſchätzt worden ift. 

Ein ganz Anderes. ift es, ob überhaupt und im Allgemeinen, fei e8 in den 
öftlihen oder weſtlichen Provinzen des preußiſchen Staates, nad dem zeitigen 
Stande unferer Gejeggebung das Einfommen der. fteuerpflichtigen Perfonen, 
namentlich in den höheren Einfommensftufen, richtig und gleichmäßig erfaßbar ift. 

Auf Diefen Punkt werde ih im Verlaufe meiner Abhandlung zurüd- 
fommen. — 

In der That, jene hohen Ziffern der Zufchläge zu den Staatöfteuern in 
den rheinischen (und weftfäliichen) Fabritftäbten, nicht minder wie in den Inbuftries 
ftädten Schlefiend und anderer Provinzen, finden ihre fachliche Erflärung. 

Eine nicht umerhebliche Anzahl von Stadtgemeinden ift in den legten Jahr: 
zehnten in Folge ded mächtigen Auffchwunges der Induſtrie, insbefondere des 
Bergwerks- und Eifenbetriebes jo zu jagen, aus der Erde geftampft worden. 

Mit keinerlei Grund: oder anderem Bermögen ausgeftattet, und faft voll- 
ftändig bar eines alten angejeffenen vermögenden Bürgerftandes, find fie aus- 
Schließlich zur Beftreitung der von Jahr zu Jahr anfchwellenden Bebürfniffe für 
eine Fülle von wirthichaftlihen Einrichtungen Tediglih auf die Steuerfraft der 
Eingefeffenen angemwiefen gemwejen, indem jie die Mittel zur Beftreitung außer— 
ordentlicher Ausgaben lediglich auf dem Wege der Anleihe beichaffen mußten. 

Während das Armen-Budget mit jedem Jahre erhöhte Anforderungen ftellte, 
mußten zur Hebung des Boltöfhumefens, das an verjchiedenen Orten in faft 
unglaublicher Weile darnieder lag, ganz bedeutende Aufwendungen gemacht werben, 
die den Stadthaushalts-Etat dauernd und wieberfehrend befafteten. 

Mit diefer Steigerung der Ausgaben ftand zwar naturgemäß im Ber: 
hältnig das ftete Wachſen der Bevölkerung, allein die Leiftungsfähigfeit ber 
zahlreich einmandernden Perjonen , da fie überwiegend dem Arbeiterftande ange: 
hörten, reichte nicht im Entfernteften hinan an die Summe der Ausgaben, die 
fie dem ftäptiichen Haushalte verurjachten. 

So lange in Städten der gejchilverten Art Handel und Gewerbe blübten, 
wurde die Belaftung weniger empfunden ; fie bat fich aber gegenwärtig faft bis 
zur Unerträglichteit gefteigert, nachdem die Wirkungen der in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1873 Kap Handels: und Geſchäftskriſis auch die finans 
zielen Berbältniffe der Gemeinden in immige Meitleivenfchaft gezogen haben, 

Konnte es doch Thatfache werden, daß eine Stabt in Rheinland fich ge— 
zwungen gejehen bat, ihre Unmöglichkeit zu erklären, die Bepürfniffe für Das 
Armenweien aus eigener Kraft aufzubringen und die Hülfe des Landarmen— 
verbandes anzurufen; wie ed nicht weniger eine Thatlache jeın fol, daß man 
einer andern Stadt in Weftfalen, deren zeitigen Steuerverhältniffe geradezu als 
troftloje bezeichnet werden, zur Erwägung gegeben hat, ob fie nicht die Städte 
Verfaſſung aufgeben und zur Berfafjung der Landgemeinden zurüdtehren wolle. 
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Jenen jo plöglih emporgewachſenen Stadtgemeinden gegenüber befinden 
ſich zwar Diejenigen in einer relativ erträgliceren Yage, welche einen biftorifchen 
Hintergrund, einen alten angejeflenen und vermögenden Bürgerftamm und auch 
mehr oder weniger Grund: und Gapital:Bermögen aufzuweifen haben; aber 
auc für fie find die gedachten wirkenden Urjachen für den erhöhten Steuerdrud 
vorhanden, der noch mehrere Jahre andauernd und fühlbar fein wird, aud) wenn 
ihon Gewerbe. und Induſtrie wieder in Aufjchwung begriffen jein werden, 

Aber auch abgejehen von der durch dieſe außergewöhnliche Wirthichaftslage 
hervorgerufenen finanziellen Calamität der Gemeinden, fo ift doch weiter wenigftens 
für die Städte der Imduftriebezirfe die Annahme begründet, daß fie in den meiften 
Fällen jelbft bei wiedergewonnenen normalen Verhältniiien nad) dem Stande Der 
heutigen Steuer-Gefeßgebung auch in Zukunft zur Aufbringung einer Communal- 
fteuer verurtheilt fein werden, welche zwiſchen 200 und 400 °/, der direften 
Staatsſteuern ſchwanken wird. - 

Mit begreiflihen Imtereffe nahmen deshalb die Gemeinde-Bermwaltungs- 
behörden den im Staatd-Meinifterium ausgearbeiteten „Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Aufbringung der Gemeinde-Abgaben” im Auguft 1876 zur Bequt- 
achtung entgegen, in der Unterftellung, daß die Beftimmungen deijelben den Ge— 
meinden Die Mittel und Wege vorzeichnen möchten, welche eine zweckmäßigere 
Bertheilung der Steuerlaft, als bisher, und eine Herabminderung derjelben herbei— 
zuführen im Stande feien. 

Bevor ih mi mit den Grumdprincipien und den Beftimmungen des 
Entwurfd beichäftige, halte ich es für geboten, mit einigen Worten darauf ein- 
zugehen, einerſeits, ob nicht die Gemeinden, da eine Einſchränkung ihrer Ausgaben, 
ſoweit es in ihren Willen geftellt wäre, in nennenswerther Art, naturgemäß nicht 
möglich erjcheint, jelbftthätig im Stande feren, durch Ausdehnung des Gemeinde- 
Eigenthums, wie durd Vermehrung ihrer Einnahmen auf dem weiten Gebiete 
ihrer wirthſchaftlichen Thätigkeit den Bedarf an Steuern zur Ausgleihung ihres 
jährlichen DeficttS auf ein Mindermaaß herabzuführen; und ob nicht andererfeits 
es die Pflicht des Staates fer, den Gemeinden ganz oder wenigftens zum Theil 
für diejenigen fehr erheblichen Koften gerecht zu werben, melde fie als Organe 
des Staates auf den ihmen zugewiejenen Gebieten der inneren Staats-Verwaltung, 
insbefondere Des Armen und höheren wie niederen Schulweſens, ſowie der öffent: 
lichen Wohlfahrts- und Sicherheits-Polizei u. ſ. w. aufzumenden haben. 

Nach beiden Richtungen hin fann eme ing Gewicht fallende Ber: 
bejjerung der Gemeindefinanzen vorerft nicht verhofft werben. 

Eine Bermehrung von Gewinn bringendem Gemeinde-Eigenthum, insbeſondere 
pon Grundſtücken, ift bei den geftiegenen Werthen de8 Grund und Bodens für 
die Gemeinden ganz unausführbir, nachdem fie zu einem Theile bevauerlicher- 
weiſe in den rücliegenden Jahrzehnten der Stagnation fich ihrer oft bedeutenden 
Liegenichaften manchmal zu Spottpreifen entäußert haben. 

Umgekehrt muß betont werden, daß in der neueren Zeit Die Gemeinde- 
Berwaltungen in umfichtiger Weiſe beftrebt geweſen find, ihre Befigungen, foweit 
folche vorhanden, insbejondere Waldungen, durch rationelle Bewirthichaftung 
möglichſt nugbringend zu machen, wie ‚fie nicht weniger fich zum Ziele gejett 
haben, gemeinnügige Beranftaltungen, wie beiſpielsweiſe Sparcaffen, ſowie Gas— 
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anſtalten und Waſſerwerke, faſt überall mit Gewinn bringendem Erfolge für den 
Stadtjädel, ind Leben zu rufen. 

Dagegen jcheint eine weſentliche Entlaftung der Gemeinden rückſichtlich der 
Aufwendungen für die Zwede der ihnen obliegenden Geſchäfte der inneren Staats— 
Verwaltung des Armen, Sculmwejend x. auf längere Zeit. hinaus außer dem 
Bereihe der Möglichkeit zu Liegen, wenngleich dieſe Entlaftung bei jeder Gelegen- 
heit unaufhörlich gefordert werden muß. | 

Denn was das Syitem der Verteilung diefer öffentlichen Yaften in Preußen 
anlangt, jo ift dafjelbe grundfäßlic auf vie abjolute und volle Verpflichtung der 
Ortsgemeinde aufgebaut und die Betheiligung des Staates an denfelben ift eine 
fubfidiäre, d. h. fie tritt nach den gemachten Erfahrungen nur in feltenen Fällen, 
in denkbarſt geringem Umfange und öfters erft dann ein, wenn die überbürdete 
Drtögemeinde thatſächlich an der Grenze ihrer Yeiftungsfähigkeit angefommen ift. 

Eine wirkſamere Theilnahme des Staates an Dielen Verpflichtungen der 
Gemeinden hätte eine Durchgreifende Umgeftaltung der verichtevenen Gebiete des 
Staats-Verwaltungsrechts im Geſetzgebungswege zur Borausfegung, welche 
güuftigften Falls erſt nad einer Neihe von Jahren zu erreichen fein wird, 

Wenn ſomit nach den beiprochenen Richtungen bin eine befriedigende Ent- 
laftung der Gemeinden von dem conftatirten Steuerdrud, die doch unauffchieblich 
und dringend nothwendig ift, nicht angebahnt werben kann, jo muß unterſucht 
werben, ob eine zweckmäßigere Bertheilung der Steuerlaft und eine Herabminderung 
berjelben auf dem Wege einer neuen Communalſteuer-Geſetzgebung zu erreichen 
ift, Da die zeitigen Gefegeöbeftimmungen iiber das gemeindlihe Steuerweſen fich 
als nicht ausreichend erwieſen haben, in der überwiegenden Mehrzahl ver 
Gemeinden, insbejondere der Städte, ein übermäßiges Anwachſen der Steuerlaft 
zum ſchließlichen Schaden des Gemein- wie ded Staatsweſens zu verhüten. 

Dies führt zunächft dazu, fich die zeitigen gefeglichen Normen des Gemeinde- 
ſteuerrechts zu vergegenwärtigen, um diejelben mit den Grundprincipien des neuen 
Eommunalfteuer-Gefegentwurfs in Vergleich zu ſetzen. 

Preußen hat kein einheitliches Gemeindeſteuerrecht, die Beftimmungen befjelben 
befinden fich zerftreut und mehr oder weniger übereinftimmend in den Gemeinde— 
verfaffungs-Gefegen. Doc, aber beruhen diefelben, vielleicht abgejehen von den 
neuen Provinzen, wenigftend für die Stadtgemeinden auf gleicher principieller 
Grundlage. 

Die Städte-Orbnung für die öftlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 hat 
im $ 53 folgende Beftimmungen über da8 Gemeindefteuervecht : 

„Soweit die Einnahmen aus dem ftädtifchen Vermögen nicht binreichen, 
um die dur das Bedürfniß oder die Verpflichtungen der Gemeinde erforber- 
lichen Geldmittel zu beihaffen, können die Stadtverorbneten die Aufbringung 
von Gemeindefteuern beichließen. Diele können bejtehen: 

I. in Zufchlägen. zu den Staatöfteuern, wobei folgende Beftimmungen gelten: 
1. die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umberziehen darf nicht belaftet 
werben; 

2. bei Zuſchlägen zur Claſſen- und claffificirten Einfommenfteuer muß 
jedenfalls das außerhalb der Gemeinde belegene Grundeigenthum außer 
Berechnung bleiben ; 
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3. die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 

a. für alle Zufchläge zur Eintommenfteuer ; 

b. für Zuſchläge zu den übrigen direkten Steuern, wenn der Zufchlag 
entweder 50 °, der Staatöfteuern überfteigen oder nicht nach gleichen 
Sägen auf diefe Steuern vertheilt werden fol. Zur Freilaffung 
oder geringeren Belaftung der letzten Glafjenfteueritufe bedarf es 
diefer Genehmigung nicht ; 

c. für Zufchläge zu den indirecten Steuern. 

II. in befonderen diveften oder indireften Gemeindefteuern, welche der Geneh— 
migung der Regierung bedürfen, wenn fie neu eingeführt, erhöht, oder 
in ihren Grundjägen verändert werden jollen.‘‘ 

Diejelben Beftimmungen, mit einer geringen Abweihung finden fi auch in 
den Städteordnungen für die weftlichen Provinzen. 

Hiernad find 2 Arten von Communalſteuern vorhanden: 

I. Zujchläge zu den (direkten oder indireften) Staatöfteuern ; 

II. befondere Gemeindeftenern, meld; letztere fwieder direkte oder indirekte jet 
fönnen. 

Meines Willens find weitaus in der. übergroßen Mehrzahl der preußiſchen 
Städte Die Zuſchläge zu den directen Staatsſteuern vertreten. 

Ungleich jeltener find Gemeindezuſchläge zu den indivecten Steuern, da die 
Entwidelung dieſer Steuerquellen durch die Staatö-Steuer- und Zoll-Geſetzgebung 
von vornherein den Gemeinden verichränft worden ift. 

Auch bejondere directe Gemeinde-Eintommenfteuern haben verhältnißmäßig 
in den Städten wenig Boden gewinnen können. Während fie fih, wie man 
meint, in der Dee jelbftitändig und unabhängig von den Normen der Staats- 
Claſſen⸗ und Einfommenfteuern hätten entwideln follen, bat fid) in- den Gemeinden, 
wo fie beftanden haben und noch heute beftehen, gezeigt, daß fie meiften® nichts 
anderes, ald eine zahme Unterordnung unter die Scalen und Tarife der Staats- 
fteuern geweſen find, Dank der von den Auffichtsbehörden erlafjenen Inftructionen 
und dev ald Zwangsmuſter vorgefchriebenen Normal-Scematen. 

Noch in den legten drei Jahren find deshalb Stadtgemeinden, wie 3. B. 
Erefeld, dazu übergegangen, ihre eigenen Communal - Einfommenfteuernormen 
über Bord zu werfen und zum reinen Zuſchlagsſyſtem zu ben direkten Staats— 
fteuern überzugehen. 

Wenn die meiften Städte Communalfteuer-Regulative haben, fo find fie nur 
zu dem Zwecke gemacht, Ausführungsbeftimmungen über das reme Zuſchlags- 
Princip und ferner die Möglichkeit zu haben, vie Forenfen und juriſtiſchen 
Perjonen von ihrem Einfommen aus dem in der Gemeinde gelegenen Grundbeſitz 
und Gewerbe heranziehen zu können. 

Eine bejondere Gemeinde-Mieths- oder Hauöfteuer, die in bie vorge— 
dachte Kategorie der felbftändig conftruirten Gemeindefteuern einzuweiſen find, 
findet ſich ebenfall8 nur vereinzelt vorzugsweiſe in Großſtädten. 

Die Zuläffigfeit der vierten Steuerjorte endlid), der befonderen indirekten 
Communalfteuern, ift Durch die wegen Fortdauer und Erweiterung des Zoll— 
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und Hanbelövereind geichloffenen Verträge vom 4. April 1853, fowie in den 
dazu gehörigen Separatartifeln getroffenen, au durch den Zoll: und Handels— 
vertrag. vom 8. Juli 1867 aufrecht erhaltenen Vereinbarungen unzuläffig ge— 
macht worben. 

Schlieklic ift auc dur das Gefeß vom 25. Mai 1873 den Gemeinden 
die Möglichkeit benommen, Zuſchläge zu der Mahl- und Schlachtſteuer weiter 
zu erheben, indem die Mahlſteuer gänzlich aufgehoben und der Schladhtfteuer 
al8 einer Gemeindefteuer meines Erachtens die Art an die Wurzel gelegt ift, 
wenngleich das Geſetz es geftattet, diefelbe für die Gemeinde fortzuerheben, wenn 
dahingehende Gemeindebeichlüffe vorliegen. 

Die hie und da etwa vorhandene Wildpretfteuer, fowie die allgemein ver- 
breitete Hundefteuer, um auch diefe zu erwähnen, dürften nicht weiter in Be— 
tracht kommen. — 

Betrachtet man nun die Grundprincipien des vorliegenden neuen Com— 
munalſteuer-Geſetzentwurfs, jo ergiebt ſich, um nur das Weſentliche herauszu— 
heben, Folgendes: 

Als Generalregel iſt hingeſtellt, daß die Vertheilung der Gemeindeab— 
gaben nach dem Verhältniſſe der direkten Staatsſteuern durch Zuſchläge zu er— 
folgen habe. 

Zuſchläge zur Staats-Claſſen- und Einkommenſteuer dürfen nicht ohne 
gleichzeitige Heranziehung der Grund» und Gebäubefteuer, und umgekehrt, er- 
hoben werben. 

In Ermangelung eine8 Gemeindebeſchluſſes müfjen die Gemeindeabgaben 
auf ſämmtliche direkten Staatsſteuern (einichlieglic der Gewerbefteuer, jedoch mit 
Ausihluß der Haufirgewerbefteuer) gleichmäßig vertheilt werden. Jedoch ift e8 
den zu faflenden Gemeinvebeichlüfien vergönnt, innerhalb gezogener Minimal- 
und Marimalgrenzen die Grund= und Gebäubdefteuer mehr oder weniger mit 
Zuſchlägen heranzuziehen, während die Gemerbefteuer gänzlich freigelafjen wer— 
den fann. 

Die Beibehaltung oder neue Durhführung von befonderen direkten 
Communal-Einkommenſteuern wird als unzuläffig bezeichnet. Da— 
gegen können die fonftigen zur Zeit beftehenden bejonderen direkten ſowie in— 
direften Gemeindeabgaben mit Genehmigung der Auffichtsbehörde beibehalten 
werden; eine neue Einführung folder befonderer Gemeindeabgaben kann jedoch 
nur ausnahmsweise unter Zuftimmung der Auffichtsbehörde, ſowie unter 
ſtets widerruflicher Genehmigung der Minifter des Innern und der Finanzen 
erfolgen. 

Einem unbefangenen Urtheile kann e8 nicht zweifelhaft fein, daß, wie nad) 
der bieherigen Lage der Communalſteuer-Geſetzgebung, das Zufhlagsprincip 
zu ben direkten Staatöfteuern für den weitaus größten Theil der Gemeinden, 
wie ich nachgewieſen zu haben glaube, prävalirt hat und durch Referipte und 
Verfügungen der Auffichtöbehörden allmählih zu einem immer entſchiedenerem 
Ausorude gelangt ift, jo auch das Zufchlagsprincip nach dem neuen Gejegent- 
wurfe beftimmt iſt, zur faft ausſchließlichen Herrihaft in den Gemeinden 
zu gelangen, da dod in der That den als zuläffig bezeichneten bejonderen 
Direften und indirekten Gemeindeabgaben durch die worgejehenen Cautelen der 
Auffichtöbehörden der Keim jeglicher Entwidelungsfähigfeit genommen ift. 
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Wenn nun aber, wie vorhin behauptet ift, die zeitigen Gefegesbeftimmungen 
über das gemeindliche Steuermefen, ſich nicht als ausreichend erwiefen haben, in 
der überwiegendem Mehrheit der Gemeinden, inöbejondere der Städte, ein über- 
mäßiges Anmachjen der Steuerlaft zu verhüten, wie ſoll da die geplante neue 
Geſetzgebung ed ermöglichen können, die Gemeinden von dem Steuerdrude zu 
entlaften,, da doc, die Grundprincipien des gemeindlichen Steuerwefend nad) wie 
vor unverändert beftehen bleiben follen ? 


An diefem Punkte angelangt, fühlt man fid) vor die Frage gejtellt, Die 
auch von dem Vereine zur Begutachtung aufgeworfen worden ift: 
„ob e8 nämlich nicht eine Forderung der Nothwendigfeit und der Conſequenz 
fei, daß den Gemeinden, insbejondere den Städten, ſei e8 im Wege der Ge— 
jeggebung oder der Steuerautonomie, freie Bahn gegeben werde, um ein be— 
ſonderes, von dem Staatöfteuerweien gänzlic) unabhängiges Communalfteuer- 
weſen zu orgamifiren und weiter zu entwideln ?‘ 


Ic ftehe nicht an, die Frage aus theoretifchen und praftifchen Gründen 
im großen Ganzen zu verneinen und, wenn aud) nicht ausſchließlich, ſo doch im 
MWefentlichen dem Zuſchlagsprincip das Wort zu reden, obſchon ich mir nicht 
verhehle, daß hervorragende Männer der Willenichaft wie der Prari einen zum 
Theil weit davon entfernten Standpunkt einnehmen, — aber unter dem nicht 
genug zu betonenden Vorbehalte, daß einer auf dem Zuſchlags— 
princip baſirten Communalſteuer-Geſetzgebung unabweislich 
als Erſtes eine Reform der ſtaatlichen Klaſſen- und Einkom— 
menſteuer vorhergegangen fein muß. — 


Hiermit bin ich zunächſt auf den Punkt geſtellt, die Weſenheit des 
Staates und der Ortsgemeinde einer kurzen Betrachtung zu unterziehen, um 
daran die Statthaftigkeit meiner Anſicht nachzuweiſen. 

Im Allgemeinen kann ich den Ausführungen des Verfaſſers der Denkſchrift 
über die Reform der Gemeindefteuer:Geießgebung beitreten, wenn er fagt: „Es 
ericheint aber auch der Grundfag, daß die Vertheilung der Gemeindeabgaben 
in der Kegel nady dem Verhältniß der direkten Staatöfteuern zu erfolgen babe, 
deshalb al gerechtfertigt, weil die Aufgaben des Staates und der Ge— 
meinden, wenn aud nicht identifh, doch wefentlid gleichartig find.“ 

Allerdings wohl, auf dem weiten Gebiete der äußeren Verwaltung waltet 
der Staat ausſchließlich, ohne daß den Gemeinden irgendwie eine Mitwirkung 
vergönnt wäre, auf dem Gebiete der Geſetzgebung und der Yuftizverwaltung, wie 
der auswärtigen Politit und des Heerweſens. 


Dagegen treffen Staat und Gemeinde auf dem Gebiete der inneren Staats— 
verwaltung durchaus als gleichwerthige Factoren zufammen, ja jogar, wie ſchon 
früher erwähnt worden ift, in der Weile, daß der Etaat wichtige Zmeige der 
inneren Verwaltung, wie die öffentliche Wohlfahrts: und Sicherheitspolizei, Die 
Armenpflege mad das Schulweſen, den Gemeinven velegirt hat, fih nur bie 
Dberauffiht vorbehaltend, freilich aber auch den Gemeinden alle Laften auf- 
bürdend, die mit der Erfüllung diefer Aufgaben verbunden find. 


Hiernach ftehen Staat und Gemeinde in gemeinfamer Arbeit zur Förderung 
der generellen und fittlihen Culturzwecke ihres Volkes, erfterer, um, wie e8 in 
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der Schrift de8 Dr. Robert Friedberg, „Finanzwiſſenſchaftliche Erörterungen 
über die Beſteuerung der Gemeinden‘ (Berlin, Juni 1877), zu leſen ift, „als 
zufammenjafjender Gegenorganismus der durch Intereffengegenfäe geipaltenen 
Geſellſchaft die Allgemeinheit aller feiner Unterthanen umfaffend und feine Thätig- 
feit auf diejenigen Funktionen befchräntend, melde dem großen Ganzen gemein⸗ 
ſam zu Gute kommen“; — letztere (die Gemeinden) „al8 ein von der Staats- 
verwaltung unabhängiger Organismus der vollziehenden Gewalt und in: 
Ergänzung derſelben auf dem Grunde der Selbftwerwaltung vie örtlichen Be— 
jonderheiten berücfichtigend und das Beſondere der Staatseinheit zur Geltung 
bringend “. 

Wie man dem gegenüber die Gemeinden ausſchließlich als eine „wirthichaft- 
liche Intereſſen-Zwangs-Genoſſenſchaft'“ nad) dem Principe von Feiftung und 
Gegenleiftung — etwa nad) dem Mufter eines Deich: oder Meliorationsverbandes 
— bezeichnen kann, ift unerfindlich. 

Wäre dem fo, jo müßte in dem unaufbörlichen Wiverftreite der Einzel- 
wie der Öruppenintereffen der Gemeindeverband zur Zeriegung und Auflöfung 
gelangen, und welcher Beamte follte wohl gefunden werden, der auf die Dauer 
e8 fertig brächte, die Gefchäfte einer folhen ausſchließlichen Intereffenwirthichaft 
zu führen und zu leiten. Im der That, mur die Staatsidee ift e8, die ben 
Gemeindeverband zu einem lebens- und entwidelungsfähigen Berwaltungsorga- 
nismus ftempelt. 

Un jo mehr dagegen fann zugegeben werden, daß die Gemeinde neben der 
Verwaltung von Geſchäften der inneren Staatöverwaltung recht eigentlicy eine 
fie allein angehende und ganz aufer dem Zufammenbange mit dem Staatö- 
begriffe ftehende Sphäre wirthichaftliher Aufgaben hat, die Lediglich, fei e8 dem 
Individuum, ſei es der Geſammtheit der Ortseingeſeſſenen oder auch einzelnen 
Gruppen derfelben, zu Gute kommen. 

Es würde zu weit führen, dies de8 Näheren zu beleuchten, und ed wird 
genügen, darauf binzuweifen, daß Gasanftalten, Waſſerwerke, Canalifationen, 
Badeanftalten, Straßenbauten,, Pferveeifenbahnen, Verjhönerungsanlagen und 
eine Reihe anderer Dinge ſolche Einrichtungen find, die für das Wohlbehagen 
der Ortseingefeffenen ind Leben gerufen find. 

Wenn e8 nun richtig ift, daß das Steuerreht des Staates und 
des Gemeindeverbandes aus dem Begriffe und dem Wejen der— 
felben heraus conjtruirt werden muß, fo würde daraus folgen, daß 
beide — Staat und Gemeinde — auf die gleichen Steuerarten angewiefen” find, 
infofern und infomeit fie, wie nachgewieſen jein dürfte, gleichartige und gleich— 
werthige Aufgaben des Staatswejend erfüllen, daß aber die Drtögemeinde, weil 
fie außerdem rein wirthichaftliche Zwecke verfolgt, darauf bingeführt wird, ihre 
. Eingejeffenen für diefe wirthichaftlihen Sonderleiftungen — und zwar nach dem 
Princip von Yeiftung und Gegenleiftung — bejonder8 zu belaften. 

Es Tiegt nahe, mid der Inconfequenz zu zeihen, da doch oben die Mei— 
nung aufgeftellt worden ift, daß für das Gemeindefteuerweien im großen Ganzen 
das Zufchlagsprincip zu den Staatöfteuern gerechtfertigt heine. 

Zur Löfung dieſes anſcheinenden Widerſpruchs — um diefen Punkt vor⸗ 
weg zu erörtern — mag die Behauptung vergönnt fein, daß einmal die Con— 
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ftruction von neuen Communalfteuern in richtiger Weiſe nad dem Grundfage 
von Leitung und Gegenleiftung als ſchwierig erachtet werden muß und daß 
ſchon heute nad) der Yage der Geießgebung und der Praxis innerhalb der Ge— 
meinden dem Princip von Yeiftung und Gegenleiftung durd das Zuſchlagsſyſtem 
zu der ftaatlihen Grund» und Gebäupefteuer in Verbindung mit dem gemeind- 
lihen Beitragd- und Gebührenſyſtem genügend Rechnung getragen jcheint. 

Wenn das Interefle und der Vortheil der Drtseingefelenen durch eine von 
jenem Grundſatze der Leiſtung und Gegenleiftung getragene Communaljteuer 
erfaßt werden jollte, jo müßte e8 möglich fein, daß diejenige Zahl ver Ein— 
wohner wenigftens einigermaßen zutreffend ausgefondert würde, die von ber 
Einen oder Anderen der vieljeitigen Gemeindeveranftaltungen und Einrichtungen 
Gebrauch macht und davon Nuten zieht, während der andere Theil mit der 
Steuer zu verichonen fein würde, der die Benugung jener verjhmäht oder gar 
nicht im Stande ift, dielelben für feine Zwede in Benugung zu nehmen. 

Niemand kann e8 ernthaft nehmen, daß mit diefem Hinweis gemeint fein 
könnte: jo viel gemeindliche Einrichtungen und Anjtalten vorhanden, fo viele 
Steuerforten jeien für die daran betheiligten Bewohner berauszufünfteln. 

Niemand wird es aber auch andererſeits in Abrede ftellen fünnen, daß 
nad der Lage der Dinge auch nicht annähernd die verjchiedenen Interefien und 
Vortheile gegen einander abgewägt werden fünnen, denn, um nur einige Bei— 
fpiele anzuführen: eine Strafe dient nit blos ven Grundbefigern, die daran 
wohnen, jondern fie dient auch dem allgemeinen Verkehr; eine Gasanftalt, ein 
Wafjerwerf oder eine Ganalifation, fie Ihaffen nit nur Dem Nuten, der fie 
gebraucht, ſondern fie find auch dazu da, Die erftere, durch gute Straßenbeleuch- 
tung die Öffentliche Sicherheit zu fördern, die letzteren, um die allgemeinen Ge— 
jundheitöverhältnifje zu verbeflern. 

Mit einem Worte: alle gemeindlihen Wirthichaftseinrichtungen find ge— 
meinnüsiger Art, wenn fie aud außerdem und nebenher dem Einen mehr 
zum Bortheil gereichen al8 dem Anderen, oder jelbft — wenn aud gewiß nur 
in jeltenen Fällen — einem Dritten feinerlei Nuten gewähren. 

Allerdings giebt e8 in den Gemeinden vorzugsweiſe eine Kategorie won 
Eingejeffenen, denen im Allgemeinen die Vortheile der Gemeindeeinrichtungen in 
erhöhterem Maße, ald den Anderen, zufallen, nämlid den Beſitzern von Grund— 
ftüden, Liegenſchaften und Häufern. 

Es find deshalb von verſchiedenen Seiten theils Forderungen formulirt, 
theils bejondere Communalfteuerquellen in Vorſchlag gebracht worden, welche 
geeignet feten, gegenüber dem Realbefige dem Princip von Yeiftung und Gegen— 
leiftung Rechnung zu tragen und gleichzeitig eine Entlaftung der Gemeinden 
von dem Steuerbrude herbeizuführen. 

Zunächſt hat man, wie es mehrfach von Berwaltungsbeamten, auf Städte- 
tagen oder in ſonſtigen Verſammlungen geſchehen iſt, verlangt, daß den Ge— 
meinden zur Deckung der jür den Staat aufzuwendenden Koſten die ſtaatliche 
Gebäude- und reſp. Grundſteuer ganz oder wenigſtens zum Theil als Einnaͤhme— 
quelle überwieſen werden möchte. 

Es wird zuzugeben ſein, daß die Ueberweiſung der Grund- und reſp. 
Gebäudeſteuer an die Gemeinden immerhin eine Abſchlagszahlung ſein würde, 
und ſicherlich würde keine ſich ſträuben, eine ſolche Dotation entgegenzunehmen. 
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Allein es ift nur zu ſehr die Befürchtung begründet, daß der Staat nicht 
gewillt und nicht im Stande ift, diefen Wunfd zu erfüllen, weil er dadurch 
circa 46 Millionen verluftig würde, für die für jest wenigftens faum andermeite 
Dedung vorhanden fein möchte. 

Wenn einmal von Jemandem die Bemerfung gemacht worden ift, daß 
manche Gemeinden, insbejondere Yandgemeinden, mit einem folchen reichen Segen 
nicht anzufangen wiljen würden, jo mag in ſolchem ſcherzhaft Elingenden Worte 
ein Körnlein Wahrheit enthalten fein, jedenfall würde für die übergroße Zahl 
der Städte durch die Uebermeilung jelbft der ganzen Gebäudefteuer (auf die es 
bei den Städten hauptjächlih ankommt) keineswegs der finanziellen Miflage der— 
jelben auch nur einigermaßen durchgreifend Abhülfe geihaffen fein. 

Um nur ein, Beilpiel, die Verhältnifje meiner eigenen Stadt, die ich vers 
trete, anzuführen, jo würde die Ueberweiſung der ganzen Gebäubefteuer , melde 
für das Jahr 1877/78 in runder Summe 36,000 Mark beträgt, das Com- 
munalfteuerdefictt von rund 713,000 Mark nur um etwa ein Zwanzigſtel her— 
unterichrauben, ein verfchwindender Erfolg der Thatſache gegenüber, daß für 
das gedachte Wirthſchaftsjahr 365 Procent der Staats-(Klaſſen-) und Ein- 
fommenfteuer aufgebradht werden müflen; ja noch mehr, da bei einer Ueber- 
weifung der Gebäubdefteuer es doch wohl nicht angängıg wäre, daß Zuſchläge, 
wie biöher, zu diefer Steuer erhoben werden fünnten, jo würde in dem gedachten 
Falle der gewonnene Bortheil mehr wie aufgewogen durch den Umftand, daß 
der Procentfag von 365 der Staats» Einfommenfteuern erft gewonnen worden 
ift, nachdem die Gebäude: wie aud die Grundfteuern vorweg mit 1824/, Proc. 
ihre8 Betrages belajtet worden find. 


Für die rheinischen Städte würde die Ueberweifung der ganzen Gebäude— 
fteuer im großen Ganzen gerade den Effect haben, daß durch fie die jährlichen 
Repartitionsauflagen der Provinzialverwaltung gededt würden, obſchon Die Städte, 
beiläufig bemerkt, irgend welchen, auch nur Heinften Vortheil won diefer hohen 
Belaftung bisher nicht veripürt haben. 

Man bat nun weiter mehrfeitig den Vorſchlag gemacht, für Die Gemeinden 
eine eigene neue Communal- Grund- (Öebäude:) Steuer, unab- 
hängig von der Staatsfteuer, der gleichen Kategorie zu conftruiren. Insbeſondere 
möchte ich hier des Vorſchlags gedenken, der von dem Dr. Robert Friedberg in 
feiner bereits angezogenen Schrift gemacht ift. Friedberg jagt — nachdem er 
dem Gedanken der Ueberlaffung der Staats: Grund- und Gebäubdefteuer an 
die Gemeinden widerfproden hat, weil einmal nicht abaufehen ſei, warum ſich 
der Staat .diefer Steuern begeben follte, und weil andererjeit8 dieſelben, mie 
fie nun einmal beftehen, keineswegs Mufter der Vollkommenheit feien, Folgendes : 


„Es ift das Befte, den Staat in der Befteuerung des Grundbeſitzes 
feinen eigenen Weg gehen zu laffen und für die Gemeinden die Erreihung 
dieſes Zieles auf andere Weiſe zu verfuchen. 

Ein Fingerzeig dafür ift bereits gegeben, einerfeitS in der Veranlagung 
der englifchen poor rate, andererfeitS in den im einigen Gemeinden Preußens 
beftehenden Haußfteuern. 

‚Beide beruhen darauf, daß der Ertrag eined Grundftüds nach der 
Höhe der Miethe oder Pacht auf dem Wege der Selbftvermaltung abgeihägt 
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wird, nur mit dem Unterjchieve, Daß die poor rate eine Repartitions⸗, die 
Hausfteuer eine Quotitätsſteuer ift. Die Anwendung des beiden gemeinfamen 
Grundſatzes erreicht vollfommen Das, mas wir bezweden, auf bejjerem Wege 
als die ftaatlihe Grund: und Gebäudefteuer, und eröffnet gleich der 
Eintommenfteuer der Selbftverwaltung ein weites Gebiet Fruchtbringender 


Thätigfeit. 

Die Einihägungs- und Verwaltungs: Grundfäge einer folden communalen 
Realfteuer, jagt Dr. Friedberg weiter, find an und für fi klar. Es müſſen 
von dem Nohertrage eines ftädtifchen Grundftüds die Verwaltungs: ımd Re— 
parirungsfoften, ſowie eine Amortifationsquote für das fi in feiner Subftanz 
von Jahr zu Jahr verichlechternde Gebäude abgezogen werden, um den Rein— 
ertrag zu erhalten. Ebenfo muß bei dem ländliben Grund und Boden 
möglichſt genau der Pachtwerth, d. h. der Preis für die Benugung des 
Bodens ermittelt werden. 

Es wird nur, fährt er fort, allzuhäufig überfehen, daß Das, was man 
gewöhnlich den Ertrag des Grund und Bodens nennt, eigentlich der Ertrag 
eines landwirthichaftlichen Gewerbes ift. Gerade an dieſer Stelle zeigt ſich 
der tiefgreifende Unterſchied zwifchen ſtädtiſchem und ländlichem Grundbeſitz. 

Während der erſtere, mit dem einmal fertigen Gebäude, wie ein Renten— 
fonds fungirt, gewährt der letztere erſt einen Ertrag durch Anwendung um— 
laufenden Capitals und ſtets erneuter Arbeitsleiſtungen. Es kann daher der 
ſtädtiſche Hausbeſitzer nicht mit dem ſelbſtwirthſchaftenden, ſondern mit dem 
verpachtenden ländlichen Grundbeſitzer verglichen werden. 

Für unſere Zwecke müſſen wir demgemäß den Pachtwerth eines länd— 
lichen Grundſtücks zum Steuerobjecte machen, da es ſich um eine Realſteuer 
und nicht um eine landwirthſchaftliche Gewerbeſteuer handelt.“ So Dr. 
Friedberg. 

So ſehr auch dieſe Fingerzeige der größten Beachtung werth ſcheinen, und 
ſo ſehr auch die dafür angeführten Gründe (auf die an dieſer Stelle nicht 
weiter eingegangen werben kann) ftihhaltig fein mögen, fo wird doch wohl auf 
dem Wege einer fpecifilchen gemeindlichen Grund» und Gebäubdefteuer in Bälde 
eine wirkſame Befreiung der Gemeinden von der Steuerlaft faum erzielt 
werben fönnen. 

Zwar der Einwand, daß eine bejondere Gemeinde: Grund- und Gebäude- 
fteuer jo lange nicht denkbar jei, als eine ſolche als Staatöfteuer beftehe, weil 
der Grumbbejig, der vom Staate ſchon mit 10 %, des Reinertrages in An— 
fprudy genommen werde, alödann doppelt und vielleiht darüber hinaus belaftet 
fein würde, würde ein binfälliger fein, weil ja alsdann jelbftverftändlih von 
den Zufchlägen zu den ftaatlichen Grund: und Gebäudefteuern nicht mehr Die 
Rede jein könnte, allein e8 fann die Befürdytung nicht unterdrüdt werden, daß 
der Staat, jo wenig er dulvet und geduldet hat, daß neben feiner Einfommen- 
fteuer her eine fpecifilche, anderd geartete Gemeindeeinfommenfteuer fich 
entwidelt, jo auch nicht gewillt fein wird, eine grundſätzlich verſchieden geartete 
Gemeinde-Örundfteuer entjtehen zu laſſen. 

Dazu kommt weiter, daß zur Zeit die vielfach conftatirte Abneigung der 
Gemeinden (die nicht blos bei den intereffirten und an der Verwaltung des 
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Gemeinwejens betheiligten Realbefigern, fondern auch bei den Berwaltungsbeamten 
einer Reihe von Etädten vorhanden ift) die Grundftüde neben dem Einkommen 
der Befiger noch beſonders zu belaften!), eine Reform in dem angedeuteten Sinne 
zur Beit wenig förderlich erſcheinen läßt. 

Hat doch in der That gerade in der NAheinprovinz in Diefem Jahre die 
Auffichtsbehörde fi veranlagt geſehen, auf einzelne Gemeindeverwaltungen und 
Vertretungen einen gelinden Drud ausüben, damit diefelben, hie und da nad 
längerem Widerftreben, zur Aufbringung des Gommunalfteuerdefictts den Grunds 
befig dur Erhebung von Zuſchlägen heranzugen. 

Endlich erübrigt e8, darauf hinzuweiſen, daß der Standpunkt der Bejteuerung 
des Grundbeſitzes nach dem ‘Principe von Yeiftung und Gegenleiftung, in neuefter 
Zeit, m. E., durchaus bat eim veränderter werden müſſen, nadıdem die 
Straßenbaulaft auf Grund des Strafenbebauungs- Gefeged und der hiernad) 
erlafienen Ortsftatute im Wejentlichen auf die Grundeigenthümer abgemälzt 
worden ift. 

Hiernad komme ich zu dem negativen Refultate, daß vorerft zur Herans 
ziehung des Grundbejige® nach dem Principe: Leiſtung und Genenleiftung , die 
Eonftruction einer felbitftändigen Communal= Grundfteuer wenig Ausſicht auf 
Erfolg hat und daß man fich deshalb im Allgemeinen wird beſcheiden müſſen, 
dem gedachten Principe durch Erhebung von höheren oder niederen Zuſchlägen 
zur Grund: und Gebäubefteuer je nad den örtlichen Verhältnifjen gerecht zu 
werben. 

Zu diefem Schluß führt auch der Pafjus in der Denkichrift über die 
Semeindeftener-Gefetggebungs-Reform, wo gefagt ift: 


„dagegen kann allerdings die Richtigkeit jener Behauptung in dem befchränf- 
teren Umfange, daß, da ein erheblicher Theil der Gemeinde-Abgaben vorzugs- 
weile zu wirthichaftlichen Zwecken verwendet werden, bei der Aufbringung der 
Gemeinde: Abgaben der Grundfag von „Leitung und Gegenleiftung” nicht 
ganzlih unberüdfichtigt bleiben dürfe, nicht beftritten werden. 

Eine genaue Berechnung der Höhe des bezüglichen Antheils der Gemeinde: 
Abgaben behufs gefonderter Aufbringung derſelben durch Grund-Abgaben ift 
zwar bei der gemifchten Natur der Erfteren nicht ausführbar, es rechtfertigt 
fi) aber durch diefe Nüdficht die im 8 2 des Entwurfes aufgeitellte Regel 
der Mitheranziehung der Grund- und Gebäubdefteuer bei der Aufbringung der 
Gemeindebedürfniſſe.“ 

Mit einem Worte ſoll noch der ſtädtiſchen Miethsſteuer gedacht werden, 
die vereinzelt in großen Städten vorkommt. 

Wenn es dahin geſtellt ſein kann, daß ſie, wo ſie einmal eingeführt iſt, 
beſonders in Großſtädten ihren Zweck erreichen mag und beizubehalten iſt, ſo 
könnte ich ihrer Einführung doch nicht das Wort reden, da ich rückſichtlich Des 
Charakters derſelben mich vollſtändig dem Urtheile des Profeſſor Meter ans 
ſchließen kann, daß dieſelbe entweder eine Abart der Grundſteuer oder der Ein— 
fommenfteuer, oder von beiden Etwas ſei; daß diejelbe aber jedenfalls verwerflich 


2) Die am Schlufje angehängte Steuer-Nahweifung beweift dies. (A. d. 8.) 
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fei, weil fie in der That eine Progreffion nach unten bildet, und zum Einfommen 
in einem umgekehrten Verhältniß ftebt. 

Aus ihrem für die Gemeindebefteuerung ungeeigneten Wejen ift e8 denn 
auch zu erklären, daß die übergroße Mehrzahl der Städte ihre Einführung 
niemals verjucht bat. 


Wenn nun, was den Grundbefig angeht, das Intereſſe defjelben an den 
Gemeinde-Einrichtungen, wenn auch nicht in vollfommener Weile, jo doch einiger= 
maßen genügend, zu den Gemeindetoften herangezogen wird, fo ift m. €. der 
übrige Theil der Einwohnerſchaft in den Städten allerwärts durch ein entwickeltes 
Gebührenfyften nad dem Principe von Leiſtung und Gegenleiftung binlänglich 
in Anſpruch genommen. 

Es find dies doch wohl jo befannte Dinge, daß fie einer längeren Auge 
einanderjegung nicht bedürfen werben. 

Ale Städte, gewiß ausnahmslos, erheben für ihre höheren Lehranftalten 
Sculgelver, und zwar fehr erhebliche, von allen Denjenigen, die ihren Kindern 
eine höhere und allgemeinere Bildung zu Theil werben Lafjen können und wollen. 
Ich glaube nicht fehlzugreifen, wenn ich, wenigftens für die Induftrie= Bezirke 
Rheinland und Weftfalens annehme, daß der mittlere Durchſchnittsſatz der 
Schulgelver auf Gymnaſien, Realjchulen, höheren Bürger: und Töchterſchulen 
zwilchen 90—100 Mark pro Kopf jährlich Ichwanfen wird. Eine Anzahl von 
Städten hat meines Wiſſens den Schulgelverfägen die Einkommens-Verhältniſſe 
der Eltern der die Anftalt befuchenden Kinder zu Grunde gelegt, fo daß beilpield- 
weile in meiner Stadt der Minimal-Schulgelvfag auf dem Gymnaſium wie der 
Realſchule 90 Mark, dagegen ver Marimaliag 150 Mark beträgt. 

Das find doch in der That hohe Gebühren für die Benugung eines ſtädti— 
hen Inſtituts, um jo mehr, als es keineswegs überwiegend der kleinere Theil 
der reichen Bürger ift, deren Söhne die Claſſen füllen, als vielmehr der mittlere 
Bürger» und Beamtenftand, dem die Aufbringung ſolcher erheblicher Beiträge 
ſehr oft recht ſchwer fällt. 

Auch die Erhebung von Schulgeldern in den Elementarjchulen ift eine weit 
verbreitete, wenn e8 auch Gemeinden giebt, die von diefer Gebühren-Einnahme 
abgeſehen haben. 

In vielen Orten ſchwankt dieſes Schulgeld zwifchen drei und ſechs Mark 
pro Jahr und Kopf, und Zaufende von Fabrifarbeitern und Taglöhnern würden 
ſehr häufig an Schulgeldern das dreis und vierfache ihres Staats-Claſſenſteuer— 
ſatzes aufzubringen haben, wenn nicht eine milde Praxis der Gemeinde- und 
Schulbehörden in Fällen der Noth das ganze Schulgeld, in Fällen der Bedürf— 
tigfeit und Würdigkeit weniaftens einen verhältnißmäßigen Theil deffelben erließen. 

Für die Benugung der Gas- und Waſſerwerke werben faft ausnahmslos 
von den Berwaltungen ſolche Gebühren - Tarife aufgeftellt und in Anwendung 
gebradht, daß die Einnahmen aus den Gas- und Waflerlieferungen beftimmt _ 
find, nicht nur die Betriebs und Amortifationskoften, ſowie die Verzinſung des 
Anlagecapital® zu deden, fondern auch außerdem reine Ueberſchüſſe zu gewähren. 

Auch die Koften von plänmäßigen unterivdiihen Entwäfferungs = Anlagen 
fönnen jest, wie e8 mehrfach geichehen ift, auf Grund der nad dem neuen 
Bebauungsgefeg zu erlaffenden Ortöftatute auf die Hauseigenthümer abgewälzt 
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werden, und erfreulich iſt es zu conſtatiren, daß die Hausbeſitzer freiwillig ſich 
bereit finden, entſprechende Gebühren für dieſe wohlthätige Einrichtung in den 
Gemeinden zu entrichten, wo ein ortsſtatutariſcher Zwang noch nicht eingeführt iſt. 

Weiter iſt ja, ſelbſt durch das Geſetz, die Gebühr für die Benutzung öffent- 
licher Schlahthäufer dahin geregelt, daß diefelbe in folder Höhe erhoben werden 
fann, daß außer den Betriebsfoften auch die Verzinſung und Amortifation des 
Anlagecapital8 beftritten werben. 

Nicht minder endlih, um diefen Punkt abzufchließen, werben in den Ge— 
meinden für die Benugung einer großen Reihe anderer Anlagen und Einrid- 
tungen, wie Lagerplägen, Waarenhallen, Yadebrüden, Häfen, Marftplägen, 
Badeanftalten und dergleichen entjprecyende Gebühren erhoben, während Niemand 
bedauern wird, daß die Erhebung folder Zölle für die Benutzung von Straßen 
und Chaufjeen im Intereſſe des freien Verkehrs in Wegfall gekommen ift. 

Nachdem der Beweis erbracht zu fein jcheint, daß für die Gemeinden, in 
joweit fie ihr Steuerrecht gegen ihre Eingefeflenen nad dem Principe von 
„Leiftung und Gegenleiftung“ geltend zu machen haben, vorerſt ein felbftftändiger 
und unabhängiger Weg der Befteuerung im Großen und Ganzen nicht vor- 
gezeichnet ift, bleibt die fchon oben aufgeftellte Behauptung mit einigen Worten 
zu erörtern übrig, daß die Gemeinden in ihrer Eigenjhaft als gleid= 
artige und gleihwerthige Organismen, wie der Staat ſelbſt, 
auf dem großen Gebiete der inneren Staatöverwaltung nidt in 
der Lage find, ein beſonderes, vom Staatöfteuerweien unabhängiges Communal- 
ſteuerweſen aufzubauen und in erſprießlicher Weiſe weiter zu entwideln. 

Der preußiſche Staat erhebt einerjeitS indirecte Verbrauchsſteuern, ein— 
ſchließlich der Stempel- und Erbihaftsfteuern, ſowie andererſeits directe Steuern, 
nämlich die Eifenbahnfteuern, die Grund: und Gebäubdefteuern, ferner die Gewerbe— 
ſteuern und endlich die Claſſen- und Einfommenfteuer. 

Die allgemeine Einführung von indirecten Verbrauchsſteuern in den Ge— 
meinden bat feinerlei Ausfiht auf Erfolg, weil eine conjequente Zoll- und 
Handelögefeßgebung, wie ſchon angeführt wurde, den Kreis derjelben nahezu bis 
auf eine einzige, die Schlachtfteuer, verengt hat, wie fie ja auch niemals in bem 
übergroßen Theile der Städte eine ermähnenswerthe Ausbildung erfahren haben, 
und weil ferner die Erhebung ſolcher Abgaben wohl innerhalb des großen 
Staatöverbandes und vielleicht auch in der einen oder anderen Großſtadt thunlich 
erjcheint, im der Ueberzahl der Gemeinden aber mit den dadurch erwachſenden 
Koften und den jonftigen Schwierigkeiten der Bereinnahmung in feinem Verhältniß 
ftehen würde. 

So jehr anzuerkennen tft, daß die Städte, weldye einmal die eine oder 
andere indirecte Conſumſteuer, insbefondere die Schladhtfteuer haben und über 
den Apparat zu deren Erhebung verfügen, zwedmäßig handeln, fich dieſe Ein- 
nahmequelle zu "erhalten, zumal die Erfahrung gezeigt hat, daß die Preife des 
betreffenden Conſumartikels, insbefondere des Fleiſches, nach Aufhebung der 
Schlachtſteuer nicht herabgefunfen find, umgefehrt aber die Güte dieſes Conſum— 
artifel8 ſich verfchtedentlich vwerfchlechtert hat, — fo wenig wird man fi für 
deren allgemeine Neueinführung begeiftern können. 

Bielmehr kann man dagegen nur wünfchen und hoffen, daß die Staate- 
Berwaltung durch Auflegung neuer oder Erhöhung beftehender Confumtiong- 
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Steuern in zwedmäßiger Weile die hieraus fliegenden Quellen ihrer Einnahmen 
in beträchtliher Weife vermehrt, damit fie einerjeits in Die Lage kommen fann, 
ihre Einnahmen aus anderen Steuerarten, auf welche vorzugsweiſe die Gemeinden 
angewiefen find, zu beſchränken und andererjeitd von den (Gemeinden wenigſtens 
einen verhältnigmäßigen Theil der Yajten zu nehmen, die die legteren bisher im 
Staatsinterejje zu tragen gezwungen geweſen find. 

Weiter ift nun, was die directen Staatöfteuern anlangt, jhon der Meinung 
Ausdrud gegeben, daß wie an eine einfache Ueberlafjung der ſtaatlichen Grund— 
und Gebäudefteuer an die Gemeinden nicht zu denken fer, fo auch für eine be= 
fonderd zu conftruirende gemeindliche Realfteuer große Schmierigfeiten vor= 
handen jeien. 

Eine ſolche Gemeinde = Grund- und Gebäudefteuer, um die oben gemachten 
Ausführungen noch zu vervollftändigen, müßte, wenn fie für die Verminderung 
des Steuerdrudes, wenigftens für die Städte und Gemeinden der Induſtrie— 
Bezirke einen fühlbaren Effect haben jollte, wenn nicht höhere, jo doch mindeftens 
die doppelten Erträgniffe ergeben, welche gegenwärtig aus den gedachten Com— 
munen nad den Veranlagungsgrundfägen der Staats- Grund: und Gebäude— 
fteuer für den Staatsfädel gewonnen werden. 


Wenn num aber der Staat den” landwirtbichaftlich benutten Boden bereits 
mit einer Rente von pr. pr. 10 %/, Des cataftrirten Reinertrages, der allerdings 
den thatſächlichen Neinertrag lange nicht erreicht, und die Gebäude mit 4 %, 
des freilich aud hinter der Wirklichkeit erheblich zurüdbleibenden Miethwerthes 
belaftet hat, jo möchte ich doch erft abwarten, auf welchen Unterlagen eine in 
ihren Erträgnifien jo vielmal höhere Communal= Realjteuer faufgebaut werden 
jollte, ohne daß ſänmtliche Grund- und Hausbefiger über Vergewaltigung 
Klage erhöben, 

In der That, mid dünft, daß man auf diefem Wege leicht in die Lage 
fommen fönnte, wider Willen, anftatt einer Communal : Realfteuer eine Abart 
der Einkommenſteuer zu conftruiren, mit dem Erfolge, daß der Grundbefiger 
eine zweite Einfommenfteuer zu entrichten hätte, nur mit dem Unterjchiede, daß 
bei der eigentlichen Einfommenfteuer die Schulden berüdfichtigt würden, während 
fie bei der anderen, als einer Ertragsfteuer, aufer Anſatz blieben. 

Am allerwenigften aber verträgt e8 m. E. der Begriff und das Welen 
der Einfommenfteuer, daß eine ſolche fi in unabhängiger Weile von den 
Normen und Grundprincipien der des Staates entwidele. 

Denn entweder ift der Begriff des Einfommens ein und derjelbe, 
dann wäre die Eriftenz zweier Einfommenfteuer-Arten bei gleihartigen und 
gleichwerthigen Verbänden zur Beſchaffung der Mittel Behufs Erfüllung ihrer 
geftellten fittlichen Gulturzwede ein Nonfens, oder aber der Einkommens— 
begriff fände bier eine andere Auslegung als dort, jo müßte die Anwendung 
folder verſchiedener Begriffe zum Unrecht und zur Corruption führen, 

In der That, Das Einfommen eined Menjchen fann nur immer ein und 
dafjelbe fein, mag er nun aus demfelben dem Staate oder der Gemeinde feinen 
Ihuldigen Tribut entrichten; denn es ift Die Gefammtjumme defien, was er 
während einer gewiffen Zeitdauer nad Abzug der darauf verwendeten Koften 
erwirbt, möge es fich ald Gewinn aus VBermögensftüden oder ald Ertrag aus 
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feiner Arbeitöthätigfeit darjtellen und möge daſſelbe zur Conſumtion oder zur 
Bergrößerung des vorhandenen Vermögens dienen. 

Und wäre jelbft umbeftritten das ftaatlihe Einfommenfteuer - Syftem ein 
verwerfliche8, oder zeigte es jo erhebliche Mängel, daß fich feine Anwendung 
auf communale Berhältnifje verböte, jo wirde immer nur für mich daraus 
folgen, daß, jo lange der Staat feine Untertbanen nady ihrem Einfommen zur 
Steuer heranzieht, er verpflichtet ift, jo weit e8 in der Möglichkeit Liegt, dem 
Begriffe und Wejen des Einkommens ebenio ſehr durd richtige Veranlagungs— 
Grundfäge, ald durch den wirklichen Berhältnifien möglichft entiprechende Tarife 
und Scalen gerecht zu werden, da e8, ſchon des natürlichen Abhängigkeitövers 
bältnifjeg wegen, in weldem die Gemeinden zum Staate ftehen, nicht angängig 
ericheint, wie e8 auch aus andern Gründen nicht möglich ift, daß im umgefehrter 
Weiſe eine das wahrhafte Welen des Einkommens erfajjende Steuer von den 
Gemeinden gebiltet und dem Staate ald Mufter vorgeftellt würde. 

Nach dem Sefagten — Die Gewerbefteuer glaube ich ſchon der beichränften 
Zeit halber übergehen zu dürfen — möchten die vorgebradyten Griinde einiger: 
maßen als geeignet befunden werden können, zu Ounften einer dringend noth= 
wendig gewordenen Commumnalfteuer-Reform dem Principe des Zuſchlags zu den 
directen Staatsfteuern für die Gemeinden zur Aufbringung ihrer Gommunal- 
bedürfniſſe das Wort zu reden. 


Trogdem man biernah mit dem Grundprincip des befannt gewordenen 
Gommunalfteuer = Gefegentwurfs einverftanden fein fann, jo muß doch auf das 
Entjchiedenfte befümpft werden, daß em foldyer Entwurf Geſetz werde, jo lange 
nicht eine durchgreifende Verbeſſerung zunächſt der ftaatlihen Einfommenftener — 
zu der aud) die Claſſenſteuer zu rechnen — vorhergegangen ift. 

Eine Commumalfteuer: Reform auf dem Fundamente des Zuichlagsprincipg, 
ohne daß vorher eine Beſeitigung der Schäden und Mängel ver ftaatlichen Ein— 
fommenfteuer ftattgefunden hätte, wäre überhaupt feine Reform, ſondern nur 
eine Uniformirung, die Alles fchlieglich beim Alten Liege und nicht im Stande 
wäre, die gebotene Herabminderung des Steuerdrudes in den Städten einzuleiten, 

Und wenn der Verfaſſer der Dentichrift zum Gommunalfteuergeleg-Entwurf 
die unfehlbare Klafficität der fundamentalen Grundfäge für die Staats-Clafien- 
und Eintommenfteuer für erwielen hält, indem er ausführt: 

„Die Abftufung des Einkommens und der Steuerfäge in den Tarifen der 
beiden genannten Staatöfteuern beruht auf forafältigen, in dem Syſtem und 
Wejen der legteren begründeten Erwägungen, welche in allen Fällen, wo die 
Vertheilung von Gemeinde-Abgaben nah den Grundſätzen jener Steuern ftatt- 
finden ſoll, gleichmäßige Geltung behalten. Abänderungen des Verhältniſſes 
der einzelnen Tariffäge zu einander und zn den bezüglicen Einfommenftufen 
fönnen durch locale Eigenthümlichkeiten diefer oder jener Gemeinde nicht füglich 
gerechtfertigt werden. Ebenſowenig fann die Erhebung von Communal-Ein- 
fommenfteuern nach ſolchen Tarifen für zuläffig erachtet werben, deren Steuer: 
ſätze gegen diejenigen der genannten Staatsfteuern ftärfer anfteigen. 

Der früher zur Redtfertigung folder progrelfiven Gommunal-Einfommen= 
fteuern angeführte Grund, daß diefelben zur Schonung der unteren Bevölferungs« 
claſſe gereichten, hat feit der Durch das Gejek vom 25. Mat 1873 erfolgten 
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Einführung des neuen Clafjenfteuer-Tarifs, durch melden dieſer Anforderung 
in ausreihendem Maße Rechnung getragen wird, feine Bedeutung verloren, 
und treten jett die gegen derartige Progreſſivſteuern obwaltenden principiellen 
Bedenken ausjchließlih in den Vordergrund. Behufs Herbeiführung einer 
der Leiſtungsfähigkeit der verſchiedenen Einmohnerclaffen ent|prechenden Ver— 
theilung der Steuerlaft handelt es ſich zur Zeit im Wefentliden 
nur darum, das Eintommen derjelben, namentlih aud in 
den höheren Stufen richtigzu veranlagen, ein Ziel, zu deſſen 
Erreihung die Gemeinden felbft durch Erfüllung der ihnen 
in diefer Hinfiht obliegenden Pflihten beizutragen in der 
Lage find —“ fo muß dem widerfprochen werden, inſoweit nicht aus dem 
Schlußpaſſus diefer Ausführung ein Anerkenntniß berausgelefen werben fann, 
daß wir zur Zeit im preußifchen Staate von dem Ziele einer‘ möglichft gleich— 
mäßigen Einihätung des Einkommens nod weit entfernt find. 

Man darf fich nicht fcheuen, — denn der Ernſt der Sache erfordert e8 — 
einer ſolchen Anſchauung Ausdruck zu geben: daß nad) der zeitigen Lage der 
Staatöftener = Gefeggebung im preußiſchen Staate in den öftlichen wie in den 
weftlichen Provinzen eine gewaltig große Summe des Einkommens fich der Ver— 
anlagung entziehe, wenn eine ſolche Meinung, auf Grund practiicher Erfahrungen 
bi8 zur Ueberzeugung durchgedrungen ift. 

Wol giebt das Geſetz die Gefichtöpunfte in detaillirter Weife an, nad) 
welchen alle die verfchiedenen Einfommensmerkmale eines Genfiten eruirt und 
zufammengefaßt werden follen, wenngleich dafjelbe mit einem gewiffen Wohl- 
wollen daran die Weiſung knüpft, daß ein läftige8 Eindringen in die Berhältniffe 
der zu befteuernden Perſonen vermieden werden jolle, allein trotzdem wird ein 
Jeder, der jemald in Einfhägungs- Commiffionen längere oder kürzere Zeit 
thätig geweſen ift, erfahren haben, wie häufig rathlos, jelbft nad Tangjähriger 
Praris man ift, wenn e8 gilt, das Einfommen eines Steuerzahlers richtig zu 
erfaſſen. 

Dieſe Schwierigkeiten in der Ermittlung der Wahrheit, die in den unteren 
Claſſenſteuer-Stufen noch verhältnißmäßig gering find, in den mittleren und 
oberen Stufen derjelben, wie aud in den Anfangsftufen der Staatseinkommen— 
fteuer ſchon erheblicher werden, fie erfcheinen in den hohen Einkommens-Regionen 
als geradezu unüberwindlih. Denn keine Einihägungs-Commilfion, oder einzelne 
Mitglieder derjelben, wenn fie nicht durch einen zufälligen Umftand von der 
- Wirklichkeit unterrichtet find, werden zu fagen wiffen, ob Jemand ein Gapital- 
vermögen von einer Million, oder ein und eine halbe Million befige oder ob 
die Summe feiner jährlien Einnahme aus Grundbefig ‚und anderen Werth» 
objecten, mie aus feiner fonftigen gewerblichen oder wirthfchaftlihen oder geiftigen 
Thätigfeit 50,000 oder 70,000, 150,000 oder 200,000 betrage. 

Bielleiht wäre Mancher in der Lage, für einzelne Fälle einer weitaus 
rigen und fälfchlichen Beſteueruug Iluftrationen intereffanter Art beizubringen, 
allein e8 giebt auch Thatfachen, die einer fpeciellen Beweisführung nicht bedürfen, 
weil fie ebenjo jehr in der Natur der Sache Liegen, wie auf Notorietät beruhen. 

Es dürfte deshalb genügen, darauf hinzuweiſen, daß die Gefeßgebung felbft 
bi8 vor wenigen Jahren ein Jahreseinfommen von über 240,000 Thaler zum 
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Zwecke der Befteuerung überhaupt nicht kannte und e8 alfo für fteuerfrei 
erklärte, obſchon ficherlih Fein Zweifel beftand, daß höhere Einfommen über 
jene Summe beftanden, vermuthlic doch aus feinem anderen Grunde, als dem 
der Unmöglichkeit, ſolche hohe Einkommensſummen im Wege der Schägung zu firiren, 

Und nicht minder ſcheint dem Privilegium der Staatöbeamten nad dem 
Gefege vom 11. Yuli 1822 lediglih das Zugeſtändniß zu Grunde zu liegen, 
daß diefelben einer billigen Schonung bedürfen, weil ihr Gehalts - Einfommen 
bi8 zum legten Pfennig befannt ift, während dafjelbe von allen anderen Steuer- 
pflichtigen nicht gelagt werden kann. 

Die Motive zum Gefeß-Entwurf ftehen denn auch nicht an, ein ſolches 
Bekenntniß abzulegen, wenn e8 in denfelben heißt: 


„Die Beſtimmungen zu Gunften der Staatsbeamten werden zwar formell 
als ein Privilegium bezeichnet, enthalten aber materiell feine Bevorzugung, 
fondern nur eine Ausgleihung, welche nothwendig ift und bleiben wird, 
jo lange die factifhe Unmöglichkeit vorliegt, die übrigen Claſſen der Steuer- 
pflichtigen in der gleichen Were, wie die Beamten, mit dem vollen Be— 
trage ihres Einkommens zur Beranlagung zu bringen.” 


Wenn folche Berhältniffe, die nicht erft durch eine ftatiftifche Kritik der 
Eintommensfhägungen erwiefen zu werben braucen, vorliegen, fo ift e8 unab- 
weislich Schon eine einfache Forderung der Gerechtigkeit, daß dieſen Uebel- 
ftänden, jo weit e8 in menſchlicher Kraft Liegt, Abhülfe gefchaffen werde. 

Denn die Beiteuerung des Einfommend im Staate wie in der Gemeinde, 
erfolgt nadı dem Principe der Leiftungsfähigfeit; gerade die Einkom— 
menfteuer zeichnet fi gegenüber den indirecten Verbrauchsſteuern, ſowie gegenüber 
den Ertragsfteuern dadurch aus, daß fie einen fittlihen Hintergrund hat, 
weil in ihr vorzugsweile der Gedanke verkörpert iſt, Daß der Staat, mie die 
Gemeinden befugt find, zur Erfüllung ihrer fittlicyen Gulturzwede ausnahmslos 
alle ihre Angehörigen, je nad ihrem Bermögen und nad ihrer Kraft, nöthigen= 
falls jelbft bis zur Opferbereitichaft, heranzuziehen und daß die Solidarität der 
Interefien diefer Organismen eine ſolche ift, daß Einer für Alle und Alle für 
Einen jtehen müſſen. 

Jede zu geringe Belaftung des Einen muß daher zum Unrechte werden 
gegenüber dem Anderen, deſſen YLeiftungsfähigkeit und Kraft verhältnigmäßig 
ftärfer in Anſpruch genommen worden ift. 

Dieſer Geſichtspunkt fällt für die Eriftenzbedingungen gerade der Gemeinden 
um jo jchwerer ind Gewicht, als ſie nah den bisherigen Ausführuns 
gen ungleich mehrals der Staat daraufangemwiejen find, ihren 
Hauptbedarf an Mitteln zur Erfüllung ihrer Zwede auß der 
Beftenerung des Einfommensihrer Angehörigen zuentnehmen. 

Gewiß ift es nun eine überaus ſchwierige Aufgabe, Grundfäge ausfindig 
zu machen, welche einigermaßen Sicherheit für eine zutreffende Ermittelung des 
Einkommens der Steuerpflichtigen gewähren; ficher ift, daß auch bei der denk— 
barft beften Einfommensd-%seranlagung immer noch eine Fülle von Irrungen und 
Unrichtigfeiten vorhanden fein wird, weil die Formeln derjelben der Bielgeftaltig: 
feit der Verhältnifje nicht zu folgen vermögen, allein nad) dem Satze, daR das 


46 Wegner. 


Beite des Guten Feind ıft, dürfen ſolche Bedenken nit abhalten, die als 
ſchreiend erfannten Mängel dur Berbefjerungen zu bejeitigen. 


Nah folgenden Richtungen hin wird eine Reform der ftaatliben Ein— 
fommenfteuer für unabweisbar erachtet: 


1) Die Ermittelung des Einfommens — abgejehen von den unteren Claſſen— 
jteuerftufen, wo aus praftiichen Gründen eine einfache Claſſenſchätzung ges 
nügend erfcheint — muß auf dem Wege der Selbiteinichägung mit 
eidesftattliher Berlicherung unter Anwendung und refp. Verhängung 
von Freiheit3- und Geloftrafen im Falle nachgewieſener, wiſſentlich falſcher 
Angaben unter Auffiht und Yeitung einer Einſchätzungs-Commiſſion 
erfolgen. 


Man bat eine ſolche obligatoriſche Selbſteinſchätzung eine ‚Prämie auf 
den Betrug‘ genannt; allein ebenjomwenig kann es zu einer Hebung und Ber: 
beſſerung der allgemeinen Moral dienen, wenn fi fett Jahren gewifjermaßen 
aus ein Nechtsbegriff die Anſchauung durchgebildet bat, daß die Leiftungsfähig: 
feit des Steuerpflichtigen durch die Schägung der Commiſſion voll und richtig 
erfaßt jet, wenn ſchon der Genfit beſſer weiß, daß er vielleicht mit nicht viel 
mehr, als der Hälfte feines wirklichen Einfommens in Anfpruch genommen: ift. 

Sit es doch jo weit gefommen, daß es als eine ganz bejonders zu rühmende 
That angejehen worden ift, wenn ein Genfit, was in vereinzelten Füllen ges 
ſchehen ift, die Einichägung zu einem höheren Einfommensjate gefordert hatte, 
als von der Commiſſion ermittelt war. 

Man kann von dem Rechtsſiun und der Gewiſſenhaftigkeit der großen Mehr: 
beit der Einfommenfteuerpflichtigen erwarten, daß fie, wenn das Geſetz Died ver- 
langt, ihr Einkommen in zutveffender Were declariven, und durch ein jolches 
Beijpiel würden Andere, wenn auch vielleicht Anfangs mit einigem Widerwillen, 
in gleicher Weile zur Wahrheit mit fortgeriffen werden, zumal wenn die Re— 
Jultate der obligatoriichen Selbſteinſchätzung in ausgedehntefler Weiſe der volliten 
Deffentlichkeit überantwortet würden, und wenn ferner — worauf id nod mit 
einigen Worten zurückkomme — die auf diefem Wege ermittelten Einkommens— 
fummen nur zu einem feftbeftimmenden Betrage dem Staat über- 
wiefen werden dürfen, im Uebrigen aber zur Dispojition der Gemeinden ftehen, 
um auf dem Zuſchlagswege ihre Bedarfsſummen zu befhaffen. 

Es ift nun der. Einwand erhoben worden, daß bei dem fchwanfenden Be— 
griffe des Einkommens es für viele Steuerpflichtige ſehr ſchwierig, wenn nicht 
unmöglich fei, diejenigen Ausgaben auszufondern, melde als Gejchäftsuntoften 
von der Beftenerung frei zu laffen, und wieder folche, welche in der Summe 
des Einfommens einzuredinen jeien; allein wäre ed der Fall, jo würde Doch 
nur daraus folgen, Daß, wenn der Cenſit jelbft nicht im Stande ift, fein zu 
befteuerndes Einfommen in vollfommener Weiſe auszuziehen, dies noch viel weniger 
in der Möglichkeit einer Einſchätzungs-Commiſſion Liegt. 

Thatlächlich aber Liegt die Sache der Art, daß Gewerbetreibende und Ge— 
ſchäftsleute nicht minder, wie Capitaliften und Beamte, recht wohl dasjenige Ein— 
fommen fennen und anzugeben wiſſen, welches nad den zu exlafjenden Ytormen 
der Einihägung unterliegt, ſei es nun, daß entweder nadı den zu erlaſſenden 
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Beſtimmungen das Einkommen des Vorjahres oder der Durchſchnitt 
der letzten drei Jahre den Maßſtab für die Beſteuerung abzugeben hat. 

Man hat weiter darauf hingewieſen, daß man durch eine obligatoriſche 
Selbſteinſchätzung, insbeſondere Geſchäftsleute häufig dazu zwingen würde, ein 
höheres Einkommen, als wirklich vorhanden, zu declariren, um nicht den ihnen 
benöthigten Credit zu ſchmälern. 

Allein eine ſolche Erwägung verdient gar keine Berückſichtigung; denn auch 
nad) der Yage der zeitigen Einkommenſteuer-Geſetzgebung kommen Fälle vor, und 
fino vorgefommen, wo Geſchäftsleute, die thatſächlich überbürdet waren, im 
Intereſſe ihres Credits den Weg der Reclamation verſchmäht haben; im Uebrigen 
aber würde es nur im Intereſſe einer geſunden Greditwirthichaft Liegen, wenn 
das Einfommen eines Jeden den Andern offenbar wäre, welche mit ihm in ge: 
ſchäftlichen Beziebungen irgend welcher Art ftehen. 

Es kann ferner nicht beftritten werden, daß die obligatoriſche Selbſtein— 
ſchätzung von vielen Seiten nody ald eine gewifje Ungeheuerlichkeit angejehen 
wird; allein es iſt doch der Nachweis zu führen, daß fie wenigftens in ihren 
Anfängen grundjäglih von der Geſetzgebung als berechtigt anerkannt ift, wenn: 
gleich fie wohl nur in den jeltenften Fällen zur praftiichen Anwendung ges 
fommen ift. 

Denn ım $ 26 des Geſetzes vom 1. Mai 1853 und 25. Mai 1873 ift 
rüdjihtlih der Behandlung der Reclamationen beftimmt, daß die Bezirks-Coms 
miljion behufs Prüfung der Reclamationen zuvörderft zwar ebenfall® den nad 
gelafjenen milveren Weg, die Wahrheit zu ergründen, zu betreten babe, daß fie 
aber demnächſt die Befugniß habe, eine genaue Feftftellung der Vermögens-⸗ und 
Einkommensverhältniſſe des Reclamanten zu veranlafjen, und zu diefem Behufe 
das Recht habe, Zeugen eidlich durd daS Gericht vernehmen zu laſſen, dem 
Reclamanten in detaillirtefter Art formulirte Fragen vorzulegen, die Einjicht der 
Handlungsbücer und Borlegung von Documenten aller Art zu verlangen, end» 
ih aud dem Reclamanten die Abgabe einer eivesftattlichen Erklärung in wört— 
lich vorzufchreibender Form vorzulegen, deren willentlicy unrichtige Abgabe ihn 
doch mit dem Strafgefegbuche in Eonflict bringen müßte. 

Nicht minder endlich fünnten die Einſchätzungs-Commiſſionen auf indirectem 
Wege ſchon jetzt einen großen Theil der Eintommenfteuerpflichtigen zur Declaration 
ihred Vermögens thatlächlic auf den Weg der Selbſteinſchätzung drängen, wenn 
fie, was fie freilich nicht thun werden, ſolche Einfymmensfäge arbitrirten, welche 
eine thatſächliche Ueberbürdung des Steuerpflichtigen zur Folge haben würden. 

Ein weiterer Mangel des ftaatlihen Einkommenfteuer-Syftems ift ferner: 

2) daß rücfichtlicy der Quellen des Einkommens ein Unterjchied nicht ge- 
macht tft und fundirte® Einkommen aus Capital-Vermögen (der Grund: 
und Häuferbejig jcheivet aus, weil die Erträgnifje aus demjelben bereits 
mit Zufchlägen zu belaften fein würden) nicht ftärfer, als unfundirtes aus 
Arbeitöleiftung herangezogen ift. 

Allein wenn auch deshalb vielleicht eine verhältnißmäßig ftärfere procentale 
Belaftung des fundirten Einkommens gerechtfertigt ſein oder aber im Intereſſe 
dev Gemeinden für diefelben zur eigenen Benugung eine bejondere Bermögens=- 
fteuer zu conftruiren fein möchte, jo laſſe ich doch folche zu jtellende Forderun— 
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gen für jest auf fich beruhen, weil fie erft in weiterer Ferne verwirflicht werden 
könnten und die dringende Reform der Staatseinfommenfteuer behufs Entlaftung 
der Gemeinden von dem vorhandenen Steuerdrud nur noch mehr verzögern 
würden. 

Es bleibt noch übrig, in möglichſter Kürze 

3) die Frage der Progreſſion der ſtaatlichen Claſſen- und Einkommenſteuer 
einer Erörterung zu unterziehen. | 

Es ift hier nicht der Plag, zu unterſuchen, ob die Progreffion der perſön— 
lihen Staatsfteuern, um dem Principe der Leiftungsfähigfeit gerecht zu werben, 
vom theoretiich-wifjenfchaftlihen Standpunkte aus, überhaupt zuläflig ericheint 
oder nicht, ſondern wielmehr,. ob die nach den Tarifen und Scalen des Ge- 
fees thatfächlih vorhandene Progrejjion als zweckmäßig und entjprechend an- 
erfannt werden fann. 

Man hat zwar auszuführen verfucht, daß eine progrelfive Einfommenfteuer 
ſchließlich zum Communismus führen müffe, aber mir fcheint, daß bei einer folchen 
Anficht überjehen ift, daß die Progrefjion ihre vernünftige Begrenzung hat, nad) 
dem Mafiitabe, daß die Steuer aus dem Einkommen vom armen wie vom 
reihen Manne ald eine im großen Öanzen gleihmäßig empfundene 
Laſt fich darftellen muß, und daß doch thatſächlich die progreſſive Einkommen— 
fteuer jeit einer großen Keihe von Jahren nicht minder im preußiſchen Staate 
innerhalb enger Grenzen, von etwa 4, bis 3 %/,, wie in einer großen Anzahl 
Städte in ungleich größeren Abftänden von etwa Y/, bis 10, 12 %, und bar | 
über hinaus beftanden hat, ohne daß zerfegende Wirkungen derjelben verfpürt 
worden wären, 

Die Denkſchrift zu dem Communalfteuergefegentwurf nimmt nun ohne 
Weiteres an, daß die in Geltung ftehenden Abftufungen des Einfommensd und 
der Steuerjäge in den Tarifen der Staats = Clafjen- und Einfommenfteuer die 
richtigen jeien, weil fie auf forgfältigen, in dem Syftem und Wejen der letteren 
begründeten Erwägungen berubten, allein diefer Behauptung kann mit dem— 
jelben Rechte die Meinung gegenüber geftellt werben, daß die Grenze der Pro— 

rejfion bei einem Einfommen von 3000 Mark zu niedrig bemefjen fei, anderer= 
Bes, daß es gerechtfertigt jcheine, die höheren Eintommensftufen mit einem 
gefteigerten Procentfag zu belaften. 

Ic ftehe nicht an, zu erflären, daß in vielen Fällen ein Einfommen von 
3000 Mark doch nur eben, binreiht, die Nothdurft des Lebens zu beftreiten, 
und deshalb eine Belaftung mit 3 %/, erft bei einem Eintommen von 4500 bis 
6000 Mark zweckmäßig ericheinen fann, wie ich nicht anftehe, der Anficht Aus 
drud zu verleihen, daß ein Einkommen von 40 bis 50,000 Mark und darüber 
hinaus vielmehr im Stande ift, eine Belaftung von 4 und felbft 5 %, zu er= 
tragen, weil auc bei dieſer ftärferen Inanſpruchnahme des Einkommens die 
durchaus berechtigten Lebensgewohndeiten und jonftigen Einrichtungen oder An— 
Iprüche der betreffenden Steuerzahler Teinerlei irgendwie fühlbare Einſchränkung 
erfahren würden. 

Indeſſen, da der Streit um eine andere Progreifion der ftaatlihen Ein— 
kommenſteuer die Reform derfelben und die davon abhängige Reform der Com⸗ 
munalfteuer-Gefeggebung vielleicht auf unbeftimmte Zeit binausfchieben könnte, 
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fo wird man ſich mit den beſtehenden Verhältniſſen für jet beſcheiden können, 
wenn nur das vor Allem zu erjtrebende Ziel erreicht ft, daß das Einkommen 
möglichft vichtig zur Veranlagung gebracht wird. 

Man müßte jevoh auf eine Reform der Staats Claſſen- und Ein- 
kommenſteuer nad) diefer Richtung hin verzichten, wenn nicht damit gleichzeitig 
eine Gontingentirung der FEinfommenfteuer verbunden würde, wie fie für 
die Clafjenfteuer bereit eingeführt. 

Nicht aus dem Grunde, weil der Zuſtand einer unrichtigen und falfchen 
Veranlagung zu den gedachten Steuern dann Lieber fortdauern möchte, damit 
nur nicht der Staat jo viel höhere Einnahmen aus der Befteuerung des Ein- 
kommens erzielen könnte, als vielmehr deshalb, weil im Falle der Nicht: 
fontingentirung fein nennenswerthes Einfommen frei bleiben 
würde, um zur Dispofition der Öemeinden für ihre Ausgaben- 
Bedürfniffe geftellt zu werden. 

Gewiß tft, daß der Erfolg eimer foldhen Umgeftaltung der ſiaatlichen 
Claſſen⸗ und Einfommenfteuer für die Communalbefteuerungsfrage nicht mit uns 
zweifelbafter Sicherheit vorbergefagt werden kann; aber erlaubt ift es, ber 
Meinung Ausdrud zu geben, die gleihmäßig von vielen Berwaltungsbeamten, 
wie von den Steuerzahlern felbft getheilt wird, daß, wenn anders Die obigen 
Ausführungen im großen Ganzen zutreffend find, binnen kurzer Zeit die hohen 
Procentjäge der gemeindlihen Steuern um ein Biertel ihres zeitigen Ertrages, 
wenn nicht, je nach den örtlichen Verhältnifien, nod Darüber hinaus, herab- 
finfen und im Laufe der Zeit allınälig einer weiteren Herabminderung entgegen 
gehen würden. — 


Es erübrigt noch, auf einige der wichtigſten Einzelheiten des Communal⸗ 
fteuergejeg-Entwurfes einzugeben: 


1) Die vorgefehene Befreiung der activen und inactiven Militairperfonen, 
jowte der Geiftlihen, SKirchendiener und Elementarlehrer von der Theil 
nahme an den Gemeindeabgaben ift nicht begründet. Wenn man fid) 
allerdings zu bejcheiden hat, daß die Frage der Heranziehung der Diilitair- 
perjonen zu den Communallaften durch die Reichs-Geſetzgebung zum Aus- 
trag zu bringen ift, jo fann fie doch für die übrigen Beamtencategorien 
nicht Länger zweifelhaft ericheinen, weil der einzige, in den Motiven geltend 
gemachte Umftand : daß diefe Perfonen an der Erhöhung der Bejoldungen, 
welde deu Beamten im Yaufe der Tegten Jahre zu Theil geworben find, 
nicht überall in gleichem Maße Theil gehabt haben, höchſtens zu ber 
Conjequenz führen könnte, daß auch Deren Gehälter dringend eine ent: 
Iprechende Aufbefjerung zu erfahren haben. Der Grund ift aber, wenig- 
jtens für die Mehrzahl der Städte, nicht einmal mehr zutreffend, weil in 
den legten Sahren die Stellen der Geiftlihen und Lehrer jehr erheblich) 
und angemefjen, wenn nicht jogar reichlich) dotirt worden find. 


2) Die Aufrechthaltung des Privifegtums der übrigen unmittelbaren und 
mittelbaren Staatöbeamten nad) dem Gefege vom Juli 1822 muß bin- 
fällig werden, jobald die vorgeichlagene Reform der Staats-Claſſen- und 
Einfommenfteuer ind Werf gelegt iſt; bis dahın können die Beamten bei 
der conftatirten Ungleichheit der Belaftung des Einfommens, die fich für 
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die Aufbringung der Gemeindebebürfniffe verbreifachen und vervierfachen 
würde, jenes Schutzes nicht entbehren, wenn anders ihre Eriftenz nicht in 
Frage kommen joll. 

3) Bon der Heranziehung der Forenjen und juriftifchen Perſonen, ebenjo 
des Neichd- und Staatöfiscus, der Gemeinden und der weiteren Com— 
munal-Berbände, wie auch insbejondere der Erwerbs⸗ und Actien-Gefell- 
Ihaften aller Art im Wege der jpeciellen Veranlagung, jei e8 nun zur 
Grund= und reſp. Gebäubefteuer, ſei e8 zur Einfommenfteuer nad) fingirten 
Sätzen, fann nicht abgejeben werden, ſchon aus dem praftiichen Grunde 
nicht, weil die Bezüge aus diefer Befteuerung für einen großen Theil der 
Gemeinden eine jo erhebliche Quote ihrer Einnahmen darftellen, daß die 
erhoffte Entlaftung derſelben im Sinne der befürworteten Reform im 
Valle ihrer Befreiung von der Befteuerung des Einfommens nicht ein= 
treten würde. 


Dies erhellt aus den ftatiftiichen Nachrichten, die von Städten der 
Kegierungsbezirte Düffelvorf und Arnsberg vorliegen. 


Wenn zu Gunften des Fiscus ꝛc. wie auch zu Gunften der Ermwerb$- und 
Actien-Geſellſchaften, insbeſondere rüdfichtlih der Befteuerung des Einfommens, 
der Grund geltend gemacht wird, daß ein fleuerbares Einfommen gar nicht vor— 
handen, oder nicht zu ermitteln fei, jo muß dem widerſprochen werben. 

Denn beiſpielsweiſe läßt fich recht wohl nachweiſen, daß und welches Ein- 
fommen der Fiscus aus der Bank, aus Gütern oder aus Bergwerfen und 
fonftigen Unternehmungen, wie Babrifen, Hafenanlagen ꝛc. erzielt, wie ja auch 
bisher die Erträgniffe der früher preußiſchen, jest Reichs-Bank, der com— 
munalen Einfommensbefteuerung unterworfen geweſen find, und nicht minder 
wird das Einfommen der Erwerbs: und Actien-Geſellſchaften durch die Bilanzen 
den Gemeinden befannt gegeben. 

Der principielle Grundfag, daß juriftiiche Perſonen einer perjünlichen Be: 
fteuerung nach dem Einkommen überhaupt nicht unterworfen werben fönnen, 
dürfte vor den praftifchen Gonfequenzen zurüdtreten müfjen, zumal die Richtig— 
feit defjelben gegenüber den Erwerbs-Geſellſchaften mit Recht angezweifelt werden 
fann. Denn da die Befteuerung nad) dem Einfommen in der Gemeinde ftatt- 
zufinden hat, wo die Quelle deſſelben ift, jo würden eigentlich ſämmtliche aus— 
wärtigen Actionaire des Werts, je nad ihren Dividendenbezügen, weil fie, wenn 
auch antheilig, an dem betreffenden Orte ein Gemerbe betreiben, der Einfommen= 
befteuerung unterliegen. 

Da aber die Actionaire entweder nicht befannt, oder zu ermitteln find, 
io wird die Gefammtheit der Actionaire, d. } das Werk felbft, befteuert, während 
den einzelnen Actionairen überlafjen bleibt, zur Vermeidung einer ‘Doppel- 
beftenerung am Orte des Wohnfiges verhältnigmäßige Abichreibung zu verlangen. 

Aeußerſten Falls würde ohne Schaden für den Rechtöbegriff die Befteuerung 
der Ermwerbs-Gejellichaften nach ihrem Einkommen eine Anomalte fein, die ihre 
Rechtfertigung finden würde in der Erwägung, daß dieſelben in der Regel der 
Gemeinde auferorbentlih hohe Ausgaben, insbejondere durd Anhäufung von 
Arbeitermaffen, für Schulzmede wie für das Armenwejen, verurſachen, für Die 
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fie den Gemeinden in ausgedehntem Mafe gerecht werden müffen, was nach 
dem Stande unferer Steuergefeßgebung durch Zufchläge zu der Real- und Ge- 
werbefteuer erfahrungsmäßig nicht im Entfernteften möglich ift. 

Weitere bedenkliche Beitimmungen des Gejeg-Entwurfes, wie z. B. über 
die Art der Ermittelung des Einfommens folder Gejellihaften, insbeſondere der 
Eifenbahnen, zur einen Hälfte nad Verhältniß der erwachſenen Brutto-Ausgaben 
an Gehältern und Arbeitslähnen, zur anderen Hälfte nach Verhältniß der in 
der Gemeinde vorhandenen Längen der durchgehenden Geleife jcheide id aus dem 
Kreife der Erörterung aus, da diefelben vorausfihtlich in Folge der abgegebenen 
Gutachten bei Wiedervorlegung des umgearbeiteten Entwurfs entſprechende Ber- 
befferung erfahren haben werben. 

Somit komme ich zum Scluffe meiner Betrachtung, indem ich Das Re— 
jultat derſelben dahin zuſammenfaſſe: 

I. Soweit überwiegend theoretiſche Erwägungen Play greifen, find die von 
dem Herm Referenten in jeinen Theſen formulirten Forderungen im 
großen Ganzen als beredtigt anzuerkennen; 

II. Aus vorwiegend praftifchen Gründen dagegen würden fih vorerft bie 
Forderungen für eine Reform des Communalfteuerweiens im Weſent— 
lichen auf folgende Punkte zu bejchränten haben: 

1. Es ift den Gemeinden (insbejondere den Städten) zu geftatten, vor: 
handene oder hergebrachte indirecte Verbraucsfteuern, wie aud bisher zur Ans 
wendung gekommene Zufchläge zu einzelnen ftaatlichen indirecten Verbrauds- 
jteuern fortzuerheben ; mo es zwedmäßig erfcheint, ift in den Gemeinden auch 
die Neu-Einführung der einen oder anderen felbftändigen Verbrauchsſteuer nicht 
unftatthaft. 

2. Wo in den Gemeinden (indbefondere in Städten) befondere bdirecte 
Gemeinde = Object: oder Ertragsfteuern (Mieths - Haus: ꝛc. Steuern) befteben, 
fönnen dieſelben forterhoben werden. J 

Die Neu-Einführung ſolcher Steuerarten iſt geeigneten Falls nicht gänz- 
lich ausgeſchloſſen. 

3. Beſondere directe Gemeinde-Einkommen ſteuern find unſtatthaft. 


4. Im Uebrigen find in der Regel zur Aufbringung der Gemeindebedürf- 
niffe Zufhläge zu den Directen Staatöfteuern zu erheben und zwar Zufchläge 
zur Grund- Gebäude und Gewerbefteuer innerhalb gezogener Minimal- und 
Marimalgrenzen um dem Grundfage von „Leiftung und Gegenleiftung“, ſowie 
ferner Zufchläge zur Staats- Claſſen- und Eintommenfteuer, um dem Principe 
der „Leiftungsfähigkeit* gerecht zu werben. 

5. Eine nad dieſen Geſichtspunkten hin zu verwirflichende Reform des 
Communalfteuerweiens hat jedoch. unerläßlic eine Reform vorerft der Staats- 
Klaſſen- und Einkommenfteuer zur Vorausſetzung. 

6. Die Reform diefer directen Staatöfteuern ift vor Allem im Wefentlichen 
nad) folgenden zwei Richtungen hin durchzuführen : 

a. wie die Klaffenfteuer muß auch die Staats-Eintommenfteuer con- 
tingentirt werben; 
4* 
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b. die Ermittelung des Einkommens der klaſſen- unt eintommenjteuer- 
pflichtigen Perjonen (mit Ausſchluß der Pflichtigen der unteren Kla]- 
jenfteuerftufen, deren Beftenerung aus praftijhen Gründen durd) 
commiſſariſche Klaſſenſchätzung zu bewirken ift) muß unter Mitwirkung 
und Controle einer zu bildenden Einſchätzungs-Commiſſion und nach 
Mafgabe zu erlafjender ſpecieller Inftructionen auf dem Grunde der 
obligatoriichen Selbfteinfhägung unter Feftiegung und Verhängung 
von Strafen bei wiljentlih falfcher Declaration des Einkommens 
unter Anwendung des Princips der vollften Deffentlichkeit Der 
Schätzungsreſultate erfolgen. 


Möchte ſolchen Anſprüchen die Erfüllung verfagt werden, jo ſcheint e8 beiler 
zu fein, eine, wenn auch noch fo dringend nothwendige Reform der Communal- 
ſteuer⸗Geſetzgebung noch länger hinauszufchteben, als fie in ſolche Bahnen ein- 
zuweilen, welde einer wirkſamen Berbefjerung der vorhandenen Uebelftände des 
Communalfteuerwefens auf eine längere Reihe von Jahren hinaus hinderlid 
jein würden. 


Nadhweifung 
iiber die 
Steuerverhältnifije 
einiger Städte des Regierungs - Bezirks Düſſeldorf 
und ber 


Provinz Weitjalen. 
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über die Steuerverhältniffe einiger Städte des Re— 
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i — * Schulkoſten werben aus ber Communalkaſſe beftritten und wird eine beſondere Schulſtener nicht 
erho 


Es beſteht bier eine beſondere Communal-Einkommenſteuer und werben Zuſchläge zu den birecten 
Staatöfteuern nicht erhoben. Eine Schulſteuer ig 30 Die Schülkoſten werden aus ber 
Sommunalfteuer beftritten. Erſt mit dem Jahre 1875 w das Einkommen aus der Glaflen- reip. Ein- 
tommenfteuerheberolle ber Gommunal-Einfommenfteuer pure zu Grunbe gelegt unb belief fi der ent« 
fa ber Staatäftener, welcher ald Gommunal-Eintommenfteuer erhoben wurde, auf bie in Golonne 12 an- 


gegebenen Säge. 
9) 1878 und 1874 wurde no Schlacht und Mablfteuer erhoben. 
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An ber, Gom: Zur Aufbringung der Zur Dedung des 
Kr Communalſteuer wurden um- Die Schulfteuer-Deficits 
es gelegt aufzubrine | wurden umgelegt 
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3 a uſchläge zur Schlacht- und Mahlfteuer. 
ie Gommunal-Einfommenftener wurde nad verſchiedenen Progentfähen erhoben und zwar nah Gin- 
e e 
— n3-Anichlägen: 
a. bon einem Ginfommen bon 300 Mar 11/40, oder 3,75 M. 
b. von 375 Marl Eintommen 2110 Ser 7,50 m. 
“ = 450 Mark 21 40%, ober 11 
on 750 Mark 49, ober 30 ar don 900 Marf und höher 50/.. 
6) Su Säultoften ſtehen im Sommunal-Ctat. 
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Bon der Sommunal: 
Das ſteuer 
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Eſſen. 


| | 
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n N N | 
234,533 2 | 73,821116) 57,678—| 639,899]76| 534,285/67 105,11410 
| 6) 

| | | | | | 


') Bro 1873 zahlien die Gingefeifenen an Gommunal» und Schulfteuer (Gol, 12—14 und 16—18) zu- 
—— anzs.aa ber Klafſen- und Einkommenſteuer, 120,7 %0 der Grund» und Gebänbdefteuer, 24,00 der 

er. 

*) Die Schulfteuer wurde auf die Gommunalfteuer ber zu der betr. Schulfocietät gehörigen Eingeſeſſenen 
umgelegt und berechnet fi bei Reduction auf die Staatsjtenern nach den angefegten Sägen; dabei ilt der 
Durhichnittsfa der verfchiedenen Scyulfocietäten in Arreilnung gejogen. P 

Bom 1. Januar 1874 find die Societätsfhulen aufgelöft und die gefammten Schülfoften auf den Goms 
munaletat übernommen. 

4) Die Sommunal-Bebürfniffe werden nad) Maßgabe eines Negulativs in Form einer directen Gemeinde: 
Einkommensteuer aufgebracht. 

Tas in Spalte 4 der in $ 3 bed Regulativs enthaltenen Scala —— Einkommen iſt feit mehreren 
Jahren mit 120%, zur Gommunalfteuer herangezogen worden. Die Gommunalfteuerfäße betragen demnad) 
ee en 400 0, der Staatöjteuer, bei den NMlaffenftenerpflichtigen find diefelben ent- 
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5) Die Schulfoften werden aus der ig beftritten. Eine befondere Schulfteuer wird nicht erhoben. 
) 1. eu fipfteuer 


Stufe — 9%, 91. Stufe — 9% 91. Stufe — %o 9) 1. Stufe 100%, 10) 1. Stufe 100 9, 
2. „5 BY u. 0 2% „ 170% , = = 388; . Ba or. 
3. ee 214 r 3 " 2117 18" 3. " 224 " 9. [2 210 " 3. " 250 ” 
4. . 7 ag 4. „ Ai un % mn Kl „ . nn 4 „ 4. m MM „ 
5. 1; "u 0 u En, 5. 280 5. FR 
6ß—207 3 6. 3181 8 6. 336 6 815 , Fe |. Zu 
7. m 3538 1. 33 „ . „ 3% „. . nn 5, 
9 Die Tannen ftehen im Gommunaletat. 
2) Yuf Stufe 1 wurden pro 1873 1000, und auf ER 2 und Hüber 1750%/, umgelegt. 
) Yuf Stufe 1 wurden pro 1876 1000, Stufe 2 150 %, und höher 1700 umgelegt 
"4, Auf Stufe 1 wurden pro 1877/78 100%, Stufe 2 120%,, Stufe 3 130%, Su e 4 140% und Stufe 5 


und höher 1909), umgelegt. 





. und " 
höher 339 „ 






































6) Die gefammten Schulkoften find auf den GCommunal-Etat übernommen. 
7) Höchfter Progentjag der Klaſſen und Einkommenſteuer. 
9) Dom 1. Januar 1873 ab find die Schulkoften auf ben Gommunal-&tat übernommen. 
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Betrag der aufgebrachten fteuer 
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un Ba I) Se | 5 50 PR el ee 
96,40 ‚51 9 445,98 | 75 50 — — — — 
97,15 Bon |) 44,. | 75 50 ” —— _ 
7 # | 
| Bu | 14m | ? 400 0 ı — — — 
| 86,18 84 400 50 ILA.I. 100, — — * — 
0: 0 538 50 [A 1.7. — — — — 
89,05 Os 523 | 50 | — — — ne 
| | | A. I, 10. 
89,15 10,95 533 50 r I. 38. — iu a = 
7 | 18 : 495 | 38 20 10) — — | | — 
37,58 | 12, 525 | 33,83 | 20 — — — m. 
89,86 10,34 510 ‚8 20 — — 
| 89,00 | 10,41 590 39 ‚ss 20 — el | — | — 
T,os | 12 ” 266,06 | 100 | 35 | 9 4 - | zus 
ER 10 Mb 100 Bm BE m | = 
803 | 1er 250 100 g- Ei u RE WR Ve 
| Bu | Use 250 100 dns - 4—2 — 
Hr Os 250 100 8. u Ma ee Be 
l | 
9, Es wurden bon ben Steuerſtufen erhoben: 
1873 1874 1875 1876 1877/78 1873 1874 1875 1876 1877/78 
m 0.0, 09 {) — % % % 
Sfr 18 108 20 * Eee 5 
„ 2 10 15 3% 230 300 „ 415 45 550 510 5% 
„3 290 300 400 325 380 "845 55 550 510 5 
„ 4 280 350 450 410 480 „ 9 nu. höher 
5 5 470 45 55 550 510 5% 


[2 « 330 37 , 550 550 
u) Die Schulfoften ftehen im Gommunal-Etat. 
11) Die 1. Stufe ber Klafjenftener wurde nur mit 1000 , belaftet. 
12) Die Schulkoften find bier auf den Gommunal-Gtat übernommen. 


60 Wegner. 





; J Von der Gommunal; | 
Das fteuer 














Betrag der aufgebrachten 














’ Communal⸗ (Colonne 7) 
* d u 
2 , — (nach dem Soll der Rollen) fteuer-Soll brachten auf | 
: won — — — — 
E Ei ferung Klafjen u u.) Grunde u. | Gewerbe: betrug nad) bie die Foren 
& Eintom- | Gebäude: | fteuer excl. der Gin: ſen u. juri⸗ 
menſteuer ſteuer Haufirer Heberolle geſeſſenen ſtiſchen 
| Berjonen 
AR MAMA ala A AR 
) ı | 5 |e6 | 7 Is ı 9 | 
J | | 1 — 
13,990] 33 32 — 30,877 a 38175] 103,294 10] 83,877|09, 19,417 01 


14.291| 58.334 58. 30, run 22'369 75 
14.743 64.187:86| 32.069,60. 23,552 75 
15,504] 63.788 04. 31.171101) 24,235 90 


15,934] 64,923 al 31,942. 2 24,145 9 


120,317. 37| 92,07268 28/244 69 
139,948 65| 105,757 19 34,191 46 
148,019 53| 114.212 85, 33, ‚806 63 


184,827'82] 149,710 28) 35, ‚nase 
ı 


i 12,598] 32,662 50 1103165) 30 5343445| 20,663 01 32,771l44 


| 





13,712] 43,500. —, 1172838) 6,306 | 147,27248| 46,577 98 100,694|50 
49: 6,9121 172/167.15| 60.218,02 111,949.13 


14.919] 52311. - . 12/764 
's3l 127 ‚25 143,622 58 


15.057] 52, 51 14,125.03, 11,721 —| 271/299 
|| | 
14,679] 44,229 — 15,458,47. 11,409 | 204,653 


Dberhauien. 





06 136,492]58 68,160 48 













214 554 —| 198,003 —16,551 — 
236, 30 — 216, 632 — 18,738 — 
257,140 —| 241,509 — 15,631 - 


260, 474 85] 237 ‚481 85 22, ‚993 50 
368,364 344,390 u 23,974 — 


56,655. — 23804 42 28, 

62.961.— 24.876,90, 30,828 
66.912.— 25.686,08. 30.034. — 
68,738 — 26,894 — 34.602 — 


72,456 — 26,996 35,045 — 


| 

| | 
1 11 
Ill 


1 
H 
I! Il 


23,798 
24.562 
25.536 
26,075 


26,200 


















| | 





1873| 13,948 | 40,498 37 — 17,943,25| 130,991 10] 124,023185 6 10 — 6,067 25 


1874| 14,976 | 48,698/05' 18,40596 1711295] 145,745 30) 136,019 60 83825070 
1875| 14,762 | 43,238192 18,831/39. 18,173:50] 148,949 80] 140,727.60 8,222]20 
1876| 15,839 | 42,97112 18,083,97 17,64240| 159,981 32] 151,15952 8,821 50 
1855 | 16,322 | 45,984 — 18.460112 19,314 55| 164,519 86] 156,14166| 8,378120 


— 








Remſcheid. 





| 





1) .. Klafienfteuerftufe 2—33,950/0, desgl. 3—-7509.. 
1874 beögl. 2—500/,. 
1875 beögtl. : 2500). 
1876 beögL 32-500, beögl. 3—100 9, 
1877/78 desgl. 1500, desgl. 2—66 08 Yo, beögl. 3—1250),. 
2) Die Schulkoften ftehen im Gommunal-Etat. 
>) Stufe 1 der Maffenftener ift mit 1009, belegt. 
1877.78 desgl. 2000, 
4 Mom 1. Januar 1874 an find fänmtliche Schulfoften auf den Gommunal-Gtat übernommen bei gti: 
äeitiger Aufhebung der ——— 
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Zur Dedung des 

















An — Zur Aufbringung der 
munaljteuer ö 
(Golonne 7) Communaljteuer wurden ums Die Schulfteuer-Deficits 
participiren in: 
demnah gelegt aufzubrine | wurden umgelegt 
nf — — — gende — — 
2 23 = * 32 | ” Ban! as „ 
5: FRE 2, Er 33 | 285 | Selen EHE 4.| $. 
Be 5| a5 | 355 EEE en jmag legs 385 
su 35a: 8° u: 9° zurle, | ® 
9), | ‘ A . %, 2, 4 A % . . 
id | u 12 s I 1 15 ls|eı 1 
— 
81 ra0 | 18,90 140 100 15 =) _— — — | 
76,58 0 34 150 100 15 — = — 
8 243 166,,; 100 15 — a = u 
Mas: 1 0, 183,43 100 15 Ba ee 
81,., ie 233,18 110 25 — 










27,877 09 









We, . 1. 150 
5 FE Ba : 77° )} 562 | 50 A. II 100 
. 75 





























Ikyro 5 241,oo 184 166,86 | 9 F | — 
10\ | 
98,51 6. 292 166,5 , 100 = — 
94,18 54 280 167 100 = = = | — 
Yun | Bun 260 170 | 100 er a . — 
Hu | Sie 310 170 100 5 I 
5) vom la— 5% 9 — la— — en 7) Stufe - — 150%, 8) Stufe 1 — 00%, 
1 — 100 „ . b — = ” ” 2 — 260 " 
" 2 — 10, " 2 we ” 3-00" " 3 — 360 „ 
m M 0, ” 3 — 350 „ ” 4 — 400 „ „ 4 — 400 „ 


9) Schulte ſten eben im Gommunal-Etat. 
1874 1876 1877178 
grafenfienerfufe?— 9 %, Klaſſenſt. on iaflenf.2 121000 Klajjenft.2—150%, Klaſſenſt. 1—- 10009 
2— 150 


— 
Se ” - " " 1 4 


4— 163,98, „8-20 „ _ „4350, 3300. 
4-2). 


n 


11) Schulkojten ftehen im Communal-Etat. 
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Betrag der aufgebrachten 






























| 
2 (na bem Soll ber ai ftener-Soll — achten auf | 
€ Klaſſen⸗ u. Grund: u. | | Gewerbe: | betrug nach die J Tb die Foren . 
8 Eintom- | Gebäude: | fteuer excl. 5 * Ein⸗ = : 4 
eberolle en |, 
menſteuer | fteuer | Haufirer geſeſſenen — 
aA AA AR * 







































ı U 2 4 ı En 2 
1873| 14,133 | 38,935,50 16, ao 22,398 — 174,759 
Ellısra| 14,133 | 46,998) 17,173 54) 28,746.—| 176,505 
=! |1875| 15.115 | 48,561 17,74724| 23,436 | 190,495 
3] [1876] 15115 | 49,908 — 17 "646.09 24,924 —| 227,660 
18% | 15,115 | 50,457— 18,26249 26,112 —| 236,413 
l | 








467450 11,662 





| 
67,404 — 


* 11,280 93} 
8 65.7301 11.475170) 
3 65,673 — 11,345 83 


12,345 








51,132 96 















12,969 —, 4,891 34 
| 14,376 — 5,403 92 
* 16,547 — 5.813175) 
& 17,992, 6,605163, 
© 16307 — 7,928151 
| | 
36,270 — 25,99273] 

| 
5 35,2981—| 25,830 85 
z 36,948 — 26,499 54 
3 39,792—  25,29243 
41,739 — 26, ‚122186 











1) &8 wurden don ben Steuerftufen ee 7 io 


und höher. 
2) Die Schulkoften ftehen im Gommunal-Etat, 


33 —5———— 
Vom 1. Januar 
Communal ·Etat — 





103,399 








118,912 


145,587 









4296—| 24,836 
4389|—| 31.245 
4718] 78,845 
5277| 81,328 
5340 —| 55,408 


19,77775 


20 263) 75 
20,977:05 
20,274 40 


21,851/90 


135,392 
128,662 





212,690 


1875 1876 1877/78 


Io 9% 
2 u 2 
200 200 

250 300 300 
310 400 400 
370 440 500 
45 500 500 


ee und katholiſchen Schul-Sorietäten. 
bie Societätsſchulen anfgelöft und bie gefammten Schulkoſten auf den 


Communal⸗ 





107,776 | 
126,216 | 


151,167 | 
172,566 | 














vs 


Don der Gommunal- 
ſteuer 








Colonne 7) 









155,071 oo 


159, 348 27 
170,70492 
203,642 3 


208,879 a 
! 


















83,342'73) 20,056 32 


90.246 98) 
101,397 134 
107.967 93, 


197,913 75, 


15 ‚684 3 


17,529|37 
17515147 
18.248 10 
17,673 ® 











| 9,152.05 


17.348 51) 13,897 05 
41.129,48) 87,716 .30 


38, 686) 56 16,716 





46, 580 1 34, —— 





60 





148,609 52 23 ‚95735 


191,064.61 
| 








BL 
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— — Zur Aufbringung der Zur Deckung des 
(Gofonne 7) Gommunalfteuer wurden um: Die Schulftener-Deficits 
Bi gelegt aufzubrin- | wurden umgelegt 
I — — — —— — gende u 
4 e D — * & | 3 “. * & Pr 
SE BEE|E,ER | 532 2 | Schulfiener |EEE 83% Sr 
Be |Ss 7 sl s2E% | E33) 5585 SEE | BE5 | 535 
22 DER SEE | 2558| Se betrug de 
BE agRlı 5 75 | © zul | ® 












0a | 19, 9. | © 50 TO 745 | Ws, | 10 
| 
75 50 TO 60 | Br) 10 
75 50 72 | ns | 3,28 
75 50 80 10 
75 











5) 1873 Mlafjenfteuerftufe 1 u. 2 100 9%, 
1874 Maffenfteuerftufe 


SEE 
r 


9 8 
Een 


"” ” 


1877778 Klafi enfleuerftnfe 


BSE wen 


" " 


6) Die Schulkoften ftehen im Gommunal-Gtat. " 


























; Das 
Betrag der aufgebrachten 
Comm 
unal⸗ 
Pr (nad dem Soll der Rollen) 
2 |. |Bevöt- jteuer-Soll 
. ver — —— — — 
E15 ferung Klaſſen— u, Grund» u.) Gewerbe: betrug nach 
67 j . 
8 Gintom= | Gebäude: | fteuer excl. der 
menſteuer“ ftener  Haufirer | Heberolle 
AR MA MA Ma 
4) 5 16 7 
1873| 18,517 a 31,31659 99.510187 48,945 |05 
— | | 
= (| 1874| 18,517 26.755190 30894 52 29,35083| 58,463 73 
3 (11875| 19,104 | 97,611.60 31,06413. 29,36424]| 94,913 |81 
= (| 1876| 18,974 | 96,753,30, 30,124,95 28,727 —| 98,341 22 
18:5 | 19,875 7,375108 soo 28,198 —| 120,363 60 
| | | | 
E 12,874— 6922 -| 336840] 43,964 
E 14493 — 7215| 4233 —| 52,908 |— 
= 14,923 - | 721627) 3849 —]| 52/869 135 
* 14,995 | 7,880—| 3,745] 52,889 — 
E 14,565—| 7,63331| 4,53840] 69,489 68 
5 l l 
az |-g9=-H — 
52 | 
22]]1874]| — -— -1 —- | — a BR 
=£81[1875| 20,468 [128,260 50 10,876 33) 2,487 —| 267,744 26 
s2l 1876| 20,874 |121,071 —| 14,367 22. 2,625 | 253,610 85 
| 18% | 21,283 | 89,351 15,988 18 DL NAT 
| | | 
1873| 7715 | 27,42150| 788402) S301-| 43,108 01 
s |lı874| 7743 | 9,124— 38,12953) 8,323] 46,446 59 
S/l1875| 7.791 | 29,685 —) 834175] 8790| 53,662 — 
= |[1876| 7,811 | 33,027 —| 8,72858 9,120—| 59,608 — 
1875 | 7,869 | 33,912: 9,326j49, 9,429 59,024 235 






117,033 — | 22,500 — 







= Ihıs73| 22,795 31,540 — 
= 1[1874| 23,643 [100,767 — 24,110 — 32,091 —| 199,966 
= !|1875| 25,251 [103,372,— | 26,699, — | 33,651 —| 236,125 
2 1876 | 26,377 120,294 — 29,27379, 33,789 —] 250,581 
7 . | A 
137 | 26,759 [128,748 — 32,94524 34,110 -| 240,971 
) Bon ber irten Hlafleniteuer und Staats Einfommenjteuer. 


ii 
2) In den Ya 


194,972 


-| Bon der Communal- 


Steuer 
(Solonne-7) 
brachten auf | 


Zr 
die | 
Ein- 


geſeſſenen 





MM 





I! 

I 
41,356.99 
48,677 51, 
84,146145 
87,335/20) 
105,641 78, 
| 

I 


| 
a 


3: 


43,438 
52,355 
52,238 
52,249 


68,768 





35 
85 





| 
116,898 26.150.846 u 


die Foren- 
fen u. juris 


ſtiſchen 


Perſonen | 


MR 


7,588106 


9.786122 

10.767136 

11,006 02 

14,721191 
| 








112 963 85 140,647 — 
143,297 53 131, 639 70 
4 


42,021 18 


45,089 59 
52,090 — 
57,034 — 


56,366)25 





157,107|65 
158,403 11 
185,790 94 
204,639|57 


205,076/20 








1,086 83 


1,857 — 
1,572 — 
2,574— 


2,658 






37,864 47 
41,563 83 
50,334 38 
45,942 09 


SCARBIE 


ren 1873 und 1874 wurden in Wefel außer den nebenftehend aufgeführten Gommunal- 


jteuern nod 50%, Zuſchlag zur Mahl- u. Schladtiteuer und 1/5 Rohertrag der Mahliteuer erhoben. Die 


Klajieniteuer 344 


nur in der Feldmark. 
die Klaſſenſteuer. — 


Un Stelle der Mahl» u. Schladtitene: trat dom 
3) Die Schulitener wird durch Umlage auf die Communalſteuer aufgebra 


3 re 1875 ab 


igitized by Google | 
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Au der Com: Zur Aufbringung der Zur Dedung des 
munalfteuer e * 
(Solonne 7) Gommunalfteuer wurden um— Die Schulfteuer-Deficits 
— gelegt aufzubrine | wurden umgelegt 
J per F — —1— = = — nn gende mn ss —— " nn 
* = | * = 2 = | ” 4 2* ⸗ & 5 
BES | Sa = 8 E» E 234* 534 Schulſteuer SH Ban | 25 
2 ‚» — — a 2 8 * De wo = s u or “ Feb 3 t * ri 
| : 0m - 5 — 5 = > 7 | Fi 
| a8 BABIES ASS | 9232| °5 2 betrug a5: 838 825 
BEN :5 00 X gr J8 
0 0 














0 Bi Tr Ra a en 10792 16 Bam re 
Mo | 20a Mu | — _ 14,243 581 2,5 | — | 
ie | 2,02 200 — — 14,795 ‚82 58,15 | . | — 
95,08 4,ge 200 | — — 17,671 04 66,50 2 ' — 
95,50 4,50 200 — — 21665 11 BU — — 

2 — ) J 
— | 58 175 Be]. u = - | - — 

| 7Iıaı 2 19 175 ‚a8 m — 5 re 

IN . BL, 190 35 — — a ee 

Bl: 38 190 8 = _ - I - | - 
85,85 14,,5 180 8 — — — | =] 


4) Die Gemeinde Altendorf ift erft am 1. Januar 1875 gebildet worden. 

5) Die Schulen find auf den Gommunal-Etat übernommen. 

6, Die Schulſteuer wird nad dem Gommunalfteuerfuße aufgebracht. Der Prozentſatz ift nach dem Durdy- 
fchnitt der verſchiedenen (4) Schulfocietäten (3 evang. u. 1 kath.) angegeben. 

7) Die Schultoften werden aus der Gommunalfajie bejtritten. 


Schriften XIV. — Verhandlungen 1877. 5 













Don der Communal- 
fteuet 

(Golonne 7) 

brachten auf 


Betrag der aufgebrachten — 


—— Communal⸗ 
er Rollen 
Bevöl⸗ —— ah iſteuer⸗Soll 


Klaſſen⸗ u. Grund: u. [Gewerbe betrug nah J 


1 
— ei 


» — — — — 
ser —— 
Er die ‚die Foren: 


Gemeinde 


ferum 
: Gintom: | Gebäude: |fteuer excl. der Ein⸗ Ir en 
menftener | ſteuer | \ Haufirer Heberolle | gefefienen | — 





4 6 





| 5 
1873| 21,490 |100,156 50 22,031.10 26,604 —| 206,104 50 165,387. — 40,717,50 
25,174 [126,918 — 22,829 41| 30,729 —| 319,928 70| 254,32170| 65,607/— 
|| 
27,898 [137,541,— 27,178:59, 34,068 —| 298,398 81] 225,549,31| 73,849 50 


| | | 
27,9% 138,70 — 31,386 30 36,927 —| 277,690 \58| 226,512/08) 51,178 50 
I 





| | IN 
27.283 {118,302 — 37,120 70 35979 —| 253,579 \65| 202,102) 51,477 — 


I | | 
l | ll | | 









f 





181,404 50. 56,746 01 53,083 —| 326,030 25] 274,240 80 51 — 
256,902 — 6013127 61,563 —] 568,752 30] 467 815 27] 95 ‚937 03 
289,668 — 64,250 50 64,542 —| 566,059 64 466, 162 51 99 ‚297. 13 

71,269 — 69,873 47 64,821 —| 677,322 58] 590, ‚331 —| 86, ‚99: 58 


236,929, — 79,235 02 62,346 —| 687,068 29 575,081. 43,111,986, 


48,681, 
50,366 
54,687 
57,763 


56,955 





Dortmund, 


86 






9,050 | 25,117 50 5345 10 3,654 —| 59,457 |50 
10,054 | 29,927 — 595533 4326 —] 89,830 50 
10,485 | 29,478 80. 6,227 5,952 —] 135,340 
10,754 | 35,93440 7,69126 6,623 —]| 130,661 





31 ‚456 12) 28,001 38 

44, 128 85 45,701.65 

70, ‚259 —| 

77.164 74 53 497 0” 
| 












81 


Gelſenkirchen. 








185 11,313 | 34,410:96 9,449 07 10,179 7 134,046 | 81,983 52) 52, B88 36 

1873| 12,935 | 57,046'50. 18,535'97 19,350—| 99,109 24] 91.121124 7,988,- 
„[11874| 13,894 | 57,402 - | 19,639 76, 20,814 125,172 96] 115,458 96) —I 
1875] 16,084 | 60,780 — 2076880 23,929 —| 147,916 131 13671118 11,205. - 
= 1876| 24.218 | 86.173 — 3217065 30,456] 362/800 83| 321/156) 63 41,644/20. 
a 5) 

185; | 24,910 | 93,954 — 35,870 58 32,431 | 418,867 2 379 1029 39,683 36 





) Die Schuljteuern werben je von den beiden Schulgemeinden bejonders aufgebradht, weshalb Hier der 
a ſchnitts⸗ rozentjah angejeßt ift. 
Außer der in Col. 15 —— Schulſteuer wird aus der re ein en bon 12 y er⸗ Kind 
an die —— Sa Derjelbe betrug 1873: 30,000 — 39,000 W., 1876 
43,000 M., 1877/78 u den Schulverbänden bon Bo hören au noch) Sand emeinden, 
weldhe zu dem Golonne 15 angege enen —— mit —— 8 ckſicht auf die vorerwähnten Zu: 
ſchü on Stadtkaſſe mit gegen die Stabt erhöhten Prozentjäße 
Die Schulitener wird don den einzelnen Schulfocietäten au gebradit, weshalb hier der Durchſchnitt 
ber Brojentfähe angegeben ift. 


Statiſtiſche Zuſammenſtellung. 





An der Com⸗ 






























Zur Aufbringung der 




















Zur Dedung des 
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' munaljfteuer ; 
(Setone 7) Gommunalfteuer wurden ums Die Schulfteuer-Deficits 
articıpıren ; 
us gelegt aufzubrin- | wurden ungelegt 

- — F — ar en n = — — — gende — — —— 

2 — —— w 2 2 3 5 — & “ 
SE BEE|S,E% 535 585 | Shulftener di: Bay „2 
F— —35185533 | BT 535 as: 82: 385 
2%E-2288|5 2° |s9*%| 5* 33* 

=.» [= 5 J 8 3 | 3 = 3 Hd | 
7 «1% | % 
10 11: 2 | 3 14 | Jis 17 18 
| a 19,45 125 Grd. 125 41,4 39,367 691 35 1 | 

| 2 Geb. | 

79,50 2,5 175 . —9 58. as 71,962 25] 53,33 26,46 | — 
| Bas ı A 150 Grd. 150 - 50 101,956 29 73,5 ı 3, ! — 

V Geb. 50 | | 

1. 81,;; iA; 150 Grd. 150! 50 108,85 51 5 — 

Geb. 50 | N \ 

| Pr ! Mm 150 rd. 150 50 103,391 63] 82, 41. — 

| Geb. 50 | ce 

4 | 1sss 160 — 139,359 761 83, 88. — 
2 173 160 — — 174,148 85 81, 813 — 
| Bus | 17,, 175 — 207,576 07 V73 

| us | 18m 233 95 | 260,519 11 1065 165  — 

| 88 | 16,0 200 100 _ 309,885 82 19 19 — 

| ——— 125 4l,es Aue | * — — = = 

Due es 150 50 50 28,877 681 50 25 285 

öl,oı 48,9 200 6, 66, 9 — — — — 
593 N 200 663 66,4 15815 56| 5 | 12. 2m 
61,16 38 4 200 | 66, | 66,10 °) — 25 12,50 12,5u 
! 
61...) 8 110 | 32,428 74 EL — 
| ! | 7) 
NER —5 205 - | 46,403 44] 96, — _ 
wi AR 225 _ — 6531 8311 1268 — 
RE 11. 372 — 79,755 50] 150 — 
| 90 2 Is 461 | —- = | 180,146 961 162, — 


3) Auf bie Grund» und Gebäubdefteuer wird nur bei der katholiſchen Schulfocietät Schulfteuer um gelegt. 


8 
Gantejm Bere 
5) Schulfteuer i 
9) Die 
) Die 


ebelifte pro 187778 i 
Aulitener wird von 


ro 1873 find — nicht erhoben. 
ek erhoben, aus ber —— find 35,910 M. gezahlt. 
e 

ex ul-Societäten aufgebracht, weshalb hier ber Durchſchnitts— 


noch nicht f 
en einzelnen 


Aus der Kommunallafje ift der Betrag ad 17,076 


. zum 


Deoneie ı angejegt ift. 
— 1876 wurden die politiſchen Gemeinden Eilpe und Wehringhaufen mit der Stadt 


— ee 
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— — — —— — — ——— —— — — — — —— 





















Betrag der aufgebrachten 


(nach dem Soll der Rollen) 
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menfteuer | ſteuer | 
\ 


AR MA 
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Heberolle 


Von der Communal: | 
fteuer 
(Golonne 7) 
brachten auf 





die die Foren- 
Eine | — — 
BETEN Berjonen 


8 9 










—I. M | | 
1873| 18,243 | 60,483'50| 2191084 18,090] 66,091 22] 40,498 15] 25,502 47 
8 [1874| 19,066 | 58,050— | 22,119 — 19,809--| 68,081 30] 45,130 98| 22,950 32 
= ![1875| 18/877 | 59,760— 22,474 11 20,346 —| 108,134 19] 75,285 23 32,848 96 
&.||1876| 19,527 | 62,272— 23,299 17 20,082 —| 101,572 32] 76,22026 25,352 00 
18% | 19,594 | 65,103— 23,884 79, 21,315 —| 120,926 08 96,797 81) 24,128:27 
1873| 11,794 | 25,803 — 10,01945, 7,532 —] 76,662 J 45,738 15 30,929 66 
184)] 12,601 29,640 — 1144351 8,868 —| 80,701 881 43,266 31, 37,435 57 
2 111875] 12,966 | 29,064 — 10,548 — 9,660 149,026 79] 85,604 96 63,421 83 
5 [1876| 12,719 | 29,352 —, 10,72829. 8406 —| 126,884 85] 92,836 87 34,047 98 
18% | 12,005 | 26,506 — 10,87716. 8,598—| 141,987 56 104,039 10 37,948 46 
| RE 1; 
83] — - 4 - 4-4 - HH —- HJ - 
6) ı | | 
| | | —— 
1874| — — 4— - - -1.— 4 —— 
„1875| 7,727 | 17,049) 7,458, 4,869] 115,340 97| 77,556.97, 37,784 — 
= | | 7) 
H 1876| 7,749 | 16,499 — 8,160 4 5,500] 109,165 hr] 95,809 ,37| 13,856. — 
I | | 
185 | 7,537 | 16,283 —| 8,300 .-| 5,397] 97,144 91] 94,789 | 2,355 91 
| | | | i | 
|193 15,727 | 62,832)—| 19,977'35 20,118] 162,942 |-| 152,250|50: 10,691 50 
# [1874| 15,848 | 62,961'—| 20,320 30, 21,072 —| 174,997 '90] 155,245.30. 19,752 60 
S /11875| 16,131 | 65,187 — 21,27303 22,173—| 181,679 97| 169,322 97, 12,357 — 
# \| 1876| 16,636 | 64,686—| 21,424 76, 22,461 —| 191,855 87| 176,868 67, 14,987 20 
* 1855 | 16,818 67,186, — 21,096,04, 23,631 —| 219,145 41| 200,84241| 18,303. — 


| | 











1) Die pro 1873/75 angefehte Schulfteuer wurbe bei ber fatholiichen Schulgemeinde erhoben, bei ber 
evangeliſchen — wurde feine beſondere Schulſteuer umgelegt, vielmehr das Schulkaſſen⸗Defieit 
durch bie Kirchenkaſſe gedeckt. 

Dom Jahre 1876 ab wird auch bei der evangeliſchen Schulgemeinde eine beſondere Schulſteuer umge 
. An ben Golonnen 16-18 ift der Durchſchnittsſatz ber beiden Schul-Sorietäten in Anja gebradıt. 

3) Die Schuljteuer wurde auf die Angehörigen der drei Schul-Societäten (evangel,, tath., jüdiſch) um: 
gelegt und ift bier der Durkfchnittö- Prozent ra nelehl, 

) Bro 1875 und 1876 wurden bie Schulbeficit3 aus ber Kämmerei-Kafje gezahlt 


5, Deögleichen 1877/78 bei den Evangelifchen. betri 
tier © ar / ei den Evangeliſchen. Die hier angejehte Steuer betrifft die kathol. und 


Statiſtiſche Zuſammenſtellung. 69 






























































eher — Zur Aufbringung der Zur Deckung des 
88 Communalſteuer wurden um: Die Schulfteuer-Deficits 
e ” 

a gelegt aufzubrin- | wurden umgelegt 
| —— — un — — gende ee. 
| *8 E e 3 2 24 56 
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) | 1) | 
Hl Bra 9,18 — — 15,690 501 116, — — 
66,00 33.1 83,98 20,8 20 ns 15,884 1 123,35 —— = 
69,98 50... 140 35 35 17749 28] 130 — _ 
743 53 125 si. las, 19) 61,159 581 150 | 33,15 48.1 
80,04 19,98 160 | 0 ,, 40 68,705 881 176,95 Hs As 
5 Man 140 25 25 43881 711 10445 51 | Was 
B ” 
5a 46,2 140 25 25 45,839 28| 151 3:35 
5 4 42,56 310 25 25 9) — —— — — 
13,16 26,04 350 25 25 =: ME Er u 
Bu Mr | 485 25 2 - 29242 54 20 25 
5) | 





9) Die Stabt Haspe ift erft 1875 don ber ——— getrennt. 


?) Nachdem die Heranziehung einer hieſigen Attien-Commandit-⸗Geſellſchaft zur Gommunal-Einfommen- 
fteuer als —RXR unftatthaft erflärt, wurde pro 1875 der Verſuch gemacht, N e einzelnen auswärts woh⸗ 
nenden Gommanditiften zu befteuern. Auf deren Reclamation bat indeR fp ter + Auffichtöbehörbe bie In— 
de Berfigt Der bier angejehte mundl &i das erfte —— oll. 

ie Schulbebürfniſſe find auf den Gommunal-Etat —— 

Die 1. Klaſſenſteuerſtufe ift nur mit 400 9, —— 

10) Die Schulſteuer ir bon den einzelnen ou ocietäten aufgebracht, weshalb hier der Durchſchnitt 
ber Prozentjäße nat 
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Don der Gommunal: | 





Das 



















































e brachten ſteuer 
Betrag ae — — — 
2 = | Bevil- EIER TERN fteuer-Soll brachten auf 
. yon ZZ — — 
kerung Klaſſen- u. Grund: u. | Gewerbe: betrug nad) die die Foren⸗ 
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| | eberolle en 
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=) [1876| 36,187 [199,636 60 62,331 28) 47,004 —| 222,590 —| 207,196 80 15,398/20 
ni 185, | 36,569 [205,842 96 68,15589 46,416 -—-| 230,890 —| 215,489 88) 15,400 12 
1873| 13,010 | 65,002 50 21,461 77. 16,298 69.994 771 63,760 28 6,234 54 
d | 
a | | 
a pro 1871. 
=|lı874| do. 64506 — 21,55144 15,961 —| 76,080 —| 69,934 57) 6,145 43 
3)|1875| 13,728 | 72/387 — 21,99008 15972 —]| 77,356 '85| 71,373 28 5,933:57 
= nad der | | 
[= leht Bolis N 
= zahlung | I A | 
; 1876| do. | 74,233 —| 21, 2777 16,719 | 77,334 091 71,212 05 6,172)04 
. | 9 | | 
183 do. 12,597 — 73,991 er 68,011 7 5,980 . 














sh Die Schulſteuer wird don den einzelnen Schulfocietäten aufgebradpt, bier ift ber Durchſchnittsſah 


2) — ber Klaſſen- und Einlommenfteuer find 150 und von der Grund- und —— 500, 


Die weiteren 8,35%, find zur Beftreitung der Kreisſteuer erhoben. 
3) An Kreisſteuer find 12,50 %, erhoben. 
#4) Dom Jahre 1875 ab ift'die Kreisſteuer nicht beſonders ausgeichrieben. 


erhoben. 
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* — Zur Aufbringung der Zur Deckung des 
| —— Communalſteuer wurden um— Die Schulſteuer⸗Defieits 
— gelegt aufzubrin: | wurden umgelegt 

13° 5 125 7 gende — — — 

ur "832 _%8 5 | Schulftener STIER 
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96. | 8. 90 ı oo — 948 al ) — — 
94,81 do 90 90 — 21,214 32 u — 
92,5 Tin 100 ı 10 — 180 Ws — | — 
Iron 6 100 10 — 39,906 — — — 
u 7 | 34,963 | — 











Grund⸗, & u a Einkommen» und Kla — zur ——— hierbe ee 
e o 


Die asp wurde bie Klaſſen- und Einkommenſteuer ber katholiſchen Schul ⸗Societät umgelegt. 
5) Durch ben großen Brand am 12/9. 75 iſt ein bedeutender Betrag an Gebäubefteuer ausgefallen. 


Dun — — — 
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Das 
Betrag der aufgebrachten 
Gommunal- 
er (nah bem Soll ber Rollen) 
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11,353 | 74253 — 14,10988 15,558 —] 106,012 84 
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12,027 ] 78,756 — 14,969 87 18,411 —-| 122,982 02 
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|| 1874 
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69,510 — 19,895.09 19,539 —| 295,031 16 
| 





Bon ber Communal⸗ 
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1873| 16,048 | 59,868 —| 15,571 14 19,530—| 242,742 10 
={|ıs74| 16,839 | 73,638 — 15,971'54 20,457 —| 347,257 65 
&) 11875| 17,545 | 74,411 —| 1673495 20.655 —| 354,728 43l 
3] 1876| 18,144 | 69,498 —| 17,778 — 19,713 —| 319.102 60 
| | 
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R 228 Schulftener wird don ben an Sculiocietäten (kath. u. edangel.) aufgebracht und tft hier 
er e 


urchichnitt der Prozentſätze angeſetzt 


2) Die Schulftener wird aufgebradt von den beiden Schul-Societäten; hier ift der Durchichnittöfag angefett 


9) Auf die Grundfteuer find 300 und auf die Gebäudefteuer 150%, umg 


übernommen. 


elegt. 
‘ In den Jahren 1873 bis 1875 wurden die Bedürfnifie der Gädlgemeinde ſämmtlich auf den Stabteta! 
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5) 1876 und 1877 a die Bedürfniſſe ber ———— Schulgemeinde vurch eine beſondere Schulſteuer 
gebedt worden. Es find daher von den Mitgliedern der evang. Schulſocietät an Communalſteuer erhoben: 
von ber Klaſſen- und er fowie von der Grunditener 300%, bon ber Gebäude: und der Gewerbe: 

euer 1500%,; don ben Mitgliedern der fatholiiden Schuljocietät: don der Klaſſen- und Einfommeniteuer 
owie von der Grundfteuer 200%, don der Gebäude- und der Gewerbefteuer 100%,. 
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Nach kurzen geichäftlihen Meittheilungen des Vorfigenden wird die Sitzung 
auf eine halbe Stunde unterbrochen. 


Vorfigender Profeſſor Dr. Naſſe: Ich eröffne die unterbrocdene Situng. 
Außer den Thefen der Herren Referenten liegen folgende Anträge vor: 


Antrag 


zur Frage der Gemeinde-Beltenerung, 


— — — 


1) Entſprechend der, doppelten Natur der Gemeinde als eines ſtaatlichen 
Organs und eined wirthſchaftlichen Intereſſen— Verbandes find auch bie 
Gemeinde-Steuern theils nach der Leiſtungsfähigkeit der Gemeindeglieder, 
theils nad) den befonderen Bortheilen zu bemefjen, welche die mit Grund- 
befig oder mit einem Gewerbebetriebe an den Gemeinde-Einrichtungen 
Betheiligten von diefen empfangen. 

2) Nach der Leiftungsfähigfeit find vornehmlich Die Beiträge zu den allge- 
meinen Verwaltungs-Ausgaben und zu den Ausgaben für Culturzwecke 
(Schulen u. ſ. w.) zu bemefjen, ſoweit legtere nicht durdy Gebühren ge— 
deckt werben. Hierfür empfiehlt ſich in erfter Linie die progreffive Ein: 
fommenfteuer in Verbindung mit einer Vermögenäfteuer, und zwar, wo 
diefe Steuern als Staatsfteuern beftehen, in der Form von Zujchlägen. 

3) Verbrauchs: Abgaben zur Dedung der allgemeinen Ausgaben find in ber 
Form von Zuſchlägen zu den Staatöftenern oder als althergebrachte 
ſtädtiſche Steuern (Octroi), zumal in den größeren Städten, nicht un: 
bedingt zu verwerfen, jofern durch die Einrichtung des Steuerweſens im 
Uebrigen dafür gelorgt if, daß die ärmeren Claſſen nicht ungebührlic 
belaftet werben. 
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Communalſteuerfrage. 


4) Nach dem Intereſſe find die Beiträge zu den wirthſchaftlichen Ausgaben 
(Straßen: und Ufer= Bauten, Ganalifation u. ſ. w.) umzulegen, und 
zwar — abgejehen von Gebühren, ſoweit viele ohne Beläftigung des 
Verkehrs möglich find am beiten in der Form einer beweglichen realen 
Ertragäfteuer, melde vorzugsweile den aus dem Gemeinde-Berband her— 
* fließenden Werthzuwachs des Grundbeſitzes zu berüdfichtigen hat. 

5) Die Grundfäge der Gemeinde-Berteuerung find, um einerfeits den Inter— 
ejfenfampf in den Gemeinden, andererſeits die fortwährende Einmiſchung 
der Oberbehörden zu vermeiden, durch Staatsgeſetz fejtzuftellen. 


Dr. Genfel. 


Thejen zur Communalſteuer-Frage. 


1. Es ift durch Staatsgeſetz und zwar mit Nüdficht auf gleichzeitig noth- 
wendige Staatsſteuer-Reform zu beftimmen, welche Arten von Abgaben 
in den verſchiedenen Gemeinden erhoben werden jollen. 

I. In Städten und Yandgemeinden jollen hauptlächlidh erhoben werben : 

1) bejondere Beiträge von nachweislichen Interefienten ; 

2) Realfteuern, namentlih von Grund und Boden und Gebäuden ; 

3) Perſonalſteuern von allen in der Kommune lebenden, ökonomiſch 
felbftftändigen phyſiſchen Perſonen; 

4) in großen Städten indirecte Verbrauchsſteuern zum theilweiſen 
Erſatz von Nr. 3. 

III. Das Staatögefeg ſoll das Verhältniß, in melden diefe verſchiedenen 
Haupt-Ausgabearten benugt werden Dürfen, mit Nüdficht auf die Haupt: 
zweige der communalen Verwaltung und die "betreffenden Communal— 
Ausgabepoften feftitellen, jo daß der Ertrag der Nealfteuern Die Aus- 
gaben der Commune für wirtbichaftliche Verwaltung ungefähr dedt. 

IV. Beiträge und Realfteuern jollen unabhängig von ähnlichen Staatsſteuern, 
Communal-, Berional-, insbefondere Einfommen-Steuern im Anſchluß 
an die entfpredhenden Stantöftenern eingeſchätzt werden. 


Help. 


Nejolutionen zur Communalſteuer-Frage. 


Bei der bevorftehenden Reform des Sommunalfteuer - Weſens iſt für ganz 
Deutichland, wo immer thunlid, ein Syſtem von Zuſchlägen in erſter Linie 
zu ſtaatlichen Einkommenſteuern, in zweiter Linie und unter geſetzlich feſt— 
zuſtellenden Einſchränkungen, zu ſtaatlichen Ertragsſteuern zu empfehlen. 
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2. Für Leiftungen an Einzelperfonen wie an einzelne Gruppen von Intereffenten 
find Gebühren und beionders aufzulegende Ertragsfteuern zu geftatten. 

3. Conſum- und Berzehrungs-Steuern dürfen nicht neu eingeführt, wohl aber 
einftweilen noch beibehalten werden, doch iſt auf ihre Berminderung und 
allmälige Abihaffung hinzuwirken. 

4. Für juriſtiſche Perfonen und Forenſe iſt eine bejondere, den bisher in 
mehreren Yandestbeilen ihnen auferlegten Säten der Einfommenfteuer un: 
gefähr entſprechende Ertragsſteuer vorzuichreiben. 


Seyffardt-Crefeld. 


Vorſitzender Profeſſor Dr. N aſſe: Ich gebe zur Geſchäftsordnung das 
Wort dem Herrn Referenten Profeſſor Dr. Wagner. 


Referent Profeffor Dr. Wagner (Berlin): Meine Herren! Ich möchte 
mir erlauben, in Rückſicht auf einige mir kundgegebene Wünſche einige formelle 
Uenderungen zu machen. An Stelle der drei erjten Punkte auf Seite 1 meiner 
Theſen würde ich folgenden Sag Itellen: 


1) Die Communalbefteuerung kann bei den notoriſchen Mängeln der 
Staatöbeftenerung und bei der partiellen Berjchievenheit der Aufgaben des 
Staates und der Communen nicht auf die Zufchläge zu den Staats- 
fteuern beſchränkt werden. 


Dann würde als 2) die Wr. 4 folgen mit Weglaffung des nrittleren 
Satzes, an die Stelle von 3) würde treten der Sat unter 10), und Wir. 4) 
würde dann die jegige ir. 5) einnehmen. Auf dieſe Weife veducirten fich meine 
Vorſchläge ungefähr auf Zweidrittheil ded bisherigen Umfanges. 


Borfigender Profeſſor Dr. Naffe: Wir treten jet in die Discuffion ein. 
Herr Seyffardt (Erefeld) hat das Wort. 


L. F. Seyffardt (Erefeld): Meine Herren! Die beiden Herren Referenten 
haben ſich von den Extremen in Steuerfadhen, von denen Das eine die Ideal— 
fteuer abgejehen von jedem nod jo gut arbeitenden Syftem von beftehenden 
Steuern beliebt, das andere die beftehenden Steuern für die allein richtigen und 
die Idealſteuer für außer aller Frage erachtet, fern gehalten. Ich glaube, fie 
haben jehr wohl daran getban, denn in einer Verſammlung, in der die ver- 
Ichiedenen für Steuerweſen interejfirten Elemente fih milden, mie e8 bier der 
Fall ift, in der weder die Praktiker, die ja Häufig für das zmeitgenannte Extrem 
ſchwärmen, noch die politischen Theoretiker, die dem erften Extrem zuzumeigen 
pflegen, vorherrichen, müſſen wir verjuchen, den gemeinfamen Geſichtspunkt auf- 
zufinden, von dem wir die Steuerfrage betrachten fünnen, um dieſen Geſichts— 
punkt im Auge behaltend weiter zu bauen. 

Ic glaube nun, daß dieſer Gefichtöpunft Die Idee fein muß, auf ber 
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Bafis der hiſtoriſchen Entiwidelung dem Gemeinwohl nütliche zukünftige Geftal- 
tungen anzubahnen. Es ftellt ſich uns hierbei die große ſchon von dem erften 
Herrn Referenten hervorgehobene Schwierigkeit entgegen, daß die Entwidelung 
des Communalfteuerweiens in den einzelnen deutſchen Ländern eine jo außer— 
ordentlich verfchiedene ift. Welcher Abftand zwiſchen der Entwidelung im Süden 
und im den mitteldeutfchen Staaten, wo nad) den Öutachten, die in Danfend- 
werther Weife und durch den Verein geboten find, die indirecte Steuer nicht 
nur als die einzig richtige, ja ſogar als die Steuer der Zukunft hingeftellt 
wird, — und ber Entwidelung in Norddeutſchland, wo faum Meinungs: 
verfchiedenbeiten über die Vorzüge der directen Steuern herrfehen! 

Bei diefer Page der Sache, meine Herren, und da ja überhaupt die Ent- 
widelung des Communalfteuerfyftemd Sache der Einzelftaaten bleiben wird, 
glaube ich, wird es für alle Diejenigen, die fi an der Discuffton betheiligen, 
wünfhensmerth jein, ſich möglichſt zu befchränfen, ſoweit nicht allgemeine Geſichts⸗ 
punkte in Frage kommen, auf die Beſprechung der Steuerverhältniſſe in denjenigen 
Partikularſtaaten, deren Berhältniffe fie genauer fennen. Für mic) wird dieſer 
Partikularftaat mein engered Vaterland Preußen fein, micht nur aus dem 
Grunde, den der erfte Herr Referent angeführt bat, weil e8 der größte deutjche 
Partikularſtaat ift, fondern weil innerhalb feiner Grenzen ſich jo verichieben- 
artige wirihſchafluche und fociale Verhältniſſe gruppiren, daß Die Vorausſetzung 
einigermaßen gerechtfertigt ift, daß ein bier pafjendes Steuerfyftem wenigftens 
nicht ungeeignet für die übrigen Theile Deutſchlands ift. 

Ih habe aber nod einen beionderen Grund, weshalb ih gerade die 
preußiſche Entwidelung im Communalfteuerwefen beſonders hervorheben möchte. 
Ich glaube, daß ſie ohne directen oder indirecten Druck der Geſetzgebung noch 
auch irgend welcher anderer Factoren in einer Richtung erfolgt iſt, die ich für 
die richtige und erſprießliche halte, — ganz entgegen dem Herrn Korreferenten, der 
aus demſelben Landestheil ſtammt wie ich, und Ihnen über dieſe Entwickelung 
ſeine Klagelieder geſungen hat, ohne indeß ſeinerſeits in der Lage geweſen zu 
fein, eine beftimmte Directive zu geben, wie man in Zukunft practiich die Diuge 
anfafjen folle. Denn wenn er als Refolution oder Quinteſſenz alles deſſen, 
was er vorgetragen bat, binftellt, wir müſſen zuoörberft eine Reform Des 
gefammten Staatöfteueriyftems verlangen, jo heißt das einfach, wir wollen fort- 
fahren, über die Sache zu diskutiren, aber doch einftweilen die Regelung auf 
eine zufünftige Zeit vertagen. 

Meine Herren! Indem ich mic) ausſpreche für die Entwickelung, wie ſie 
namentlich in Preußen ſtattgefunden hat, ſo plaidire ich für eine Beſteuerung 
auf Grundlage der Idee der Leiſtungsfähigkeit und der Steuergerechtigkeit, bie 
zwar, beide von Herrn Profefjor Wagner betont werden, aber dod nicht in allen 
von ihm vorgeichlagenen Thejen mit voller Klarheit zum Ausdruck gefommen 
find. Site erfennen leicht, daß durch dieſes Princip die durch die Staatsfteuern 
nad unten progreffio betroffenen niederen Schichten der Gefellichaft in den 
Sommunalfteuern günftiger gegenüber den Vermögenden geftellt werden. Es ift 
dies für mich der durchſchlagendſte Gefichtspunft in Steuerfachen, und id) glaube 
auf Ihren Beifall vechnen zu können, wenn ich age, daß er, wenn er aud nicht 
der einzige Geſichtspunkt fein und bleiben darf, er doch niemald ganz außer 
Augen zu Tegen ift. 
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Bon der Abwälzung iftFim Haufe der Referate verichiedentlich die Rede 
geweſen. Nach meiner Anficht ift gerade die Bedeutung der Entwidelung des 
Sommunalfteuermeiend im preußiihen Staat darin zu juhen, daß man von 
dem Verſuch einer Abwälzung abgejehen hat, die Doch nichts anderes ift, als 
daß man die Gerechtigkeit, die im Syſtem liegen ſoll, gewiffermaßen dem Zufall 
anbeimftellt, den Zufall an die Stelle des denfenden Geſetzgebers treten läßt. 

Nun ftellt man ja dieſer meiner Anficht, daß in erfter Yinie immer das 
Berhältmi der einzelnen Geſellſchaftselaſſen zu einander betrachtet werden müſſe, 
entgegen, es bürfe doch dies nicht der einzige Grundſatz fein. Damit bin ich 
einverftanden,, aber andrerfeit8 glaube ih, wenn e8 num einmal, wie doc all= 
gemein zugeftanden wird, klar ift, daß durch Die indirecten Steuern die unteren 
Schichten ftärker getroffen werden, daß wir dann nad) der Meinung des Herm 
Profeffor Held in jeinem trefflihen Buch über die Einkommenſteuer doch lieber 
von der Abwälzung abfehen und direct dem Vermögenden dasjenige zur Laſt 
Ichreiben, was er jchließlich durch die Abmwälzung doch bezahlen muß. 

Nun bin ich gegen die Anwendung der indirecten Steuer injofern nicht 
principiell, daß ich fie für alle Verhältniffe ausgejchloffen jehen möchte. Ich 
würde mir jehr wohl denfen fünnen, daß, wenn die Umftände e8 jo fügten, man 
für die unteren Schichten eine indirecte Communalfteuer einführte, die zur Folge 
hätte, daß man fie mit Directen Steuern verjchonte. Wie die Dinge aber Liegen, 
jehe ich in der Entwidelung in Preußen das ſchöne Refultat, daß die geringeren 
Stände wejentlidh vor Weberlaftung, die fie haben würden, wenn wir ein indi— 
rectes Steuerſyſtem auch im Communalſteuerweſen hätten, geſchützt find. Unfer 
indirectes Steuerweien iſt ja jo ausgebilvet bezüglich der Staatsfteuer und es 
wird in Zukunft noch eine weitere Ausbildung jo Tange erleiden müſſen, als 
unfer berechtigter Partikülarismus in Steuerjachen dem Deutfchen Reich jo leich* 
feine directen Steuern gewähren wird. Eine ganz bedeutende Entlaftung der 
unteren Stände erblide ich num in der ziemlich allgemein durchgeführten gänzlichen 
Befeitigung der Schlaht- und Mahlfteuer, troß den etwas unbeftimmten 
Aenferungen der heutigen Herren Referenten und den viel beftimmteren 
einiger der Herren Gutachter. Sprechen doch unter den Letztern der Gutachter 
aus Bayern und der aus den mitteldeutfchen Staaten ganz naiv aus, daß der 
Vortheil der Nichterhebung der Schlacht- und Mahlſteuer nur den Händlern, 
den Bädern und Schlächtern zu Theil geworden wäre. Sch darf mid wohl 
enthalten, des Näheren hierauf einzugehen. Was wären wir Wreihändler in 
Confequenz diefer Anihauung für Narren, wenn wir fortführen, darauf hinzu— 
wirken, daß die Schußzölle befeitigt, Daß auch die Zölle für eine Neihe von 
Gonjumgegenftänden erniedrigt würden, wenn das einzige Refultat das wäre, 
die Zwilchenhändler zu bereichern ?! 

Noch auf einen Gefichtspuntt möchte ich aufmerkſam machen. Es iſt der 
Geſichtspunkt, der gerade von hervorragenden Mitgliedern diefes Vereins jo oft 
betont worden iſt. Es ift gewiß erforderlih, daß bei der Förderung ber 
nationalen Production die Vertheilung auf die einzelnen Staatsbürger niemals 
außer Acht bleibe und daß es nicht allein darauf ankomme, eine immer größere 
Fülle von Gütern zu erzeugen. Meine Herren, es haben die fi daran 
Ihliegenden Confequenzen viel mehr Widerſpruch erfahren, als der Ausſpruch 
jelbft. Den Ausspruch theile ih im vollſten Maße, die Confequenzen aber nicht, 
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daß unſer Staat ſich zwar im Allgemeinen folgerichtig und feſt in wirth— 
ſchaftlichen Principien, doch in Bezug auf die Wirkſamkeit feiner Organe in allen 
Detailfragen eher täppiſch als feinfühlig ermwiefen bat. In Steuerſachen aber 
handelt e& ſich nicht darum, fünftlich eine andere Vertheilung des Vortheils, 
der bei der nationalen Production erwächlt, zu veranftalten, — es handelt ſich 
nur darum, von den unterer Ständen eiue Fünftliche ihnen zur Yaft fallende 
Benachtheiligung fern zu halten. 

Wenn ich als Mancheſtermann, als der ich mich bekenne, in diefer Rich— 
tung mich ausipreche, dann glaube ih, die Hoffnung hegen zu dürfen, daß der 
ältere Stamm des Vereins für Socialpolitik um jo entichiedener eintreten wird, 
um auch in der Steuerfrage zu zeigen, wie ernſt ed ihm mit der focialen 
Reform iſt. 

Meine Herren! Ich darf nun wohl übergehen zu der Darlegung der 
direkten Beſteuerung, die ich mit Zuſchlägen belegt wünſche, um den Communal— 
bedarf zu decken. Es iſt viel über die Gebühren und Beiträge geſprochen und 
allgemein anerkannt worden, daß nach der Richtung hin die Gemeinden voll 
berechtigt ſind, ſich Einnahmen zu ſchaffen; nur darf man nicht erwarten, daß 
die Erträge gegenüber den ſo außerordentlich hoch geſtiegenen Ausgaben der 
Communen gar beträchtlich werden. Ich möchte glauben, daß es ſich ähnlich 
verhält mit den Specialſteuern, die dafür auferlegt werden, daß beſtimmte Per— 
ſonen, Claſſen, Kategorien, Stadttheile ein beſonderes Intereſſe an dieſer oder 
jener communalen Einrichtung haben. Es wird die Berechtigung ſolcher Steuern 
faum angegriffen, nur ſobald fie vorgeſchlagen werden, erheben ſich die Inter— 
effenten mit großer Macht und es hält in jedem einzelnen Falle außerordentlich 
ſchwer, fie einzuführen. In dem Gutachten von Herrn Yudwig-Wolf wird vie 
Bedeutung folder Specialfteuern für die Stadt Merane mit 28 bis 34 %, 
beziffert. Für unfere rheiniſchen Städte würde Diefer Procentjag faum 5 bis 
10 %, überfteigen. Herr Oberbürgermeifter Wegner bat ſchon darauf hinge- 
wiefen, wie das, was in der Richtung geichehen kann, heute Schon in den Städten 
bei uns gefchieht, wie z.B. für Gymnaſien und Realſchulen dort höhere Schul- 
gelder eingezogen werden als in den meiften öftlichen Provinzen ꝛc. ꝛtc. 

Auf alle Fälle wird es aber erforderlich ſein, neben diefen Beiträgen und 
Specialfteuern die direkten Steuern heranzuziehen und es fragt fich nur, welche 
derjelben die geeignetfte iſt. Es kann zuerſt daran gedacht werden, Mieths— 
oder Hauöfteuern einzuführen, und was Dadurch ‚nicht aufgebracht wird, würde 
die Claſſen- und claſſificirte Einkommenſteuer leiſten müſſen. Man kann in 
zweiter Yinie die Ertragdfteuern ded Staates mit Zuſchlägen belegen, und was 
dann nicht geleijtet ift, würde abermals der Claſſen- und clajjificirten Ein— 
fonmenfteuer zur Laſt fallen. Endlich — und das tft, was ich befürworten 
möchte — man Joll abiehen von Mieths und Hausfteuern und Ertragsſteuern 
und einfady auf die Claſſen- und clafiificirte Einfommenfteuer zurüdgreifen, wenn 
man der Steuergerechtigfeit nahe kommen will. 

Bezüglich der Miethöftener hat der Herr Referent ſchon ausgeführt, daß 
jie eine ſehr ſchlechte Steuer iſt, daß fie gerade den gemeinen Mann außer: 
ordentlich belaftet. Alle Statiftifer find dariiber einig, daß in dem Budget des 
gemeinen Mannes die Miethe einen viel größeren Proventfag bildet als bei den 
mittleren Ständen und einen nod größeren, als bei den reicheren Bevölferungs- 


. Debatte. 81 


clafien. Es kann aljo nicht auöbleiben, daß man durd die Etablirung der 
Miethöftener eine unmittelbare Entlaftung der Vermögenden berbeiführt. 

Eines ift mir unbegreiflid gemejen, wie Herr Wagner, wenn er diefe An— 
Ihauung von der Miethöfteuer hat, ſich für eine Hausfteuer ausſprechen fann. 
Beide fommen nach meiner Anjicht ganz auf denfelben Effeft hinaus, praftifch 
wenigftens würde ih das überall, wo ich die Verhältniffe kenne, genau bemeifen 
fönnen und jelbft für Berlin würde diefer Beweis nicht ſchwer halten. Greifen 
wir Doch einen Ort heraus, wo nur Zuſchläge zur clafjificirten Eintommenfteuer 
erhoben werden und unterſuchen wir, was die niedrigen ‚Schichten bezahlen 
müßten, wenn Miethöfteuer erhoben würde. Im meiner Baterftadt Crefeld 
haben wir progrejfive Zuſchläge zu der Einkommenſteuer. Es bezahlt der in 
der unterften Glafjenfteuerftufe VBeranlagte heute 200 % Zuſchlag, das find 
ſechs Marl. Nach dem Sag, der für Berlin maafgebend ift bezüglich ber 
Haus- und Miethöfteuer, nämlih 2?/, %/, für Hausfteuer und 6?/, %, für 
Miethöfteuer, würden die zwölf Durchſchnittsfamilien jener Stufe in meiner 
Baterftadt, Deren Miethe ich genauer zu unterſuchen Veranlaffung genommen 
babe, bei einer durchichnittlichen Miethe von 133 Mart 12 Mark an Mieths- 
fteuer zu zahlen haben, fie würden aljo durch die Miethöfteuer allein mit 200 9%, 
ihrer bisherigen Geſammt-Communalſteuer getroffen werden. Bergleiht man 
nun hiermit den Turchſchnitt von zwölf Familien, die in der erften Einkommen— 
fteuerftufe ftehen und heute 414 Mark Communal-Einfommenfteuer zahlen, jo 
würden Diefe bei einem Miethöwerth von 825 Mark nur 73 Mark an Miethö- 
fteuer aufzubringen haben, alſo nur 174%, %, ihrer bieherigen Steuer. Sie 
jehen aus dieſem Beiſpiel, daß mit der Einführung von Mieths- und Hausſteuern 
eine bedeutende Entlaftung der Bermögenden bewirkt wird. 

Der zweite Weg, die Bebürfnijje der Communen zu vdeden, befteht in 
Zuſchlägen zu Ertragsiteuern, ergänzt durch Zuſchläge zur Claſſen- und Ein- 
fommenjteuer. Faſſen wir die einzelnen Ertragäfteuern, wie fie heute exiftiren, 
und nicht, wie fie veformirt werden können, ind Auge, denn wir dürfen nicht 
glauben, daß die von den beiden Herren Referenten gewünjchte Berbeijerung 
unjerer beftehenden Steuern jo gar raſch Pla greifen werde! on Herr 
Wagner hat gelagt, dag unfere Gewerbefteuer eine abjolut jdchte Steuer 
it, und zwar, weil fie gerade den Heinen Gewerbtreibenden mit unnachfichtiger 
Schärfe faßt, während jie den mittleren Kaufmann, bejonders aber den Groß— 
induftriellen mit geradezu lächerlichen Beiträgen heranzieht. Wie kann es ge- 
rechtfertigt werben, wenn man die höchftbefteuerten Induftriellen — einige Wenige 
ausgenommen — mit 200, 400 bi8 500 Mark belaftet, während man einen Bäder, 
Schneider, Mekger mit 60, 80 und 100 Mark heranzieht. Wir merben das 
Uebel aber durch Zuſchläge nur vermehren. 

Die zmeite Ertragöfteuer ift die Grundfteuer. Ich weiß nun fehr 
wohl, wie die Agrarier durch ihre übertriebenen Forderungen ſich wenig Sym— 
pathien erworben haben; in Bezug auf die Steuern muß ich ihnen aber man— 
nichfach Recht geben. Die Landwirthſchaft ift durch die internationale Concurrenz 
doch in ſchlimmerer Weife getroffen, als die Induftrie, da ihr feine Schußzölle 
bewilligt werben und ihre ungünftige Bofition noch durch viele andere Momente 
verftärft wird, z. B. durch die Differentialzölle der Eifenbahnen. Alle Klagen 
der Induſtrie jtügen ſich auf das Gefühl der Unbehaglichkeit, in den mit hie 
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dageweſener Schärfe eingetretenen ſchlechten Conjuncturen. Objeetiv betrachtet, 
muß fie aber zugeftehen, daß fie in den legten Decennien viel beſſer daran 
geweſen ift als die Landwirthichaft, und daher ein Spftem von Ertrazufchlägen 
zur Grunpfteuer nicht berechtigt ift. 

Endlid die Gebäudefteuer. Nah dem, was ich über die Mieths- 
ſteuer gejagt habe, brauche ich Hier nichts weiter auszuführen. Diefe Steuer 
wird gänzlich auf Die Miether abgemälzt und es wird nicht der getroffen, ver 

beſitzt oder die größere Yeiftungsfähigfet bat. Zuſchläge zur Gebäubdefteuer 
müſſen nothwendiger Weile daher die Ungerechtigkeit vermehren. 

So fehen wir, daß, welche der beftehenden Ertragsfteuern wir auch heran 
holen, eine Entlaftung des Vermögenden, namentlich fo weit er über mobiles 
Sapital verfügt, erfolgt. 

Ich wundere mich immer, daß namentlich von den Herren, Die ſich der 
Theorie befleifigen, auf die Ertragd- und Spectalfteuern jo viel Werth gelegt 
wird, ald wenn durch jchärferes Heranziehen dieſer Steuerarten das Heil der 

Zukunft gefördert würde. In dem Referat des Herrn Wagner habe ih, wie 
bet mandyen anderen Gelegenheiten, eine Kleine Erklärung dafür gefunden; es 
ift die Antipathie, die in den weiteften Kreiſen gegen die Claſſe von Menſchen 
berricht, die bei dem Einftrömen der Yanpbevölferung in die Städte ihren 
günftig gelegenen Grund und Boden zu außerordentlich hoben Preifen verwerthen 
fönnen, und fo ohne die geringfte eigene Arbeit veich werden. Ich theile die 
Antipathie der Herren gegen diefe Gejellichaft, jo weit fie im Communalleben 
ſich bisher durch nichts weniger als Tebendige Theilnahme an feinem Wohle 
ausgezeichnet bat; aber ich kann feinenfalld glauben, daß durch Ertrags- oder 
Specialfteuern den Leuten irgendwie Hinter die Kirihen zu kommen if. Nur 
durdy Herauffchrauben in der Einfommenfteuer kann man fie greifen. Es tft 
in der Praxis anerkannt: Abwälzung kann nur bei Objectöfteuern, niemals bei 
Perfonalftenern ftattfinden. Wo Unternehmer, die durch die Einkommenſteuer 
verfchteden herangezogen werden, concurriren, wird allemal der im Vortheil fein, 
der am wenigften Steuern zu bezahlen hat; nach feiner Steuer regelt fi die 
Goncurrenz, jo daß von einer Abwälzung kaum oder gar nicht die Rede fein fann. 

Sp, meine Herren, fomme ich zu dem Schluß, daß am Nichtigften die 
Bedürfniffe der Gemeinde, jo weit fie nicht durch Gebühren und Specialfteuern 
gededt find, durch progreifive Zuſchläge zu der Claſſen- und Einfommenfteuer 
zu deden find. Daß die Vertheilung fih dabei nicht mit der bereitS in ber 
betreffenden Steuer beftehenden Progreſſion begnügen darf, ift überall practifch 

zur Geltung gefommen, wo die Zuſchläge bis zu 200 oder 300 /, geftiegen 
find. Ueber die Berechtigung der Progreffion vom Standpunkt der Theorie 
brauche ich mich wohl nicht auszulaffen, nad den von den Herren Wagner, 
Held, Neumann u. U. jiegreich durchgeführten Gründen. 

Meine Herren! Beim Eingang meine Vortrags habe ich auf die Ver: 
ſchiedenheit der Entwidlung der Commumalfteuer = Berhältniffe in Deutfchland 
bingewiefen. Ich werde mich zur Verteidigung meiner Anfichten daher vor= 
zugsweiſe gegen diejenigen Herren zu wenden haben, die meinem engeren Yandes- 
theile angehören und den meinigen entgegenftehende Wahrnehmungen gemacht 
und öffentlich ausgeiprocdhen haben. Ich denke dabei vornehmlic an den hoch— 
verehrten Vorfigenden diefer Verfammlung. an den in Steuerfragen fo aufer- 
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orbentlih fompetenten Herrn Profeſſor Naſſe. Beſonders denle ıh an fein 
Wort, daß die Hausbefiger in den verfchiedenen Gemeinden ein ganz beſonderes 
Interefje dabei hätten, gerade die Zuſchläge zu der Claſſen- und Einfommen- 
jteuer zu poufjiren. Meine Herren! Ich habe mir große Mühe gegeben, in 
unferem Landestheile Erempel herauszufinden, wo diefe Anfchauung Platz griffe. 
Zuvörberft habe ich kaum irgendwo einen Gegenſatz zwiſchen den Hausbefigern 
und Befigern überhaupt herausfinden, noch viel weniger erfahren können, daß 
man Haudbefiger für beſonders geeignet eradhte, um in der communalen Selbft- 
verwaltung zu arbeiten. So lange mir aljo nicht Beiſpiele aus meinem Landes- 
theil gebracht werden, muß ich dabei bleiben, daß die in unjerer Provinz jeit 
Decennien bervorgetretene Bewegung, Zuſchläge zur Claffen und Eintommen- 
fteuer zu erheben, dem trog der Dreiclafjenwahl ſich ergebenden Bedürfniß, die 
Intereſſen der einzelnen Gejellfhaftsihichten niemals in den Vordergrund zu 
Drängen gegenüber den Intereffen der Allgemeinheit zuzufchreiben ift. Erſt feit 
der Zeit datirt dieſe Bewegung, jeit wir in mehreren der größten und wichtigften 
Aufgaben der Communalverwaltung, dem. Armen: und Schulwefen, die ja 
weitaus Das meiſte Geld verichlingen, mit der engberzigen Tradition der ver- 
gangenen Generation gebrochen haben. Wie ſchlimm es damit ausfahb, hat ja 
Herr Oberbürgermeifter Wegner beftätigt in feinem Referat. Mean bezahlt 
nun allerding® bei uns heute wie immer vorher die Steuern mit Murren, 
aber wir fünnen den großen Vortheil conftatiren, daß, feit die vermögenden 
Claſſen in jo ganz anderer Weile herangezogen werden, fi) ein Gemeindeleben 
herauögebildet hat, das mit vielem altem Zopf ein Ende gemacht hat und die 
Controle über die Verwendung der Steuern mit ftrenger Umficht übt. Ich 
glaube, daß dies ein Erfolg ift, den wir nicht hoch genug anſchlagen fünnen; 
denn wie ſchön es auch ift, den Befig und die günftigere äußere Lebensftellung 
zu einem Antriebe zu größeren foctalen Verpflichtungen zu verwerthen, jo ſchwer 
bleibt e8 doch, bei der Mehrzahl der Menſchen eine jolche ethifche Forderung 
aud zur Anerkennung zu bringen. Daß aber die wermögenderen Claſſen in 
ganz andrer Weiſe als früher zu den Communalfteuern herangezogen werben, 
das beweift Ihnen jedes Einfommenfteuerbüchlein, wie fie jegt im Weften gedrudt 
werden. Während die untern Schichten nur das Doppelte und Dreifadhe von 
vor 30 Jahren zu bezahlen haben, müſſen die Vermögenderen das dreißig, 
vierzigfache beitragen, und ich füge hinzu, nach meiner innigften Weberzeugung 
vermögen fie dies leichter, ald e8 den unteren Stufen wird, ihre Quote zu ent= 
richten. 

Es bleibt mir nun nod übrig, einer Steuer Erwähnung zu thun, die 
auch zu den direften gehört und deren Herr Profefjor Wagner auch des Brei— 
teren gedacht hat, nämlich der Steuer auf das Vermögen. Da Herr Profeffor 
Wagner aber die Befürwortung diefer Steuerart weniger in dem Detail aus- 
geführt bat, jo werden Sie mir geftatten, daß ich mich mehr an die Vorjchläge 
halte, die Herr Profefjor Nafie ın dem Gutachten, von dem Sie Alle Kenntnif 
haben, dargelegt hat. Herr Profeffor Nafje ift, wie Sie willen, ein Freund 
der Ertragsfteuern im Ganzen; er bat die Nachtheile der Zuſchläge zu den 
direften Steuern immer ſehr objectiv und ich glaube, im Großen und Ganzen 
auch richtig präcifirt; aber ich muß aufrecht erhalten, daß gegenüber den Vor— 
theilen, die ich eben geſchildert habe, alle dieſe Nachtheile ein ſehr geringes Ge— 

6* 
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wicht in die Waagichale werfen. Was er gejagt hat über die biöher faljche 
Befteuerung der Forenfen und juriftifhen Perſonen kann ich unterſchreiben. Ich 
glaube auch, daß wir auf die Dauer, wenn wir die manmigfad eingetretenen 
großen Härten vermeiden wollen, im ungefähren Betrag der biöherigen Zujchläge 
zu der Einfommenfteuer, ven die Forenjen zu zahlen haben, eine Ertragfteuer 
einführen müſſen. Was mid aber bejonder® an dem Gutachten des Herrn 
Profeſſor Nafje gefreut hat, war, daß er nicht den Standpunkt der meiften An- 
hänger der Ertragfteuern theilt, die vemögenderen Claſſen entlaften zu wollen. 

Princiipell fünnte ih num mit einer die Nutungen aus vorhandenem Ber: 
mögen treffenden befondern Steuer ſchon einverftanden fein, nicht aber die Mög: 
lichkeit und Sachgemäßheit ihrer Durchführung anerkennen. Herr Profeſſor 
Naſſe Ichlägt drei Wege vor, um eine Vermögensſteuer aufzuerlegen. Der erfte 
Meg würde der jein, Die Miethserträge ſowie die Ergebniffe landwirthichaftlicher 
und induftrieller Broduction mit einer Ertragfteuer zu belaften. Ja, alles, was 
ich gegen Zufchläge zu Ertragfteuern ſchon gejagt habe, paßt hierauf auch, und 
es würde von ihm nachzuweiſen fein, daß die von ihm worgeichlagenen neuen 
Steuern befjer wären als Die beftehenden. . Sehr ſchwierig wird das allerdings 
nicht fein, aber e8 würde doch dadurch die Sache recht jehr in die Zukunft hin— 
auögejchoben werden. — Der zweite Weg ift der, die aus beiden erwähnten 
Kategorien entipringenden Gewinne und die Miethöerträge mit einer Vermögens— 
fteuer zu belaften. Wenn das num nicht bloß ein anderer Namen für biejelbe 
Sache ift, jo bin ich feit überzeugt, daß der bloße Name einer Vermögensfteuer 
hinreichen würde, um ihre Ergebnifje bei der Einſchätzung zur Claſſen- und Ein- 
fommenfteuer in Anrechnung gebracht zu jehen. — Der Dritte Weg, den Herr 
Profeffor Naſſe vorfchlägt, ift der, die Immobilien, wie fie vor unjern Augen 
daliegen, einer neuen Einſchätzung zu unterwerfen, die auf andern Principten 
beruht als die Einjchägung zur Grund- und Gebäudefteuer des Staated, und 
die Induftriellen nach der Zahl der Lohnarbeiter zu belaften, die fie beichäftigen. 
Das Erftere dürfte nach Analogie von Staats- Grund» und Gebäudefteuer 
zwar als jchwierig, aber doch als möglich zu bezeichnen, das letztere würde jogar 
ſehr Teicht und einfach fein. Aber mürden die, die gezwungen find, den Kopf 
ins Loch zu fteden, das jo geduldig thun? Würden fie nicht wünfchen, daß 
die Befiger von Aectien, Staatöpapieren u. dgl. in ähnlicher Weiſe herangezogen 
würden? Wir würden dann für jede einzelne diefer Kategorien eine bejondere 
Steuer haben müfjen, und während wir ſchon jest glauben, daß die Eteuern 
fo complicirt find, daß die Einihägungsfaftoren die Arbeit faum mehr leiſten 
können, würden wir geradezu Die Doppelte Arbeit haben. Eon meine ich denn, 
wenn Herr Profeflor Naffe feine Eigenihaft als Mitglied des preußiſchen Ab— 
georbnetenhaufes gegen diejenige des Profeſſors der Nationaldconomie ins Gefecht 
führen wollte, er fich meinen Bedenken anſchließen müßte. 

Ich glaube nun in der That, daß die von dem geehrten Herrn gewünſchte 
ftärkere Heranziehung des fundirten Einfommend und des Vermögens, heute ſchon 
in viel höherem Maaße eriftirt, als gewöhnlih angenommen wird; fie wird 
von allen Einfbägungscommilfionen erftrebt, wenn Ste jahen, wie die Leute 
praftifch arbeiten. Dit denn die ziemlich hohe Progrejjion bei den Zuſchlägen, 
von der vorhin die Rede war, etwas anderes als eim Heranziehen des Ver— 
mögens, find die jogenannten Privilegien des Staatsbeamten etwas anderes als 
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ine Sicherftellung gegen Weberlaftung gegenüber den Vermögenden? Herr Pro- 
fefior Wagner hat ja ausgeführt, daß das wirflich fein Privilegium ift; es ift 
nur ein Schuß für die Beamten, damit fie nicht in ſcheinbar richtiger, effectiv 
aber unrichtigfter Weiſe fchärfer herangezogen werden. Ueberhaupt glaube ich 
der Anficht fein zu dürfen, daß, wenn die Herren fich gegen die Zuſchläge zur 
Einfommenfteuer wenden, meil die heutige Einfommenfteuer jo mangelhaft jet, 
fie fi) dann mehr auf die Erfenntnig der Theorie ald auf die Erkenntniß der 
Dinge, wie jie jih um praktiſchen Leben vollziehen, berufen. Ueberall dort wird 
die Einkommenſteuer am jchlechteften veranlagt, wo man zu fehr den bureau- 
kratiſch-fiskaliſchen Standpunkt in den Vordergrund ftellt; überall da wird- fie 
am richtigiten veranlagt, wo man fih an die allgemein ertennbaren Mertmale 
hält. Der gegenwärtige Finanzminiſter in Preußen ift meiner Anjiht nah auf 
dem verkehrten Wege, wenn er Durch immer mehr ins Detail gehende Beftim: 
mungen eine vichtigere Einfchätung herbeiführen zu fünnen glaubt. Er hat die 
Beamten der Verwaltung Dadurch nahezu in Verzweiflung gebracht. Sie haben 
da an dem Correferenten einen verehrten Herrn fennen gelernt, der erklärt hat, 
es gebe bald jo nicht mehr weiter. Jedenfalls iſt e8 jest ſchon jo, daß fait 
ale Einihägungscommijiionen im ganzen Lande eine Phalanx bilden, vie fich 
gegen den Finanzminifter wendet um zu verhindern, daß Weberbürdungen vor= 
fommen, Dagegen wird nun das Mittel ergriffen, daß man neuerdings Die 
Borjigenden der Einihägungscommiljionen verpflichtet hat, eine Voreinſchätzung 
zu maden, und ed wird dann gewillermaßen ein Wehe ven Steuereinſchätzungs— 
commijjionen zugerufen Die nicht folgen. Wie hat ſich aber die Sache praftiich 
gemacht? Die Herren Vorfigenden ſchätzen meiſt auch gemeraliter ein, wie fonft 
die Commiſſionen, und füllen nachträglich die einzelnen Pojitionen aus, aus denen 
die Generalfumme ſich ergeben ſoll. Wie ungerecht wird aber, wenn von oben 
ber eingegriffen wird, die Sache überhaupt betrieben? Wenn es zu dem legten 
Stadium fommt, daß ein armer Steuerpflichtiger ſich überlaftet glaubt und recla— 
mirt, dann werden Bertrauenöperjonen ernannt, Die nicht darüber zu befinden 
haben, ob der Mann im Verhältniß zu den Uebrigen überlaftet ift; nein, dieſe 
Bertrauensmänner haben nur zu berichten, ob die von dem Steuerpflichtigen 
berichteten Thatſachen ftimmen oder nicht. Diele fünnen nun alle der Correctur 
bedürfen, die Abweiſung der Reclamation zur Nothwendigfeit machen, und doch 
fann der Steuerpflichtire im böchften Maaße überlaftet fein, denn wenn Einer 
mit dem vollen Einfommen veranlagt wird und alle Uebrigen mit 50 %%,, ſo 
ſchließt das doch eine große Ungerechtigkeit in fih. So glaube ih, daß wir 
eine Verbeſſerung unjerer Claſſen- und Einkommenſteuer nicht auf dem von dem 
Finanzminister Camphaufen bisher beliebten Wege zu erwarten haben, jondern 
im Gegentheil durch Fallenlaſſen des allzu ängftlihen Eindringens in die Ver— 
hältniffe. Wenn der Herr Minifter nur einen Theil der Arbeitskraft, die nöthig 
ift, um alle die einzelnen Beitimmungen zu geben, fie zu widerrufen oder abzu= 
ändern, darauf verwendete, praktiſch durch perjönliche Anſchauung eingreifen zu 
lafien, wie das in andern Reſſorts geſchieht, dann würde ein Reſultat zu er— 
reihen fein, — niemal® aber auf dem bisherigen Wege. 

Meine Herren! Ich babe mir erlaubt, die Quinteflenz der Erfahrungen 
im praftifchen Leben, die ich Ihnen vorgetragen habe, in einigen kurzen Thejen 
zufammenzufaffen, die ich Ihrer freundlichen Aufnahme empfehle. (Bravo!) 
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Profeſſor Dr. Held (Bonn): Meine Herren! Zunächſt eine Bemer— 
fung zur Geſchäftsordnung. Ich halte es nämlich für abfolut unthunlich und 
würde e8 für unwürdig halten, während der Reden der Referenten, die eine 
Stunde jprehen, zu rauchen; aber während. der Debatte können doch manche 
guten Gedanken kommen, wenn geraucht, wird; Mancher bleibt auch lieber figen, 
und “ glaube, daß während der Debatte ein mäßige Rauchen geftattet wer⸗ 
ben barf. 

Ferner bemerte ich zur Geſchäftsordnung, daß wir in Eifenad immer eine 
Beſchränkung auf zehn Minuten für die Redner in der Debatte hatten. Ich 
bitte das wieder einzuführen, daß jeder Redner nad zehn Minuten unterbrochen 
wird und mur mit Genehmigung der Berfammlung weiterſpricht; es wirkt dies 
immerhin von Anfang an beichränfend. 


(Die Berfammlung beichließt dem letzteren Antrage gemäß.) 


Nun zur Sahe, — oder Hielmehr zuerft zur Perfon. Da ih nämlich 
perfönlich prowocirt worden bin, fo muß ich auch zuerft perfönlich antworten. 
Mein geehrter Freund, der erfte Herr Referent, hat jenes paradore Dictum von 
einer principiellen Abneigung gegen Principien citirt. Das war ein Paradoron, 
welches mir im Eifer der Rede vor zwei Jahren entſchlüpft iſt. Ich will mir 
erlauben, genau zu ſagen, was ich damit meinte. Es kann mir damit natürlich 
nicht beifallen, leitende Gedanken bei Geſetzgebungs⸗ oder gar wiſſenſchaftlichen 
Arbeiten zu perhorresziren; aber es giebt allerdings einen gewiſſen Mißbrauch 
mit Principien, der nicht ganz ſelten iſt, und gegen den bin ich ſehr eingenommen. 
Ich bin zunächſt in Steuerfragen namentlich gegen allzu einfache Prineipien, die 
ſich mit wenig Worten anſpruchsvoll in die Welt einführen und dann bei jeder 
Anwendung entweder unpraktiſch ſind oder eine Quelle von Zweifel und Streit 
bilden. So z. B. iſt es eine bekannte Sache — es iſt ja gedruckt — daß ich 
die Leiſtungsfähigkeit nicht als ein allgemeines Princip für die Vertheilung aller 
Steuerlaft -gelten laſſen fann, weil dies Princip in der Anwendung viel zu viel 
Ausnahmen hat und viel zu ftrittig ift. Dann bin id) auch gegen foldye Prin= 
cipien, die bei häufigerem Gebraud zu Schlagwörtern herabfinfen. Gerade der 
erfte Herr Referent hat ja hier gegen ältere Richtungen der Nationalöfonomie 
polemifirt. Wir fehen ja Alle, daß bei dieſen älteren Richtungen fih häufig 
und leicht ein Gejeg da einftellte, wo die Kenntnig der Thatſachen fehlte. Wenn 
die jo leicht eintritt, Jo müfjen wir uns aud hüten, daß wir nicht allzu ſchnell 
principielle Forderungen ftellen aus einem allgemeinen politiichen Gedanken heraus. 
Wir kommen fonft jehr leicht in Schlagwörterwirtbichaft hinein, welche und von 
dem realen Boden einer gewifienhaften Unterfuhung der Thatfachen abführen 
könnte. 

Erlauben Sie mir einige Beifpiele. 

Gewiß ift e8 ein wichtiges Princip der jegigen Steuerreform, daß die Be— 
fteuerung auf eine Entlaftung der Aermeren bedacht fein ſoll, nicht nur auf Die 
der Neicheren. Ich bin mit meinem Freunde Seyffardt über dieſes Princip 
einig, dennoh haben wir ſehr verichievene Meinungen über die praftiiche Ge— 
ftaltung der Communalfteuerfrage. Wenn wir und beide auf das Princip ftellen 
würden, jo würden wir mit demfelben Princip in der Hand uns jchlagen, und 
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das Princip würde ein Schlagwort, mit dem man ji nur ftreiten würde, ohne 
daß etwas bewiefen werden könnte, Aehnlich wideripricht e8 meinen Neigungen, 
wenn. von Gommunalfteuern die Rede ift und dabei Worte fallen wie: privat- 
rechtliches, gemeinwirthichaftlices Syftem, Communismus, Soctalismus, Etaats- 
communismus und wie fie det Reihe nach heifen mögen. Meine Herren, wir 
tkönnen bier nicht zu jedem dieſer Worte einen genügenden Commentar geben, mas 
wir darunter verftehen; wohl aber vermengen ſich in den Ohren jedes Zuhörers 
bei ſolchen Worten Gedanken und Gefühle, dieſe verwirren fi), und wenn man 
beanfprucdt, etwas Principielles zu Jagen, ohne e8 näher und präcis ausführen 
zu können, jo kann ich das nicht für jehr erfprießlic halten. 

Ich habe ferner in meinen Thefen von allen Principien abgelehen , die in 
der Luft ſchweben. Wir brauden in Steuerfahen Principien für Yortbildung 
des Beftehenden, aber nicht Principiem, die ohne Weitered in die Welt hinein— 
gejett werben können, und darin bin ich fachlich mit dem Herren Referenten 
einverftanden, reſp. er mit mir. Vielleicht gehe ich darin aber doch etwas weiter, 
einen Ausdrud, wie er ihm in den Thejen hat, von „zufälliger hiſtoriſcher Ent— 
wickelung“ würde ich nicht gebrauchen, denn für mich giebt e8 feine zufällige 
geſchichtliche Entwidelung. Die geſchichtliche Entwickelung unjerer Steuern tft 
das Provuct von Machtverhältmiffen, an die wir anknüpfen müffen und nur 
mit deren almählicher Aenderung wir die Steuern felbit ändern können. Die 
geichichtliche Entwidelung ift die natürliche Bafis, von der wir ausgehen müfjen, 
die wir nicht Durch principielle Steuertheorien unter Perhorrescirung der geidhicht- 
lichen Entwidelung als zufällig erfegen bürfen. 

Meine Thefen entitanden, weil mir die des Herm Referenten, mit denen 
ich in vielen Punkten übereinftimme, zu lang jchienen, eine einfache Kürzung 
aber nicht möglich war wegen manchen materiellen Diſſenſes. Bei einem Ber: 
gie unjerer beiderjeitigen Thefen werden Sie finden, daß in den meinigen ber 

egriff der Leiſtungsfähigkeit ganz fehlt, ich Ipredhe nur von Perjonal- 
fteuer, die praktiſche Sache bei ihrem gewöhnlichen Namen nennend und die Ge: 
danken, über die Streit ift, weglafiend. 

Dann babe ich ———— das Poſtulat der Progreifion. Warum? Jede 
Perſonalſteuer iſt progreſſiv; es giebt bei und in Wirklichkeit feine andere; denn 
unfere Claſſen- und Einfommenfteuer it e8 bis zu einem gewiſſen Grade auch, 
und die Perfonalfteuern, die nicht entjchieden progrelfiv find, fangen immer erjt 
bei einem gemilfen Minimum des Einfommend an. Ganz allgemein braucht 
man aljo nicht zu Jagen progreſſive Perjonaljteuer, jondern blos Perſonalſteuer. 
Würde ic progrelfio Hinzufegen, jo würde ich mich fragen: eine wie ftarfe Pro- 
greifion? und würde mich verpflichtet halten, Diefe Frage zu beantworten. Das 
fönnte ich aber nicht und Niemand fann es, weil die Dinge in den einzelnen 
Communen und Staaten je nach den anderen noch vorhandenen Steuern jo ver— 
ſchieden liegen, dak man das Maß der wünjchenswerthen Progrejjion in einem 
allgemeinen Sate nicht faſſen kann. Ja in manden Communen ift die Pro- 
grejlion ſchon joweit ausgedehnt, daß man an der Grenze ded praktiſch Mög— 
lichen angekommen iſt. 

Ferner fehlt die allgemeine Bermögensfteuer im meinen Theſen. 
Um Verwechſelungen vorzubeugen, bemerke ich, daß wir unter allgemeiner Ver— 
mögengfteuer eine Perſonalſteuer verftehen, melde auf die Schulden Rückſicht 
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nimmt, die aber das fundirte Einkommen allein trifft im Gegenfag zum un— 
fundirten, alfo nicht alles Einfommen. Sie unterjcheidet ſich alſo wejentlih von 
den ifolirten Ertragöfteuern auf Grund und Boden, Gebäude, gemerblidhe 
Etabliffements u. |. w. 

Wenn man diefe allgemeine VBermögensfteuer, die bisher nur in einigen 
Scmeizercantonen und fonft am wenigen maßgebenden Orten eriftirt, in unſer 
Steuerſyſtem einfügen will, fo muß man ſich vorher entjcheiden, ob der Staat 
oder die Communen oder das Reich diefen Verſuch zuerft machen ſollen. Ich 
glaube, dieſen Verſuch kann zunächſt mur derjenige Organismus machen, der 
die Einfommenfteuer in der Hand hat, weil die allgemeine Vermögensſteuer ein 
Correlat, ein Supplement der allgemeinen Einfommenfteuer wird. 


Nun fcheint mir da eine Schwierigkeit vorzuliegen. Wenn ic) e8 für wichtig 
halte, daß in den Communen, um die Einfommenfteuer nit zu ſehr hinauf— 
zujchrauben, Realjteuern, namentlich) Gebäudefteuer u. ſ. w. da fein müffen und 
dies den Communen jelbftftändig in die Hand gegeben werden muß, jo fünnen 
wir ihnen nicht gleichzeitig die allgemeine VBermögensfteuer octvoyiren. Wie 
jollen fie Beides zufammen machen? Soll e8 zufammen oder getrennt gemacht 
werden? Welche Rückſicht jollen die Steuern auf einander nehmen? Died 
ſchien mir viel zu viel Borfrage zu fein, als daß wir heute darüber abftimmen 
fünnten. 

Endlich Fehlt in meinen Thejen der Wagner'ſche Gedanfe von der Extras 
bejteuerung des umnverdienten Gewinne. Meine Herren, wir haben e8 in ven 
legten Jahren mafjenyaft erlebt, daß umverdiente Gewinne gemacht wurden, aber 
wer entjcheidet denn darüber, inwieweit ein Gewinn verdient ift und wie weit 
nicht? Neben den Extragewinnen ſtädtiſcher Hausbefiger eriftiren colofjale 
‚Ertragewinne aus Hanvelögejchäften u. ſ. w., die nicht mit Grund und Boden 
verbunden find. Diefe befonders zu beftenern, unternehmen wir nicht, weil es 
einfach nicht geht. Es ift denn aud das Eigenthümliche mit diefen Gewinnen, 
daß fie oft ebenjo jchnell wieder zerrinnen, als fie gewonnen werden, wie wir 
e8 jett bei dem Rückſchlag erleben. Soweit dieje unverbienten Gewinne mora= 
liſch verlegend für und find, joweit wir finden, daß Menſchen, die nichtö leiften, 
vielleicht nur Schädliche®, und ungebildet find, durch ihren Gewinn allein zu 
einer großen Stellung fommen, ſoweit dies ein Unweſen ift, wird nicht Die 
Steuer helfen fünnen, ſondern nur die öffentliche Meinung, welche dergleichen 
Parvenus aus den bejjeren Kreifen verbannt. 

Die Ertrabefteuerung diefer Gewinne läßt ſich nicht allgemein maden, denn 
nicht alle dieſe Gewinne laſſen ſich fallen, und man kann e8 auch nicht einmal 
als ein vom Standpunft der Moral abjolut nothwendiges Poſtulat Hinftellen. 
Dieje periodifchen Conjuncturgeminne müfjen, wie Herr Wagner jelber fagt, 
durch Befigveränderungsabgaben und Erbichaftöftenern gefaßt werden, und Das 
müffen wir dem Staate überlaffen. Ich glaube auch nicht, daß unfere Come 
munalbehörden fie gerne übernehmen würden, zumal dann wieder die Frage der 
Abgrenzung der verjchiedenen Communen gegeneinander recht ftreitig werben 
würde; e8 würden ſich heifle Proceſſe entwideln zur Freude der Advocaten, aber 
zur Unfreube derjenigen, die fich mit einer gefunden und möglichft einfachen Re— 
aulirung der Communalbeſteuerung befafien. So viel Einnehmendes aljo der 
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Gedanke hat, jo Laffe ich ihn doch weg, meil ich glaube, die Hinübernahme dieſes 
Punttes in die Communalfteuerfrage ift materiell nicht richtig. 

Dagegen kam e8 mir in meinen Theſen beſonders darauf an, daß einmal 
das ganze Communalweſen auf Staatsgeſetz beruht, daß dad Staatsgefet ihm 
den Rahmen giebt, aber innerhalb deflelben die Commune in der Verwaltung 
frei if. Das fteht in doppeltem Gegenfa zu den beftehenden Einrichtungen. 
Es fol nicht die Frage, ob eine Steuer in den Communen zuläffig ift, oder 
nicht, abhängig fein von der zufälligen Berwilligung der Regierung, jondern von 
dem Gefeg; es joll die nähere Ausführung lediglih den fommunalen Organen 
nad; ihrer Kenntniß der thatfächlihen Verhältniffe und ohne weitere Verſchlep— 
pung zuftehen. Ich glaube, dieſes allgemeine Poftulat ift durdaus in Hars 
monie mit denjenigen Gedanken von Zelbftverwaltung, die wir gegenwärtig ent- 
wideln, daß das ftaatliche Gele ſouverän über Alle ift, darunter aber in ein- 
zelnen Kreifen nad) Yofal- und Sompetenzabgrenzung. fich ein reiches felbftitändiges 
Teben im Dienfte de8 Staates entwideln muß. 

Dann faın e8 mir darauf an, daß wir und erflären gegen das einfache 
Syſtem der Zujchläge zu den Staatöftenern. Es ift gefagt, es fei bier eine 
coloſſale Verſchiedenheit möglich, je nachdem die Zuſchläge zu den oder ben 
Steuern genommen werden, Zu allen Staatöfteuern fann man feine Zuſchläge 
machen. Ich glaube aber, es ift ein verftändlicher Gedanfe, wenn ich meine, 
ed jolle der Commune überhaupt möglich fein, gewiffe Steuern jelbftftändig aus— 
zubilden, die e8 im Staat entweder gar nicht giebt, oder die mehr mit einander 
zufammenhängen. Es hat das den Grund, daß es verſchiedene Steuerarten 
giebt, die die Commune beſonders gut, andere, die der Staat bejonders gut 
einſchätzen kann, und da ift eine Theilung entſchieden am Plate. 

Dann fteht in den Theſen die Sache mit den Beiträgen, Die in den vers 
jchiedenen Gutachten hervorgehoben ift. Weiter fommt e8 mir darauf an, daß 
Perſonal- und Realſteuern beide überhaupt in ver Commune vorfommen, und 
nicht nur aus den Gründen, die von den Herren Wagner und Naffe in feinem 
Gutachten hervorgehoben worden find, 

Die Staatseintommenfteuer ıft diejenige Steuer, welche von allen gleichſam 
die ftaatlichfte ift, indem bei ihr ver Gegenfag zu dem Princip von Leiftung 
und Gegenleiftung am ftärfiten zum Ausdrud kommt. Sie leidet bei und an 
einer ſchlechten Einſchätzung. Wenn Sie den idealen Gedanken, die wir mit 
der Perjonalfteuer im Staate verbinden, wirklich gerecht werden wollen, jo muß 
die Einſchätzung eine beffere werden. Das ift aber prattiich jo lange unmög: 
lich, als colofjale Zuichläge in den Communen zu der Staatdeinfommenfteuer 
erhoben werden. Wenn 600 Proc. Zuichlag in einzelnen Communen vorfommen 
und 3—400 Proc. nicht mehr ungewöhnlich find, dann frage ich, ob micht jede 
Behörde ſich gedrängt fühlen wird, Died durch milde Einfhägung zu corrigiren, 
einfach weil e8 nicht anders geht. Mebenbei bemerkt wird durch ſolche hobe 
Communalzufchläge bei milder Einfhägung der Staat gleihlam zu Gunſten 
der Commune beftohlen — was weder ein würdiges noch zweckmäßiges Ber: 
hältniß iſt. 

Es erſcheint mir ſonach als ein beſonderer Grund dafür, daß wir die 
Ausbildung der Realſteuern in der Commune wünſchen müſſen, der, daß wir 
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nur fo die Einfommenfteuer rein und ihre richtige Ausbildung für den Staat 
möglich erhalten. 

Aus dem ähnlichen Grunde halte ich in den großen Städten indirecte 
Steuern für zulälfig, nicht etwa Wiederherftelung der Mahl: und Schlacht- 
fteuer, aber Einführung der Bierfteuer u. |. w., die fi in Süddeutſchland be- 
währt bat. Dadurch fünnte man die Perfonalfteuer der Commune in den unteren 
Stufen jehr gering maden und würde aud allerlei Schwierigkeiten der Ein- 
ſchätzung und Erhebung, namentlich allerlei Gehäffigfeiten bei der Sade, ver: 
meiden. 

Die Frage der juriftiichen Perfonen und Forenien will id, da id, ja ſchon 
die erlaubte Zeit überjchritten babe, übergehen und nur erwähnen, daß dieſe 
Frage nur vernünftig geregelt werben fann, wenn Perjonal» und Realfteuern 
beide in der Commune getrennt ausgebildet find. 

Diefe Perſonen müfjen dann jelbftverftännlih Realſteuern zahlen, während 
bei den Perfonalfteuern eine Heranziehung nicht mehr nothwendig ift, wenn bie 
einzelnen Perſonen, aus denen die juriftiiche Perfon befteht, ſchon dazu heran 
gezogen und richtig eingejchätt find und die Forenjen anderwärts Gommunal- 
perfonalfteuer zahlen. Ich ſchließe, meine Herren, mit der Bemerkung, daß, 
wenn ich gegenüber dem erften Herrn Referenten manderlei Oppojition machen 
mußte, diefe Oppofition hauptfählih darauf geihoben werden muß, daß ich in 
der Kürze der Zeit die Verſchiedenheit betonen mußte, das dagegen, worin wir 
einig jind, kürzer behandeln konnte. Sie Alle wifjen, daß wir ganz einig find 
in gewiſſen Grundgedanken der focialen Reform, in gemifjen idealen Anforde- 
rungen an das Verhalten der Einzelnen auf wirthichaftlihen Gebiet und an 
den Gang der Öefeggebung ; daß wir einig find in Bezug auf eine Mafje von 
einzelnen Fragen in den Finanzen und in der Nationalötonomie, bejonders 
darin, daß, wie ich ſchon mit Beziehung auf Herrn Seyffardt erwähnt habe, 
die Geſetzgebung in Steuerfachen niemald den Egoismus der Befigenden ftärken 
und ihm dienftpflidtig werben dürfe. Wir unterjcheiden uns aber darin, daß 
es mir im höchſten Grade darauf ankommt, bei allen praftiichen Poftulaten ein 
gewiſſes Maß zu halten. Es find ja genug Andere da, melde die legten Ziele 
einer Bewegung in glänzenderer Weile formuliren und dafür eintreten können. 
Meinen Freund Herrn Prof. Wagner wird e8 deshalb nicht Wunder nehmen, 
wenn ich ed mir zur befonderen Aufgabe made, das praktiſch Mögliche, das 
Maphalten in allen Dingen hervorzuheben. (Beifall.) 


(Ein Antrag des Herrn Philippjon [Berlin] auf Vertagung der De— 
batte wird abgelehnt.) 


Yuftizratb Dr. Braun (Berlin): Meine Herren! Ic habe mid, zum 
Morte gemeldet während des erften Dritteld des Vortrages des erſten Re— 
ferenten, und zwar zu jener Zeit, wo er von dem „communiftiichen Charakter‘ 
der heutigen Bewequng ſprach, von dem Borzug, den die „Gemeinwirthſchaft“ 
habe vor der Privatwirtbichaft, von den Schäden der Goncurrenz, von der Un— 
zulänglichfeit des Gefeted von Angebot und Nachfrage u. ſ. w. In der ferneren 
Entwidelung feines Bortrages nahm ich meine Meldung wieder zurüd, weil ich 
gar keinen Zufammenhang fand zwiſchen den praftiichen Dingen, die er vorjchlug, 
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und den communiftifchen oder quasi-communiftiichen Theorien, zu welchen ex 
fih im Eingang befannt hatte. Unter feinen Ausführungen über die Verfchieden- 
beit von Staat und Gemeinde, von der Differenzirung der verjchiedenen Func- 
tionen der Gemeinde, von dem Princip der Yeiftungsfähigfeit und dem Princip 
von Leiftung und Gegenleiftung oder Imterefjenbefteuerung u. |. w., — unter 
alle dem fand ich eine Reihe Lieber, alter Bekannter, die mir jehr ans Herz 
gewachſen find. Das find Ausführungen, die gemacht worden find, wie ber 
Herr Referent jelber anertenng, von Herm Prince- Smith und Herrn Faucher, 
die in der —— — Vierteljahrſchrift von Michaelis und Faucher 
— nebenbei bemerft, darf ich beſcheidener Weiſe hinzufügen, auch von mir — 
vertreten worben find, die wir Discutirt haben auf dem volfswirthichaftlichen 
Congreß in Hamburg im Jahre 1867, die damals von dem Congreß jelber 
in eine kurze, bündige yormel- gebradht wurden. Kurz, alles das jchien 
mir feinen rund zu bieten zu ber fortwährenden, — id muß jagen, in 
einem Bereine, deſſen Gäfte wird find, und in dem Munde des erften Re 
ferenten etwas auffälligen Polemik gegen die Freihandelspartei umd einzelne 
Mitglieder derſelben, die übrigens nichts zu fagen hat, da ja ſolche Angriffe 
bis jetzt Die Partei noch nicht über den Haufen geworfen haben und es wohl 
in Zukunft auch nicht thun werden, 

Nun machte ich mid daran, in den Theſen des Herrn Referenten, von 
welchen ich, anmwendend die Worte eines berühmten Kirchenvaters, Jagen möchte, 
daß jie verissima mixta falsissimis enthalten, d. h. unzweifelhafte Wahrheiten 
gemiſcht mit unzweifelhaften Irrthümern — id; machte mich aljo daran, dieſe 
Thejen zu ſcheiden, in der Abficht, dasjenige, was ich für richtig hielt, jur An⸗ 
nahme bei der Abſtimmung zu empfehlen und das Uebrige auszuſcheiden. In 
dem Augenblicke nun bekam ich den Antrag des Herrn Prof. Held und fand 
darin dieſe Scheidung vollzogen, beſſer als ich ſie hätte machen können, da ich 
nicht wagte, mich ſo ungenirt über die Theſen des Herrn Referenten hinweg— 
zuſetzen, wie es Herr Prof. Held mit Recht gethan hat. Nur möchte ich Herrn , 
Prof. Held bitten, in I ftatt „Sollen zu jagen „Dürfen‘‘, d. h. das Staats- 
geſetz fol beftimmen, welche Steuern die Gemeinde erheben darf, und fie joll 
nicht worjchreiben, welche Steuern fie erheben joll und muß, — denn es 
giebt noch in Deutſchland Gemeinden, die gar nicht Urſache haben, ‚Steuern zu 
erheben, weil fie von den Erträgnifjen ihres Vermögens leben fönnen. Zweitens 
aud möchte ich dadurch das Mifverftändnif vermieden wiljen, daß etwa in dem 
Geſetz gefagt werden joll, es ſollen immer die unter I, II, III und IV ge 
nannten Steuern ald gleichzeitig erhoben werden. Das will auch Herr 
Profeffor Held nicht, fie ſollen ſubſidiär erhoben werden je nach der ſpeciellen 
Lage, nah Ort und Zeit und Umftänden, die außerordentlich verſchieden find. 
Denn e8 hat fi in Deutichland das Communalfteuerfyftem nicht nach einem 
einheitlichen Princip, jondern nad den verfchiedenften hiſtoriſchen Geftaltungen 
entwidelt und es ſteckt in der Frage der Commünalbefteuerung ebenjo viel 
abminiftrativ = polittjch = techniſches als volkswirthſchaftliches und ſocial-politiſches 
Element. Deshalb gerade iſt mir der Antrag Held ſo zuſagend, weil er die 
Freiheit läßt für eine verſchiedenartige, individualiſirende Steuerverfaſſung der 
einzelnen Gemeinden und ein Schutzgitter um das Gebiet herumpflanzt, um die 
Gemeinde zu verhindern, daß ſie übergreife. Denn wenn die Gemeinde ſou— 
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verän wird, fo wird fie die Pariſer „Commune“. Innerhalb aber des durch 
das Geſetz abgegrenzten Platzes giebt der Antrag der Gemeinde die Tyreibeit 
und entlaftet fie von der Bevormundung; das tft der große Bortheil dieſes 
Antrages. 

Wenn. nun der erfte Herr Referent polemifirt bat gegen die Auffaffung 
der Treihandelsjchule, melde allerdings gejagt bat, der Staat herricht, die Ge: 
meinde wirtbichaftet, und gegen die Unterſchiede zwiſchen Staat und Gemeinde, 
die wir gezogen haben, — ſo bitte ich, mir dagüber noch ein kurzes Wort zu 
geftatten, das ich namentlich auch anmenden möchte, um zu ſprechen von einem 
Dbject, deſſen bis jet noch wenig oder gar nicht gedacht worden ift und Das 
doc; verdient, daß jeiner hier gedacht werde, das ift nämlich die Land gemeinde. 
Die Yandgemeinde bat nicht die Entwidelung gemacht von Separat= und Privat: 
und perjönlihem Eigenthum zum Kommunismus, fondern umgekehrt vom Come 
munismus zum freien, veräußerlichen, theilbaren, perfönlichen Eigenthum. Werfen 
Sie dod) einen Blit auf die wirthichaftliche Entwidelung der Yandgemeinde. Sie 
lebte zu Anfang in Gemeinschaft des Flureigenthums, wie e8 in Rußland noch 
zum Theil der Fall ift, wo die ganze Gemeinde, „Mir genannt, gemeinfchaftlich 
baut und erntet und die Ernte entweder gemeinfchaftlich verzehrt oder nad Fa⸗ 
milien theilt, d. h. nad fogenannten Seelen, nach felbititändigen männlichen 
Perfonen. Aus dieſem Communismus Hat fid) die Gemeinde allmählich ent= 
widelt dadurch, daß man von Zeit zu Zeit die einzelnen Hufen verloofte, ale 
ſechs, alle neun Jahre. Dadurch gab es wenigitend eine Art von Perjonal- 
eigenthum, und nachher ift der Mann dann wirklich Herr feiner Hufe geworben 
entweder in der Art, daß er eime gefchloffene Hufe hatte oder eine vielgliebrige, 
die in die verfchiedenen Gewanne vertheilt war. Nicht aber genug damit, daß 
die Gemeinde fich jelbft ihre Berfaffung, ihre Beſteuerung aus dieſem Urbrei, 
aus diefem Chaos des Communismus entwidelt hat, hat fie ſich in denjenigen 
Ländern, wo nicht der Staatsabjolutismus, wo nicht die Gentraltjation, wo 
. nicht die Bevormundung ihren Weg beſchränkt hat, noch meiter Differenzirt zu 
den Einzelgemeinden. Das iſt Das germanifche Princip im Gegenjag zu dem 
franzöfiihen. Die Zufchlagfteuern find in Deutichland importirt unter dem 
Einfluß des franzöfiihen Bireaufratismus und Gentralismus, da tft die Ge— 
meinde gar fein Individuum geblieben, jondern fie ift nur der unterfte und 
Heinfte Berwaltungsbezirt de8 Staates, weiter nichts. Danach iſt e8 natürlich, 
daß Die Gemeinde Steuern erhebt als Zufchlag zu den Staatsfteuern, wie auch 
der Maire nicht der Nepräfentant einer jelbftftändigen Korporation, jondern der 
Knecht des Präfecten it. Das ift confequent und muftergültig für die, für die 
es paßt. Für uns paßt es nicht; unfere Gemeinden — ich nenne Die Ge— 
meinden in England, in der Schweiz, in den Niederlanden — haben jich in 
ſich Differenzirt, und das jcheint Hier in Preußen wenig befannt zu fein, darum 
fage ih es — in Schulgemeinden, in Biehgemeinden, in Stelgemeinden, 
in Kirchengemeinden, in Wegegemeinden u. |. w., und zu diefen einzelnen 
Zweden werden von den einzelnen Intereſſenten die zur Erreichung dieſer Zwecke 
erforderlichen Beiträge, Quoten, Raten, „rates“, oder wie man ed nennt — 
erhoben. Da haben Sie das Princip von Leiftung und Gegenleiftung, wie es 
für undurchführbar erflärt wird, in feiner vollftändigiten Conſequenz durchgeführt. 
Sch will nicht behaupten, daß wir mit gleichen Füßen in dies Princip hinein- 
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ipringen müffen oder auch nur können, wir müflen vorfichtig fein in unſerer 
Entwidelung. 

Aehnlich ift die Entwidelung der Stadtgemeinde. Wenn Sie da den 
hiſtoriſch-politiſchen, wirthſchaftlichen Berlauf verfolgen, jo werden Sie jehen, 
daß aud die Stadtgemeinde fich differenzixt; denn im Anfang waren Stabt und 
Staat identiſch, d. h. Die Grenzen des Staates waren identiſch mit der Grenze 
des wirthichaftlichen Weichbildes. Erſt allmählih haben ſich diefe Gebiete zu 
einem Gefammtftaat zufammengejchloffen, und der Bürger, der früher nur inner= 
halb jeiner Mauern Recht und Freiheit und Sicherheit genoß, genießt das nun 
in dem gejamınten Staatsgebiet; er hat aber dagegen feine Herrſchaft, feine 
Macht, fein politifches Regiment abgeben müfjen an den Staat, das ift natür- 
lich. Im ihrem Innern bat fi dann die Stadt weiter differenzirt in mehr 
allgemeine, in mehr forporative und in wirthſchaftliche Zwecke. Aber das kann 
man nicht leugnen, wenn wir fefthalten wollen an dem: a potiori fit nominatio, 
daß dann das Prädicat Wirthſchaft mehr der Gemeinde und das Prä— 
dicat Herrihaft mehr dem Staat zukommt. So ſehen Sie, daß ‚lich 
die Begriffe differenziven, und wir würden einen Rückſchritt machen zu über- 
wundenen ZJuftänden, wenn man mit dem „communiftiihen Charakter” und mit 
der „Gemeinſchaft“ wie mit einem nafjen Schwamm darüber fahren und alle 
dieje reihen Entwidelungen auswiſchen wollte. Ich habe nichtE gegen die ges 
meinfchaftlihe Wirthſchaft, machen Sie fie jo viel, wie Sie wollen, aber auf 
eigene Gefahr und Koften, wenden Sie feinen Zwang dazu an und laffen 
Sie die draußen, Die nicht mitfpielen wollen. Das iſt ein freier, gleicher, achtungs— 
werther Communismus, den ih mir gefallen lafjen will. Aber nur feinen 
Zwangscommimismuß! 

Wenn nun aber zum Schluß gejagt wird, daß wir, wenn wir auf die 
Wagner’ihen Propofitionen eingingen, damit eime „Löſung der focialen Trage‘ 
vorbereiten oder gar machen und damit dem Socialismus und Communismus 
ein Entgegenfommen- zeigen, jo fage ih, das ift gerade für mich ein Grund, 
gegen dieſe Antriige zu ftimmen, ich will fein ſolches Entgegentommen. Ent- 
weder ift das bisherige wirthſchaftliche Syſtem das ridjtige, dann will ich feinen 
Communidmus, — oder der Communismus bat Recht, dann ſoll er Das wirth- 
ſchaftliche Syſtem in Trümmer fchlagen, daß aud nicht das Geringfte übrig 
bleibt, folgend dem großen Grundjag: ‚Alles, was beteht, iſt werth, daß es 
zu Grunde geht!” Kein Compromiß! Dafür ift kein Pla dal 


Profeflor Dr. Naſſe (Bonn)!): Meine Herren! Geftatten Sie, daß ich 
von den großen Principienfragen Sie jofort Hineinführe in eine ſpecielle Frage 
der Communalbeſteuerung, die aber, wie ich glaube, eine weitreichende Bedeutung 
bat, weil in ihr der Angelpunft Liegt für die Entſcheidung der ja auch bier 
ihon vielfach berührten Frage, ob überwiegend Perfonalbefteuerung oder ob 
überwiegend Realbefteuerung bei der Aufbringung der Gemeindelaften herrſchen 
fol. Ich knüpfe ebenfalls, wie die meiften Vorredner, an den gehaltreichen 
Vortrag meined verehrten Herrn Collegen, des erften Referenten, an und an 
jeine ung in extenso vorliegenden Theſen. 


1) An deffen Stelle Herr Profeffor Gneift den Vorſitz führt. 
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Der Herr Referent ift außgegangen davon, daß in erfter Linie die Com- 
munalfteuern zu vertheilen jeien nach der Leiſtungsfähigkeit, und zwar fol 
die Feiftungsfähigkeit durch eine progreffive Einfommenfteuer und eine Bermögens- 
ftener getroffen werben. Er münjcht eine progrejfive Einfommenfteuer mit Rück— 
fiht auf Die drüdenderen Bedürfniſſe im den unteren Stufen des Einkommens, 
wo die dringenden Bedürfniffe einen größeren Theil des Einfommens abjorbiren, 
al8 in den höheren. Zu gleicher Zeit aber empfiehlt der Herr Referent eine 
Heranziehung der Forenjen, der Erwerbögejelihaften und des Fiscus zu der 
progreſſiven Einfommenfteuer, die der Leiftungsfähigfeit der einzelnen Steuer: 
pflichtigen ſich anſchließen fol. Darin ſcheint mir ein großer und evidenter 
Widerſpruch zu Liegen, das zeigt ſich ſchon bei der progreffiven Einkommen⸗ 
beſteuerung der Forenſen. Es kann ja ein ſehr reicher Mann in irgend einer 
Gemeinde ein Grundſtück haben, das nur wenige Hundert Thaler einträgt, ich 
will ſagen 500 Thaler, — und es kann ein viel weniger wohlhabender Mann 
ein Grundſtück haben, welches ihm 2 — 3000 Thaler einträgt; — nad dem 
Princip der progreſſiven Beſteuerung muß der reiche Mann mit dem niedrigen 
Steuerfag von 1/; — , Proc. herangezogen werden, der meniger Reiche aber, 
der nur in der fpeciellen Gemeinde eine größere Einnahme hat, joll nach einem 
höheren Steuerfuß zahlen kraft der progrejjiven Einfommenfteuer. Das jcheint 
mir in der That eine Wiverfinnigfeit. Wollte man in einem ſolchen Falle aber 
jagen, wir müſſen das allerdings anders machen, wir müffen und anſchließen an 
das Geſammteinkommen ded Betreffenden, und wenn der reihe Mann aud nur 
300 — 500 Thaler aus jeinem Grundbejig bezieht, jo muß er, weil er der 
reihe Mann ift, dann einen viel höheren Procentjag zahlen, als der minder 
Wohihabende, jo wird das völlig unausführbar fein. Das Gejammteigenthum 
der Forenfen ift den Communen nicht befannt und fann von ihnen jehr häufig 
gar nicht ermittelt werden. Wollte man auch eine gegenfeitige Mittheilung 
der Einſchätzungen zwiichen den Gemeinden einrichten, jo find die Forenſen ja 
nicht alle Preußen, wohnen nicht alle in Staaten, in denen überhaupt eine Ab— 
ſchätzung des Einkommens ſtattfindet. In der bei weitem größten Zahl der 
europätichen Staaten und aud der Mehrzahl der deutjchen Staaten finden gar 
feine Ermittelungen des Gejammteintommens ftatt; man kann ſich alfo in einem 
joldhen Falle an das Gefammteinfommen gar nicht anſchließen. Ich glaube 
aber, die Gemeinde geht e8 aud gar nichts an, ob der Mann, der in Paris 
lebt und bei ihr ein Grundftüd bat, ein mehr oder weniger wohlhabender ift. 
Für fte handelt e8 fih nur um rein wirthichaftliche Beziehungen zu demfelben. 
Er ift nicht Mitglied der Gemeinde und unſeres Staates und hat feine perſön— 
lichen Pflichten gegen Beide. Möglichermeife find wir jogar im Kriege mit dem 
Staate, dem der betreffende Forenſe angehört. Da ift e8 offenbar unbillig, zu 
verlangen, daß er nach feiner Steuerfähigfeit, d. h. doch Fraft feiner Bürger: 
pfliht, beitrage. 

Aus, dem Princip der Cinfommenbeftenerung der Forenſen folgt ferner, 
daß Die Forenfen, in ihren Wohnortögemeinden von ihrem Gewerbebetrieb und 
Grundbeſitz, der in anderen Gemeinden jchon zur Communalfteuer herangezogen 
ift, nichts zahlen. Das ift bei und durch die meiſten Steuergefege ausdrücklich 
ausgeſprochen und ift auch im der Natur der Dinge begründet, weil nur fo 
eine unbillige Doppelbefteuerung vermieden werden fan. Aber auch da kommt 


Debatte. 95 


man mit der Bertheilung der Laften nach der Steuerfähigfeit in Conflikt. Der 
Rittergutöbefiger, der in der Stadt wohnt und fein Eintommen bat, als aus 
feinem Rittergute, muß, obwohl er in der Stadt wohnt, feine Kinder in bie 
ftädtifche Schule ſchickt und die anderen ftädtifchen Einrichtungen benugt, nad) 
dieſem Brincip völlig frei fein von Communalfteuer. An feiner Steuerfähigteit 
ift gewiß nicht zu zweifeln, feine perfönlichen Beziehungen zur Stadt find un— 
leugbar, er foll aber nicht zahlen, weil er ſchon wo anders zahlt. 

Meine Herren! Noch ftärker tritt der Widerſpruch, der in diefem Princip 
liegt, zu Tage bei der progreifiven Einfommenfteuer des Fiscus. Den Fiscus 
nach feiner Steuerfähigfeit zu den Communallaften heranziehen zu wollen, jcheint 
mir ein ganz feltfamer Gedanke. Seine Steuerfühigkeit iſt eine nahezu unbe- 
grenzte, er kann fich immer durch Steuern erholen, die er auflegt. Vom Stand» 
punkt der Steuerfähigkeit aus fünnte man ihm die höchſten Procentjäge als 
Steuer auflegen, ja feinen Ertrag aus privatwirthichaftlihem Ermwerbe ganz 
nehmen, ihn aber deshalb, weil er in der. einen Gemeinde 5000, in der anderen 
50,000 bezieht, mit verfchiedenem Steuerfuß heranziehen, jcheint mir ungereimt. 
Die Verſchiedenheiten des Steuerfußes find nur aus Rüdfiht auf die Bedürf— 
niffe der Perſon gerechtfertigt, und ſolche Bebürfniffe find beim Fiscus und den 
Erwerbsgefelliehaften gar nicht vorhanden. Denn das liegt doch auf der Hand, 
daß man von einem Bedürfniß folder wirklich nicht exiftirender Perſonen, welches 
eine Degreifion oder Progrelfion in dem Steuerfuße vechtfertigte, gar nicht 
reden Fann. 

Meine Herren! Der erfte Herr Referent bat für die Beſteuerung der 
Forenjen angeführt, daß alle Communalleiftungen Erwerböbedingungen ſeien und 
als folche bezahlt werden müßten. Das ift aber feine Begründung aus dem 
Princip der Steuerfühigfeit und der Bürgerpflicht Das ift Das Hereinziehen des 
Princips von Peiltung und Gegenleiftung. Wenn id) Enwerbsbedingungen be: 
zahlen laſſen will, jo wertheile ich diefe nicht nach der Steuerfähigkeit, jondern 
nadı dem Erwerbe. Dieje Koften find dann eine Art von Productionskoften, 
die id) entiprechend dem Product und nicht durch eine progreſſive Einkommen 
fteuer zu vertheilen habe. Wenn ich aber auch von der Progreſſion der Ein« 
tommenſteuer abjehen wollte, jo würde der Gedanke, alle Communalleiftungen 
find Erwerböbedingungen und deshalb müſſen die Forenfen zur Einfommmen- 
ftener herangezogen werden, auch Durch eine nicht progreifive, proportionale Ein— 
fommenfteuer nicht wohl ausgeführt werben fönnen ; denn bei jeder Einkommen— 
ſteuer müſſen die Schulden Desjenigen aufer Betracht bleiben, der zum Ein- 
fommen eingelchägt wird. Es wird aljo ein Unterſchied gemacht in der Ein- 
ſchätzung der Perjonen, die Hypotheken auf ihren Grundftüden haben, und derer, 
die feine haben. Der verſchuldete Forenſe wird jehr wenig, der nichtverjchuldete 
bedeutende Einfommenfteuer zu zahlen haben. Wenn aber der ganze Ertrag an 
Ermwerböbedingungen gefnüpft ift, die bezahlt werden müfjen, vo muß auch der 
ganze Ertrag aus dem Grundſtück verfteuert werden, einerlei, ob der Ertrag an 
den Eigenthümer geht oder getheilt wird. zwifchen Eigenthümer und Hypotheken— 
gläubiger. Es wird auch, namentlich in den Fleineren Landgemeinden, in denen 
eine große Yabrif oder ein Rittergut Liegt, den Bauern jehr wenig einleuchten, 
daß, mern die Fabrik und das Gut, fo lange fie nicht verſchuldet waren, faft 
die ganze Communallaft getragen, dann, wenn der auswärts wohnende Fabrifant 
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oder Gutsbeſitzer ſchlechte Geſchäfte an der Börſe gemacht haben, auf einmal 
der Gutsbeſitzer wenig oder gar nicht zu den Communallaſten beitragen ſoll, 
daß geſagt wird, die Einkommenbeſteuerung des verſchuldeten Gutsbeſitzers oder 
Fabrikanten muß ermäßigt oder aufgehoben werden, nun müßt Ihr, Tagelöhner 
und Bauern, faſt die ganze Communallaſt tragen. Zwar bleibt es im Uebrigen 
beim Alten, der Fabrikant verfährt nach wie vor Eure Wege, die große Zahl 
der Tagelöhner, die die Fabrik angezogen hat, bringt Euch eine Menge Schul— 
und Armenlaſten, aber die Verältniſſe des Mannes, den Ihr perſönlich nicht kennt 
und der nicht unter Euch wohnt, haben ſich geändert, jegt müßt Ihr zahlen, 
nicht mehr der Fabrikant oder Rittergutöbefiger. 

Id glaube daher, daß Diefer ganze Gedanfe der Eintommenbeftenerung 
der Forenſen, des Fiscus, der Actiengejellicyaft ein. verfehrter ift, und daß rein= 
lich zu ſondern iſt zwilchen realen wirthſchaftlichen und rein perſönlichen Be— 
ziehungen, und daß beide Arten von Beziehungen in beſonderen Steuern ihren 
Ausdruck finden müſſen. — Ich kann mich auch den Ausführungen des Herrn 
Seyffardt nicht anſchließen, der für die Forenſen, Erwerbsgeſellſchaften und den 
Fiscus eine beſondere Ertragsſteuer haben will. Er hat ſich, wie es ſcheint, 
dem Widerſinn nicht verſchloſſen, der darin liegt, dieſe fingirten Perſonen nach 
ihrer Steuerfähigkeit durch perſönliche Einkommenſteuern heranzuziehen, deshalb 
will er ihnen beſondere Ertragsſteuern auferlegen. Solche Ertragsſteuern aber 
dürfen nicht blos die Forenſen und Aetiengeſellſchaften treffen, ſondern müſſen 
alles in der Gemeinde liegende oder werbende Vermögen belaſten, wenn ſie ge— 
recht ſein ſollen. Gehen Sie die Fälle durch, in denen es nothwendig iſt, daß 
Auswärtige zu den Communallaſten beitragen ſollen, wie ſie der Herr Referent 
ausgeführt hat, überall da, wo Auswärtige herangezogen werden ſollten, beſteht 
eigentlich auch eine beſondere Communalſteuerpflicht für alles Vermögen in der 
Gemeinde, und dieſe Pflicht geht neben der perſönlichen Verpflichtung der Ge— 
meindemitglieder her, nach ihrer Bürgerpflicht und Steuerfähigkeit beizutragen. 

Endlich möchte ich auf ein paar Bemerkungen, die Herr Seyffardt perſönlich 
gegen mich gerichtet hat, etwas erwidern. Er hat mir vorgeworfen, daß ich in 
meinem Gutachten behauptet babe, die Haus- und Grundbefiger hätten ein In— 
tereffe, Die Zujchläge zur Einfommenftener im Gegenfat zu den Zuſchlägen zu den 
Ertragöfteuern zu fteigern. Nun muß ich geftehen, es Liegt in der Natur der 
Dinge, daß ein jolches Interefje da ift. Wenn die Hausbefiger die Jufchläge zu der 
Einkommenfteuer fteigern und die Zuſchläge zu der Gebäudefteuer herabjegen, jo 
zahlen fie weniger Steuer, als wenn fie umgetehrt die Gebäudefteuer mehr, die 
Einfommenfteuer weniger belaften. Daß ihr Interefje dabei wejentlih ind Spiel 
fommt, wird daher faum zu leugnen fein. Es ift möglich, daß fie in vielen 
Fällen fi von anderen Geſichtspunkten als von ihrem Intereſſe leiten laſſen. 
Aber obwohl uns Katheverfocialiften vorgeworfen wird, daß wir ideale An— 
Ihauungen von der menſchlichen Natur hätten, jo muß ich doch geitehen, daß 
id) glaube, daß bei der Beſtimmung der Procentjäge Das Privatintereſſe der 
Beftimmenden nit ganz ohne Einfluß fein wird. Wie viel Procentfäge von 
den einzelnen Steuern erhoben werden, ift oft genug Gegenſtand des Kampfes 
und wird in verjchievenen Gemeinden außerordentlich verichieden behandelt. Ich 
fenne viele Gemeinden, welche diejelben Procentſätze zu der Gebäude und Ein— 
foınmenfteuer erheben, andere, mo die Hälfte oder ein Viertel von den Real— 
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fteuern erhoben werden, andere, im denen Diele ganz frei bleiben. Daß dieſe 
willfürlihe Verſchiedenheit zum Intereſſenkampf führen muß, wird kaum zu 
leugnen jein. 

Endlich hat man mich interpellirt, weshalb ic Vorjchläge zur Einführung 
einer allgemeinen Bermögensfteuer gemacht habe, und hat gejagt, das ſei mu- 
tatis mutandis eigentlich dafjelbe wie Zufcläge zu unjeren Ertragsſteuern. Ich 
habe ſolche Vorſchläge gemacht, weil umjere Grumd= und Gebäupefteuern jo uns 
gleich das im ber En liegende Vermögen belaften, in Preußen bald mit 
du Proc, bald mit 4 Proc., bald mit 2 Proc. Die Gewerbefteuer aber ift 
gar nicht in Der Yage, den Grofgewerbebetrieb jeinem Xeinertrag entſprechend 
zu belajten, und e& ıjt deshalb faum möglich, Hohe Zufchläge zu diefen ungleich— 
mäßigen hiſtoriſch entſtandenen Steuern zu machen, 

Im Uebrigen ſchließe ih mic vollftändig den Ausführungen des Herrn 
Profefior Held an und ſtimme jeinen Thejen zu mit der Heinen Modification, 
weldye Herr Dr. Braun empfohlen bat; nur ın dem Sage II, 4 bin ich ver— 
ſchiedener Anſicht. Ich möchte nicht empfehlen, in Großftädten indirecte Ver— 
brauchöfteuern einzuführen. Sch würde beantragen, viefen Punkt zu ftreichen 
oder eine Trennung bei der Abſtimmung eintreten zu laflen. Ich will nur ganz 
furz die weſentlichſten Gründe hervorheben, die mich dazu beſtimmen. 

Ich bin durchaus fein Gegner der indirecten Steuern, im Gegentheil, ich 
glaube, daß innerhalb gewiſſer Grenzen jie jehr zweckmäßig jind und daß ins— 
bejondere die unteren Claſſen ihren Steuerbetrag in Form von indirecten Steuern 
leichter entrichten, ald in Form von Directen. Ich glaube auch, daß Die noth— 
wendige Baſis für eine Steuerreform in Deutjchland fein mug, daß das Reid) 
Die indirecten Eteuern mehr ausnützt. Aber ald Gemeindeſteuern verurfachen 
Die indirecten Steuern vielmehr Berfehröftörungen wie ald Staats: und Reichs⸗ 
ſteuer. Wir ſind in Deutſchland ebenſo glücklich wie die Engländer, daß wir 
unſere großen Verbrauchsſteuern an den Grenzen des Landes erheben, wenn die 
Waaren in das Land eintreten, und an den inländiſchen Productionsorten we— 
niger ſteuerpflichtiger Gegenftände, Branntweinbrennereien, Zuderfabriten, Bier- 
brauereien, Salgwerfen, im Uebrigen herrſcht vollftändig freier Verkehri im ganzen 
Lande mit all dieſen Gegeuftänden. Im Frankreich ſteht der ganze innere Ver— 
kehr mit den verſchiedenſten ſteuerpflichtigen Artikeln unter der ſorgfältigſten 
Steuercontrole. Ale Städte ſind mit Zolllinien umgeben. Der Transport 
einer Menge von Waaren darf nur unter Steuercontrole geſchehen. Der Handel 
muß ſich den läſtigſten Beſchränkungen unterwerfen. Ich bin überzeugt, daß 
wir Norddeutſche uns niemals eine ſolche Controle gefallen laſſen würden, wie 
fie in Frankreich iſt (GHört!) 

Wie viele Gegenſtände giebt es überhaupt, Die dort ohne einen Steuer: 
begleitichein transportirt werden fünnen? Die Gensdarmen auf den Yande 
jehen in jedes Fuhrwerk hinein und an allen Thoren der Städte ftehen Beamte, 
die Alles controlliven. Ich kann Daher die jegt um jich greifende Bewunderung 
der franzöſiſchen Art indireeter Beſteuerung nicht theilen. Insbeſondere wäre 
es ein bedauernswerther Rüdjchritt, wenn wir wieder zu Zolllinien fümen, bie 
Stadt und Yand von einander ſcheiden. Wenn wir aber indirecte Verbrauchs— 
fteuern für die Communen haben wollen, jo werden mir ſolche Zolllinien ein— 
führen müſſen, die große Exrhebungsfoften und trogdem in vielen Fällen ums 
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fangreiche Defraudation verurſachen. Denn wenn man die ftädtifhe Confumtion 
von Fleiſch, Vier oder Brod befteuern will, jo muß man comtrolliven, daß bie 
fteuerpflichtigen Gegenftände nicht unverfteuert vom Yande in die Stadt binein- 
gebracht werden. 

Dazu kommt, daß ſolche indirecten Verbrauchsſteuern ein Privilegium der 
Großſtädte ſind, welches ich ihnen zu geben bei der gegenwärtigen Lage ber 
Dinge gar feine Veranlafjung ſehe. Die Großſtädte haben dann für die Auf- 
bringung ihrer Laſten einen Vortheil, der der ganzen übrigen Bevölferung ent: 
geht; denn die Landgemeinden können eine wirfjame Controle, wie fie commu= 
nale Ochois erfordern, nicht einführen, können ſich nicht mit Zolllinien umgeben. 
Es iſt dies aber auch ein Privilegium, welches auf Koſten der übrigen Steuer— 
pflichtigen den Großſtädten gegeben wird; denn die Vertheilnng der Steuerlaft 
bei einer folden indirecten Communalfteuer. ift jehr zweifelhaft. Es ift nament- 
lich ungewiß, ob der ganze Betrag des Octrois auf die Conjumenten über= 
gewälzt oder ob nicht ein Theil von den Produzenten und denen, welche die ſteuer— 
pflichtigen Gegenftände in die Städte bringen, getragen wird. In Belgien, wo 
man bie ftäbtichen Octrois aufgehoben hat, war man der Meinung, daß das 
Land durch fie mit belaftet werde, und mit großen Opfern für die Staatskaſſe 
hat man die Städte entfhädigt, weil man fagte, das Land hat von der Auf: 
bebung große Vortheile, dieſe Auflagen belafteten nicht nur die Städte, fondern 
aud das Yand. Darum fordert e8 Das allgemeine Intereſſe, daß fie befeitigt 
werden, und können wir den Städten für die Aufgabe ihres althergebrachten 
Rechts eine "Entihädigung aus der gemeinen Kaffe geben. 

Dann aber ift es aud umbillig, daß die großen Städte im bie Lage ge: 
bracht werben, alle Leute, die vorübergehend fich in ihnen aufhalten, durch in— 
directe Gonfumtionsfteuern zur Steuer heranzuziehen, während dies das platte 
Land nit kann. Ber und find die drücdendften gaften nicht gerade in den 
großen Städten vorhanden, ſondern es giebt Heine Städte und Landgemeinden, 
die ebenfo hohe communale Zufchläge zu den Steuern haben, wie die großen 
Städte, und diefe Zufchläge ſchwerer tragen, weil fie weniger präftationsfähige 
Leute haben. In unferer Zeit, in der o nebin die Tendenz zur Concentrirung 
in großen Städten jo groß tft, jehe ich Feine Veranlaffung, ihnen bei der Com= 
mumalbefteuerung irgend welche Privilegien zu geben. (Beifall.) 


(Ein Antrag auf Bertagung wird abgelehnt, dagegen der 
Schluß der Debatte angenommen.) 


Dr. 3 Genſel (Leipzig) (zur Gefchäftsordnung): Ich möchte 
erklären, daß ich im Wefentlichen übereinftimme mit den Thefen des Herren 
Profefior Held. Gegenüber den Thejen des Herrn Referenten befand ich mic) 
ungefähr in der Yage, wie fie von zwei Rednern ausgeführt worden tft; ich fand 
das Meifte, was ich für mwünfchenswerth für Die Beſchlußfaſſung hielt, darin, 
daneben aber mehrere Punkte," von denen ich glaubte, daß fie eliminirt werben 
müßten, und vor allen Dingen ſchienen mir die Thejen zu lang für die Beſchluß— 
faffung. Nachdem aber nun von Herin Prof. Held die Thefen aufgeftellt find, 
mit denen ich in allen Punkten bis auf Nr. II. 4, gegen den ich mid, ebenfalls 
erklären müßte, übereinftimme, fo ziehe ich meine Reſolution hiermit zurüd. 
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Nachdem der Herr Eorreferent auf das Schlußwort verzichtet hat, nimmt 
zum Schluß das Wort: 


Referent Profeffor Dr. Wagner (Berlin): Meine Herren, ih muß 
mir doc erlauben, Ihre Geduld auf kurze Zeit noch in Anfprud zu nehmen, 
ſodaß ich den Termin von 10 Minuten vielleicht überjchreiten werde. 

Ich bin von verfchiedenen Seiten in formeller und materieller Weife an- 
gegriffen worden, und da ich im diefer Hinfiht durchaus Anhänger der freien 
Concurrenz bin, mich aud vor offenen Angriffen nicht ſcheue, jo werde ich auch 
darauf recht gern antworten, Anders verhält es ſich mit vwerftedten Angriffen, 
die ich mit Beratung übergehe. 


Dr. Braun (Berlin): Hat bier Jemand einen verftedtten Angriff gemacht ? 


Bicepräfident Profefjor Gneift: Ich glaube, der Redner bat das anders 
gemeint. 


Referent Proieffor Wagner (Berlin): Die Auffaffung des Herrn Dr. 
Braun ift eine vollftändig faljche geweien. Wenn ih in einer Berfammlung 
von Angriffen fpreche, jo verfteht e8 ſich von felbft, daß fie offene find, Wenn 
ich aber auf Angriffe von anderwärtd ber hindeute, fo kann ich dieſe verftedte 
nennen. Wenn man zum Beifpiel anonym oder pſeudonym gegen mich jchreibt 
oder fchreiben läßt, wie geſchah und geſchieht, in Zeitungen u. |. w., fo nenne 
ich das einen verftedten Angriff. Und darum fage ich: ich übergehe fie mit der 
gebührenden, ftillichweigenden Verachtung. 

Der erfte Herr Redner, Herr Seyffardt, warf mir meinen principiellen 
Standpunkt vor und meinte Dagegen, daß man die hiftorifche Entwidelung gelten 
lafjen müfje. Ich ftimme damit überein und habe das auch in meinen Theſen 
zu thun verſucht. Ich bin keineswegs radikal und unhiſtoriſch verfahren, ich 
erinnere zum Beiſpiel an meine Auffafjung der inpirecten Verbrauchsſteuern. 
Herr Seyffardt fagte dann, es fer ein Widerfpruch, wenn man für die Miethö- 
fteuer und gegen die Hausfteuer ſich erfläre. Diefen Widerjprud Tann ich nicht 
gelten laſſen. Gewiß, in beiden Fällen wird immer eine Abmwälzungstendenz 
beſtehen; der Hauseigenthümer wird immer fuchen, die Hauöfteuer durch einen 
höheren Miethspreis auf die Miether abzumälzen, — aber er muß dod erft 
jehen, ob es ihm gelingt. Ich würde mich auch gar nicht davor fcheuen, wenn 
nad) Analogie der englischen Geſetzgebung in ähnlichen Fällen fejtgeftellt würde, 
daß weninftens contractlich die Haußfteuer nicht abgewälzt werden darf, während 
in den berüchtigten Berliner Contractformularen fteht, daß eine Erhöhung der 
Hausfteuer der Miether mittragen muß. Bei der Miethöfteuer ift dieſe Ab— 
wälzung jchon eingetreten, da wird der Miether gleich getroffen und infofern 
liegt die Frage hier wefentlich verſchieden. 

Ic wende mich nun zu dem verehrten Collegen, Herm Profeſſor Held, 
zu dem ich hier wie fonft in mandyer fachlihen Oppofition ftehe, aber, wie er 
zum Schluß hervorgehoben hat, geht dieſe keineswegs auf das perſönliche Gebiet 
über. Was ich meinerſeits ihm und auch feinen Theſen vorwerfe, ift das, daß 
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er, wenn Sie mir den Ausdrud nicht verübeln wollen, wie die Klage um den 
heißen Brei herumgeht. Er will wie gewöhnlich das nicht hervorgehoben wiljen, 
worauf e8 gerade ankommt, das flare Princip. 

Was zunächft den ganzen Einwand anlangt, ven er gegen meine principielle 
Auffafjung gemacht hat, daß man nicht mit gemwiffen Schlagwörtern operiren 
ſolle, jo ſage ib, es ift im eimer größeren wiſſenſchaftlichen Berfammlung 
unmöglich, von einer Menge von Ausdrücken allgemeiner Natur zu abftrahiren. 
Daß man über jeden Ausdruck differiren kann, it wahr, in der Hauptjache fteht 
aber der Stun diefer Ausprüde feſt. Sie dienen dann als befannte Münze ın 
der Debatte und haben das Gute, die principielle Seite der Streitfragen ſcharf 
heroortreten zu laſſen. 

Profefjor Held hat ferner gejagt, ich befände mich mit meiner Auffaſſung 
durchaus im Wideriprud mit der Prarıs und der Geſchichte, meil ich von 
einer zufälligen geſchichtlichen Entwidelung fpräde. Da waltet m. €, ein 
Mißverſtändniß ob. Natürlih fann man jagen, die geichichtlihe Entwidelung 
ift ein jo und jo nothwendig bedingter, infomeit natürlicher Prozeß. Aber man 
treibe Doch, bitte, mit dieſer Auffafjung feinen Mißbrauch. Wenn wir zum 
Beifpiel in Preugen ein Defizit von jo und jo vielen Millionen im zweiten 
Sahrzehnt dieſes Yahrhunderts jehen und wahrnehmen, welden Einfluß dieſer 
Unftand auf die Steuergefeggebung übte, jo kann ich Das als „zufällige Ent: 
wide.ung“ bezeichnen. Vollends habe ich ein Recht, zu fagen, daß die Staatsſteuer— 
entwidelung der Communalbeſteuerung gegenüber etwas „zufälliges‘‘ ſei und 
man jene daher nicht als maßgebend für dieſe binftellen könne. Darüber 
kann doch wirklich fein Zwieſpalt fein. 

Die legte Erörterung des Serrn Held gegen meinen Vorſchlag der Extras 
befteuerung der ökonomiſch „unverbienten‘‘ Gewinne u. |. w. babe ich von 
feinen Standpunft und auch von dem vieler anderer Herren aus vorausgelegt. 
Es wurde von ihm entgegnet, ſolche Gewinne könnten auch bei anderm Ver— 
mögen als bei dem unbeweglichen vorkommen. Denfelben Einwand hat mir 
Herr v. Wedemeyer befannten Andenfens in einer landwirthſchaftlichen Ver— 
ſammlung gemacht; zum Beiſpiel wenn Jemand bei einem Pferdeverkauf einen 
groben Gewinn macht, jo verlange das dann auch eine Ertrabeiteuerung. Da 
iegt aber ein Unterjchied, den ein Nationalötonom nicht überfehen jollte. 
Wir haben e8 beim Boden nicht mit zufälligen, ſondern mit normalen Ent= 
widelungen und mit einer Verſchiedenheit der Preisgeſetze des Bodens und der 
bemeglihen Güter zu thun. Die Preife des Grund und Bodens bieten die 
größten Auffäligfeiten dar; wir fünnen das an Preifen aus Berlin nachweiſen, 
das Beiſpiel des Humboldt'ſchen Hauſes ift mit Recht angeführt worden. Bei 
andern Dingen fünnen wir den Yeuten auch nicht fo in die Karten fehen. Eine 
ſolche permanente Tendenz der Preisfteigerung unter dem Einfluß der Entwidlung 
der Volks- und fpeciell der Stadtmwirthichaft Liegt aber dabei audy nicht vor. 

Damit eriedigt ſich nody ein Punkt, den Herr Seyffardt angeführt bar, 
Er hat gelagt, es ſei wohl für meine Auffaffung maßgebend geweſen vie 
Erfahrung der legten Jahre. Gewiß mit, aber nicht allein maßgebend! Ich 
gebe zu, die Erfahrungen der legten Jahre find etwas Ausnahmsweiſes geweſen, 
aber mir werden auch im Berlauf von weiteren Jahrzehnten die Erfahrung der 
Ueberſpekulation und des Schwindels ſowie des Rückſchlags wieder machen, aud) 
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wenn nicht fo eigenthümliche Factoren wie die franzöfiiche Kriegdcontribution 
mitwirken. 

Auch wit der Speculation nad der jegigen Zeit der Decadence werben 
wir, wenn nicht unerwartet ftörende Weltereigniſſe eintreten, wieder eine ähnliche 
Reihe von Entwidelungen ſehen. Das Liegt einfach im Character des modernen 
Wirthſchaftsſyſtems der freien Concurrenz. Es ift eine Täufchung zu meinen, 
die Leute werden durch Erfahrung gewwigigt werden und das Speculiren ſein 
laſſen. Gerade umgefehrt, bei der erften ſich bietenden Gelegenheit werden fie 
es wiederholen. ine kleine Brobe hatten wir jhon im Auguft und September 
dieſes Jahres wieder. 

Meine Forverung in Betreff der Belteuerung jener Gewinne iſt auch 
feineöwegs, wie Herr Held meinte, ein moraliſches, ſondern recht eigentlich 
ein ökonomiſches Boitulat, welches freilich der mißliebigen principiellen Be— 
bandlung volkswirthſchaftlicher Probleme entipringt. 

Der Einwand, die Staatsimmobilienabgaben jeien ſchon zu hoch, trifft 
meinen Vorſchlag nicht: ich will gerade weſentlich den vom Einzelnen ökonomiſch 
nicht verdienten Werth zuwach s treffen laſſen und halte das grade bei Grund 
jtüden und Häufern recht wohl für durchführbar. 

Gegen die Herren Held und Naſſe bemerfe ich dann nochmals, daß die 
Inappe Zeit und der Character des Gegenftandes mir die genauere Behandlung 
der Frage der Beftenerung der juriftiichen Perfonen und Forenſen hier nicht zu 
geitatten jcheint. Ich vermiſſe indeſſen in den Ausführungen beider Herren den 
genügenden Beweis, daß eine Einfommenbeiteuerung diefer Perfonen unzuläffig ſei. 

Ebenio wenig kann ich mich von Herren Prof. Naſſe als richtig aufgefaßt 
bezeichnen, wenn er meint, ich hätte gewiffermaßen durch Die Art meiner Recht— 
fertigung dieſer Befteuerung mid) auf das Princip von Yeiftung und Gegen- 
leiftung geftügt. Ich gebe Letzteres in gewiſſem Umfange zu, halte e8 aber aud) 
hier für richtig. Doc binfichtlih der Beſteuerung der juriftiichen Perſonen und 
Forenfen will ih, mie gelagt, wegen der Detaillirung der Frage auf weitere 
Ausführungen verzichten, ih halte die ganze Frage für noch nicht Durchaus 
fpruchreif, würde mich aber einigen Erörterungen des Herm Profeflor Naſſe 
anſchließen fünnen. 

Meine Herren! Ich komme nun zu dem Vorfigenden des volfswirtbichaft- 
lichen Congreſſes, der geglaubt hat, mid auf die Zufammenhangslojigkeit und 
auf Widerſprüche meiner Auseinanderjegungen aufmerfjam machen zu müſſen, 
— mie id anerfenne, bier in offener Weiſe. Ich muß aber zuvor einen Irrthum 
berichtigen. Jener Herr hat angedeutet, ich hätte nach großen Reden über 
„Gommunismus“ u. ſ. mw. wmejentlid feine „alten Bekannten vorgeführt, — 
aljo eben feine oder richtiger feiner Parteigenojien „alte Gedanfen‘ auigewärmt 
binfichtlic der Leiftung und Gegenleiſtung. Er hat jedoch jelbft amerfennen 
müſſen: ich habe Faucher und Prince-Smith als Vertreter dieſer Lehre genannt 
und ausgeführt, wie weit Diele, m. E. Recht, wie weit fie Unrecht haben. 
Allerdings, ih habe Feine weiteren Namen hinzugefügt, aber Alles, was ich 
von Anderen bier hätte Tagen fünnen, wäre geweſen, jie hätten die Gedanken 
jener aufgewärmt und weiter ausgeführt. Webrigens darf ich bemerten, daß ich 
ſonſt die Arbeiten des Herren Dr. Braun, zum Beifpiel jelbit feine Reifeitudien 
über Numänien und deren Beurtheilung durchaus nicht ignorive. (Heiterfeit.) 
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Es ift mir alfo Zufammenhanglofigfeit und Widerſpruch vorgeworfen. 
Ich kann aber die Beweisführung des Herren Braun nicht al3 eine wirklich ge= 
Iungene anerfennen. Ich bin ausgegangen von principiellen Auffaffungen und 
babe hiermit den Boden betreten, den mit Recht die Freihandelsſchule feit 
Jahren eingenommen hat. Sie hat fefte Principien aufftelen wollen, zum 
Beilpiel das Princip von Leiſtung und Gegenleiftung, um darauf die Steuern 
zu baſiren. Ich habe dieſes Princip in einer Beziehung anerkannt, habe aber 
gejagt, es ift kein abjolutes. Ich habe mehrfach betont, Hier ſtimme ich mit 
der Freibandelsichule jo und jo weit überein, mehr als in anderen Punkten, 
aber darin weiche ih ab, weil wir über die Stellung des Staate8 und der 
Gemeinde zur Volkswirthſchaft u. ſ. m. auseinandergehen, alfo darüber uns zu 
vereinigen juchen müffen. Bon diefem Gejichtspunfte aus bin ich Zu der Auf- 
fafjung gelommen, daß wir in unferer heutigen Boltswirthichaft in dem Sinne 
eine „communiſtiſche“ Entwidlung haben, als wir mehr und mehr Thätigfeit 
von Privaten, Actiengeielihaften u. ſ. w. auf die öffentlichen Körperſchaften, 
zum Beispiel auf die Commune, übertragen jehen. Ich erinnere an Einrich— 
tungen wie Gasanftalten, Waſſerwerke, Pferdebahnen u. |. w., Uebertragungen 
an den Staat im Poft: und Eifenbahnmwejen. Freilich befinde id mich mit 
diefen Auffaflungen im Widerſpruch mit dem, was früher von Andern gejagt 
ift. Herr Dr. Carl Braun bat jelbft vor wenigen Jahren die Auffafjung 
vertreten, daß die Zeit hoffentlid; Füme, wo Poft und Eiſenbahnen nicht mehr 
dem Staate gehören, fondern den Privaten überlaffen fein würden. Ich babe 
dieſe Auffaffung nicht. Wir fehen, wie der Staat in das Eilenbahn: und 
Bankweſen u. |. w. mehr und mehr eingreift und Dinge übernimmt, die früher 
Private ausführten. Das nenne ich die „communiſtiſche“ Entwidlung und dieſen 
Ausdrud halte ich vollftändig feſt. Da beiteht aber nun ein fehr guter Zus 
ſammenhang zwifchen der Prämiſſe und der Confequenz, die ich gezogen hatte. 

Ic ſage wegen dieſes communiſtiſchen Characterd unferer Volkswirthſchaft 
wird das Gebiet der Staatd- und Communalthätigfeit immer größer, und wir 
werden daher juchen müfjen, paſſende Mittel zu jchaffen, damit dieſe Thätigkeit 
weiter ausgedehnt werben fann. 

Wenn mir gejagt ift, ich hätte Prämtijen aufgeftellt und nicht gewagt, den 
Schluß daraus zu ziehen, jo halte ich diefe Behauptung als durch meine jeigen 
Ausführungen widerlegt. Ich kann mich in diefer Beziehung feines Widerſpruchs 
zwifchen meiner Prämiſſe und den Conſequenzen ſchuldig fühlen; daß ich aber 
ſoweit e8 mir wichtig ſchien, compromittirt habe, habe ich an die Spige geftellt. 

Eine Conſequenz nämlich meiner dargelegten Auffaffung der Natur und 
Function des Staats und der Commune ift die Rechtfertigung des Prineips 
der Leiſtungsfähigkeit, das die Freihandelsichule eigentlich folgerichtig ganz 
vermwerfen müßte. 

Es ift ferner von Herrn Dr. Braun auf den auch von mir hervor— 
gehobenen Punkt hingewiejen, daR, wie er jagt, in der Gemeinde gewirthſchaftet 
und im Staat geherrſcht werde. Er ift dabei zulett zu denfelben Conflufionen 
gefommen, wie ich heute Morgen. Ic habe geäußert, man kann nicht durch— 
weg jagen, der Staat herricht und die Gemeinde wirthichaftet, fondern der 
Staat herricht in größerem Maße und die Gemeinde wirthichaftet in höherem 
Maße. Er hat alfo jetzt ganz dafjelbe anerkannt. 
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Zum Schluß hat Herr Dr. Braun ſich ebenfalls gegen die Bemerkung 
gewandt, mit der ich gefthlofien hatte. Er hat gefagt, er wolle fein Com— 
promiß mit dem Soctalismus oder Communismus. Nun, das ift jehr ehren- 
werthb, aber ich ſage, diefe Stellungnahme ift feine Sade. Wir Social: 
politifer wollen uns dagegen nicht zu ſolchen Grundfägen und zu folder 
Zufpigung der Gegenjäge befennen, die dahin führen würden, daß wir aus 
Principienreiterei in einen vollftändigen focialen und wirthihaftlihen Ruin 
hineinkommen, der ohne Compromiß mit dem Richtigen im Socialismus nicht 
ausbleibt. Meines Erachtens müflen wir uns durch die fortaliftiichen Angriffe, 
die gegen uns erfolgen, durchzuarbeiten juhen, aber auch vom Gegner Lernen. 

Ich jehe da nun bereits und mit Recht überall „Reaction in dem Sinne, 
daß wir zugeltändlich mit dem laisser-faire, mit dem Individualismus zu 
Ende find? Wir fommen damit zu dem, was id), ald das Communiſtiſche be— 
zeihne, wo wir ftatt durch die private Epeculation, durd die Organe der 
Gemeinwirthihaft eine Menge Dinge ausführen lafien. Das fteht aber freilich 
in directem Gegenſatz danlit, daß Eifenbahnen und Poſt und vieles Andere 
nicht mehr zu den Angelegenheiten des Staates, jendern wie Herr Braun will, 
zu denen der Privaten gehören jollen, 

Ih hätte noch einige Specialausführungen des Herrn Dr. Braun zu 
Irttifiren, zum Beiſpiel was er über die Entwidlung des Agrarrechts gejagt 
hat. Auch hier jehen wir mehr und mehr ein, daß wir mit dem Individualismus 
zu einem Extrem gebiehen find und daß jeme rüdjichtslofe Freiheit des Indi— 
viduums in Agrarfachen fich nicht aufrecht erhalten läßt. Zwang im gemein: 
nügigen Intereſſe ift vielmehr auch hier unentbehrlih und öfters wieder 
eingeführt. 

Damit Hätte ich die einzelnen Redner, ſoweit e8 in der Kürze möglich 
war, zu widerlegen geſucht. Ich erlaube mir jest noch einige Worte über bie 
Anträge. 

Im Grunde genommen beſteht zwifchen den vorliegenden 4 Anträgen kein 
jo gar großer ſachlicher Widerſpruch. Herr Dr. Genjel bat zu meiner Ber: 
wunderung zum Schluß gelagt, daß er im Wejentlihen mit Herrn Profeljor 
Held übereinftimme, ich finde zwijchen feinem und meinem Antrage mehr Ueber- 
einftimmung, fachlich und ſelbſt formell faſt vollftändige. 

Was den Antrag des Herrn Seyffardt anlangt, jo kann id mich 
mit demſelben nicht ganz einverftanden erklären. Ein Zuſchlagſyſtem halte ich. 
für nicht ausreichend aus den Gründen, die von mir und von anderen Rednern 
dargelegt find. Im Uebrigen ftimme ih mit feinen Auffaflungen vielfach 
überein. Ich ſpreize mich nicht auf die Form. Was die Thefen des Herrn 
Profefior Held anlangt, jo habe ich zuerft auch gejagt, im Grunde genommen 
ift der Difjend nicht jo groß, nur, daß fie wie gewöhnlich, die Principien ver: 
hüllen oder umgehen. Nachdem aber Herr Dr. Braun fi für diefe Thejen 
erflärt hat, habe ich fie mir nochmals angeſehen und bin zu der Anficht ge- 
fommen: ich verftehe, warum Herr Braun fich denjelben anſchließt, nämlich 
deshalb, weil bei ihrer Principlofigkeit die verichiedenften Perjonen zuftimmen 
können, ohne eigentlich ihren Anfichten viel zu vergeben. Es kann ſogar dahin 
fommen, daß man auf Grund diefer Thejeu wejentlih nur das Princip von 
Leiftung und Gegenleiftung durchzuführen glaubt. Nach dem Amendement 


“ 
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des Herrn Braun iſt das noch weiter möglich; es Heißt „in Stadt- und Land— 
gemeinden jollen — erhoben werben‘ — nad Vorſchlage des Herrn 
Dr. Braun nur „dürfen.“ Unter „dürfen“ aber kann man alles bringen, 
damit iſt vollends nichts geſagt; im Grunde heißt dieſe Theſe des Herrn Pro- 
feſſor Held nur: das, was in der Praxis beſteht, kann auch weiter beſtehen. 
Bielpuntte zu geben, wird damit ganz unterlaffen. 

In dem Bunt drei wird das, was ich befürmorte, auch ähnlich, mur 
weniger im Einzelnen beſtimmt und unzweidentig ausgedrückt. Ich glaube, 
man kann da doch noch etwas weiter gehen. Wie num die Stellung der Herren 
ift, Jo Habe ih wohl faum Ausſicht, Die Majorität für meine Thejen zu 
befommen. Da aber der fachliche Unterſchied und auch der formelle doch nicht 
ganz unbedeutend find, To jehe ich feinen Grund, warum ich von vornherein 
die Anträge zurüdziehen ſoll. Ich bitte alfo, formell darüber abzuftimmen und 
dann im der Reihe, wie der Herr Präfivent vorjchlagen wird, über die übrigen 
Anträge zu beichließen. 


Borfigender Profeffor Dr. ER Ehe wir zur Abftimmung kommen, 
babe ich noch das Wort zu einer perjönlihen Bemerkung in Bezug auf Das 
Schlußwort des Herrn Referenten zu geben Herrn Dr. Braun. 


Juſtizrath Dr. Braun (Berlin): Herr Profefior Wagner hat mir in 
einer Weile, wie jie im Schlufwort im Allgemeinen nicht gebräuchlich ift, Die 
Ehre erwielen, mich mit Dingen anzugehen, die vollitändig außerhalb der heu- 
tigen Debatte liegen. Er hat mir die Ehre ermwiejen, ein Capitel über Rumänien 
zu erwähnen, was in meiner türfiichen Reife fteht. Ich möchte nicht wünfchen, 
daß ihın gegenüber fit) meine Behauptungen jo bemwahrbeiten, wie fie fi 
Rumänien gegenüber bewahrbeitet, haben. 

Dann bat er behauptet, ich hätte irgendwo und irgendwann — wann 
und wo hat er nicht geſagt — geäußert, man folle die Pot, den Zelegraph 
und die Eifenbahnen an die Privaten abgeben. Ich möchte ihn inftändigit 
bitten, mir doch zu jagen, wo und wann dieſe Aeußerung gefallen it, — ich 
weiß nicht das Geringfte davon. 


Profefior Dr. Wagner (Berlin) (in perfönlicer Bemerkung): Was 
zunächft die ganz beiläufige Bemerkung wegen der rumäniſchen Arbeit anlangt, 
jo erklärt fih das auf folgende Weiſe. Herr Dr. Braun hat mid) darauf 
aufmerfjam gemacht, daß ich ihm nicht fpeciell genannt hätte, und bat eine Reihe 
von Punkten genannt, die von ihm herrühten. Herr Dr. Braun bat dieje 
Punkte aber ähnlid) wie Prince-Smith und Faucher formulirt, Mit der Be 
merfung über Rumänten hatte ich nur andeuten wollen, angeſichts ſeiner Klage 
über Ignorirung feiner literariſchen Leiftungen, Daß ich feine Arbeiten recht wohl 
fenne, jelbft die rumäniſchen Studien. Bezüglich diefer Arbeit über Rumänien 
bat fid) ja jogar ein recht bemerfenswerther Gegner des Herrn Dr. Braun 
gefunden, der ſich jelbft als Rumänier bezeidnet hat und allerdings wunder— 
jame Tinge über Herrn Braun’8 Studien berichtet. Auch das ift mir nicht 
unbetannt. Doch das nur beiläufig. 

Was jedoch die Aeußerung über Poft und Telegraphie anlangt, jo habe 
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ih fie in einem Auffag gelefen, der etma — ich glaube nicht. zu irren — in 
der 1865er oder 66er Bierteljahrichrift erichienen ift, nicht eigentlih als 
Referat, aber als eine einleitende Abhandlung über die Communalfteuerfrage, 
die auf dem Hamburger Congreſſe vorfam, — fie ftand im Beginn eines Heftes. 
Das kann ich zu meiner Nechtfertigung aus dem Gedächtniß jagen. Ich habe 
die Zeitichrift im Augenblid nicht zur Dispofition; ſowie mir aber die Zeit 
dazu gegeben ift, fann ich fie an einem der folgenden Tage vorlegen. 


Yuftizratd Dr. Braun (Berlin) (zur perfönlichen Bemerkung): Ich muß 
beftreiten, daß diefe Aeußerung in diefem Auffage fteht. Es fteht darin, wenn 
einmal die Gejellihaft ftarf genug wäre, Telegraphie ohne den Staat beforgen 
zu können, jo wäre das recht gut, einftweilen wäre jie noch nicht ftarf genug. 
Daß ich von jeher für die Reichspoſt gearbeitet habe, den Fürften Thurn und 
Taxis babe depoſſediren helfen und alles das, um dem Reich die Poſt zu geben, 
fonnte Herr Profeifor Wagner wohl wiſſen. 


(Im ver nun folgenden Abftimmung wird der Antrag des Herrn 
Seyffardt abgelehnt, und der Antrag des Herrn Profefior Held 
in der durch Herrn Dr. Braun mopificirten Faffung („vürfen“ ftatt 
„\ollen“) mit Ausihluß des Punktes II. 4 in folgender Form ans 
genommen: — 


I. &8 ift dur Staatögejeg und zwar mit Rückſicht auf gleichzeitig noth— 
wendige Staatöfteuer-Reformen zu beftimmen, welche Arten von Abgaben 
in den verfchiedenen Gemeinden erhoben werden dürfen. 

II. In Städten und Yandgemeinden follen hauptlächlich erhoben werben: 

1) bejondere Beiträge von nachweislichen Interejjenten ; 

2) Realjteuern, namentlid von Grund und Boden und Gebäuden ; 

3) Perfonaliteuern von allen in der Commune lebenden, ökonomiſch jelbit: 
ftändigen phyſiſchen Perſonen. 

III. Das Staatsgeſetz ſoll das Verhältniß, in welchem dieſe verſchiedenen 
Haupt-Ausgabearten benutzt werden dürfen, mit Rückſicht auf die Haupt— 
zweige der commumalen Verwaltung und die betreffenden Communal- 
Ausgabepoften feftftellen, jo daß der Ertrag der Nealftenern die Ausgaben 
der Commune für wirthichaftlihe Verwaltung ungefähr deckt. 

IV. Beiträge und Realſteuern jollen unabhängig von ähnlichen Staatsfteuern, 
Communal : Berfonal=, insbejondere Eintommen-Steuern im Anflug an 
die entiprechenden Staatöfteuern eingeichätt werben. 


Darauf ſchließt der Vicevorfigende Profeffor Dr. Gn eift die Sitzung 
um 5 Uhr. 


& 


Digitized by Google 


Zweite Sitzung. 


Dienstag, den 9. October 1877. 
(Die Sikung wird um 10 Uhr 30 Minuten eröffnet.) 





Der Borfisende Profefior Dr. Naffe eröffnet mit kurzen geichäftlichen 
Mittheilungen die Situng und ertheilt zur Geſchäfts-Ordnung das Wort an 


Herrn Juſtizrath Dr. Braun (Berlin): Meine Herren! Nad der ur- 
Iprünglihen Beftunmung war neben dem Referenten, Herm Dr. Weigert, Herr 
Dr. Herta als Gorreferent bezeichnet worden. Der Letztere bat mich erjucht, 
der verehrlihen Berfammlung mitzutheilen, daß er durch dringende Geſchäfte 
verhindert ift, bier zu erjcheinen und feinem Amt als Gorreferent Genüge zu 
leiften. Da e8 nun wünſchenswerth ift, daß in den Referaten Sonne und Wind 
gleihmäßig vertheilt ift, jo könnte man den an und für fich bevauerlichen Um— 
ftand, daß Herr Herta verhindert ift, dazu benugen, einen Referenten aus ber 
Segenpartei zu ernennen. So viel id weiß, wird Herr Dr. Weigert auf ber 
Seite des Freihandels ftehen, und da wir viele Mitglieder in der Berfammlung 
haben, die glauben, daß die deutſche Induſtrie oder wenigftend einzelne Zweige 
berjelben bis zu einem gemifjen Grade des Schußzolled bebürfen, jo möchte ich 
anbeimgeben, ob es nicht zwedmäßig ſei, aus den Reihen diefer Partei einen 
Eorreferenten zu beftellen und erlaube mir zu diefem Zwecke Herrn Bued in 
Vorſchlag zu bringen. 


(Die Berfammlung ift damit einverftanden, nachdem ſich Herr Bueck 
zur Uebernahme des Correferated bereit erklärt hat.) 


Borfigender Profeffor Dr. Naffe: Gegenftand unferer heutigen Tages: 
orbnung ift: 


Berhandlungen über den Handelsvertrag mit Defterreid. 


Zunächft ertheile ih das Wort dem Referenten Herrn Dr. Weigert zur 
Erftattung feines Referates. 
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Referat 


von Dr. Mar Weigert (Berlin) über den 
Dentfh-Oefterreihifhen Handelsvertrag. 


zen — 


Meine Herren! Als ich Anfangs dieſes Jahres von dem geſchätzten Vor— 
ſtande des Vereins für Socialpolitik den ehrenden Auftrag erhielt, bei der näch— 
ſten Generalverſammlung über den deutſch-öſterreichiſchen Handelsvertrag zu 
referiren, war ich der Hoffnung, Ihnen heute nicht meine eigenen Anſchauungen, 
Wünſche und Ideen mittheilen zu dürfen, ſondern Ihnen über die Zukunft unſeres 
Handelsvertrags mit Oeſterreich poſitive Nachricht geben zu können. Ich glaubte, 
daß die Verhandlungen, welche ſich über die Erneuerung des am 31. December 
a. e. ablaufenden Handelsvertrags zwiſchen den Regierungen Deutſchlands und 
Oeſterreich-Ungarns jetzt länger als ſechs Monate hinziehen, ihr Ende erreicht 
haben würden und daß uns der Entwurf des neuen Handelsvertrages in kritiſir— 
barer Form vorläge. 

Leider iſt dem nicht ſo. Wir wiſſen heute noch nicht, in welchem Stadium 
ſich die Verhandlungen befinden; durch die Zeitungen gingen die verſchiedenſten 
ſich widerfprechenpften Berichte, welche einmal ein Scheitern derjelben meldeten, 
ein anderes Mal ihren günftigen Abjchluß als gefichert anzeigten. Wir erfuhren, 
daß die deutfchen Unterhändler unverrichteter Sache nach Haufe zurückkehrten, 
fahen fie mit neuen Imftructionen wieder nach Wien reifen, — wiederum ihr 
unerquidliche® Werk aufnehmen, um abermals ad informandum nad) Berlin 
zu fommen, — und mo fie fi) heute befinden, fanıı Ihnen nur ein unermüd— 
licher bis im die Häuslichkeiten dringender Reporter jagen. Officielle Mitthei- 
lungen find über ven Berlauf der Verhandlungen, über die Art der Schwierig: 
feiten, welche fi in den Weg ftellten, nicht in die Deffentlichkeit gedrungen. 
Ich bin weit entfernt, unferer Regierung daraus einen Borwurf zu machen. 
Sie fennt die Wünſche und Interefjen des Yandes, weiß worauf fie ihr Augen— 
merk zu richten hat und die Veröffentlichung jedes Stadiums der Berhandlungen 
würde in dem gegenwärtigen bedamerlichen Kampfe der handelspolitiichen Parteien 
nur zu einer Verwirrung und einem Bordrängen der einzelnen Interefjen Ver— 
anlafjung gegeben haben umd ver ruhigen Vertretung der Intereſſen der Ges 
ſammtheit wenig förderlich gewejen fein. Wer mit ven Berhältniffen auch nur 
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oberflächlich vertraut ift, weiß worüber die Kämpfe entbrannten, woher die Ver— 
zögerung, vielleicht da8 Scheitern der Verhandlungen rührt. 

Ihr Referent, meine Herren, bittet um die Erlaubnig — ohne ſich auf 
Conjecturalpolitif einzulaffen — darlegen zu dürfen, welde Ansprüche Deutjch- 
land an einen neuen Handelövertrag mit Defterreich zu ftellen hat und wie bie 
Stimmung in Defterreih denjelben gegenüber fteht. Wir werden alsdann Die 
Eventualität ind Auge zu fallen haben, daß mit VBerüdfichtigung der billigen 
Anſprüche Deutichlands ein neuer Handelövertrag mit Defterreih nicht zu ers 
reihen ift und die Stellung Deutichlands unter diefen VBerhältniffen zu erörtern 
haben. Zur Charafterifirung unferer jegigen handelöpolitiichen Stellung Oeſterreich 
gegenüber und den dortigen Strömungen beginne ih mit einem kurzen hiſtori— 
Ihen Rückblicke. 

Der Handelöverfehr zwiſchen Deutſchland und Defterreih in der zweiten 
Hälfte dieſes Jahrhunderts ift durch die Verträge vom 19. Februar 1853, 
vom 11. April 1865 und 9. März 1868 geregelt geweſen. Der Letztere ift 
der mit Ende dieſes Jahres ablaufende Der Bertrag vom Idhre 1853 be— 
ruhte auf dem Principe ausfchlieglicher gegenfeitiger Zollbegünftigungen und ges 
nügte den Forderungen der ſüddeutſchen Sollvereinsregierungen, welde einen 
engeren Anjchluß des Zollvereins an Defterreih wünſchten. E8 war durch ihn 
Defterreich nicht nur eine Handhabe gegeben, um den felbftändigen Beftrebungen 
des Zollvereind, den ZTarifänderungen und Handeldverträgen gegenüber feine 
Stimme geltend zu maden, e8 war aud eine Grundlage igeichaffen, für bie 
Dppofition der dem öfterreichiichen Streben zugeneigten Regierungen im Zoll— 
vereine gegen die Tarifreformbeftrebungen Preußens und das Reſultat ift ein 
zwölfjähriger Stillftand der Tarifgefeßgebung des Zollvereins geweſen. Nachdem 
der Zollverein durch den Bertrag mit Frankreih vom 2. Auguft 1862 in das 
Syftem der weſteuropäiſchen Verträge eingetreten, dadurch mit den Differenzial- 
zolltarifen gebrochen und den mit ihm Vertrag fchliegenden Staaten das Recht 
der meiftbegünftigten Nation eingeräumt hatte, juchte Defterreich diefen Vertrag 
als eine Störung und Hintenanfegung des zwilhen ihm und dem Bollvereine 
begründeten Bertragsverhältnijjes Hinzuftellen und verlangte ſeine Befeitigung. 
Es ſprach dadurd offen aus, Daß es das vertraggmäßige Ziel der Zolleinigung 
dahin auslegte, Daß der Zollverein feinen Tarif nicht veformiren dürfe, obne 
Defterreih8 Einwilligung dazu einzuholen. Für die Tarifpolitif des Zollvereing 
jollten nicht Die Interefjen des Verkehrs, nicht die Entwidelung der Induſtrie 
und Kultur, fondern einzig der Zweck der Zolleinigung bier Mi fein. Die 
würdige Antwort Preußens ſolchen Anſprüchen gegenüber war, daß e8 biejelben 
al8 unbegründet zurückwies, den mit Frankreich abgefchlofienen PBunctationen 
treu blieb und „das Feithalten am gegebenen Worte” als den einen leitenden 
Gefihtöpundt anerfannte. Der umerquidlice Depeſchenwechſel, welcher ſich 
über dieſes Thema mit Defterreich entwidelte, die durch feinen Wiberftand auf- 

eftachelten mit ihm befreundeten Yollvereinsregierungen bewirkten, daß der mit 

—* um Jahre 1862 vereinbarte Handelsvertrag erſt am 1. Juli 1865, 
alfo nad einer Verzögerung von drei Jahren, zur Ausführung fam, eine 
. Verzögerung, welche für unfere gefammte Induftrie von unberehenbarem Nach— 
theile geweſen ift. 

ALS Oeſterreich einſah, daß feine unberechtigten Anſprüche an der Feſtig- 
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feit Preußens fcheiterten, wurden die fich fehr verzögernden Bertragsverhandlungen 
ernfter aufgenommen, und am 11. April 1865 zum Abichluffe gebracht. Dieler 
Bertrag, der im weſentlichen mit dem jet ablaufenden vom 9. Mär; 1868 
übereinftimmt, und ſich nur durch einige von beiden Seiten gewährte Zoller— 
mäßigungen von ihm unterfcheibet, ıft von dem Bertrage vom 19. Februar 1853 
in jehr wejentlichen Beziehungen verjchteden. 

Er ift der erfte zwilchen Defterreihb und dem Zollverein abgejchloffene 
Handelsvertrag, während ver frühere zwiſchen Defterreih und Preußen abge= 
fchloffen war. Die gegenfeitigen von beiden Seiten in umfangreicher Weiſe 
gewährten Verkehrserleichterungen find zwar wie 1853 formell an die Bedingung 
des unmittelbaren Webertritt8 der Waaren aus dem freien Verkehr des einen 
Gebiets in Das andere gefnüpft; allein während der Vertrag von 1853 darauf 
bafirte, daß die eingeräumten Zollbegünftigungen ausſchließliche feien, ift 
die bei dem 1865er Vertrage nicht der Fall. Der Zollverein macht feinen 
allgemeinen Tarif zum vertragsmäßigen, jo daß die Zollfäge während der Dauer 
des Vertrages mit Defterreih nicht erhöht werden fünnen und gefteht demſelben 
außerdem die Begünftigungen zu, welde er anderen Staaten gewähren witrbe. 
Deiterreich hatte ſich zwar völlig freie Hand gelafjen, die dem Zollverein ein= 
geräumten Zollermäßigungen als ausichliefliche zu betrachten; die Zeit hat aber 
gelehrt, daß «8 fich nicht allein dem freihändleriſchen Zuge der durch die ciwili- 
firten Staaten Europa's ging, widerfegen fonnte und e8 bald in die Reihe der 
wejteuropäifchen Vertragsftaaten eintreten laſſen. 

Mit unerheblichen Aenderungen aus dem 1853er Vertrage in den von 
1865 und 1868 übernommen wurde das Zollfartel; d. h. die zur Ver— 
hütung und Beftrafung des Schleichhandels feftgefegten Beſtimmungen. Es 
verpflichtet die Beamten des einen Theild, beabjichtigte eder ausgeführte Ueber: 
tretungen der Zollgeſetze des andern Theil® von denen fie Kenntniß erhalten, 
durch alle gefetzlichen Mittel ihrerfeitS zu verhindern. Zu dieſem Zwecke follen 
die beiderjeitigen Aufjihtsbeamten fich gegenfeitig mit Nachrichten unterftügen, 
auch befugt fein das jenfeitige Gebiet zur Verfolgung von Schmuggelipuren zu 
betreten, und bei der betreffenden Behörde die erforderliche Unterjtügung für 
weiter nmöthige Ermittlungen finden. Vereinigungen zum Zwecke des Schleidy- 
handels, ſowie Niederlagen zu gleihem Behufe follten nicht geduldet, überhaupt 
Lager unverzollter fremder Waaren innerhalb der Grenzbezirfe nur am Sitze 
von Zollftellen und unter gewiſſen Controllen zugelafien werden. Die Mitwirkung 
ber beiderjeitigen Zollſtellen behufs Controle und Abfertigung verbotener und 
zolpflihtiger Waaren wird zugefichert. Dieſe Vereinbarung, welche felbft unter 
der Borausfegung, daß die Grenzbewachung beiderſeits eine gleich wirffame ift — 
nur dann auf wirklicher Gegenfeitigfeit beruhen würde, wenn die Eingangszölle 
des einen Staates diefelben wären, wie die des anderen, gewährte Oeſterreich, 
welches höhere Tariffäge hatte wie der Zollverein, einen einfeitigen fehr werth- 
vollen Bortheil, der jogar mit den eigenen Interefien des letzteren ſchwer ver— 
einbar war. 

Dies ift im Großen und Ganzen die Bafis, auf welcher unjere Hanbels- 
beziehungen mit Defterreich ſich gründeten. Die Erleichterungen des Verkehrs, 
welche die beiden einander jo nahe ſtehenden Völkergebiete ſich mit jedem neuen 
Handelövertrage gemährleifteten, haben beiden Theilen die wefentlichften Vortheile 
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gebracht, Handel und Verkehr hat fich büben und drüben gehoben und eim 
unmer engerer Arbeitsaustaufb Platz gegriffen. Es betrug der Werth der 
Ausfuhr aus und über Deutihland nad Oeſterreich: 

im Jahre 1855 112,2 Mill. Gulven, 
1565 1778 „ „ 


” ” 


— „ 1375 3909 „ — 
Der Werth der Einfuhr aus Oeſterreich nach und über Deutſchland: 
im Jahre 1855 85,7 Mill. Gulden, 
1865 201,2 „ a 
" „ 1875 3028 „ 2 

Wir jehen alfo, daß fi) in einem Zeitraume von 20 Jahren ſowohl die 
Ausfuhr wie die Einfuhr faft vervierfacht haben und erfennen gleichzeitig, daß 
der überwiegende Vortheil nicht etwa auf Seiten des Landes war, welches die 
höheren Eingangszölle befizt, fondern daß die Ausfuhr aus Deutſchland unge— 
achtet der größeren Conceifionen, welche es dargeboten hatte, in größeren Maße 
geftiegen iſt, als die öſterreichiſche! 

Der Gedanke an eine Zolleinigung zwiſchen beiden Ländern war wenigſtens 
in Oeſterreich nicht aufgegeben worden. Wenn auch vielfach mit politiſchen 
Intereſſen verquickt, war ſie doch, ſelbſt in induſtriellen Kreiſen Oeſterreichs eine 
mit Vorliebe ventilirte Idee, wie die parlamentariſchen Verhandlungen des 
Landes zeigen. Am 15. Juli 1862 konnte Graf Rechberg auf eine von 
113 Abgeordneten eingebrachte Interpellation, welche dieſen Gegenſtand betraf, 
antworten: „Es hat der kaiſerlichen Regierung nur erwünſcht ſein können, daß 
ſich in den zunächſt betheiligten induſtriellen Kreiſen der Wunſch nach einer deutſch— 
öſterreichiſchen Zolleinigung kundgibt, verbunden mit dem geſteigerten Vertrauen 
in die eigene Leiſtungsfähigkeit, und daß Oeſterreich mit dem Anerbieten her— 
vortreten darf auf der Grundlage voller gegenſeitiger Freiheit des Handels und 
Verkehrs, beſchränkt nur durch die Maßregeln, welche die Verſchiedenheit der 
inneren Beſteuerung und der Beſtand der Staatsmonopole erforderlich macht, 
ſchon jetzt den Bund der beiden großen Körper zu vollziehen“. Aehnliche Aeuße— 
rungen finden ſich in der Thronrede, mit welcher der öſterreichiſche Reichsrath 
im November 1864 eröffnet wurde, und in ſpäteren Depeſchen der leitenden 
Staatsmänner. 

Und wie ſteht es heute! Nachdem Oeſterreich Jahrzehnte lang im engſten 
Vertragsverkehr mit Deutſchland geſtanden, welcher ihm weſentliche Vortheile 
gegenüber dem, was es als Gegenleiſtung bot, eingeräumt hat, nachdem ſeine 
Induſtrie und ſein Handel in überraſchender Weiſe zugenommen haben, iſt nicht 
nur die Idee einer Zolleinigung mit Deutſchland verraucht (allerdings ein Plan, 
für den wir uns nicht erwärmen fünmen), jondern aud der Neuſchließung eines 
Handelövertrages jtellen ſich — mitten in einem politiichen Verkehr beider Yänder, 
wie er freundjchaftliher wohl nie beftanden hat — Schwierigkeiten entgegen, 
welche vielleicht einen Bertrag unmöglih machen und einen Zollkrieg herbei— 
führen, der in den Beziehungen der Staaten des civilijirten Europa's ſeit Jahr: 
zehnten ohne Analogon ift. Diefelben Männer, welde an der Spige Der 
eitirten Interpellation auf Zolleinigung mit Deutſchland ftanden, die Stene, die 
Liebig und Andere jind heute die Führer der Bewegung, welche jeden Vertrag 
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mit Deutfchland vereiteln wollen und in ein Chaos hineinfteuern, aus dem fidh 
ein Ausgang nur auf Koften werthvoller beftehender Verhältniffe finden laſſen 
wird. 

Dieſe ſchutzzöllneriſche Bewegung in Defterreich, die von den angejehenften 
Fabrifanten der mächtigften Inbuftrien geleitet wird, und ihr Heer zufammen= 
ſetzt theil® aus zerrütteten Eriftenzen, welche durch die fieberhafte Ausdehnung, 
bie ihre Fabriken in den Grünverjahren erfahren haben, nad erfolgeem Rückſchlag 
die Production im Widerſpruch mit dem Conſum jehen, theils aus jener kritik— 
Iofen Menge, der das Schlagwort „Schuß der nationalen Arbeit“ electrifh in 
die Glieder geihlagen ift, ift es, welche ihren jchwermiegenden Einfluß durch 
Reichthum und politifche Stellung geltend macht, einer Regierung gegenüber, 
die, wenn wir das Rundſchreiben des öfterreichiichen Handeldminifter8 an die 
Handelöfammern betrachten, ven feften Willen hat, das Syſtem der Hanbels- 
verträge mit der Klaufel der meiftbegünftigten Nation aufrecht zu erhalten ! 

Vorſchläge zweierlei Art find es, welche gemadt werden. Es wirb ent- 
weder das Syſtem der Hanpdelöverträge im Allgemeinen verurtheilt und ein 
autonomer Zolltarif beliebt. Intereffant find die Anfichten, melde die 
öfterreichiichen Handelöfammern zu diefem Behufe ins Feld führen. Sie erheben 
ſich faft alle zu dem politifchen Geſichtspunkte, daß die Handelöverträge Das 
befte Mittel jeien, den Minifterien zu geftatten, ihren Willen durchzufegen, * 
durch die conſtitutionellen Vertretungen behindert zu werden, daß die einheimiſche 
Regierung und die Volksvertretung durch fie eine Einbuße an Dispoſitionsrecht 
und Machtbefugniß erleive und fpeciell Defterreih durch die Klauſel der meift- 
begünftigten Nation die Möglichkeit erſchwert werde, den benadhbarten Staaten 
des Oſtens und Südoſtens befondere Vergünftigungen einzuräumen, worin Das 
wichtigfte Mittel liegen möchte, um für feine Exporte nad jenen Ländern Er: 
leichterungen zu befommen. — Das conftitutionele Mäntelchen, welches ſich bie 
Protectioniften hier umhängen ift ſehr fadenſcheinig. Allerdings madt 
ein Bertragstarif es unmöglich, nah Belieben einer [hußyöll: 
nerifhen Volkvertretung in jeder Seſſion Zollerhöhungen im Intereſſe 
einer Minderheit durchzuſetzen, aber er gibt der Imbuftrie allein die ftabile 
Grundlage, auf der fie gedeihen und fich entwideln kann; — er bilvet einen 
wohlthätigen Damm gegenüber den Sonderintereffen mächtiger Kreife und ift 
die Auferlegung des nothmwendigen Zwanges, defien wir ſchwachen Menſchen be= 
dürfen, um nicht das Recht Anderer gegenüber dem eigenen Nugen zu vergeflen. 

Im Uebrigen ift e8 auch thatſächlich unrichtig, daß Handelsverträge das 
Dispofitionsrecht der vertragjchließenden Staaten über ihre Zolltarife beeinträch- 
tigen. Wir haben 3. B. in Deutjchland einen autonomen Zolltarif (vom 
1. October 1873) und die nad demfelben vorgenommenen Aenderungen find 
ebenfall8 autonom von der deutſchen Geſetzgebung durchgeführt worden, ohne 
daß wir durch die beftehenden Handelverträge daran gehindert wurden. Aber 
allerding8 laſſen fich, wo Conventionstarife beftehen, Aenderungen der Zollgejeg- 
gebung nur in freihändlerifchem Sinne ausführen. Und darin liegt der 
freibändlerifhe Character der Handeldverträge, der nit 
auf der in dem Bertragstarife feftgejegten Höhe der Zölle 
beruht, fondern vielmehr auf der Unmöglidkeit, ſchutzzöllne— 
riſche Gelüfte für die Dauer der Bertragszeit geltend zu 
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machen. Ein Conventionstarif ſtellt die äußerſte Schranke dar, hinter welche 
die ſchutzzöllneriſchen Anſprüche zurückgetrieben ſind; — ein autonomer Tarif 
bildet die ungedeckte Poſition, gegen welche die Schutzzöllner ihre Geſchütze ſpielen 
laſſen können! Darum der Kampf der Freihändler gegen auto— 
nome Tarife, ganz abgeſehen von ihrer Höhe, weil ſie die 
Stabilität der Zollverhältniſſe und mit ihr die gedeihliche 
Entwickelung der Induſtrie beeinträchtigen. — 

In wiefern aber Oeſterreich durch Handelsverträge mit den weſtlichen 
Induftrieftaaten in der Befugniß beſchränkt fein fol, ſeinen öſtlichen Nachbarn — 
Rumänien, Serbien, der Türkei, dem aſiatiſchen Orient — Vortheile einzu— 
räumen, durch welche ſein Export nach jenen Ländern begünftigt würde, iſt 
nicht erſichtlich. Ermäßigt es ſeine Zölle auf Rohproducte und erleichtert da— 
durch den Export jener Länder, jo würden die weſteuropäiſchen Induſtrieſtaaten 
von dieſen Herabfegungen wenig Vortheile haben, da ihr Export vorzugsweiſe 
in Induſtrieerzeugniſſen befteht, während Defterreih gar nichts im Wege fteht, 
fi) von den öftlihen Nachbarn, welche noch nicht in das Syitem der weſteuro— 
päifchen Handelöverträge eingetreten find, Separatvergünftigungen für den Export 
öſterreichiſcher Fabrikate auszubedingen. 

Ja man kann ſich in Oeſterreich ſogar für Handels- und Schifffahrtsverträge 
erwärmen, verkennt die mannigfachen Vortheile derſelben nicht und wünſcht ihrer 
auch ferner theilhaftig zu bleiben, — nur das Hineinziehen des Zolltarifs 
in dieſe Verträge müſſe vermieden und dieſer autonom hergeſtellt werden! 

Allerdings kann es den öſterreichiſchen Schutzzöllnern nur angenehm ſein, 
wenn Deutſchland ihnen auch ferner thätige Beihilfe zur Unterdrückung des 
Schmuggels leiſtet und ſie theilnehmen läßt an ſeinen wirthſchaftlichen Ein— 
richtungen; es beſteht aber gewiß kein Zweifel, daß in heutiger Zeit, wo die 
gleiche Behandlung der Angehörigen civiliſirter Länder eine ſelbſtverſtändliche iſt, 
wo der Schutz des Eigenthums, die meiſten Beſtimmungen für die Schifffahrt 
und Anderes durch das Völkerrecht geregelt find, Handelsverträge ohne Zolltarife 
geringe Bedeutung haben und ohne Died wichtigfte Nequifit derjelben fein Staat 
ſich Andern gegenüber zu einem Handelövertrage herbei lajjen wird. — 

Wil die Regierung aber durchaus einen Handelövertrag, verbunden mit 
einem Zolltarif, mit Deutichland abichliegen, jo darf dies, fagen die öfterreicht- 
ſchen Schußzöllner, nur geliehen, wenn der heimiſchen Induſtrie ein größerer 
Schug gewährt wird, als bisher, und ihr die werthuollen Berfehrserleichterungen 
von Seiten Deutſchlands erhalten bleiben. Wen fällt nicht bei diefer Haltung 
der Goethe'ſche Vers ein: 

Dann’ mit zugelnöpften Taſchen, 

Dir thut Niemand was zu lieb, 
Hand wird nur von Hand gewajchen, 
Wenn bu nehmen willt, jo gieb! 

Die feit Jahrzehnten vertragsmäßig beftehenden Zollfäge erhöhen, vie 
vereinbarten Begünftigungen annulliren, und auf der anderen Seite die von Deutſch— 
land autonom eingeführten Zollermäßiqungen genießen wollen, ift eine Haltung, 
die, wenn fie zu derjenigen der öſterreichiſchen Regierung gemacht wird, wahrlich 
nicht glinftige Ausfichten für den Abſchluß eines Handeldvertrages eröffnet. Die 
einzelnen ‘Pofitionen, welche beſonders heanftandet werben, laffen fih bet den 
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Dunfel, das die Verhandlungen bevedt, nicht erfennen. Aus ten vorliegenden 
Berichten der Handeläfammern geht aber hervor, daß, wie ſtets die wichtigften 
Induſtrien, jo aud hier die Induftriebarone aus der Eifen- und Zertilinpuftrie 
um ihr Bettlerbrod fümpfen. Die Eifeninduftrie opponirt gegen die Concefjionen, 
welche Deutſchland für die Aufhebung feiner Eifenzölle verlangt, und die Textil 
induftrie, voran die Baumwollipinner und Druder fordern Erhöhung der Zölle 
auf Garne und Aufhebung des Appreturverfahrene. 

Dieſer letztere Punkt bildet unzweifelhaft eine der wichtigſten Differenzen 
in den. ſchwebenden Verhandlungen und verdient eine ausführlichere Beleuchtung. 

Der Veredelungsverkehr oder das Appreturverfahren it eine bereits im 
ihren Anfängen aus dem vorigen Jahrhundert ftammende Einrichtung, welche 
aber erft durch den Handelövertrag vom 19. Februar 1853 größere Ausdeh— 
nung empfing und befagt, daß Waaren verfchiedener Art, welche behufs Be— 
arbertung, Veredelung u. dgl. aus dem einen Staate nad dem Andern unter 
gewiffen Formalitäten eingeführt worden find, unter Beobachtung beſonderer 
Vorſchriften, wenn ihre weſentliche Beſchaffenheit unverändert bleibt und die 
Identität der aus- und wieder eingeführten Waaren außer Zweifel iſt, beiderſeits 
Befreiung der Eingangs- und Ausgangsabgaben genießen ſollen. 

Dieſe Einrichtung entwickelte eine rege Arbeitstheilung zwiſchen beiden 
Nachbarſtaaten und auf den verſchiedenſten induſtriellen Gebieten, — der Weberei, 
Färberei, Bleicherei, Druckerei, dem Maſchinenbau, der Lederinduſtrie und zahl— 
reichen anderen — bildeten ſich hüben und drüben Gewerbzweige aus, welche 
die Fertigſtellung, die Veredelung der im anderen Lande vorbereiteten Gegen— 
ſtände übernahmen. Bei den Anfangs mangelnden Communicationsverhältniſſen 
vorzugsweiſe auf den Grenzverkehr beſchränkt, wurde mit Zunahme der Eiſen— 
bahnen die Veredelung auch in entfernteren Gegenden ausgeführt, — natürlich 
erichwert durch die Dadurch eintretende Erhöhung der Transportipeien. Einen 
ganz befonderen Umfang hat der Veredelungsverfehr in der Baummolleninduftrie 
erreicht, mo die deutiche Druderei der öfterreichiichen Weberei in die Hände 
arbeitet, und gegen diefen Verkehr richtet fich die Agitation in Oeſterreich. 

Natürlich, die öfterreichifhe Kattundruderei, welche ſich durch die Concurvenz 
der deutſchen Druder beeinträchtigt glaubt, ift eine mächtige Induftrie, aus einer 
Hleinen Anzahl impofanter Inftitute beftehend, welde den nöthigen Einfluß be 
figen, um ihre Anjichten an mafgebender Stelle geltend zu machen, gegen melde 
die Baummollenweber, eine große Zahl zum Theil Hleinerer Unternehmer, ſchwer 
ſich Gehör verichaffen können. Und diefe Induſtrie, welche circa 25,000 medas 
niſche Webftühle beihäftigt, verdankt ihre jegige Bedeutung weſentlich der Ein=. 
führung Des Appreturverfahrene, Bis zum Jahre 1854 beftand in der Baum— 
wollinduftrie in Defterreih nur Handweberei, die von 50—100 kleineren und 
größeren Fabrifanten betrieben wurde. Ihnen gegenüber ftanden ald Käufer 
ihrer Waaren 4—5 mächtige Drudereien, welche fi natürlih im Einfaufe 
möglichft geringe Concurrenz machten und dem großen Verfäuferfreife den Preis 
dictiven konnten. Aus jener Zeit ftammt das ſprüchwörtlich gewordene Weber- 
elend. Erft mit Einführung des Appreturverfahrens im Jahre 1854 befjerte 
ſich die Lage. Der öfterreichiiche Weber war nicht mehr auf den öfterreichtichen 
Druder angewiefen, jondern konnte die deutiche Druckerei aufjuchen. Der 
mechanische Webſtuhl wurde eingeführt, die Weberei dehnte ſich aus und erzeugt 
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heute circa 4 Mil. Drudftüde. Durch die auswärtige Concurrenz gezwungen, 
mußte vie öfterreichifche Druderei mit der Zeit mitgeben, fie vervollfommnete 
ihre Fabrifate, dehnte ſich quantitativ aus und concurrirt heute nad) aller Fadh- 
fenner Urtheil wollftändig mit den deutſchen Leiftungen. Die Ausdehnung der 
öfterreichiichen Druckerei ift aber nicht groß genug, um das von der öſterreichiſchen 
Weberei hergeftellte Duantum an roher Waare vollftändig bedruden zu können. 
Nach jachkundiger Angabe beträgt ihre Yeiftung bei Anfpannung aller Kräfte 
faum 2 Mill. Stüd Waare. Schlägt man zu dieſer ſchon jehr hoch gegriffenen 
Zahl noch , Mill. Stüde, die im Defterreich gebleicht und gefärbt merben, 
jo bleibt eine Lücke von 11, Mill. Stüden, weldhe die Weberei liefert, und Die 
von den beftehenden Drudereien nicht bedrudt werben fünnen, Für fie tritt 
jet die deutiche Druderei ein. Wollte die äfterreichifche Drudinduftrie fih dem 
entfprehend ausdehnen, jo müßten 6—7 Drudereien von dem Umfange ber 
größten jetzt beftehenden errichtet werden, was ein Anlagecapital von vielleicht 
50 Mill. Gulden erforderte! Es wird fo leicht Keiner fanguinifch genug fein 
um zu glauben, daß dieſer Erſatz fo bald und fo leicht geſchafft werden könne, 
und wenn dieje Eventualität jelbft mit der Zeit einträte, fo könnte die Weber- 
induftrie dieſen Webergang nicht ertragen und würde in der Zwiſchenzeit zu 
Grunde gehen. 

Die ſchutzzöllneriſchen Anſprüche kommen aljo aud hier wieder auf das 
Beftreben heraus, auf den beftehenden Verhältniſſen gedeihlid ji 
entwidelnde Induſtrien zu benadhtheiligen zu Gunſten von 
Induftrien, die fih unter den neugeihaffenen Berhältnijien 
mögliher Weife ausbilden könnten! Wer denkt nicht an den Sperling 
in der Hand und die Taube auf dem Dache! 

Aber nicht minder wichtig wie für Defterreich iſt das Appretur-Verfahren 
für Deutichland. Die, beſonders feit Annerion des Elfaß hoch bedeutende Baum- 
wolldruderei Deutſchlands findet durch dafjelbe einen Abzugscanal nach Defterreicy, 
der die Goncurrenz in Deutjchland entlaftet. Es ift für Die beutiche Druderei 
eine Lebensfrage wie für die öfterreichiiche Weberei! Aus diefer unverhohlen 
gegebenen Erklärung der deutichen Druder, aus der lebhaften Agitation, welche 
ſich unter ihnen für Beibehaltung des Appretur-Verfahrens erhoben hat, ſchöpfen 
die öfterreichiichen Schußzöllner eigenthümlicher Weife ein Argument gegen bafjelbe. 

Diefe Agitation, — jo argumentiren jene Herren — ift der befte Beweis des 
Nutzens, den Deutihland aus dem Appreturverfahren zieht, — alſo des Schadens, 
der Defterreic daraus erwächſt! Es Lohnt ſich nicht der Mühe, ſolchen Schluß— 
folgerungen entgegenzutreten. Wer aus den Vortheilen, welche dem einen con= 
trabirenden Theile aus einem Bertrage erwachſen, den Schaden des anderen 
Theile8 herleiten will, bat wahrlih von der Natur wechſelſeitiger Hanvels- 
beziehungen einen mehr als findlihen Begriff! 

Eine weitere Angriffspofition gegen das Appreturverfahren befteht darin, 
daß man fich gegen jeine Auswüchſe und Umgebungen wendet. Man 
flagt, daß aus dem Elſaß rohe baummollene Gewebe nad) einem öfterreichiichen 
Grenzorte gefandt, dort ganz orbnungsmäßig verzollt, alsdann im Wege des 
Appreturverfahrens zollfrei nad dem Elſaß zurüdgeführt, vafelbft gefärkt und 
bedrudt und wieder zollfrei nach Defterreich eingeführt werden! Diefes Verfahren 
ift allerdings gerade nicht im Sinne der Gefetgeber, welche durch das Appretur- 


Deutfch-öfterreihifcher Handelsvertrag. 117 


verfahren eine Arbeitötheilung zwiſchen deutſchen und öſterreichiſchen Induftrien 
einführen wolken, — es ift ein Mißbrauch, aber ein volltommen legaler; denn 
durch die Berzollung der deutichen rohen Waare an der öfterreidhiichen Grenze 
iſt diejelbe öfterreichiihe Waare und der Vortheile des Appretumerfahrens theil- 
baftig geworden! Die öfterreihifchen Kläger erkennen dies auch ausdrücklich an, 
— Ber wird num dadurch befonders geſchädigt? Der öſterreichiſche Druder, 
der, während er mit dort fabricirter roher Waare die Concurrenz der Drudereien 
des Elſaß gegen den Vortheil zweimaliger Hin- und Herfracht zu beftehen hat, 
während er in dem erwähnten Falle eine dreimalige Fracht zu feinen Gunften 
bat? Oder der öfterreichiiche Weber, der bei einem Zolle von 16 fl. auf robe 
Waare fih jo gut wie vollftändig von der deutfchen Concurrenz emancipirt hat? 
Dover der Staat, der, während öfterreichiiche Waare im Wege des Appretur: 
verfahrens zollfrei aus= und eingeht, hier den regulären Zoll von 16 fl. p. Etnr. 
erhält? Wahrlich keiner! Wenigftens von Seiten der Weber, welche die einzig 
Benachtheiligten jein könnten, ift wegen dieſer Fälle feine Anklage gegen das 
Appretumverfahren geführt worden. 

Aber immerhin liegt ein gewiſſer Mißbrauch hier vor. Iſt derfelbe aber 
fo beveutend, Daß feinetwegen eine große jegensreiche Inftitution in ihrem Beftande 
bedroht fein jollte? Rechnen wir einmal nah! Die im Jahre 1874 auß 
Defterreih im Wege des Appreturverfahrene nach Deutſchland eingeführten und 
von da zollfrei (gefärbt oder bedruckt) wieder nach Defterreih zurüdgeführten 
Baummollgewebe beliefen fih auf 64,980 Ctur. Dagegen betrug in demjelben 
Jahre die zollpflichtige Einfuhr von Baumwollwaaren (glatte, rohe, Dichte) aus 
Deutſchland nach Defterreih 1511, Etnr. Nehmen wir felbft an, daß dieſes 
ganze Quantum — was entſchieden unrihtig ift — im Wege des Appretur- 
verfahrens nad) Deutjchland zurüdgeführt und zollfrei nach Oeſterreich wieder 
eingebracht worden wäre, jo würde die fo ftreng gerügte und gefährliche Um— 
gehung des Appreturverfehrs ſich auf ca. 21/, 9/, des Umfates belaufen! 

Man fieht aus dieſem Beifpiel aufs Neue, wie vorfihtig man ſchutz- 
zölfnertihen Argumenten gegenüber fein muß und wie felten fie vor unbefangener 
Kritit ftihhaltig find. — 

Der Beredlungsverkehr, welcher außer in der Druderei auch — bejonders 
in den deutſch-öſterreichiſchen Grenzſtädten — eine mwerthoolle Arbeitstheilung auf 
dem Gebiete der Weberei, Färberei und Bleicherei herbeigeführt hat, ift für 
viele Induftrien beider Länder eine Lebensfrage, fein Aufhören würde jeit 
mehreren Yahrzehnten feſt etablirte Yeiftungen weſentlich beeinträchtigen und muß 
ausgeſprochen werden, daß die Beibehaltung des Veredlungsverkehrs in feinem 
bisherigen Umfange eine8 der wichtiaften Erforderniffe für einen zwiſchen 
Deutjhland und Defterreih neu abzufchliegenden Handelövertrag ift. 

Ein Appreturzoll, wie er von manden Seiten in Oefterreih beantragt 
wird, würde, wenn er im der vorgeichlagenen Höhe Einführung fände, den 
Veredlungsverkehr volftändig illuforiih machen, da bei den großen Transport= 
und anderen Spefen, welche auf pemielben laften, feine Benugung feinen 
Bortheil böte. — 

Diefelben öfterreihiihen Handelstammern aber, welche mit allen möglichen 
und unmöglichen Gründen den Veredlungsverkehr als eine Abjurbität bekämpfen, 
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treten fir die Aufrechterhaltung einer anderen in dem Vertragsverkehr mit 
Deutihland enthaltenen Veltimmung — der jedenfalld die Bezeichnung als 
Abnormität zulommt — ein, nämlih die freie Einfuhr von roher Leinwand 
auf den Grenzſtrecken Leobſchütz :Seidenberg und Oftrig-Schandau. Diefe bereits 
aus dem vorigen Jahrhundert herrührende Zollbefreiung, welche die engiten 
Beziehungen zwiſchen der öſterreichiſchen Leinenweberei und der deutfchen Bleicherei, 
Druderei, ſowie dem deutſchen Zwiſchenhandel herbeigeführt hat, bildet eine 
werthvolle Gabe Deutſchlands, deren Entziehung die böhmiſche Leinenweberei 
empfindlich ſchädigen würde. Die zollfreie Einfuhr von Leinenwaaren aus 
Oeſterreich auf den erwähnten Grenzſtrecken betrug: 
1873 — Cinr. 58,895 


1871 — „ 51,230 
1875 — „67,205 
1876 — ,„ 55,090 


aljo ein Erport, welcher dem vermeintlichen Bortheil, ven Deutſchland aus dem 
Arpretumerfahren in den Drudereien zieht, mindeftens das Gleichgewicht hält. 

Daß wir e8 hier mit einer Anomalie zu thun haben, da, während Leinen= 
garne mit einem Eingangszolle belegt find, Leinengewebe zollfrei eingehen, unter— 
liegt feinem Zweifel. Das Ueberjehen derjelben Seitens der öſterreichiſchen 
Schutzzöllner und das Betonen der im Beredlungsverfehr Tiegenden Ausnahms-— 
beftimmungen, beweift, daß bei unſeren öſterreichiſchen Gegnern nicht die Stimme 
der Gerechtigkeit und Billigfeit, ſondern die Sonberinterefjen der einzelnen 
Induftriebranden maßgebend find, daß nicht der gegenfeitige Verkehr der beiden 
benachbarten Länder gefördert werden ſoll, ſondern nur in der Schädigung des 
anderen der eigene Vortheil erblidt wird. 

Wir dagegen find der Anfiht, daß ebenfo, wie der Veredlungsverkehr 
Deutichland und Defterreich wejentlihen Nugen gebradt bat, fo aud die bis- 
herige zollfreie Yeineneinfuhr, wenn auc der Bortheil vorwiegend auf Seite 
Defterreih® Liegt, in Deutichland fo mannigfache Beziehungen begründet hat, 
daß wir ihren Fortbeftand befürworten. Die geringen Yeinenforten, welche 
Oeſterreich exportirt, geben der vaterländiichen Druderei und Bleicherei Be— 
Ihäftigung; der deutſche Zwiſchenhandel hat den Export diefer Artikel den 
Defterreihern ganz erhebli aus der Hand genommen; ein Aufhören des be- 
ftehenden Berhältniffes würde, da Böhmen billiger probucirt als Schlefien, ges 
wiſſe billige Artikel volftändig für Deutichland verſchwinden Tafjen, und nicht 
etwa der deutſchen Leineninduftrie, jondern höchftens der Baummolleninduftrie 

dutzen ſchaffen, deren Erzeugnifje die billigeren Leinwandſorten erjegen müßten. 

Wenn wir fomit die Stellung der öfterreichiichen Schußzöllner, infoweit fie 
aus den rührigen Kreifen der tonangebenden Induftrien in Handelskammer— 
berichten, Gewerbetagen und. Bolfsverfammlungen zu Tage befördert worden 
find, charafterifirt haben, berühre ich die Stellung, welche unjere deutſchen In— 
duftriellen genommen haben. Im Ganzen find diejelben einem Handelsvertrage 
mit Oeſterreich freundlid. Man ift jelbft in ſchutzzöllneriſchen Kreiſen geneigt, 
Defterreich Conceſſionen zu machen, aber man verwahrt fich gegen Die Ausdehnung 
des mit Defterreich zu vwereinbarenden Zolltarif8 auf andere Staaten. Die den 
bisherigen Handelöverträgen der wefteuropätihen Staaten angefügte Claufel ver 
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meiftbegünftigten Nation wird befämpft. — Wir haben heute mit einem deutſch— 
öfterreichifchen. Handelövertrage uns zu befchäftigen, und ich kann daher die 
MWiderlegung diefer Forderung unterlafjen, indem ich bemerfe, daf eine freiheit 
liche deutſche Handelspolitit jo Leicht nicht die Vortheile vergefien wird, welche 
der durch den erwähnten Fortſchritt erzeugte Bruch in das Syſtem der Lifferentials 
zölle herbeigeführt hat. — 

Im Allgemeinen ift aber micht zu. leugnen, daß die ſchutzzöllneriſche Bes 

wegung, welche in Deutſchland Platz gegriffen hat, der wefentlichfte Verbündete 
für die Schugzoll-Agitation in Defterreih geworden ift, und wenn wir die von 
dem Gentralverbande deutſcher Induftrieller ausgearbeitete Dentfchrift über ven 
deutjch-öfterreichiichen Handelsvertrag in die Hand nehmen, fo ift an Alles eher 
zu denfen, als eine Berftändigung auf Grund des darın enthaltenen abenteuer: 
lichen Entwurfes eines deutſchen Zolltarifs. Ich glaube keinen Fehlichluß zu 
thun, wenn ich behaupte, daß den ſchutzzöllneriſchen Anfprüchen Oeſterreichs, 
gegen welche Deutſchland DOppofition einlegt, ſchwerwiegende, auf gleicher Grund» 
lage beruhende Forderungen Deutſchlands entgegen ftehen, und daß die Ver: 
ftändigung nur durch diefe Yage der Dinge verzögert, vielleicht vereitelt wird. — 
Wenn auch unfere Schugzöllner es vieleicht nicht offen eingeftehen, — ihnen 
ift zweifellos ein Scheitern des deutſch-öſterreichiſchen Handel$- 
vertrages eine ſehr erwünſchte Sade, weil ihren Beftrebungen 
die Conventionstarife mit der Clauſel der meiftbegünftigten 
Nation hinderlich find und fie ihre Erfüllung nur unter einer 
autonomen Zollgefeggebnng erhoffen können. 
Bis jet hegen wir aber immer noch die Hoffnung, daß die einfichtigen 
Regierungen der benachbarten befreundeten Yänder ſich nicht durch die Sonder- 
interejjen, welde die einzelnen mächtigen Imduftrien geltend machen, in ihrer 
Fürſorge für das Gefammtinterefje ihrer Länder beirren laſſen werben, fondern 
den Abſchluß eines Handelsvertrages herbeiführen werden, der mie die feitheri« 
gen, die Verkehrsfreiheit begünftigend, die commercielle Verbindung der beiden 
fih jo nahe ftehenden Völtergebiete fördern wird, 

Deutjchland muß von einem ſolchen Handelövertrage verlangen, daß es 
Defterreich gegenüber nicht ungünftiger geftellt wird, als es ſich unter dem bis— 
berigen Bertrage befunden bat. 

Es muß im Wejentlihen die Aufrechterhaltung der bisherigen vertrags— 
mäßigen Zolläge beanfprucden, mit jenen Mobdifitationen, welche fich als zeit- 
gemäß herausgeftellt haben, die in einer rationelleren Claſſificirung mancher 
Zollpofitionen beftehen. Zollermäßigungen find befonders für die Eijeninduftrie 
zu erwirken. 

* Der Veredlungsverkehr muß in demſelben Umfange wie bisher erhalten 
leiben. 

Dagegen ſieht Deutſchland von Zollerhöhungen Oeſterreich gegenüber ab, 
es räumt ihm auch für die Zukunft die durch das Zollkartel gewährten ein— 
ſeitigen Vortheile ein. 

Beide Staaten ſichern ſich die Rechte der meiſtbegünſtigten Nation zu. 

Dieſen Wünſchen giebt die Ihnen zur Annahme vorgelegte erſte Theſe 
Ausdruck. | 
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Leider aber drängen die Verhältniſſe gebieterijch dazu, die Eventualität ins 
Auge zu faflen, daß Defterreih fich den deutjchen Forderungen gegenüber ab— 
Iehnend verhält, und die Frage zur Erledigung fommt, ob Deutjchland einen 
die Intereffen feiner Induftrie wejentlich beeinträchtigenden Handelövertrag mit 
Defterreich abichließen oder von einem folhen ganz abjehen joll. 

Wie ſchwer e8 den Freunden der freihändleriichen Handelspolitik fällt, ven 
legteren Weg zu gehen und fomit der ſchutzzöllneriſchen Agitation die ihr durch 
die Handelsverträge angelegten Feſſeln abzuftreifen, wie verhängnißoolle Wirren 
fie auch bei dem alsdann entjtehenden Drängen mächtiger Induftriezweige nach 
Zollerhöhungen für unfere Induftrie und unjeren Handel entftehen fieht, — es 
befteht doch keine Frage, daß fie einer vertragsmäßig verjchlechterten Stellung 
unfererjeit8 eine vertragslofe vorzieht. Aber fie geht von der Anficht aus, daß 
das Aufhören mancher Berkehrserleichterungen, der ftabilen Grundlage für Die 
induftriellen und Handelöverhältniffe, jehr bald ſolche Unzuträglichfeiten herbei— 
führen wird, daß die Erneuerung des jett abgeftreiften Bertragsverhältnifjes 
von beiden Seiten mit erneuter Kraft gejucht werben wird, 

Wir haben uns in die Vortheile, melde die Hanbelöverträge gebracht, jo 

hineingelebt, daß wir uns ihrer nicht mehr bewußt werden, und erft, wenn bie 
Zollpladereien und Chifanen wieder aus ihrem Grabe auferftanden find, werben 
wir und nad) den Segnungen der Handelöverträge zurüdjehnen! — 
‚ Für Deutichland heißt e8 alfo, im Falle eine günftige Einigung mit Defter- 
reich nicht zu erzielen ift, feinen Handelövertrag ohne Zolltarif, ſondern autos 
nome Grenzzölle, für welche nicht die Stellung auf den Fuß der meiftbegünftigten 
Nation maßgebend ift. 

Wir befinden uns Defterreich gegenüber in diefer Beziehung in der vor— 
theilhafteften Lage. Unfere geographiiche Pofition bringt es mit fih, daß wir 
von Defterreih nicht unglinftiger als andere Staaten geftellt werden fünnen, - 
denn der größte Theil des Imports Defterreih8 aus England, Belgien, Frank— 
reich geht über unſere Grenzen, ift alſo von dem unſrigen nad dort nicht zu 
trennen; — wir dagegen beziehen öfterreihiiche Erzeugnifje Direft von der öfter- 
reihiihen Grenze und können dieſelben ungünftiger behandeln als die Erzeug- 
nifje der anderen Induſtrieländer. Welche Perjpective fi) da eröffnet, wenn 
wir an die Zölle denken, mit denen wir öfterreichifchungariichen Wein, Getreide, 
Schlachtvieh, Braunkohle u. dgl. belegen können, wage ich nur anzudeuten. — 

‚Eine Folge der Nichterneuerung eine8 Handelsvertrages mit Defterreich 
würde das Aufhören des mit ‚ihm beftehenden Zolltartel8 fein. Wir werben 
ber öfterreichifchen Finanzwirthſchaft nicht bei der Unterbrüdung des Schmuggels 
behülflich fein. Wir haben ihr ſchon bisher durch diefe Hülfe einen werthoollen 
und einfeitigen Vortheil gewährt, der natürlih um fo größer werben würde, je 
höher die öfterreihiichen Eingangszöle find. Wir werden vielmehr nicht ungern 
unjerem Berfehr auf Ummegen Erleichterungen zugewendet jehen, welche auf 
legalem Wege nicht erreichbar find. Wer die ſchleſiſch-böhmiſche Grenze kennt, 
weiß, wie trefflich dieſelbe für den Schleichhandel geeignet ift, und die öfter- 
reihiiche Finanzverwaltung wird bald einjehen, daß eine Erhöhung ver Zoll- 
einnahmen aus einer Erhöhung der Zollfäge nicht zu reſultiren braucht! 

Mit dem Aufhören eines VBertragsverhältnifjes zwiſchen Deutichland und 
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Defterreih ſchwindet auch die bisherige freie Einfuhr von Rohleinen an der 
ſchleſiſch⸗ſächſiſchen Grenze. Welch bedeutenden Vortheil die öfterreichifche Leinen: 
weberei aus diefer Inftitution gezogen hat, ift bereit8 dargelegt worden. 

Wir verfennen nicht die Nachtheile, melde alle diefe Veränderungen auch 
für und mit ſich bringen werden, wie viele feſt etablirte Verhältniſſe geſchädigt, 
ja vielleicht vernichtet werden und wie Neugeftaltungen fih nur möglider- 
weife entwideln mwürben ! 

Aber der Kriegäzuftand, in den wir verjegt werben, rechtfertigt außer— 
gewöhnliche Mittel ; der Krieg ift ein Ausnahmezuftand, fein Ziel der Triebe; 
je energiſcher er geführt wird, deſto eher ift der Friede zu erwarten. 
| Beftimmte Borfchläge, welche Retorfionen Deutichland Defterreih gegen- 
über vornehmen ſoll, made ich nicht. Wir willen noch nichts Beftimmtes über die 
Haltung Defterreih8 und können erſt unfere Maßnahmen treffen, wenn feine 
Stellung nach Scheitern des Vertrags befannt ift. 

Auch ift es nicht nothwendig, daß wir überhaupt Erjcywerungen des 
Verkehrs eintreten laſſen und ihm eine ungünftigere Stellung als anderen Yändern 
einräumen. Niemand fann größerer principieller Gegner der unter dem Namen 
der Kampfzölle befannten Mafregeln fein, als ih; — es find zweifchneidige 
Schwerter, die häufig den, der fie führt, mehr verlegen, als den, welchen fie 
° treffen follen! Nichtödeftoweniger find fie nicht ganz zu verwerfen, wo ſich 
vieleicht ein Vortheil durch fie herbeiführen läßt. 

Dhne beftimmte Vorſchläge zu machen, nur die Möglichteit derfelben ins 
‚ Auge faffend, proponire ich Ihnen zur Annahme die zweite Theſe, welche zeigt, 
daß wir Rüftzeug haben, um den Kampf mit Defterreich eventuell zu beginnen. 

Meine Herren! Ein hieſiges Blatt machte vorgeftern, mit Bezug auf 
dieje Verhandlungen und mein Referat über den beutichzöfterreihiichen Handels- 
vertrag, die Bemerkung, daß ich demfelben wohl die Leichenrede halten würde! 
Nun, meine Herren, ich halte den Handelövertrag noch nicht für tobt; im Gegen— 
theil, wenn auch durch die jchweren Geburtswehen etwas ſchwächlich, jo doch für 
vollftändig lebensfähig, und wünſche und glaube, daß wir ihm heut etwas anf 
die Beine helfen können! Meine Freunde bitte ich hierzu um ihre Unterftügung, 
— meine Gegner aber erinnere ih aufs Neue an die ſchwere Verantwortlich 
feit, die fie auf ihr Gewiſſen laften, wenn fie durch ihr Verhalten den Handels— 
vertrag zwilchen Deutichland und Defterreich zum Scheitern bringen. 

Ih bitte um die Annahme meiner Thefen. 


Theſen. 


————e7s 


1) In einem neuen Handelsvertrage mit Defterreih-Ungarn darf Deutfch- 
land nicht ungünftiger geftellt werden, al8 bisher. Insbeſondere muß der Ber- 
edlungsverkehr (das Appreturverfahren) in demfelben Umfange, wie biöher, bei- 
behalten werden. 

Beide Staaten fihern ſich alsdann die Rechte der meiftbegünftigten 
Nation zu. 

2) Falls Defterreich = Ungarn mit Deutſchland feinen Handelövertrag auf 
der unter Nr. 1 bezeichneten Grundlage zu fchließen gemillt ift, Tiegt für Deutſch— 
land feine Veranlaffung vor, Defterreih- Ungarn auf den Fuß der meiftbegün- 
fligten Nation zu ftellen. 


Gorreferat 
vom General Secretär H. 4. Bued (Düffelvorf) über den 


dentfc - öfterreichifchen Handelsvertrag. 


Meine Herren! Wenn meine Parteigenofjen und Freunde, jo wie ich, 
eine von der Ihrigen abweichende Stellung einnehmen, jo halten wir uns als 
Mitglieder der beiden hier tagenden Bereinigungen, namentlich des volkswirth— 
Ihaftlichen Congreſſes, dem ja der heutige Tag hauptſächlich gehört, dazu be- 
rechtigt. Andererſeits ift nicht in Abrede zu ftellen, daß in diefen beiden Bereinen 
bisher eine ganz andere Strömung die herrichende war, und daß die Vertreter 
dieſer beiden Vereine berechtigt gewefen wären, es uns zu überlafjen, jo gut 
wir eben gelegentlich konnten, unfere Anfichten bier zur Geltung zu bringen. 
Die Herren haben e8 vorgezogen, diefe Stellung nicht einzunehmen, jondern fie 
haben uns einen bevorzugten Platz eingeräumt, von dem aus wir unfere An— 
fihten hier vertreten können. Ich glaube, meine Herren, bei meinen Geſinnungs— 
genofjen Befriedigung bervorzurufen und meine nächftliegende Pflicht zu erfüllen, 
wenn r den Herren für diefe lohale Handlungsweiſe meinen Dank ausſpreche 
(Bravo! 

Meine Herren, id bin meit davon entfernt, aus diefem freundlichen Ent— 
gegentommen faljhe Schlußfolgerungen zu ziehen auf etwaige leichtere Verſtän— 
digung in den differirenden Punkten, aber eine Schlußfolgerung möchte ich aus 
dem freundichaftlihen Zuſammenwirken in der freien Reichsſtadt und deſſen Fort— 
ſetzung in der Reichshauptſtadt ziehen, nämlich daß wir, wenn aud bei fcharfen 
Kämpfen, doch leidenſchaftslos und mit wachſendem gegenfeitigem Verſtändniß, 
wenn auch auf getrennten, jo doch hoffentlich vereint zufammenlaufenden Wegen 
zuftreben dem gemeinichaftlich uns vorjchwebenden, das Wohl des Baterlandes 
umfaflenden Ziele. (Bravo!) 

Meine Herren, ich werde e8 den Herren Rednern meiner Partei, Die viel: 
leicht nod; zum Worte fommen jollten, überlaffen, den Herrn Referenten, wo fie 
es für nöthig halten, zu widerlegen; denn ich habe vollftändig genug zu thun, 
wenn id) meine eigenen Anträge vertreten will. Ich möchte aber die Hoffnung 
und die Bitte ausiprechen, und meine verehrten Freunde werden dieſen meinen 
Wunſch nicht zu Schanden werden lafjen, daß fie bei ihren Erwiderungen nicht 
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an einzelne Bemerkungen anknüpfen, die der Herr Referent gemacht hat, wie 
beiſpielsweiſe: „Induſtriebarone“ und „Bettelbrod“ (Bravoh; ; denn, meine 
Herren, Jeder macht fich feinen Plan und der meinige ift auf eine gegenfeitige 
Berftändigung gerichtet; es könnte die Erreichung defielben möglicherweiſe doch 
noch mehr gefährdet werben, wenn diefer Ton hier fortgefponnen würde. (Sehr gut!) 

Meine Herren, wenn ich nun zur Sache übergehe, jo muß ich, wie e8 ja 
auch der Herr Referent hat thun müſſen, auf die principiell uns unterjcheidende 
Frage eingehen. Ich bin zwar geftern, als mir die wohlmollende Abficht zu 
erkennen gegeben wurde, mich zum Correferenten zu ernennen, gewarnt worden, 
die Frage vom Schußzoll und Freihandel nicht in die Discuffion zu ziehen. 
Das ift aber abjolut unmöglich; denn der öfterreihiiche Handelövertrag muß 
fih auf das Eine oder das Andere ftügen: den Freihandel will der Herr Refe— 
rent zur Grundlage geben, ich ven Schußzoll. Indeſſen, meine Herren, dieſe 
beiden Begriffe verlieren ihr Schredbild, wenn wir diejelben, die wir aus Der 
Welt zu Ihaffen nicht im Stande find, von den Ertremen abftrahiren. 

Meine Herren, ich erinnere an die legte Reichstagsſeſſion: die hewor- 
ragendften Vertreter der Treihandelsichule haben ſich auf das Entichtedenfte da— 
gegen verwahrt, bedingungslofe Freihändler zu fein. Wir, meine Herren, ver— 
wahren: und auf das Entjchiedenfte gegen die Auffaffung, als wenn unſere 
Geſellſchaft nur aus Bauleuten beftände, welche danach ftrebten, unjer Baterland 
mit einer hohen chineſiſchen Mauer zu umgeben. Wir wollen auch nicht den 
ertremen Schuß, ſondern wir halten den Letzteren nur in gewiljen Grenzen für 
erforderlich. Betrachten wir ung daher, meine Herren, als auf dem gleichen Boden 
ftehend, und nur über die Grenzen nicht einig, welche unferem Streben zu ziehen, 
dann wird fich wielleicht befjer eine gemeinjchaftlihe Grundlage finden laſſen. 
Um eine ſolche Grundlage zu geben, will id von Detail® in meinen Aus- 
führungen, jo weit als möglih, abjehen, und habe ich mich aud bemüht, in 
meinen Anträgen nur allgemeine Brincipien aufzuftellen. Vielleicht wird 
es möglich fein, auf diefer Grundlage der allgemeinen Principien uns eher zu 
verftändigen, als bei Beſprechung der ausführenden Detailmafregeln. 

Meine Herren! Ich habe in meinen Anträgen ein ſolches Princip voran= 
geftellt, in dem es beißt: wir wollen eine befjere Wahrung des Princips Der 
Gegenfeitigfeit. Da verwahre ich mid) num von vornweg gegen die Unterftellung, 
als verlangte ich die unbedingte Reciprocität. Nein, meine Herren, es fällt 
mir gar nicht ein, gleiche Zollſätze hüben und drüben zu verlangen, ich verlange 
nur, daß die Berfchiedenbeit ſich anpaffe der Verſchiedenheit der grundlegeuden 
Berhältniffe und über diefe Verſchiedenheit nicht hinausgehe. 

Daß die Verjchiedenheit der Behandlung unſeres Tarifs zwilchen Defterreich 
und Deutichland über die grumdlegenden Berhältniffe hinausgeht, dafür, meine 
Herren, möchte ich Ihnen nur ein Beilpiel anführen. Kürzlich wurde eine Licitation 
auf 35 Locomotiven in Breslau ausgefchrieben. Unfere Locomotiv = Fabriken 
haben nach den jorgfältigften Calculationen ſich einen, nicht gerade töbtenden 
Berluft herausgerechnet, wenn fie zu 44,070 Mark das Stüd offeriren. Dem 
gegenüber fteht eine Dfferte der „Wiener Neuftadt” zu 39,800 Marl. Ich 
bemerfe, meine Herren, und fann e8 vertreten, daß der Preis, den die deutſchen 
Fabriken jubmittirt haben, die Koften nit dedt. Nun aber repräfentiren 
nacy den heutigen Valutaverhältnifien 39,800 Mk. in Defterreich 46,279 ME, 
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Der Bortheil der Valutaverhältnifie kommt dem öfterreichiihen Fabrikanten zu 
gute, er befommt ſchönes Gold und wird fein Rohmaterial und feine Arbeit 
mit öfterreichiichen Papier bezahlen. Iſt das Gleichheit der Bedingungen ? 
Nein. Wollen unfere Fabrikanten in Deiterreich concurriren, jo fommt zu diejen 
46,279 Mt. noch ein Zoll von 4400 Mk., denn die geforderten Rocomotiven 
find faft die ſchwerſten, die überhaupt gebaut werden. Es würde ſich alſo der 
Preis für unfere Fabrifanten auf 51,000 ME. berausftellen, während die 
Defterreiher zu 39,800 Mi. arbeiten. 

Meine Herren! Was ift nun die Folge? — Die Sade ift noch nicht 
entſchieden, alfo fünnen wir Conjecturalpolitit treiben. Entweder entichließen 
fih Die deutjchen Imduftriellen mit noch größerem Berluft zu arbeiten und 
die Defterreicher zu unterbieten — ich bin nicht darüber unterrichtet, glaube 
aber nicht, daß fie das thun können — und in diefem Falle wird die äfterreichifche 
Fabrik die Lieferung befommen, oder e8 tritt ein Fall ein, für ven ein Bor- 
gang in unferer Eifeninduftrie ſchon vorhanden ift: die Regierung fann einjehen, 
daß der zollfreie Zuftand für die Mafchinenfabritation doch ruinirend ift — 
denn Sie werden jelbjt bei den herausgerechneten Sägen einlehen, daß ver letzte 
Tag für die Mafchinenfabrifation unter dieſen Umftänden bald hereingebrochen 
fein würde — — in Folge diefer Erwägung fann die deutſche Regierung dahin 
geführt werden, doch den deutichen Fabrifanten zu höherem Preife die Maſchinen 
in Arbeit zu geben. Meine Herren! Was haben wir dann? Dann haben 
wir Prohibitivzoll, ven wir gar nicht verlangen. Wir verlangen nur einen 
mäßigen Schußzoll. Wir haben dann eine Grundlage für die Eifeninduftrie, 
welche balancırt auf der Spike einer perfünlihen Anſchauung des leitenden 
Minifters. Wenn wir aber die irdifchen Verhältniſſe eines Minifter8 in Rech— 
nung ziehen, jo haben wir bet ihm nicht allein mit der Sterblichfeit der Perſon, 
fondern aud mit der Bergänglichkeit des Portefeuilles zu rechnen, und jeden 
Augenblid kann diefe ſchwankende Grundlage der Eifeninduftrie entzogen werben. 
Es ift das fein eines großen Staates würdiges Verhältniß. Wir verlangen 
alfo, daß der Gegenfeitigkeit ein größerer Spielraum eingeräumt werde, denn 
dieſe Gegenfeitigkeit wird im demfelben Mafe, vielleicht noch mehr, in Bezug 
auf unfere Zollverhältniffe zu Frankreich und anderen Ländern verlegt, wofür 
ih Beiſpiele nicht anzuführen brauche, da die Sache zu befannt ift. 

Wir verlangen Gegenfeitigfeit für alle Länder, für al’ unfere Sollver- 
hältniſſe. 

Daran knüpft ſich eine andere Forderung, auf welche wir das größte 
Gewicht legen und die ausgedrückt iſt in dem zweiten Satz des erſten Antrages, 
nämlich, daß bei unſeren Vertragsverhältniſſen mit Oeſterreich darauf Rücdficht 
genommen werben muß, daß daſſelbe für andere Beziehungen maßgebend wird. 
Deutſchland befindet fi) in der Lage jener Weſen zwiſchen Thier und Pflanze, 
welche auf dem Meereögrunde nady vielen Richtungen hin willfürlicd freie Bes 
wegungen machen können, an einem Punkte aber mit dem unwandelbaren Erdboden 
verwachſen find. Diefer Punkt, meine Herren, ift für Deutichland der Friede mit 
Frankreich und die in demfelben bezüglich der Zollfrage einbegriffene Feftjegung der 
Behandlung nad) dem Rechte der meiftbegünftigften Nation. Ste wilfen ja, meine 
- Herren, daß im vorigen Jahre ein Friedensvertrag zwilchen Serbien und ber 
Türkei auf ewige Zeiten gefchloffen ift, auch ver in Rede ftehende Vertrag ift 
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auf ewige Zeiten geichloffen und da fit Deutſchland feſt. Es ift nicht anzu— 
nehmen, daß ein Vertrag mit Oeſterreich ohne diefe Formel geichloffen wird. 
Aber, meine Herren, Defterreich gegenüber befinden wir uns in dem Zuftande 
wirthichaftlicher Ueberlegenheit, wir dürfen da am Ende nicht jo genau rechnen ; 
in demjelben Verhältniß aber, wie Defterreich zu uns, ftehen wir zu anderen, 
bezüglich ihrer Induftrie hochmächtiger und ausgebildeter Nationen, wie beiſpiels— 
weile Frankreich. Wir müſſen daher nicht vergeffen, daß, wenn wir die indu— 
firiellen Berhältniffe Defterreih8 im Auge behalten und geneigt find, dieſem 
Eonceffionen zu geben, jede Tarifpofition, die wir für Defterreih günftiger ge— 
ftalten, durd Die Macht der befannten Glaufel auch jeder anderen Nation, na= 
mentlic Frankreich, gewährt werden muß Daher bitte ih Sie, den Vertretern 
der deutichen Negierung dur die Annahme dieſer Rejolution nochmals eine 
Warnung zuzurufen, daß fie fich nicht durch ihre Ueberlegenheit Defterreich gegen— 
über berablafien mögen, Begünjtigungen auszuſprechen, die.im Verhältniß zu 
den andern Nationen ungeheuer ſchädlich und empfindlich für und werden fünnen. 

Meine Herren! Dieje erfte Refolution fteht der erften Rejolution des Herrn 
Dr. Weigert gegenüber. Ich kann feine erfte Rejolution nicht annehmen, denn 
abgejehen von dem gewöhnlichen Sinn der Worte, der ja verlangt, wir jollen 
nicht „ungünftiger‘‘ behandelt werden, der aljo ſchon zugiebt, Daß wir bisher 
ungünftig behandelt worden find — fo ift ja ſchon aus dem Beilpiel, was ich 
anführte, zu entnehmen, daß wir nicht einem Bertrage zuſtimmen fönnen, ver 
die gegenwärtigen Zollverhältniffe für die Zukunft firiren jol. Daher ift Diefe 
Rejolution für uns unannehmbar, und ich möchte Site bitten, die Rejolution 
anzunehmen, die ich Ihnen unterbreitet habe 

Meine Herren! Auf das Appreturverfahren will id) nicht eingehen, denn 
ih babe ſchon gelagt, daß ich alle Detailfragen vermeiden und mid nur in 
gewiſſen prinzipiellen Feſtſetzungen bewegen will, welde mir die Möglichkeit ver 
Berftändigung mit ihnen gewähren. Man kann ja über das Appreturverfahren, 
namentlich bei dem jetigen Stande der Dinge, verſchiedener Anficht fein; man 
könnte jogar der Anficht fein, daß, wenn die Nachrichten in ven Zeitungen 
richtig find, wenn wirflih über dieſen Punkt eine Verftändigung bereits vor— 
handen ift, dieſe Berjtändigung doch beftehen bleiben möge, wenn beide Yänder 
fie in ihrem Interefie halten und das Mebrige als unpraftifable Materie bei 
Seite würfen. Aber alles das find im jeßigen Augenblide der in Wien 
ſchwebenden Verhandlungen jo fubtile Fragen, daß ich nicht daran rühren und 
auch Sie bitten möchte, nicht darauf einzugehen. 

Der Zwilhenjag: „Beide Staaten fihern fi alsdann die Rechte ver 
meiftbegünftigten Nation zu‘ — bat fir mic feine Bedeutung, denn es ift 
unmöglid anzunehmen, daß diefer Vertrag zu Stande kommt, ohne daß Tefterreich 
dieje Formel gewährt werde, denn Defterreich wird unter anderen Umftänden 
gewiß feinen Vertrag ſchließen. 

Meine Herren! Den zweiten Theil der Rejolution des Herrn Referenten 
— er mag mir das Wort nicht übel nehmen und e8 im beften Sinne deuten — 
beurtheile ich fo, daß er eigentlich gar feinen Inhalt hat. Denn, meine Herren, 
ſchließen wir feinen Vertrag mit Defterreih, jo giebt es zwei Möglichkeiten : 
Entweder jtellen wir einen autonomen Tarif auf, oder wir juchen mit einer 
andern Nation anzufnüpfen, Sn beiden Fällen, da wir mit Rußland diefen 


Deutfch-öfterreihifher Hanbelsvertrag. 127 


Verſuch wahrjcheinlih nicht machen, werden, werden wir unfern ganzen Tarif 
mit Ruckſicht auf Diejenigen Nationen und Imduftrien einzurichten haben, vie 
und überlegen find, und wenn wir den Tarif nah diefer Richtung hin richtig 
abmefjen, jo fann e8 und ganz gleichgültig fein, ob Defterreih die Formel hat 
oder nit. Aber, meine Herren, ich babe doch geglaubt, für den Fall, daß 
der deutjch-öfterreichiiche Handelövertrag nicht zu Stande kommt, einige Vor— 
ſchläge machen zu follen, um etwas Pofitive8 nach diefer Richtung zu bieten. 
Und da ſage ih, daß wir für den Fall des Scheiternd des Handelsvertrages 
nicht jofort ein Definitivum in irgend einer Weile anftreben jollen , ſondern ein 
Proviſorium, um jeder Uebereilung vorzubeugen. Ich verlange ferner, daß 
während diefer Zeit die Zölle eingeführt werden, wie fie vor dem 1. Januar 
1877 beftanden haben. | 

Dann, meine Herren, habe ich angedeutet, daß dieſes Proviſorium benugt 
werden muß, um die Berhältniffe der Induftrie und der Produftion überhaupt 
jo, wie es und zwedinäßig erjcheint, zu prüfen und zu unterfuchen, — ich will 
es nicht umjchreiben, ſondern mid, des fürzeren Ausoruds bedienen: die An— 
ftellung einer Enquöte. Dieje Forderung iſt num von Ihnen in jcharfer Weiſe 
abgewieſen worden, in Ihren vertretenden Organen, wie im Reichstage. 

Aber meine Herren, worauf kann ſich dieſe Abweihung gründen? Sie konnten 
diejelbe damals, als wir die Forderung in Frankfurt ftellten, darauf gründen, 
dag wir vor dem Ablauf des Handelsvertrages mit Defterreih ftänden. Sie 
fann fich aber aud gründen auf die Annahme, daß unjere Regierung ſowohl 
wie auch Sie die Verhältniffe ganz genügend kennen und daß ja, jomweit dies 
nicht der Fall ift, bereit8 eine Enquöte vom deutjchen Handeldtag vor 2 Yahren 
angeftellt worden if. Meine Herren! Diefe Enquöte von vor 2 Jahren hat 
für mic) heute, nachdem die Verhältnifje fich jo ſchnell geändert haben, nicht 
mehr die Bedeutung, die man ihr beimefjen fünnte. Dann aber aud ift dieſe 
Enquöte in Kreifen angeftellt, die nicht in jedem Falle, ſogar in vielen Fällen 
nicht die Induftrie umfaſſen. Ich erinnere zum Beifpiel an Köln; die Kölner 
Handelskammer ift abgegrenzt für das Weichbild der Stadt, Die umliegenden 
großen Induftrieen haben gar feine Vertretung in der Handelskammer. Dieſer 
Fall ift nicht vereinzelt; Sie haben große Landftreden, wo feine Handels- 
fammer, wo aber viel Induſtrie befteht. Aber wenn das auch nicht der Fall 
wäre, wenn wir auch die Enquôte von vor zwei Jahren gelten lajien, — jo 
treten Ihnen doch die Induſtriellen Deutſchlands im ihren bervorragendften 
Vertretern mit der Anſicht entgegen, daß Sie die Verhältniffe der Induftrie 
nicht fennen; „in ihren hervorragendſten Vertretern kann ich jagen, denn bie 
Frankfurter Berfammlung, welche diefe Forderung aufgeftellt hat, obgleich fie 
vielfach verkleinert und geſchmäht worden ift, hat doch das Bewußtſein in allen 
Kreifen hervorgerufen, daß es eine bedeutende Verſammlung war. Site bat 
außerdem die allgemeine Anerkennung gefunden bezüglicd der Mäßigung ihrer 
Forderungen. Wenn nun alfo, meine Herren, die Induſtriellen in ihren be= 
deutendften Vertretern an Sie, an den Reichstag, an die Negierung dieſe 
Forderung ftellen, — an Sie, die Enquôte zu befürworten, an jene, fie anzu= 
ftellen, — fo vergiebt fih Keiner von Ihnen etwas, wenn er dieſer Forderung 
zuftimmt. Denn wir haben ganz offen gejagt, wir wollen uns einer jeden 
objektiv angeftellten Enquete vollftändig unterwerfen; wenn fih da ein Schutz 
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nicht als nothwendig ergiebt, fo wollen wir auf den Schuß verzichten. Meine 
Herren, ein loyaleres Verhalten kann ich mir nicht denfen und ich kann nichts 
Berfängliches für Sie fehen, wenn Sie diefem Antrage zuftimmen. 

Meine Herren! Dan könnte aber jagen, eine Regierung kann fich nicht 
täufchen, unfere Regierung ift ſich über die Borzüglichkeit ihres handelspolitiſchen 
Syſtems jo Har bewußt, daß ein Irrthum nicht möglich if. Da möchte ich 
doch an einen Iehrreihen Fall erinnern. Ende Mai oder Anfang Juni ftand 
in der Frankfurter Zeitung ein Artikel über unfer Münzmefen, und, imeine 
Herren, wenn der Mann, der diejer Zeitung vorfteht, auch viel angegriffen 
worden ift, jo hat doch Niemand feine finanzielle Kapazität bisher bezweifeln 
fönnen oder in Frage ftellen wollen. In dieſem Artitel wird darauf hin— 
gewiejen, daß vor etwa zwei Jahren unfer Finanzminiſter im Reichstage erflärt 
babe, nach den forgfältigften Ermittelungen befänden ſich damals noch 34 Mil- 
lionen Thaler im Umlauf. Der Minifter ſagte wörtlih: „Unfere Münzreform 
wird fich Spielend vollziehen‘ — und der Reichstag war derjelben Anficht, denn 
er begrüßte dieſes Wort mit einer ſchallenden Beifallsbezugung. Nun weift der 
Bertreter der Frankfurter Zeitung nad, daß im diefem. Frühjahr noch nicht 
weniger als 680 Millionen Marf Silber im Umlauf gewejen find, und er 
jagt: „Wenn ‚meine Autorität in dieſer Trage bezweifelt werden follte, dann 
recurrive ih auf eine Autorität, die noch won feiner Geite in Zweifel gezogen 
worden ift, — das ift Profeſſor Soetbeer.“ Nach den Angaben des Blattes 
fol Dr. Soetbeer zu gleicher Zeit eine zwar um 30—40 Millionen geringere 
Summe, aber doch immer eine Summe des furfirenden Silberd herauögerechnet 
haben, die 600 Millionen überfteigt. Meine Herren, die Schwierigkeiten, die 
wir zu befämpfen gebabt haben, die Berlufte für die Reichscaſſe, der hohe 
Diskont, der wie man jagt — id bin darin durchaus nicht Sachverſtändiger — 
noch immer fortvauernde Abfluß des Goldes laſſen annehmen, daß, wenn die 
Angaben der „Frankfurter Zeitung” auf Nichtigkeit beruhen, sauch wirflih ein 
Grund für deren Angaben vorhanden fein muß. Das wäre nun ein Fall, wo 
die Minifter, die Regierung und die Majorität des Reichstags fih gründlich 
getäufcht haben, und, meine Herren, der Fall wäre Daher mindeftens denkbar, 
daß auch bezüglich unferes handelspolitifhen Syftems eine Täuſchung unterlaufen 
konnte. Alſo könnte man wenigften® der Ermittelung der Thatiachen, wie wir 
fie beantragt haben, zuftimmen. 

Meine Herren! Ich fordere nun im Mittelfage die Wiedereinführung der 
Zölle, wie fie zu Eude des vorigen Jahres beftanden haben, — wir wollen 
feine langen Worte machen, — e8 ift die Wiedereinführung der Eiſenzölle. 
Meine Herren, follten Sie vielleiht nocdy nicht von den ganz abnormen Ber- 
hältniſſen, die ich Ihnen gejchilvert habe, von der Rüdficht auf den Prohibitio- 
zoll, den der Minifter bei ven Submiffionen jetst jelbit bat einführen müfjen, 
von der Ungleichheit der Gunftverhältnifje zwiſchen Deutichland und Defterreich 
überzeugt fein, jo möchte ich mir geftatten, Ihnen noch einen anderen Gefichts- 
punft vorzuhalten. Der verehrte Herr Referent hat ziemlich erhebliche Zweifel über 
das Zuftandefommen des deutjcheöfterreihiichen Handelsvertrages geäußert, und 
ich glaube auch nicht, daß da viel herausfommen wird. Unſere Vertreter in 
Wien find den Defterreichern gegenüber machtlos. Woher fommt das? Weil 
wir nicht8 zu bieten, fondern nur zu fordern haben! (Bravo!) Der Veredelungs— 
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verfehr joll eine große Bedeutung für Elſaß-Lothringen haben, für dieſe gewaltige 
und zugefallene Induftrie. Das weiß Deiterreic ganz gut. Es wird aber auch 
fonft nicht zu beftreiten fein, daß Deutfchland von Defterreich viel mehr Bortheil 
vom Beredlungsverkehr bat, als Defterreih von Deutſchland. Wenn wir aljo 
den Beredelungsverfehr fordern, jo fordern wir eine Konzeffion, Hier 
find num vor kurzer Zeit die Eifenzölle aufgehoben morden. Im Parlament, 
wie jonft von hoher Stelle iſt gejagt worden, laßt die Eifenzölle fallen, wir 
werben aber Darauf hinwirken, daß auch die anderen Staaten ihre Zölle 
ermäßigen. Die Regierung ift durch dieſes Wort gebunden, wir wollen das 
konſtatiren. Wir haben es aljo für gut befunden, kurz vor dem Eintritt in 
die Bertragdverhandlungen den Zoll abzuwerfen; nun fommen wir nad) 
Deiterreich und verlangen eine Herabjegung des Zolls, wir verlangen aljo 
eine Konzeljion, und fo wird es fih auf den meiſten Gebieten heraus: 
jtellen, und die Folge ilt, daß unfere Vertreter mit leeren Taſchen zurüd- 
fommen werden. 

Nun könnten wir es ja mit einer andern Nation verluchen, wir ſchicken 
die Unterhändler nad Paris. Ya, meine Herren, Frankreich hat feinen Friedens— 
vertrag in der Taſche, und mit Rückſicht auf unfere jet 15 Jahren Bbefolgte 
Zollpolitit, mit Nüdjiht darauf, daß unfer Parlament e8 ſogar abgewiejen bat, 
die Lage der Induftrie in Erwägung zu ziehen, muß Frankreich venfelben für aus- 
veihend halten. Es fann nichts befjered von uns verlangen, wir ermäßigen fort: 
dauernd unfere Zölle, — der Herr Referent hat ja gejagt, daß das Syſtem der 
Handelöverträge mit der Klauſel der meiftbegünjtigten Nation unmiderruflich zur 
Ermäßigung der Zölle führen muß, was fünnen wir Srankreih mehr bieten? Wenn 
wir einen Vertrag mit ihm jchließen wollen, müſſen wir Konzeſſionen 
fordern, und ich glaube, die Herren würden von Paris ebenjo mit leeren Taſchen 
zurüdfommen wie von Wien. Das ılt die Konſequenz deſſen, meine Herren, 
daß man bier fait und unverrüdbar an Prinzipien hängt und daß man die 
Rückſicht auf die Thatſachen hintenanſetzt! 

Nun, meine Herren, möchte ich Ihnen vorſchlagen, ob Sie nicht mit Rück— 
ſicht auf die Verhältniſſe, mit Rückſicht auf unſere vollſtändige Machtloſigkeit 
für die Verhandlungen mit anderen Nationen, auch einmal vorziehen wollten, 
ſich auf den Boden der Thatſachen zu ſtellen, um, von der Nothwendigkeit über— 
zeugt für uns eine größere Macht zu erlangen, dem Auslande zu zeigen, daß 
wir auch mit den Thatſachen zu rechnen verſtehen, wenn wir ſehen, daß wir 
anders nicht durchtommen! (Bravo!) 

Führen Sie die Eiſenzölle wieder ein, — Sie ſehen, es find kritiſche Ver 
hältniſſe nach den verſchiedenſten Richtungen hin geſchaffen, — ſo wird das 
Ausland ſofort eine andere Anſicht von unſerm Vorgehen erlangen, ſo wird 
es ſofort ſehen, daß wir im entſcheidenden Augenblicke uns auch etwas von 
dem aingeſchlagenen Wege abwenden, um unſere nationale Politik zu retten. 
Ja, meine Herren, dieſer nationale Gedanke iſt bis jetzt in Deutſchland be— 
züglich der Handelsverträge noch nicht zur Geltung gelangt. Man jagt ja: 
den Franzmann mag ich nicht, doch feine Weine trint' ich gern. Ich glaube, 
wir. fönnten dieſes Mögen in gewiffer Beziehung auch auf die Wirthihaftspolitif 
Frantreichs ausdehnen (ſehr richtig!), auch die möchten wir wohl gern haben; 
da iſt der nationale Gedanke und zwar in prägnantefter Weiſe ftet8 — Aus- 
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druck gebracht. Während der großen wirthichaftlichen Verhandlungen am 27., 
28. und 29. Juni 1855 in der franzöſiſchen Deputirtentammer fagte ber 
Minifter Fonld: Ich will Euch feine Rede halten, ich will eine Deklaration 
geben. — Auf die Revolution Hindeutend, ſagte er: Sie fünnen politiihe In— 
ftitutionen vom Erdboden verwiſchen, aber nicht die Intereffen des Landes; 
denn die Regierungen des Landes Fünnen geben und fommen, an das Intereſſe 
des Landes find fie aber durch eine unverrüdbare Solidarität gebunden; fie 
müſſen Rüdfiht nehmen auf die Macht der Thatſachen, fie müſſen Rückſicht 
nehmen auf die Natur der Produktion, auf die Yage der Induftrie und zwar 
Nücjicht nehmen durch den Tarif umd diefer Tarif muß eine Verkörperung des 
traditionellen nationalen Gedankens und nicht die Herrichaft der augenblidlichen 
Berhältniffe repräfentiren, Meine Herren, der Minifter verwied daher mit 
Genugthuung auf die proteftioniftiiche Handelöpolitit, welche jenen traditionellen, 
nationalen Wirthichaftsgedanten feit dem letzten Friedensſchluß in Frankreich 
verwirflicht hat und er konnte jagen, „wir haben es nicht zu bereuen.“ Meine 
Herren, er ſagte ferner: Die Freihandelsſchule lehrt und folgendes Princip: 
eine Nation ſoll nur diejenigen Induftrien betreiben, die zu betreiben ihr zu 
den billigften Preiſen die Natur geftattet. Wie verhält ſich der Minifter dazu? 
„Nous repoussons formellement ce prineipe“, fagte er, — „wir ftoßen 
dieſes Princip zurüd als unvereinbar mit der Größe und Selbftändigfeit eines 
Staates, als unannehmbar für Frankreich, als ruinirend für unfere beften In— 
duftrien. Daher braudt Franfreih ein Schutzſyſtem, welches zwar nicht blind, 
nicht unwandelbar, nicht exceifiw fein darf, aber wir müfjen e8 haben.“ Und 
was haben wir in Deutihland gethan? Iſt bei und der traditionelle 
nationale Gedanke in der Wirthichaftspolitit zum Durchbruch gefommen? Nein 
meine Herren. Ummorben von einer glänzenden, ſchönen Idee, die uns England 
als Morgengabe bot, haben wir uns England bingegeben und fuchen diefe Mor— 
gengabe uns zu erhalten, indem wir das Verhältniß fortjeger® 

Wie hat Frankreich e8 gemacht, als es von derſelben Idee ummorben wurde? 
Darüber hat ung auch ein franzöfiicher Staatsmann ein guted Wort gejagt. 
In der Parlamentöverhandlung in England vom 26. Februar 1846 ſchloß 
Robert Peel eine feiner glänzendften Reden für den Yreibandel- mit dem 
Ausrufe: „Vorwärts oder Nüdjchritt! Wählen Ste, meine Herren, aber 
wählen Sie gut. Die Augen der Bölter find auf und gerichtet! Die Nationen 
erwarten mit Aufmerkfamteit die Refultate unferer heutigen Verhandlung. Sar— 
dinien ift im Begriff, einen liberalen Tarif einzuführen, Neapel folgt ihm, 
Preußen ift erfchüttert, Franfreih wird uns nachahmen.“ Daru bemerfte, 
etwas über ein Yahr fpäter, am 30. März 1847, der franzöfiiche Staatsmann 
Lanyer, anfnüpfend an diefen Ausruf Peel's: „Meine Herren, kann deutlicher 
der englifche Gedanke un? yproclamirt werden? kann England deutlicher feine 
Abfichten zu erfennen geben? Meine Herren, ich follte meinen, wenn und ein 
Nachbar auffordert, fein Handelsfyftem anzunehmen, fo müßte das genug 
fein, um uns zu veranlaffen, e8 abzulehnen.” (Sehr richtig) 

Meine Herren, nun müſſen Sie nicht etwa glauben, daß ich diefe Weis— 
heit mir mühevoll aus alten Folianten bervorgelramt habe. Gott bemahre, 
fo ſchwer ift e8 mir nicht geworden. Es ift eine franzöfiiche Denkſchrift in dieſem 
Jahre erfchienen, die einen Gefegentwurf über den Generaltarif enthält, mit 
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einer Vorrede von dem jegigen Minifter Tifferand de Bort; verfelbe führt dieſe 
alten Beifpiele vor, um die Franzojen zu überzeugen, um fie zu mahnen an 
ihrer bisherigen traditionellen und nationalen Handelspolitit feftzubalten. 

Meine Herren, ich glaube e8 ift Zeit, daß auch wir daran gehen, einen 
nationalen Gedanken in der Wirtbichaftspolitit zu entwideln. Das Zeitalter 
des blinden Glaubens an die Lehre des Freihandels ift vorüber und an feine 
Stelle von der ſchweren Noth der Zeit die prüfende Kritik geftellt. Meine 
Herren, die ſchwere Noth der Zeit ift nicht allein bei den Induſtriellen vor— 
handen; nein, wo mit dem Schlägel gearbeitet wird, jet e8 im dunkeln Schacht, 
jet e8 beim Ihimmernden Marmor, um uns die fchönen Kunſtwerke zu erzeugen, 
überall empfindet man die jchwere Noth der Zeit und überall legt man den 
fritiichen Gedanken jest an den früheren bedingungslofen Glauben. Der Zweifel 
ift groß geworden, er dehnt fid) mehr und mehr aus. Ich bitte Sie, meine 
Herren, täufchen Sie ſich nicht über die Bewegung, die fi da draußen voll- 
zieht! Der nationale Gedanfe im deutſchen Volke ift mißhandelt und malträ= 
tirt, wie faum je bei einer anderen Nation, aber er ift doch mächtig zum Durch 
bruch gelangt, plöglich und mächtig in unjerer deutichen Einheit. Glauben Sie 
es, meine Herren, auch auf wirthichaftlihem Gebiete wird fich dieſer felbftändige 
nationale Gedanke zum Durchbruch bringen, und ich wünſche aufrichtig, daß 
die8 mit Ihnen, nicht ohne Sie geichehen möchte. (Bravo!) 


Anträge 
zur Debatte über den dentfch-öfterreihifchen Handels-Vertrag. 
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1) Bei einem neuen Handelsvertrage mit Oeſterreich iſt das Princip der 
Gegenſeitigkeit beſſer als bisher zu wahren, wobei beſonders Rückſicht zu 
nehmen iſt auf die Conſequenzen, welche aus dem Recht der meiſtbegünſtigten 
Nation zu Gunſten anderer Länder entſtehen. 

2) Kommt ein definitiver Handelsvertrag mit Oeſterreich jetzt nicht zu Stande, 
ſo iſt ein Proviſorium anzuſtreben, und während deſſelben ſind, unter vor— 
läufiger Wiederherſtellung des bis zum 1. Januar 1877 geltend ge— 
weſenen Zolltarifes, Ermittelungen über die Lage und die Bedürfniſſe der 
vaterländiſchen Production anzuſtellen, nad deren Ergebniß ein ſpäteres 
Definitivum herbeizuführen iſt. 
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Der Borfigende eröffnet die Discufjion und wünſcht, daß die Redner bei 
ihrer Meldung zum Wort angeben, zu welcher Partei fie gehören, damit er 
abwechſelnd einem Redner der Freihandels⸗ und dann einem ber Schußgollpartei 
das Wort ertheilen könne; das werde möglich fein wrob der mannigfachen Ueber⸗ 
gänge, die zwiſchen den Gegnern eriftiren. 


Dr. Löwe (Berlin) beantragt, bei den Meldungen zum Wort an: 
zugeben, ob der Betreffende für die Anträge des erften oder für die des zweiten 
Herrn Referenten jprehen werde. Dann habe man doch eine beftunmte Bor- 
lage, für oder gegen die man jprechen könne. — 


Dr. Eras (Breslau) modificirt dieſen Vorſchlag dahin, daß die Mel- 
dungen einfad für oder gegen die Anträge des Referenten erfolgen möchten. 
Nicht alle, welche gegen die Weigert'ſchen Anträge feien, ſeien für Die Buechſchen. 

Diefem letzteren Borfchlage ſtimmt die Berfammlung zu und erhält zunächſt 
das Wort für den Antrag des Referenten: 


Dr. Braun (Berlin): Meine Herren! Ih muß zunäcdft Die Ge— 
legenheit benugen, um auf zwei Drudfehler in dem Antrage des Herrn Refe— 
renten aufmerkfam zu machen. Nachdem Pr. 1 weggefallen ift, muß e8 in 
Nr. 2 heißen: „auf der unter Nr. 1 bezeichneten Grundlage“; ebenjo muß in 
der vorletten Zeile hinter „vor‘ ein Komma und fein Punft ſtehen 

Um nun den Anſchauungen des Herrn Correferenten entgegen zu kommen, 
wollte ich mir vorzufchlagen erlauben, in dem Eingang von Nr. 1 zu fagen: 
„In dem auf Grund eines Eonventionaltarifs EB uTaliegenber 
neuen Handelövertrage mit Oeſterreich.“ Hierdurch werden Mißverſtändniſſe 
bejeitigt, die in dem Vortrage des Herrn Correferenten aufzutauchen fchtenen, 
während ich bei dem Herrn Referenten auf feinen Widerſpruch zu ftoßen glaube, 
denn er ging ja von der Vorausſetzung aus, daß dem Bertrage ein Conven— 
tionaltarif beigegeben werden müfle. 

Wenn id num zur Sache übergehe, jo beabſichtige ih nicht, mic an Ihre 
Gefühle, auch nicht am die patriotiihen Gefühle zu wenden, fondern Tebiglich 
zu Ihrem Berftande zu ſprechen. Es Handelt ſich bier um ein Geſchäft, und 
bei einem Geſchäft ift es befjer, wenn man den ——— ſeines Verſtandes 
folgt, als den Aufregungen ſeiner Gefühle; es iſt ein Ding, wobei man am 


134 Deutf-öfterreihifcher Hanbelsvertrag. 


beften thut, die alte Regel zu berüdfichtigen: quidquid agis, prudenter agas 
et —— finem, d. h.: Was du auch thuſt, das thu mit Verſtand und denke 
an's Ende. 

In der Sache ſelbſt muß ich ſodann einige Bemerkungen vorausſchicken, 
die ſich auf den Schluß des Herrn Correferenten beziehen. Er hat Vorwürfe 
erhoben gegen die Reichsregierung, gegen den Reichstag u. |. w.; er bat z. B. 
dem Minifter Camphaufen den Vorwurf gemacht, er babe zu einer gegebenen 
Zeit nicht genau gewußt, wie viel Silber in Deutichland circulire. Ich frage 
meinen verehrten Freund Bueck: „Wußten Ste es denn? Wußte e8 überhaupt 
Jemand, und fonnte e8 überhaupt Yemand willen?” Wir willen ja gar nicht, 
wie viel wir geprägt haben. Auch Herr Soetbeer, jo jehr ich die äuferfte Ach- 
tung vor feinen Kenntniffen babe, wird nicht behaupten fünnen — er ift ja ans 
weſend —, daß er ganz genau bis auf die Ziffer jagen kann, wie viel Silber 
in Deutichland damals eireulirt hat und gegenwärtig cireulirt. Das kann Nie 
mand aus dem einfachen Grunde, weil wir bie Zahl des geprägten Silber 
von Haufe aus nicht wiffen und fie erit controltren fünnen von da an, wo 
Miünzconventionen abgeſchloſſen find. Außerdem fünmen wir ja unmöglich wiffen, 
wie viel eingefchmolzen iſt. Man muthet uns aljo eine Weisheit zu, die wir 
nicht und die Niemand von Ihnen beftreiten kann. 

Ebenſo ſpricht man fortwährend von dem Abfluß des Goldes. Natürlich 
fließt das Gold ab, e8 fommt aber audy wieder. Es ıft eben das internationale 
Zahlungsmittel. Papier ift fein ſolches, und Silber beinahe auch nicht mehr. 
Das find alfo lauter Vorwürfe, die zurückzuweiſen jo leicht ft, daß ich gar 
nicht Länger dabet verweilen will. | 

Auch fagt man uns: Ihr habt eine ſolche Handelspolitit gemacht, daß 
wir mit leeren Tafchen daftehen und dem Auslande gar nicht® mehr zu bieten 
haben. Ya, meine Herren, lefen Sie die Publicationen der öfterreihiihen Schutz- 
zöllner, da werden Sie finden, daß dieſe von der Handelspolitit ihrer Regie— 
rung und ihres Reichrath8 accurat das Nämlihe jagen. (Sehr richtig.) 

Ich kann Ihnen jedes Wort, dad Sie in diefer Richtung Iprechen, wider— 
legen durch das Gegenmwort irgend eines üfterreichiihen Schutzzöllners; ich habe 
die Berhandlungen mitgebracht, wenn Sie e8 wünſchen, will ich fie vorlefen, 
aber kurzweilig find fie in der That nicht — und richtig find fie auch nicht. 
Die Herren fagen hier, wir haben den Zoll ermäßigt, — und jene jagen, wir 
haben das Appreturverfahren concedirt und wir haben nicht mehr zu bieten 
und folglich können wir aud nicht? mehr befommen. Diefe Redensarten werben 
Sie bei jevem Hanbelövertrag hören; bei jedem Handeldvertrag werden Gie 
diefen Vorwurf hören und bei jeden Handelövertrag, der richtig gemacht ift, 
werben fie widerlegt durch Die Thatſachen. Glauben Sie denn aber im Aus- 
land ſtark zu fein, wenn Sie fortwährend jagen, Ihre Bertreter verſtünden 
nichts, Die Regierung verftehe nichts, der Reichstag verftehe nichts, die Unter- 
händler wifjen nicht, was fie wollen, — glauben Sie damit Erfolge im Aus— 
Lande zu erzielen? Die Franzoſen, auf die mein verehrter Freund Bueck fo 
jehr Nüdfiht nimmt, machen e8 ganz ander und könnten uns darin bis zu 
einem gewiſſen Grad als Vorbild dienen. 

Wenn der Herr Correferent fi) nun weiter berufen hat auf die Aeuße— 
rungen des franzöfiihen Miniſters Fould, jo muß ich zugeben, daß er die Aeuße— 
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rungen ganz richtig veferirt bat; allein es ift belannt, daß Fould ein enragixter 
Schugzöllner war und daß unter ihm Handelöverträge überhaupt nicht zu Stande 
gelommen find. Frankreich ift in das Syſtem der weſteuropäiſchen Handels- 
verträge befanntlid) eingetreten dur den Gandelövertrag mit England, den zu 
Stande gebradht hat Kaifer Napoleon III. und fein Minifter Rouher, und 
Beide waren Freihändler, d. h. gemäßigte Freihändler, die einen almählicyen 
Mebergang anbahnten und in jo glüclicher Weife vollzogen haben, daß Frank— 
veih, welches nun länger ald 15 Jahre unter der Herrſchaft der Handelöver: 
träge jteht, ſich außerordentlich wohl dabei befindet und nicht Daran denkt, fie 
aufzulöjen. Thiers hat ja den Verſuch gemacht, dies alled rückgängig zu machen, 
und an dieſem Verſuch ift er gefcheitert. Und jelbit jest in einer Wahlbe- 
wegung, die das Land bis in die tiefften Tiefen aufregt, ift nie aufs Tapet 
gefommen, auch nicht feitend der Freunde des Herrn Thierd, zu dem früheren 
Schutzzollſyſtem zurüdzufehren und die Hanvelsverträge abzuichaffen. Ya, es 
fehlt nicht an zahlreichen und kenntnißreichen Stimmen aus ranfreich, Die den 
Umftand, daß Frankreich ſich jo ſchnell erholt hat von den ungehenern Nieder— 
lagen und von den finanziellen und wirthichaftlihen Verluſten, die jich vielleicht 
auf 15 Milliarden Franken beziffern, vorzugsweife den Handelöverträgen zu— 
jchreiben, zu denen es unter dem freifinnigen, d. 5. handelspolitiſch freifinnigen 
Regiment Rouhers geführt worden iſt. Rouher hat Diele für Frankreich To 
günjtigen Handelsverträge nur deßhalb zu Stande gebracht, weil er ein ge 
mäßigter Freihändler war. Zeigen Sie mir überhaupt, wenn Site es fünnen, 
irgend einen Handelövertrag, den ein Schupzöllner zu Stande gebracht hat, — 
Ste werden im ganzen Verlauf der Gefchichte feinen folden finden, Leſen Sie 
das Bud) von Ame über die Geſchichte der franzöfischen Handelöpolitif und der 
franzöjiihen Zollverträge, — Sie finden keine anderen Handelöverträge als 
joldye, die beruhen auf dem Syſtem der mäßigen Zölle oder, was daſſelbe ıft, 
des mäßigen Freihandels. Gehen Sie die Gefchichte der öſterreichiſchen Handels- 
politif durch an der Hand des vortrefjlihen Buches von Matlefowicz, Sie werden 
dajjelbe finden, und wenn einmal die Gefchichte der deutſchen Handelöpolitif ges 
ichrieben jein wird, fo wird fie Ihnen daſſelbe beweifen. Es find wohl hin 
und wieder auch Verträge geichloffen, namentlich von einzelnen Kleinftaaten, 3. B. 
von Naſſau und Medlenburg, die hatten aber weiter feinen Zweck, ald daß 
Frankreich damit ben Beitritt dieſer kleinen Länder zum Zollverein verhindern 
wollte und injofern hat e8 die Verträge aus politiihen und nicht aus volks— 
wirthichaftlihen Grünten geſchloſſen. Wenn aljo an den nationalen Gedanfen 
appelirt wird, jo kann ich mid) berufen auf diefe Geſchichte der Handelöverträge. 

Ih muß damı zurüdweijen die Berufung auf den tarif general von Frank: 
reich, d. h. auf diefen Entwurf, denn das ift ja eben nur ber turif general 
und nicht der tarif special, d. h. der Tarif, der eintritt, wenn feine Handels— 
verträge beftehen. Wenn aber Hanvelöverträge mit einem Gonventionstarif be- 
ftehen, jo tritt an die Stelle dieſes tarif general der tarif special oder con- 
ventional, und folglich paßt dieſes Argument gar nicht. 

Wenn nun proclamirt wird, die Zeiten hätten fi) geändert und der blinde 
Glaube an den Freihandel fer geſchwunden, fo muß ich zunächſt beftreiten, daß 
ein folher blinder Glaube jemals geherricht hat. Unfere ganze bisherige Hans 
delspolitit, wie fie Datirt von dem preußifchen Tarif von 1818 und von ber 
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Begründung des Zollvereins, von der Fortentwickelung des Zollvereind bis zum 
nordreutfehen Bund und endlich bis zum deutfchen Reich, das den Zollverein 
abforbirt bat, — dieſe ganze Geſchichte bewegt ſich auf der Baſis bes ge= 
mäßigten Freihandels. Auf diefer Baſis find unfere Imduftriellen reich, tft 
unfere Induftrie blühend geworden, und nun will man plöglich dieſes Syſtem, 
unter welchem die Nation erftarkte und wohlhabend wurde, ald den Aufßerften 
Abgrund des Verderbens jchilvern und die Männer, die Träger dieſes Syſtems 
waren und die fih um das Vaterland hoch verdient gemacht haben, follen jetzt 
gleihjam einen Hocverrathöproch an den Hals gehängt befommen, als wenn 
fie die deutſchen Intereſſen an das Ausland verrathen hätten! Wer find denn 
die Gründer und Förderer des Zollvereins, die Mob, Maafen, Nebenius, 
Kühne, Delbrück? Sie find zu gleicher Zeit: die, welche die Grundlagen zu 
den Handelöverträgen gelegt haben. Glauben Sie über diefe Männer ein jolches 
Berdammungsurtheil ausiprehen zu künnen? Ja, meine Herren, dann ver: 
dammen Sie den Zollverein und defjen Politit, unter welcher Deutichland ge— 
dieben ift, dann verdammen Ste implicite auch die deutſche Einheit, Denn die 
deutſche Einheit ift erwachlen aus dieſem Syftem der gemäßigten wirthihaft- 
lichen Freiheit, fie ıft eine Tochter des Zollverein, — das werden Ste nicht 
beftreiten fünnen. — Dieſe wenigen Worte wollte ich vorausſchicken, um Ihnen 
zu jagen, daß, jo beredt auch die Worte waren, mit welchen mein verehrter 
Freund Bued ſchloß, fie doch mehr meine oratoriſche Empfänglichkeit für ſchöne 
Reden in eine gewiffe Vibration geſetzt haben, als mich innerlich bewegt haben. 
Auf mein Gemüth haben fie gar feinen Eindrud gemacht und zwar deßhalb 
nicht, weil fie in Widerſpruch ftehen mit der Wirklichkeit, mit den Lehren der 
Geſchichte. 

Was nun den Antrag des Herrn Correferenten anlangt, jo muß ich aner— 
kennen, daß er ſehr maßvoll gefaßt iſt, d. h. er verfährt ſanft in der Form 
und kräſtig in der Sache, — fortiter in re und suaviter in modo, und Das 
ift fein Vorwurf, den ich made, fondern im Gegentheil eine Anerkennung. Wenn 
man die Nr. 1 fo lieft, wie fie dafteht, jo glaubt man anfangs, dafür ſtimmen 
zu fünnen; aber dann findet man das Wort „Gegenfeitigfeit“ umb das 
iſt ein außerordentlich vwieldeutiged. Wie der Herr Referent bereit8 erwähnt bat, 
fo denkt fi; unter dem Worte „Gegenſeitigkeit“ jeder Menich etwas anderes. 
Wir haben eine Menge jehr aufgeflärter Mitglieder im deutichen Reichstag, die 
unter „Gegenſeitigkeit“ verftehen, daß die beiverfeitigen Zolltarife wörtlich gleichlau— 
tend find. Ich bin erfreut, aus dem Munde des Herrn Correferenten zu hören, 
daß er dieſe Anficht nicht theilt, denn eine folche Einrichtung ift an und für fich 
unmöglid. Ich glaube nicht, daß e8 irgend Jemand gelingen wird, aus ber 
Geſchichte der Handelspolitit irgend einen Vertrag beizubringen, bei dem das 
zutrifit, bei dem alfo diefelben Waaren in dem einen Staat ganz denjelben 
Eingangszoll zahlen wie in dem andern, — das giebt’8 nicht. Und ich glaube, 
wenn wir jagen, wir verlangen „Gegenfeitigteit” iu dieſem Sinne bet unfern 
Handelöverträgen, daß das gerade jo viel heißen will als: wir verlangen gar 
feine Handelöverträge, wir verdammen das Syſtem der Handelsverträge. 

Nun hat mein verehrter Freund Bued gejagt, er wolle das mit der „Ge— 
genſeitigkeit“ auch nicht in Dem Sinne verftehen, fondern es folle nur eine 
„größere“ Gegenfeitigteit- herrſchen als bisher. Da, wo fängt diefe „grö— 
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ßere“ Gegenfeitigkeit an, wo hört fie auf? Es ift ein Wort, das mißver⸗ 
ftanden wird und auf das man ſich deßhalb nicht einlaffen Tann... Wenn mir 
Jemand fagt, ich will bie Eifenzölle wieder bergeftellt haben, wie ſie waren vor 
dem 1. Sammar 1877, das verftehe ich, darauf kann ich Ya over Nein fagen; 
aber wenn mir Jemand ſagt, ich verlange „größere” Gegenfeitigfeit, ich ver- 
lange zwar nicht die Gegenfeitigkeit der vollen wort und ziffernmäßigen Rect- 
procität und derſelben Tarife, aber ich verlange „mehr“, — fo fage- ich, dar- 
auf kann ich mich nicht einlaffen, bevor mir nicht gefagt ift, worm das „Mehr“ 
beſteht. Ich verlange Specification, ich verlange Ziffen und Namen von 
Waaren. So komme ic alfo zu dem Refultat, daß ich für die Nr. 1 nicht 
ftimmen fann, ich bin genöthigt, fle zurückzuweiſen, weil die gebrauchten Aus- 
drüde verhindern, auf das Weſen der Sache einzugehen. 

Mein verehrter Freund Bued bat nun gejproden von 35 Locomotiven, 
die Kürzlich in Submiffion gegeben worden find, worauf „Wiener Neuftadt“ 
jubmittirt babe, und zwar fehr billig. Ich bin weit entfernt, an der Thatfache 
zu zweifeln, ich glaube aber, daß „Wiener Neuftadt“ nicht immer im Stande 
jein wird, das zu thun, und aud überhaupt nit im Stande fein wird, all 
unfern Bedarf an Locomotiven zu befriedigen. Ich fünnte duch meinem 
verehrten Freund eine jehr lange Reihe von Submiffionen aufzählen, die im 
Ausland ftatt hatten und wobei deutſche Fabrikanten die niedrigften Sub: 
miffionspreife machten. Das ift heute fo, morgen fo, das gleicht ſich im Laufe 
der Zeit wahrfcheinlih aus, man fann an einem einzelnen Fall diefer Art 
nichts beweifen, fondern erft, wenn man die ganze Reihe von Fällen vor Augen 
bat. Mich tröftet auch die Erinnerung daran, daß feitens der öfterreichifchen 
Schutzzöllner ganz dafjelbe behauptet wird, die fagen: mit unferm jegigen Han— 
velövertrag können wir unmöglich mit Deutichland concurriren, wie müfjen unfere 
Zölle erhöhen, die Zölle auf Gefpinnfte und Gewebe, auf Baummolle und Schaf: 
wolle, auf Leder, wir müſſen das Appreturverfahren abiehaffen, — kurz, wir 
müſſen vollftändig „‚Kehrt‘ machen, fonft find wir verloren. Beide, die deut— 
Then und die öfterreichiichen Schutzzöllner, können fie nicht Recht haben; entweder 
haben die Defterreiher Recht und Sie Unrecht, oder die Defterreicher haben 
Unredt, dann haben Sie Recht. Aber jehen Sie, Sie künnen ſich nicht einmal 
darüber verftändigen, wer von Ihnen Recht hat, ob die üfterreichtichen oder die 
deutſchen Schußzöllner , denn ſobald Sie zufammenfommen zum Zweck der Ber: 
ftändigung, müſſen Sie ſich ja gegenfeitig quasi zum Fenſter hinauswerfen ; die 
Defterreiher wollen Sie nicht in Defterreih haben, und umgekehrt. Wie fann 
man fich auf einer ſolchen Baſis verftändigen? Das reicht direct an eine ab— 
folute Negation des Vertrages. Ich nun, der den Vertrag will, habe ebenſo 
entſchieden die öſterreichiſchen Schußzöllner, ja, die noch etwas entſchiedener 
befümpft, als die. biefigen ſchutzzöllneriſchen Tendenzen; und ich glaube heute 
noch, wenn man einen Bertrag will, kann man fein anderes Berfahren ein- 
Ichlagen. Daß die öfterreihiihen Valutaſchwankungen unter Umftänden eine 
Erportprämie oder eine Erſchwerung der Einfuhr gewährten, ift leider nicht zu 
- beftreiten; das tritt hervor in Zeiten wie der gegemmärtigen, wo die Baluta 
außerordentlich ſchwankt; es tritt aber nicht hervor, wenn die Valuta feftfteht. 
Wenn alfo auch das Papiergeld entwerthet-ift, aber das Spatium der Ent- 
werthung bleibt dafjelbe, jo müfjte man ja fein Kaufmann fein, wenn man damit 
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nicht caleuliren könnte, dann hat die Balutaftörung gar feine Bedeutung für Die 
Frage der Handelöpolitil, Nur wenn ftarte Shwantungen in kurzen Zwi— 
ſchenräumen eintreten, dann ift das richtig, was Herr Bued gejagt bat. Aber 
fönnen wir denn die öſterreichiſche Valuta wiederherftellen? Wir müflen darauf 
rechnen, daß Defterreih das ſelbſt thut, und wenn ihm Gott. einige gute Ernten 
ſchickt, und ed mit verftärkter Macht und Herrlichkeit aus den jegigen orienta= 
lichen Wirren hervorgeht, — mas ich hoffe und wünſche und erwarte — dann 
wird e8 die Valutaſtörung jelbft befeitigen, wir können dazu nichts thun, Um 
der Balutaftörung willen aber alle und jede handelspolitiſche Berbindung mit 
Defterreih abzubregen, Das wäre meiner Meinung. nad) der größte Mifgriff, 
den wir machen fünnen; denn eine ſolche Verbindung läßt ſich viel Leichter ab— 
breden als wiederherftellen, 

Nun komme ich zum zweiten Abjag der Anträge des Herrn Correferenten. 
Die laufen hinaus erftens auf ein Provijorium, zweitens auf eine Enquete und 
dritten auf Wiederherftellung des Eiſenſchutzzolles. Was das Proviſorium aus 
langt, jo wird dafjelbe einfach jcheitern an dem Widerſpruch der öfterreichiich- 
ungariichen Monarchie; ich glaube nicht, daß fie zur Zeit geneigt ift, auf ein 
ſolches Provdiforium einzugehen. Und ich muß, wenn ic ihre Situation reiflich 
erwäge, mir jagen, jie hat vollfommen Recht, wenn fie nicht darauf eingeht ; 
denn es handelt ſich in Defterreich gegenwärtig um Die Erneuerung dee Aus— 
gleichs zwiſchen Cis und Trans, zwilchen Defterreih und Ungarn. Dazu ijt 
der gegenwärtige Moment günftig und deßhalb muß er bemugt werben, — dieſer 
Moment, wo Cis und Trans beiderfeit? einfehen, daß fie auf einander ange- 
wiejen find und ſich feft zuſammenſchließen müfjen gegenüber der fie bedrohenden 
orientaliihen Krifis, Ich glaube nicht, daß irgend ein öfterreichifcher Minifter 
ed verantworten fann, wenn er das Zuſtandekommen des Ausgleichs verſchiebt, 
in dem Augenblid, wo er ihn zu Etande bringen kann. Dan ift zwar auf 
die Idee verfallen, man jolle die handelspolitiſchen Fragen ausſcheiden, man 
jolle einen halben Ausgleich machen und das Uebrige vertagen. Das thut man 
aber auch nicht, man macht entweder einen Ausgleich oder man macht feinen ; 
eine halbe Arbeit zu machen, wird jchmerlic den leitenden Polititern in Defter- 
reich in ihren Kram pafien. Ich glaube alfo, mit dem Proviforium ift e8 
nichts, und ebenjo ift es nichts mit allen den ſchönen Dingen, die als Wirkungen 
dejielben verheißen find. Ich glaube aber aud, daß das Proviforium für uns 
jelber außerordentlich ſchlecht ſein würde, denn ein ſolcher Abſchluß auf kurze 
Zeit ober kurze Kündbarkeit giebt gar keine Bafis für unfere einheimifhe In— 
duftrie, auf der fie operiven fann. Wenn fie nicht weiß, ob nicht morgen in 
Defterreih die Zölle wieder in die Höhe ſchnellen, dann kann fie überhaupt auf 
den Abjat nach Defterreich nicht veflectiven, dann ift die ganze Situation fo 
unfiher, daß fich keinerlei Speculation darauf bafiren läßt, und das würde für 
unfere Induſtrie ein geradezu unerträglicer Zuftand fein. 

Was nun die Wiederherftellung der Eifenzölle anlangt, jo gebe ich zu, daß 
vielleicht Umpftände eintreten können, welde eine ſolche Eventualität denfbar 
maden; aber man foll fie nicht compliciren mit dem Handelövertrag mit Defter- 
veih. Sch bin der Meinung, daß man darauf ausgehen muß, die öfterreichifchen 
Eifenzölle möglichft herunterzubrüden. Das ift namentlich für unfere ſchleſiſche 
Eijeninduftrie eine Prinzipalfrage. 
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Woran leidet denn insbeſondere unſere deutliche: Eifeninduftrie?:. Denn, daß 
fie leidend iſt, wird. feinem vernünftigen Menſchen ‚einfallen zu beſtreiten. Sie 
leidet doch ‚offenbar im erſter Linie an Ueberproduetion. Glauben Sie die Folgen 
der Meberprobuction dadurch befeitigen zu fünnen, daß Sie ſich den auswärtigen 
Markt verfchließen? Mein, Ste müſſen fich ihn öffnen und dann die Folgen 
der Ueberproduction durch weile Mäßigung im Innern ausheilen. 

Ich komme nod einmal: auf die Gegenfeitigfeit. Wenn uns die Defter- 
veiher 3. B. jagen: jet Euren: Weinzoll herunter, werben wir ihnen dann jagen: 
fett aucd den Euern auf dieſelbe Ziffer herunter? O, nein, meine Herren, fo 
dumm werden wir micht fein! Wir werben fagen: fett die Eifenzölle herunter! 
Der öfterreihifche Weinzoll hat für und gar fein Intereſſe, wir exportiren nad 
Defterreich nur ein paar taufend Gentner und nur hochfeine Weine, die jo 
cheuer find, daß mir fie felbft nicht trimfen, meil ‚wir. fie. nicht bezahlen fünnen. 
Wenn die Flaſche 7 —8 Thaler koftet, dann ift der Zoll eine gleichgültige Sache. 
Ein folder Wein ıft ein Luxusartikel, und auf. dem Gebiete: des Luxus reizt ber 
Preis den Appetit. Wenn id) Bevollmächtigter des deutſchen Reiches wäre, 
würde id das Berlangen nad Herabfetung des Weinzolle® ad referendum 
nehmen und jagen: darüber läßt ſich reden, aber nur unter der Vorausfegung, 
daß Ihr den Eifenzoll herunterſetzt und alle übrigen Zölle nicht erhöht. 

Drittens ift Die Frage Der Enquete aufgeworfen. Jh habe mit Freuden 
aus dem Munde des Herm Bueck vernommen, daß er fie vollftändig objectiv 
gehalten haben will, daß er jogar die Enquete durch die Handelöfammern ver: 
wirft, weil mandmal in venfelben blos Kaufleute ſäßen. Ich famı freilich 
Dugende von Handelskammern aus dem Aermel fchütteln, in denen blos Jndus 
ftrielle figen. Diefen Umftand kann man alſo micht ind Gewicht werfen, noch 
weniger kann man Daraus den Handelöfammern einen Vorwurf machen. Ich 
will aber annehmen, obgleich e8 mir ſchwer wird, die Gutachten der Handels— 
fommern wären nicht objectiw; dann müſſen Sie aber eine Enquete einberufen, 
wo nicht blos Fabrifanten, jondern auch Kauflente und Bertreter der Urpro— 
Duction figen, Vertreter der Landwirthſchaft und der Viehzucht, und endlich auch 
Conſumenten; denn diefe find die Haupttechnifer im Bezahlen, weil fie immer 
bezahlen müſſen. Wenn man über eine frage des Bezahlene Sachverſtändige 
hören will, jo muß man vor Allem dieſe Techniker erften Ranges hören, die 
das Bezahlen gründlich gelernt haben. Das wäre eine objective Enquete 
und dagegen würde ich im Grunde nicht viel haben, wenn nicht der Antrag im 
Reichstag geitelt wäre, die Enquete vorzunehmen und damit alles Uebrige auf 
die lange Bank zu ſchieben. Ich will Die Sade nicht auf die lange Bank ges 
Ihoben haben. Ich will die Entfcheidung binnen acht Tagen, binnen einem 
Monat, allerfpäteftens bis Anfang December haben. Die deutfche Induftrie 
muß willen woran fie if. (Sehr richtig!) 

Ih will alfo diefem Zweifel ein baldige Ende machen und werbe deshalb 
auc gegen Nr. 2 ſtimmen müſſen. 

Was den Antrag meines Freundes Weigert anlangt, jo ift bereits ſeitens 
des Herrn Referenten dad Nöthige zur Rechtfertigung deffelben gefagt, und ich 
will mich darauf beichränfen, auf einige Bemerkungen des Herrn Correferenten 
zurüdzulommen, 

Es ift namentlich Nr. 2 angegriffen. Was befagt diefelbe? Sie beſagt, 
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wenn wir mit Defterreich nicht einen Hanbelövertrag ſchließen können, welcher 
den Bebürfniffen der deutfchen Imbuftrie entipricht, welcher da8 Appreturverfahren 
ficpert, welcher eine. gerechten Anfprüchen genügende Formation der beiberleitigen 
Zarife berbeiführt, bei welcher es alfo gelingt, einen harmoniſchen Punkt zu 
finden, im welchen ficy die beiberjeitigen Intereſſen ausgleichen; wenn das nicht 
gelingt und wir die Hoffnung darauf definitiv aufgeben. müſſen, dann will ich 
der öfterreichifch-ungarifchen Monarchie auch nicht mehr. das Recht der meiftbe- 
günftigten. Nation einräumen. : Denn man räumt dieſes Recht nicht demjenigen 
ein, der und binauswirft, jondern dem, der uns zuläßt; man ſchließt Handels- 
verträge nicht ab, um von dem auswärtigen Markt ausgeſchloſſen zu werden, 
fondern um auf bdemfelben zugelafien zu werben, und wer mir fagt: ich will 
überhaupt. feine Vertragsverhältniffe mehr, ich will autonom fein, oder, was wir 
Bauern fo nennen; ‚ich will meine volle Efelöfreiheit haben (Heiterkeit), zu dem 
fage ih: dann will ich. auch nichts mehr für dich thun, dann will ich auch 
autonom fein und meine Zeit nicht mehr damit vergeuden, den harmonijchen 
Punkt zu fuchen, in welchem unfere beiderfeitigen Intereſſen in Einklang zu 
a find; denn du wilft ihn nicht, und zum Heirathen gehören zwei. 
Beifall.) 

Das ift der Standpunkt von Nr. 2. Ich denke, er fagt klar: wenn wir 
auf Grund von Gegenconceffionen irgend einem andern Staate Conceffionen 
machen, jo follt Ihr in Defterreig-Ungarn nicht daran Theil nehmen. Wenn 
irgend etwas in Defterreich noch eine Wirfung Haben fann bei den etwas zer- 
fahrenen Berhältnifien, jo wird es diefe Erflärung fein; denn Defterreih-Ungarn 
bat an unferem Markt mindeftens ein eben fo großes Intereſſe, als wir 
am dem feinigen; wir haben mehr ein induftrielleg, Oeſterreich mehr ein land— 
wirtbichaftlicyes Intereſſe. Es ſchickt und feinen Wein, jein Getreide, fein 
Schlachtvieh, es muß fogar auf eine Sorte von Schlachtvieh, nämlih auf das 
Schmein, nod einen Zoll bezahlen. Diefen Markt in Deutſchland wird fich 
Defterreih nicht gern nehmen laffen, und wenn wir ihm diefe VBortheile von 
bier aus ein Bischen ind Gedächtniß rufen und ihm mit derjenigen Deutlichkeit, 
die und erlaubt, den Diplomaten aber verboten ift, jagen, wie unſere Abfichten 
find: wohlmwollend, wenn e8 mit dem Wohlwollen geht, entſchloſſen, 
wenn ed mit dem Mohlmollen nicht geht, ich glaube, das wird uns nicht 
ſchaden, und den wahren Intereffen von Defterreih-Ungarn audy nicht. 

Ich möchte die Herren Vertreter der deutſchen Induftrie, welche wir die 
Ehre haben, in unferer Mitte zu fehen und deren Berechtigung, in jolchen 
Dingen auch das Wort zu führen, ich weit entfernt bin zu beftreiten, nur dar— 
auf aufmerffam machen, was eintreten wird, wenn wir deuticherjeit8 das ſchlechte 
Beifpiel befolgen, das einige öfterreichiiche Schußzöllner gegeben, d. h. wenn wir 
und bemühen, den Handelsvertrag durch übertriebene Forderungen in die Luft 
zu fprengen, und dieſes Ziel erreichen. 

Sie wifjen ja, meine Herren, befler als ih, daß e8 in Deutichland eine 
Menge Inbuftrieller giebt, die auf den öſterreichiſchen Markt angewieſen find, ihn 
nicht entbehren können, fo daß fie, und in ihrer Perfon die wirthichaftlichen 
Interefien des ganzen Landes, durch Sprengung des Vertragsverhältniſſes auf 
das Aeußerſte geſchädigt werden. Es ſind das Induſtrielle, die kraft eigener 
Lebensfähigleit beſtehen, die niemals Anſprüche auf beſonderen Schutz gemacht 


Debatte. 141 


haben. Wenn mir den Hanbelövertrag im die Luft ſprengen, jo müflen wir 
dieſer zahlreichen. Clafie unjerer Mitbürger gegenüber die Folgen verantworten, 
und ich benuge die Gelegenheit, um in meinem und meiner Freunde Namen 
und von folder Verantwortlichkeit loszuſagen. Wenn wir in unjeren Forde— 
rungen uns beſchränken auf das Maaß des Erreichbaren und auf das Maaß 
deſſen, was nicht blos unjeren, jondern den gemeinjamen Intereſſen entjpricht, 
dann hoffe ih, daß „post varios casus, post tot discrimina rerum“ ber 
Vertrag immer noch zu Stande fommt, und wenn er zu Stande kommt, fo 
wird er in der öfterreichiicheungarifchen Volfövertretung genehmigt werben. Es 
ift nicht wahr, daß im öfterreichifchen Reichsrath die Schußzöllner die Majorität 
haben, Der Vertrag wird dort genehmigt werden und in Ungarn ganz un- 
zweifelhaft. Die Ungarn find zwar injoweit etwas verblendet, als fie glauben, 
eine Erhöhung der Zölle führe zu vermehrten Einnahmen. Allerdings haben 
fie Geld nöthig; aber mit diefer Annahme irren fie, denn im Gebiet der 
Handelspolitif gilt das Eimmaleins nicht, da ift 2 mal 4 oft nicht 8, fondern 
2, und 8 — 2 ift nicht 6, jondern 12, mit anderen Worten, wenn man 
die Zölle ermäßigt bis zum Satze mäßiger Finanzzölle, jo nimmt man mehr 
ein, wenn man abev zu übertriebenen Schug- und Prohibitivzöllen greift, jo 
befommt der Staat wenig oder gar Fein Geld ein. Diefe Weisheit muß im 
Ungarn auch noch in die tieferen Bolßsichichten eindringen, und wenn dann noch 
der Gedanfe an Wein, Getreide und Schlachtvieh hinzufommt, fo zweifle ich 
nicht, Daß wir Freihäudler im ungarifchen Reichstag eine impofante Majorität 
befommen. Ich muß geftehen, ich gebe mich Ihren elegiihen Gefühlen 
„an dem zukünftigen Grabe eined ungeborenen Handels— 
vertrages” zur Zeit noch nicht bin. Ich bin befeelt von Hoffnung und 
glaube,’ fie wird ſich erfüllen, wenn beiderjeits feine allzugroßen 
Fehler mehr gemadt werden. Die Defterreicher können Fehler machen, 
fie befigen einige Gelüfte dazu; wir können auch welche machen. Aber hüten 
wir und Davor, daß wir die Verantwortlichfeit auf unfere Kappe nehmen, venfen 
wir daran, daß nachher unfere Mitbürger Rechenſchaft von uns fordern. Ich 
wenigftend wünjche im Stande zu fein, dieſe Rechenschaft jeder Zeit geben 
ven jagen zu können: ich habe nicht mit dazu gethan, daß man den Bertrag 
prengte, 
Nun denten Sie ſich aber die Folgen, , wenn der Hanbelövertrag in die 
Luft gejprengt wird. Gleichzeitig damit wird in die Luft gefprengt die Zoll: 
cartelleonvention, die dahin geht, daß am der. Grenze zwiſchen ber öſterreichiſch— 
ungariſchen Monarchie und dem: deutſchen Neich die beiderfeitigen Zöllner und 
ſonſtigen Behörden ſich zur Unterbrüdung des Schmuggels in die. Hände arbeiten. 
Nun vergegenwärtigen: Sie ſich den Zuftand, wenn das nicht mehr geicheht. 
Glauben Sie, daß die öfterreichiihen Zöllner im Stande fein werden, allein 
den Schmuggel zu unterbrüden? Ich habe dieje Grenzen vielfach bereift: das 
Riefengebirge, das ſächſiſche Erzgebirge, den Böhmerwald —, das alles find 
Gegenden, von Denen man jagen könnte, wenn. man frivol. fein wollte, fie jehen 
jo aus, als wenn fie unfer Herrgott für den Echmuggel geichaffen hätte. Ich 
Hlaube nicht, daß man da den Schmuggel unterhräden fünnte und die Defter- 
reicher - könnten dadurch eime koloſſale Einbuße in ihren Stantseinnahmen ers 
leiden, wir aber auch. (Zuruf: Das iſt einerlei! ) 
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Nein, das kann uns nicht einerlei ſein, verehrter Herr Bueck; denn beim 
Schmuggel erzielt den Vortheil der Schmuggler, der mäßige Zoll aber bezweckt 
den Vortheil der Fabrikanten. Vergegenwärtigen Sie ſich auch die unmoraliſche 
Wirkung des Schmuggels und die Zeit, wo der Schmuggel wieder aufhören 
wird, d. h. wo man fo Flug geworben fein wird, nicht blos einen Handels— 
vertrag, fondern auch die Zollconvention wieder herzuftellen. Was machen wir 
dann mit unferer Schmugglerbevölferung, mit Leuten, die bei Tag ſchlafen und 
Nachts bewaffnet im Gebirge umberziehen, denen es nicht Darauf ankommt, einen 
Menſchen über den Haufen zu fchießen, die arbeiten nicht wollen und auch nicht 
mehr fünnen? Dann haben wir fie auf dem Rüden und id) vermuthe, Das 
wird fein großes Vergnügen fein. Ich habe wirklich etwas Angſt davor. ch 
venfe, e8 ift mit dem Schmuggel, wie e8 in dem befannten Vers heift: „des 
Lafterd Bahn ift anfangs zwar u. f. mw.“ Jedenfalls aber günne id) den Ge— 
wirn dem Producenten, ich will ihn diefem nicht entwinden, um eimen großen 
Theil davon dem Schmuggler in die Hand zit geben. 


Dann aber — und das ift mein letztes Argument — bedenken Sie, daß 
Die Neigung zu Netorfionsmaßregeln bis zu den höchſten Schichten hinauf in 
der Luft ſchwebt. Wenn wir den Handelövertrag in die Luft fprengen, jo wird 
man vielleicht Retorſionen auf diejenigen Artikel machen, von denen man glaubt, 
daß fie am empfimblichften in Ungarn und Oefterreih wirken, auf Wein, Ge— 
treide, Vieh. Entſpricht das dem Intereſſe der deutſchen Induftrie? Ich glaube 
nicht. Damit ift der deutfchen Induſtrie nicht geholfen, wenngleih man in ein= 
zelnen Schichten der Landwirthſchaft das vielleicht nicht gerade ungern ſehen 
würde. Man verſpricht bei der Gelegenheit vielleicht: wenn Ihr das mit ung 
madıt, dann machen wir auch mit Euch nachher Induſtrieſchutzzölle. Ich möchte 
Sie aber bitten, darauf feinen zu feften Calcül zu bauen; denn ſolche Ber: 
fprechungen ift man fpäter oft nicht mehr im Stande zu halten. Wenn infolge 
eines Retorfiond- und Zollkrieges, infolge all der Leiden, die ich geſchildert habe, 
der Pendel wieder einmal nad der anderen Seite ſchwingt, gerade in dem 
Augenblid, wo Ste auf Befriedigung ihrer Wünfche rechnen, dann werben dieſe 
Wünſche nicht befriedigt werden. Das ift einfah. Man braucht da Niemanden 
des Wortbruchs zu beichuldigen. Es ift der hiſtoriſche Gang der Entwidlung 
der Verhältniſſe, der ſolche Nichterfolge herbeiführt. 


Ich Schließe alfo, meine Herren, ih kann für die Anträge ded Herrn Cor— 
referenten nicht ftimmen aus den ausführlich geltend gemachten Bedenken. ch 
bitte. Sie, die von mir. beantragte Einfchaltung in dem Antrage des Herrn 
Referenten zu. genehmigen. Ich bitte Sie von diefer Stelle aus, auf welche 
zwar nicht vierzig Jahrhunderte herabfehen, wie auf: die Pyramiden, aber auf 
Die wohl gehört . wird, micht allein innerhalb, ſondern aud außerhalb unferer 
Grenzen, ein deutliches Wort erfchallen zu laſſen, weldes far fagt, was man 
will und was man nicht will, weldes ein wohlwollendes Entgegenfommen zeigt 
und eine Mäßigung in den Forderungen, ohne dabei die deutſchen Intereſſen 
zu verkennen, — wobei ich beiläufig noch jagen muß, daß, wenn es in dem 
Antrage heißt „nicht ungünftiger“ und man daraus folgern will, das fei 
ein Geftändniß, daß e8 bisher ſchon ungünftig geweſen ſei, das doch eine eimas 
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gewagte grammatißche und logiſche Interpretation ft, die zu widerlegen ich nicht 
Veranlaffung finde, die ich aber mwenigftens auf das Entfchiedenfte zurückweiſen 
möchte. 


Im übrigen, meine Herren, werden Sie mir wohl nicht beftreiten, daß 
ih den Aufforderungen meined® Freundes Bued zur Mäfigung und zur Wür- 
digung der beiderfeitigen Juterefien gewifienhaft nachgelommen bin, und wenn 
ic) das nicht noch mehr gethan habe, und einzelne Ausführungen nur ganz 
fragmentarifch ſtizziren konnte, jo bitte ic) das damit zu entichuldigen, daß 
ich in der Abficht, es zu vermeiden, unberechtigte Hoffnungen zu weden oder 
an ſtürmiſche Leidenſchaften zu appelliren oder gar Gonfufion — was das 
Schlimmfte von Allem ift — bemorzurufen, genöthigt war, mid, etwas biplo- 
matiſch auszudrüden, was jonft nicht die mir eigenthümliche Sprechweiſe zu fein 
pflegt. (Lebhafter Beifall.) 


Dr. ®. Eras (Breslau; gegen Die Anträge des Referenten): 
Meine Herren! Wie Sie ſchon daraus erfehen, daß ich jett unmittelbar 
nad meinem verehrten Freunde Braun zum Worte komme, bin ich nicht 
in der Lage, für den Antrag des Herrn Referenten ſtimmen zu können. 
Als wir Mitglieder des vollswirthſchaftlichen Congreſſes vor einer Reihe 
von Jahren in Lübeck beifammen waren und damals über die Fortentwicke— 
lung der Handelöverträge debattirten, ftand ih auf dem Standpunkt eines 
unbedingten Vertheidigers der Handelövertragspolitift und münjchte einer dahin 
zielenten Refolution zur Annahme zu verhelfen. Damals wunderte ich mid 
darüber, daß meine handelöpolitiihen Freunde mit einer gewiſſen Gering- 
ſchätzung von den Handeldverträgen ſprachen und ſchließlich eine Reſolution durch— 
festen, welche von den Handelöverträgen nicht mehr ſprach, als von einer Er— 
rungenſchaft, deren wir zur gedeihlichen Weiterentwidelung unfere® Zollweſens 
unbedingt bedürfen würden. Heute kommt e8 mir fo vor, als wenn die Frei— 
handelspartei auf die Aufrechterhaltung der Zollverträge und fpectell auf das 
Zuftandelommen des öftefreihiihen Vertrages einen etwas zu großen Werth 
legte, denn es jcheint mir, ald wenn man gewiffermaßen den Handelsvertrag 
& tout prix zu Stande bringen wollte. Es ift meines Erachtens ſchon nahezu 
der Ausſpruch, ich will den Tarif & tout prix zu Stande bringen, wenn ich 
mich auf diefe Minimalforderung beichränte, daß ein neuer Handeldvertrag mit 
Defterreih und nur nicht ungünftiger als bisher ftellen dürfe. Indeſſen, 
meine Herren, der Handbelövertrag mit Defterreich, wie er bisher geweſen ift, 
enthält einzelne Momente, die ih von meinem Standpumft aus unter keinerlei 
Umftänden als eonſervirbar zu bezeichnen vermag. Ich will Ihnen ein folches 
Moment anführen und muß dabei allerding® auf Detailbeftimmungen eingeben, 
obgleich feitend des Herrn Gorreferenten als Loſung andgegeben wurde, alle 
Details zu vermeiden, und idy habe dazu wohl um fo mehr ein Anrecht, als 
der Herr Referent auch von diefer einen Beſtimmung im Handelövertrage mit 
Defterreih, die ich hervorheben will, gefprochen hat. Wie der Herr Referent 
anführte, befteht die Einrichtung, daß auf den Grenzſtrecken Leobichüg-Seidenberg 
und Dftrig- Schandau Rohleinen zollfrei nach Deutichland, refp. nach Preußen 
eingehen. Dieſe Beftimmung eriftirt ſchon feit der Zeit der Annerion von 


144 Deutſch⸗ öſterreichiſcher Hanbelövertrag. 


Schleſien und man hat damals beabſichtigt, nicht auseinander zu reißen ein 
wirthichaftlihes Gebiet, in welchen auf der einen Seite Rohleinen bergeftellt 
und auf der anderen Seite dieſe Rohleinen appretirt und unter Umftänden aud 
gefärbt und bedrudt werden. Was lange Zeit für die betreffenden Diftrikte 
eine Wohltbat geweſen ift, eine Einrichtung von großer Wichtigkeit, daraus ift 
eine Anomalie geworden, mie fie fehreiender in irgend einem Solltarife der euro= 
päiſchen Staaten gar nicht zu finden iſt. Es handelt fi hier um einen, die 
hergeftellt werben aus Garnen von jehr geringer Qualität, deren Fabrikation 
in Böhmen höchſtens zwei Drittel unferer Spinnlöhne foftet. Während nun 
dieſes fo geiponnene Garn beim Eingang nad Schlefien einen ‚Zoll von 15 Sur. 
pro Sentner entrichten würde, geht die fertige Leinwand, zu der man das Garn 
verwebt hat, zollfrei nach Schlefien ein. Es heißt das aljo mit dürren Worten: 
durh den beftehbenden Garnzoll von 15 Sgr. gegenüber der 
zollfreien Rohleineneinfuhr wird das Verweben eben dieser 
Garne jenfeits der preufifhen Grenze mit 15 Sgr. pro Gentner 
prämiirt. Das ift eine zollpolitifche Ungeheuerlichkeit, ich kann es nicht anders 
nennen. Wenn urjprünglich dem Gejeßgeber vorgeſchwebt hat, daß durch Diele 
Einrihtung ein Grenzverkehr erhalten werden ſollte, der ſich erjtredte auf 
die nächjtliegenden Bleihereien und Leinwandmärkte — jo heißt e8 in der alten 
Verordnung — Jo iſt heute daraus factiih ein freier Rohleinenhandel 
von Böhmen ber nach Deutjchland geworben bei gleichzeitig fortdauernder Garn= 
verzollung. In Berlin, Cöln und anderen. großen Städten Deutichlands be= 
finden fi Commiſſionslager böhmiſcher Fabrikanten, welde auf dieſe Weile ihre 
Waare zollfvei nach Deutjchland hereinbringen. Die deutſchen Leinwandindu⸗ 
ftriellen proteftiven gegen die Fortexiſtenz dieſer Beitimmung. Ich glaube, es 
ift Das eine jo klipp und klare Forderung, daß man ihr nothwendiger Weile 
zuftimmen muß. Dazu fommt no, daß die Sade nicht jo Liegt, daß etwa 
ausichlieglih mit rohen Yeinen auf diefe Weile gehandelt wird, fondern es 
eriftiren an der Grenze verjchiedene Lohnbleichereien, welche nicht blos für billigen 
Bleichlohn die böhmischen Leinen bleiben, unmittelbar hinter dev Grenze, Dies- 
ſeits, auf preußiſchem Gebiet, fondern auch gegen. eine billige Commiſſion die 
Aufbewahrung der gebleichten böhmiſchen Stüde jo lange übernehmen, bis fie 
weitere Drbre erhalten, wohin, diejelben vwerjendet werben jollen. Meine Herren, 
ih glaube, wir können es ums nicht. gefallen lafjen, daß auf der einen Seite 
die Bortheile des Appreturwerfahrens- für Deutchland verlangt werben und auf 
der anderen Seite ‚Dafür als Oegenleiftung den öſterreichiſchen Unterhändlern an= 
geboten wird, mod weiter: in diefer Weile aus der Haut ber deutſchen Leinen⸗ 
induftriellen Riemen zu ſchneiden. Das ift durchaus unzuläffig im Sinne einer 
wirtbichaftlichen Gerechtigkeit gegen die verjchiebenen Industriellen de Yandes, 
und darum ann. ich mich nicht einverſtauden erklären mit einem Hanelöver- 
trage, der. einfach darauf hinausgeht, Die bisherigen Verhältniffe zu prolongiven. 
Es würde zu. weit führen, wenn ich in ähnlicher Weiſe auf einige andere. Special- 
beſtimmungen im Handelsvertrage, reſp. im deutſchen Zoiltaxife ‚eingehen wollte; 
ich bin aber der Anſicht, daß in der Reſolution dieſe Forderung, zum mindeften: 
daß die Bemerkung unter Pofition F. 22 des Zolltarifs in Wegfall komme, Aus- 
drud finden muß. ine Erneuerung, des Handelsvertrages mit dieſer Clauſel 
würde ich als eine abſolute Ungerechtigkeit. betrachten. 
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Meine Herren! Was die anderen Anforderungen des Herrn Referenten 
in_jeiner Rejolution anlangt, inöbeiondere daß der Veredlungsverlehr unbedingt 
fortdauern müffe, jo bin ich der Anſicht, daß jo hoch das Appreturverfahren 
nicht anzufchlagen wäre, daß man unter allen Umftänden, wenn es uns nicht 
zugeftanden wird, auf einen Handelövertrag mit Oeſterreich verzichten müßte. 
Und wenn mein verehrter Herr Vorredner erflärt bat, e8 möchten fich doch die 
Herren überlegen, ob fie den Handelövertrag in die Luft fprengen wollten, — 
die Herren, die nicht für Die Anträge Weigert find, — fo gebe ich ihm Died 
Wort zuräd, indem ich ſage, es mögen die Herren, die für den Veredlungs— 
verkehr eintreten, fich überlegen, ob fie um des Veredlungsverfehrs willen den 
Handelövertrag mit Defterreih in die Luft ſprengen wollen. (Sehr wahr!) 

Der Beredlungsverkehr weiſt auf beiden Zeiten ungefähr diefelben Ziffern 
auf. So weit ih die Statiftit in Erinnerung babe, die feinerzeit durch den 
Verein, der ſich für die Aufrechterhattung des Veredlungsverfahrens conftituirt 
hatte, veröffentlicht wurde, find e8 auf jeder Seite etwa zehn Millionen Gulden. 
Ich glaube nicht, daß Deutfchlands Imduftrie ſchwer darunter würde zu leiden 
haben, wenn der Beredlungsverfehr aufhörte. Die Mißbräuche, die der Herr 
Referent anführte, und welche namentlich vom Elſaß her mit dem Beredlungs: 
verfahren getrieben werben, find in meinen Augen wirkliche, thatſächliche Miß— 
bräude, und wenn die Defterreicher darauf beftehen, daß das künftig in der 
Weile nicht mehr getrieben werden foll, fo haben fie vollftändig Recht; es ges 
hört ein großes Stück Sophiftit dazu, wenn man das als emen „zuläffigen 
Mipbrauch‘‘ bezeichnet. 

Ich möchte aber andererſeits and) nicht dazu übergehen, zu erflären, falls 
Oefterreih-Ungarn mit Deutſchland feinen Bertrag abſchließt, dann maden wir 
Retorfionszölle, dann eröffnen wir den Zolltrieg. Es iſt eine gunz eigenthüm— 
liche Srfdjeinung, dag mit dem Zolltrieg und mit den Retorſionszöllen die Frei— 
händler von der jtrieten Obſervanz heute viel mehr drohen, als die Schug- 
zöllner. (Sehr wahr!) 

Ic geitehe Ihnen, idy habe das pofitive Vertrauen zu der Entwidelung 
eines freihändlerifchen Großverkehrs und zu dem Umfange, den derſelbe bereits 
angenommen bat, daß, wenn auch diefer Handeldvertrag zum Teufel geht, — 
e8 würde mir aufrichtig Leid thun — wir deſſenungeachtet in das Zeitalter der 
Zollkriege und Retorfionen nicht zurüdgeichleudert würden. Wir witrden ung 
ſehr überlegen, ob es zweckmäßig wäre, die Vieheinfuhr zu beftenern, die von 
Dejterreih kommt, oder ungariſches Getreide u. dergl, wie mein vwerehrter Freund 
Bram es uns hier als möglichermeife beworftehend gelchilvert hat. Aber daß 
wir in foldem Falle, wenn der Handelövertrag nicht zu Stande fommt, ges 
nöthigt find, den Zolleartell aufzugeben, ift allerdings ganz unzweifelhaft ; dar« 
über braucht man nicht zu debattiren, das wiirde man. einfach decretiren. Auch 
liegt die Sache nicht Jo ſchlimm, wie Herr Dr. Braun fie geichilvert hat. Es 
ift nicht, wahrjcheinlich, daß dadurch eine große Anzahl von Schmugglerm auf 
preußifchem Gebiete aus der Erde herauswachien würde. Das Echmuggeln be: 
jorgen Die böhmischen Schmuggler; ein Schmuggelgeihäft nah Deutichland 
herein, — von deutihen Schmugglern betrieben: — ich wüßte nicht, wie Das 
entftehen follte, 

Wenn ich aljo meinen Standpunkt zur Sache angeben jollte, jr — der⸗ 
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jelbe nicht harakterifirt werden durch die Nefolution Bued, auch nicht durch Die 
Anträge Weigert, fondern ich müßte ſchon in diefem Falle emen bejonderen An- 
trag formuliven, und diefer Antrag würde fo lauten: 


1) Bei einem neuen Handelövertrage mit Defterreich find die Confe- 
quenzen, welche aus dem Rechte der meiftbegünftigten Nation zu Gunften 
anderer Länder entftehen, ſowie die Beſchwerden der dieſſeitigen Induftriellen 
zu berückſichtigen. 


Die Conceffion muß man den Imduftriellen dafelbft machen; e8 müfjen 
ſolche Anomalien, wie fie bei Poſ. 22F des deutfchen Tarifs fi) vorfinden, 
unbedingt beleitigt werden. 


2) Falls Defterreich feinen Handelsvertrag auf dieſer Baſis ſchließen 
will, jo liegt zwar fein Grund vor, deshalb einen Zoll» und Tarifkrieg 
mit Defterreih zu beginnen, aber ebenfo wenig die Möglichkeit, den Zoll- 
cartell über die Grenzcontrole zu erneuern, 


Mit diefer Ankündigung, meine Herren, wirken Sie auf Defterreih am 
allernachdrücklichſten; denn Ste brauchen nur drüben zu fragen, — id fann, 
was die Grenze bei Schlejien betrifft, aus eigener Erfahrung ſprechen, denn ich 
bin im Gebirge befonder8 gut zu Haufe — jo werden Ste von Jedem, der 
die Sache kennt, hören: der Schmuggel nad) Defterreih hinein hat exit an dem 
Tage aufgehört, wo der Gartell in Wirkſamkeit trat; die öfterreichiihen Be— 
amten jind gar nicht im Stande, für jich allen, obne Preußens Mitwirkung, 
diefen Schmuggel wirffam zu unterdrüden. 

Ich möchte Ihnen dann no zum Schluß einige Zahlen nennen. Wenn 
Herr Dr. Weigert vorhin ſprach von der Einfuhr von Rohleinen aus Dejter- 
veih in den verfchtedenen Jahren und wie fie fich fo ſehr gefteigert hätte in 
Folge des ganz freien Grenzverfehrs, jo halte ich e& für nothwendig, daß man 
fih auch vergegenwärtigt die Gejammtrohleineneinfuhr und dieſe beiden Zahlen 
gegenüberftellt. Ym Jahre 1864 kamen von 48,000 Gentnern Gejammtrob- 
leineneinfubr 42,000 Gtr. auf Defterreich, im Jahre 1874 von 73,000 Eten. 
total auf Defterreih 51,000 Etr. Dieje öſterreichiſchen Ausfuhrziffern hat ja 
Herr Dr. Weigert bereit3 genannt, aber aus der gegenüber geftellten Gelammt- 
zahl mögen Sie erſehen, wie Defterreich unfere Robleineneinfuhr faft ganz und 
gar in der Hand hat, und ich glaube, daß der Proteft, den die deutſchen Leinen— 
induftriellen gegen die Fortdauer ber betreffenden. Bertragsclaufel einlegen, noth— 
wendiger Weile gehört und berüdfichtigt werden muß. (Bravo!) 


Profeffor Dr. Schmoller (Straßburg i. E.; für die Anträge des Re— 
ferenten): Meine Herren! Ich wollte eigentlich nur eine Art perjönlicher Be— 
merfung machen und war im Anfang zweifelhaft, ob ich pro oder. contra 
ſprechen ſollte. Ich bin nämlich in der eigentbümlichen Lage, fir mich und ich 
glaube eine ziemliche Anzahl meiner näheren Freunde unter den Soctalpolitifern 
einmal glücliher Weife verfichern zu können, daß wir im Diefer Frage noch 
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maßvoller find, als Herr Dr. Braun, dem ich übrigens in vielem Falle das 
Maß gar nicht abfprechen will. 

Wir Katheverfocialiften find Häufig als Freihändler bezeichnet worden. Das 
möchte ich zurücweilen. Ich wenigſtens bin ebenjo wenig Freihändler als Schug- 
zöllner,; wenn man mich einen Freihändler nennt und ich mich erinnere, was 
ein ftrammer, conjequenter Freihändler eigentlich glaubt und fordert, fo komme 
id) mir vor, wie ein Arzt, der, um möglichſt Ventilation zu ſchaffen, nicht blos 
für einen guten Bentilationsapparat forgt, jondern alle Thüren und Fenſter 
aushebt und umgekehrt kommt mir der fanatifche Schußzöllner vor wie ein 
Arzt, der, um feine Patienten vor Zugluft zu ſchützen, alle® bermetifch verftopft 
und verſchließt. Einen Arzt der einen oder anderen Art würden wir für fehr 
thöricht halten, wir würden fagen, er ftehe auf einem jehr veralteten Stand- 
pumtt. Und doc fteben die eigentlichen Freihändler wie die eigentlichen Schu: 
zöllner auf einem ziemlich ähnlichen Standpuntt. 

Für eine willenihaftlibe, von ven herkömmlichen Barteitraditionen und 
Scullehren unabhängige Betradhtung kann kein Zweifel darüber fein, daß beide 
Ertreme gleich falſch, gleich unwiſſenſchaftlich ſind. Die Zugluft der freien Con— 
currenz bat im internationalen Verkehr ihr Recht, wie im internen Verkehr; fie 
wirft anvegend, fürdernd, oder kann wenigftend jo wirken; die internationale 
Arbeitstheilung ift die nothwendige VBoransfegung unferer heutigen Weltcultur. 
Aber daneben bleibt die nationale Arbeitstheilung doch für die einzelne Nation 
das Wichtigere; daneben bleiben die Zollſchranken des einzelnen Staates für 
jedes Bolt Doch dafjelbe oder etwas Aebnliches, was für die einzelne Familie 
die umjchließenden Wände des Haufes find; ein nothwendiges Mittel, das von 
Natur Zufammengehörige in ſich abzuſchließen und zu verbinden. Aber wie 
man fi tm Haufe nicht abjolut abſchließt, wie man, um bei dem vorhin ge- 
brauchten Bilde zu bleiben, immer eine Portion frifcher Luft bereinlaffen muß, 
jo handelt es ſich auch für jeden Eulturftaat darum, das nach der Gonftitution 
und Beichaffenheit der Bewohner nöthige Quantum friiher ausmwärtiger Con: 
eurrenzluft hereinzulaſſen. Aber e8 erfcheint mir und meinen Gefinnungsgenoffen 
nicht richtig, Darüber zu ftreiten, ob man alle Thüren und Fenfter einjchlagen 
oder alles verichließen Toll; die wiſſenſchaftliche Frage ſcheint uns die zu fein, 
welche Quantität frifcher Luft, vefp. fremder Goncurrenz iſt zuzulafien? Wir 
verlangen, daß fir jeden einzelnen Fall, für jede Imbuftrie, für jede Bolt, für 
jede Epoche feiner Entwidelung unterfucht werde, ob es angemeflen, dem wirth— 
Ichaftlichen Wachöthum der Betreffenden heilſamer fei, den PVentilationsapparat 
oder, wenn Sie wollen, die nationalen Thüren etwas weiter oder etwas weniger 
weit zu öffnen. Wir behaupten, daß nur diefe Quamtitätöfrage, nur das Ab— 
wägen einer mäßigen Erhöhung oder Erniedrigung der Zölle das if, was man 
zu Dicutiren braucht, und daß die dies wiſſenſchaftlich begründenden Schutz⸗ 
zölner ebenfo hoch flehen wie die in diefem Sinne äquivalivenden Freihändler. 
Ich wenigſtens ftelle Hamilton umd Lift nicht weſentlich tiefer, als die großen 
freihändlerifchen Schriftfteller. Ich — und wohl die meiften meiner Freunde, 
wir glauben, daß für gemiffe Nationen der Schußzoll ein unentbehrlidyes Hülfs- 
mittel der nationalen Erziehung ift, jo 3. B. in der Gegenwart fir einzelne 
engliiche Golonien und Amerika. Für uns fteht alfo die Frage nicht jo: Schuß: 
zoll oder Freihandel, fondern nur fo: mie ift die gegenwärtige Lage der deut— 
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ſchen Induſtrie, des deutſchen Handels, der deutſchen Volkswirthſchaft? Nun, 
meine Herren, für die Geſchichte und die geographiſchen Bedingungen des Zoll— 
vereind glauben wir. allerdings, daß eine liberale Handelöpolttif für Preußen 
und den Zollverein von Segen war; wir glauben, daß der Fortſchritt von 
mäßigen Echutzöllen zu einem immer liberaleren Tarif im Gangen fegenswoll 
gemejen ift, daß das Syſtem der. Handelöverträge einer der größten Fortſchritte 
in der Zollvereinspolitit war, daß ein gewaltfamer Rückſchritt zu ſtarken Schutz— 
zöllen durchaus verhängnißvoll für Deutichland wäre und daß eine fefte, für 
Jahre und Yahrzehnte geficherte, tm Ganzen liberale Handelspolitit nothwendig 
ift, um unjerer Induſtrie den ficheren Weg für die Zukunft zu zeigen, Aber 
ebenſo wenig leugnen wir, daß man zeitweife für einzelne Induſtrien auch wieder 
die Schutzzölle erhöhen fünne, daß fich die Sachlage jeit dem Syſtem der Handelö- 
verträge zu Anfang der fechziger Jahre vielfach geändert habe; wir leugnen 
auch gar nicht, daß beim Abſchluß dieſer Handelöverträge vielleicht etwas mehr 
die Neigung, auf dem Princip ftehen zu bleiben, geherrſcht hat, ale die exacte 
Kenntniß aller einjchlagenden realen Verhältniſſe. (Zuftimmung und Wider— 
ſpruch.) 

Da meinen wir, daß eine Correctur nothwendig ſei. Wir wünſchen nicht, 
daß ſie eine große ſei. Wir glauben vor allem nicht, wenigſtens ich nicht, daß 
dieſe Correctur helfe für eine Induſtrie, die vollſtändig den einheimiſchen Markt 
erfüllt und die in dem bisherigen Umfange nur beſtehen kann, wenn ſie aus— 
wärtige Märkte erobert. Das iſt die Lage der Eiſeninduſtrie, und deshalb 
glaube ich nicht, daß ihr geholfen wird durch Rückkehr zum Schutzzoll, während 
ich bei anderen Induſtrien dies theilweiſe zugebe. 

Ich glaube auch für die Gegenwart, daß wir auf dem betretenen Wege 
des Abſchluſſes günſtiger Handelsverträge fortfahren ſollen, aber das bin ich 
ebenſo ſicher überzeugt — und darin ſtimme ich Herrn Bueck bei: — zu Hans 
delsverträgen kann man nur kommen, wenn man Coneeſſionen bietet. Ich weiß, 
daß ich mit unſeren erfahrenſten Beamten in der Zollbranche die Anſicht theile, 
daß das wahrjcheinliche Scheitern des öſterreichiſchen Handelsvertrages dadurch 
bedingt ıft, daß mir nicht nach Wien gekommen: jind mit einem fertigen Tarif, 
mit dem wir eventuell drohen fomiten. Wir find nad Wien gelommen ohne 
jeden ficheren Plan, blos um zu hören, was Die Defterreiher wollten. (Sehr 
richtig!) 

Wir mußten, ehe wir hinfamen, einen fertigen, für alle wichtigen Poſitionen 
genau überlegten Zolltarif vorbereitet haben, von dem man eventuell auch hoffen 
fonnte, ihn im Reichstage durchzubringen, einen Tarif, den ich in feiner Weife 
als ſpecifiſch ſchutzzöllneriſch gewünſcht hätte, der aber in einzelnen Punften mit 
geſchickten Retorſionen drohte; nebenbei gejagt: die Ketorfionen, mit denen man 
bis jeßt drohte, die man dem Reichstag vorſchlug, waren nicht die richtigen. 
Mit einem folden Tarif, mit dem man drohen konnte, am dem fich etwas für 
Defterreih Wichtiges noch abhandeln ließ, mußte man nad Wien gehen. Ohne 
den Muth, Retorfionen maßvoller Art für ein paar Jahre eventuell durchzu— 
führen, ift der Standpunkt, Handelöverträge abzufchließen, ein unpraftifcher, ver: 
fehlter. Wir foınmen ohne das nicht vorwärts, Denn wenn wir fortwährend 
nad) Handelöverträgen umfchauen, fortwährend aber dabei mit leeren Tafchen kom— 
‚ men und jagen, mir werben doch alle Zollermäßigungen einführen, aud wenn Ihr 
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nichts bietet, dann ift für fremde Negierumgen feine Urfache zu Conceffionen, 
dann ift e8 für und wichtiger, und auf den Standpunkt der autonomen Zoll⸗ 
tarifrevifion zu ftellen. Bon dieſen Gefichtöpunkten aus ftunme ich den Bued'- 
ſchen Anfichten theilweife bei, in Bezug aber auf ven öfterreichiichen Hanvels- 
vertrag glanbe ich, fo weit meine Informationen reichen, daß überwiegende In— 
tereffen nicht nur der ſchleſiſchen, ſondern der Gefammtinduftrie, vor allem aber 
die allerihwerwiegendften Intereſſen Elſaß-Lothringens dieſen Handelövertrag 
wünſchenswerth machen. Die elfaß-lothringifche Tertilinduftrie, die durdy Die 
Annerion jo viel zu leiden hatte, hat bei dieſem Veredlungsverkehr außerordent- 
lich viel zu geminnen oder zu verlieren. Deshalb halte ich es doch für richtig, 
für die Anträge des Herrn Dr. Weigert zu ſtimmen. Ich ftoße mich nicht an 
den Ausdruf, daß wir nicht ungünftiger als bisher geftellt werben follen. Ich 
alaube, daß Pr. 3 des Weigert'ſchen Antrages (Defterreich, falls es den Ver— 
trag verwirft, nicht auf dem Fuß der meiftbegünftigten Nation mehr zu be— 
handeln) ganz confequent tft auch nach dem Bueck'ſchen Standpunft; denn da- 
durch befommen wir doch eine Netorfionsmaßregel, eine Handhabe, die Defter- 
reicher zu weiterer Nachgiebigkeit zu zwingen, wenn wir jagen: geht Ihr nicht 
darauf ein, jo ftreihen wir Euch aus der Reihe der Meiftbegünftigten. Ich 
zweifle nicht, daß das eine beftimmte Wirkung auf die öſterreichiſche Induſtrie 
haben wird; denn wenn aud einzelne öfterreichiiche Induftrien naturgemäß ein 
Intereſſe haben, daß gerade dieſer Veredlungsverfehr nach Elſaß-Lothringen auf- 
hört, weil dann zu erwarten iſt, daß dieſe Veredlungsinduſtrie in Oeſterreich 
Fortſchritte macht, jo find in einer Reihe von anderen Induſtrien die Verhält— 
niffe umgelehrt, und ed wird Defterreich ebenfo gut wie wir Durunter leiden, 
wenn der Beredlungsverfehbr aufhört, es wird eine ſchwere Schädigung des 
deutich » öfterreichifchen Handels fein, wenn die ſämmtlichen bisherigen Erleichte— 
rungen und Begünftigungen wegfallen! (Bravo!) 


Bürgermeiftr Ruſſell (Berlin, gegen die Anträge des Referenten); 
Meine Herren! Ich bin es zunächft meinem Freunde Bueck ſchuldig, daß ich ihn 
gegen einen Vorwurf in Schug nehme, der in den Worten des Herrn Dr. Braun, 
wenn auch vielleicht nicht beabfichtigt, gelegen hat. Herr Bueck bat nicht dem 
Finanzminifter einen jubjectiven Vorwurf daraus gemacht, daß er feinerzeit den 
Umfang des Silbervorrath8 nicht gekannt habe, er bat nur unter Anführung 
dieſes Beiſpiels gefagt, es ſei Doch nicht etwas jo Sonderbares, wenn man bei 
der Regierung und bei der Majorität des Reichstages die Möglichkeit eines 
Irrthums vorausfege, der durch eine zu veranftaltende Enquôte des Befjeren 
belehrt werben folle} 

Terner hat Herr Dr. Braun dem Heren Bueck bemerflih gemacht, «8 
fcheine doch nicht ganz paflend zur fein, daß wir immer fo fpräcen, als ob 
unfere Vertreter im Auslande über die Verhältnifje unferer Induſtrie nicht ge 
nügend unterrichtet ſeien. Das mache feinen guten Eindrud, wir follten in der 
Beziehung ebenfall® das Beifpiel Frankreichs nachahmen, welches Herr Bued 
angezogen babe. Darauf ermwidere ih: wenn unfere Bertreter im Auslande 
beim Abſchluß der Handelsverträge auf Grund fo forgfältiger Enquöten vor: 
gehen, wie vor dem durd Cobden vermittelten Franzöfiich = englifchen Handels: 
vertrage ſeitens des Miniftertums, wenn ich nicht irre, Rouher gejchehen ift, 
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jo wird es Niemand mehr einfallen, der Regierung oder dem Reichstage dem 
Vorwurf einer ungenügenden Kenntniß zu machen. Wenn wir parlamentariiche 
Enquöten einrichten, wie fie in England jeder wichtigeren Maßregel auf wirth- 
ſchaftlichem Gebiete vorangegangen find, dann wird Niemand fich darüber be- 
ihweren, daß abgeurtheilt wird über Dinge, ohne daß bet den Aburtheilenden 
die genügende Kenntniß der Thatſachen vorhanden war. (Bravo!) 

Nach diefem Zurüdgreifen auf die Rede des Herrn Dr. Braun wende ich 
mid) gegen bie Thelen des Herrn Referenten. Der Herr Referent bat jeine 
Rede — und Herr Braun bat ihm zugeftimmt — mit einem Appell an uns 
geſchloſſen, wir möchten doch nicht Die VBerantwortlichkeit auf uns laden, die in 
dem Scheitern des öſterreichiſch-deutſchen Handelövertrage8 liegen würde; es ift 
viefe Verantwortlichkeit mit einer gewiſſen DOftentation auf die fog. „extreme 
ſchutzzöllneriſche Partei” abgelenft worden. Ich muß dagegen proteftiven, daß 
man die Anträge, Die von dem Herrn Eorreferenten namens der anderen Seite 
geftellt find, ald Anträge einer „ertremen jchußzöllneriichen Partei‘ bezeichnet. 
Man kämpft dann nicht im richtiger und. Ioyaler Weile. Der Antrag, der 
eventuell dieje große VBerantwortlichkeit auf unfer Haupt herabzieben ſoll, lautet 
doch nur einfach dahın, daß bei einem neuen Handelövertrage mit Defterreich 
das Princip der Gegenfeitigkeit befjer gewahrt werben möge, als bisher. Wenn 
die Induſtriellen jelbjt das nicht mehr Tagen follen, nicht mehr beantragen 
dürfen, dann weiß ich nicht, wie bejcheiden wir dem Auslande gegenüber mit 
unjeren Forderungen auftreten jollen. (Sehr richtig!) 

Das ift der „extreme Antrag‘, den wir geftellt haben! 

Meine Herrn! Es exiſtirt allerdings in Defterreich eine extreme Schutz- 
zöllnerpartei, die aber ihrerjeitS viel weiter geht, als wir in unjeren Anträgen. 
Diefe Parteı bringt vielleicht durch ihren Einfluß den Bertrag zum Scheitern. 
Wir mwünfchen auch unfererjeits das Zuftandelommen eines billigen Vertrages im 
Imterefje der Handelöbeziehungen zweier jo naheftehenden Länder; aber, meine 
Herren, ftärfen wir nicht gerade die dem Bertrage feindliche üfterreichiiche Partei, 
wenn wir nicht einmal wagen, einen jo befcheivenen Antrag zu ftellen und den— 
jelben unferen Bevollmächtigten als Wunſch mit auf den Weg zu geben? Wird 
nicht im Defterreich die Meinung wachgerufen, Deutichland wünſche den Handel- 
vertrag quand m&me? Wenn Sie einen jo befcheidenen Antrag ablehnen, jo 
wird Diefe Meinung im Auslande hervorgerufen, gleichviel ob Sie die Nr. 1 
des urfprünglichen Weigert'ſchen Antrages geftrichen haben oder nicht. 

Ich habe mich überhaupt gefragt, was fagt die Refolution des Herrn Re 
ferenten? „In einem neuen Handelvertrage, der auf Grundlage eines Con- 
ventionaltarifs abzufchliegen ift, darf Deutjchland nicht ungünſtiger geftellt wer: 
ven, als bisher.” Was verftehen Sie unter dem „als bisher”? Sind dar- 
unter verftanden die Tarifpofitionen des Handelövertrages von 1868? Died 
fönnte unter Umftänden viel zu weit gehen. 3. B. von ber Eifeninduftrie iſt 
keineswegs die Forderung erhoben, Daß die für Eifenzölle nad) dem öſterreichi— 
ſchen Handelsvertrage von 1868 möglichen Pofitionen wieder eingeführt. werben. 
— Oder ift gemeint, daß der thatlächliche Zuftand, den wir in Deutichland in 
Bezug auf Eifenzölle augenblidlich befigen, conſervirt werden jol? Das ift 
— etwas Anderes! Alſo eine klare Auskunft darüber, was wir verlangen 
ollen, giebt der Antrag des Herrn Referenten keineswegs. Die einzige poſitive 
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Forderung ift die Beibehaltung des Veredlungsverkehrs, und wenn Defterreich 
das nicht zugeftehen will, was jollen wir dann thun? Ich habe aus dem Vor— 
trage des Herrn Referenten ſchließlich die Drohung vernommen: dann wollen 
wir die öſterreichiſchen Actien, Papiere u, |. w., Die zu und fommen, bejteuern, 
Ih wäre vielleicht veranlaft , mit größerem Recht einen derartigen Vorſchlag 
als einen abenteuerlichen zu bezeichnen, als der Herr Referent es den Anträgen 
des Centralverbandes der deutſchen Induſtriellen gegenüber gethan hat; aber ich 
thue das keineswegs. Ich will vielmehr in dieſem Vorſchlage des Herrn Res 
ferenten nur den Anfang zu der Anſchauung erbliden, daß, wenn Defterreich 
und andere Staaten unjeren billigen Anträgen ın Bezug auf die Zollverhält: 
nifje richt gerecht werden wollen, wir alsdann zu überlegen haben: wie jorgen 
wir am beten für unfer eigenes Haus, welde Netorfionsmaßregeln führen 
wir ein, um andere Staaten zu einer vernünftigen Tarifpolitif zu bewegen, mit 
einem Worte, wir begnügen und dann nicht mehr mit der veinen Freihandels- 
politif, wir jagen nicht mehr mit dieſer: „Derjenige, der ſchützende Zölle ein- 
führt, ſchadet nur fich jelbft, die anderen Staaten künnen ſich das ruhig ges 
fallen lafjen und ihrerjeit8 trotzdem die Zölle aufheben“, wir. fragen uns viel— 
mehr, melde Maßregeln find nad unferen concreten Verhältniſſen zu ergreifen, 
um die Staaten zu einer vichtigeren und unſeren Intereffen entſprechenden Tarif— 
politit zu bewegen, bezw. um die Nachtheile auszugleichen, die durch diefe Tarif: 
politit bei uns herbeigeführt werben. Bei einer jolden Auffaffung, glaube ic, 
bewegen wir, meine Freunde und ich, und im Wejentlichen auf dem nämlichen 
Boden, den Herr Dr. Schmollev betont hat: wir wollen weder die Freihandels⸗ 
theorie quand m&me, noch die Schutzzolltheorie quand wéême, wir wollen nur, 
daß auf wirthſchaftlichem Gebiete nur vorgegangen wird mit praftiichen Zielen 
und nad jorgfältiger Prüfung der Berhältuiffe im Einzelnen. Wir bewegen 
und dabei grundjäßlich auf demjelben Boden mie überhaupt der Berein für 
Socialpolitik, der ja in der Erfenntniß gegründet wurde, daß die reine Man- 
cheſtertheorie, das unbedingte laisser-passer und laisser-aller nit durchführbar 
jet auf wirthichaftlichem Gebiet, daß der Staat ein lebendiger Organismus ſei, 
der unter Umftänden in wirthichaftliche Fragen pofitio einzugreifen babe, daß 
dieſes laisser-passer und laisser-aller ſchließlich nicht8 anderes ſei, ald das 
Recht des Stärferen, daß diefe Theorie dahin führe, eine Hypertrophie an ein= 
zelnen Stellen des ftaatlichen Körpers entftehen zu laſſen, weldyer durch eine ent— 
iprechende Gegenwirfung von Seiten des Staatölebend im Intereſſe des natio- 
nalen Wohlbefindens, der nationalen Exijtenz entgegengewirft werden könne und 
müſſe. Da nun die Form des nationalen Staates diejenige iſt, unter welcher 
die höchſten Ziele des menſchlichen Geſchlechts anzuſtreben und zu verwirklichen 
ſind, ſo verlangen wir, daß die ſtaatlichen Einrichtungen des wirthſchaftlichen 
Lebens ſo getroffen werden, daß die Nation, als organiſches Ganze, dieſe Ziele 
auf wirthſchaftlichem Gebiet auch erreichen fanın. (Bravo!) 

Welches Maß dazu nothwendig ift, ſoll feftgejett werden auf Grund einer 
jorgfältigen praftijchen Prüfung und mit der genaueften Kenntniß der Einzel 
heiten, nicht auf Grund einer beftimmten allgemeinen Theorie, gleichviel welcher. 

Nur weiche ich von Herrn Schmoller, mit deſſen genereller Motivirung ich 
genau übereinftimme, injofern ab, als Herr Schmoller jagt, er glaube nicht, daß 
Die Wiedereinführung eines mäßigen Zolles nothwendig fer ‚gerade bei der Eiſen— 


152 Deutft-öfterreihifher Hanbelsvertrag. 


induftrie, die beherriche doc; den Markt fo ziemlich ganz und ſcheine des Schuges 
nicht zu bedürfen. Wenn Herr Profeſſor Schmoller feine Anſchauung nur con- 
fequent beibehält und jagt, wir wollen forgfältig erwägen, was nothwendig. ift, 
jo muß er unferem Antrage ſich anſchließen und jagen, wir wollen bei ver 
Eifeninduftrie durch unparteiiſche Sachverſtändige genau. prüfen laſſen, wie Liegen 
die Berhältnifje derjelben, welche Bedürfniſſe hat diefelbe für ihre Eriftenzfähig- 
feit, dann bin ich fo ficher überzeugt, wie ich bier vor Ihnen ftehe, daß, ſobald 
die Reſultate dieſer Prüfung vorliegen werden, Herr Profeffor Schmoller eben- 
falls jagen wird, die Eifeninduftrie bat zur Zeit die Zölle nöthig. (Sehr 
rihtig! Herr Profeffor Schmoller: Ich nicht!) 

Ih Din überzeugt davon und id appellive, wie man zu fagen pflegt, 
a papa minus informato ad papam melius informandum. 

Meine Herren! Worin liegt die Urſache gegenwärtiger Nothlage der 
Eifeninduftrie? Keim Einfichtiger kann behaupten und bat behauptet, daß Die 
Aufhebung der Eifenzölle der alleinige Grund fei, das wäre widerfinnig, denn 
die KrifiS war bereit8 unter der Herrichaft der Zölle entjtanden; fie ift nur 
verjhärft durch Die intempeftive Aufhebung ver Zölle. Neben ver allgemein 
herrſchenden wirthichaftlichen Krifis liegt die Haupturſache der Nothlage aller- 
dings in der auf der ganzen Welt vorhandenen Ueberproduction. Dieſe Ueber- 
production ift hauptſächlich durch zwei Factoren herbeigeführt, einmal durch die 
Erfindung des Beſſemerprozeſſes für die Stahlproduction, der zu einer im voraus 
gar nicht berehenbar geweſenen aber techniſch berechtigten Mafjenproduction geführt 
bat und führen mußte. Daneben blieben für die Eifenproduction die vorhau— 
denen Einrichtungen für den Puddelprozeß beftehen. Hierdurch wurde die Pro— 
duction aller Werke verdoppelt. Im dem nämlichen Zeitpunkt, ald durch technische 
Fortſchritte dieſe Productionsfraft verdoppelt war, trat ein zweiter Factor hinzu. 
E8 gelangte der Eifenbahnbau in Europa und Nordamerika, wenigftend vor- 
Täufig zu einem gewiſſen Abſchluß. 

Die Hauptlinten find vollendet; dasjenige Transportquantum, welches zu 
ſolchen Tarifjägen transportfähig ift, bei denen noch eine Rente für das Anlage- 
Fapital erzielt werben kann, kann wenigſtens vorerft durch die vorhandenen 
Bahnen bewältigt werden und unterliegt nur noch einer allmäligen Steigerung. 
Dieje beiden Factoren, die ungeahnte Bermehrung der Productionsfraft in Folge 
einer neuen Erfindung und das Dadurch gefteigerte Angebot einerſeits und Die 
gleichzeitige Verminderung der Nachfrage andererſeits find die Urfache ver Ueber: 
production bei uns; fie find e8 in England, in Frankreich und in allen andern 
Ländern. Was folgt Daraus? Man jagt mir: „Es muß ein Theil der Werte 
zu Grunde gehen.‘ Gut, das ift zwar hart, aber ich will annehmen, noth= 
wendig. Aber wenn Deutichland allein feine Zollichranten öffnet und wir der 
Ueberprobuction der ganzen Welt gegenüber im Kampfe ftehen, was wird dann ? 
Dann wird an erfter Stelle die englifche Ueberproduction, die ebenfo gut und 
in noch höherem Grade Abjag im Auslande juchen muß, welcher der. nord: 
amerikanische Markt fait ganz genommen worden ift, vorzugsweiſe nach Deutichland 
abgelagert werden. Dann geht in dieſem Goncurrenzfampfe allerdings ein 
Theil der überhaupt vorhandenen Werke zu Grumve, aber nicht ein Theil der 
deutſchen Werke, ſondern von den überhaupt vorhandenen Werken der Theil, 
welcher in Deutichland Tiegt. Die ftärkere englifche Induſtrie bleibt beftehen 
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und die deutſche Induftrie geht zu Grunde. Denn bei eingehender Prüfung 
der einſchlagenden Verhältniffe muß ſich Jeder überzeugen, daß bei den zur Zeit 
noch maßgebenden technifchen und wirtbichaftlichen Verhältniſſen die deutfche 
Induftrie nicht im Stande ift, den Notbpreifen der engliſchen Ueberproduction 
gegenüber den Kampf um ven letsten Heller, ‚den Concurrenzlampf auf Leben 
und Tod fiegreich durchzuführen. (Sehr richtig!) 

Deutichland muß daneben noch unter ungleichen Berhältnifien mit der 
Ueberproduction jedes anderen Landes kämpfen, welches durch Schutzölle feinen 
heimiſchen Markt gefihert bat. Eim jeder Induſtrieller wird e8 mir beftätigen : 
„Wenn id für ?/,; meiner Production den heimischen Markt zu einigermaßen 
lohnenden Preifen gefihert habe, dann kann ich das letzte Drittel felbft unter 
dem Koftenpreife in das Ausland verkaufen und verdiene doch noch in Folge 
eined ſolchen Schritte, weil ich den Geſammthkoſtenpreis meiner ganzen 
Production ermäßige, wenn ich mit voller Kraft arbeite. (Sehr richtig!) 

Wenn nun ferner unjere Productiondkoften noch von fo vielen anderen 
Factoren abhängig find, von unfern focialen Einrichtungen, von unferer Militair- 
und Schulgeſetzgebung, der Lehrlingägefeggebung, — alles Einrichtungen und 
Beftrebungen, an denen ich durchaus nicht rütteln will, aber die doch die 
nationale Production affieiren, — dann fage ich, ift e8 ein berechtigtes Verlangen, 
daß man bei den Zolleinrichtungen unſeres Landes auf die concreten Verhältniſſe 
Rüdfiht nimmt, daß der Staat eben jo gut, wie er die Productiondkoften durch 
jeine idealen Ziele beeinflußt und beeinflußen muß, der Induſtrie im Concurrenz: 
fampfe au ven entjprechenden Schuß gewährt. - 

Ich veſümire mich alfo dahin, daß eine Enquöte, in fachverftändiger Weile 
veranftaltet von unparteiifcher Stelle, womöglich in contrabiktorifcher Weile, den 
Nachweis liefern wird, daß wir nichts umbilliges verlangen, wenn wir fordern, 
es möge auf wirthichaftlihem Gebiet endlich einmal ebenfo gut Realpolitik 
getrieben werden, wie wir fie mit jo großem Erfolge auf dem eigentlich politifchen 
Gebiete haben treiben ſehen. 

Da die Zeit mir kurz bemeffen ift, fo weiß ich nicht beſſer zu ſchließen, 
als indem ich aus einer Nummer ber „Gegenwart“, die ich heute morgen 
zufällig auf der Hieher-Fahrt gelefen habe, ven Schlußſatz eines Artikel des 

Dr. Braun von einem gleichen Gedanfengange vorlefe. Herr Dr. Braun 
beipricht in diefem Auffag die Genfer Convention und fagt am Schluß: 


„Die Convention, welche das ideale Werf humaner Aerzte, wohl: 
wollender Diplomaten und edler Humaniften ift, muß revidirt werben durch 
Soldaten und Yuriften, welche fie in Einklang bringen mit der realen 
Welt, in welcher die Dinge im engen Raum hart auf einander ftoßen. 
Dann werden die Realiften das Werk der Idealiſten verbeſſern.“ 


Ic wende diefen Sat auf unfere ragen an und fage: Unfere Zoll: und 
Wirthichaftspolitit der legten Jahre, welche das ideale Werk mwohlmeinender und 
wiffenichaftlich überzeugter, aber mit den thatfächlihen Verhältniſſen nicht 
genügend unterrichteter Männer geweſen ift, muß — wie dort von Soldaten 
und Yuriften — fo bier unter Zuziehung von Fachmännern und Imduftriellen 
nach den Erfahrungen des practifchen Lebens revidirt werben, die man an Ort 
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und Stelle ftudiren fol. Wan muß fie in Einklang bringen mit der wirklichen 
—* — „es iſt an den Realiſten, das Werk der Idealiſten zu verbeſſern.“ 
Bravo!) 


Profeffor Dr. U. Held (Bonn) (für die Anträge des Referenten): 
Meine Herren! Ic hatte nicht vor, über die Frage des Handelövertrages mit 
Defterreich zu ſprechen. Offen ‚geftanden, es hat wenig verlodendes für mic, 
über etwas zu reden, wo die concrete Vorlage fehlt. Es haben mich aber 
ein paar Aeußerungen des Herrn Corveferenten bewogen, mic Doch zum Worte 
zu melden. Ich hatte dabei allgemein die Abficht, mit einigen Gegenbemerkungen 
den Anträgen des Herrn Referenten zu dienen, inzwilchen find aber noch 
andere Redner aufgetreten, die mid) zu einer Kleinen Vermehrung meiner Be— 
merkungen veranlafien, und zwar werde ich da zunädhft an die Worte Des 
Herrn Profeſſor Schmoller anfnüpfen. 

Herr Profeſſor Schmoller hat in dem Zone, wie er gelprochen, wobei er 
nicht den Pluralis Majeftatis gebraudyt hat, — denn wir find ja beicheivene 
Leute, — in der That im Namen der Socialpolitifer jprechen wollen. Ich 
muß nun bemerfen, daß die Soctalpolitifer doch nichts Anderes fein können, als 
die Mitglieder des Vereins für Soxialpolitit und daß natürlich diefe ſämmt— 
lihen Mitglieder des Vereins für Socialpolitit ſich nicht vorher verabredet 
haben. Vielmehr glaube ich, und ich rede jetzt per Ich, daß gar viele Mit— 
glieder des Vereins für Soeialpoutit und zwar ſelbſt alte, mitbegründende ſich 
eigentlich niemals ſehr eingehend und mit beſonderer Leibenſchaft und Wärme 
überhaupt mit der Frage von Schutzzoll und Freihandel abgegeben haben, und 
zwar aus dem einfachen Grunde, weil allgemein gar nichts Neues zu fagen ift: 
das ift Schon Dagemejen wor hundert Jahren und in die Argumente, die ſich nicht 
auf einen Epecialfall beziehen, laſſen ſich Variationen nicht hineinbringen, ſodaß 
das ganze Thema für wiſſenſchaftliche Socialpolitifer nicht übermäßig viel ver: 
(odendes hat. 

Meine eigenen Anfichten differiren von den Schmoller'ſchen jehr wenig, aber 
ich ftelle mir die Sache doch in anderen Bildern dar. Wenn Herr Profeſſor 
Schmoller fih die Sache jo vorftellt wie mit dem Arzt, der alle Luft abiperren 
will und mit einem andern, der fie ganz zulajien will, jo jage ih mir, wenn 
id frage: wann find Schubzölle zuerjt aufgelommen, wann find fie beveutjam 
geworden ? — es waren doch meift mächtige Induftriezweige, die eine nicht 
geringe "Bedeutung für das Leben der Nation hatten, Die zuerft Schußzölle 
erlangten und fie dann zu ſteigern und lange zu erhalten wußten. Meine 
Herren, ich glaube, alle Schugzölle find in ihrem Urſprung und meift auch in 
ihrem Berlauf jelten ein Schutz der Schwachen in ber Nation gewejen, jondern 
jie find ein Schuß derjenigen Mitgliever der Nation geweſen, die bereits zu 
den wirthſchaftlich ftärkften und herrſchenden gehörten. (Sehr richtig!) 

Dagegen babe ih nun gar nichts, es ift jo und jo oft nothwendig, Die 
Starten noch ftärker zu machen, Damit diefe noch ftärker gewordenen Starten bie 
Schwachen nad) ſich ziehen. Aber das hat feine Grenze; e8 giebt einen Puntt, 
wo, wenn man die Starken immer ftärfer macht, fie dann die Schwachen unter- 
drüden und ausfaugen. Deshalb Iege ich allerdings für meine Perfon ſehr viel 
Gewicht darauf, daß jeder Schugzoll, To ſehr gr zeitweilig. berechtigt fein und 
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gemejen fein mag, doch aufhören muß, daß jeder Schutzzoll nur eine Mafregel 
jein fann, die den Keim des Todes in ſich trägt, daß jeder Schugzoll nur der 
Uebergang zum Freihandel fein kann. Ya, ic befenme mich offen für meine 
Perfon dazu: für mich iſt der abfolute Freihandel auch ein Ideal, dem alle 
unjere gegenwärtigen Einrichtungen zuftreben follten, und bemzufolge bin ich in 
dubio etwas abgeneigt und mißtrauifch, jo oft von irgend einem Schugzoll reſp. 
der Neneinführung eines Schußzolld die Rede ift. Ich fage, ich bin mißtrauiſch, 
aber keineswegs abgeneigt, daß reell unterfucht werde, ob jetzt noch der Fall 
vorliegt, wo man ftarte Leute noch ftärker machen muß. 

Ih. komme damit auf den letzten Herrn Vorredner, welcher jehr ſtark die 
Enquete betont Kat und wegen jeiner Neigung zu nquöten fagte, er ftände 
auf demſelben Boden wie der Verein für Socialpolitf. Da muß ih von 
vornherein jagen im Namen des ganzen Vereins, der Berein als ſolcher ift 
jedenfalls fein Verein, welcher irgendwelche Sonderintereffen vertritt, und wenn wir 
und glüdlid ſchätzen, gewiegte Praktiker und Interefienten in den Kreiſen des 
Vereins zu haben, fo wird dody der Berein und jeder Einzelne qua Mitglied 
des Vereins ſich nicht auf den Standpunkt einer Inbuftrie ftellen, die er genau 
fennt. Abgeſehen von dieſem jelbftverftändlichen Unterſchied — und nun rede 
ich wieder von mir allem — glaube ich doch, daß ich der Leidenſchaft und Vor: 
liebe für Enquöten nicht jo ohne Weiteres zuftimmen fann. Ich bin allerdings 
immer ehr eingenommen geweſen für gründliche Unterfuhung der Thatſachen, 
wie es in England mit jo ungeheurem Erfolge geichehen ift; aber wenn es ſich 
auch um Enquöten handelt, jo muß ich, ehe ich zuftimme, daß fie angeftellt 
werben, wiffen, wie man fie maden fol, und das ift mir in diefem alle noch 
ziemlich unklar. Macht man eine Enquöte über die Eifeninduftrie allein und 
fragt die Eijeninduftriellen, — natürlich da weiß man wohl, was bie antworten 
werden; id glaube faum, daß da eine große Enquete nöthig fein wird. Es 
fann aiſo nur ſo gemeint fein, daß man alle anderen Intereffenten auch fragt 
und ihre Antworten abmägt, wobei ich namentlich hervorheben muß diejenigen 
deutſchen Induftriezweige, die exportiven, bie alſo ganz andere Intereſſen haben, 
welche gegenüber den Interefien der Eifeninduftrie abgewogen werden müflen, — 
wobei icy erwähnen muß die von Herrn Dr. Braun genannten Confumenten, 
deren Vertretung bei einer Enqudte mir allerdings etwas unklar ift, denn wie 
man da eine Zahl von pafjenden Efjern und Bezahlern ausſuchen joll, verftehe 
ich nicht ‚recht. Ferner müßte ich bei eimer ſolchen Enquöte, wo genau aus— 
gerechnet werben ſoll, wie ſich die Lage dieſer oder jener Imbuftriezweige ober 
gar aller dem Zoll und dem Nichtzoll gegenüber, bei den jegigen Preiſen der 
Kohmaterialien u. ſ. w. ftell, — ich fage, da müßte ich die Vorlegung ber 
Bücher verlangen und ich weiß nicht, wie viele der Eifeninduftriellen und Chefs 
anderer Induftrieetablifjements bereit fein werben, den Einblid in ihre Bücher 
zu geftatten. Ich bin aljo nicht gegen die Enquete, aber ih muß erft ein 
genaues Programm haben, was und wie gefragt werben joll. 

Nun erlauben Sie, daß id noch zum Schluß an eine Bemerkung des 
Herrn Correferenten Bueck antnüpfe. Herr Bueck hat mit warmen Pathos 
geichlofien, indem er den nationalen Gedanken anrief. Es ift das ja jchon 
ganz allgemein geworden, „Schutzzöllner“ mag ſich ja Niemand nennen, es ift 
ja auch ganz unberechtigt, und es nennen fich die Herren Männer, welche den 


156 Deutfchröfterreichifeher Hanbelsvertrag. 


Schuß der nationalen Arbeit wollen, wobei das Hauptgewicht auf das Wort 
„mational” gelegt wird. Erlauben Sie, daß ich Ihnen eine Heine Gefchichte 
erzähle. Auf einer Ferienreife, die ich jüngft machte, fam ih nad Baiern 
und da fagte mir ein Unterthan dieſes Königreichs, daß in dem Suinelgebirge 
ein außerordentliher Reichthum von Eifenerzen vorhanden fei, daß aber bei der 
gegenwärtigen Sachlage mit den Zöllen vieles Eifenerz des Fichtelgebirges nicht 
ausgebeutet werden fünne und daß er daher unbedingt für einen großen Eifenzoll 
fei, um diefer armen Bevölterung einen Aufſchwung zu ermöglichen. Ich erlaubte 
mir, diefem Mann darauf zu erwidern: da würden wohl hohe Eifenzölle an 
der Grenze des deutjchen Reichs jehr wenig helfen, weil ja dieje Fichtelgebirgs- 
werke wohl einen recht jchweren Stand haben würden gegemüber ven nieder— 
rheiniſchen Eiſenwerken, die jest alle fchon am Weberproduction und großen 
Borräthen leiden. Worauf mir der Mann fehr confequent antwortete, ja, er 
wolle auch einen ſpeciell bairiſchen Eiſenzoll, womit das Königreich Baiern um— 
geben werden ſolle. — Ja, wenn ſo viele Geſinnungsgenoſſen des Herrn 
Correferenten ſtets für den nationalen Gedanken ſprechen, ſo könnte Jeder ant— 
worten: conſequent kommt ihr da zu einem particulariſtiſchen Standpunkt. Und 
man könnte ſich da auf die Geſchichte berufen; denn, meine Herren, wer hat 
jeder Zeit den realpolitiſchen, nationalen Gedanken, das heißt jene Form der 
nationalen Einigung, die möglich war mit der preußiſchen Spitze, vertreten? 
Meines Wiſſens die Freihändler, aber nicht diejenigen, welche in früheren Zeiten 
ähnliche Anſichten hegten wie der Herr Correferent. Ich meine, man ſollte jene 
in Volksverſammlungen packenden Anſpielungen auf den nationalen Gedanken 
weglaſſen. Die Freihändler haben auch ſolche allgemeine reizende Gedanken auf 
dem letzten Eſſen des Cobden-Elubs zum Beſten gegeben, da wurde die uralte 
Phraſe aufgetiſcht, daß der Freihandel der allgemeine Weltfriede ſei, und es hat 
Jemand gejagt: wäre der Freihandel zwiſchen England und Frankreich älter, jo 
würde der Krieg von 1870 nicht gekommen fein. Ich glaube, dieſes Prunten 
des Freihandels mit dem allgemeinen Gedanken des Weltfriedens ift durchaus 
eine von und überwundene und als abgelebt betrachtete Phraſe. Aber e8 dürfen 
auch nicht die fogenannten Schutzöllner ſich als Tpeciell national binftellen, denn 
dazu haben fie eben jo wenig Recht, in befonderer Weiſe den nationalen Sinn 
für fih in Anfpruch zu nehmen. Jedenfalls aber thun Diejenigen, die dem 
Herrn Eorreferenten beitreten, nicht gut, den nationalen Gedanken in der Weile 
zu behandeln, daß fie jenen franzöfifhen Miniſter fich zum Vorbild nehmen, 
defjen Antwort auf Robert Peel's Worte der Herr Correferent citirt hat. Sit 
das wirflich noch ein richtiger nationaler Gedanke, wenn wir Alles, was Das 
Ausland will, von vornherein als etwas Abzulehnendes betrachten? Meine 
Herren, wohin fommen wir denn dann? Wenden wir e8 einmal auf unfern 
Hall an. Wollen wir, weil die Defterreicher etwas wollen, annehmen, daß Das 
für und jchädlich fein muß? Wenn das jo Liegt, dann nehme ich folgende 
Konklufion: Wenn die Defterreiher jagen: wir wollen von dem Handeldvertrag 
nichts wien, ſondern einen autonomen Tarif, jo müfjen wir das Gegentheil 
davon wollen, nämlich einen Hanbelövertrag & tout prix. Ich glaube, ein 
principielles Miftrauen gegen Alles, was eine andere Nation verlangt, Die 
Annahme, daß, weil e8 die andere Nation verlangt und weil e8 ihr nützlich tft, 
es und unbedingt ſchädlich fer, iſt auf wirtbichaftlichem Gebiete dieſelbe Polttit, 
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die Frankreich ſo lange auf dem rein politifchen getrieben bat. Es hat bie 
italienische, die deutſche Einheit nicht gewollt, fie ſchien den Franzojen gefährlich, 
weil fie diefe Völker wollten und wir haben erlebt, daß der beveutendfte und 
talentvollfte Vertreter diefer Politit am Abend feines Lebens eine Rundreiſe 
bei allen Höfen hat machen und Freunde bittend hat fuchen müfjen. Wollen 
wir und doch hüten, daß wir zu mißtrauijch find gegen das, was andere Nationen 
wollen, damit wir nicht auch in die Lage kommen, fie bitten zu müſſen, daß 
überhaupt nur wieder Verträge zu Stande kommen, 


Dr. Löwe (Berlin; gegen die Anträge): Meine Herren! Ich 
glaube, es iſt nicht gut gethan und führt und nicht auf den richtigen Weg zu 
unferem Ziele, wenn wir und jo jehr viel in Allgemeinheiten bewegen, beſonders 
nicht, wenn wir den Gegner damit zu widerlegen juchen, daß wir ohne Rüdjicht 
auf die thatlächlichen Verhältniſſe und die Abfichten des Redners die Gonfe: 
quenzen der von ihm geäußerten Meinung in das Extrem treiben und dann 
annehmen, damit den Beweis geliefert zu haben, daß er unrecht gehabt habe. 
Es ijt ſchon mit dem Dichter vorhin gejagt: „im engen Raum, da ftoßen fich 
die Dinge‘, und je beftimmter wir uns auf den Raum befchränfen, in welchem 
fi) die von ung behandelten Dinge bewegen, um jo eher werden wir zu einer 
Verftändigung gelangen fünnen. Man bat «8 richtig gefühlt, was mich zu der 
fleinen Aeußerung zur Geichäftsorbnung bewog, daß man ſich für oder gegen 
die Thejen einjchreiben laſſen ſolle und nicht ald Schußzöllner oder Freihändler. 
Ich wollte damit nur die Debatte auf den „engen Raum‘ ver worliegenden 
Trage beichränten. Der Herr Präfident hatte, was die hanbelöpolitiichen 
Gegenſätze betrifft, freilich jchon bemerkt, Daß Uebergänge von dem einen zum 
andern von allen Seiten vorhanden feien: und ich tbeile dieſe Meinung voll 
ftändig. 

Ich Hatte deßhalb vorausgeſetzt, daß diefer Verein niemals ein beftummtes 
handelöpolitiiche8 Programm zu dem feinen gemacht hat, daß man innerhalb 
dieſes Vereind von der einen wie von der anderen Seite zufammengehalten im 
„engen Raum“ der vorliegenden Frage, wo fie mit wirklichen Dingen zu handeln 
haben, auf einem Punkt zufammen kommen fünnte, von dem aus man jagen 
fönnte: wir glauben, daß die Dinge am beiten heute unter den jetzt obwaltenden 
Berhältnifien jo behandelt werden. Das iſt leider ganz anders gekommen. 
Warum denn Freihandel und Echutzoll gegen einander auftrumpfen? Deine 
Herren, wo ift denn der extreme Freihändler, der alle Zölle abichaffen will, und 
wo auf der andern, Seite der extreme Schugzöllner, der eine chinefiihe Mauer 
ziehen will. Sie find gar nicht vorhanden, ja jie exiftiren bei uns in Deutichland 
überhaupt gar uicht. Was kämpfen wir denn mit diefen Windmühlen? Der 
Treihändler jagt, ed müſſen gewiffe Summen für unjer Budget A tout prix 
aus den Handelözöllen noch für lange Zeit genommen werden. Wir fünnen 
alfo nicht daran denfen, durch eine gänzlihe Aufhebung die abſolute Freiheit 
des Berfehrö mit dem Auslande herbeiführen zu wollen. Der Schutzzöllner 
jagt: Es fällt mir garnicht ein, eine hinefiibe Mauer um unjeren Staat ziehen 
zu wollen, ich habe vielmehr ein großes Interefie daran, daß die Nachbaren mir 
etwas abfaufen, alfo muß ich Ihnen aud etwas abfaufen. Ich babe Das 
größte Imtereffe an einem regen Geſchäftsverlehr mit andern Völkern. Da 
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ſehen Sie, find Beide ſchon practiich .auf denfelben Standpunft gefommen, auf 
dem es fich nicht mehr um abfolute Principien, jondern um Erwägungen handelt, 
wie man das Einzelne im gegebenen Fall mit Nüdficht auf die erwähnten 
Bedingungen einrichtet. 

Wir ftehen num jet practiſch dem öſterreichiſchen Handeldvertrage gegenüber. 
Nehmen wir die Geſchichte der Verhandlungen dieſes Vertrages, ſoweit fie 
befannt geworben ift, jo bemerfe ich zuvörderſt denjenigen gegenüber, die auf 
das Appreturverfahren einen fo fehr großen Werth Iegen, daß ich um ihre 
befondere Aufmerkſamkeit bitte, wenn ich Ihnen jagen muß, daß fie dabei einen 
tactifchen Fehler begehen. Ich glaube nämlich, daß die öfterreichtichen Unterhändler 
fehr gefchicdt operirt haben, indem fie einen Punkt voranftellten, bei dem fie jagen 
fünnen: wir machen Euch ſchon eine große Gonzeifion, wenn wir Die Sache 
überhaupt nur fo laſſen, wie fie bis jest gewejen ift. Nach einer folchen Con— 
ceſſion fünnt Ihr doch num nicht mehr verlangen. Ganz in diefem Sinne fagt 
Nummer 1 der von Ihrem „Referenten vorgeihlagenen Relolutionen: „Wir 
leiften auf Alles Verzicht, was wir jonft von Oeſterreich verlangen könnten; wir 
find froh, wenn die Tarife in demſelben Zuftande bleiben, vorausgeſetzt daß 
das Appreturverfabren ebenio bleibt“. Ich glaube wirklich, das Appretur- 
verfahren wird bei uns im vieler Beziehung überſchätzt. Ich ſchätze es gewiß 
nicht gering. Auf feine wirthichaftliche Bedeutung wirft aber doch die Thatſache 
ein bejondere® Licht, daß, als der frühere Vertrag gejchloffen wurde, es wejentlich 
ein Grenzverkehr im engeren Sinne des Worted war. Auch damald wurden 
zwar ſchon Waaren weit fortgejhidt auf Grund der Einrichtungen für dieſes 
Verfahren, aber das war doch nur ein fleiner Theil. Erſt durch die Annerion 
von Elfaß it c8 in der Hauptfadhe nah Elſaß hinüber gelegt. Dieſe Ver— 
änderung ift in aller Stille vollzogen, chne daß darüber die Welt zu Grunde 
gegangen, ja ohne daß man nur viel Klage aus den Grenzdiſtricten über dieſen 
Berluft gehört bat. Die Veränderung würde jid wieder wahrſcheiulich in aller 
Stille vollziehen, wenn die Beitimmungen über das Appreturverfahren und damit 
diefer bejondere Berfehr ganz aufhörte. Ich bin übrigens durchaus nicht gleich- 
giltig dagegen, wie überhaupt nicht gegen cinen verftändigen Handelövertrag mit 
Defterreidh. Ich wünſche lebhaft ein gutes Berhältnig mit Defterreih in poli- 
tifcher wie in mwirtbichaftlicher Beziehung. Ich ftehe auf dein Standpunft, der 
jest als antiquirt, ja faft wie ein närrifder erjcheint, daß ich die Beſtimmung 
Defterreich gegenüber, zu der wir vertragsmäßig verpflichtet waren, heute noch 
für richtig halte, nämlich im Auge zu behalten, daß dieje beiden Bölfer, die fo 
Bieled gemeinfam haben, eine Gemeinfamfeit, die büben wie drüben mit dem 
Aufpören der politifchen Streitigfeiten nach der politiichen Trennung wohl ſtärker 
empfunden wird, als früher, auch zu einer gemeinfamen Wirthihaftspolitif kommen 
follten. Ich ſchwärme nicht für das 70 Millionenreih, wie man ed früher 
geplant hat. Daß aber in unſerer Wirthihaftspolitif im wohlverftandenen 
Intereſſe beider Reiche diefer Gedanfe immer Iebendig erhalten werden muß, 
davon bin ich überzeugt. 

Haben wir nun immer die richtigen Mittel ergriffen, um diefen Gedanten, 
ſoweit e8 die Verhältniſſe geftatten, zur Geltung und zwar anf beiden Seiten 
zu bringen? Nein, denn dadurch, daß wir kurze Zeit vor dem Beginn der 
Verhandlungen Alles aus der Hand gegeben haben, was wir als Conceffion 
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bieten konnten, haben wir eimen großen Wehler gemacht, indem wir damit min: 
deſtens eine gewiſſe Gleichgültigkeit gegen unfere Interefien, foweit fie bei dem 
demnädhft ablaufenden Handelövertrag berüdfichtigt werden müßten, zeigten. Wir 
haben unfere Gegner von der ertremen Schußzollpartei in Defterreich ermutbigt, 
rückſichtslos gegen unfere Intereſſen ihre Forderungen geltend zu machen, nachdem 
wir Alles aus der Hand gegeben hatten, was fie hätte bewegen können, auf 
uns eine freundliche Rückſicht zu nehmen. 

Es ift aber nicht blos die Conceſſion an fi, fondern, mie gefagt, ber 
Zeitpunft, in welchem die Gonceffion gemacht ift, der unfer Verfahren zu einem 
großen Fehler gemacht bat, indem wir mitten in der Geltung unjerer Verträge, 
die noch einige Jahre liefen, zu unjerem Mitcontrahenten fagten: Sei nicht 
beforgt, wir geben dir jet ſchon Alles, was du wünſchen kannſt, menn wir 
auch nicht willen, was tu und geben wirft. Was nun die Lage unferer Induftrie 
betrifft, zu der Zeit, als wir jo rückſichtslos vorgingen, jo wurde die Gefahr, 
die durch die induftrielle Kriſis drohte, von denen, die die Conceffion machten, 
volftändig verfannt, Niemand wird die Reden vergeffen haben, mit denen die 
erfte Vorlage für Aufhebung der Eifenzölle begründet wurde. Nein, wenn der 
Handelsvertrag nicht zu Stande kommt, fo ift es weſentlich unfere Schuld, weil 
wir die Defterreicher zu der Meinung verführt haben, daß e8 und auf Gegen: 
feitigfeit gar nicht anfommt. Nun ftößt ınan fih an das Wort „Segenfeitigfeit”. 
Ih muß jagen, man hat wieder verſucht, die Gegenfeitigkeit — id muß es 
aussprechen — lächerlich zu machen dadurch, daß man den Gedanken, Tosgelöft 
von den wirklichen Berhältniffen, in das Extrem trieb. Der Herr Correferent 
hat mit großer Vorſicht, um das zu verhüten, geſagt: „ES fällt mir garnicht 
ein, abjolut gleiche Tarife zu verlangen. Das bat ihm nun freilich nichts 
geholfen, denn nun erft wieder hat man als Gegengrund die abfolute Gegen: 
feitigfeit vorgeführt. Daß wir num aber gerade in dieſem Augenblid, wo — 
ich nehme das Beifpiel, da8 der Herr Vorredner gebraudt hat — die Eifen- 
induftrie überall, in allen ‘Productionsländern an Ueberproduction leidet, ein 
beſonderes Intereſſe haben, auf die Gegenfeitigkeit ein beſonderes Gewicht zu 
legen, iſt doch wohl flar. Die Trage iſt: Wer hält es am Tängften aus. 
Ohne Zweifel der, der die Zufuhr der Ueberproduction des Andern erfchwert 
und die eigene Ueberproduction dem Andern zuführt. Hier ift ſchon gefagt: 
Schließlich wird e8 England fein, das am längften aushält. Das ift richtig, 
aber wahrlich nicht blos deshalb, weil England am beften fituirt ift für die 
Eifenproduction, nein auch deshalb, meil England fih auch für feine eigne 
Eiſen- und Stahlproduction noch einen gewiſſen Grad von 
Schutz rejfervirt hat. Wir fünnen ja nad Hull oder Liverpool deutſches 
Eifen einführen. Aber feine Kolonien? Da tft e8 anders. Wenn die englifche 
Regierung als Regierung von Indien für den Eifenbahnbau in Indien Schienen 
oder Lokomotiven ausfchreibt, jo jchreibt fie al8 Submiffionsbedingung aus: diefe 
Schienen und Locomotiven müffen aus englifhem Eifen gefertigt fein. 
(Hört!) 

Meine Herren! Wenn unſer Handelsminiſterium in den Submijfions- 
bedingungen fagte: Diefe Schienen müfjen aus deutſchem Eifen bereitet fein, dann 
hätte Die Sache für unfere Imduftrie gar feine Schwierigfeit, und Niemand 
würde noch einen befonderen Schu verlangen. Was thut das englische 
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Miniftertum aber weiter? Es jagt außerdem noch, dieſe Artikel müfjen auch) 
in engliſchen Schiffen oder wenigitens aus einem engliihen Hafen nad Oftindien 
verjchifft werden. Sie müfjen aljo dieje in Deutichland aus engliſchem Eijen 
gemachten Schienen nad) Liverpool oder London bringen, dort umladen und 
dann nad) Indien fahren. Ein angejebenes deutſches Wert bat nun trog ber 
großen Schwierigkeiten diefe beiden Bedingungen für Schienen zu erfüllen ver 
ſprochen, Hat feine Submiffion abgegeben, bat nach den Ermittlungen, die es 
angeftellt bat, bei alledem auch den niedrigften Preis in London gehabt, bat 
aber den Zufchlag doch nicht erhalten. Als es dann fragte, warum ed den 
Zuſchlag nicht befommen, bat e8 von der engliichen Regierung die Antwort 
erhalten: die engliiche Regierung laſſe fih auf ſolche Antworten nicht ein, fie 
gebe feinen Grund an, weshalb der Zuſchlag nicht ertheilt ſei. Ich wiederhole 
die Thatfahe! Das deutjche Werk hatte aljo gejagt: 1. Wir nehmen engliſches 
Eifen und werfen das nad. 2. Wir jchiden die Schienen nad Liverpool und 
(affen fie von dort nad Indien verſchiffen. 3. Hatte e8 den billigften Preis 
geftellt, und dennoch war es abgewiefen. Wir laflen Eifen und Stahl ein, frei, 
ohne Zoll, woher ed fommen möge und welde Schiffe es und zuführen mögen. 
Iſt das Gegenfeitigfet? Das practiiche England weiß troß alles Mancheſter— 
thums jeine Interejfen jehr wohl gegen fremde Concurrenz zu ſchützen. Hier 
mit feiner Colontalpolitif, dort mit feinem Schifffahrtsgeſetz, ſehr jtarf bei dem 
Spiritus, dann mit feinen Beſtimmungen über die Einfuhr von Schlachtvieh, 
fogar für fein Getreide, wenn es aud nur ein bloßer Controllzoll genannt wird 
— überall kommt die practiſche engliſche Politif auf einen gemiffen Schuß des 
heimiſchen Marktes zurüd. Wie Frankreich und Defterreih, Belgien, Rußland 
und Amerika ſich ſchützen, wijjen Sie. 

Wenn wir ohne alle NRüdficht auf Gegenfeitigfeit unfere Verträge ſchließen 
wollen, dann ſchließe ich mich Einem der Herrn Vorredner an, daß es durchaus 
überflüffig ift, überhaupt Handelsverträge zu jehließen, denn dann kann man nur 
immer den Anforderungen nachgeben, Die von der andern Zeite gemacht werden. 

Ic komme nun zu der Frage, die hier behandelt ift: „Was thun wir, 
wenn der Handelövertrag nicht zu Stande kommt? Da muß ich jagen, ich 
finde den Antrag des Herrn Gorreferenten ganz pafjend und geredht. Wenn es 
feftfteht,, wir fünnen nicht mit unfern Nachbarn, auch nicht mit den freundlich 
gefinnten, zu denen doc Oeſterreich gewiß gehört, fertig werben, felbft wenn 
wir den beften Willen dazu mitbringen, ja Die größten Conceffionen entgegen- 
bringen, dann liegt der Gedanke doch nahe, daß auch wir dabei nicht ohne 
Schuld, daß unfere Handelspolitif unklar oder nicht richtig berechnet geweſen ſei, 
und dann glaube ich, ift e8 wor Allem nothwendig, daß eine genaue Unter- 
ſuchung aller für unjere Handelspolitif wichtigen Verhältniſſe, das heißt eine 
Enguöte ftattfinde. Was für eine Enquöte, worüber? fragt Herr Profeflor 
Schmoller. Gewiß feine einfeitige; Niemand ift ein größerer Gegner gegen 
jogenannte Intereſſenparlamente als ich, wie ich das durch beftimmte Anträge im 
Parlamente jhon bewiefen habe. ch will nicht Diefe oder jene Gruppe erit 
abftimmen laſſen, was fie will und nicht will, jondern ich will, daß eine beftimmte 
Sommiffion, entweder von dem Parlament oder der Regierung oder von Beiden 
eingefegt, mit beftummten Fragen fich nicht an dieſe oder jene Intereffentengruppe 
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wende, jondern an jede mit beftimmten Fragen, ſodaß fie den Eifenproducenten 
durch den Aderbauer controliven läßt u. ſ. w. 

Iſt e8 denn nicht ganz natürlich gerade in der hiſtoriſchen Entwidelung, in 
der wir uns befinden, zu lagen, wir fangen einen neuen Abſchnitt an aud in 
unferer Handelspolitit, nachdem wir mit der Errichtung des deutſchen Reichs 
einen neuen jo großartig begonnen haben. Erinnern Sie fi) doch der Zeit, 
als der deutſch-franzöſiſche und deutſch-öſterreichiſche Handelsvertrag geichloffen 
wurde. Wie anders war die allgemeine Weltlage und die unſere im beſondern 
als heute. Wenn jemals die politiſchen Erwägungen den handelspolitiſchen 
gegenüber überwiegend waren, ſo daß ſie in der That die letzte Entſcheidung gaben, 
ſo war es damals der Fall, als unſer alter Streit mit Oeſterreich in der 
deutſchen Frage ſich der Entſcheidung zudrängte und wir deshalb ſehr vorſichtig 
ſein mußten, den Zollverein nochmals zuſammen zu halten, ſogar den Druck 
von Frankreich auf die Mittelſtaaten gern annehmen mußten, wenn er uns nur 
den Zollverein in dieſem bedenklichen Momente zuſammenhielt. Sind wir denn 
in dieſem Augenblick in derſelben Lage wie damals? Müſſen wir heute fürchten, 
daß wir einen Nachbar beleidigen, der uns mit ſeiner Böswilligkeit bei unſern 
weiteren Plänen ſehr hinderlich ſein kann? Müſſen wir heute fürchten, daß an 
dieſer oder jener Beſtimmung eines Vertrages der mit ſo viel Mühe und Opfern 
zuſammengebrachte Zollverein wieder ſcheitern könnte? Nein, Gott ſei Dank! 
jetzt giebts kein Veto im Zollverein mehr, jetzt laufen die Verträge nicht auf 
eine gewiſſe Dauer, und wir ſtehen nicht mehr wie früher nach einer gewiſſen 
Zeit wieder der vollen Ungewißheit gegenüber, was aus dem Anfange eines 
deutſchen Staates, wie es der Zollverein war, werden ſoll. So lange es eine 
deutſche Handelspolitik giebt, it noch nie der Moment jo günftig geweſen, 
endlich diefe Handelspolitif frei von allen Rückſichten auf die große Politik bloß 
im Intereſſe unferer wirthichaftlichen VBerhältniffe und unfere8 guten Verkehrs 
mit den Nachbarn einzurichten, wie heute! (Bravo!) 

Ift denn das nicht auch der Zeitpunft, wo man fich befinnen und fragen 
joll: wie fteht es denn bei uns felbft eigentlich in Diefer Angelegenheit. Nachdem 
der Staat ſicher ift, was fordern die wirthichaftlichen Interefien des Volkes ? 
Sollen wir denn umfonft gerade in diefer Beziehung diefen großen Erfolg 
errungen und diefen Abjchnitt gemacht haben? 

Nun fagt man, wir, die wir jo etwas verlangten, wir bejchimpften die 
Leiter, die und zur Einheit geführt hätte, wir proteftirten eigentlich indirect gegen 
ven deutſchen Zollverein. Nein, meine Herren, Diejenigen, die ohne alle Rückſicht 
auf die beftehenden Verhältniffe, ohne alle Rüdficht auf die augenblidliche Lage 
der Imduftrie damals die Eifenzölle aufhoben, die das Salz für das Eifen 
verfauft haben, als es ſich um die Abichaffung der Salzfteuer handelte, die 
haben mit der Tradition des Zollvereins, nicht wir, die mir eine worfichtige 
Ermägung aller Verhältniffe verlangten und gegen ein ſprungweiſes Vorgehen 
proteftirten, gebrochen. Das waren nicht die Nachkommen von Motz und Kühne, 
die jo rückſichtslos die Zölle aufgehoben willen wollten, — nein das waren die 
Anhänger des Cobden-Clubs, denen es weniger an dem freien Verkehr im Innern 
lag, als an dem freien Verkehr mit dem Auslande, den fie herftellen wollten. 
(Bravo!) 
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Borjigender Profeſſor Dr. Naſſe: Es ift ein Schlußantrag eingegangen 
von Herrn Dietel. Die Rednerlifte lautet: für die Anträge des Herrn Refe- 
renten die Herren Ludwig-Wolf und Dannenberg; gegen die Herren Hafller, 
Heſſel, Stöpel, Rentzſch, Dr. Grothe, Bernhardi, J. Schulze, Baare. 


(Die Discuffion wird gejhlofjen.) 
Der Herr Gorreferent hat das Wort. 


Correferent Generaljecretiv Bued (Düffelvorf): Meine Herren, ich möchte 
zunächft, weil e8 von Herm Dr. Braun mwenigftens ein halbdutzendmal wieder- 
holt ift, beſonders hervorheben, daß er immer jagt, wir jeten gegen die Eini- 
gung mit Defterreich aufgetreten. Ich habe freilich einen der Redner, die für 
ung geiprochen haben, nicht angehört, ih war draußen beichäftigt; von den 
Anderen aber hat Keiner irgendwie ſich gegen den Abſchluß des deutjch-öfter- 
reichiſchen Handelövertrags ausgefprohen. Ich glaube, Herr Dr. Braun hat 
diefen Borwand genommen, um recht kräftig mit dem Säbel gegen Defterreich 
zu raſſeln, und daran hat er e8 durchaus nicht fehlen laſſen. Wenn Defter- 
reich die Drohungen und das Schickſal kennen lernt, welches ihm bier bereitet 
werden foll, wenn e8 auf die Einigung nicht eingeht, dam muß es gegen alle 
Rüftzeuge der Folterfammer vollftändig unempfindlih fein, denn e8 bat bier 
nichts daran gefehlt, ihm die Hölle vorzumalen. 


Herr Dr. Braun hat mich gefragt, ob ich denn gewußt habe, wie viel 
Silber im Umlauf gewejen je. Das verfteht fi von felbft, daß ich es nicht 
wußte, das war auch nicht meine Aufgabe, aber e8 war die Aufgabe des Herrn 
Finanzminifters; aber ſchon damals ift die Autorität Soetbeer’8 aufgetreten, deſſen 
Angaben fi immer jo ziemlich bemahrheitet haben. — Wenn Herr Dr. Braun 
meinte, Daß es im Verkehr etwas ganz Gemöhnliches iſt, Daß das Gold ab- 
ftröme, daß e8 aber aud immer wieder zurüdfließt, jo möchte id) doch bemerken, 
obgleich ich nicht die Lehre von der Handelsbilanz in ihrem gewöhnlichen Um— 
fange hier zur Geltung bringen will, daß es doch gewiſſe Unterbilanzen auch 
um wirtbichaftlihen Haushalt der Nationen giebt, und daß, wenn diefe Unter- 
bilanzen ſich fortfegen, Das Gold nicht immer wieder zurückkommt, jondern 
auch mal vor der Thür Halt macht. 


Herr Dr. Braun hat freilich in ſeinen einleitenden Worten gejagt, er wolle 
nicht auf die Stimmung und auf das Gemüth wirken, jondern auf den Berftand. 
Ich würde es nun freilich bedauern, wenn meine Ausführungen jo ausgefallen 
wären, daß fie mit dem Verftande nichts zu thun gehabt hätten. Sch habe 
aber nod eine dritte Inftanz, an die ich appelliven könnte, nämlich in der Zoll- 
frage an das Portemonnaie, und das ift eine Inftanz, die manchmal wirklich 
ganz zutreffende Antworten ertheilt. 

Ich habe den blinden Glauben angegriffen, der eine Zeit lang geberrfcht 
hat in Bezug auf das Freihanvelsprincip, und Herr Dr. Braun hat diefen 
blinden Glauben als überhaupt nicht vorhanden gelten Lafjen wollen. Da möchte 
ih mir auch einmal erlauben, eine Meine Hiftorie zu erzählen. Ich habe einen 
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werthen Freund, und ed beftand eine Zeit lang die Gefahr, daß das freund- 
ſchafiliche Verhältniß fich gelöft hätte, weil er Freihändler iſt und ih Schug- 
zölner bin. Ich erlaube mir gleich zu bemerken Herrn Brofefjor Held gegen- 
über, daß ich mich noch micht gefcheut Habe, mid „Schußzöllner“ zu nennen, 
ſeildem mir die Ueberzeugung jo Klar vor Augen fteht, wie das jegt der Fall 
ift. Diefer Freund iſt aud einmal Abgeordneter geweien und zwar in ver 
Zeit des Confliktes, wo, ich geftehe e8 zu, unſere Abgeorbneten vollftändig in 
Anſpruch genommen waren durch die politiihen Kämpfe, die ja alles bisher in 
unferm politiichen Leben dageweſene überftiegen. Mein Freund fagte mir einft: 
„Wenn im Abgeordnetenhauſe einmal eine wirthihaftlihe Frage kam, ſo fiel es 
feiner Fraction ein, diefelbe zu erörtern, ſondern e8 bie: da haben wir ja den 
Prince-Smith, Faucher und Michaelis, die fennen das und werden das ſchon 
machen.“ Er hat mir das fo gejagt und ich habe dieſe Schilderung aud von 
anderer Seite beftätigen hören. Die Herren hatten keine Zeit fir wirthichaft 
liche Fragen und hatten den blinden Glauben an die Richtigkeit der Anfichten 
dieſes Triumvirats. Meine Herren! Herr Dr. Braun bat ſchon mandmal 
mit mir gejcherzt und er hat das auch heute gethan, denn er hat in mir eine 
Hoffnung erwedt, die fich leider nicht betätigte. ALS er von der Gegenfeitigfeit 
ſprach, fagte er: wo ift denn die Grenze, wo hört fie auf, wo füngt fie an? — 
Ich dachte, nun follte kommen: daher ftunme ih dem Neferenten bet in Bezug 
auf die Forderung einer Enquete, die muß die Grenze feftftellen. Aber nein, 
ic Hatte mich einer eiteln Hoffnung bingegeben, ſchließlich fagte er, er werde 
Dagegen ftimmen, was mid nun freilich recht betrübte. 


Meine Herren! Bezüglich des Zollvereind hat der geehrte Vorredner ſchon 
geſagt, daß wir nicht Gegner des Zollvereins find. Wir find Anhänger des 
„Zollvereind geweſen, wir glauben aber, daß er um feine guten Traditionen ge 
bracht ift, daß er nad) einer andern Richtung gedrängt wurde, als die ihm von 
Haufe aus vorgezeichnet war. Wenn aber dabei von einer gewiſſen Verwirrung 
der Anfichten geſprochen wurde, die jegt Pla gegriffen habe, jo möchte ich mir 
noch erlauben darauf aufmerffam zu madhen, daß ein Theil diefer Berwirrung 
auf die Herren Freihändler zu fchteben ift, die mit einer ganz fleinen Esca— 
motirung das Wort „Handelsfreiheit” in „Freihandel” verkehrt haben, 


Meine Herren! Ich möchte dann, um alle Mifverftändnifje zu vermeiden, 
mid bejonder8 dagegen verwahren, daß ich die Objectivität der Handels— 
fammer in ihrem Gutachten in Frage geftellt habe. Das ift mir durchaus 
nicht eingefallen; alle Achtung vor den Handelskammern, ich würde niemals bie 
Dbjektiwität einer deutſchen Handelskammer in Frage ftellen, aber zumeilen vas 
richtige Verſtändniß für induftrielle Angelegenheiten, wenn eine Handelsfammer 
hauptſächlich aus Handeltreibenden befteht. Nur möchte ich mir erlauben, Herrn 
Profeſſor Held zu erwiedern, daß jelbft, wenn nur Eifentnduftrielle bet der En— 
quete gefragt werden, Doch ſchon jehr bedeutende Wahrheiten zu Tage fommen 
können. Sp 3. B. ift bei der ganzen Bemefjung unſeres Tarif und unferer 
Zöle von großer Bedeutung die Frage der Selbftloften. Wenn Site nur Diefen 
Punkt allein klar ftellen, werden Site ficherlic ſchon eine bedeutende Grundlage 
gewonnen haben, und diefen Punkt können Sie feitftellen einzig und allein durch 
Nachfrage und Nachforſchung bei den Induſtrien und zwar, ich gebe e8 Herrn 
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Profeffor Held zu, durch Einblid in die Bücher. Da wieder eine Kleine Hiftorie. 
Als die Eijenzölle im Parlament verhandelt werben ſollten, traten die Bertreter 
der größten Werte in Rheinland umd Weftphalen zuſammen und jchrieben einen 
Brief an das Präſidium des Reichskanzleramts, worin fie baten, dafjelbe möge 
die Güte haben, eimen Vertreter herunterzuichiden, fie wären bereit, jedes 
Buch, jede Seite, jede Zahl vorzulegen, um die Beweiſe darzuthun. Das Prä— 
ſidium des Reichskanzleramts antwortete, daß es dergleichen Aufklärungen nicht 
bedürfe. (Hört!) 

Auch die Conſumenten können gefragt werden und zwar mit einer größeren 
Leichtigkeit, als Herr Profeſſor Held es ſich denkt. Denn, wer ſind die grö— 
ßeren Eiſenconſumenten? Die Eiſenbahnen find es. Dieſe, die doch das leb— 
hafteſte Intereſſe an der Sache haben, nach ihrer Anſicht zu befragen, kann ſo 
gar ſchwer nicht ſein. Die müſſen doch als die größten Conſumenten von der 
ſchrecklichen Conſumentenbenachtheiligung, wenn ſie überhaupt vorhanden, ebenfalls 
was Erkleckliches verſpüren. 

Meine Herren! Von dem Schmuggel iſt ſehr Vieles wahr, was Herr 
Dr. Braun geſagt hat. Es thut mir nur leid, daß das von ihm erſt jetzt 
geſagt iſt. Denn das Verhältniß, welches ſich nach Aufhebung des Kartells mit 
Oeſterreich herausbilden wird, beſteht in voller Blüthe an der ruſſiſch-preußiſchen 
Grenze. Da hat jeder preußiſche Zollbeamte den Schmuggel nach Rußland zum 
mindeſten nicht zu verhindern; in wieweit er ihn begünſtigt, weiß ich nicht, aber 
er hat keine Verpflichtung, ihm entgegen zu treten. Das Verhältniß iſt alt 
und ich wundere mich, daß Herr Dr. Braun nicht ſchon ſehr häufig, von ſeinem 
ethiſchen Gefühl getrieben, dagegen proteſtirt hat. 

Uebrigens glaube ich nicht, daß der Fabrikant einem Schmuggler die Waaren 
billiger verkaufen wird, als einem Anderen; daß der Schmuggel demoraliſirend 
wirkt, will ich nicht beſtreiten. 


Nun, meine Herren, noch eine kleine Bemerkung gegen Herrn Profeſſor 
Held. Wenn er mit ſeinem Fichtelgebirgs-Hinterwäldler exemplificirt, ſo kann 
ich das ohne beſondere Beunruhigung hinnehmen. Ich glaube, daß wir ohne 
Gefahr für unſere deutſchen Verhältniſſe dieſen Hinterwäldler an feinem baye- 
riſchen Tarif fortbauen laſſen können; wenn er es aber für vollſtändig unge— 
rechtfertigt hält, daß wir den nationalen Gedanken betonen, fo muß ich dem 
doch auf das Entjchiedenfte widerſprechen. Herr Profefior Held fagt: jeder 
Schutzol muß zum Freihandel führen. Ich bin vollftändig überzeugt von der 
Wahrheit diefer Worte und ich werde ihm beiftummen, obgleich ich die Wahrheit 
nicht von ihm gelernt habe, fondern ihm nur fir die Beitätigung dankbar bin, 
ich werde ihm beiftimmen, in dem Augenblide, wo wir für alle Nationen ein 
einzige8 Budget haben werden. So lange das aber nicht der Fall ift, fo Lange 
nehme ic, die Berechtigung für mich in Anſpruch, daß ich eine Sache, von der 
ich überzeugt bin, daß fie die wirthichaftlichen VBerhältniffe des Landes fördern 
und damit für Jeden die Gelegenheit günftiger ftellen wird, ſich wirthichaftlicher 
zu bewegen und zu ernähren, von der nattonalen Seite betrachte und ich glaube 
mich dabei auf einem viel concreteren Boden zu bewegen und mich an viel näher 
liegende Dinge zu halten, als wenn die Herren Freihändler von dem Weltfrieven 
Iprechen, den fie mit dem Freihandel zu erreichen hoffen. 
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Herr Profeffor Held hat, in Bezug auf die von mir gemachte Keproduction 
Lannyer's noch gefragt, was das für eine Conſequenz wäre, wenn wir Alles, 
was ein Land und biete, zurückweiſen wollten. Davon iſt ja nicht Die Rede 
geweſen. Wir fprechen Lediglich vom bedingungsloſen Freihandel, wie ev von 
England geboten wird. Den hält der franzöſiſche Nationalöconom für etwas 
Schlechtes — für etwas Schlechtes ift Fein guter Ausdruck, ich will jagen, für 
etwas für unfere Verhältniffe nicht Paſſendes, und deshalb hat fih der Mann 
dagegen ausgeſprochen. 

Nun hat Herr Profeffor Held ſowohl, wie mein verehrter Herr College 
im Referat das Schlagwort gebrandmarft, welches die größte Verbindung von 
Induftriellen, der „Centralverband deutſcher Induftrieller” an feine Spitze geftellt 
hat: Schuß der nationalen Arbeit! Wenn es ein Schlagwort ift, jo möchte ich 
wenigſtens den Gentralverband für die Erfindung nicht verantwortlich machen, 
denn unter diefer Fahne hat auch der zwar als Schutzöllner hier bezeichnete 
aber immerhin nicht unbedeutende Staatsmann gefämpft, der franzöſiſche Minifter 
Fould. Diefer ſagte in derjelben Rede, die ih mir anzuführen erlaubte: Der 
Zolltarif hat zwei Aufgaben zu erfüllen. Die eine ift Die Förderung der 
nationalen Arbeit, die zweite ift, eine Hilfsquelle für die Einnahmen des 
Staate8 zu bilden. Would ging alfo auch von der Idee aus, daß der Schut 
die nationale Arbeit fördere. Das ift immerhin eim nicht zu verachtender Bei- 
ftand, der ung gewährt wird, wenn auch mit dieſem Minifter fein Handelsvertrag 
zu Stande gekommen ift. Aber was hat denn jener franzöfiihe Handeldminifter 
gethan, der den Vertrag mit England endlich abgeichlojfen hat? Er bat un: 
haltbare Prohibitionen befeitigt und unhaltbar hohe Zölle auf das Maß redu— 
cirt, welches dieſe Zölle über kurz oder lang doch hätten einnehmen müſſen, 
auch ohne Hanveldvertrag, und Fould deutete in derjelben Rede ſchon darauf 
hin, daß diefe Zollpofitionen „überjährig‘ fein. Er ftand alfo auch ziemlich 
auf demfelben Standpunft, und wir würden ung in der Sache nicht bemühen, 
wenn wir die franzöfifchen Zölle hätten. Tas ift aber auch ſchon ſehr oft 
gefagt, ich will das nicht weiter ausführen, um nicht etwas Ueberflüffiges bier 
vorzubringen. 


Was nun die Anträge betrifft, jo möchte ih Ihnen nochmals and Herz 
Yegen, fi diesmal von Ihren gewöhnlichen Auffafjungen zu trennen und meinen 
Anträgen zuzuftimmen. (Heiterkeit) un, meine Herren, dieſe Bitte ift ziemlich 
natürlich, es bat noch fein Referent gebeten, nicht für feine Anträge zu ſtimmen. 
Ih wollte Ihnen aber zur Erwägung geben, daß trog der Ausführungen der 
Herren, die gegen meine Anträge geſprochen haben, ich nicht zugeben fann, daß 
fie irgend etwas in der Situation verſchlechtern. Es ift meine fefte Ueber: 
zeugung, daß Sie einen wohlthätigen Drud auf unfere Unterhändler ausüben 
werden, wenn Sie gewifje Punkte hervorheben, die Defterreich zu denken geben 
werden. Wenn bier der vereinigte volkswirthſchaftliche und focialspolitiiche Con 
greß fih für die Wiedereinführung der Eifenzölle ausiprechen, To habe ich die 
fefte Ueberzeugung, daß fie den Unterhändlern in Wien für die Zuftandebringung 
des Vertrages, die Sie ja fo eifrig anftreben, fein größeres Hilfsmittel geben 
fünnen. (Bravo!) 

Referent Dr. Weigert (Berlin): Meine Herren! Ich weiß; nicht, 
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ob andere bei den gegenwärtigen Verhandlungen anmejende Herren meine Anficht 
theilen, daß ſich die heutige Discuffion ganz erheblich von dem Thema, welches 
ihr als Ausgangspunkt diente, entfernte. Ich geftehe, daß ich allerdings erwartet 
babe, daß es jo kommen wiirde, daß, während auf der Tagesordnung eine Dis- 
euffion über den deutſch-öſterreichiſchen Handelsvertrag fand, viele Herren ber 
gegnerifchen handelspolitiſchen Richtung die Gelegenheit fich nicht entgehen laſſen 
würden, über die beliebten Themata, als da find: Neciprocität, Enquete, Eijen- 
zölle, fich zu verbreiten, und es find ja ſämmtliche drei Schlagworte in dem 
Antrage, welchen mein geehrter Freund und College im Referat, Herr Bueck, 
geftellt hat, enthalten. Aber ich muß ebenjo befennen , daß id) nicht finde, daß 
die Darlegung des allgemeinen gegneriſchen Standpunkt nur irgend etwas Neues 
zu Tage gefördert hat, oder daß ih und meine gleichgefinnten Freunde durch 
das, was die Gegner vorgebradht haben, aud nur im geringften befehrt und 
anderer Anficht geworden find. Man hat uns wie ſtets mit den irrthümlichſten 
Bezeichnungen belegt, uns eine Stellung angewiefen, die wir niemald einge- 
nommen haben, uns die abjoluten Freihändler, die Aufheber aller Zölle genannt, 
während wir nichts anderes verlangt haben und verlangen als einen Iegalen 
Vertragsverfehr mit anderen Staaten, als Beibehaltung und Ausbildung der 
Handelöverträge, die unter dem Namen der weſteuropäiſchen Verträge mit ber 
Glaufel der meiftbegünftigten Nation jeit länger als einem Jahrzehnt befannt 
find. Man hat diefe Handelöverträge ald etwas Antifreihändleriiches bezeichnet. 
Wir Freihändler verlangen nichts anderes als die Aufrehthaltung und Aus— 
bildung diefer Inftitution, welde wir als nüglich erkannt Haben und in der 
allerdings in Zufunft das reine Princip, welches wir für das ideal Nichtige 
halten, zum Ausdrud kommen kann. Wir jehen in einem Handelövertrag nicht 
nur einen mit einem beftimmten Zolltarif abgejchloffenen Vertrag, jondern wir 
jeben in ihm die Verbindung zweier Völker auf der Grundlage möglichfter 
Berfehrserleichterung, deren Wirkungen weit entfernt find, fih nur auf materielle 
Dinge zu erftreden. 

Ich will mich nicht darauf einlaffen, die einzelnen Ausführungen, welche 
von den Herren der Gegenpartei gemacht worden find, bier zu characteriſiren, 
ganz befonder8 nicht Das von den englifchen Submijfionen von Herrn Dr. Löwe 
Erwähnte näher zu widerlegen. Ich will nur bemerken, wenn die Fälle, die 
er im Auge hat, richtig find, — und ich bin weit davon entfernt, fie zu be- 
zweifeln, ich kenne fie nicht im Detail — daß folde Saden auch bei unfern 
Submiffionen nicht einmal, fondern als die Regel vorkommen, er uns aljo 
nicht ein Bild von einer befonderen englifhen nationalen Handelsincoulanz vor- 
geführt hat. | — | 

Ich glaube, die Stellung, die wir in der gegenwärtigen Frage einzunehmen 
haben, wird durd; meine Anträge richtig charakterifirt. Es ift der Stanbpunft: 
wir wollen einen Handelövertrag mit Defterreich, wir wollen nicht das Bertrags- 
verhältnig mit dem benachbarten Staate, mit dem wir durch fo viele Bande 
verfnüpft find, mit einem Male breden und Confequenzen herbeiführen, Die 
möglicherweife fiir beide Theile verhängnigvoll find. Wir haben und als ehr- 
liche, offene Freunde eines Handelövertrages mit Defterreich bekannt, wir haben 
aber gleichzeitig uns gehütet, zuzugeftehen, daß wir einen ſolchen Vertrag & tout 
prix haben wollen, wie Herr Dr. Era8 aus meiner Refolution herausgelejen 
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haben will. Wir wollen einen Hanbelövertrag haben, der und nicht jchlechter 
ftellt als bisher, und wir müfjen anerkennen, daß der bisherige Handelövertrag 
mit Defterreich immerhin ein ganz leivlicher für ung gewejen if. Da ebenfo, 
wie bei und die Stimmung nicht auf Zollerleichterungen geht, fie in Oeſterreich 
nach derjelben Richtung gravitirt, wollen wir und vorläufig an dem status quo 
genügen laffen. Die Bemerkung, taß wir „nicht ungünftiger” geftellt werben 
Dürfen, drückt jelbftwerftändlich nicht aus, daß wir bisher ungünftig geftellt ges 
weſen find. 


Ich babe ausdrücklich als Kequifit des neuen Vertrages das Appreturver⸗ 
fahren erwähnt und fann nur den großen Nuten wiederholt hervorheben, welchen 
für mande Induftrien in Deutjchland das Appreturverfahren hat und daß ich 
glaube, daß die Geringihägung, mit der dafjelbe von manchen Rednern der 
Gegenpartei behandelt worden ift, ſchwerlich den Beifall ihrer Hintermänner 
finden wird. 


Was den zweiten Paſſus anbetrifft, jo fagt derfelbe, daß wir, wenn Defter- 
veih mit uns feinen Vertrag auf derfelben Baſis wie bisher jchliegen will, wir 
uns in fein Vertragsverhältniß einlaffen wollen, ſondern Oeſterreich alddann 
nicht auf den Fuß der meiftbegünftigten Nation jtellen werben. Wir find, wie 
die Herren der Gegenpartet richtig fagten, nicht abgeneigt, wenn e8 nicht anders 
geht, Netorfionsmaßregeln einem Staate gegenüber einzuführen, der uns das 
Bertragdverhältniß fündigt; aber wir können nicht eher jagen, ob und in welcher 
Beziehung, auf welche Gebiete ſich dieſe Retorfionsmaßregeln ausdehnen jollen, 
bevor wir nicht wiſſen, wie fid) Defterreich uns gegenüber ftellt. ch glaube 
alfo, unfere Haltung ift eine richtige, demjenigen Staate, mit dem wir den 
Bertrag jchließen wollen, zu jagen, wir find bereit, ein Bertrag zu jchließen 
auf der bisherigen Bafis, wenn nicht mehr gegeben werben kann, — aber ihm 
auch zu zeigen, daß wir nicht Willens find, uns das Zurückweiſen der Freund— 
ihaftshand gefallen zu laſſen, jondern ihn möglichermeife in Eventualitäten zu 
ftürzen, die ihm fjehr unangenehm wären. 

Ic will nicht weiter, mit Rückſicht auf die vorgerüdte Zeit, auf die 
Materie eingehen und empfehle Ihnen die Annahme meiner Anträge. 


Dei der Abftimmung wird, indem getrennt über die einzelnen Nummern 
der Anträge abgeftimmt wird, die Nr. 1 des Bueckſchen Antrages bei der Zäh— 
lung mit 52 gegen 39 Stimmen abgelehnt. Nr. 1: des Antrages ded Herrn 
Dr. Era8 wird gleichfalls abgelehnt, dagegen wird die Nr. 1 des Weigert- 
ſchen Antrages angenommen. Die Nr. 2 des Antrages Bued und Dr. 
Eras werden abgelehnt, die Nr. 2 des Weigertihen angenommen. 


Die angenommenen Theſen lauten: 


1) Im einem neuen Handelövertrage mit Dejterreih-Ungarn darf Deutjch- 
fand nicht ungünftiger geftellt werden, als bisher. Insbeſondere muß 
der Beredlungsverfehr (das Appreturverfahren) in demfelben Umfange, 
wie bisher, beibehalten werden. 
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Beide Staaten fichern fih alsdann die Rechte der meiſtbegünſtigten 
Nation zu. 

2) Falls Defterreich - Ungarn mit Deutichland feinen Handeldvertrag auf 
der unter Nr. 1 bezeichneten Grundlage zu ſchließen gemillt ift, liegt 
für Deutjchland feine Veranlaſſung vor, Oeſterreich-Ungarn auf den 
Fuß der meiftbegünftigten Nation zu ftellen. 


Hierauf wird die Sigung um 3 Uhr 30 Minuten gefchloffen. 


Dritte Situng. 


Mittwoh, den 10. October 1877. 
(Die Situng wird um 10 Uhr 30 Minuten eröffnet.) 


Borfigender Profeffor Dr. Naffe: Ich eröffne die Sitzung. 
(E8 folgen geſchäftliche Mittheilungen.) 


Bor der Tagesordnung bittet um das Wort zu einer perfönlichen Be— 
merkung in Bezug auf die vorgeftrige Debatte Herr Profeffor Dr. Wagner. 


Profeffor Dr. Wagner (Berlin): Meine Herren! Sie erinnern jic, 
daß ich neulich dem Herrn Juſtizrath Dr. Braun nachſagte, ev babe fich dafür 
erklärt, e8 ſei wünſchenswerth, Eifenbahnen, Poft und dgl. mehr an Private 
itbergehen zu ſehen. Hinterher hat er mich zu dem Nachweis aufgefordert, wo 
er das gefagt habe. Ich habe ihm geantwortet, jo weit mein Gedächtniß es 
zuließ. Darauf hat er erwiedert, das, mas er gejchrieben, bedeute etwas anderes. 
In Folge deſſen halte ich mich für verpflichtet, Ihnen in wenigen Minuten 
den Beweis zu führen, daß dasjenige, was ich gefagt babe, vollftändig richtig 
war, daß aber die Neuerungen des Herrn Juſtizraths Dr. Karl Braun, die 
mir neulich nicht genau in Erinnerung waren, noch viel weiter gehen. 

Herr Juſtizrath Karl Braun hat in einem Aufſatz „Staats- und Ge- 
meindefteuer im Zuſammenhang mit Heeres, Communal- und Agrarverfaſſung“, 
erfchtenen in der Bierteljahrichrift für Volkswirthſchaft u. ſ. w. von 1866, 
II. Band auf Seite 7 wörtlich Folgendes gejagt: 


„Fragen wir nun nad den Einnahmen des Staates, wie fie zu 
beihaffen feien und ob aud hier der Grundſatz von Yeiftung und Gegen 
leiftung anwendbar jet? — jo müſſen wir zunächſt erft die Frage er= 
ledigen: „Welchen Zweden dienen die Staatsausgaben?“ — und diefe 
führt und wieder auf die Frage nach der Staatöverfaffung. Hier müſſen 
wir nun unterjcheiden zwifchen dem Staat, welder die Grenze zwiſchen 
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fi) und der bürgerlichen Gefellfchaft bereits richtig vegulirt bat, und 
dem Staat, bei welchem dies nicht der Fall ift, fondern der noch, 
wie die bei uns die Kegel bilvet, den Transport von Nachrichten, Per- 
onen und Gütern — auf dem ZTelegraphen, der Poft und der Eifen- 
bahn —, den Weg:, Straßen:, Ganalbau, die Berg:, Forft: und Medi- 
cinalverwaltung, den Unterricht, die Förderung von Yandwirtbichaft und 
Gewerbe u. j. w. als auftragslofer Geihäftsführer der bür— 
gerlihen Gefellihaft beforgt. Das alles find Gebiete, auf welchen 
naturgemäß das Gefeg der Proportion zwiſchen Yeiftung und Gegen: 
leiftung gilt, und alfo auch innerhalb des Staates gelten follte, wenn es 
der lettere nicht — was jedenfalls klüger wäre — vorziebt, alle 
diefe ihn Jeiner eigentlihen und wahren Aufgabe entfrem— 
denden DOfficien und Laften von ſich abzuwälzen, um feine 
ganze Kraft dem eigentlichen Beherrihungsgebiet, dem Rechts- und Macht— 
Ihuge zu widmen.’ 


Und dazu noch ein paar Zeilen auf der folgenden Ceite: 


„Wenn bet und die Richter Staatsbeamte find, jo ift das 
ſehr Unrecht und erfchwert ihnen ohne Noth die Ausübung ihres Be— 
rufe. Das Finden und Fällen von Urtheilen ıft nicht Sade des 
Staates, fondern derjenigen Rechtstechniker, melde die bürgerliche 
Gejelihaft mit ihrem Vertrauen beehrt, und deren Urthetle, d. 5. deren 
Rechtsgutachten der Staat vollftredt, weil nur auf dieſem Wege die 
öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten ift.“ 


Ich glaube alfo, daß das, was ich behauptete, wahrheitögemäß war. 


Dr. Braun (Berlin) (zu einer perfönlichen Bemerkung): Es thut mir 
jehr leid, daß ich Ste nochmals moleftiren muß, aber das Gitat ift denn doch 
wirklich mit großer Gewalt aus dem Zuſammenhang gerifjen. Der verehrte 
Herr Präfident hat die Gewogenheit gehabt, mid, davon zu präveniren, daß 
Herr Wagner mit dem vorigen Male nod nicht genug babe und darauf zurüd- 
fommen wolle. Ic habe daher denjelben Band der volfswirthichaftlichen Biertel- 
jahrſchrift, den er mitgebracht hat, auch mitgebradt und werbe Ihnen alfo, 
nachdem er die Zweifelsgründe vorgetragen, Die Entjdeidungsgründe und bie 
Entſcheidung felber vortragen. 

Das, was er Ihnen vorgetragen hat, bezieht ſich auf einen ideal conftru= 
irten, möglichen Staat. Was aber den wirflichen und reellen Staat anlangt, 
in dem wir leben, fo verweife ich auf Eeite 194 des nämlichen Bandes und 
auf Die Verhandlungen der Braunfchiveiger Berfammlung, eine Vereinigung des 
volfswirthichaftlichen Congreſſes und anderer Mitglieder, mo die Grundzüge für 
die wirthichaftlihen Beftimmungen der Verfaſſung des norbdeutichen Bundes 
niedergelegt wurden, e8 war das am 6. Auguft 1866. Da heißt e8 in dem 
von Dr. Alerander Meyer erftatteten Bericht: 


„Dr. Braun vechtfertigt die unten mitgetheilte Reſolution.“ — 
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Das ıft alfo die von mir vorgelchlagene Rejolution. 

„Das Poſt- und Telegraphenweſen ift durch Befeitigung der gegenwärtigen 
Vielföpfigkeit und Herftellung einer einheitlichen Verwaltung immerhalb des Bum- 
deögebiet3 zu veformiren. — Die Poftüberfhüffe, die unter Vermeidung des 
Syſtems fiscalifcher Ausbeutung, durch Herabfegung der Taren und fid daraus 
ergebende Steigerung des Verkehrs zu erzielen find, fließen in die Reichskaſſe. 
Eine auf diefer Grundlage conftituirte einheitliche rationelle Telegraphen= und 
Poftverwaltung kann das bisher beftehende gemeinſchädliche Monopol entbehren. 
— Aud) diefe Säge ſeien vielfah, namentlid, auf dem deutichen Handelstage, 
erörtert und träfen die Beſchwerden des Handelsftandes. Deutichland fer hinter 
den andern Yändern im Poſtweſen zurüd, was lediglich in den traurigen poli= 
tischen Verhältniſſen Deutichlands feinen Grund habe, namentlich in dem nicht 
genug zu brandmarfenden Monopol, welches der Kaiſer dem ReichSpoftmeifter 
eingeräumt babe. In Deutichland beftehen 18 PBoftinftitute mit 18 Gentral- 
ftellen, wodurd; die Koften vermehrt, der Geſchäftsgang verjchlechtert werde. Nur 
eine einheitliche centralifirte Verwaltung könne allen Uebelſtänden abhelfen.“ 

Und darauf bin wurde Die von mir vorgejchlagene Rejolution angenommen. 

Ich habe Ihnen weiter vorzutragen aus dem von Hern Wagner citirten 
Aufſatz Seite 9, wo fich der Sat findet: „Der Staat herricht, die Gemeinde 
wirthſchaftet“, — der Sag, der eine jo große Rolle in dem Referat des Herrn 
Wagner fpielte, ohne daß er e8 der Mühe werth fand, zu jagen, daß ich ihn 
aufgeftellt habe. Heiterkeit.) 

Es findet fich darin folgender Sat, der aud in dem Referat des Herrn 
Wagner eine große Rolle fpielte, ohne daß er e8 der Mühe werth hielt, mir 
die Ehre, mich zu citiven, wovon er jet einen jo ausgiebigen Gebrauch macht, 
auch in diefem alle zu erweilen. Der Sat beißt: 


„Der Staat hat die Miffion der Berwvirflihung des Rechts: 
und Machtſchutzes, welche iveell von einander untrennbar und glück— 
licherweiſe auch faktifch nur vorübergehend — wenigſtens in einem wirk— 
lichen Staate — von einander getrennt find. — Die Gemeinde, bie 
ſtädtiſche ſowohl wie die Tändlihe Commune, tft ein vorwiegend öcono— 
miſcher Verband, der den Zweck hat, durch Beifammenmwohnen und fon= 
ftige Gemeinſchaft die Zmwede der Stadtwirthſchaft (Handel, Ge- 
werbe u. f. w.) oder die der Landwirthſchaft (Aderbau, Weinbau, 
Viehzucht) beſſer und ficherer zu erreihen, als e8 ifolirten Individuen 
oder Familien möglich wäre.” 


Irgend ein Wort der Kritik beizufügen, halte ich für überflüſſig. Es iſt 
mir peinlich, überhaupt von meiner Perfon ſprechen zu müfjen, und doppelt 
peinlih, wo Sie den letzten Reſt Ihrer koſtbaren Zeit zu etwas Befjerem ge- 
brauchen können. Ich bitte alfo um Entjchuldigung wegen diefer Schädigung 
Ihrer Imterefien. Ich kann nichts thun, halten Sie fih an Herrn Wagner, 
deſſen loei eitatio ih Ihnen offerire. 


Profeffor Wagner (Berlin) (zur perſönlichen Bemerkung): Ich bin doch 
genöthigt, nach diefer letzten Aeußerung des Herrn Dr. Braun einen Augenblid 
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nod um Gehör zu bitten. Ich babe Herrn Dr. Braun nicht perſönlich an- 
gegriffen, jondern babe bloß etwas von ihm Gefchriebenes worgelefen, während 
er perfönliche Angriffe daran geknüpft bat, auf die ih antworten muß. 

Ich kann zunächſt nicht zugeben, daß Herr Dr. Braun mit dem, was er 
auf Seite 194 über die Poft jagt, mid) irgend widerlegt. Er bat auf Seite 
7 deſſelben Bandes eine ganz entgegengeſetzte Anficht aufgeftellt im allge: 
meinen für einen Zukunftsſtaat, den er als einen idealen betrachtet, ber 
aber im Wefentlihen von dem heutigen biftoriich gewordenen Staate jo entfernt 
ift, als etwa der „ſocialiſtiſche“ Zukunftsſtaat. — — 


Borfigender Profeffor Dr. Naffe (den Redner unterbrechend): Ich glaube 
nicht, daß e8 möglich ift, diefe Frage bier weiter zu dicutiren. Ich habe dem 
Herrn Redner Gelegenheit gegeben, die Stellen vorzulefen, auf die er ſich 
bezogen bat; ich babe geglaubt, Herrn Dr. Braun die Gelegenheit zu ihrer 
näheren Erläuterung geben zu müflen. Ich fürdte aber, daß es in der That 
zu weit führen würde, wenn bie beiden Herren in diefer Discufjion fortfahren. 
Wenn der Redner ſich indeß perfönlid angegriffen glaubt, jo würde ich ihm zu 
einer perjönlichen Berichtigung allerding8 noch weiter das Wort ertbeilen müfjen. 
Ich babe einen ſolchen Angriff nicht bemerft. 


Profeffjor Wagner (Berlin): Aber ich habe ihn bemerkt und muß noch weiter 
eine Zumuthung zurüdweifen. Herr Dr. Braun hat gelagt, ich hätte ihm nennen 
jollen, weil ih feine Ideen vorgetragen hätte. Ste erinnern fich, daß ich aus— 
drücdlich gejagt babe, das find die Ideen der Freihandelsihule, wie fie vertreten 
find von Prince-Smith und Taucher und wie fie weiter fortgebilvet find von An= 
deren, denen ich feine befondere Ehre in diefer Hinficht zugeftehen fan, Zu dieſen 
Anderen zähle ih Herrn Dr. Braun, und er hatte wahrlich feinen befonderen 
Anſpruch, mir vorzumwerfen, daß ich jo zu jagen an feinen Ipeen ein Plagiat 
begangen 


Dr. Braun (Berlin): Ich babe diefen Vorwurf nicht gemacht, Halte 
aber jedes weitere Wort für weggeworfen. Ich gebe keine Antwort. 


Borfigender Profeffor Dr. Naffe: Wir gehen zur Tagesordnung über. 
Ic gebe zumächft dem Herrn Referenten Profeflor Shmoller das Wort. 


Neferat 
von Profeſſor Dr. G. Schmoller (Straßburg i. €.) über die 
Reform der Gewerbe-Ordnung. 


LE 


Meine Herren! Bei der. fchmwierigen Aufgabe, Ihnen in einer Stunde 
über das jehr allgemeine Thema einer Reform der Gewerbe-Ordnung zu bes 
richten, werden Ste mir geftatten, daß ich zumäcft von den Mifftänden, die 
ſich in letter Zeit gezeigt haben, die jo vielfach ſchon erörtert wurden und die 
Beranlafiung dazu gegeben haben, die Reform der Gewerbe-Ordnung überall, 
im Reichstage und anderwärts, auf die Tages-Ordnung zu ftellen, nicht weiter 
ſpreche; auf Einzelne8 komme ich nachher zurück; in der Hauptſache aber darf 
ich gerade Hier diefe Mifftände als befannt vworausfegen. Die vorangegangene 
öffentliche Diskuffion, die Petitionen, die Anträge im Reichstage begründen e8, 
wie ich glaube genügend, daß wir dieſes Thema auf die Tagesordnung jeßten. 
Ich babe nicht nöthig, erft durch Detailichilderungen zu beweifen, daß es einer 
Reforn bedarf. Ich möchte Ihnen vielmehr zeigen, in welchem allgemeinen 
hiſtoriſchen Zufammenhang diefe Reform fteht, wie fie audy abgelehen von den 
drückenden Nachwehen der großen Handelsfrifi8 und des Gründerjchmindels noth= 
wendig wäre, wie eine Zeit der aufbauenden Reform nothwendig der Zeit der 
mehr nur das Alte befeitigenden Epoche der Liberalen Gewerbegejete folgen muß. 
Ich möchte dabei allerdings von Anfang an, fo jehr ich die Reform der Ge— 
werbe-Ordnung, die Forderung eines neuen Gewerberechts betone, vor einem 
Irrthum warnen. 

Erlauben Sie mir darüber zur Einleitung noch eine allgemeine Bemerkung. 
Wir ſprechen bier von der Reform der Reichs-Gewerbe-Ordnung von 1869, 
d. h. von der Reform eines Geſetzes, und es wird dadurdy naturgemäß den 
Anſchein nehmen, als ob die Reform dieſes Geſetzes die Hauptſache oder gar 
das Einzige wäre, worauf es ankommt. Dagegen möchte ich mich verwahren 
Es ſind eine Menge von Zuftänden, Gewohnheiten, Sitten, gewerblichen Ein- 
richtungen, Traditionen zu verändern und im Zufammenhang damit and) die 
legte Spige von alledem, die rechtliche Ordnung, unter der das fteht. Aber 
Diele vechtliche Ordnung ift nicht das Exfte, vielleicht nicht einmal das Widhtigfte 
jondern muß mit den übrigen Veränderungen parallel gehen, fih auf fie ftügen 
und fie fürdern. Es geht nicht ohne Geſetze, aber die Sefetze find nicht Alles; 
der Irrthum derer, die allein durch verändertes Recht unſere ſocialen und gewerb 
lichen Nöthe heilen wollen, ift ziemlich ebenjo groß als die Täufchung jener, bie 
glauben, große ſociale und wirthſchaftliche Aenderungen können ohne das große 
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Schwungrad der Geſetzgebung vollzogen werden. Die Kräfte zur Reform im 
Ganzen müſſen da ſein, es müſſen Anfänge, Verſuche, Wandelungen der öffent— 
lichen Meinung da ſein, ehe das Geſetz die träge Maſſe, die widerſtrebenden 
Minoritäten zwingen kann; aber das Geſetz giebt dann den Nachdruck, ohne 
dafjelbe ıft im den wichtigften Fragen alle® Einzel» Pemühen erfolglo8 oder 
zweifelhaft. Es ift das Schwungrad, das der Maſchine die volle Kraft und 
den Nachdruck fichert: die Dampfkraft aber muß daneben vorhanden fein. 

Dieß wollte ih verausichiden zur Erklärung, wenn id) der kurzen Zeit 
gemäß, über die ich verfüge, nun von allem Uebrigen hier weniger ſpreche als 
von der Veränderung ded Rechtes, d. h. der Gewerbe-Ordnung von 1869. 

Um Ihnen nun meine Ideen über diefe Reform klar zu legen, erlauben 
Sie mir zunächſt eine Heine biftorifche Auseinanderfegung. Wir fehen auf diefem 
weiten Gebiete des gewerblich-rechtlihen Lebens drei reſp. vier geiftige Strö- 
mungen, die — id möchte jagen — wie geologifhe Schichten über einander 
biegen; aber feine diefer Schichten, dieſer geiftigen Strömungen bat die anderen 
vollſtändig zugedeckt oder verdrängt. Die älteren liegen tiefer unten, aber fie 
treten noch überall an das Tageslicht; fie beeinfluffen noch breite Schichten ver 
Gefellihaft in ihren Zuftänden, Sitten und Gewohnheiten. Und, meine Herren, 
wie ed im praftifchen Leben immer geht, jede diefer Strömungen behauptet noch 
heute ihr Recht, vertheidigt ihre Exiftenz; jede neue gemeinfame Ordnung des 
gewerblichen Lebens muß aus einer Diagonale der Kräfte hervorgehen, ein Com: 
promiß darftellen; — und wie in der Vergangenheit ſchon naturgemäß dieſe 
verſchiedenen Richtungen jeweilig an irgend einem Punkte zum Gleichgewicht ges 
fommen und eine neue Ordnung der Dinge herbeigeführt haben, jo wird auch 
jede zufünftige Reform wieder einen ſolchen Gleichgewichtspunkt zwifchen dieſen 
verjchiedenen Strömungen, ſoweit fie noch ein Recht haben, ſoweit fie noch in 
unferen Gefühlen, Sitten und Ideen fefte Wurzel haben, darftellen müjjen. 

Ih möchte nun zeigen, wie dieſe verjchiedenen Strömungen, die ih als die 
Epoche des Zunftweiens, ald die Epoche des burenufratiichen Staates, als die 
Epoche der Gewerbefreibeit und als die Epoche der focialen Reform bezeichnen 
möchte, heute nach einem neuen Gleihgewichtspunft ftreben müſſen; die Aufgabe, 
um die es ſich zunächſt handelt, beteht darin, die öffentliche Meinung dahin zu 
führen, dahin aufzuflären, daß fie in einem ſolchen Gleichgewichtöpunft einen 
Vortichritt gegenüber den beftehenden Mißſtänden erblidt; denn da wir, Gott fei 
Dank, in einem freien conftitutionellen Lande leben, künnenwir und follen wir 
feine Gefege erlaſſen, für welche die öffentliche Meinung nicht in ver Haupt- 
ſache gewonnen ift; e8 mag dadurch oft etwas langſamer vorwärtsgehen; aber 
dafür tragen die neuen Gelebe auch die Bürgichaft des Gelingens, der fichern 
Wirkung in ſich. Wir müſſen alfo, und das fcheint mir gerade recht die Auf- 
gabe dieſes unſers Vereins, für eine Reform agitiren, die in Wahrheit einen 
neuen Gleihgewichtspunft darftellt und als folder die Summe der Geifter zu— 
fammenfaßt: dann können und werden wir ein neues Recht ſchaffen. 

Ich will Sie mit der Zunft micht lange behelligen. Die Zünfte waren 
urſprünglich hofhörige Genoffenichaften und freie Vereine; fie waren dann in der 
Epode ihrer Blüthe vor Allem Selbftverwaltungsförper, um die Polizei aus— 
zuüben und das Gemwerbegericht zu halten, und aus diefem öffentlichen Auftrag 
haben jie allein das Recht des Zwanges geichöpft. Der Zunftzwang ift ein 
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Polizei- und Gerichtszwang in der Hauptfache geweſen, und folange er das ge- 
blieben ift, folange er fich nicht weiter ausgebilvet hat zu einem Privilegienzwang, 
jolange waren die BZünfte gefund. Daß die Zünfte fpäter jo entarteten, tbeil- 
weile wenigftend und in gewiljen Zeiten in Deutichland mehr entarteten als 
anderwärts, hängt vor Allem damit zuſammen, daß wir feine gemeinfame deutſche 
Rechtsbildung, feinen deutichen Staat feit dem 13. Jahrhundert hatten, daß eine 
einheitliche Geſetzgebung diefe Dinge nicht ordnen konnte, daß einheitliche Reichs— 
gefete, wie fie im 16. Jahrhundert die franzöfiichen und englijchen Könige gaben, 
bei und nicht möglich waren; es fiegte und berrichte bei und das Einzelprivi- 
legtum und damit war die Möglichkeit geboten, für jeden Egoismus, für jedes 
Specialintereffe, fih breit zu machen. Dazu fam die Mifere des dreifigjährigen 
Krieges, die Noth, die dann ein Jahrhundert lang unfere Kleinftaaterei und 
Kleinftädteret nur noch fteigerte, jene Armuth, jener Nüdgang der Technif nad 
dem dreißigjährigen Kriege, um jene Verfumpfung, jenen Zopf und Schlendrian 
herbeizuführen, an den man heute faft ausſchließlich, wenigſtens in den Kreifen 
der Gebilveten, denkt, wenn man von dem Zunftweſen ſpricht. | 

Treilih, meine Herren, das, was in den Kleinftaaten und Kleinſtädten, 
vornehmlich in den Neichöftädten, bis im diefes Jahrhundert Hineinragt, — in 
den größeren Staaten Deutichlands, im Defterreih und Preußen, ift es viel 
früher befeitigt worden. Bor Allem die preußifche Gefeßgebung bat ſchon unter 
Friedrich Wilhelm I. fo viel gethan zur Beleitigung der Zunftmißbräuche, 
daß in den Schriften jener Tage, wenn ich mich vecht erinnere 3. B. beim alten 
Mearberger, Preußen als ein Yand der Gewerbefreihett bezeichnet iſt. Ich ſtehe 
nicht an, hier wieder zu behaupten, mas ich oft gelagt habe: — die gewerbe- 
rechtlichen Reformen von 1685 bis 1740, hauptfächlic die Durchſetzung und 
Durchführung des Reichspolizeigeſetzes von 1731, die oftpreußifche Gewerbe-Ord⸗ 
nung von 1733 find ein mindeften® jo großer, vielleicht noch wirkſamerer Fort— 
ſchritt geweſen im gewerblichen Leben, als die preußiſche Gejeggebung im Anfang 
dieſes Jahrhunderts oder die Gewerbe-Ordnungen von 1845 und 1869. Und 
deöwegen, meine Herren, dürfen wir e8 den Zünftlern nicht vwerübeln, die gerade 
aus diejen Gegenden ftammen, wenn fie jo oft fanen: die Farce, die ihr immer 
an die Wand malt von Zunftzopf und Zunftichlendrian, mag für euch in den 
Reichsſtädten und Kleinftaaten wahr fein; aber bei uns und in manchen Theilen 
Deutſchlands weiß man ſchon längft nichts mehr von ſolchen Monopolen, von 
joldyen Eleinlihen Chifanen. Auch die fpäteren Gemwerbe-Reformgejege, wie in 
Bayern unter Montgelas, in Würtemberg von 1828 und 1836, haben Zuftände 
geichaffen, die fo viel beſſer waren als die früheren, daß, fo lange die großen 
Tortichritte der modernen Induftrie und Technik noch nicht nach allen Seiten 
veränderte Zuftände geihaffen hatten, in der That über die damaligen Zünfte 
oder die damalige Gewerbe-Geſetzgebung faum zu Hagen war. 

Auch ſonſt möchte ich noch herworheben, daß bis auf den heutigen Tag 
in dem Auftreten der Zünftler, die man in den Kreifen der homines literati 
gewohnt ift jo jehr zu verachten, fo jehr. von oben herab zu behandeln, Man- 
ches nicht ganz Unberechtigte ift. 

Zunächſt waren die Zünftler — das heißt die in BZünften vereinigten 
Kleinmeifter althergebrachter Art, wenigſtens der Mittelichlag derjelben und die 
Mehrheit der weniger Fähigen und Rührigen —, das zlaube id nachgewieſen 
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zu haben in meiner Schrift „Zur Geſchichte der deutſchen Kleingewerbe“ — 
dort in befjerer Yage, wo die Gewerbefreiheit noc nicht oder nicht voll eingeführt 
war. Es war aljo von ihrem Standpunft aus, der natürlich nicht der Des 
Staated und der übrigen Getellichaftötlaffen fein konnte, nicht jo falfch, wenn 
fie ſich wehrten. Es war für jie ein verzeihlicher Ircthum, wenn fie ohne 
rechte Vorftellung von den Fortſchritten des Verkehrs, dev Arbeitötheilung, der 
Technik, glaubten, die Gewerbefreiheit jet Ihuld an der ihnen Läftigen Conkurrenz 
der Groß-Induftrie und der Magazine, die ihnen nur als die Ausbeutung des 
armen Kleinmeifterd durdy den fapitalbefigenden Kaufınann erſchienen. Wäre 
e8 überhaupt ein berechtigtes Ziel, die Klein-Induſtrie überall und um jeden 
Preis erhalten zu wollen, jo wäre der zünftleriſche Standpunkt nicht jo falſch, 
jo hätte der Zünftler Recht zu jagen: wir fahren befjer mi dem alten Zunft- 
recht. Die Einfiht in die ungeheuren Bortheile und Fortjchritte, die in der 
Großinduſtrie, aud im Magazın-Syftem und in der modernen Arbeitstheilung 
liegen, fonnte man von dieſen Leuten nicht verlangen. 

Dazu kommt, daß in anderen wichtigen Punkten die Zünftler nicht blos 
jubjectiv, jondern ganz objectiv Recht hatten, und daß dieſe Punkte vielfach und 
von der überwiegenden Zahl der BVertheidiger der Oewerbefreiheit überjehen 
wurden. Es find das diefelben Punkte, die zwilchen unferen großen Reform— 
beamten zu Anfang diejes Jahrhunderts jtreitig waren, wobei Hardenberg, 
Schön, Kraus und Andere die unbedingte Gewerbefreiheit vertraten, während 
Stein und Niebuhr ald Bertheidiger des Zunftweſens auftraten: ich meine Das 
Bewußtjein der Zünftler von dem fittlihen und focialen Werthe jeder genoſſen— 
ihaftlihen Korporation, von den mannigfadyen und großen Dienften, die die 
Zunft aud in ihrer vwerborbenen Geftalt den Gemerbtreibenden noch Leiftete. 
Die individualiftiiche Auffafjung aus der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
verftand das Bereinsleben und feine Bedeutung nit. Und davon Haben ſich 
Spuren im Liberalismus bis auf den heutigen Tag erhalten, Wir verbieten 
nicht mehr jedes Zufammentreten von Gewerbtreibenden, wie e8 die franzöftiche 
Revolution that; aber e8 herrſchte bis vor kurzer Zeit ziemlich allgemein die 
Auffaffung, das ganze wirthichaftliche Leben müſſe und folle nur aus der Thätig- 
feit der Individuen und Einzehwirtbichaften als ſolchen ſich zuſammenſetzen. 
Man verftand nicht, welchen Rückhalt das Individuum, bejonders das ſchwächere 
und ungebilvetere, an jedem Verein, aljo aud) an der Zunft hatte; man ver= 
ftand das fittigende Element der Stande: und Norporationsehre nicht und 
unterichägte Darum die Zunft, wie man berechtigte Gefühle und Tendenzen der 
Zünftler unterihägte und angriff. Man überſah ferner, daß die Zunft, jo 
unvolltommen fie e8 auch bejorgte, doch eine Neihe von gemeinfamen Aufträgen 
für ihre Mitglieder beforgte, die mit Einführung der Gewerbefreiheit beſonders 
da, wo man Zünfte ganz verbot und etwas Anderes nicht an die Stelle trat, 
nun unaudgeführt blieben; es entftanden die empfindlichftentüden um Orga— 
nismus des gewerblichen Lebens und dadurch wuchs die Noth der Handwerker 
wie ihre Mißftimmung; ich meine die Punkte, auf die mein verehrter Freund 
Dannenberg das größte Gewicht legt in feiner Schrift über das Hanbwerf ; 
ih meine die Thatfahe, daß die Zunft ein Organ war für das Lehrlings- 
weſen, für das Hülfskaſſenweſen, für Entſcheidung von Streitigkeiten, für Ver— 
theilung der Arbeitskräfte un Sinne eines Nachweiſungs- und Zuführungsbüreau, 
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furz daß fie für mehrere der allerdringendften gemeinjamen oder Organiſations- 
bedürfniſſe, die jeven Tag und jede Stunde befriedigt fein wollen, wenn ber 
Gewerbtreibende nicht darunter Leiden jol, immer etwas bot, wo, wenn tabula 
rasa gemacht wird, gar nichts mehr vorhanden ift, das Chaos eintritt. 

Neben diefen Punften, die ich der Partei der Zünftler zugebe, ftehen nun 
natürlich andere, in denen ich ihnen nicht Recht geben kann: fie haben in der 
Hauptjache, wie ich ſchon andeutete, die moderne Zeit, ihre Technik, ihren Ver— 
kehr nicht begriffen. Sie fonnten e8 nicht einjehen, daß fie in gewiſſer Weile 
Privilegien und Monopole hatten, Die befeitigt werden müſſen. Site konnten 
nicht einjehen den Segen der freien Conkurrenz; fie konnten nicht einjehen ben 
Segen der Arbeitötheilung, den Segen einer fortfchreitenden Technik, die in ihrer 
Bewegung die ganze alte Eintheilung der Zünfte und Handwerker, die ge- 
ſammten alten Orenzlinien zwiſchen den einzelnen Gemwerben, ohne die bie 
Zunftverfaffung unmöglich iſt, über den Haufen werfen mußte. Sie verftanden 
Die Tragweite biejer Beränderungen nicht, fie konnten nicht begreifen, daß, 
wenn Tag für Tag ein weitere Stüd aus diefer alten in ſich gefchloffenen 
Zunftverfafiung berausbriht, wenn Tag für Tag meue Theile der gewerb- 
lichen Produftion auf einen andern Rechtsboden fi hinüber retten, man 
dann nicht das alte Gewerberecht fefthalten Tann; fie konnten und können 
theilweiſe bis auf den heutigen Tag nicht begreifen, daß die Gegenwart nur ein 
Gewerberecht ertragen kann, das einheitlich iſt, daß heute eine rechtliche Schranke 
zwiſchen dem, was man Handwerk und was man Fabrik heißt, nicht mehr 
möglich iſt, daß jede ſolche Schranke gerade die Fähigeren unter den Klein— 
meiſtern hemmt ſich empor zu arbeiten, den Sprung vom kleinen zum mittleren 
und großen Betrieb zu machen, und daß die Scheidung zwiſchen größeren ge— 
bildeten Unternehmern und £leinen ungebilveten Meiftern auch dem genofjenjchaft- 
lichen Leben beider nur jchadet, dem Vereinsleben der Kleinmeifter die Intelli— 
genz, die Thatkraft, ven Einfluß entzieht. | 

Die zweite Richtung, die ich kurz charakterifiven möchte, iſt die bür eau— 
kratiſche, wenn Sie fie jo nennen wollen, diejenige, Die getragen ift in 
Deutihland von dem Emporfommen der Territorialftantägemalt, die fih am 
deutlichften in den größeren deutjchen Staaten zeigt, die ihre Parallele in Franf- 
reich und England in der Zeit der Tudors und der großen franzöſiſchen Könige, 
in der Zeit des aufgeklärten Despotismus hat. 

Die größten Fortſchritte unſeres politiſchen Lebens hängen mit dieſer Er— 
ſtarkung einer monarchiſchen Staatsgewalt zuſammen. Ein großer Theil unſeres 
heutigen öffentlichen Rechtsbewußtſeins iſt von den großen Fürſten des 16.—18. 
Jahrhunderts und ihren Gehülfen, den mit römiſch-rechtlichen Ideen vom 
Imperium erfüllten Beamten und Juriſten geſchaffen worden. Und nicht am 
geringften ift der Fortſchritt auf dem Boden der gewerblichen Gefeggebung ; der 
Uebergang von einer Unzahl halb privatrechtlicher, halb öffentlich rechtlicher 
Privilegien und Rechte zu der Idee eines gemeinfamen gewerblichen Rechtes iſt 
von dieſer geiftigen Richtung, von den Trägern des Staatsgedankens durchge 
fümpft worden. Unſere heutige Freizügigkeit und Gewerbefreiheit iſt nur denf- 
bar auf den Schultern diefer Bewegung, Jo gut wie unfer ganzes Staats- 
bürgerthum und unfer Conftitutionalismus,. 

Auch im deutichen Reihe nun haben wir Anläufe nach diefer Richtung. 
Die Reichspolizeiordnungen des 16. Jahrhunderts Be dahin; aber jie 
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führten zu nichts, da feine ftarke Gentralgewalt hinter ihnen ftand. Erſt im Laufe 
deö 17. und zu Anfang des 18. Jahrhundertd war e8 dann den bebeutenderen 
deutfchen ZTerritorialftaaten vorbehalten, diefen großen und vielleicht größten Fort— 
fchritt in der Entwidlung des Gewerbe-Rechtes zu machen, den Fortſchritt von 
einzelnen Privilegien zu einem allgemeinen Gewerberecht, zu der Idee, daß 
niht mehr auf einzelnen lofal und gewerblich tauſendfach verjchiedenen Rechis 
briefen die rechtliche Ordnung des Gewerbebetriebes ruhen dürfe, ſondern auf 
Sätzen des allgemeinen Landesrechtes, die für den ganzen Staat, für das ganze 
Territorium gleichmäßig gelten. 

Die ſchon angeführten preußiſchen Geſetze, das hannöverſche Zunftediet von 
1692 und andere haben zuerſt dieſen Fortſchritt vollzogen, und in direktem An— 
ſchluß an dieſe Entwidelung des vorigen Jahrhunderts find dann die zahlreichen 
Gewerbe Ordnungen zu Anfang unferes Jahrhunderts entftanden und haben 
mit etwas veränderter Färbung fortgedauert bi8 im die heutige Zeit hinein. 
Der befte Repräfentant und gleihjam der Höhepunkt diefer Richtung ift die 
preußiiche Gewerbe- Ordnung von 1845, die freilich nad) der einen Seite rüd- 
wärts ſchaut, conjervativ fih an das Beſtehende anſchließen, bie beftehenden 
Innungen conferviren will, die aber doc noch im Ganzen den Zeitbevürfniffen 
entſprach, formell als eine vortreffliche Leiſtung bezeichnet werden muß, die 
Staatshoheitsrechte wahrte, der Polizei gegenüber Mißbräuchen und Betrug bie 
nöthige Gewalt gab und in ihrer Neigung, ven beftehenden Innungen eher 
wieder mehr Leben und Gewalt zu geben, für die damalige Zeit nicht allzu jehr 
fehlgriff. Die Großinduftrie, das Magazinſyſtem, die Arbeitstheilung war noch 
nicht jo entwidelt, daß das für jene Tage jofalich gemefen wäre. J. ©. Hoffe 
mann, der eigentliche Vater der preußiichen Gewerbe-Ordnung von 1845, war 
ja aus einem DBertheidiger einer ziemlich weitgehenden unbeſchränkten Gewerbe— 
freiheit durch die Erfahrungen eines veichen praktiſchen Lebens, nicht etwa durch 
die Einwirkung conſervativ-romantiſcher Strömungen, zu dem Standpunft des 
Geſetzes von 1845 gekommen, defjen Vertheidigung er fein ganzes vortreffliches 
Buch über die Befugniß zum Gewerbebetrieb fachlich menigften®, wenn auch 
nicht ausgeiprochenermaßen, widmete. 

Die preußische Gewerbe - Ordnung von 1845 ift aber die legte große Lei— 
ftung der bireaufratiich = ftaatlichen Richtung. . Von da an jehen wir, daß Die 
Schattenfeiten der Birreaufratie mehr hervortreten. Die großen Impulſe des 
beutihen Beamtenthums hatten fich überlebt; Friedrich Wilhelm IV. trug mit 
feiner offen gezeigten romantischen Abneigung gegen dieſe beften Gehülfen des 
preußtichen Stantsbaues nicht dazu bei, dafjelbe zu heben; mißtrauiſch ftanden 
die Beamten den Forderungen des Liberalismus gegenüber ; auch gegen Die 
freiere wirthichaftlihe Bewegung und ihre Wünfche zeigten fie zunächſt nur 
zweifelndes Miftrauen; e8 trat der Mißbrauch der polizeihoheitlichen Rechte zu 
politiichen Zweden ein; daneben fehlte auch hier das Berftändniß für die For— 
derungen, Die die moderne Technik, der veränderte Berfehr an das Zunft= und 
Gewerberecht ftellte. Wir jehen, wie die Büreaufratie von 1848 an ohne 
jelbftändige Gedanken dieſen Dingen gegenüber fteht und von der öffentlichen 
Tagesmeinung bald nad) rechts, bald nadı links geihoben wird, wie ihr 1849 
in Preußen die ſchüchtern das Zunftrecht wiederherftellende Gemwerbenovelle von 
unzufriedenen Kleinmeiftern, Ipäter zuerft in Defterreih und den Hleineren Staaten, 
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dann im norddeutichen Bunde und im Reiche von ver liberalen Tagesmeinung 
die gewerbefreiheitlichen Gejege abgerungen werben. 

Wenn ich fage, daß feit 1848 auch in Preußen fein einziges Miniſterium 
leitende große Gedanken über Gewerbepolitif hatte, weder das Miniftertum Man— 
teuffel, noch das Miniftertum Hohenzollern- Schwerin, nod das Minifterum der 
Confliktszeit und jelbft bis auf Die heutigen Tage unfere Regierung und das 
Reichskanzleramt, To jage ich es allerdings, um es zu beflagen; aber doch will 
ich damit gegenüber ven leitenden Perfönlichkeiten eigentlich feinen großen Vor— 
murf ausſprechen; denn e8 traten andere Dinge mehr in den Vordergrund der 
Tagesordnung, und ed war und ift naturgemäß, daß nach Diejen wichtigften 
augenblidlihen Aufgaben die leitenden Männer ausgewählt werben: jedenfalls 
aber hatte dieſer Umftand die Folge, daß die gewerberechtlichen Fragen, die nun 
doch auch einmal zum Austrag kommen mußten, in den Minifterten nicht recht 
vorbereitet waren. 

Als das neue deutſche Reich gegründet war und Fürſt Bismarck ſeinen 
Pakt mit dem Liberalismus ſchloß, gehörte zu dieſem Pakt eine liberale frei— 
heitliche Gewerbegeſetzgebung; es ſollte nun und zwar in der allerraſcheſten Zeit 
ein neues einheitliches deutſches Gewerberecht geſchaffen werden. Das Product 
fonnte fein allzu günſtiges ſein. Man half ſich ohne Enquôten, ohne große 
Borarbeiten mit einer zum großen Theil wortgetreuen, in gewerbefreiheitlichem 
Sinne durdeorrigirten Copie der preußiihen Gewerbe: Ordnung von 1845; 
man bielt wohl an den principiellen und wichtigften Punkten, in denen herge— 
brachtermaßen die Staatöhoheitsrechte gegenüber indiwiduellem Mißbrauch zu 
{hüten waren, feft; aber auch das that man mehr mif büreaufratiicher Routine, 
als mit Verſtändniß für den Unterſchied, ven doch der conftitutionelle Rechts— 
ftaat gegenüber dem abjoluten Staat bedingte; es fehlte am Regierungstiſch 
der Sinn für Rechtsſchutz der individuellen Freiheit im Gegenſatz zu büreau— 
fratifch-polizeilicher Willkür, wie der große weite Blid, der die Schäden der 
Großinduftrie und die Bedeutung der jocialen Trage erfannt hätte, ein talent- 
voller früherer Wortführer der liberalen gewerbefreiheitlihen Tagespreſſe hatte 
als Rath des Reichskanzleramtes recht ſchweren Stand gegenüber den Wünfchen 
feiner alten Freunde nach immer weiterer und größerer Freiheit. Immer aber 
war mit der Gewerbe-Ordnung von 1869 ein großer Schritt vorwärts gethan: 
man hatte nım für das ganze deutſche Reich eine einheitliche Gemwerbegefet- 
gebung, die der umerläßliche Boden für weitere Reformen war; man erzielte 
damit für einzelne deutiche Staaten eine Beleitigung veralteter Mißbrauche wo 
man Lücken gelaſſen, an Altes ſich zu ſehr angelehnt, wo man einſeitig theo- 
retiich verfahren, da waren e8 meist Punkte, die doch noch nicht ganz ſpruchreif 
waren. Und man hatte zunächſt die Liberale Partei befriedigt, man hatte bie 
Gewerbefreibeit als Prineip ausgeſprochen. Und das war nothwendig, war 
heilfam, war unvermeidlich, wenn auch theihweife und überwiegend aus anderen 
Gründen, als die ertremeren unter den Vertheidigern der Gewerbefreiheit meinten. 

Ich komme damit auf die Partei, die die Gemwerbefreiheit fett lange for: 
derte, auf das Berechtigte und auf Das, was ich als das Unberechtigte in ihren 
Forderungen bözeichne. Dieſe Partei datirt von der großen geiftigen Bewegung 
des vorigen Jahrhunderts, die den Liberalismus überhaupt erzeugt hat. Das 
achtzehnte Jahrhundert wird in der zufünftigen Gejchichte als die Mutter einer 
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der großartigften Geiftesbewegungen daftehen, die die Geſchichte jemals gekannt 
bat, al8 die Mutter jener Geiftesbemegung, die ich al8 den philoſophiſch-kritiſchen, 
human⸗ idealiſtiſchen Individualismus bezeichnen möchte. AU die großen Namen, 
die damals auf dieſem oder jenem Gebiete der Politif, des Naturrechts, der 
Nationalöfonomte gewirkt haben, Yode, Montesquieu, Voltaire, Roufjeau, Leifing, 
Kant, Turgot, Adam Smith haben für die freiheit des Individuums gekämpft, 
und das bie im die volkswirthſchaftliche Sprache überjegt: Befeitigung aller 
alten Privilegien, aller Monopole, alles überfommenen Polizeirechts, Befeitigung 
aller ftaatlichen. Gewerbeconceffionen , Befeitigung der Zünfte und aller ihrer 
rechtlichen Einrichtungen, des Gefellenweſens der Wanderpflicht, der Prüfungen, 
des Lehrlingsweſens. Man ſchwärmte für unbedingte Freiheit auf allen, alfo 
aud auf volfswirtbichaftlichem Gebiete, und ermartete davon im natürlichen 
Gang der Dinge das einzige Heil. Man predigte Rückkehr zur Natur, und 
weil man die wahre Natur gejellihaftliher Sitten und Einrichtungen nod nicht 
fannte, träumte man von einer Naturordnung der Boltöwirthichaft, zu der man 
nad) Befeitigung aller Schranken von jelbft fomme. Die national = öfonomischen 
Theoretifer jener Tage gehen — vor Allem Adam Smith felbft, von dem Ge— 
danken aus, daß alle Menſchen gleich feien und daß, wenn man ihnen nur Die 
nothwendige Freiheit gebe, fie alle gleichmäßig vorwärts kümen und glück— 
lich würden. Ste gehen, wie man dies von Turgot noch mehr als von 
Adam Smith fagen muß, Davon aus, daß vor Allem dem Eleinen Manne ge= 
holfen werden fünne durch die Gewerbefreiheit ; fie forderten ja Befeitigung jener 
reihen Monopolfleiicher und Monopolbäder , die alle Aermeren von ihrer Cor— 
poration ausſchloſſen; fie hatten. das Bewußtſein, daß e8 eine ſpecifiſch demo— 
kratiſche Maßregel fä, die mit dieſer Forderung der Gewerbefreiheit durchgeführt 
werde. Und damit hatten jie für die ältere Zeit im Wefentlichen recht; Daß es 
fpüter anders fomme, daß da tbeilweife die Gewerbefreiheit nur zum deſto 
rajcheren Siege der großen Unternehmung gegenüber der Fleinen führen werde, 
daß die Unfähigkeit und Schwäche der unteren Clafjen theilmeife den freien 
Goncurrenzfampf für fie jehr ungünftig geftalten werde, daß die Gemerbefreiheit 
an einzelnen Stellen das unreelle Gejchäftsleben, den Scmindel und Betrug 
fördern werde, Das fonnte man damals noch nicht willen. Wir Epigonen haben 
es ſelbſt vielfach erft in den legten Jahren erfahren und erkannt. 

Die Liberale Adam Smith'ſche Nationalökonomie vertrat mit ihren For— 
derungen das umbedingte Recht der Lebenden gegenüber dem vergangenen Recht 
einer todten Zeit, fie verlangte unbedingt Berechtigte8 gegenüber den Ruinen 
des Mittelalters, gegenüber den Mißbräuchen des beſonders in Frankreich alters- 
ſchwach gewordenen Polizeiftaates. Ahr Ideal, der Individualismus, ift immer 
zeitweife ein berechtigtes Ideal und ift ein Doppelt berechtigtes in einer Zeit, wo 
ed gilt, Veraltetes in Trümmer zu ſchlagen; in den Zeiten großer Umwälzung 
und gewaltiger Erregung, in den Zeiten, denen alle überlieferte Hecht des 
Staates und der Gejellichaft verdächtig ift, wird die philofophiiche Erörterung ſtets 
an das eine Fefte, an das ewig Unzweifelhafte, an das Atom, aus dem alle 
gejellichaftlichen Gebilde entftehen, an Das Individuum anknüpfen. Die Ur: 
rechte des Individuums werden in jolder Zeit der natürliche Ausgangspunkt 
fein; der Glaube, der an allem Anderen irre geworden, klammert fih um 
jo fefter an diefen Funft. Das Individuum wird idealifirt und vergöttert, 
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der Individualismus wird überjpannt und muß fich erft nach und nach wieder 
mit den hiftoriihen Mächten, mit den Forderungen des Staates und der Ge— 
ſellſchaft auseinander fegen. 

So ging e8 dem Liberalismus, fo ging e8 der national-öfonomifhen Schule, 
die die Gewerbefreiheit vom einfeitig individualiftiichen Standpunft aus vertheidigte. 
Wir ſehen in Preußen jhon 1806 — 14, wie den Doctrinären Schön und 
Kraus die praftiihen Staatdmänner Niebuhr und Stein gegenüber ftanden; ich 
babe jhon erwähnt, daß legtere von einer unbedingten Freiheit des Gemwerbe- 
betrieb8 nichts wiſſen wollten, fo jehr fie die Kraft und die Macht der Con— 
currenz erkannt hatten. Auch anderwärtd vertraten zunächſt mehr idealiftifche 
Bolitifer und Theoretiker ald die Männer der Praxis Die Forderungen der Ge— 
werbefreiheit. Und das gab der Art, wie die Gedanken formulirt und begründet 
wurden, eine gewiſſe Einfeitigfeit. In den deutſchen Sleinftaaten, jpäter auch in 
Preußen, fiel der Kampf für Gemwerbefreiheit faft ausſchließlich der politifchen 
Dppofition zu, die nie zur Regierung fam, die ſich daran gemöhnte, nur zu 
negiren, überall Staat und Beamtentbum anzugreifen, die möglichft viel forderte 
und verſprach, weil fie ſicher war, nie beim Wort genommen zu werden, “Der 
Kampf für Gewerbefreiheit wurde jo behaftet mit den Schattenfeiten einer in 
fleinlichen politiichen Zuftänden, in der Mifere der deutſchen Kleinftaateret groß 
gewordenen doctrinären Oppofitionsparte. Was man im Ganzen forderte, war 
beredtigt, aber man hielt im Einzelnen nicht Maaß. Man hielt niht Maaf 
aber auch deshalb, weil man die Doctrin von der mwirthichaftlichen Freiheit 
zu förmlichen Glaubensſätzen ausbildet. Es ift das eine Thatjache, die ih an 
ſich nicht ohne Weiteres tadeln will, e8 iſt ein pſychologiſcher Proceß, der noth- 
wendig ift für jeden Sieg einer großen Sache. 

Meine Herren! Alles Große in der Welt gefchieht nur und fommt zum 
Tageslicht und zum Sieg, wenn hinter der wiljenichaftlichen Ueberzeugung die 
Kraft des Gemüth8 und des Glaubens fteht. Diefe aber fordert nicht wiſſen— 
ſchaftliche Säte, fondern Dogmen, und auf Grumd diefer Dogmen, auf bie 
man ſchwört, die man auf die Fahne jchreibt, fiegt man dann unwiderſtehlich. 
Nur glaubensftarfe Zeiten, Parteien und Menfchen ſetzen etwas durch in ber 
Welt. Das war nothwendig — das ift Fein Vorwurf —, aber e8 erzeugte 
ebenfall$ Uebertreibungen und Einfeitigfeiten: der Fanatifer des Glaubens hält 
fih für unfehlbar, er erfennt feinen Gegner an. Man ſprach von der Sünde 
gegen die Doctrin der wirtbihaftlihen Freiheit; folche und ähnliche Ausdrücke 
tonnte man fehr häufig auf dem volfswirthichaftlihen Congreß, im Parlament 
und anderwärts hören. Bon Sünden aber kann man nur fpredhen, wenn man 
auf dem Boden des Glaubens fteht. Es hatte das die nothwendige Folge, daß 
man fih mit amderen nothwendigen und berechtigten Principien, mit ben 
Forderungen des Staates, des Rechtes, der Verwaltung, der Gefundheitöpolizei 
in feiner Weife auseinander feste. Und jo nothwendig und heilfam es war, 
daß die Gewerbefreiheit mit fiegreiher Tahne über Deutichland wegzog, jo noth— 
wendig war andererſeits eine gewiſſe Einfeitigfeit der neuen liberalen Gewerbe— 
Ordnungen. Es mußte fich daſſelbe zeigen, was fich immer gezeigt bat, 
wenn eine Oppofitiondpartei zur Regierung fam, daß fie nicht Alles realifiren 
fann, was fie vorher veriproden hat, daß fie num ihr Dogma wieder ver- 
wandeln muß in wiſſenſchaftliche Sätze, reſp. ihre Principien auseinander ſetzen 
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muß mit anderen gleichberechtigten Principien, und daß, wenn man e8 nicht im 
erften Moment gethban, man es jpäter durch Hülfs- und Nachtragsgejege thun 
muß. Und das ift der Charakter unſerer Gegenwart. 

Freilich, meine Herren, die Reichs-Gewerbe-Ordnung felbft ift ja weit ent= 
fernt, eim unbedingter Sieg der Gemwerbefreiheit im Sinne ihrer extremen An— 
bänger zu jein. Die altpreufifchen Traditionen hatten ſich das Heft der Polizei— 
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wurde mehrfach betont, daß dieſe Gewerbe-Ordnung nur den Sinn habe, Rechts— 
einheit für Deutichland zu fchaffen und den Boden für fünftige Reformen zu 
bieten. Das, was wir heute fordern, was alle Parteien heute als nothwendig 
einfehen, wurde alfo ſchon damals vom verwaltungsrechtlihen Standpunkt aus 
als ſelbſtverſtändlich vworausgefegt. Aber während man das Gefeß von der 
einen Seite jo anſah, ſahen die fchroffen Parteigänger der Gewerbefreiheit 
darin nur eine erfte unvollfommene Abſchlagszahlung auf ein noch nicht ganz 
fiegreiches Princip. Und bis auf den heutigen Tag jieht jede politische und 
wirthichaftliche Partei die Gewerbe- Ordnung mit anderen Augen an. 

Deswegen, meine Herren, ift e8 jo ſchwer zu antworten, wenn Einem Die 
Piftole auf die Bruft geſetzt und man gefragt wird: ftehft du mit deinen Reform— 
forderungen auf dem Boden der Reichs-Gewerbe-Ordnung von 1869 oder nicht? 
Es fragt fih, wie man diefelbe auffaßt. Ich ftehe unbedingt auf dem Boden 
der Reich8 = Gewerbe- Ordnung von 1869, wenn man damit meint, wir fünnen 
und ſollen fein mittelalterlihe8 Zunftrecht wieder heritellen, wir jollen dem 
Großbetriebe und den Fortihritten der Technik in feiner Weile hindernd in den 
Weg treten, wir follen feine fünftlihen Schranken wieder herftellen zwilchen 
Klein- und Großbetrieb, die ſtets zulegt die Kleininduftrie ſchädigen, wir ſollen 
feine Meifterprüfungen wieder einführen in Zeiten ſolch großer techniicher Ver— 
änderungen, daß man eigentlih im feiner beftimmten Geihäftsbrande jagen 
fann, was man in der Prüfung von dem Meifter fordern fol, in Zeiten, welche 
ebenfo jehr kaufmännische als technifche Betriebsdirigenten fordern; wir follen 
nit den alten Gejellenftand fünftlich erhalten wollen, da nur die Erhebung 
der gelernten Fabrifarbeiter zu einem neuen Mittelftand der Zukunft entipricht, 
wir jollen nicht die alten Iofalen Zunftverbände fünftlih galvanifiren wollen, 
während nur große provinziale Verbände der Unternehmer und Arbeiter lebens— 
und leiftungsfähig find. 

Aber ich ftehe nicht auf dem Boden der Gewerbefreiheit, wenn man darunter 
den Kampf gegen alle corporative Gewerbeleben verfteht, wenn man dabei vor 
Allem jchrantenloje Freiheit für die Starken und Mächtigen fordert, wenn man 
das Princip der freien Concurrenz ohne jeve Rüdficht auf unfere ſocialen Zus 
fände, ohne jede Rüdfiht auf die Polizeihoheit des Staates durchführen will. 
Freilich, wie ich ſchon wiederholt bemerkte, thut Das auch die Reich8-Gewerbe- 
Ordnung jelbft nicht; fie hat Beſtimnungen über die Frauen und Kinderarbeit, 
über die Gejundheitöverhältuiffe in Fabrik-Etabliſſements, über die Prüfung von 
Dampffefieln, über die Prüfung von Hebammen, Schiffern, Lootjen, über die 
Eoncefjionirung von Privatichulen und Privatfrankenanftalten, über Wirthichafts- 
gewerbe und Haufirgemerbe und Manches andere. Das ift alles jchon im 
Widerſpruch mit dem unbedingten Princip der Gewerbefreiheit. 

Und das müfjen wir Alle zugeftehen: wir haben jeit 1869 manches ges 
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than, was diefem unbedingten Princip wideripricht, und auch die Anhänger ber 
Gewerbefreibeit haben jeit 1869 vielfach zugegeben, daß mit dem Wort „Ge— 
werbefreiheit” in vielen einzelnen Punkten nicht allein auszukommen fei, wie fie 
früher glaubten. 

Die abjtracten Doctrinäre unter den Anhängern ver Gemwerbefreiheit haben 
alles Patentweien früher aufs Nachdrücklichſte bekämpft, und fie haben jetzt 
redlich mitgeholfen, theilweile jogar als die höchften Beamten des Reiche, ein 
Patentgeſetz, welches fie früher als das Non plus ultra alle8 Abjurden umd 
Schädlichen befämpften, in Deutſchland einzuführen. (Hört!) 

Sie haben den Marken: und Mufterichug befämpft, und jebt ift faft Jeder— 
mann’ für denjelben; fie haben die ausgedehntefte Freiheit in Bezug auf Lotterie 
und Spielpapiere gefordert, Bamberger hat vom Standpunkt der Gewerbefreiheit 
aufs Aeußerfte das Gefe über die Lotterieanleihen befämpft, — und wir haben 
die Spielbanfen aufgehoben, wie wir die Prämienpapiere eingejchräntt haben. 
Man hat von der Beleitigung aller polizeilichen Schranfen und Zaren im 
Detailbandel, Marktwejen und Lebensmittelverfehr erwartet, es werde nun von 
jelbft Die befte, reichlichfte und billigſte Verſorgung des Publitums mit LXebens- 
mitteln eintreten. Und was iſt geſchehen? Wir haben günftige Folgen der 
Gewerbefreiheit für die VBerforgung der großen Städte gewiß anzuerkennen, aber 
in jehr vielen fleinen Städten hat die Gemwerbefreiheit nichts erzeugt als eine 
traurige und für das PBublitum ſchädliche Coalition der zwei oder drei Bäder 
und leijcher, Die in dem betreffenden Orte find. Wir haben vor Allem er= 
lebt, dag — natürlich nicht blos in Folge der Gemwerbefreiheit, aber doch jeven= 
fall8 mit größerer Leichtigkeit und Ungenirtheit als früher — jett eine Ber- 
fäljhung der Lebensmittel, der Getränke ftattfindet, die zu einer wahrhaft un- 
erträglihen Landplage geworben iſt. Man hat den Sat aufgeftellt, jeder Con— 
ſument jolle in der Beziehung felbft für fich jorgen. Meine Herren, ich danke 
dafür, jelbft dafür zu ſorgen, jelbft täglich meine Milch und mein Fleifch zu 
unterfuhen. Das kommt mir gerade jo vor, ald wenn man von mir ver= 
langte, ich jolle meine Briefe jelbft alle beftellen. Daß eine öffentliche Anitalt 
oder ein Beamter Mil, Fleiſch u. |. w. umterjucht, ift eine der elementarften 
Forderungen der Arbeitstheilung, und darum fordere ich inspectors of nuisances 
wie in England, die diefe Geſchäfte beiorgen. In Parenthefe bemerfe ich: die 
ganzen Konfumvereine find etwas Widerfinnige8 vom Standpunkt der Arbeits: 
theilung; fie haben eine Berechtigung nur gegenüber einem ganz corrumpirten 
Detaildandel und ſchlechten Gejchäftsjitten in demſelben; auch hier aljo jehen 
wir, daß die Gewerbefreiheit an einzelnen Stellen ebenjo zum Betrug, zur 
Eorruption unjerer Gejcäftsfitten führen kann, ald zur Anfpornung, zum wahren 
Fortſchritt, zur gefunden volkswirthſchaftlichen Drganifation. 

Ich bin aber damit noch nicht zu Ende mit der Aufzählung jener or: 
derungen, die man früher im Namen der Gemwerbefreiheit aufftellte und die man 
jest al8 unhaltbar erkennt. Man bat früher im Bankwejen geglaubt, mit den 
Worten „Gewerbefreiheit” und „Banfnotenfreiheit“ fer dieſe ſchwierige Trage 
gelöft, — und jet haben die früheren Vertheidiger der Banffreiheit weſentlich mit 
dazu beigetragen, die wichtigften Privilegien im Bankweſen auf das Deutſche 
Reich zu übertragen, die Privatbanken ftrengen Normativbedingungen zu unters 
ftellen, die Privatnotenbanten aufs Engfte einzufhnüren. Wir haben früher im 
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Eiſenbahnweſen aud gehört: freie Concurrenz der Privatbahnen fei das einzig 
Richtige, — umd viele Vertheidiger diefer Doctrin gehören heute zu den eifrig- 
ften Vertheidigern eines Reichseiſenbahnſyſtems. Mean hat im Apothefergewerbe 
unbedingte Freiheit verlangt, und nun haben wir ſachverſtändige Unterfuchungen 
anftellen laſſen; die haben ſich ziemlich einftimmig dahin ausgelprochen, daß da, 
wo unbedingte Freiheit des Apothefergewerbes ift, in den abgelegenen menjchen- 
leeren Gegenden, an fleinen Orten überhaupt gar keine Apotheken entftehen oder 
fih halten, und daß in den Ländern des Conceſſionsſyſtems überwiegend billigere8 
und beſſeres Arzneimatertal vorhanden tft. — Wir haben im Berficherungs= 
weien früher gehört, aud da müſſe unbedingte Freiheit herrſchen; wir haben 
gehört, e8 bedürfe nicht blos der Befeitigung aller Schranfen für das Verſicherungs— 
geihäft, Tondern es hat ein geiftreicher Vertreter diefer Richtung fogar ven 
Sag aufgejtellt, man müſſe auch die privatrechtlihen Klagen im Verſicherungs— 
weſen abfchaffen, dann werde fich Jeder vorjehen, ob er mit einer Verfiherungs- 
Geſellſchaft contrahiren fünne und fole. Meine Herren, ich habe den heimlichen 
Verdacht, dieſe Aeußerung des geiftreihen Mannes fer eigentlich auf eine Selbft- 
ironie angelegt gewejen; denn wenn fie daß nicht wäre, wäre fie nur zu be= 
greifen als die Aeuferung des glaubenstreuen Fanatikers, Der zeigen wollte, daß 
es aud auf volkswirthſchaftlichem Gebiet ein credo, quia absurdum giebt. 
Wir ftehen jedenfall heute nicht mehr auf diefem Standpunft. Wir geben jetzt 
zu, daß die öffentlichen Berficherungsanftalten ihre Berechtigung neben den pri⸗ 
vaten Anſtalten haben, wenn es auch wahr tft, Daß die privaten und Gegen— 
ſeitigkeitsanſtalten den weſentlichen Anſtoß zum Fortſchritt im Verſicherungsweſen 
gegeben haben. Wir wiſſen jetzt, daß die Verſicherungsanſtalten von Seiten des 
Publikums nicht controlirbar ſind, wir verlangen alſo, daß ein Verſicherungs⸗ 
geſetz die Anſtalten in die rechten Bahnen weiſe, ſie zur Oeffentlichkeit zwinge, 
daß ſtaatliche Behörden unter Umſtänden eine Unterfuchung vornehmen und ver⸗ 
öffentlichen. 

Meine Herren, mit all dem will ich felbftwerftändlich nicht jagen, daß wir 
principtell gegen die freie Concurrenz im privatwirthicaftlihen Verkehr vor— 
gehen jollen. Ich glaube, die freie Concurrenz ift für unfere heutige Eultur 
ganz unzweifelhaft — wie dad die Adam Smith'ſche Nationaldconomie, wie 
das die Partei der Freihandelsſchule gelehrt hat — einer der mächtigſten pſhcho⸗ 
logiſchen Motoren des Fortſchritts; aber ſie iſt für mich doch nur ein pſycho— 
logiſcher Druckapparat neben andern: fie fann einen günftigen Reiz ausüben, 
aber fie muß es nicht, fie thut es nicht immer; es jpielen neben ihr unzählige 
andere Faktoren. Deßwegen will ih mich nicht auf fie, als auf em Dogma 
vereidigen laſſen, das ich ſchwöre, überall anzuwenden; ſondern fie ift mir 
eine Einrichtung, die ih nüchtern im praftiichen Leben prüfen, je nah Menſchen 
und Berhältnifjen, Sitten und Zeiten anwenden oder durd anderes erfegen will. 
Ich will fie natürlich nicht verbannt haben wegen jedes Fleinen Mißſtandes, wie 
ich umgekehrt einen ftaatlihen Eingriff, 3. B. in Die Kinderarbeit, deßwegen 
nicht verwerfe, meil er da und dort Mißſtände erzeugt. Nur wo die Prüfung 
der Geſammtverhältniſſe ganz überwiegend Schattenſeiten zeigt, will ich die Con— 
currenz in gewiſſe rechtliche Schranken gebannt wiſſen. Nur wo überwiegend 
günftige Folgen von rechtlichen zu erwarten find, wo die Sitte ficher 
nicht reicht, verlange ich ſolche. 
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Ih kann mich bei diefer Beurtheilung der freien Concurrenz und der 
Theorie, daß das Selbitinterefje nicht überall im wirtbichaftlichen Leben aus— 
reihe, auf eine Autorität berufen, die ſchon vor Jahren fo ziemlich dasselbe 
ausſprach. Ich meine John Stuart DANS Ausführungen über dieſe Puntte, 
die das beite find, was ich im der Litteratur über diefen Gegenftand kenne. Ich 
glaube kaum, daß ich weſentlich weiter gehe, als Mill, in der Betonung der 
möglichen ungünftigen Folgen der freien Concurrenz, in der Behauptung, das 
Selbftintereffe verfage an gewiſſen Punkten, führe da und dort zu Mißbrauch 
und Mipbildung. 

Man wird jagen können: die freie Concurrenz ift von unbedingtem Segen 
in den gewöhnlichen Kreifen des faufmännifchen Verkehrs, des Verkehrs mittlerer 
und größerer Gewerbetreibender, die mit Sachkenntniß, mit guten, reellen Ges 
ſchäftsſitten, mit klarer Erkenntniß der Situation Gejchäfte untereinander ab» 
ſchließen. Da ftehen fich relativ gleiche Kräfte, jachverftändige Perſonen gegen- 
über, da herrſcht die Deffentlichkeit, joweit fie nothwendig ift, oder fie ift wenig— 
ſtens durch eine anftändige kaufmänniſche Preſſe, Durch gute Börfeneinrichtungen, 
gute Preisnotirungen, jchnelle Publication der Eurfe und Aehnliches herzuftellen. 
Anders aber, und das betont Mil mit Recht, Liegen die Dinge da, wo ber 
einzelne Privatmann großen einflufreichen Gejellihaften gegenüber fteht, deren 
innere Einrichtung er gar nicht fennen kann, deren Geichäftsführung er nicht 
überjehen fann, deren Gefhäftsführung, wenn nicht Zwang zur Deffentlichkeit, 
unter Umftänden amtliche Unterfuhungen und Publicationen erfolgen, abfolut 
verjchleiert werden fann, — da fehen wir, daß die unbedingt freie Concurrenz 
ungünftig wirken kann; wir fehen Aehnliches überhaupt da, wo total verſchiedene 
Gejellichaftsclafien mit ganz verichiedener Bildung ſich gegenüberftehen, wo der 
reihe Fabrifant dem armen Arbeiter, wo die fenntniflofe Hausfrau oder das 
noch kenntnißloſere Dienſtmädchen dem pfiffigen Krämer, dem betrügerijchen 
Haufirer und Wanderlagerinhaber gegenüberfteht, überall da, wo die Deffent- 
lichkeit ganz fehlt, — Mil fügt Hinzu: überall da, wo der Einzelne nicht 
jelbft, jondern nur durch gewählte Stellvertreter handelt; er fügt weiter hinzu: 
überall da, wo die ſchädlichen Folgen nicht der Gegenwart angehören, jondern 
erft in fpäterer Zeit oder gar erſt in der folgenden Generation und in ganz 
anderen Kreifen der Geſellſchaft und des Staates fich zeigen, da kann man fi 
auf Selbithülfe und freie Concurrenz nicht unbedingt verlafjen. 

Wo wir alfo nicht unbedingt der freien Concurrenz trauen, wo fich ſchwere 
Mipftände und empfindliche Lücken zeigen, da fordern wir theilmeile, daß der 
Staat oder die Gemeinde jelbjt als Unternehmer auftreten, und mit Rüdficht 
auf das Gelammtinterefje .umd die harmoniſche Entwidelung des Ganzen, vor 
- Allem mit Rüdficht auf die ſchwächern nothleidenden Geſellſchaftsclaſſen die be— 
treffende Bebürfnißbefriedigung übernehmen; — da fordern wir aber weiter, ba 
dieß zunächft doch nur am ganz vereinzelten Punkten möglich ift, daß dem freien 
Spiel der privatwirthichaftlichen Kräfte gewiſſe ftaatliche und polizeiliche Organe 
gegenübertreten, daß das Bereinsleben und die Organe der Gelbftverwaltung 
fih um dieſe Mifftände und. Lücken kümmern und fie vom Standpunkt der 
Gemeininterefien, vom fittlihen Standpunft des anftänvigen Geſchäftslebens aus 
befümpfen; da fordern wir vor Allem ein neues, den modernen technifchen Be— 
dürfniſſen ebenfo wie ben fittlihen und rechtlichen Ideen unjerer Zeit ent- 
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Iprechende8 Gewerberecht. Und bei diefem Punkt muß ich verweilen, da er ja 
zunächft auf unferer Tagesordnung fteht. 

Zunächſt möchte ich Diejenigen, die überhaupt eine Abneigung gegen jebe 
gewerbliche Geſetzgebung haben, daran erinnern, daß die Yänder mit älterer wirth- 
Ichaftliher Cultur, die zugleich Yänder der Gemwerbefreiheit find, doch darum 
nicht minder ein viel ausgebildeteres gewerbliche Verwaltungsrecht haben, als 
wir. Die Gemerbefreiheit hatte bei ihnen nicht den Sinn und kann ihn bei 
uns nicht haben, jede Tpecialifirte vechtlihe Dronung des gewerblichen Lebens 
für alle Zeiten zu verbannen. Wir mußten das Zunftrecht bejeitigen, weil es 
ein’ veraltetes Recht war, ein Recht, angepaßt der Technik, den Betrieböformen 
und fittlichen Anfgauungen längft vergangener Zeit, — und nicht, wie fo 
viele glaubten, weil wir gar feiner rechtlichen Ordnung mehr bevürften. Im 
gewilfer Beziehung muß im Gegentheil das Bedürfniß nad einer jolden Orb- 
nung im Yaufe der Gejchichte wachen. Jeder Fortichritt der Bevöllerungs— 
dichtigfeit, der Arbeitötheilung, der Technik, der focialen Claſſenbildung macht 
unfere volkswirthſchaftliche Organiſation complicirter, bilvet jchroffere Intereſſen— 
egenfäge heraus, vermehrt Die nothwendigen Reibungen und Gonflicte; jeder 
* Fortſchritt kann nur mit neuen Veränderungen unſerer Sitten und Ein— 
richtungen zu einem behaglichen Zuſtand führen; es müſſen ſich mit jeder ſolchen 
Aenderung neue complicirtere, aber feſte Ordnungen des Zuſammenlebens, neue 
feſte Geſchäftsgewohnheiten herausbilden. Ein großer Theil dieſer Ordnungen 
braucht nun durch das Geſetz nicht regulirt zu werden, er kann der Sitte und 
den freien, aber darum doch nicht jeder Feſtigkeit und nicht jedes ſittlichen Ge— 
halts entbehrenden Geſchäftsgewohnheiten, der freien Privatrechtsbildung über— 
laſſen werben, beſonders ſoweit es ſich um Geſellſchaftsclaſſen mit anftändigen, 
reellen Geſchäftstraditionen handelt. Aber gewiſſe Punkte dieſer neuen Ord⸗ 
nungen des Geſchäfts- und Verkehrslebens müfjen wir immer unter den Schuß 
bes Staates, des Rechtes, des Zwanges und der Strafe ftellen, nit um will- 
fürlih Das praftiiche Leben durch die Theorie zu meiftern, jondern um die 
edeln und guten Elemente zu ſchützen gegen die Concurrenz der Gewiſſenloſen 
und der Betrüger, um das, was im Intereſſe der Geſammtheit nöthig und uns 
erläßlich iſt, auch bei einer ungebildeten rohen kurzſichtigen Minorität zu er» 
zwingen, um den focialen Kampf blinder Macht und Gewalt immer mehr zu 
läutern und zu verwandeln in die harmonische Wechſelwirkung freier Menſchen, 
um die formale Freiheit der Einzelnen zu erheben zur materiellen, innen 
und wahren Freiheit fittlih und geiftig durchgebilveter, felbft verantwortlicher 
Individuen. 

Aus der Natur des neuen Gewerberechts, das ich verlange, folgere ih , 
aber zweierlei: e8 ſoll wirkliches, brauchbares, vollendetes Redyt fein im for - 
mellen und materiellen Sinne. Ich fordere, daß das Gewerbereht Recht fer 
im formellen Sinne des Wortes, d. h. ich fordere, daß der Staat, wenn er 
den Einzelnen Schranken auferlegt, dieſe Schranten ald allgemein gültige 
und fahbare, Mar anmwendbare, präcife Rechtsſätze formulire, daß diefe Schranken 
dem Einzelnen nicht als Polizeiwillkür eines untergeordneten Organes der 
Staatögemwalt, nicht ale dehnbare gummiartige Feſſel, die heute jo und morgen 
jo drüdt, die an einem Ort eng zufammengeichnürt ift, am andern jo ausge— 
weitet wird, daß alles durchſchlüpft, Tondern als allgemeines klares Recht Des 
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Staates gegenübertreten. Und, meine. Herren, nad diejer Seite hin hat die 
Gewerbe-Orbnung von 1869 ganz außerordentliche Fortichritte angebahnt und 
durchgeführt; und wenn ich oben mich über die Verhandlungen, die 1868 und 
1869 zum Erlaß dieſes Gejeges führten, nicht durchaus günftig äußern konnte, 
wenn ich daran fethalte, dap das Maß praktiſch volkswirthſchaftlicher Sach— 
fenntniß bei dieſen Debatten ein zu geringes war gegenüber dem etwas doctri- 
nären Eifer für die wirthſchaſtliche Freiheit; — nad dieſer Seite fünnen wir 
den Männern, die damals für die Einführung des Nechtöftants und der Rechts: 
forderungen in das Gebiet der Gewerbepolizei kämpften, nicht dankbar genug 
fein; und Das war nicht etwa die Regierung oder der Bundesrath, fondern 
die liberale Partei. Site hat fi bemüht, überall wo eine Schranke nothwendig 
war dieſe Schranke möglichft aufzurichten auf dem Boden des Rechts und die 
Willfür daraus zu entfernen. 

Das war und ift ein großer Fortichritt, meine Herren; nur auf diefem 
Wege wird e8 und gelingen das Miftrauen der Gewerbtreibenden gegen alle 
und jede Schranfen zu befeitigen; nur auf diefem Boden wird das, was wir 
fordern, aus einer formalen Schranke eine Garantie der wahren materiellen 
Freiheit. Ich wenigſtens behaupte, daß jede Schranfe der Willfür, eben wenn 
I eine wahre Rechtsſchranke ift, die wahre Freiheit nicht hemmt, ſondern 
ördert. 

Ich fordere neben dieſem Formellen nun aber ein weiteres Materielles 
von dem neuen Gewerberecht und das iſt mir noch wichtiger; ich verlange von 
dieſem, wie von allem Recht, daß es ein gerechtes Recht ſei. Denn nur ein 
gerechtes Recht iſt in Wahrheit Recht. Der innere Rechtfertigungsgrund für 
alles poſitive Recht liegt in ſeinem ſittlichen Gehalt, in ſeinem ethiſchen Zweck. 
Jede volkswirthſchaftliche Ordnung iſt zugleich oder ſtützt ſich auf eine Rechts» 
Ordnung und dieſe iſt das Produkt der Geſchichte einerſeits, der herrſchenden, 
ſittlichen Ideen, der Art, wie der Begriff der Gerechtigkeit zur Zeit aufgefaßt 
wird, ambererjeits. Der Einwurf daher, daß fich über nichts mehr ftreiten 
laſſe, als übersdie Principien der Gerechtigkeit, jchredt mich nicht; denn über 
gewiffe Punkte ift das unmittelbare fittliche Nechtögefühl des Volkes zur Zeit 
doch vollftändig im Klaren und wird e8 immer mehr werben; und e3 verfteht 
fi) von meinem politifhen Standpunkte aus von felbft, daß ich, wenn ich ein 
gerechtes Gewerberecht verlange, wenn ich vor Allem aud eine Rüdfichtnahme 
auf die Forderungen der vertheilenden Gerechtigkeit wünſche, Damit nicht dieſe 
oder jene undurhführbaren, dem heutigen Rechtsgefühl ganz fremden Rechts— 
füge einführen und erzwingen will, die man von irgend einem abftraften 
philoſophiſchen Rechtsſtandpunkte aus aufftellen könnte; jondern ich meine bie 
NRechtöforderungen, die die Evelften und Beften der Nation aufftellen, die im 
Begriffe find mehr und mehr auch der Mafje in Fleiſch und Blut überzugehen. 
Ich meine die Forderung eines anftändigen Geſchäftsverlehrs, ich meine den 
Kampf gegen Betrug und Ausbeutung, die Rüdfichtnahme unjerer Gejege und 
Einrichtungen auf die Page der unteren Klafjen, auf ein normales Familienleben 
beſonders bei ihnen, ich meine die Sorge für Erhaltung des Mittelftandes, die 
Sorge für nicht zu ſchroffe und ungerechte Bertheilung des Einfommend. Wer 
wollte behaupten, daß unfere heutige Volkswirthſchaft feine Ungerechtigfeiten zeige, 
die unvertilgbar wären, die wir unverändert ertragen müßten. Es iſt ungerecht, 
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wenn factiſche Monopole einzelnen Bevorzugten geftatten, ganz aufßerorbentliche 
Gewinne zu machen; es ift ungerecht, wenn die Schwachen, die Kinder und 
Frauen, ausgenugt, rejp. ihre Arbeitäfraft übermäßig angeftrengt wird, jo daß 
Die ganze Zukunft diefer Familien durch Generationen hindurch untergraben 
wird. Es ift ungereht, wenn in breiten . Schichten des Gejchäftslebens die 
Corruption und der Betrug immer reichere Ernten halten, es ift ungerecht, 
wenn jede Fälſchung von Nahrungsmitteln als eine ftraflofe und beinahe felbft- 
verftändliche Sache gilt, es ift ungerecht, wenn Gründer und Berwaltungsräthe 
die Aktionäre maßlos übervortheilen; es ift ungerecht, wenn beim Arbeitsvertrag 
der eine Theil dem andern jede Bedingung octroirt, wenn der Arbeiter durch 
die Noth gezwungen wird, jeden Paragraphen der Fabrik-Ordnung und ſei er 
ihm auch noch jo widerwärtig, ſich gefallen zu laſſen, wie e8 umgefehrt Unrecht 
ift, wenn der Arbeiter die dringenden Beftellungen des Augenblids zu jeder Roh— 
heit und Gewalt gegen den Unternehmer benugt. Es ift ungerecht, wenn die 
Fabrik-Ordnungen ein neues hartes Strafrecht einführen, das theilmeife — wenn 
auch mehr in England, als bei und, zu einer fünftlichen Gonfifation der 
Löhne führte, 

In allen diefen Berhältniffen ift eine normalere und gerechtere Geftaltung 
bes Geſchäftslebens denkbar und möglich; und wenn das Recht nicht das Meifte, 
nicht Alles thun Tann, fo fpielt e8 doc eine weſentliche Nolle dabei. Bor 
allem ift die Forderung zu erheben, daß in allen diefen Verhältniffen der eigent= 
liche Wahrer des Rechts, der Staat als ſolcher und feine Beamten das große 
nobile officium, das den preußiichen Beamtenftand groß, den preußifchen Staat 
mächtig gemacht hat, das nobile officium des Schutzes der Schwachen, Der 
Unmündigen, der Nichtjachverftändigen nicht aus der Hand gebe, fondern feft in 
den Händen behalte. (Bro!) 

Man hat mir num -entgegnet, die Forderungen ber Gerechtigkeit hätten 
mit der Volkswirthſchaft nichts zu thun. Und doch, meine Herren, wenn id) 
diefen Punkt betone, wenn ich verlange, daß die heutige Volkswirthſchafts-Ord— 
nung neue fittlihe Gedanken in fih aufnehme, fich mit den Forderungen eines 
ftetig fid) läuternden Rechtsgefühls auseinander fege, To flehe ih dabei auf 
feinem andern Standpunkt, als Adam Smith, als die Freihandelsihule ſelbſt 
in ihren hervorragendften Vertretern. Auch bei Adam Smith finden Sie bei 
jeder nachdrüdlichen Forderung, die er aufftellt, nicht bloß die Bemerkung, daß 
dadurch die Production gefteigert werde, fondern immer das Zurüdgreifen auf 
das Recht, — und ebenfo auch bei Prince-Smith. Ich halte die meiften For- 
derungen des legtern für nicht ganz richtig, viele für ganz falfch, aber ich glaube, 
er hatte darin nicht Unrecht, daß er das, was er forderte, zu rechtfertigen 
juchte als etwas Gerechtes, Daß er damit gegenüber derjenigen materialiftiichen 
Strömung Front machte, die im gewerblichen Leben nur einen Kampf blinder 
Kräfte erblickt, die das unbedingte Recht des Starken predigt, den Schwächeren 
zu vergewaltigen, das echt des Klugen und Pfiffigen, dem Unerfahrenen die 
Haut über die Ohren zu ziehen. : | 

Gewiß kann nicht jede Forderung der Gerechtigkeit ſofort in praktiſches Recht 
ſich umfegen; fie kann es nur, wenn fie in praftiich realifirbare Säge fich formulirt 
bat, wenn bie egoiftifchen Kräfte und Die gemeinen Triebe der edleren Auffaffung im 
allgemeinen -Bewußtjein Pla gemacht haben. Aber mas ich behaupte, ift auch nicht 
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die fofortige Durchführung jeder Conſequenz des Princips der Gerechtigkeit; was 
ic verlange ift nur der Kampf für ein geläuterted Gewerberecht tm Ganzen. 
Ueber die Art und Zeit der Durdführung jeder einzelnen Forderung auf dem 
Gebiete der Kinder: und Frauenarbeit, der Lehrlingd- und Schiedsgerichtsgeſetz- 
gebung, des gewerblichen Vereins- und Hülfskaſſenweſens, der Geſundheitspolizei 
und Gewerbepolizei, laſſe ich mit mir ftreiten. Es jcheint mir für den Moment 
wichtiger, daß wir und im Ganzen über die: Nothwendigkeit der Neform und 
über ihren Geift, als über das Detail verftändigen. Und dieſer Geiſt fann 
und fol fein anderer fein, als der der jocialen Reform, der Reform im Sinne 
der Gerechtigkeit, der Durchdringung des wirthſchaftlichen Lebens mit fittlichen, 
mit ethiſchen Gedanten. 

Um mid) aber gegen mögliche Mißverſtändniſſe zu verwahren, möchte ich 
nochmals betonen, daß ich feine Reform für beilfam halte, die nicht in ber 
öffentlichen Meinung einen breiten Boden gemonnen hat. Ich betone ferner, 
daß keine Neform des Rechts von Segen ift, die nicht in den Sitten und Ge— 
mwohnheiten des Volkes bereits ihre Wurzel hat. Es gilt für alle Zeiten, 
nicht bloß für die Römer, das: moribus plus quam legibus stat res publica; 
— die Sitten find ftet5 wichtiger ald das Recht, fie find die Wurzeln des 
gelunden Rechtes. Jede Reform muß fi anpaſſen an die Fortſchritte der 
een und Gefühle, an die Gewohnheiten des Verkehrs und Gefchäftslebeng ; 
aber fie muß auch das Befte, fie muß das Richtige, das, was der BZufunft 
angehört, ftügen, fördern und vorwärts treiben. 

Von diefem Standpunkt aus babe ich meine Thefen und mein Programm 
aufgeftellt. Erlauben Sie mir zu denfelben, auf deren Detail ich jett nicht, 
ſondern erſt bei einer eventuellen Specialvebatte näher eingehen will, nur noch 
ein paar Worte. 

Ich hatte zunächſt, als ich das Referat für meinen Freund Brentano 
übernahm, das Bedürfniß, meinen Standpunkt in ſämmtlichen heute in Frage 
ſtehenden Punkten der Gewerbe-Ordnung wenigſtens einigermaßen zu präziſiren. 
Ehe ich meine Theſen formulirte, habe ich daher dieſen Umriß zu einem „Pro— 
gramm für Reform der Gewerbe-Ordnung“ ausgearbeitet, der in Ihren Händen 
iſt; ich glaubte hierdurch mir mein Referat abkürzen, mir meine Zeit aus— 
ſchließlich für die Principienfragen reſerviren zu können. Ich glaubte hierdurch 
präciſer, als es in einer frei geſprochenen Rede möglich iſt, bezeichnen zu können, 
was ich als reformbedürftig anſehe. Natürlich konnten nun aber die Theſen, 
über die wir hier im Laufe eines Tages abſtimmen können, nicht ebenſo aus— 
führlich ſein. 

Ich habe deswegen verſucht, die weſentlichſten Sätze aus dieſem Programm 
in möglichſter Kürze zu zwölf Theſen zuſammenzufaſſen. Es ergab ſich da aber 
die Nothwendigkeit, daß ich, wenn ich z. B. eine einzige kurze Theſe über das 
Lehrlingsweſen oder die gewerblichen Schiedsgerichte in einem Satze aufſtellen, 
alſo ſechs bis zehn oder noch mehr Punkte zu einem zuſammendrängen wollte, 
nur ganz allgemein ſein konnte. Ich glaube aber, daß dies der Sachlage ent- 
Iprechen wird. Wir fünnen, wenn wir an einem Tage über Reform der Ge— 
werbe-Ordnung vebattiren, unmöglich das Detail einer Schiedsgerichts-Geſetz- 
gebung, einer Handelskammer-Geſetzgebung, einer gewerbliden Polizei-Geſetz- 
gebung, eines Geſetzes über Lehrlingsweſen, Kinder und Frauenarbeit debattiren ; 
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® 
und indem ich den Theſen eine ziemlich allgemeine Form gegeben, hoffte ich 
zugleihb, daß ich hierdurch vielleicht alle diejenigen, die von den verjchiedenften 
Seiten her wenigitend etwas geneigt find, zu reformiren und ſich unferem 
Standpunkt der jocialen Reform zu nähern, veranlafjen könnte, mit und zu 
ftimmen. Daß daneben diefe allgemeine abgefürzte Faſſung ihre Schattenfeiten 
bat, weiß id wohl. Es werden damit die feiten Grenzen, bis mohin die Re— 
form auf jedem einzelnen Gebiete gehen ſoll, nicht Flargeitellt, und dieſe Vermei— 
dung der Specialbeftimmungen wird jeden, der mehr Sinn für das Detail als 
für die Principien bat, gentren, weil er jagt: ich will, wenn ich für ein Princip 
ſtimme, auch gleich das Maß und die Grenzen haben. Dieje Grenzbeftimmung 
aber heute vorzunehmen in einer einzigen kurzen Sigung, ift an ſich unmöglich, 
und deswegen babe ich geglaubt, mic jo kurz in den Theſen fallen zu Dürfen. 

Was die Thelen nun felbft und mein Programın betrifft, meine Herren, To 
hätte ich natürlich darüber noch unendlich viel zu jagen. Aber die mir zuge- 
mefjene Zeit ift bald abgelaufen. Erlauben Sie mir deshalb nur noch ein 
paar Worte zu dieſem oder jenem Puntt. 

Wenn ich von gewerblichen Interefjentenverbänden ſpreche, für die ich ein 
Vereinsgeſetz wünſche, jo meine ich nicht, daß die taftenden Verſuche, die man 
nad) diefer Seite hin in Deutichland bisher gemacht hat, genügen, daß man 
denſelben alle möglichen ſehr weit gehenden wichtigen Rechte ſchon geben fünnte ; 
aber ich möchte diefe Verbände unter ein ſpecielles Vereinsrecht ſtellen, da— 
mit aud) fie auf einem feften Nechtöboden ftehen. Ich meine mit ſolchen Inter— 
ejientenverbänden Gewerfvereine, ich meine aber eben jo gut Fabrikantenvereine, 
dann auch die alten Innungen, wo fie noch exiftiren und Leben haben, ferner 
diejenigen Innungen, die Unternehmer und Arbeiter umfaßen wollen, wie man 
fie in Hamburg verfucht hat. 

Ueber das gewerblihe Schiedsgericht will ih nur die Bemerkung 
machen, daß ich in der Hauptjadye auf dem Stanbpunft der Minorität der 
Reichstagskommiſſion von 1874 ftehe, im Gegenjag zu der Majorität, die Die 
Einrichtung mehr ald Anhängſel der Gerichte behandeln wollte. 

In Bezug auf einige weitere Punkte muß ic daran erinnern, was ich auch in 
dem Programm betont habe, daß ich bei ihnen nicht an das Neid), fondern an 
Preußen denke. Gewerbefammern 3. B. gibt e8 ſchon in verſchiedenen Staaten, und 
wenn id) von Reform der Handelskammern fprede, jo denke ich dabei an bie 
nothwendige Aenderung des preußilchen Geſetzes von 1870, das bejondere Ge— 
werbefammern nicht fennt. Solde find aber nad meiner Anfiht und feften 
Ueberzeugung wünfchenswerth, e8 ift eine Reform nöthig, aber fie braucht nicht 
ganz Neues zu Ichaffen, fie fol fi an das Beftehende anſchließen. Es iſt 
gewiß heilfam, wenn die Gemwerbefammern, wie in Bayern, im Zuſammenhang 
bleiben mit den Handelskammern, gemeinſchaftliche und bejondere Situngen 
halten. Bor Allem betone ich aber Eins und es ift das daſſelbe, was mid) 


- immer veranlaßt, gegen die alten Zünfte zu polemifiren: wenn Ste die Ge— 


werbefammern veformiren, dürfen Sie nicht alle bedeutendern gebildeten Gewerb— 
treibenden, wie e8, wenn idy mich nicht täufche, in Sachſen iſt, in die Handels— 
abtheilung bringen und dann ein paar Kleinmeifter, Zünftler und Arbeiter in 
der Handwerfsabtheilung allein laſſen; denn damit bejeitigen Ste wieder den 
fördernden und hebenden Einfluß der Intelligenten, der Thatkräftigen auf die 
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fleinen Leute, auf die Ungebilveten. Es müfjen die kleinen und großen Handels: 
leute in der Handelsabtheilung zufammen bleiben, e8 muß aber aud in ber 
Gemerbefammer der große neben dem Fleinen Fabrifanten, der Handwerfsmeifter 
neben dem Arbeiter figen, der fich im gemwerblichen Schiedsgericht fähig ge- 
zeigt bat. 

Ih habe das Geſundheitsweſen hereingezogen, weil ed, wie wir 
Ihon an der Frage der Conceffiontrung der Apotheken jehen, in Zufammenhang 
mit den allgemeinen Principien des Gewerberechts fteht und weil, wie ich glaube, 
ein großer Theil der Gewerbepolizeireform, bejonder8 auch die Keorganifation 
unferer gewerblichen Polizeibehörden und polizeilichen Organe der Selbſtverwal⸗ 
tung nur im Zuſammenhang mit der Reform des ganzen Geſundheitsweſens und 
ber Sanitätsbehörden ſich gründlich und zweckmäßig vollziehen läßt. 

Ueber die Kinder- und Frauenarbeit will ih mich nicht auslaſſen. 
Dagegen erlauben Sie mir nody ein Wort über dad Lehrlingsweſen. 

Ich glaube, ein Lehrlingsgejeß hat viel Ausſicht, Die Stadien der Gejeß- 
gebung zu pafliren, und es tft das jedenfalls ein Fortſchritt. Das zu erwartende 
Gejeg wird wohl ziemlich ähnlich ausfallen, wie das franzöſiſche von 1841. 
Ich Habe die weientlichften Punkte in meinem Programm angeführt; fie find 
im runde diefelben, die in dem Antrage Ridert, Wehrenpfennig und Genofjen 
vom 24. März 1877 enthalten find. Ich Iege aber Werth darauf, es aus— 
zufprechen, daß, jo wichtig die Lehrlingsfrage und eine Befjerung der Lehrlings- 
verhältniffe ift, ein ſolches Lehrlingsgeſetz nicht allein und nicht jo fiher, wie 
man von mander Seite meint, helfen kann. Je firenger man nämlich ein 
ſolches Geſetz macht, defto häufiger wird e8 vorfommen, daß Meifter und Lehr: 
ling ein Intereffe befommen, es nicht auf fi) anwenden zu laſſen Und dazu 
haben fie eine jehr gute Gelegenheit; beide verjtändigen fih, daß der Lehrling 
eben nicht Lehrling, ſondern jugenplicher Arbeiter genannt werde. Und während 
bieß, wie man in Frankreich fieht, der Feine Meifter dolos thut, verfteht es ſich 
bei den größeren Gefchäften und der eigentlichen Großinduftrie von ſelbſt. Die 
weitgehende Arbeitötheilung, der große Majchinenbetrieb hat oder duldet feine 
Lehrlinge mehr im alten Sinne des Wortes; nur vereimelt haben wir in ber 
Großinduftrie ein neue, ganz anderes, dem alten Lehrlingsverhältnig nad: 
gebilvetes, aber daſſelbe nicht erreichendes Lehrvertragsverhältnig; und deshalb 
betone ih: für diefe jugendlichen. Arbeiter in den größeren Etablijjements reicht 
der Erlaß eines Yehrlingsgefeges nicht aus; zu Lehrlingen, im alten Sinne des 
Wortes, kann fie ein Gejeg nicht machen; Das alte Lehrlingsweſen jett bie alte 
einfache Kleine MWerktatt und ven alten Mangel an Arbeitötheilung voraus. 
Das Lehrlingsgejeg wird da günftig wirken, wo nod mehr vie alte Betriebö- 
weile und Eleine Geichäfte vorwiegen und wo Unternehmer und Arbeiter darauf 
bindrängen, daß jeder gelernte Arbeiter Lehrling geweſen ſei; für Die übrige, 
befonder8 die große Induftrie, da muß man ſich nad anderem Erjag umfehen 
und ich erblide ihn vor Allem im gewerblichen Schulwejen, in der Gründung 
von Lehrwerfftätten, in gewerblichen Fachſchulen. 

Ih kann hierauf nicht des Näheren eingehen, aber das möchte ich Doch 
aud hier ausfprechen, es kann nicht laut und oft genug betont werden: In 
Preußen ift erftaunlich wenig für das untere gewerbliche Schulweſen geſchehen, 
erft jeit wenigen Jahren etwas mehr, aber auch das, was gejchehen ift, ift 
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theilmeife wenigftens recht verfehlt. ALS ich jelbft noch die Ehre hatte, im 
preußiihen Staate zu wohnen, habe ich als halle'ſcher Stadtverordneter mit 
gegen den neuen Reformplan der preußiſchen Gewerbeſchulen von 1870 gekämpft, 
von allen Seiten hat man dagegen proteftirt, daß dieſe Gewerbeſchulen hinauf: 
gejchraubt würden zu Borbereitungsfchulen der Polytechniten und daß einer der 
wenigen Punkte, wo wir noch ordentliche technische Schulen für Lehrlinge, eigent- 
liche Arbeiter, für die unteren Stände überhaupt hatten, ihnen. entzogen wurbe 
und e8 wieder den Anſchein gewann, als ob man nur immer Sinn hätte für 
die technische Bildung der höheren Gemwerbtreibenden, der Grofinduftriellen, und 
nicht für die Bildung der fleinen Leute. Ich glaube, daß in diefer Beziehung 
eine gründliche Reform nothwendig und ſehr viel zu thun iſt. Aber nicht 
durch Geſetze allein oder hauptſächlich, Tondern durch die Verwaltung im Ein- 
zelnen iſt das zu machen, dadurch, daß wir Leute an die Spite der betreffenden 
Nefjortd befommen, die Sinn dafür haben und Energie und ein klares Bewußt— 
fein von den gewerblichen Bebürfnifjen der Gegenwart und aud ein Herz für 
die unteren Clafjen. 

Ic will über die übrigen Punkte mich nicht mehr näher auslafien. Sollte 
die Zeit reichen, jo werde ich ja bei der Spezialdebatte Gelegenheit haben, 
darauf zurüdzufommen. Es fommt mir, wie ich jchon betonte, ja zunächſt 
überhaupt nicht auf die einzelnen Punkte fondern darauf an, durdy mein Referat 
und den Geiſt, den ich diefen Debatten geben möchte, richtig vorarbeitend zu 
wirken auf die öffentlibe Meinung. Ste muß immer lauter und energifcher 
fordern, daß die Reform, mwenigitend an ein paar fpruchreifen Punkten, in Ans 
griff genommen werde, daß dann jucceffio Die meiteren worbereitet und durch— 
geſprochen werben, daß das Ganze in richtigem Geifte durchgeführt werde. 

Diejer Geift aber, meine Herren, kann fein Anderer fein, als der Geift 
der Berjöhnung und Berjchmelzung von Gewerbefreiheit und jocialer Reform. 
Wir dürfen e8 nicht mehr ald das einzig anzuftrebende Poftulat aufftellen, daß 
dem Einzelnen der größte Spielraum für feine Willfür gelaffen werde, fondern 
wir müfjen dahin ftreben, dafür zu forgen fuchen, daß überall das Richtige 
gejchehe, daß man dabei ebenfo jehr an das Ganze, wie an das Individuum bente. 
In diefem Geifte fordere ich nicht blos formelle Freiheit, fondern jene mate— 
rielle freiheit, die dem Einzelnen fein Fortkommen und Gebeihen fichert, vor 
Allem die unteren Claſſen zu heben, zu fördern, zu bilden fucht. Ich forbere 
von diefem Standpunkt aus die Rechtsſchranken, die für die materielle Freiheit 
erft die Garantie der Durhführbarfeit bilden. Ich fordere Rechtsſchranken im 
Sinne derjenigen Gerechtigkeit, die im Einklang fteht mit der fittlichen und mate= 
riellen Entwidlung der Zeit. 

Meine Herren, ich bin mir jehr wohl bewußt, daß alle diefe Reformen 
nur etwas nüten, wenn neben der Aenverung der Gelee und vor ihr die In— 
dividuen fortichreiten und andere werben, wenn die Sparjamteit, die Arbeitiamfeit 
und der Unternehmungsgeift der Einzelnen ebenjo wählt, nad gleihen Zielen 
ringt, wie die Geſetzgebung, wenn das Genofjenjchafts-, das Bereinsleben ebenfo 
blüht und thätig ift, wie die geſetzgeberiſche Maſchine. Unſere ſocialen wirth- 
ſchaftlichen geichäftlichen Sitten müfjen ſich verbefjern, wie fi unler Gewerbe— 
recht zu werbeffern hat. Unfere unteren Claffen müfjen im täglichen und im 
Familienleben, wie im Gejchäftsverfehr mehr und mehr die Sitten des Mittelftandes, 
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des foliden Kaufmanns annehmen; unfere politiihen Qugenden und unjere Ein— 
gewöhnung in die Selbitverwaltung müfjen den foctalen Reformen parallel geben ; 
denn fonft ift alle Reform des Gewerberechts nichts nüge. 

Die Aufgabe iſt keine leichte, aber wir brauchen auch nicht zu verzagen 
trotz aller ſcheinbaren Dunkelheit des Augenblicks, trotz alles Druckes einer vor⸗ 
ubergehenden Kriſis, trotz aller Claſſentäͤmpfe, die, wie ih glaube, von den 
meiften Seiten viel zu düſter aufgefaßt werden. 

Meine Herren, wir find noch ein jugendliches Volt, ein Volk, das, möchte 
ih jagen, als Eulturvolt, als Culturftaat eben erft, und zwar zur Zeit einer 
der größten technifchen Revolutionen , die die Geſchichte fennt, fich confolodirt 
bat. Daß da Manches wire und chaotiſch ausfieht, daß wir in einzelnen Ge- 
bieten noch unficher taftend vor den Aufgaben ftehen, die wir zu löſen haben, 
jcheint mir ganz natürlih. Laſſen wir den krankhaft äfthetiichen Angftnaturen 
das Gejammer über unfere Zuftände, über die Socialdemofratie, über den an— 
geblihen Rückgang unſeres Wohlſtandes. Ich möchte jagen: ſehr vieles, ja das 
Meiſte, über was wir klagen, laſſe ſich darauf zurückführen, daß wir gleichſam 
noch in den jugendlichen Jlegeljahren einer neuen großen Zeit ſtehen. In den 
Flegeljahren iſt die Jugend grob, leidenſchaftlich, exentriſch, ohne feſte Sitten, 
ohne durchgebildeten Charakter, ohne ſichern Takt des Anſtandes. Und ſind 
das nicht Vorwürfe, die wir auf geſellſchaftliche Zuſtände übertragen, paralleliſiren 
können mit den Uutugenden der Socialdemokratie, des Gründerthums, des un— 
ſoliden Creditweſens? 

Es iſt ein kindlicher Irrthum, zu glauben, es habe je Zeiten ohne ſolche 
Kämpfe, ohne ſolche ſociale Reibungen gegeben; es iſt albern, ſentimental zu weh⸗ 
klagen, daß ſolche Dinge im Zeitalter des neuerſtandenen deutſchen Reiches vor⸗ 
tommen könnten. Als ob die Geſchichte je ſtille ſtände, um ſich nun einmal ein 
Jahrhundert zu freuen über das, was ihr in der Vergangenheit gelungen. Meine 
Herren! Wo Fortſchritt iſt, da find auch Kämpfe, wo Licht werden foll, fann 
ed nur aus dem Schatten hervorgehen. Nicht Die Kämpfe alfo haben wir zu 
beflagen; wir haben nur uns jelbft anzuflagen, wenn wir nicht die Kraft haben, 
über dieſe Kämpfe Herr zu werden. Das Maß jeder Eultur, meine Herren, 
mißt fih daran, über welche Dijionanzen fie Herr wird: und wir werden Die 
Kraft Dazu haben, mir werden bie fociale Reform durchführen, wir werben 
unfere Gefchäftsjitten, unfere Ehrbegriffe jo Läutern, daß wir das Gründerthum 
108 werden; wir werben bei quten Yöhnen, bei richtiger Organifation der Ar- 
beiter die unteren Claffen jo heben, daß ein neuer Mittelftand aus ihnen 
erwächft, daß die gelernten Arbeiter und Sleinmeifter das harmonifche Mittel- 
glied zwiſchen den höheren und den unteren Claſſen bilden, daß die Social⸗ 
demofratie mit ihrem ſtaatsfeindlichen Charakter und ihren utopifchen Forderungen 

verſchwindet. Dazu wird eine maßvolle jociale Reformgeſetzgebung nöthig fein, 
und daß wir fie befommen, daß wir fie in vollendeterer Weile befommen, als 
jedes andere Boll, dafür ift mir zweierlei Bürge: der deutliche Hpealismus und 
der feftgefügte Staatsbau der Hohenzollern, wie er in der Hauptſache auf das 
Reich übergegangen ift. (Xebhaftes Bravo.) 


Säriften XIV. — Berhandlungen 1877. 13 


Theſen. 


J. Allgemeines. Verbände der Unternehmer und Arbeiter, Gewerbliche 
Schiedsgerichte, Gewerbelammern. 


1) Die derzeitige nothwendige Reform der Gewerbe-Ordnung kann weder 
in einer Wiederbelebung des Zunftrechtes, noch in einer allgemeinen ſtaatlichen 
Organiſation der Induſtrie oder der gewerblichen Verbände beſtehen, ſondern ſie 
hat zu verſuchen, diejenigen Punkte unſeres gewerblichen Lebens, die bedeutende 
Mißſtände und empfindliche Lücken zeigen und durch die bloße Sitte und das 
private Vereinsleben nicht zu beſſern und auszufüllen ſind, einer neuen der 
modernen Technik und den politiſchen und ſittlichen Ideen unſerer Zeit ent— 
ſprechenden, in ihrem Geiſte einheitlichen rechtlichen Ordnung zu unterwerfen. 

2) Dazu bedarf es im Laufe der nächſten Jahre folgender Maßregeln: 

a. eines Geſetzes, das die gewerblichen Intereſſenten-Verbände Normativ- 
Bedingungen unterſtellt, ihnen gewiſſe Rechte ertheilt und das Einigungs— 
weſen ordnet; 

b. eines Geſetzes über locale gewerbliche Schiedsgerichte, die im Anſchluß 
an die Communal-Behörden zu bilden und zugleich als locale gewerbliche 
Verwaltungs-Behörden zu benügen find; 

e. einer Neforın der Handeldfammern im Einne der Theilung in eine 
Handeld- und Gewerbe = Abtheilung und der Zulaffung der KM leingemerbe- 
treibenden und Arbeiter. 


II. Geſundheits-Behörden und Gefundheitswefen. 

3) Es bedarf hierzu einer Neugeftaltung der Localen Geſundheits-Behörden 
jowie einer Gejeßgebung über die Grenzen und wejentlichen Functionen ihrer 
Thätigkeit, ebenjo wie eine codificirende Zujammenfafjung der Verordnungen 
über janitätlihe Gewerbepolizei im Sinne der deutichen Rechtseinheit und zum 
Schuß der individuellen Interefjen nothwendig. ift. 

4) Ein Reichs-Apothekengeſetz hat das Syſtem perjönlicher, unveräußerlicher 
Eonceffionen anzunehmen. 


III. Sinderarbeit, Lehrlingswejen, Frauenarbeit. 


5) Es bedarf Dazu ferner einer theils fpecialifirenden und verfchärfenden, 
theils nur die Ausführung verbürgenden (ftaatliche® Fabrif= Infpectorat und 
geordnete Theilnahme von Selbftverwaltungs-Drganen an der Infpection) Gejeg- 
gebung über die Arbeit von Kindern, Unerwachſenen und Frauen in Fabriken 
und Werfftätten. 
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6) Es bedarf dazu eines Lehrlingsgefeges, jowie der Ausdehnung des obli- 
gatorifchen Arbeitsbuches für alle Perfonen unter 18 Jahren, die in Werkftätten 
und Fabriken arbeiten. 

7) Es bedarf dazu einer ſehr viel größeren Thätigkeit des Staates und 
der Selbitverwaltungsförper für das gewerbliche Schulweſen, befonders für 
Lehrwerfftätten und Fachſchulen. 


IV. Arbeitsrecht erwachſeuer Arbeiter. 

8) Dagegen ift für erwachſene männliche Arbeiter ein Normal= Arbeitstag 
durch Geſetz nicht einzuführen, ebenfo wenig ein Arbeitsbuch und die ftrafrecht- 
liche Verfolgung des Arbeitövertragsbruces; e8 genügt hierfür ein fummarifches 
Procefverfahren, die Aufhebung des Privilegiums der Nichtbeichlagnahme des 
Lohnes eined Contractbrücigen und die Mithaftung des Berführers. 

9) Die Haftpflicht=Gefeßgebung ift im Sinne der Durhführung bes 
Princips des Geſetzes fortzubilden, 

10) Die Fabritordnungen find für größere Etabliffiements obligatorifch zu 
machen und ihr Inhalt gewiſſen geſetzlichen Bedingungen zu unterwerfen. 


V. Sonftige gewerblide Specialreformen., 


11) Zur Einfchränfung der Mifbräuhe der Wanderlager bedarf e8 im 
Intereffe des reellen Geſchäftsverkehrs größerer gejetliher Schranten, als jett 


ben. 
12) Es ift wünſchenswerth, Daß nur amtlich beftellte Auftionatoren zu= 
gelaffen werben. 


Umriß zu einem Programm 
für N 
Reform der Gewerbe-Ordnung, 


Zur Erläuterung und Begründung vorftehender Theſen. 


I. Allgemeines, Verbände der Unternehmer und Arbeiter, Gewerbliche 
Schiedsgerichte, Gewerbelammern. 


1) Die Reform der Gewerbe-Ordnung hat davon auszugehen, daß der 
frühere Gegenſatz von zünftigem Gewerbe und fabrikmäßiger Induſtrie ein end— 
gültig beſeitigter ift. Die Geſetzgebung über Verbände der Unternehmer und 
Arbeiter, über Kinder- und Frauenarbeit, Lehrlingsweſen, Arbeitsrecht, Gejund- 
heitsvorrichtungen ꝛc. bat nicht an dieſen veralteten Gegenfag, ſondern ſoweit 
Unterſchiede und Abftufungen nöthig find, an äußere Merkmale: Vorhandenſein 
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der Wafler- oder Dampfkraft, Zahl der Arbeiter, geſchloſſenes Etabliſſement, 
beftimmte technifche Apparate und Aehnliches anzuknüpfen. 


2) Die Einheitlichfeit der ganzen Gewerbe, Fabrik: und Arbeitögefeg: 
gebung bleibt das zu erftrebende Ziel; aber die tehnifhe Natur einzelner Be— 
triebe und der Unterfchied in der Zahl der Arbeiter und der Größe der Betriebs- 
Locale erfordert doch mehr als bisher eine Specialgeſetzgebung (Glasinduftrie, 
Tertilinduftrie :c.). Auch die Rüdficht auf beftehende Gewohnheiten und Die 
internationale Conkurrenz kann auf Gefet- oder Bundesraths-Beſchluß berubende 
Ausnahmebeftimmungen rechtfertigen. 

Mäßige Forderungen der Gefundheitpolizei fiher und genan ausgeführt, find ein 
größerer focialpolitifcher Fortichritt, als weitgehende Forderungen, an deren regel- 
mäßige Berlegungen ſich die Unternehmer und Arbeiter gewöhnen. 

3) Die heutige Vereinsbewegung der Unternehmer einerfeits, der Arbeiter 
andererjeit8 und beider gemeinfam ift nur in ſoweit eine erfolgveriprechenve, als 
fie in den localen, provinztalen und nationalen Verbänden die Gejammtheit der 
Unternehmer und gelernten Arbeiter des betreffenden Gewerbes zu umfaffen 
ftrebt und fi nicht im Anſchluß an die alten Zünfte auf Kleinneifter und 
Gefellen, d. 5. den einflußloferen Theil der Gewerbetreibenden beichräntt. 

4) Eine ftaatlihe durchgreifende Organifation der. Unternehmer und 
Arbeiter-Berbände ıft in der Gegenwart nicht zu empfehlen. 

Es fehlt zur * an jedem brauchbaren Vorſchlag in dieſer Richtung; es würde 
eine ſolche Organiſation den heute herrſchenden Sitten und politiſchen Ideen ebenſo 
widerſprechen, als fie in der heutigen Technik und ihren täglichen Veränderungen aufßer- 
ordentliche Schwierigfeiten finden würde. Auch ift hiſtoriſch jederzeit eine — und 
ſtarke Vereinsbewegung der ſtaatlichen Anerlennung derſelben, und bie letztere wieder 
der Uebertragung öffentlicher, polizeilicher und anderer derartiger Rechte auf die Ver— 
eine und damit ihrer Umbildung in eigentliche Corporationen oder Organe der Selbit- 
verwaltung vorausgegangen. Ueberall war dies das Ende und nicht der Anfang einer 
folhen Bewegung. 

5) Dagegen ift allerding® durd ein Gefeg mit Normativ-Bedingungen den 
Verbänden der Unternehmer und Arbeiter, wie den Vereinen, die beide gemeinfam 
umfaflen wollen, die Möglichkeit der normalen Entwidelung zu fihern und den 
möglichen Mißbräuchen der an fid) ganz wünſchenswerthen Organifation entgegen 
zu treten. Die Verbände haben ſich durch Anmeldung bei einem ftaatlichen 
Regifteramt dem Gefe zu unterftellen; dieſes Amt führt eine gewiffe Aufficht 
über die Einhaltung der gejeglihen Normativ = Bedingungen. Zugleich ift durch 
diefe8 Geſetz dem harmoniſchen Zufammenwirken von Uebernehmern und Arbeitern, 
jet e8 in Form von gemeinfamen Verbänden, ſei e8 in Form von freigebilveten 
Einigungeämtern,, jet e8 in Form von. freier Mebertragung diefer vermittelnden 
Thätigkeit auf die gewerblichen Schiedsgerichte, Die rechtliche Grundlage zu geben 
und zur beftimmen, welche Rechte diefe regiftrirten Verbände in Bezug auf Con— 
trole des Lehrlingsweiens, Theilnabme an der Verwaltung ‚des gewerblichen 
Schulweſens, eventuelle Defignation von Beifigern der gewerblichen Schieds- 
gerichte ꝛc. ausüben fünnen. 

6) Zur Förderung der Einrichtung der im 8 108 der Reichsgewerbe-Ord⸗ 


nung bezeichneten gewerblichen Schiedsgerichte find gefetlihe Ausführungs- 
Beftimmungen zu erlafien: 
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a. die Schiedsgerichte find im Anſchluß an die Gemeinde- Behörden und in 
der Regel durch die Gemeinden, wo ein Bedürfniß fich zeigt, ins Leben 
zu rufen; doc ift die Errichtung derjelben für größere Bezirke oder 
aud für Gemeinden allein durch die höheren Berwaltungs-Behörden nad) 
Anhörung der betheiligten Gemeinden, Kreiſe, Handels- und Gewerbe- 
fammern, Unternehmer: oder Arbeiter Verbände Daneben vorzubehalten. 

d. Die weſentlichen Grundfäge über das Verfahren, über Vollftrefung der 
Urtheile und zuläfjige Rechtsmittel, jowie die Grundzüge der Zuſammen— 
ſetzung und Zuftändigfeit der gewerblihen Schiedsgerichte find geſetzlich 
feftzuftellen ; für das Detail muß aber dem Ortöftatut ein gewiffer Spiel— 
raum gelaffen werden. 

c. Als wejentlihe Punkte erjcheinen folgende: Bezeihnung des Vorſtandes 
durch die Gemeinde: reſp. Kreisbehörde, gleihe Zahl von Unternehmern 
und Arbeitern als Beifiger. Regelmäßige Unentgeltlichkeit des Amtes als 
Beifitzer, ſoweit nicht Das Ortsftatut Diäten verlangt. Beſchränkung der 
Beifiger auf vier für alle unbedeutenderen Sachen; ein beftimmter Turnus 
in der Zuziehung der gewählten oder dejignirten Beifiger. Zuläſſigkeit 
für beftimmte am Orte fehr zahlreich vertretene Gewerbe nur Beifiger 
ihres Gewerbe zu dulden. Feftitellung der Zahl der Beijiger durch 
Ortsſtatut; daſſelbe beftimmt auch, ob die Beiſitzer jährlich durch Wahl 
der Unternehiner und Arbeiter reip. deren vegiftrirte Verbände oder durch 
Ernennung von Seiten der Gemeinde Vertreter bezeichnet werben jollen, 

Das letztere ift im Minoritätsgutachten der Reihstags-Commiffion $. 108b. von 
1874 vorgefhlagen und bat für große Städte mit 50—100,000 Wahlberechtigten, wo 
ber Wablapparat nur mit außerordentlicher Schwierigkeit in Bewegung zu jegen iſt, 
feine großen Vorzüge. 

d. »eben den gerichtlichen Funktionen find dem Plenum des Schiedsgerichts 
reſp. den zu bildenden Ausichüffen vejielben gewifie VBerwaltungs-Aufgaben 
zuzuweiſen: Theilnahme an den Nevijionen der Fabriken und Werkftätten, 
Function als Einigungsamt auf freiwillige Anrufung der betheiligten 
Verbände, Gontrofe des Lehrlingsweſens, Theilnahme am gewerblichen 
Schulweſen, Ertheilung von Gutachten x. 

7) Eine Reform des Handelskammergeſetzes vom 24. Februar 1870 hat 
in Preußen in der Art ftattzufinden, daß die Handeläfammern von gewerbreichen 
Bezirfen in eine Handels- und in eine Gewerbe = Abtheilung auf Antrag der 
Gewerbetreibenden aufgelöft werden können; für allgemeine Angelegenheiten wären 
gemeinjame Sigungen vorzubehalten. 

Die Handeld= Abtheilung wäre mit Ausſchluß aller Gewerbetreibenden in’ 
der bisherigen Weile zu bilden; die Gewerbe-Abtheilung hätte theilweiſe aus 
Wahlen der bisher berechtigten Gewerbetreibenden (Firmeninhabern, Actien— 
gejellichaften x.) hervorzugehen, theilmeife aus den Mitgliedern der gewerblichen 
Schiedögerichte des Bezirks zu beftehen. 

Die Zahlverhältnifje der Mitglieder jeder Abtheilung und innerhalb der 
Gewerbe - Abtheilung die der einen und andern Art wären ebenjo durch das 
jpecielle Statut jeder Kammer feftzuftellen, wie die Frage, ob ein gemeinfamer 
oder zwei Secretäre nöthig jeien. 
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II. Gejundheitsbehörden und Geſundheitsweſen. 

1) Für die größeren Städte und reife find Gefundheitsräthe als Magi- 
ſtrats⸗ reſp. Kreisausichuß =» Deputationen unter dem VBorfige eines Magiftrats- 
Mitgliedes (rejp. Yandraths) auf Antrag der Communal= Behörden zu bilden 
und benjelben durch Geſetz eine beftummte Stellung anzumweifen. Auch ift Die 
Möglichkeit einer zwangsweiſen Bildung durch die höheren Verwaltungs: Behörden 
unter gewiffen Umftänden vorzubehalten. 

Der Kreisphyſikus und ein beſonders anzuftellender Chemiker find Die 
Haupt-Neferenten im Kreisgelundheitsrath und daneben in einer gewiſſen Selbft- 
ftändigkeit die oberen Auffihts- und Executivbeamten der localen Gefundheits- 
polizei. Außerdem find der Kreisbaumeifter, der Kreisthierarzt, ein oder zwei 
Mitglieder des Magiſtrats oder Kreisausichuffes reip. der Stadtverorbneten- 
oder Kreisverfammlung und eine Anzahl Sachverſtändiger, Aerzte, Apotbeter, 
Baumeifter, Fabritanten zum Gefundheitsrath beizuziehen. 

2) Der Kreiß-Gejundheitsrath hat jeden öffentlihen Bau im Kreiſe 
vorher zu begutachten, er ftellt Anträge in fanitätlicher Beziehung, die wenn fie 
von den Communalorganen zurüdgewiefen werden, höhern Orts vorzulegen 
find; es ift ihm die Genehmigung der unbedeutenden nach $ 16 der Reichs— 
gewerbe-Ordnung der Conceffionspflicht unterftellten Anlagen zu übertragen !); er 
ertheilt Gutachten und nimmt durch Deputationen Theil an der Beaufjichtigung 
ber öffentlichen Gebäude, Schulhäufer, Armenhäufer, Krantenhäufer, Badehäufer, 
— — Arbeiter-Wohnungen, die in erfter Linie dem Kreisphyſikus 
obliegt. 

Ebenfo nimmt er durch Deputationen Theil an den PBifitationen der 
Fabriken und Werkftätten, welche der Fabrik-Inſpector vornimmt; e8 ift in Er— 
wägung zu ziehen, ob dem Kreisphufifus und dem Kreis-Geſundheitsrath nicht 
ein felbftftändiges Recht der Fabrif- und Werkftatt-Bifitation zu ertheilen ift. 

3) Der Kreis-Chemiker hat nicht blos für Private gegen mäßige Gebühren 
Lebensmittel und Getränke zu unterfuchen, fondern er leitet gemeinfam mit der 
Bezirköpolizet und dem Kreisphyſikus die ganze Lebensmittel-Polizei; er unter- 
fucht von Amtöwegen Lebensmittel und Getränte und veröffentlicht die Refultate 
feiner Unterfuhungen. Die untergeordneten Organe der Fleiſch-, Milch-, Bad- 
ſchau x. unterftehen ihm, vefp. ihm nebft dem Kreisphyſikus und dem Chef der 
Bezirkspolizei. Ihre Thätigkeit ift nach dem Vorbild der englifchen inspectors 
of nuisances zu.regeln und auszudehnen. 

4) Gewiſſe allgemeine landesgeſetzliche Beitimmungen über Städtereinigung, 
Baupolizei, Lebensmittelpolizei, Schlahthäufer, Aborte, Abfuhr: und Canalweſen, 
ſchlechte Miethwohnungen, Pflegelinder ꝛe. ſowie über das Zmwangsverfahren bei 
Durchführung Iocaler fanitätspolizeiliher Einrichtungen ?) haben der Thätigfeit 
des Gefundheitsrathes, des Kreisphufifus und Chemiterd die rechtlihe Grundlage 
zu geben, während das Detail über diefe Punkte ortöftatutariiher Beftunmung 
zu überlafjen ift. 


1) Vergl. $. 123. des Competenz-Gefetsed vom 26. Juli 1876, das bereit® eine 
Scheidung vorgenommen und die Genehmigung der unmichtigeren Anlagen dem Kreis— 
ausſchuß refp. Magiftrat in Stäbten über 10,000 Einwohner übertragen bat. 

2) Bergl. $. 135. der Kreis-Orbnung. 
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5) Der weſentliche Inhalt der deutichen Bergpolizei=Berorbnungen, der 
gewöhnlichen Polizei-Verordnungen, der Minifterial-Erlafie betreffend die fanität- 
lichen Bedingungen für die Genehmigung gefährlicher Anlagen (R.-6.:0. 8 16 ff.) 
und ber Ausführungsbeftimmungen des $ 107 der R.=:©.-D. bevürfen im 
Intereſſe der deutſchen Rechtseinheit und des Schutzes der individuellen Interefjen 
gegenüber den untergeorbneten Controlorganen der reichögefeglichen Codification. 

Das fließt natürlich nicht aus, daß ein folches Geſetz für beſtimmte Fälle ben 
Reichs oder Landesbehörden einen größeren oder geringeren Spielraum läßt und daß 
fomit die wünſchenswerthe Fortbildung dieſes wichtigen nothwendig im Fluſſe be 
griffenen Theiles unferes Bermwaltungsrechtes im Wege ber Bolizei- Verordnungen oder 
auf Antrag des Reichsgeſundheitsamtes bunbesräthlicer Berfligungen möglich bleibt. 

Es erhält damit die Thätigkeit der möglichſt überall eimzuführenden ftaat: 
hen Fabrik: Infpectoren auch nad) der fanitätlichen Seite die gefetlihe Grund- 
(age wie die Zuziehung von Mitgliedern der gewerblichen Schiedsgerichte und 
der Kreis⸗Geſundheitsräthe bei den Kevifionen der Fabriken und Werkftätten ein 
Element der Selbftverwaltung dabei betheiligt. 

6) Das Reichsgeſetz über Apothefen bat das Conceſſionsſyſtem beizu—⸗ 
behalten; die Goncejfionen dürfen aber nur perfönliche unveräußerliche fein. 
Für die beftehenden Nealprivilegien und die dieſen analog behanbelten Gon- 
ceffionen ift als Entſchädigung .eine Frift von über 40 Dahren feftzufegen, 
innerhalb deren fie ihre reale Natur behalten. 


III. Kinderarbeit, Lehrlingsweſen, Frauenarbeit. 


1) Als künftige Ziel der geſetzlichen Beſchränkung ver Kinderarbeit ift 
ein Verbot jeder dauernden Beicäftigung nod nicht 14jähriger Kinder in 
Fabriken und Werfftätten ind Auge zu fallen. 

Die Durchführung dieſes Zieles kann nur nad und nad — werben; fie fett 
einen regelmäßigen Schulbefuch bis zum vollendeten 14. Jahre, in einzelnen Juduſtrien 
andere technifche Ginrichtungen und Gewohnheiten, theilweife auch höhere Löhne dev 
Eltern voraus; auch die Rüdfiht auf die internationale Coneurrenz bedingt zumächft 
einige Ausnahmen. 


2) Bis zur Erreihung dieſes Zieles ift gefeßlich auf ein Syſtem von 
wechjelnden Schichten arbeitender Finder, auf eine vor= reſp. nachmittägliche 
5—6ftündige oder allandertägige LOftündige Arbeitszeit mit entiprehenden Rube- 
paufen, Schulbeſuch, fefter Anfangs: und Endzeit der Arbeit im Sinne des 
preußifhen Entwurfes hinzuwirken. 

Der bier gemeinte preußifche Entwurf eines Fabrilgeſetzes ift gedrudt bei Lohren, 
Entwurf eines Fabrik⸗ und Werfftättengejeges, S. 70. 

3) Es ift durch Geſetz oder Bundesraths-Beſchluß für beftimmte, be— 
fonder8 gefährliche Induftrien die Arbeit der 14—16jährigen männlichen und 
aller weiblichen Perfonen zu verbieten. 

Die NReichögewerbe-Orbnung bebeutete durch 8. 41., welder dieſe ausſchließt, einen 
großen Rüchſchritt für mehrere deutſche Staaten. Im Preußen z. B. iſt hierdurch 
umd durch 8. 154. ber Reichsgewerbe⸗Ordnung das Verbot ber unter ſechszehnjährigen 


unter Tag zu arbeiten, Haspel zu ziehen, Karren zu laufen auf anfteigenden Bah- 
nen, was burch Geſetz vom 12. Auguft 1854 erlaffen war, bejeitigt, ebenfo das Verbot 
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der Beſchäftigung unter ſiebzehnjähriger beim Eiſenbahnbau, das auf der K. V. vom 
21. December 1846 beruhte. 

4) Für die 14—16jährigen und alle Frauen ift nad und nad ber 

10ftündige Arbeitdtag und zwar gleihmäßig für Werfftätten und Fabriken ein- 
zuführen. 
5) Für Knaben unter 16 und Mädchen unter 18 Jahren muß durch 
DOrtöftatut oder Anordnung der Centralbehörden der Beſuch einer Fortbildungs- 
ſchule zur Bedingung einer regelmäßigen Fabrif- oder Werfftattarbeit gemacht 
werben können. 

6) Für alle männlichen und weiblichen Arbeiter bis zum 18. Jahre iſt 
das Arbeitsbuh ($ 131 d. R-G.O) obligatoriſch zu machen; in dasjelbe iſt 
aud der Lehmertrag einzutragen. Kein Unternehmer darf bei Strafe einen 
Arbeiter unter 18 Jahren ohne Aushändigung feines Arbeitsbuches annehmen. 

7) Die Gültigkeit des Lehrvertrags it am feine ſchriftliche Abfafjung zu 
fnüpfen. Cine gejeglicye Probezeit innerhalb deren der Rüdtritt vom Yehrvertrag 
beiden Theilen geftattet ift, gejeglihe Präfumtionen über die Entihädigungs= 
pfliht bei Bruch des Lehrvertrags und die Verpflihtung des Lehrlings reſp. 
jeined Vaters, eventuell des DVerführerd und Unternehmers, der wiljentlich den 
contractbrüdhigen Lehrling befhäftigt, zur Zahlung der Entſchädigung, im Un— 
vermögensfall eine disciplinariſche Strafhaft des Yehrlings, ſowie ein Zwangs- 
verfahren (auf Antrag des Lehrherrn) zum Zweck der Zurüdführung des nod 
nicht 18 Jahre alten Yehrlings, find einzuführen. 

Der Wechſel des Berufs ſoll den Rüdtritt vom Lehrvertrag ($ 122 d. 
R.G.O.) nur unter Zuftimmung der Ortsbehörde rejp. des Schiedsgerichts 
rechtfertigen. . 

Nach Beendigung der Lehrzeit ift der Lehrherr verpflicgtet ein Zeugniß aus— 
zuftellen, das bei noch nicht 18jährigen ins Arbeitsbuch eingetragen wird. Auch 
das Ergebnif freiwilliger Prüfung ift für den noch nicht 18jährigen daſelbſt zu 
vermerken. 

Der Erfolg eines derartigen Lehrlingsgeſetzes darf jedoch nicht überſchätzt werben, 
da alle jeine Beftimmungen, ebenfo wie der bisherige ortöftatutarifche Zwang zum 
Beſuch von Fortbildungsichulen (Heichögewerbe- Orpnung $. In6. ur für Gejellen, 
Gehülfen und Lehrlinge unter 18 Jahren zuläjfig) durch das Einverftändniß zwifchen 
Lehrberrn und Lehrling den letzteren als jugendlichen Arbeiter zu bezeichnen, befeitigt 
werden fann. Cine derartige Praxis befteht auch in den größeren Städten unb Ges 
ſchäften vielfach. 

Hiergegen würde eine geſetzliche Beſtimmung, bie für gewijje Gewerbe nur Lehr— 
linge, aber nicht jugendliche Arbeiter zuließe, ſchützen. Die Auswahl diefer Gewerbe 
war aber febr ſchwer; für alle Gewerbe, die bereit® zu entwidelter Arbeitötheilung 
und großem Majchinenbetrieb binneigen, wäre ein folder Zwang ohne große Stö- 
rungen und Hemmungen nicht möglih. Daher ‘Bunte 8: 

8) Es ift Sade der Verbände der Unternehmer und Arbeiter darauf hin— 
zuwirken, daß da, wo die Technik das alte Lehrlingsverhältnig noch möglich 
macht, die Yehrlinge nicht durch jugendliche Arbeiter erfegt werden, wie es auch 
ihre Aufgabe ift, mit Rüdfiht auf die jeweilige Nachfrage nad Arbeitöfräften 
darauf hinzuwirken, daß nicht durch eine Ueberzahl von Yehrlingen und jugend— 
lichen Arbeitern im Berhältnig zu den Erwachſenen ein Ueberangebot von Ar— 
beitöfräften erzeugt werde. 
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In der Groß-Induftrie ift das alte Lehrlingsverhältniß faft durchaus unmöglich 
* —— frühere Vorausſetzung: die alte Werkſtatt ohne Arbeitstheilung. Daher 

un 

9) Für die jugendlichen Arbeiter, welche die Großinduſtrie beſchäftigt, iſt 
ein Erſatz der Lehrzeit in der beſſern Schulbildung, einſchließlich des Fort— 
bildungs⸗Unterrichts und im Beſuch von Lehrwerkſtätten und Fachſchulen neben 
und nad der praftiichen Thätigkeit in der Fabrik zu ſuchen. 

10) Die Staats= und Communal-Behörden haben in ganz anderer Weile, 
ug dies bisher bejonders in Preußen geſchehen ift, den gewerblichen Unterricht 
zu fördern. 

Größeren und kleineren Etablifjements, die befonderd geeignete Leiter be 
jigen, tft eine ftaatlihe oder communale Unterftügung zuzufichern, wenn fie ihre 
Unternehmungen zugleih als Lehrwerkſtätten organifiren. Die untern gewerb— 
lichen Fachſchulen find theils im Anſchluß an die Fortbildungsſchulen als Abend: 
veip. Wintercurje, theils als eigentlihe Schulen mit 1—2jährigen Curſen für 
ſolche einzurichten, ‘die eime prattiſche Arbeitszeit von 2—4 Jahren in Fabrik 
oder Werkjtatt hinter fich haben. Für begabte Lehrlinge und Arbeiter find Frei— 
jtellen und Stipendien zu ſchaffen. 

Die Tendenz des Preußiſchen Handeld-Minifteriums, die Preußiichen Ges 
werbeichulen in eine Art Neal: und Vorbereitungsihulen der Bolytechnifen zu 
verwandeln, und fie damit thatſächlich dem Handwerker: und Arbeiterftand zu 
entziehen, iſt eine werwerfliche. 

Siehe meine Ausführungen in Band XV., 268 ff. von Hildebraud's Jahrbücher ; 
auch Bücher: Die gewerblide Bildungsfrage (1872) Seite 53. 


IV. Arbeitsrecht erwadjener Arbeiter. 

1) Ein Normal-Arbeitstag für erwachſene männliche Arbeiter ift geſetzlich 
nicht einzuführen. 

Eine ſolche Sorge lähmt die Selbftthätigfeit des Arbeiterftandes, die Ueberwachung 
eines folcher wäre ebenfo ſchwierig, al8 fie in unzähligen Fällen der Berjchiedenartigteit 
der praftifhen Bebürfnifie unnöthig Zwang anthun würde; endlich ift eine ſolche Ber 
ftimmung überflüjfig, da im den Be. in welchen ein zehnſtündiger Arbeitstag 
überhaupt wünſchenswerth ift, dieſes Ziel nah und nad) durch ftrenge Durchführung 
der Beitimmungen über Frauen- und Kinderarbeit von jelbft erreicht wird, 

2) Weder die geleglide Einführung von Arbeitsbücyern für Erwachſene ift 
zur Zeit zu befürworten, noch die ftrafvechtlihe Verfolgung des Contractbruches 
erwachjener Arbeiter. 

Ein Antrag auf Arbeitsbücher für Gejellen und Gehilfen (wie er von Seydewitz 
und Genojjen am 1. März 1877 geftellt wurde), wäre ſchon dadurch undurchführbar, 
daß in der Praxis Gejellen und gelernte Tabrifarbeiter nicht zu unterfcheiden find. 

3) Dagegen ift es nöthig, den Proceß gegen contractbrüdige Arbeiter vor _ 
dem. gewerblichen Schiedsgericht in folgender Weife zu normiren: 

Vorladung mit 24 Stunden Frift, regelmäßige Unzuläjfigfeit der Termins— 
Verlängerung, Nothwendigfeit, die Zeugen jofort mit zur Gerichtsſtelle zu brin= 
gen, Unzuläffigteit des Einſpruchs der Reftitution gegen ContumacialsUribeile, 
jofortige Bolljtrebarkeit der Erkenntniſſe, Befugniß des Richter nach feinem 
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Ermeſſen über die Höhe des Schadens zu befinden, Zulaſſung des Lohnarreſtes 
in Höhe dieſes Schadens, Mithaftung des zum Contractbruch verleitenden Arbeit- 
gebers für dieſen Schaden. 


Vergl. Kowalzig: Ueber Beſtrafung des Arbeitsvertragsbruches (1875) Seite 40. 

4) Als künftiges Ziel der Haftpflichtgeſetzgebung iſt ins Auge zu faſſen: 

a. Die Ausdehnung auf Baugewerbe, Landwirthſchaft, Forſtwirthſchaft, 
Fiſcherei, Schifffahrt, kurz, alle Unternehmen, die mit mechaniſcher 
Kraft oder mit regelmäßig mehr als 5 in ihrem Dienſte ſtehenden 
Perjonen arbeiten. 

b. Die Ausdehnung der Haft für Berfchulbungen aud der Borarbeiter 
($ 2 des Geſetzes vom 7. Juni 1871), 

c. fowie der Haft nicht blo8 für Tod und Körperverlegung, ſondern 
auch für jede dauernde wichtige Schädigung oder Untergrabung ber 
Geſundheit. 

d. Uebertragung der Beweislaſt auf den Unternehmer, ähnlich wie es 
für die Eiſenbahnen beſtimmt iſt, oder wenigſtens die Feſtſetzung einer 
großen Zahl geſetzlicher Präſumtionen, z. B. daß der Unternehmer 
als ſchuldiger Theil zu vermuthen iſt, wenn ein geflickter Riemen 
brach, wenn beſtimmte Maſchinentheile nicht eingefriedigt waren ꝛc. 

e. Die Beſeitigung des 8 4 des Geſetzes vom 7. Juni 1871, wonach 
an der Entſchädigung, die der Unternehmer zu leiſten hat, der event. 
Betrag einer Unterftügungscaffe, in welche der Unternehmer mit zahlt, 
abzurechnen ift, wogegen die Gefammtheit der unbedeutenden Unfälle, 

. Berlegungen und Krankheiten, die unter einem gewillen gejetzlichen 
Niveau bleiben, von der Haftpflicht auszuſchließen wäre, da für fie 
das Hülfscafjenwejen aufzutommen bat. 

‚ Die Schwierigkeit und Koften biefer Reform werben in dem Maaße zu überwinden 
fein, als die Unfaliverfiherung allgemein wird. 

5) Wer mit mehr ald 10 Arbeitern oder mit mechanischer Kraft ein 
ftehendes Gewerbe betreibt, ift zum Erlaß einer Fabrik-, Werkſtatt- bez. Werkplag- 
Ordnung zu verpflichten. Diefelbe hat die bezüglichen Beftimmungen der Ge 
werbe-Orbnung der für das Gewerbe erlafjenen Polizei-Verordnungen und Die 
ſpeciellen fanitätlichen dur die Konceffion oder auf Grund de8 8 107 ver 
R.G.«O. fefigefetten Betrieb8-Bedingungen, die für den Arbeiter von Intereſſe 
find, ferner das Nötbige über Disciplin in der Werfftatt, über Anfang, Paufen 
und Ende der Arbeitözeit, über Zeit und Art der Lohnzahlung, der Con— 
ventionalftrafen, der Kündigungs-Bedingungen zu enthalten. Derjelbe Inhalt 
hr in der Hauptſache für freiwillige FabrikOrdnungen in kleinen Etabliffements 

orberlich. 
. ZJeede Fabrik-Ordnung ift dem ind Geſchäft eintretenden Arbeiter in einem 
Exemplar zu feiner Kenntnignahme zu übergeben und außerdem in den Fabrik— 
räumen in fichtbarer Weife anzuichlagen. 

Jede Fabrik-Ordnung bedarf zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung des ge- 
werblichen Schiedsgerichts reſp. der Bezirks-Polizeibehörde, welche aber nur megen 
Verſtöße gegen die Gefege, Polizei-Berordnungen und zu Recht bejtehenden janität- 
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lichen Berfügungen verweigert werden darf. Die Fabril-Infpectoren und oberen 
er haben eine Oberaufficht über den Inhalt der Fabrik-Ordnungen 
zu führen, 

Dur Geſetz ift ein Marimum der Geld - Conventionalftrafen feitzuftellen 
und der Grundſatz auszuſprechen, daß die Strafen nur in eine Hülfscafie 
fließen bürfen. 


Sonftige gewerblige Reformen. 


V. Haufirweien, Wanderlager, Auctionsweſen. 

1) Alle zeitweiligen Berkaufsgefhäfte, die nicht mit der Abficht einer 
dauernden gewerblichen Niederlaffung begründet find (die Wanderlager), find ge- 
jetzlich dem Begriff des Gewerbebetrieb8 im Umherziehen und feinen Beſchränkun— 
gen zu unterftellen. 

2) In Berug auf den Legitimationsfhein zum Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen ıft an Stelle des $ 57 der R.:©.:D. der ent|prechende $ 58 der Bunbes- 
rathsvorlage zu ſetzen. 

Die Zuverläſſigkeit in Bezug auf den beabſichtigten Gewerbebetrieb ſoll Bedingung 
fein an Stelle des noch nicht Beftraftfeing. Um dem Verdacht politifchetendenziöfen 
Mißbrauchs auszufchliegen, könnte die Ertheilung einem Organ ber Selbftverwaltung 
(Kreisausihuß oder Bezirlsrath mit Recurs) Übertragen werben. 

3) Das wirkfamfte Mittel gegen die Mißbräuche der Wanderlager wird 
eine Beftenerung fein, wie fie im Großherzogthum Barden vom 1. Januar 1878 
in Kraft tritt: jedes Wanderlager hat für einen Geſchäftsbetrieb von unter 
fieben Tagen eine halbjährige, für eine längere eine volle Jahreögewerbefteuer 
ſammt Communalzujhlägen zu zahlen. 

4) In Bezug auf die Auctionatoren ift der Entwurf der R.-6.-D. 8 34, 
Ab. 3 wieder herzuftellen, wonach e8 der Landes = Gefeßgebung vorbehalten 
bleibt, nur amtlich beftellte Perfonen zu diefem Gefhäfte zuzulaſſen. Jedenfalls 
haben alle Gemeinde= Behörden auf Grund des $ 36 der R.-G.-O. alle 
Auctionatoren zu verpflichten, jede Verfteigerung vorher, und nad) derjelben den 
Sefammterlös, amtlich anzuzeigen, damit dieſer Gefchäftsbetrieb entſprechend be- 
fteuert werben kann. 
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Gorreferat 
von I. F. H. Dannenberg (Hamburg) über die 
Reform der Gewerbe-Hrdnnng. 


— — 


Meine Herren! Es iſt mir in dem Vortrage des Herrn Referenten ſehr 
angenehm geweſen, daß er ſich bemüht hat, Ihre Meen über das Princip der 
Eoncurrenz ein wenig herabzuftimmen, ich würde fonft in große Berlegenheit 
fommen, wenn ich al8 fein Concurrent in der Beredſamkeit auftreten follte. Ich 
muß Bitten vorlieb zu nehmen, denn in der Form werde ich jedenfalls jehr wett 
hinter ihm zurüdftehen; auch gehe ih von andern Gefichtspunften aus und 
werde deßhalb nitchterner und trodener ſprechen, weil ich verfuchen will, Sie zu 
bewegen, in wirfliche Detail8 einzutreten und auf Grund derfelben zu Beichlüffen 
zu fommen, die auch, nachdem diefe Berfammlung beendet ift, eine Bedeutung 
behalten. 

Ich will beginnen mit dem Geſtändniß, daß ich recht miderftrebend ar die 
Aufgabe herangetreten bin, über diefen Gegenftand vor einer folden Verſamm⸗ 
fung zu referiren. Das Widerftreben hat ſich gemehrt durch die Erfahrungen, 
die wir bezüglich der Behandlung deſſelben Gegenftandes im Neichstage und in 
der Commiſſion des Reichstages gemacht haben, Erfahrungen, die e8 für Jeden 
außerordentlich erfchwerend ericheinen laſſen müflen über denfeiken Gegenftand ent- 
meder Neues vworzubringen oder zu irgend einem beftimmten, kurz zuſammen 
gefaßten Refultat zu fommen. Es ift Ihnen Allen erinnerlic, wie der Reichstag 
verjchiedene Tage hinter einander debattirt und ſodann ven Ausweg gewählt 
bat, die Sache an eine Commiſſion zu verweilen, der er ſämmtliche Anträge 
übergeben bat, und es ift ferner befannt, wie die Commiſſion mit der Moti— 
virung, daß die kurze ihr bis zum Schluſſe des Reichstags verbleibende Zeit 
von 14 Tagen ihr nicht geftatte, in den Gegenftand einzutreten, wiederum vor: 
geichlagen hat, das ſämmtliche Material mit den Anträgen und Petitionen ber 
Regierung zu übermeifen. Beide haben fich geſcheut, wenn ich den Ausdrud 
gebrauchen darf, zu einem Entichluß kommen zu müſſen, beide haben vermieden, 
und irgend welchen Anhalt zu geben zur Beurtheilung, wie fie über den Gegen- 
ftand denken. Der Gegenftand muß alfo befondere Schwierigfeiten haben, wenn 
jene Körperfchaften damit fo umgehen. Nur in einem Puntte ift ein Beſchluß 
gefaßt worden, der einen Anhalt bietet, wenn auch mur einen negativen, 
das ift der, daß die Commiffion beſchloß, von ihrer Empfehlung zur Ueber: 
weifung an die Regierung den Antrag des Centrums auszunehmen, weil darin 
eine Beſchränkung der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit gefordert werde. Die 
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Commilfion bat diefe Ausnahme damit motivirt, daß jie auf. dem Princip der 
Gewerbefreiheit und Freizügigkeit ftehe und deshalb ſolche Einfchränfungen nicht 
zulaſſen könne. Man muß al8 unzweifelhaft annehmen, daß die Mehrheit der 
Commiffion hierbei auch die Mehrheit des Reichsſtags vertreten hat, und jo wäre 
wenigftend als Reſultat der Verhandlungen jo viel feitgeftellt, daß der Reichstag 
die ‘Principien der Gewerbefreiheit und Zugfreiheit nicht angetaftet jehen will. 
Wenn man aber verfucht, hiermit etwas anzufangen, jo kommt man jofort 
wieder an die Klippe, daß abjolut verjchievene Meinungen darüber 

fönnen: was ift ein Eingriff in Das Princip der Gewerbefreiheit und Zugfrei— 
heit? — und ſchon im Reichstage haben die Redner der nationalliberalen und 
der Fortſchrittspartei ſich darüber nicht verftändigen Können. Die eine Eeite 
bat behauptet, Anträge .von. der andern Seite enthielten Eingriffe in das Princip 
der Gewerbefreiheit, und die andere Eeite bat Died ebenjo entſchieden beftritten. 
Wir find alfo damit auch zu nicht Pofitivem gekommen. Auch jeitens ber 
Regierung fteht die Sache nicht bejler; fie hat erklärt, daß fie beabfichtige, Ge— 
jegvorlagen einzubringen über Lehrlingsweien, Frauen» und Sinderarbeit und 
Sciedsgerichte, Aber fie hat jorgfältig vermieden, zu fagen, was fie vorzu« 
ſchlagen gedenke, und — hören wir in anſcheinend beglaubigter Weiſe, 
daß die Regierung von ihrem Entſchluß wieder zurückgekommen ſei und daß ſie 
auch im nächften Jahre mit ſolchen Vorſchlägen nicht kommen werde. 

Faſſen wir dies zufammen, jo bleibt auf die Frage: wie denken Reichstag 
und Regierung über Gewerbe-Ordnung, feine andere Antwort übrig ald: das 
weiß man nicht, — und wenn man boöhaft fein wollte —: das willen fie 
felber noch nicht. Unter ſolchen Umftänden den Gegenftand hier zur Debatte 
zu bringen, habe ich von vornherein für ein großes Wagniß gehalten und des— 
halb aud im der Ausihußfigung dagegen geſprochen. Es ift aber Doch bes 
ſchloſſen worden und wir jollen verfuchen, trogdem etwas in der Sache zu erreichen. 

Man bat, um den Referenten die Arbeit und aud im Uebrigen die Debatte 
zu erleichtern, vorgeichlagen, es jollten die Debatten und Anträge beſchränkt werben 
auf dasjenige, was die Vertreter der Regierung im Reichstage ald für die Gejeg- 
gebung ind Auge gefaßt bezeichnet Haben: Lehrlingsweſen, Frauen- und Kinders 
arbeit und Schiedögerichte. Es ift jedoch von Anfang an meine Anficht geweſen, 
daß, wenn man den Gegenftand einmal berühre, es unmöglich fein werde, ſich 
auf dieſe Punkte zu beichränten, da jede einzelne diefer Fragen hinein jpielt im 
viele andere, die nicht in biefem Programm enthalten find; und ich habe dann, 
als ich mich am die Arbeit machte, Anträge aufzuftellen, erfahren müffen, daß 
es mir felbft nicht bejier ging. Ich fland damit vor einer Klippe, die auch 
der Herr Referent Ihnen angedeutet hat. Wenn ich den Verſuch machte, der 
mir allein noch möglich ſchien, durch detaillirte Vorſchläge auszubrüden, wie ich 
mir die Reform der Gewerbe-Ordnung denke, und Sie zu erſuchen, ſich derartig 
mit mir audzufprechen, dann war ich dem Vorwurf ausgefegt, Ihnen etwas 
Unmögliches zuzumuthen, Ihnen zuzumuthen, wie der Herr Referent gefagt bat, 
fih im Laufe weniger Stunden zu entichliegen über mafjenhaftes Detail. Wenn 
ih aber davon abging: und ähnlich wie der Herr Referent Ihnen kurzgefaßte 
Rejolutionen verlegte, jo lag die noch ſchärfere Klippe vor, daß man Ihnen 
dann nichts weiter vorſchlägt, als zu hundert früheren allgemeinen Rejolutionen 
die Hunderterfte binzuzufügen. Man kommt dann dazu, daß man Nejolutionen 
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vorjchlägt, in denen nichts Feſtes zu lefen ift, in demem nicht feit fteht, was wie, 
die fie acceptirt haben, ſich dabei dachten, die angenommen werben können von 
verſchiedenen Gefichtöpunften aus ump die für Dad, was wir in dieſem Augen- 
blick anftreben, für die geſetzgeberiſche Thätigkeit feine beftimmten Anbaltspuntte 
bieten. Ich habe nicht ander8 aus der Sache herauskommen können, als indem 
ich werjuchte, über dasjenige, was ich überhaupt hier vorzuſchlagen gedachte, be— 
ftimmte Anhaltpuntte zu geben, auf Grund deren man dann jagen fann, ich 
will nicht bloß die Gewerbe-Orbnung reformiren, ſondern ih will fie fo und 
jo reformiren, — und das, mas mir bisher eingewendet ift, bat mich nicht _ 
überzeugen können, daß ich dabei auf dem Irrwege jei. 

Wenn ich in diefer Weife verfahren wollte, jo mußte ich davon ausgehen: nicht 
was ift an der Gewerbe-Orbuung in diefem Augenblid zu tadeln, ſondern welde Um- 
ftände im Gewerböleben haben vie Klagen heroorgerufen, auf Grund deren zu einer 
Reform geichritten werden ſoll? Sie jehen, daß ich mit dem Herrn Referenten von 
faft identischen Standpunkte ausgegangen bin; wir find jedoch zu etwas verſchie— 
denen Refultaten gefommen; aber immerhin find wir uns jo nahe, daß ich noch 
hoffe, ihm wenigftens für einige meiner Anträge zu intereffiren, — wie ich even- 
tuell, wenn meine Anträge abgelehnt würden, auch einige der feinen acceptiven 
fünnte. Allerdings nur mit Bedauern, da fie meiner Anficht nach zu allgemein 
gehalten find. 

Was ift denn dasjenige, was hauptſächlich das Mißbehagen in den ar: 
beitenden und gewerblichen Claſſen hervorgerufen hat? Es ift die nicht wege 
zuleugnende Thatfache, daß die Ausficht, im gewerblichen Leben jelbftftändig zu 
werden und fich eine jelbtftändige Thätigfeit zu ſchaffen, für die Hilfsarbeiter 
allmählich abnimmt. Es ift ganz unzweifelhaft nicht blos der Inhalt der be 
ftehenden Geſetze, jondern namentlich dieſe wirthichaftliche Thatjache, die in den 
gemwerbtreibenden Glaffen die Unruhe hervorruft, deren Symptome uns tagtäg- 
lich deutlich vor Augen treten. Das muß gejagt werben, denn es iſt der Aus- 
gangspunkt der focialdemokratiihen Bewegung. Wer dieſe Bewegung verfolgt 
bat, der weiß, daß nichts jo jehr dieſelbe fördert, als dieje allmählich fich voll- 
ziehende Verſchlechterung der den Hilfsarbeitern gebliebenen Ausficht , vorwärts 
zu kommen, daß nichts jo jehr ausgenugt wird, als dieſe Thatfache, und daß 
die Redner jener Partei vor Allem übt find, die auftauchenden Zweifel an 
der Zukunft immer mehr zu fteigern und fo das Gefühl völliger Hoffnungs- 
loſigkeit hervorzurufen, um nachher Alles mit dem Arbeiter anfangen zu können. 
Es ift daher nothwendig, hierauf ein Augenmerk zu werfen und zu jagen, was 
in dieſer Beziehung geſchehen kann. Und da Habe ich in der Einleitung, die 
ich meinen Anträgen vorausgelhidt habe, um jedes Mißverſtändniß zu ver- 
meiden, fofort den Sat bingeftellt: 

„Soweit diefe Erjcheinung auf den Fortfchritten der Technik beruht, Tann 
der Staat nichts Dagegen thun.“ 

Es muß das fo oft wie möglich wiederholt werden, um falichen Hoff: 
nungen vorzubeugen. Es ift nicht möglich, diefer Bewegung entgegen zu arbeiten 
und es joll ihr nicht entgegen gearbeitet werben, denn die geſammte Menjchheit 
hat eim Recht daranf, durd die Fortſchritte der Technil die Gejammtlaft der 
auf ihr rubenden Arbeit vermindert zu ſehen. Was gethan werben kann in 
diefer Sache iſt nicht, daß man Diejenigen,“ die fich durch dieſe Erſcheinung ge— 
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drücdt fühlen, zu fruchtloſem Widerftande amimirt. Vielmehr mug man ihnen 
tlar machen, daß ihmen nur geholfen werben kann, wenn und ſoweit es ihnen 
gelingt , fib die Fortfchritte der Technit und des rationelleren Betriebes m 
gleicher Weiſe dienftbar zu machen, wie Dies ſeitens der mit ihnen concurrirenden 
Großinduſtrie geſchieht. 

Daß dies in viel größerem Maßſtabe geſchehen kann, als bisher gelungen, 
iſt meine feſte Ueberzeugung. Es iſt eine vulgäre, freilich ſehr weit verbreitete 
md vielfach gefliſſentlich genährte Anſchauung, daß die Ueberlegenheit der Groß- 
nduftrie gegenüber der mit ihr concurrivenden Kleininduſtrie dort, wo fie fich 
zeigt, lediglich Folge des im erfterer arbeitenden größeren Capitals ſei, ans 
welcher Auffafiung der befannte Verſuch, Capital und Arbeit als natürliche 
Gegenſätze darzuftellen, abgeleitet worden. Dem entgegen muß man fidh der Ein— 
ſicht nicht verjchliegen, daß das Uebergewicht der Großproduction wefentlich auch 
noch auf einem anderen Factor beruht, nämlidy darauf, daß mit dem größeren 
Capital jehr häufig auch die größere Bildung, ſowohl in techhijcher wie in all 
gemeiner Beziehung verbunden ift. 

Hier foll man num die Hebel einfegen; es genügt nicht, eine Anzahl Keiner 
Capitalien auf dem Wege des Genoſſenſchaftsweſens zufammen zu bringen, um 
damit die Concurrenz gegen den Großbetrieb aufzunehmen. Die bisherige Er- 
fahrung bat gezeigt, wie wenig damit allein auszurichten ift. Coll das genofjen- 
ſchaftlich vereinte Meine Capital mit wirklich gleihen Waffen dem Großbetrieb 
gegenüberftehen, jo muß e8 aud Bildung und Intelligenz in gleihem Umfange 
ins Feld führen fünnen, und daran hat es bis jegt nur zu häufig gefehlt. 
Man bat zu wenig bedadıt, daß zwar hundert fleine Sapitale einem Grofcapitale 
gleichkommen können, daß aber Hundert mal Unbilvung vereint niemals Bildung 
wird. Hier helfend einzutreten iſt Sade des Staates, hier fan er in dem 
häufig jo ungleihen Kampfe zwiſchen Großbetrieb und Sleinbetrieb in der That 
wirkſam zu Gunften des letteren interveniven. 

Diefe Meberzeugung findet nun ihren Ausbrud in dem lauten Ruf nad 
Fortbildungsihulen. Ic habe mir erlaubt, anzudeuten, daß ich in diefem Ruf 
nicht Lediglich Die Bethätigung des Wunſches finde, Die Bildung über ein bereits 
vorhandenes Maß hinauszuheben, jondern das Eingeftändnig, daß diejenigen 
Bildungsanftalten, die jest dem Kleingemerbe zur Berfügung ftehen, ihre Auf- 
gabe nicht erfüllen. Wenn man ſich die Programme jo mander Yortbildungs- 
Ichutlen anfieht, in denen Lejen, Schreiben, Rechnen, Zeichnen, deutihe Sprache, 
vielleicht auch ein bischen Gefchichte und Geographie, die Hauptrolle jpielen, dann 
muß man jagen, das find feine Gegenftände, die in den Fortbildungsichulen zu 
erlernen find, jondern das follte von Gottes- und Rechtswegen die Volksſchule 
ſchon geleiftet haben. Wenn die Volksſchule das. wäre, was fie fein ſoll und 
fann, dann müßte der beginnende Gemwerbtreibende genügend ausgerüſtet fein, 
um für folde Gegenftände eine Fortbildungsfchule nicht zu gebrauchen, und in 
den acht Jahren, welche die Volksſchule nach den überall in Deutichland gelten= 
den Geſetzen die Kinder zur Verfügung bat, kann fie ihnen, falls fie gehörig 
außgeftattet ift, vecht wohl dieſes Penjum beibringen. Die Fortbildungsihulen 
werben auf einen falichen Weg geführt, wenn man fie zu nicht® anderem macht, 
als zu Ausbefferungsfhulen, in denen nachgeholt werben joll, was die Volls— 
Schule verfäumt hat. Cie follen fich vielmehr bemühen, das, was aus der Bolts- 
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ſchule mitgebracht ift, in Berbindung zu ſetzen mit den neuen Anforderungen, 
die an den jungen Mann berantreten, wenn er aus der Schule ind gewerbliche 
Leben hineintritt; fie Jollen vermitteln zwifhen Schule und Werfftatt, und des— 
halb follen fie vornehmlich Fachſchulen fein. Sie follen fich anlehnen an die 
einzelnen Gewerbe und das Iehren, was diefe befonders verlangen. 

Nachdem dies gejhehen, müßten wir ferner dahin tradıten, daß den eine 
bejondere Befähigung zeigenden jungen Leuten weitere Bildungsanftalten eröffnet 
werden und fomit dem fähigen Nahmuch® des N leinbetriebed die Möglichkeit 
gegeben wird, fich in Bezug auf technifche Vervollkommnung und allgemeine Bil: 
dung denen gleich zu machen, die fie jest nur zu häufig als ihre Feinde be- 
— weil ihnen die Möglichkeit abgeht, es ihnen als Concurrenten gleich 
zu thun. 

Ich bin der feſten Ueberzeugung — und ich bin im Gewerbeſtand auf— 
gewachſen und ſtehe noch heute mitten darin —, daß die Klagen über unver: 
meibliche8 Zugrundegeben des Kleinbetriebes maßlos übertrieben find (Sehr 
rihtig!), daß fie aber zum guten Theil hervorgerufen werden durch den gegens 
mwärtigen Zuftand der Bildung oder Unbildung, und daß, mern man dem Kleinen 
Gewerbeftand in der Weiſe zu Hilfe fommt, daß man ihm die Bahnen der ge- 
werblihen Bildung ebenfo gut eröffnet, wie dem Großbetrieb, er in vielen Ge— 
werbszweigen, die angeblich unrettbar verloren jind, fich feiner Haut wehren, 
nod lange fortbeftehen und ſogar gewiffe hier und da bereit8 verlorene Ge— 
biete dem Großbetriebe wieder abgewinnen kann. (Sehr richtig!) 

Deshalb habe ich vorgefchlagen, dak mir und unummunden außfprechen 
über die Fortbildungsichulen, — nad) der einen Richtung dahin, daß man fie 
nicht Lediglich betrachten ſoll als eine zmeite Stufe der Volksſchule, daß man 
“ andererfeit8 aber aud) von dem Berfuche abftehen jo, die vorhandenen wirklichen 
Fachſchulen Hinaufzufhrauben zu techniichen Academien u. dgl. Der Herr Re- 
ferent bat in diefer Beziehung bereitd angedeutet, daß in Preußen eine fehr ge- 
fährliche derartige Bewegung im Gange ift, indem man die Baufchulen hinauf: 
ſchrauben will zu Bauacademien. Diefe Tendenz fteht nicht vereinzelt da, fie 
findet vielmehr überall Nachahmung. Nichts iſt bei dem Vorſteher einer Schule 
natürlicher, al8 der Wunſch, fie zu „heben“, wie man das zu nennen pflegt, 
ziemlich unbefiimmert darum, ob die Schulen dadurd etwas ganz Anderes wer— 
den, als das, mozu fie urſprünglich errichtet worden, und ob fie durch folche 
Hebung Losgelöft werden von dem Boden, zu deſſen Fruchtbarmadhung fie be- 
ftimmt waren. Meiner Meinung nach brauchen wir vor Allem Fachſchulen und 
fachlihe Fortbildungsichulen, welche dem jugendlichen Arbeiter mit derjenigen 
Borbildung, die er aus der Volksſchule mitzubringen pflegt, zugänglich und er: 
reihbar find, und es ift eine durchaus falſche Richtung, wenn das Beftreben 
fortwährend wächlt, immer mehr höhere technifche Anftalten zu errichten und die 
vorhandenen Fachſchulen jo in die Höhe zu ſchrauben, daß die große Mehrzahl 
derjenigen, für melde fie eigentlich beſtimmt find, nicht mehr zu ihnen gelangen 
fann. Wohin das führt, das läßt fich am dem Beifpiel einer größeren deut: 
Ihen Stadt erkennen, in der man zu dem Auskunftsmittel hat greifen müfjen, 
unten an die ‚gehobene‘ Gewerbeihule Borichulclafen anzuhängen, weil man 
zu der Einfiht fommen mußte, daß ohne ein ſolches Erperiment Hunderte von 
jungen Handwerkern und Arbeitern von dem Beſuche der urjprünglich als ge- 
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werbliche Fortbildungsſchule errichteten Anftalt ausgeſchloſſen ſein würden. Will 
man die gewerbliche Ausbildung unferer jugendlichen Arbeiter und Lehrlinge 
wirflid fördern, jo find und zumächft wirkliche Fachſchulen viel nothwendiger als 
Bauacademien u. ſ. w.; ja es ıft dies auch der einzige Weg, um den zahlreichen 
in den unteren Claſſen ſchlummernden Zalenten den Weg zu ihrer vollen Ent— 
widelung zu bahnen, indem man ihnen zuerft in den einfacheren Fach- und 
Fortbildungsſchulen die Möglichkeit giebt, diejenige VBorbildung zu erwerben, welche 
zum Eintritt in die höheren Fachſtudien befähigt... Man ftede ſich demnach Die 
anfänglichen Ziele nicht zu weit, Jorge zunächſt für Diejenigen, die ſolcher Vor— 
jorge am meiften bedürftig find und überlafie ver Zeit die fernere Entwidelung. 

Was die Frage wegen Errichtung ſolcher Fortbildungsichulen anbetrifft, jo 
habe ich in meinen Anträgen mich dahin ausgeſprochen, daß dieſelbe Sache der 
Gemeinden oder Kreife jein jolle. Man kann nicht umbin, zuzugeben, daß bei 
dieſen Fortbildungsichulen die örtlichen Berhältnifje und das örtliche Bedürfniß 
eine große Rolle ſpielt. Geſetzlich vorzujchreiben, daß überall Fortbildungs- 
ſchulen errichtet werden müßten, gebt offenbar zu weit und würde und dahin 
führen, den Verſuch zu machen, auch reglementarische Beitimmungen darüber zu 
geben, wie dieſe Schulen einzurichten jeien und was und wie in ihnen gelehrt 
werden jolle, während das Bedürfniß doch überall nach den örtlichen Berhält- 
nifjen ein durchaus verſchiedenartiges ift und in entſprechend verſchiedenen Formen 
jeine Befriedigung juchen wird. (Sehr richtig.) Damit aber nicht etwa übel 
angebrachte Sparſamkeit oder Trägheit der lofalen Behörden der Errichtung von 
Fortbildungsſchulen Hindernilje in den Weg legt, babe ich den Vorſchlag ge: 
macht, daß, falls gewerbliche Berbände over Vereine ſich bereit erklären, einen 
geſetzlich zu firivenden Theil der Koften zu tragen und damit im genügender 
Weiſe befunden, daß bei ihnen ein lebhafte Intereſſe für die Sache vorhanden 
ift, den Gemeinden oder Kreifen die Berpflihtung zur Errichtung ſolcher 
Schulen auferlegt werde. Daß in Fällen, wo gewerbliche Verbände ꝛc. einen 
Theil der Koften auf fid nehmen, ihnen aud ein Einfluß auf die Verwaltung 
der Schulen einzuräumen jei, wird man natürlich finden und es liegt Died außer— 
dem im directen Intereſſe der Schulen. 

Die Sorge für die befjere Borbildung und Ausbildung unferer gewerb— 
lihen Arbeiter wäre demnady die eine Art und Weile, wie der Staat, reip. das 
Gemeinweſen in dem Kampfe, welchen die Großinduftrie gegen die Kleininduitrie 
führt, zu Gunſten ver legteren interpelliven fann und deshalb interveniren jollte. 
Bon der zweiten handelt meine folgende Theſe, welche dem Staate die Sorge 
für die MWiederberftellung der erjchütterten Rechtsſicherheit in dem Berhältniffe 
zwifchen ven einzelnen Theilen der gewerblichen Organifation auferlegen will. 
Neben den Mängeln der Bildung hat unzweifelhaft nichts jo jehr den, eingetre= 
tenen Rüdgang unſeres Kleingewerbed gefördert, als die in Folge der Geſetz- 
gebung des Testen Jahrzehnts entjtandene Erſchütterung des Rechtsbewußtſeins 
und des Pflichtgefühls. Während alle Theile, Arbeitgeber und Arbeiter, Lehr— 
herr und Yehrling, vereint darnach ftreben follten, ſich in ihren Leitungen zu 
vervollfommmen und den Boden, auf weldem das Handwerk noch fteht, zu ver— 
theidigen, haben fie ſeit einer Reihe von Jahren in fortwährenden inneren 
Streitigkeiten ihre bejte Kraft vergeudet und jo ſelbſt dazu beigetragen, daß Die 
innere ZTüchtigfeit in dem Augenblid, wo erhöhte Anjprüde an jie herantraten, 
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fi fortjchreitend verringerte. Wie fih das im Verhältnig zwiſchen Lehrherrn 
und Lehrling äußert, ift oft genug geichilvert. Der Meifter muß die Yuft ver 
lieren, Arbeit und Mühe auf die Ausbildung des Lehrlings zu verwenden, wenn 
er weiß, daß er durchaus nicht darauf vechnen kann, den Lehrling in den ſpä— 
teren Jahren der Lehrzeit, in welchen er ihm für die aufgewendete Mühe durch 
ven fteigenden Werth feiner Arbeit einen Entgelt zu ſchaffen vermag, bei ſich 
aushalten zu jehen. Der Lehrling wieder wird ſich feine Scrupel daraus 
machen, feine Verpflichtungen gegen den Lehrmeifter zu brechen, wenn er täglich 
vor Augen fieht, daß ganz daſſelbe von erwachſenen Arbeitern ungeftraft ge 
ſchehen kann. Dadurch wird das ganze gewerbliche Syftem an der Wurzel vers 
giftet und das jetzige Herunterfommen unſeres Gewerbeftandes ift Die natürliche 
Folge davon. Diejen Uebelftänden Tchlage ih nun vor entgegen zu wirfen durch 
die Einführung von Arbeitsbüchern und ſonſtigen Yegitimationen. Die Haupt- 
urjache, wodurch e8 den Bößwilligen unter den Arbeitern jo leicht gemacht wird, 
fich über. die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen hinwegzuſetzen, ift Die 
Schwierigkeit, den Uebelthäter zu faffen, jo lange man nicht weiß, wen man 
denn eigentlich vor jich hat und wo man ihn etwa zu juchen hat. Man weiß 
nicht, woher der Arbeiter kommt, wohin er geht, er kann ſich einen beliebigen 
Namen beilegen, ohne daß man im Stande wäre, feftzuftellen, ob das betref- 
fende Individuum auch wirklich dasjenige ift, für Das es ſich ausgiebt. Hier 
muß zunäcjt eingegriffen werben, denn hierin Liegt die fruchtbarfte Duelle deſſen, 
was in der Form von Contractbrud, Schwindelei und Unehrlichkeit jeder Art 
zu Tage tritt. Ich ſchlage deshalb zunächſt die Einführung von Arbeitsbüchern 
vor, und zwar nicht etwa, wie der Herr Referent will, für jugendliche Arbeiter 
nur bis zum 18. Jahre, fondern überhaupt für die Unmündigen, denn die 
Zahl 18 hat für mich feine bejondere magifhe Bedeutung. Unſere ganze Ges 
jeggebung ftellt die unmündigen Perjonen anders als die mündigen, und id 
jehe nicht ein, warum man mit Bezug auf Diele Berhältniffe eine andere Alters> 
grenze wählen follte. Eine Ausnahme von diefer Beftimmung will id zu 
Gunften derjenigen machen, welche ſich jchriftlich über eine ordnungsmäßig voll- 
endete Lehrzeit auszumeifen vermögen. Für mündige Arbeiter ſoll es genügen, 
wenn fie fich durch irgend ein glaubwürdiged Document, z. B. Das Mitglieds: 
buch einer Hilfökafje, eines Gemwerkvereind oder einer fonftigen gewerblichen Kor: 
poration über ihre Perfon auszuweiſen vermögen. Wo dies nicht der Fall tft, 
jollen auch erwachlene Arbeiter gehalten fein, ein Arbeitsbuch zu führen. Nies 
mand fann ſich durch dieſe Beftimmung beſchwert erachten, denn e8 wird jedem 
ordentlichen Menſchen Leicht fein, fich irgend eine andere Art der eben erwähnten 
Zegitimationen zu verichaffen, während dasjenige vagirende Individuum, welches 
ſich jeder derartigen Bereinigung zu entziehen weiß, feiner Kaffe u. ſ. w. anges 
hört oder wegen fchlechten Verhaltens ausgeftoßen worden ift, feine Berückſich— 
tigung verdient. Die von mir verlangte Art der Legitimation bat nicht bie 
mindefte Aehnlichkeit mit der früheren polizeilichen Gontrole; jeder ehrenhafte 
tüchtige Arbeiter wird ſich auch fernerhin völlig ungeftört bewegen fönnen, wäh— 
vend dagegen für leichtjinnige und böswillige Menſchen die Forderung einer Le— 
gitimation durchaus am Plage if. Im der Einichränfung, die id) der von jo 
vielen Seiten aufgeftellten Forderung nad Einführung von Arbeitsbüchern ges 
geben habe, ift dieſelbe für jeden vechtichaffenen Arbeiter durchaus annehmbar. 
14* 
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Wird im diefer Weife die Feſtſtellung der Perfönlichkeit erleichtert und 
damit die Berfolgbarteit etwa vorkommender echtöverlegungen in wejentlich 
höherem Grade ficher geftellt, als das jett der Fall ift, jo wird damit in fehr 
vielen Fällen dem Rechtsbruche, dem Contractbruche vorgebeugt, und das ıft ja 
gerade das, was mir erjtreben. Es kommt mir in Wahrheit viel meniger 
darauf an, contractbrüchigen Arbeitern Strafen aufzulegen, als dem Contract- 
bruche vorzubeugen. Wird aber die Sicherheit, daß ein Rechtsbruch beftraft werben 
tann, ſehr viele Arbeiter davon abhalten, fich einer Strafe audzufegen, fo 
wird fie umgefehrt auch viele Arbeitgeber veranlafjen, dem Rechtsbruche energi- 
cher entgegenzutreten, als das bis jet der Fall oder auch nur möglich war. 
So wie die Dinge bis jett Lagen, hatten ſehr viele Arbeitgeber ſchon völlig 
darauf verzichtet, einen von Seiten eines Arbeiter8 gegen fie begangenen Nechts- 
bruch zu verfolgen. Wußten fie doh im Voraus, daß es ihnen jehr ſchwer 
fallen werde, das betreffende Individuum überhaupt zu faflen, daß aber nod 
viel weniger Ausficht vorhanden ſei, ſelbſt wenn e8 gelang, den Betreffenden 
vor Gericht zu ziehen, irgend etwas gegen ihn auszurichten, und fie hatten fich 
deshalb ſchon daran gewöhnt, ihr Recht gar nicht mehr zu verfolgen, ſondern 
fi) darüber hinmwegzufegen mit den Worten: Laßt ihn laufen! Es giebt aber 
nichts Schlimmered für das Rechtsgefühl, als das allgemeine Einreißen einer 
ſolchen Praxis. Wie vie Mehrzahl der Menfchen einmal ift, gilt bei jehr Vielen 
jchlieglich dasjenige, was unbeftraft geichehen kann, für erlaubt und ganz im ber 
Drdnung, und jo haben wir denn auch die Erfahrung machen müſſen, daß im 
Arbeiterkreife weit und breit die Anſicht Pla griff, Daß das Halten eingegan: 
gener Verpflichtungen eine Sache fei, von der man fich beliebig Dispenfiren 
fünne. Ja, wenn id jo jagen darf, naiver Weife trat diefe Anſchauung ſchon 
vor drei Jahren in einer Reihe von Gutachten hervor, welche damals auf 
Anlaß unſeres Vereins von einer Anzahl von Bertretern ber Gewerfvereine 
abgegeben waren. In einem vderjelben wurde unter Anderm ausgeführt, daß es 
doc eigentlich in hohem Grade unrecht fei, wenn man einen Arbeiter zwingen 
wolle, bei einer von ihm übernommenen Arbeit zu bleiben, wenn er anderswo 
mehr verdienen könnte. Derjenige, Der dies ſchrieb, hatte alfo offenbar gar feine 
Ahnung davon, daß er mit diefer Anihauung die Grundlage gegenfeitiger con= 
tractliher Verpflichtung überhaupt in Frage ftelle, denn Gontracte werden Doch 
nur für den Tall geichlofen, daß der eine oder der andere Theil jpäterhin frei= 
willig keine Neigung haben könnte, die verfprochenen Leiftungen zu erfüllen. 
So lange es dem beiderjeitigen Intereſſe entfpricht, irgend etwas zu thun, ift 
ein Contract überflüffig; jeine Bedeutung beginnt erft, wo dieſes Intereſſe auf: 
hört oder doch mwenigftend fraglich wird. Im gewerblichen Verhältniſſe find 
wir aber jest dahin gelangt, daß Tauſende von Arbeitern die Verpflichtung, 
eine einmal getroffene Abmahung zu erfüllen, praktiich nicht mehr gelten Laffen, 
ſo bald ihnen die Sache nicht mehr convenirt, und daß fie durch die jest that- 
ſächlich beftehende praftiiche Straflofigfeit gewöhnt worden find, ſich über Alles 
bhinwegzufegen, was mit ihrem augenblidlichen Bortheil in Widerſpruch fteht. 
Die hieraus entfpringende moralifche Verwilderung ift noch viel ſchlimmer als 
der durch den Contractbruch heroorgerufene Schaden, denn fie wirkt meit über 
den unmittelbar davon betroffenen Kreis hinaus. Hat der Arbeiter erft einmal 
fih mit der Auffaffung durchdrungen, daß er, mo fein Vortheil ind Spiel 
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fomme, dem Arbeitgeber gegenüber freie Hand habe, fo iſt e8 natürlich nur ein 
Heiner Schritt bis zu dem Verſuche, fi) auch auf andere Weile rechtswidrige 
Vortheile anzueignen, und die kurz vorbin erwähnte Anſchauung, daß e8 von dem 
bemittelten Arbeitgeber unbillig jei, von dem unbemittelten Arbeiter Erfüllung 
jeiner Berpflichtungen zu verlangen, führt unmittelbar zu der Conjequenz, daß 
der Aermere dem Wohlhabenderen gegenüber nicht an Recht und Pflicht gebun— 
den fei. Daß auferdem ein Arbeiter, der ficy mit jolchen Ideen vollgeſogen, 
auch ſpäter als Arbeitgeber nicht gerade ein Mufter von Gewiſſenhaftigkeit 
werben, jondern feinen Kunden und Abnehmern, wie jeinen Arbeitern gegenüber, 
auf rückſichtsloſes Wahrnehmen feines Vortheils bedacht fein wird, Liegt auf ber 
Hand. Darum, meine Herren, will ih, daß die Berfolgung des Contract- 
bruchs thunlichft erleichtert, jeine Beftrafung ſo viel wie möglich ficher gejtellt 
werde, damit überhaupt erft einmal wieder die Begriffe von dem was Recht 
und Rechtöverpflichtung feten, ſich befejtigen. Es kommt mir aber, wie ſchon 
gejagt, viel weniger darauf an, den Bruch des Contracte8 zu ftrafen, als jeine 
Erfüllung ſicher zu ftellen. Darum jchlage ih in meinem Antrage vor, Die 
Verfolgung des Gontractbruces zunächſt auf den Weg der Schadenerſatzklage 
zu verweilen. Urſache des. Gontractbruches ift fat immer der Vortheil des 
Contraetbrüchigen over die böswillige Abficht vefjelben, den andern Theil zu 
ihädigen. Wird ihm die Weberzeugung beigebradht, daß das Gele Mittel 
babe, ihn zum Erſatz des von ihm amgerichteten Schadens zu zwingen und 
Damit zugleich die Ausficht auf eimen rechtöwidrigen Vortheil illuſoriſch zu 
maden, jo wird der Gontractbrucd von ſelbſt faft vollftändig aufhören. Zur 
Sicherung diefer Wirkſamkeit des Rechtes ſchlage ich, übereinftimmend mit dem 
Herrn Referenten, vor, das Privilegium der Nichtbeichlagbarteit des Arbeitö- 
lohnes für ſolche Fälle aufzuheben, wo es fih um Scabenerfag für ftatt- 
gefundenen Contractbrud handelt. Damit fällt der ſehr Häufig vorkommende 
Trotz des Böswilligen, daß man ihm doch nichts nehmen fünne, fort und er 
hat umfomehr Anlaß, fib die Sade vorher nochmals zu überlegen. Die Bes 
freiung des Arbeitöverdienjte8 von der Beihlagnahme ift aber feinerzeit gewiß 
nicht beſchloſſen, um damit dem Böswilligen ein Privilegium ungeftraften Rechts— 
bruches zu verleihen. Bleibt aber die Schadenerjatflage dadurch fruchtlos, daß 
der Berurtheilte ji) der Execution zu entziehen weiß, dann ſoll nad meiner 
Anfiht die Haftjtrafe als letztes Mitjel eintreten. 

An diefem Punkte könnte ich auch vielleicht Anlaf nehmen, auf das Lehrlings- 
wejen und diejenigen Vorſchläge einzugehen, melde in Bezug darauf in den 
Keichstagsverhandlungen geäußert worden. Ste werden vielleicht ohnehin mit 
einiger Ueberraſchung bemerkt haben, daß vom Lehrlingsweſen in meinen Anträgen 
verhältnigmäßig jo wenig die Rede iſt umd daß ich dafjelbe anläßlich meiner 
Vorſchläge in Betreff der Beftrafung des Contractbruches nur jo nebenher 
erwähne. Ich werde jedoch Gelegenheit haben, ſpäterhin auf viefen Punkt zu— 
rüdzufommen und will bier nur im Borbeigehen bemerken, daß man, wenn 
man eine wahrhafte Befjerung unferer jegigen Yehrlingsverhältnifje erjtrebt, mit 
bloßen Vorſchriften über Schriftliche Abfaſſung der Lehrcontracte und Be— 
ftimmungen darüber, was im alle des Entlaufens eines Lehrlingd mit dem 
noch nicht verfallenen Reſte des Lehrgeldes, das er ja im den bei weiten meiften 
Fällen nicht bezahlt, geichehen Toll, nicht weit kommen wird. 
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Ich gehe nun über zu den gewerblichen Schiedsgerichten. Es giebt eine 
Richtung, welche von dem Gedanken ausgeht, die Schiedögerichte durch allge- 
meine Wahl der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu conftituiren. Dem gegenüber 
ſchlage ich vor, die Mitglieder der Schiedögerichte durch die Gemeindevertretung 
ernennen zu laſſen, allerdings unter thunlichfter Betheiligung der etwa vorhan— 
denen gewerblichen Verbände. Meine Herren, e8 ift mir allerdings befannt, 
daß man an einigen Stellen in Deutichland das Syſtem der Errichtung ge- 
werblicher Scyiedsaerichte auf dem Wege des allgemeinen Wahlrechts verſucht 
bat, ich habe aber nicht erfahren, daß man mit dem erlangten Refultate fon= 
derlich zufrieden gemweien fei. Unfer ganzes gegenwärtige Verfahren der Recht: 
Iprehung beruht auf dem Spftem der Ernennung der Richter. Was aber 
für alle Rechtöverhältniffe richtig und zuträglich ift, wird auch für die Schlichtung 
gewerblicher Streitigkeiten braudbar fein. Alles Menſchenwerk ift unbolltommen 
und jo mag aud unfere Gerichtöverfaflung ihre Mängel haben; aber im All: 
gemeinen find wir doch mit unferem Richterſtande, obgleich er von der Staats— 
gemalt ernannt ift, zufrieden und jehen in ihm ben fihern Schu des Rechts. 
In anderen Yändern hat man es mit der Wahl der Richter durch das allge 
meine Stimmrecht verfucht, aber die gemachten Erfahrungen reizen nicht gerade 
zur Nachahmung. Auch bei und in Deutjchland giebt es bereit8 eine Reihe 
von Schiedsgerichten, Die von Behörden ernannt oder von Gemeindevertretungen xc. 
gewählt find, und fie haben ſich vollfommen bewährt. Es Liegt fein Grund 
vor, in den guten Willen der Gemeindevertretungen oder der etwa von dieſen 
bezeichneten Behörden, rechtichaffene Richter zu ernennen, Zweifel zu ſetzen. Da- 
gegen geftehe ich offen, daß ich nicht jo fehr Davon überzeugt bin, aus allge= 
meinen Wahlen ftet8 nur ſolche Männer hervorgehen zu jehen, denen man mit 
Beruhigung ein Richteramt anvertrauen könnte. Solde Wahlen würden un— 
vermeidlih dem WParteigeift anheimfallen und ſich auf foldye Perjonen lenken, 
von denen die Parteien eine beſonders energiiche Vertretung ihrer Parteidoctrin 
und Partetinterefien erwarten. Statt ausjchlieglich Darauf bedacht zu fein, als 
gerechte Richter Recht zu ſprechen, würden die Gemählten mindeftens eben joviel 
und vielleicht mehr Gewicht darauf legen, für die Ausbreitung ihrer Parteilehren 
thätig zu fein; fie würden ftet8 unter dem Gefühl ftehen, zur Ausführung eines 
Mandates gewählt zu fein und ihren Parteien gegenüber Berpflichtungen über- 
nommen zu haben, die oft genug mit den Pflichten eines Richter wenig gemein 
haben fünnten. Sch will dabei einer erft in neuerer Zeit gemachten Erfahrung 
gedenfen. Bei der befannten Enquöte über die Arbeiterverbältniffe wurden auch 
einige Männer vernommen, welche jchon jeit einiger Zeit ald ernannte Mit- 
glieder eines gewerblichen Schiedsgerichts und mit allgemeiner Anerkennung fun= 
girten. Sie hatten ſich als geredyt, unerichroden und ſachkundig bewährt und 
die Enquöte-Commiffion hoffte deshalb auch von ihnen als Zeugen bejonders 
werthvolle Auskünfte zu erhalten. Im dieſer Erwartung ſah man ſich völlig 
getäufcht. Diefe Männer, deren Sachkunde umd gefunde® Urtheil man wieder- 
holt anzuertennen Grund gehabt hatte, ſpielten vor der Commiſſion eine geradezu 
Häglihe Rolle. Anftatt auf beftimmte Fragen beftimmte Antworten zu geben 
und der Commiſſion durch Mittheilung ihrer eigenen Erfahrungen und Anſchau— 
ungen wertbvolle8 Material zu liefern, ſagten fie Einer wie der Andere und 
vollfommen gleichmäßig wie am Schnürchen eine Reibe eingepaufter Redensarten 
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ber, wie fie vielleicht für eine Volksverſammlung gepaßt hätten, die aber für 
die Enquete völlig unbraudbar waren. Man fragte die Betreffenden fpäter 
unter vier Augen nad dem Grunde dieſes Auftreten® und erhielt dann Die 
Antwort: Es ift in unferer Parteiverfammlung jo befchlofjen. Die Leute hatten 
fih alfo nicht einmal fo frei gefühlt, um nad ihrer perſönlichen Ueberzeugung 
die von ihnen gemwünjchte jachlihe Auskunft zu geben, jondern fich Lediglich als 
Mundſtück ihrer Parteien: gebrauchen laffen. Die Barteiwerfammlung hatte be= 
fchloffen und fie waren nur Werkzeug. Diefe Erfahrung ift um fo beveutfamer, 
als es ſich dabei, wie gejagt, um Männer handelte, die al8 von der Gemeinde: 
behörde ernannte Mitglieder des Schiedsgerichts, dort mo fie fih nicht unter 
dem Drude ihrer Bartei fühlten, ſich durchaus bewährt hatten. Dieſer Gefahr 
muß fomit vorgebeugt werden, wenn wir verhindern wollen, daß der Parteigeift 
fih aud der Schiedsgerichte bemächtigt und fie Dadurch um ihren Credit bringt. 
Ich bin aljo für die Ernennung der Mitglieder der Schiedsgerichte durch die 
Gemeindevertretung mit der Mafgabe, das Iettere dort, wo fie glaubt nicht in 
der Lage zu fein das Ernennungsreht mit Nuten ausüben zu können, bevoll- 
mädhtigt wird, ihre Machtvolltommenheit an beiondere Behörden, Gewerbekam— 
mern ꝛc. oder dort mo wirflih qualificirte Verbände von Arbeitgebern und 
Arbeitern eriftiren, an diefe zu übertragen, ei e8, indem man ihnen das Vor— 
ſchlagsrecht oder die definitive Ernennung der Gerichtämitgliever zuweiſt. Es 
entipricht meinen Wunſchen, daß letzteres Verfahren in möglihft großem Um- 
fange zur Anwendung kommen möge; aber man fann die Augen nicht gegen Die 
Thatfache verichliegen, daß bis jet die Zahl gewerblicher Verbände, denen mit 
vollem Vertrauen die Ausübung eines jo wichtigen Rechtes übertragen werben 
tönnte, keineswegs aroß ift. — In Bezug auf allgemeine Wahlen mag auch 
noch darauf hingemwiefen werden, daß ihre Anwendung in großen Städten ihre 
fehr großen Schwierigkeiten hat, namentlich Da e3 als geradezu unmöglich bezeichnet 
werben muß, an Orten, wo eine fluctuivende Arbeiterbevölferung von vielleicht 
50,000 oder 60,000 Menihen vorhanden ift, zuverlälfige MWäblerliften aufzu- 
ftellen und fortwährend vollftändig zu halten. 

Die folgende meiner Thefen handelt von ber Frauen- und Kinderarbeit. 
Sie umfaßt namentlich drei Punkte: die Arbeit der Kinder im ſchulpflichtigen 
Alter, die Nachtarbeit der Frauen und die Arbeitszeit jugendlicher Arbeiter im 
Alter von 14—18 Jahren. Es ift mir bekannt, daß dieſe meine Vorſchläge 
vielfah al® zu weit gehend auf Widerfpruch ftoßen werden. Dem gegenüber 
muß ich jedoch bei meiner Anficht beharren, daß wir dahin kommen müſſen, 
die Verwendung von Kindern im fchulpflichtigen Alter zu gewerblichen Arbeiten 
überhaupt zu befeitigen. Diefe Kinder gehören in die Schule, wo fie ſich das— 
jenige aneignen follen, was die Grundlage für ihr ganzes kommendes Leben 
bildet, und nicht in den Arbeitsfaal oder die Werkſtatt. Ich bin deshalb der 
Meinung, daß die Gefeßgebung die Verwendung von Kindern zu gewerblichen 
Arbeiten überhaupt nur in denjenigen wenigen Ausnahmefällen geitatten ſollte, 
wo fie abfolut unentbehrlid, if. Und um meinen Gedanken noch näher zu 
präcifiren will ich Hinzufügen, daß die Unentbehrlichkeit der Kinderarbeit nur 
für folhe Fälle gelten ſoll, wo es ſich darum handelt, ſolche Arbeiten zu ver— 
richten, die von Erwachjenen nicht gethan werden können. Dieje Fälle werben 
jehr felten vortommen und aud bezüglich ihrer will ih den Sat feitgehalten 
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wiffen, daß daneben der Schulbeſuch in feiner Weile leiden darf. Die jetzt be— 
jtehende Vorſchrift, wonad Kinder unter 14 Jahren zu gewerblicher Thätigfeit 
verwendet werben bürfen, wenn fie daneben täglich drei Stunden lang die Schule 
befuchen, genügt mir nicht; denn für dieſe Kinder ift der Schulunterridt Die 
Hauptſache, die gewerblide Thätigkeit eine Nebenbefchäftigung und nicht umge— 
tehrt. Um aber die Einwendungen derjenigen zu berüdjichtigen, welde auf Die 
ausländifchen Concurrenzverhältnijfe hinweifen und die Befürchtung ausfprechen, 
Daß die deutſche Induftrie durch ftricte Befeitigung der Kinderarbeit gegenüber 
der Induftrie jolher Länder ftart benachtheiligt werden würde, in welder die 
Heranziehung von Kindern nod in großem Umfange geftattet ift, wie z. B. 
Belgien und England, babe ich auf eine Uebergangsperiode Bedacht genommen, 
die Zeit gewähren würde, "um mit den betreffenden Ländern Berhandlungen 
wegen Herbeiführung gleihmäßiger gefegliher Beftimmungen zu führen. 
Schon jegt bejteht in England wie in Belgien eine bedeutende, auf fernere Ein— 
ſchränkung der Kinderarbeit gerichtete Bewegung, die durd) das Vorangehen 
Deutſchlands eine mächtige Förderung erfahren würde. Ich halte es für ſehr 
wahrſcheinlich, daß, falls e8 befannt wird, daß Deutichland die Kinderarbeit 
völlig abzuſchaffen beabfichtigt, Die Agitation in den anderen Ländern im Laufe 
von 5 Jahren ftark genug werden wird, um auch die Gefeggebung der anderen 
Länder zu ähnlichen Beichlüffen zu veranlafjen. Sollte aber wider alles Erwarten 
diefe Hoffnung ſich nicht erfüllen, follten jene Staaten, troß des Vorangehens 
Deutſchlands aud ferner die Verwendung von Kindern zu gewerblichen Arbeiten 
geftatten und aus dieſer Urſache unferer Induftrie eine übermächtige Concurrenz 
drohen, jo wären wir ja ſchlimmſten Falls immer nod in ter Lage, am Ende 
der fünfjahrigen Webergangsperiode unfere Entſchlüſſe no einmal in Erwägung 
zu ziehen. Ich hege ſolche Befürchtungen jedoch nicht und bitte Sie meinem 
Antrage zuzuftimmen, der die vollftändige Beleitigung der Verwendung von 
Kindern im ſchulpflichtigen Alter zu gewerblichen Arbeiten ald definitive Ziel 
ind Auge faßt. Ebenſo bitte ich mir in dem zweiten Punkte zuzuftimmen, näm— 
ih in dem abjoluten Verbot jeder Verwendung weiblicher Arbeiter zu nächtlichen 
Arbeiten. Bei den Verhandlungen im Reichstage bat ein Abgeordneter erwähnt, 
daß das Verbot der Verwendung von Kindern zu Nachtarbeiten vielfach dazu 
geführt habe, Frauen und Mädchen an Stelle der Kinder mit Nachtarbeiten zu 
beichäftigen, z. B. in Glashütten, und daß daraus die fittlich bedenklichſten Zu— 
ftände entftanden ſeien. Ich ziehe aus diefer Erzählung aber nicht die Confequenz, 
daß die nächtliche Arbeit von Kindern wieder erlaubt werden müffe, ſondern 
umgekehrt, daß aud die Verwendung von Frauen zu gewerblichen Nachtarbeiten 
geſetzlich zu verbieten if. Im dieſen beiden erften Punkten meiner Theſe kann 
ich aljo meinen Gegnern feine Concefjion machen, jondern wiederhole meine Bitte 
an die Berfammlung, meinen Anträgen zuzuftimmen. Etwas anders ftehe ich 
Dagegen zu dem dritten Punkte, der Arbeitszeit für jugendliche Arbeiter von 
14— 18 Yahren. Mein Antrag jchlägt vor, die Arbeitäzeit für diefelben auf 
10 Stunden zu firiren. Es läßt fi aber nicht verfennen, daß diefe Frage 
nur in Verbindung mit der Frage wegen der Arbeitszeit der Erwachſenen ent- 
jchieden werden kann. Die jugendlichen Arbeiter dieſer Kategorie arbeiten in 
der Regel mit erwachſenen Arbeitern zufammen und eine gejegliche Fixirung der 
Arbeitszeit der jugendlichen Arbeiter würde praftiih darauf hinausfommen, daß 
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meiften® auch die erwachlenen Arbeiter nicht Länger beichäftigt werden fünnten, 
mithin auf einen gefeglihen Normalarbeitstag. So weit will id. aber nicht 
gehen. Ich glaube, daß bie jegt ftattfindende Bewegung auf Abkürzung ber 
Arbeitözeit uns in nicht langer Zeit die freiwillige Einführung einer Arbeitszeit 
von 10 bis höchſtens 11 Stunden bringen wird, wie das in manden Gemerben 
und in vielen Städten ſchon jett der Fall if. Das in diefer Beziehung bereits 
Erreichte wird vorausfichtlih zu einer Fortſetzung idiefer Bewegung führen und 
man thut vielleicht gut derjelben Zeit zu laſſen, namentlich wenn man bevenft, 
daß in einzelnen größeren Imduftriebezirfen, wie 3. B. im Eljaß, gegenwärtig 
noch eine Arbeitözeit von 13 Stunden täglich befteht und ein Verſuch, dieſelbe 
durch die Geſetzgebung plöglic) auf 10 Stunden herabzufegen, denn doch be— 
denkliche Folgen haben könnte. Ich bin deshalb bereit, bezüglid; der Arbeits: 
zeit jugendlicher Arbeiter von 14—18 Jahren nicht auf meinem Antrage, dieſelbe 
geſetzlich auf 10 Stunden zu beichränfen, zu beftehen, fondern einen annehmbaren 
Compromiß zu acceptiren, fall8 mir derjelbe entgegengebracht wird. Gelänge es z. B. 
unter Mitwirkung der Herren Induftriellen jelbft, die übertriebene Arbeitözeit, dort 
wo fie noch eriftirt, auf 11 Stunden herunterzubringen, jo wäre das immerhin 
ein Erfolg, den man feithalten und die weitere Entwidelung der Dinge vorläufig 
abwarten fünnte. Ich falle meine Aeußerungen alfo dahin zufammen, daß an— 
gefichtE der Thatſache, daß die Arbeitszeit der jugendlichen Arbeiter ganz über- 
wiegend mit der Arbeitözeit der mit ihnen zulammen arbeitenden Erwachſenen 
im Zuſammenhange fteht, daß an manden Stellen in Deutichland noch heute 
eine Arbeitözeit von 12 bi 13 Stunden und jelbft darüber exiftirt, daß. e8 
vor Allem darauf anfommt, in Bezug hierauf zu beffern, und daß hierzu die 
Unterfiügung derjenigen Induftriellen, welche bei ſich bereitS eine kürzere Arbeitd- 
zeit eingeführt haben, erwartet werden darf, es gerathen jein fan, das Ber 
langen einer gejeglihen Fixirung ber Arbeilszeit für jugendliche Arbeiter nicht 
zu urgiren, um den Dingen Zeit zu einer Entwidelung zu laſſen, deren Richtung 
ſchon jest deutlich erkennbar iſt. Ich möchte nicht in den Fehler verfallen, zu 
viel auf einmal zu fordern und deshalb in Wirklichkeit nichts zu erreichen und 
bin ſomit bereit, in Bezug auf die Arbeitszeit für jugendliche Arbeiter von 14 
bis 18 Jahren, annehmbaren Compromißvorſchlägen, falls fie fommen, zuzu— 
ſtimmen, wogegen ich wiederholt bitte, in Bezug auf die Arbeit jchulpflichtiger 
Kinder und die Nachtarbeit von Frauen meinen Anträgen in der vorliegenden 
Form zuzuftimmen. 

Ich habe fomit diejenigen Fragen beiproden, deren geſetzliche Negelung 
und die Regierung in Ausficht geftellt hat: Lehrlingsweien, Frauen- und Kinder: 
arbeit und Sciedögerichte. Der Wunſch, die Berathungen unferer Berfammlung 
auf diefe drei Theile zu beichränfen, ift mir bei Ausarbeitung meiner Anträge 
ftet3 gegenwärtig gemejen, und id) habe mic, von demſelben jo viel wie möglich 
leiten laffen. Einen Punkt glaubte ich aber außerdem nicht außer Acht Laffen 
zu jollen, und das ift die Trage, wegen Ausdehnung der Haftpflidt. 
Sie finden diejelbe in meiner vorlegten Theje behandelt und vielleiht ift Ihnen 
dabei ein von mir angefügter Nachſatz aufgefallen, über den ich mich noch furz 
ausſprechen möchte. Es ift allgemein befannt, wie jehr es in den Arbeiter: 
freifen als eine Benachtheiligung ‘des Arbeiterftandes empfunden wird, daß, aus— 
genommen ſolche Unfälle, welde durch Eifenbahnen herbeigeführt werden, den 
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auf Entſchädigung Flagenden verlegten Arbeitern oder Angehörigen von Arbeitern 
die Beweislaſt für ein Verſchulden feiten® der Arbeitgeber oder deren Angeftellte, 
durch welche der Unfall verurſacht worden, auferlegt iſt. Die Schwierigkeit, 
einen ſolchen Beweis zu erbringen, macht in jehr vielen Fällen die Haftpflicht 
des Arbeitsgebers geradezu iluforiih. (Sehr wahr!) Dieine Herren! Dan 
lann nicht umbin die Berechtigung der hieraus abgeleiteten Beſchwerden anzu— 
erfennen, und ich ſchlage Ihnen deshalb vor, zu beichließen, daß die Beweislaſt 
auf die Schulter der andern Geite gelegt werde. An ich iſt e8 leichter, zu 
beweijen, daß alle Einrichtungen der Fabrik ꝛc. genau den geſetzlichen Vorſchriften 
gemäß nicht nur, jondern auch entiprehend den Anforderungen vernünftiger 
Borfiht angelegt und in Stand gehalten werden und daß ein Unfall, von 
welchem ein Arbeiter betroffen, Folge von Außerachtlaſſen ausprüdlicher Bor: 
Ichriften oder grober Fahrläſſigkeit geweſen, als es umgefehrt dem Arbeiter 
wird, den Nachweis beionderen Berfchuldens auf Seiten des Arbeitgebers zu 
führen. Im den Fällen, in welcden durdy den Unfall auch die Beweismittel 
mit zerftört find, geht der Arbeiter jet wegen Unmöglichkeit der Bewersführung 
in der Pegel leer aus. Vollkommen ift nichts in der Welt, und es mag ja 
jein, daß auch eine Aenderung in dem von mir empfohlenen Sinne gelegentlich 
Härten auf der andern Seite im Gefolge haben würde. Immerhin wird dies 
nicht jo häufig vorfommen, als bei der jeßigen Einrichtung, und jedenfalls ift 
e3 bejjer, Härten, wenn fie dod einmal unvermeidlid find, von den Schultern 
derer tragen zu lafjen, die dazu am Beften im Stande find. Ferner muß die 
Haftpflicht weiter ausgedehnt werden und namentlich auch mehr in den Kleinbetrieb 
hinunter. Es ift unzweifelhaft für ven Bauhandwerker ebenſo ſchlimm, vom 
Gerüſte herunterzuftürzen und in Folge davon zeitlebens Krüppel zu bleiben, 
als für den Fabrikarbeiter, feine Hand in einem Triebrade einzubüßen. Hier: 
auf Rückſicht zu nehmen, ift Sache der Geſetzgebung, jo weit fie dies eben ver: 
mag. Man wird natürlich darauf hinweiſen, daß eine Ausdehnung der Haft: 
pfliht au auf die Berhältnifje des Kleinbetriebe8 an dem Umſtand fcheitern 
müſſe, daß in fehr vielen Fällen die Erfüllung der Haftpflicht durch die Mittel 
lofigfeit de8 zur Leiftung der Entſchädigung Berpflichteten unmöglich gemacht 
werde. Dem ift natürlich) nicht zu widerjprechen, fo lange man nur das ein- 
zelne Individuum vor ſich bat; aber bier ift gerade die Stelle, wo die gemerb: 
lidyen Corporationen einzutreten haben. Ich fomme Hierauf noch zurüd, und 
wende mich zunäcft zu dem durch den eben erwähnten Einwand angeregten 
Punkt zurüf, der auch außerhalb der Grenzen des Kleinbetriebe8 von ganz 
wejentlicher Bedeutung iſt. Das Haftpflichtgefeg hat hier eine Lücke, die faft 
genau einer ganz ähnlichen entfpricht, die fih in dem von den Hülfscafien 
handelnden Theil der Gewerbe: Drdnung befand. Dort war nämlich gejagt 
worden, daß Jedermann von der Verpflichtung einer öffentlichen Hülfscaſſe bei— 
zutreten befreit fein jolle, wenn er nachweiſe, daß er einer andern Hülfscaffe 
angehöre. Bergefien war dabei ganz, zu beftimmen, wie eine ſolche andere 
Caſſe beichaffen fein müſſe. Die Idee war dabei natürlich geweſen, daß ſolche 
freiwillige Caſſen ihren Theilnehmern dieſelbe Unterftügung und Sicherheit im 
alle von Krankheiten ıc. gewähren: würden wie die Zwangscaſſen, aber gejagt 
war Died in dem Geſetze nicht. . Die Folge davon war, daß der Zweck Des 
Geſetzes dadurch in ſehr vielen Fällen iluforifh gemacht wurde. Es gab 3.2. 
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Krankenkaſſen, welche ihren Mitglievern ein wöchentliche8 Krankengeld von drei 
Mark, ja noch weniger, und andere, die ein Krankengeld von 18 Mark pro 
Woche zahlten. Der Nacmeis, einer folden Caſſe anzugehören, reichte hin, den 
Vorſchriften des Geſetzes zu genügen, einerlei ob die von der Gafje gewährte 
wöchentliche Unterftügung auch nur annähernd zur Unterftügung und Pflege des 
Erkranften hinreichte oder nit. Ganz ähnliches erleben wir jet wieder in 
Bezug auf das Haftpflichtgeieg. Das Gefeg legt dem Arbeitgeber die VBerpflich- 
tung auf, den in feinem Dienft verlegten Arbeiter oder deſſen Angehörige zu 
entfchädigen, aber darum, ob der Arbeitgeber dazu auch im Stande ift, ob er 
jene Arbeiter bei einer Unfallverficherungägefellfhaft verfichert hat u. |. w., küm— 
mert ed ſich nicht. Die Folge davon ift, daß dem Arbeiter eines zahlungs 
unfähigen Arbeitgebers das Haftpflichtgeſetz nicht das Mindeſte nützt, wenn er 
einmal in den Fall kommt, davon Gebrauch zu machen. Dieſe Lücke muß aus— 
gefüllt werden, wenn das Geſetz ſeine Aufgabe wirklich erfüllen ſoll; es muß 
Beſtimmungen erhalten, welche die Befriedigung der geſetzlich anerfannten Ent- 
ſchädigungsanſprüche verunglückter Arbeiter ſichert. Natürlich wird das nicht 
ganz leicht ſein; es wird auch ein großes Geſchrei entſtehen, wenn man dieſe 
Forderung aufſiellt man wird von Bevormundung durch den Staat u. ſ. w. 
reden; aber die Erfüllung dieſer Forderung ift eine einfache Confequenz des Er: 
laſſes des Geſetzes jelbft. Iſt der Staat fomweit gegangen, fich in dieſes Ver— 
hältniß zwiſchen WUrbeitgeber und Arbeitnehmer einzumengen, jo muß er auch 
dafür jorgen, daß das von ihm erlaffene Geſetz zur Wahrheit werde und wirklich 
den Zweck erfülle, den verunglüdten Arbeiter gegen Noth ficher zu ftellen. 

Ich komme endlich zu meiner legten Reſolution und damit zum Schluß. 
In einer Debatte über‘ Reform der Gewerbe-Ordnung ſchien e8 mir durdaus 
nothwendig, auch einiges über die Stellung und Bedeutung gewerblicher Verbände 
zu jagen. Wenn man die Gewerbeordnung lediglich als eine Art von Polizei= 
verordnung anfieht, Deren Zwed erfüllt ift, wenn fie nothdürftig die äußere Ordnung 
im Gewerbe aufrecht erhält, dem Rechtsbruch wehrt und Leben und Eigenthum 
ſchützt, jo würde eine in der Weiſe, wie meine früheren Theſen es vorichlugen, 
revidirte Gewerbeordnung allenfall® genügen können. Aber ein wirkliches, 
energiſch pulfirendes, den Geſammtumfang gewerblicher Thätigkeit umfaſſendes, 
mit Bewußtſein nach möglichſter Vervollkommnung ſtrebendes gewerbliches Leben 
tönnen wir dadurch allein nicht ſchaffen. Dazu iſt vor allem die Thätigkeit der 
Glieder des Gewerbeftandes felbft erforderlih und zwar, da Das Individuum 
für fih allein wenig auszurichten vermag, die Thätigfeit gewerblicher Verbände. 
Wir können zum Beifpiel feine guten gewerblichen Fortbildungsihulen haben 
ohne thätige Mitwirkung des Gewerbeſtandes. Wir können au fein gutes 
Lehrlingsweien haben, wenn dafjelbe nicht mit kräftigen, gut organiſirten gemerb- 
lichen Verbänden zufammenhängt und von Ddiefen controllirt und beaufjichtigt 
wird, Was ift denn wirklich damit erreicht, wenn in der Gewerbeordnung aus- 
geiprochen wird, Daß die Lehrverträge ſchriftlich abzufafien feien, daß das Yehr- 
geld eines entlaufenen Lehrjungen dem Lehrherrn ganz oder theilmeife verfallen 
fol, oder daß ‚ wenm der Lehrherr es beantragt und das Schiedögericht Dem 
zuftimmt, ein entlaufener Lehrling dem Lehrherrn polizeilich wieder zugeführt 
werden kann. Das find alles ohne Zweifel recht nützliche und wohlgemeinte 
Dinge, aber damit allein helfen wir denn doch dem jet jo tief gejunfenen 
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deutichen Lehrlingsweſen nicht wieder auf. In der Gewerbeordnung fteht zum 
Beilpiel auch, daß der Lehrherr dem Lehrling gehörige Anleitung zur Erlernung 
feines Gewerbes geben foll und daß der Lehrcontract aufgelöft werden fann, 
wenn der Lehrmeiſter e8 an der pflichtmäßigen Erfüllung jeiner — 
als Lehrherr fehlen läßt. Wer ſoll aber hierüber urtheilen, wer iſt überhaupt 
im Stande zu beurtheilen, ob der Meiſter oder der Lehrling in dieſer Beziehung 
ihre Schuldigkeit thun? Doch wohl nicht die Polizei? Oder wollen Sie vielleicht 
auch alle derartigen Differenzen vor die Gerichte bringen, um ſie mit Hülfe von 
zugezogenen Sachverſtändigen von den Gerichten entſcheiden zu laſſen? Soll 
das Verhältniß zwiſchen Lehrherr und Lehrling etwas anderes ſein oder wieder 
werden als ein rein privatrechtliches, — und wir ſehen ja, wohin uns dieſes 
Syſtem gebracht hat, — ſo iſt die Mitwirkung gewerblicher Verbände ganz 
unentbehrlich. Nur ſie ſind im Stande, dem Lehrling den Schutz angedeihen zu 
laſſen, den er gegenüber einem ſchlechten oder ungeſchickten Lehrmeiſter nur zu 
oft gebraucht, während umgetehrt auch nur ihre Vertreter im Stande find zu 
beurtheilen, ob Klagen des Meifters über Faulheit oder Ungeſchick des Lehrlinge 
begründet find oder nicht. Nur die Aufnahme in einen derartigen Verband 
ferner kann dem Yehrling das für ihm fo beveutfame Gefühl geben, zu irgend 
etwas zu gehören, einen Anhalt zu haben, ver fih um ihn fümmert, eine 
Gorporation, die ihn, falls er jich ordentlich beträgt und als Lehrling jeine 
Schuldigkeit thut, als achtbares Glied in ihre Mitte aufnimmt. Nur jo kann 
ın ihm das Gefühl erwedt werden, daß er fich felbft und anderen, die ein Auge 
auf ihn haben und in deren Mitte er fpäter vwerfehren jol, Ehre zu machen 
bat. Dazu brauden Sie gewerbliche Verbände und Sie werben fein gutes 
Yehrlingswefen befommen, wenn e8 nicht gelingt, ſolche Verbände wieder aufzu- 
vichten. Ich denke dabei keineswegs ausfchlieglih an Verbände won Arbeitgebern 
oder an folche, welche Arbeitgeber und Arbeiter zufammen umfafjen. Natürlich 
wären mir die legteren die Tiebften, aber mo ich dieſe nicht haben kann, will ich 
auch Die Arbeiterverbände gelten lafjen und mich freuen, wenn fie ſich des 
Lehrlingsweſens annehmen, denn es ift immer noch beiier, daß e8 von ihnen 
allein, als daß es gar nicht gefchieht und der junge Menſch damit fich allein, 
das heißt nur zu häufig der Verwilderung überlafien bleibt. — Wir brauchen 
ferner Verbände, wenn Das Haftpflichtgefeg, wie das in jo vieler Beziehung 
wünfchenswerth ift, auch auf den Kleinbetrieb ausgedehnt werben ſoll. Eine 
Haftpflicht im Kleingewerbe auszufprechen und e8 dem Individuum zu überlaffen, 
fih damit abzufinden, wäre finnlos. Er wäre geführlih für den einzelnen 
Arbeitgeber, ven ein einziger in feiner Werkſtatt worfommender Unfall zum 
Bettler machen fünnte; es märe werthlo8 für den Arbeiter, wenn jein Schaden— 
erſatzanſpruch ſich nur gegen den einzelnen fleinen Arbeitgeber richtet, der oft 
genug wenig mehr befigt, als er jelber. Hier muß eben der Verband, die 
Genoſſenſchaft eintreten; fie kann die Laft tragen und Sicherheit gewähren, 
während andererſeits auch fie am beften im Stande ift, diejenige Aufjicht zu 
führen, durch welche fich jo manchem Unfall vorbeugen läßt. Es hat Leute 
gegeben, welche e8 als eine Errungenſchaft betrachteten, daß durch die Einführung 
der Neichögemerbeordnung den noch aus früherer Zeit herüber gefommenen 
Reften der alten Innungen der Garaus gemacht wurde. Bielleicht find fie jetzt 
etwas anderer Meinung geworden, nachdem fie gejehen haben, wie auf dem jo 
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frei gemachten Boden neue Verbindungen empor wuchſen, die alle Fehler, welche 
man an den früheren Gewerböverbinden fand, in vielfach ausgeprägterem Grade 
entwidelten, aber ohne irgend welde ihrer guten Seiten. Daß Verbindungen, 
welche vorzugsmeife aus den arbeitenden Claffen fich refrutiren, nur dann 
dauernden Beſtand haben können, wenn fie ſich an die einzelnen Gewerbe an— 
lehnen, hat die Social-Demokratie längſt begriffen. Seit Jahren hat fie ihre 
Mitglieder in Gewerfihaften gegliedert und dadurch ven Hülfsarbeiterftand der 
Gewerbe faft vollftändig in ihre Hände befommen. Es ift ein angeborenes Be— 
dürfniß des Menſchen, ſich mit feines Gleichen zu verbinden und namentlich in 
den jüngeren oder weniger Bemittelten und weniger Gebilveten ift der Drang 
nad) Anlehnung am größten. Er vor allem bedarf einer Stüte oder doch 
wenigften® des Gefühle, im Nothfall eine Stüge zu haben, auf deren Hülfe er 
rechnen ann, wenn er fie braudt. Wie wollen fie e8 nun dem Arbeiterftande 
und namentlich dem jüngeren Theile defjelben verdenfen, wenn er den Anfchluf 
dort ſucht, wo er ihm unter gegenwärtigen Berhältniffen allein nod, findet. Die 
alten Verbände find verſchwunden, auf ihrem Boden fteht die Social-Demokratie, 
und faft mit Naturnothmendigkeit fallen ihr Alle zu, die das Bedürfniß empfinden, 
aus der individuellen Bereinfamung heraus zu kommen. Es atebt Taufende von 
Leuten, die gar nicht daran denken würden, fi der ſocial-demokratiſchen 
Strömung hinzugeben, wenn fie anderswo den ihnen nothwendigen Anhalt 
finden, und die jelbjt wenn fie in einen ſocial-demokratiſchen Arbeiterwerein 
treten, keineswegs die Abficht haben, all die dort gelehrten Exrtravaganzen mit- 
zumachen. Aber find fie erft einmal drin, jo macht fi) das übrige von felbft. 
Sie hören und jehen nichts andere8 mehr, als was ihnen dort geboten wird; 
fie find förmlich in einen Kreis gefangen, aus dem fie nicht mehr heraus können 
ſelbſt wenn fie wollen. Es iſt die große Kunft der ſocial-demokratiſchen Agitation, 
wie fie es verfteht, fich des ganzen Menſchen zu bemächtigen. 

Bon dem Augenblid an, wo er morgens auffteht, bi8 zum Abend lebt und 
webt der Rekrut der Soctal= Demokratie ausfchlieglih in eimer und derſelben 
Atmoſphäre. Die Social-Demokratie jorgt für feine Intereffen, indem fie jeden 
Augenblick bereit ift, Verſuche zu Lohnfteigerungen in Scene zu ſetzen, die ihr 
immer zu Gute fommen müfjen, einerlei, ob fie erfolgreich find oder mißglüden. 
Sie nimmt feine Sorgen auf ſich, indem fie es verftanden hat, die Kranken, 
Hilfs- und Sterbefaffen der Gewerfichaften in ihre Hände zu bringen; fie ſorgt 
endlich für feine Bergnügungen, indem fie Feſte, Gedenkfeiern, Ausflüge, Bälle, 
Theatervorftellungen, Gelangsaufführungen und was nicht alle8 mehr veranftaltet. 
Ein Beifpiel davon, wie nicht8 unverjucht gelaffen wird, ſich des Menfchen ganz ° 
und voll zu bemächtigen, fand ich neulich in einem focial=demofratiichen Blatte 
in einer Anzeige, in der foctaliftifch = gefinnte Damen aufgefordert wurden, ſich 
behufs Bildung eines fecial-demofratifchen gemischten Chors, ic, glaube e8 war 
der Ausdrud jocial-vemofratiiche Singacademie gewählt, zu melden. (Heiterkeit) 
Ja, meine Herren, die Sade hat viel Spafhaftes, aber fie hat auch mieder 
ihre jehr ernfte Seite; fie fann zur Erklärung dafür dienen, wie e8 ver Social: 
Demokratie neuerdings gelungen ift, unter dem weiblichen Geſchlecht jo bedeutend 
an Verbreitung zu gewinnen. Diefe Organifation, über deren Ziele ich ja 
weiter nicht8 zu jagen brauche, mit dem bloßen Individualismus zu befämpfen, 
wäre ein Hoffnungslofes Unterfangen. Sie fünnen ihr nur mit Ausfiht auf 
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Erfolg entgegentreten, wenn Sie Organifation gegen Organifation, Verband 
gegen Berband jegen, und wenn Sie namentlich die Lehre beherzigen, die Ihnen 
ın Bezug auf die Gruppirung nad Gewerben gegeben ift. Nur gewerbliche 
Berbände werben der Social= Demokratie mit Erfolg gegenüber treten, weil fie 
ihr den ftetigen Zufluß neuer Kräfte abzujchneiden vermögen. Hoffen Ste nicht, 
auf dem Wege gemöhnlicher Bereinsthätigfeit hierin irgend etwas Nennenswerthes 
zu erreichen; die bisherige Erfahrung bat wohl ſchon zur Genüge gezeigt, daß 
mit bloßen freien Vereinen, in die Jeder jederzeit beliebig ein= und austreten 
kann, die heute anjcheinend einen großen Aufſchwung nehmen und morgen wieder 
zujammenfinfen, wenn der augenblidliche Antrieb vorüber ift, nichts Dauerndes 
ausgerichtet werden fann. Wollten Ste aud) etwa fragen, warum die Gemerb- 
treibenden, die doch unter der Ungunft der gegenwärtigen Verhältniſſe jo em— 
pfindlic leiden, bisher noch nicht mehr auf dem Wege neuer Organifationen 
hervorgebracht haben, jo habe ich die Antwort dafür in der Rede eined conſer— 
vativen Abgeordneten bei Gelegenheit, der legten großen Reichstagsdebatte ge— 
funden. Er wandte ein Beiſpiel aus der Forſtwirthſchaft an, indem er aus- 
führte, daß fein vernünftiger Forftwirth ein zur Wiederbepflanzung beſtimmtes 
Stück Waldlandes fahl abholzen, ſondern ſtets eine Anzahl von Schugbäumen 
ftehen laſſen werde, unter deren Schuß die junge Anpflanzung ſich entwideln 
fönne, bis fie kräftig genug ſei, ferneren Schuges nicht zu bedürfen. Mit der 
Gewerbe-Drdnung aber habe man vollftändig tabula rasa gemacht und wundere 
jih nun, auf dem fahlen, von Sonne und Wind ausgebörrten, allen Stürmen 
preisgegebenen Boden nur Unkraut und wildes Geſtrüpp üppig emporwachſen zu 
jehen, während der neue edle Nachwuchs verfümmere. Meine Herren, ich habe 
dieſem Beifpiele nichts hinzuzufügen; es trifft den Nagel grade auf den Kopf. 
Ebenjo wie die jungen Pflänzlinge, von denen bier die Rede war, geht eö den 
Neubildungen auf dem Boden unjerer Gewerbe Ordnung. Bon allen Seiten 
jind fie den auf jie losgelaſſenen Stürmen ſchutzlos preisgegeben. Die Werfen 
im Lande wittern in ihnen die alte Zunft und legen’ ihnen alle möglichen 
Schwierigfeiten in den Weg. Die Social= Demokraten befümpfen fie mit jevem 
Mittel, weil fie recht gut wilfen, daß dieſe neuen Gebilde, wenn fie erftarken, 
ihre gefährlichften Gegner werden. Die eigenen Genofjen find mißvergnügt und 
mißtrauiſch, das heit Das, was die Gejepgebung des legten Jahrzehnts aus 
"onen gemacht hat, oder, wenn ed ihnen für ihre Perſon noch einigermaßen leid— 
(ih geht, indifferent und egoiftiich. Dem kann nur abgeholfen werden, wenn 
es gelingt, den gewerblichen Verbänden. Aufgaben zu ftellen, an denen fie fich 
ſelbſt aufzurichten vermögen und die fie aus bloßen elegenheitövereinen zu 
wirklichen organischen Gliedern der Gewerbeverfafjung und der Selbftverwaltung 
macht. Dazu it die Mitwirtung des Staated erforderlid. Wenn der Staat 
erklärt, daß er bereit ift, gewerblihen Verbänden, wenn jie ihm den Nachweis 
ihrer Leiftungsfähigkeit und Zuverläſſigkeit liefern, ſolche Aufgaben, wie ich fie 
auszuführen mir erlaubt habe, zu überweiſen, jo wird er mächtig beitragen, Die 
Entjtehung oder Entwidelung derartiger Verbände zu fördern. Und zwar fordere 
ich dieſes, ich wiederhole es, nicht lediglich im Intereſſe von Arbeitgeberwerbänden. 
Auch die Gewerkvereine jollten meiner Anficht nach wejentlidd mehr berüdjichtigt 
werden, als Dies bisher gejchehen ift. Aber jelbft inſoweit auch nur Arbeit: 
geberverbände wieder in größerer Zahl entftehen, haben die Arbeiter feinen Ans 
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lag, dazu jcheel zu jehen. Es ift eine Thatſache und ich fann dafür Die Be- 
weile beibringen, daß in einigen Gewerben dort die Arbeitslöhne trotz der ſchlechten 
Zeitverhältniſſe fih am beften gehalten haben, wo feft organijirte Verbände der 
Arbeitgeber beftehen. Dieſe haben ſich an die in früheren beiferen Zeiten mit 
den Arbeitern getroffenen Abmachungen gehalten und der einzige Unterſchied ift 
nur der, daß mehr auf die Tüchtigfeit der Yeiftungen 'gejehen wird. „In einem 
mir betannten Falle iſt e8 ausdrücklich ausgefprochen, daß man ed angeſichts der 
noch immer unverminderten Höhe der Preife der nothwendigften Lebensbedürfniſſe 
für unbilig und unanftändig halten würde, die jchlechten Zeiten zu benugen, um 
den Arbeiter zu drüden. So hat eine Arbeitgeberichaft verfahren , die in fich 
feft gejchlofjen und gut organifirt ift. Anders find die Erfahrungen aus anderen 
Gewerben, mo eine ſolche Organtfation nicht beftand. Dort hat der Egoismus 
freied Spiel gehabt, und da unter dem Einflufje der Concurrenz immer ein 
Neil den andern treibt, haben wir hier eine ſehr erhebliche Herabvrüdung des 
Arbeitslohnes erlebt. Ich glaube, dieſe Erjcheinung könnte auch den Arbeitern, 
die vielfach noch allen Arbeitgeberverbänden gegenüber eine feindliche Stellung 
einnehmen, zu denken geben, und ich richte die Bitte an diejenigen, welche Einfluß 
anf Arbeiterverbände haben, dahin zu wirken, daß, fo viel an ihnen ift, dieſe 
ungerechtfertigte Feindſchaft aufhöre. Haben beide Theile guten Willen, jo wer- 
ven fie mit der Zeit dahin kommen, ſich auseinander zu jegen und zu verftän- 
digen, und von dem’ Augenblide an werden wir Erfolge anderer Art jehen, als 
diejenigen, die wir jet auf Seiten der Social-Demofraten zu verzeichnen haben. 

Meine Herren! Ich bin mit dem, was ich Ihnen vorzutragen beabfidy- 
tigte, vorläufig zu Ende. Sollte idy etwas vergeffen haben, jo wird ſich mir 
in meinem Schlußworte ja nod die Gelegenheit bieten, das Verſäumte nachzu— 
holen. Ich bitte Ste, meine Refolutionen anzunehmen und fid nicht Daran zu 
ftogen, daß fie etwas lang geworben find; fie find immerhin noch bei weiten 
nicht jo lang, wie die ausführlichen Thejen des Herrn Referenten. Ich glaubte 
Ihnen Vorſchläge unterbreiten zu jollen, die einen beftimmten Inhalt haben 
und über die man deshalb aud, eine Meinung abgeben fann, aus der zu ent= 
nehmen ift, wie die Verſammlung denn eigentlich über den betreffenden Punkt 
gedacht hat. Dies vermiffe ich an den abgefürzten Thejen des Herrn Referenten, 
bei denen man ſich das Meifte hinzuzudenten hat. Ich fünnte eventuell den 
einen oder den anderen Sat annehmen, behalte mir aber die Erklärung darüber 
bi8 dahin vor, wo die Berfammlung etwa ausgeſprochen haben jollte, daf fie 
über meine Anträge nicht abftimmen will. Ich glaube aber mit gutem Grunde 
Ihnen empfehlen zu können, meine Anträge zur Grundlage Ihrer Abftunmung 
zu maden, damit wir nicht am Schluß unſerer Verſammlung ſagen müſſen: 
Wir find zuſammen gekommen, um eine Reihe allgemeiner Klagen über allge— 
meine gemerbliche Derhältniffe auszuftogen und etwa auözufprechen, Das Yehr- 
lingsweſen u. |. m. muß gebejjert werden; aber darüber, wie wir und dieſe Re— 
form denfen, haben wir nichts zu jagen vermodht. Verfahren Ste, meine Herren, 
in entgegengejegter Weile, denn ſonſt hat es, wie ich fürchte, feinen Zweck ge- 
habt, daß wir hier überhaupt zufammen gekommen find. Sch Bitte um Die 
Annahıne meiner Anträge. (Bravo!) 





Anträge 





Die zahlreichen Klagen über den Zuftand unſeres gewerblichen Lebens Lafjen 
ſich insgefammt auf die Erſcheinung zurüdführen, daß die Gewiſſenhaftigkeit in 
der Arbeit, wie in dem Verhältniß zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, ferner 
die Luft an der Arbeit und im Zufammenhange mit Beidem die Arbeitöleiftung 
jeit einer Neihe von Jahren erheblich abgenommen haben. ALS Haupturfacen 
diefer Ericheinung find anzujehen die Yoderung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen 
Arbeitgeber und Arbeiter, Lehrherrn und Lehrling, in deren Folge die Verlegung 
eingegangener Berpflihtungen in jehr vielen Fällen faktiich ftraffrei gejchehen 
fann, Sowie ferner die Verminderung der dem gewerblichen Hülfsarbeiter ſich 
darbietenden Ausfiht, zu einem felbitftändigen Betriebe zu gelangen. Soweit 
letzteres auf den Fortichritten der Technik beruht, kann der Staat nichts thun; 
jeine Aufgabe beſchränkt fich darauf, fire möglichfte Vervollfommnung der Bildungs- 
anftalten und Lehrmittel zu forgen, mit deren Hülfe Arbeiter und Gemwerb: 
treibende fi) in den Stand ſetzen können, die Vortheile der verbefferten Technik 
und des rationelleren Betriebes in gleicher Weife wie die Großinduftrie ſich an— 
zueignen, um fo die genofienichaftlihen Vereinigungen zu wirklich ebenbürtigen 
Factoren des Einzelgroßbetriebes zu machen. Hieraus ergeben fich Folgende 


Anträge: 


Fortbildungsſchulen. 


Die Fortbildungs-Anſtalten haben den Charakter von Fachſchulen anzu— 
nehmen; es iſt nur ein durch die Mängel der Volksſchule nothwendig gemachtes 
Uebel, wenn ſie ihre Thätigkeit hauptſächlich der Ergänzung der unentbehrlichen 
Elementar-⸗Wiſſenſchaften zuwenden. Das Beſtreben muß dahin gehen, ihnen 
durch Hebung der Volksſchule dieſe Laſt abzunehmen und ſie ſo weit wie möglich 
mit den einzelnen Gewerben in Verbindung zu bringen, damit ſie ſich den 
beſonderen Bedürfniſſen derſelben thunlichſt anpaſſen. An Orten, wo ſich leiſtungs⸗ 
fähige Verbände von Arbeitgebern und Arbeitern befinden, iſt denſelben gegen 
Uebernahme eines Theiles der Koſten ein Einfluß auf die Verwaltung und 
Leitung der Fortbildungsichulen zu gewähren. Die Errihtung der Yortbildungs: 
ſchulen ift Sache der Gemeinden oder der Kreife; in Fällen, wo ſich die Genoſſen 
des betreffenden Gewerbes zur Tragung eines geſetzlich feftzuftellenden Bruchtheils 
der Koften verpflichten, muß die Gemeinde, reſp. der Kreiß, eine ſolche Fort: 
bildungs⸗ Anſtalt errichten. 
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Gewerblicher Rechtsſchutz. 


Zur Wiederbefeftigung des Nechtsverhältnifjes zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeiter, Lehrheren und Yehrling hat der Staat für prompte Berfolgbarfeit des 
Rechtsbruches zu forgen. Bor Alleın find Einrichtungen zu treffen, durch welche 
die Feftftellung der Identität der Perfon ermöglicht wird. 


Arbeitsbücher und jonftige Legitimationen. 


Unmündige Arbeiter und Arbeiterinnen haben ein Arbeitsbud zu führen, 
welches die erforderlichen Angaben in Betreff des Perjonenftandes, ſowie Ein: 
tragungen über Beginn und Ende des Arbeitöverhältniffes, ferner etwaige Abs 
weichungen von den ortsüblichen oder geleglich vorgelchriebenen Arbeitsbedingungen 
zu enthalten bat. Die Eintragungen geichehen koſtenfrei durch Die Gemzindes 
behörde oder find von derjelben zu beglaubigen. Lehrverträge find gleichfalls in 
dieſes Arbeitsbuch einzutragen, oder doch der Ichriftliche Abſchluß derjelben, ſowie 
ihr Ablauf zu vermerken. Miündige Arbeiter und Arbeiterinnen oder ſolche, 
welche ein Yehrverhältnig ordnungsmäßig beendet haben, können von der Führung 
eines ſolchen Arbeitsbuches entbunden werden, wenn fie ſich durd anderweitige 
Documente, als Mitglievsbücher anerfannter Hülfscaffen oder fonftiger gemerb- 
licher Gorporationen, auszumeien vermögen. Das Nähere hierüber ıft Durch 
Drtöftatut zu beftunmen. 


Gontractbrud. 


Bruch des Arbeitd- und Lehrvertrages iſt im Wege der Schadenerfag=Klage, 
bei welcher auf Lohnbeſchlag bis zur Höhe der Erſatzſumme erfannt werden 
fann, zu verfolgen. Im Unvermögensfalle tritt Die entiprechende Haft ein, 
Entlaufene Yehrlinge können auf Antrag des Lehrherrn in das Lehrverhältniß 
zurüdgeführt werden. Arbeitgeber, welche Arbeiter oder Yehrlinge zum Contract: 
bruch verleiten, haften für den dadurch entjtandenen Schaden. 


Schiedsgerichte. 

Ale aus dem Arbeitd- und Lehrverhältniß herſtammende Streitigkeiten find 
von Schiedögerichten zum Austrag zu bringen, die zu gleichen Theilen aus Arbeit: 
gebern und Arbeitern, unter Vorſitz eines von der Gemeindebehörde ernannten 
Richters, bejtehen. Der Borfigende votirt nur im Falle von Stimmengleichheit unter 
den Beifigern. Die Erkenntniſſe der Schiedögerichte find fofort vollſtreckbar und 
erfolgen koſtenfrei. Die Mitglieder des Schiedsgerichts werden durd Die 
Gemeinde-Vertretung ernannt, doch kann durch Ortsitatut die Ernennung der 
Richter oder das Vorſchlags-Recht befonderen gewerblichen Behörden, Gewerbe: 

fammern oder gewerblichen Gorporationen übertragen werben. 


Frauen- und Kinderarbeit. 

Ber Abfaffung geſetzlicher Beftimmungen über die gewerbliche Arbeit von 
Frauen und Kindern iſt als Richtſchuur zu nehmen, daß die Verwendung von 
Kindern im fhulpflichtigen Alter zu gewerblichen Arbeiten nur im Falle nad) 
gewiefener völliger Umentbehrlichkeit ftattfinden fol. Eine Uebergangsperiode von 
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höchſtens 5 Yahren bis zum Inkrafttreten einer entjprechenden Beftunmung kann 
geftattet werden. Unter allen Umftänden darf der Schulbefuh der Kinder unter 
ihrer Verwendung zu gewerblichen Zwecken nicht leiden und find Arbeitgeber und 
Eltern reſp. Vormünder hierfür gemeinfam haftbar. Verwendung weiblicher 
Arbeiter zu nächtlichen Arbeiten ift völlig zu unterfagen. Jugendliche Arbeiter 
von 14 — 18 Yahren dürfen micht über 10 Stunden täglich beichäftigt werden. 


Haftpflicht. 

Die Haftpflicht der Arbeitgeber und Unternehmer für Unfälle, welche von 
ihnen beichäftigten Arbeitern zuftoßen, ift auf alle —— Fälle auszudehnen, 
in welchen ſie nicht nachzuweiſen vermögen, daß die eingetretene Beſchädigung 
Folge eigener Fahrläſſigkeit des Beſchädigten oder Zuwiderhandelns gegen aus— 
drückliche Beſtimmungen der Fabrik- oder Werkſtatt-Ordnung ſeitens derſelben iſt. 
Es iſt auf Mittel Bedacht zu nehmen, die Erfüllung der etwa eingetretenen 
Haftverpflichtung ſicher zu ſtellen. 


Gewerbliche Verbände. 


Die gedeihliche Fortentwickelung und praktiſche Ausnutzung gewerblicher 
Fortbildungs-Schulen, die Errichtung und Wirkſamkeit gewerblicher Schieds— 
gerichte, die Einführung zweckentſprechender Legitimationen für gewerbliche Arbeiter, 
die Ausdehnung der Haftpflicht auch auf den kleinen gewerblichen Betrieb, 
namentlich aber die gehörige Controlle des Lehrlingsweſens ſowohl gegenüber dem 
Lehrherrn, wie dem Lehrling, haben eine lebhafte Betheiligung der Gewerbe— 
treibenden, ſowohl der Arbeitgeber, wie der Arbeitnehmer, an der Verwaltung 
dieſer Angelegenheiten zur Vorausſetzung. Soweit ſich Verbände von Arbeit: 
gebern und Arbeitern und in Ermangelung folder auch Verbände, an denen blos 
Arbeitgeber over Arbeiter theilnehmen, vorfinden, welche nah Anficht der Orts— 
behörden genügende Garantien ihrer Leiſtungsfähigkeit bieten, find diefelben zur 
Verwaltung diefer Angelegenheiten heranzuziehen, aud kann ihnen dieſelbe unter 
Dberaufficht der betreffenden Behörde ganz übertragen werden. Die Errichtung 
ſolcher Verbände iſt thunlichft zu fördern. 


Nachdem die Stimmzettel eingefammelt find zur Wahl des ftändigen Aus- 
Ichufjes, welche nach dem Referat des Herrn Profeffor Schmoller vertheilt waren, 
wird die Sitzung durd eine halbe Stunde unterbroden. Nach Wiedereröffnung 
der Sigung erflärt der Borfigende Profefjor Naſſe: Die allgemeine Debatte 
über die Anträge wird mehrere Stunden in Anſpruch nehmen. ch ſetze vor: 
aus, daß die Verfammlung über die einzelnen Anträge ſchwerlich in eine Ab— 
ftimmung . treten fann, wenn nicht vorher eine Spectaldisculjion ftattgefunden 
bat, Dagegen würde fe) vielleicht möglich jein, nach der Generaldiscuſſion über 
einige allgemeine Säge abzuftunmen. Weber alle einzelnen Punkte in die Spe— 
ctaldiscufjion einzutreten wird dann freilich unfere Zeit gewiß nicht mehr ges 
ftatten. Aber vielleicht iſt es möglich, einzelne Specialfragen herauszugreifen. 
Ich werde den Willen der Verſammlung nach der Generaldiscuffion ertrahiren. 


Es find außer den Theſen des Neferenten noch folgende” eingegangen: 


Nejolution 


betreffend bie 
Reform der Gewerbe-Ordunng- 





I. Die Reform der Gewerbe- Geleggebung hat, unter entjchiedener Auf- 
rechthaltung der Gewerbefreibeit, der ‚Freizügigkeit und des freien Arbeitsver: 
trages, hauptlächlih erhöhten Schuß für Yeben und Gefundheit der Arbeiter, 
beſſere Ausbildung der Yehrlinge und jugendlichen Arbeiter, Sicherung des Rechts: 
verhältnifjes zwilchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer und Förderung der freien 
DBerufsvereinigungen zu erftreben. 

II. Hierzu find insbefondere folgende Maßnahmen erforderlich: 


1) Verbot der Beihäftigung von Kindern unter vierzehn Jahren in den 
Fabriken überhaupt, der Beſchäftigung von Unerwachienen bei geſundheits— 
gefährlichen Gewerbebetrieben; Verbot der Sonntags: und Nachtarbeit 
von Unerwachſenen und Frauen; Schonung der Wöchnerinnen. 

2) Feſtere Geftaltung des Yehrverhältniifes, beſonders durch wirkſame Ent: 
ſchädigungsanſprüche und obligatoriiche Arbeitsbücher; Ausdehnung der 
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Schutzbeſtimmungen für jugendliche Arbeiter in den Fabriken (8 128— 
131 der Gewerbe-Ordnung) auch auf die Lehrlinge; obligatoriiche Fort: 
bildungsihulen und energiſche Förderung von Fachichulen, Lehrwerk— 
ftätten u. dergl. 


3) Ausdehnung der Haftpfliht der Unternehmer auf alle Gewerbetreibende, 
inöbefondere die Baugewerbe, unter Anwendung des Princips von $ 1 
des Haftpflicht-Geſetzes. 


4) Förderung der Errichtung gewerblicher Schiedsgerichte durch Erlaß von 
Ausführungsbeftimmungen, welche insbejondere die Betheiligung der Ar— 
beitgeber und Arbeitnehmer, die thunlichte Berückſichtigung der Berufs: 
gruppen und die vorläufige Vollſtreckbarkeit der Entſcheidungen fihern. 

5) Erlaß eines Normativgefetes für freie Berufsvereinigungen (Gewerkvereine, 
Arbeitgeberverbände, Einigungsämter), welches denjelben eine geficherte 
Wirkſamkeit für die gewerblichen Intereffen, insbejondere durch Verhütung 
und Beilegung von Arbeitsftreitigfeiten, gewährt. 

III. Die verheigene fchleunige Vorlage von Gefegen über diefe Materien 
Seitens der Reichsregierung Liegt im dringendften Interefie der Leiſtungsfähigkeit 
ber deutichen Induſtrie und des Toctalen Friedens. 


Dr. Mar Hirſch. 


Zuſatz-Antrag 
zu den Theſen des Correferenten J. F. H. Dannenberg, betreffend 
Stanen- und Kinderarbeit. 


— — 


Bei Abfaſſung geſetzlicher Beſtimmungen über die Arbeit von Frauen und 
Kindern iſt vorzugsweiſe auf folgende Punkte Rückſicht zu nehmen: 

1) daß in der Verwendung der Kinderarbeit die bisherigen Beſtimmungen 
beſtehen bleiben; 

2) daß die Beſtimmungen des Regulativs vom 9. März 1839 über die 
Dauer der Bor: und Nachmittagspauſen wieder eingeführt werden; 

3) daß für alle Frauen und jugendlichen Arbeiter im Deutſchen Reich em 
Normalarbeitstag feftgeftellt werde, deſſen Dauer von der jest üblichen 
durchſchnittlichen Arbeitszeit nicht wejentlic abweicht (und zwar von 6 Uhr 
Morgens bis 7 Uhr Abends); 

4) daß die Beftunmungen dieſes Geſetzes nicht blos für Fabriken, ſondern 
für gewerbliche Anlagen aller Art, in denen mehr als drei Frauen oder 
Kinder beſchäftigt werden, in Kraft treten; 
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5) daß genau detaillirte Ausnahmebeftimmungen für jolche gewerblide Ans 
lagen feftgeftellt werden müffen, welche mit ununterbrochenem euer ar— 
beiten, oder aus techniſchen Gründen einen Tag und Nachtbetrieb er— 
fordern, oder welche aus tehniihen Gründen einen Betrieb in Schichten 
von unregelmäßiger Zeitdauer bedingen. 


A. Yohren. 


Amendement 


als voranszuftellender Sag zu den Schmoller'ſchen Anträgen. 


— — 


Die gewerblichen Verhältniſſe verlangen außer einer Reform der Gewerbe— 
geſetzgebung auch eine anderweite planvolle Regelung der materiellen Production 
dadurch, daß auch auf dieſem Gebiete die privatwirthſchaftliche Speculation ſo— 
weit als es techniſch möglich durch eine zweckmäßige Ausdehnung der Staats- und 
Sommunalthätigkeit eingeengt wird. 


U Wagner. 


Ich eröffne die Discuffion und gebe Herrn Dr. Mar Hiridy das Wort. 


Dr. Mar Hirſch (Berlin): Meine Herren! Es iſt an umd für ſich 
eine jchwere Aufgabe, nad zwei jo umfafjenden und vorzüglichen Referaten 
über eine complicirte Angelegenheit der Geſetzgebung als erjter Redner zu folgen 
und einen Antrag zu vertheidigen, der fich, wenigitens äußerlich, ganz bedeutend 
von den Anträgen der beiden Herren Referenten entfernt. Meine Aufgabe tft 
eine um jo ſchwierigere, als ich perjünlich etwas abgeipannt bin, und ich möchte 
deshalb um Ihre freundliche Nachſicht bitten. 

Bor Allen möchte ich befürworten, daß aus der Stellung eines bejonderen 
Antrages meinerjeits nicht zu folgern ut, daß ich mich im principiellen Wider: 
ſpruch mit den beiden Herren Neferenten befinde, ich befinde mich vielmehr 
in wejentlicher principieller Mebereinftimmung mit ihnen. Die Gründe, weshalb 
ich eine bejondere Reſolution gejtellt habe, Liegen theils darin, daß ich im der 
Anwendung auf die einzelnen Theile der jocialen Gejeßgebung mehrfach differive, 
und ich habe mid; nicht auf bloße Amendements bejchränkt in der Hoffnung, daß id) 
eine kürzere Nefolution bei der nappen Zeit leichter würde durchbringen fünnen, 
ald mir bei ven längeren Refolutionen der Herren Referenten faum möglich 
Ichien, bejonders deshalb, weil letztere nicht ganz in Uebereinſtimmung mit der ur: 
Iprünglichen Aufgabe find, nämlich die im Reichstag von den Fractionen geftellten 
Anträge und das von der Reichsregierung angejammelte Material für die nächte 
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Seſſion hier zu begutachten. Beide haben bei dem außerordentlihen Verdienſt, 
das fie ſich durch die Klarlegung der Dinge erworben haben, praktiſch unrichtig 
gehandelt, jo weit über das geftedte Ziel binauszugehen. Ich wenigftens bin 
geneigt, die Stellung des Bereins für Sorialpolitit dahin aufzufafien, als ſach— 
verftändiger Rathgeber der Geſetzgebung zu dienen, und nachdem dieſe mit Ueber— 
einftimmung faft aller Fractionen dahin gekommen war, ihre Aufgabe auf die 
drei Themata: Lehrlingsweſen, Fabrifgefeggebung für Unerwachlene und Frauen, 
und Schiedsgerichte einzufchränfen, war e8 nicht richtig gehandelt, dieſe Schranfen 
jo weit zu überſchreiten. Es wird ja aber aud möglich fein, wie der Herr 
Borfigende bereit8 bemerkt bat, noc über einzelne Fragen zu verhandeln und 
den gejeßgebenden Factoren einen Anhalt zu geben. » 

Ih muß geftehen, Daß bejonders die beredten und warmen Worte, mit 
denen Herr Profeſſor Schmoller die Frage: von höheren Gefichtspunften aus 
behandelt hat, meine vollftändige Sympathie haben. Auch ich ftehe principiell 
auf dem Boden der individuellen Freiheit. Es war mir befonders ſympathiſch 
der Ausſpruch, daß die Gewerbefreiheit und die wirthichaftlice Freiheit Der 
Ausflug der wahren Demokratie jei, daß durch diejelbe eine Hebung des vierten 
und, ich füge hinzu, auch des dritten Standes erfolgt ift und ferner erfolgt, 
Ich möchte, um die Dinge nad meiner Art zu fallen, mid jo aus— 
drüden, daß ich das Princip der Gewerbefreiheit und deſſen Correlate, Freizügig- 
feit und freien Arbeitsvertrag als die großen Normen der modernen wirthichaft- 
hen Berfaffung anfehe, daß ich aber mit Herrn Schmoller anerfenne, daß es 
nicht jelten Fälle giebt, wo diefer Norm gegenüber Ausnahmen zu machen 
find, indem fid) Mißbräuche hevausftellen, die durch die bloße Freiheit nicht be= 
feitigt werben können. 

Es find hierzu zwei Wege von der Geſetzgebung einzuſchlagen: Befehle 
und Verbote genen Mißbräuche, die ſich durch die freie Thätigkeit der Indivi— 
duen und Bereine nicht abftellen laſſen, die aber die Exiftenz, die Wohlfahrt der 
Geſammtheit tief ſchädigen. Da ift e8 Pflicht der Gefeggebung — wie wohl 
jetst allgemein anerkannt — zwangsweife einzutreten, ſich aber auf jeden ein— 
zelnen Fall zu bejchränfen, denn im Allgemeinen muß die Freiheit das Maf- 
gebende jein. 

Der zweite und wichtigere Weg der Geleggebung ift die Beförderung und 
Anerkennung derjenigen, bejonders genojjenichaftlichen Beftrebungen,, welche Die 
Uebelftände von unten herauf und von innen heraus zu heilen beftrebt find, 
ohne Direct Befehle und Verbote‘ der Gefeggebung in Anfprudy zu nehmen. Dies 
halte ich für weit vorzuziehen dem divecten Eingreifen des Staates und befinde 
mich hierin in Uebereinftimmung mit den beiden Herren Referenten. 

Wenn ich troßdem den erften Sat meiner Reſolution anders gefaßt habe, 
als Herr Profeffor Schmoller, jo hielt ich eimmal für nothwendig, gegenüber 
den augenblicklich mächtigen veactionären Beftrebungen, daß ausgeiprochen 
würde Die principielle Vertretung und Aufrechterhaltung der Gewerbefreiheit und 
Freizügigkeit und des freien und in Folge deſſen auch gleichberechtigten Arbeits- 
vertrages. 

Es ift befannt, daß bei dem ftarfen Drängen nad Abänderung der Ge- 
werbe-Ordnung nicht allein die wirklich conftatirten Uebelftände und Mißbräuche 
angegriffen find, jondern auch das Princip, die ganze Gewerbe- Ordnung. Im 
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Reichstag hat es nicht an entjprechenden Anträgen und Reden gefehlt, die von 
mächtigen Parteien ausgehend, einen Umfturz des Princips und der Faſſung ber 
Öewerbe- Ordnung wollten, Beſonders hat ſich aber herausgeftellt, daß bei dem 
Sturm auf Revifion weniger die eigentliche Gemwerbefreiheit, daß aljo Jeder 
ſelbſtſtändig ohne Conceſſion ein Gewerbe beliebig betreiben kann, angegriffen 
wurde, als vielmehr die Gleichberechtigung der Arbeiter mit dem Arbeitgeber, 
daß die Petitionen vielfach darauf hinausgingen, einen Zuftand der Gebunden- 
heit wieder einzuführen unter dem Vorwande, die Arbeiter ſeien noch nicht veif 
für die ihnen gewährten Freiheiten und Einrichtungen, nur durch neue Fellelung 
fönnten fie in ihr Bereich zurüdverfegt werden, könnte überhaupt die Induſtrie 
in einem geordneten Berhältnig zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer erhalten 
werben. 

Meine Herren! Daß diefe Anforderungen und Beftrebungen einen tiefen 
Mißklang erwedt haben in den arbeitenden Glaffen, und zwar in allen ohne 
Ausnahme der Parteifärbung , ift ſchon wiederholt conftatirt worden. Ich kann 
es auch hier heute nur beftätigen, meine Herren, fobald die Revifion der Ge— 
werbegejeggebung hierauf hinauslaufen würde, würde jie von einem großen Theile 
des Volkes nur als ein Vorwand betrachtet werden, um überwundene Zuftände 
und Nechtöverhältnifje wieder einzuführen. Es ift dem aber auch fachlich ent= 
gegenzubalten, daß e8 durchaus voreilig wäre, unter Anerfennung, daß manches 
auch in dem Arbeitsverhältnig und von Seiten der Arbeiter gefehlt worden ift, 
nun auszufprehen: wenn die Beitimmungen der Gewerbe-Ordnung über Das 
Verhältniß von Arbeitgeber und Arbeiter bleiben, jo wird das Uebel ewige Zeiten 
dauern und immer ſchlimmer werden. Ich glaube, es iſt erforderlich, um einen 
unbefangenen Standpunkt zu diefen fo tief eingreifenden und Die Yeidenichaften 
aufregenden Fragen zu erlangen, ein wenig binauszujehen über unjere deutſchen 
Verhältniſſe. Bei uns in Deutichland ift die Gewerbefreiheit und die Gleich— 
berechtigung zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter etwas Neues, wir haben fie erft 
ſeit 1869, alfo feit acht Jahren, und eine befannte geſchichtliche Erſcheinung 
it, daß jedesmal neue Verhältniffe, wenn fie-an ſich noch jo vortrefflid find, 
Mißbräuche naturnothwendig nad) fich ziehen. Andere Länder find mit Gewerbe— 
freibeit und Gleichberechtigung von Arbeitgeber und Arbeiter weit in der Zeit 
vor ung vorausgefähritten, fie befigen fie zum Theil ſchon Menfchenalter hin— 
durd) und e8 müßte ſich alfo, wenn die Annahme der Gegner richtig wäre, be= 
weifen laffen, daß in den Ländern wie Frankreich, England, Belgien u. |. w. 
die Induftrie total Darniederliegt und das Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeiter ein dauerndes Kriegsverhältniß iſt mit Unterdrüdung des befigenden 
Theils durch den nichtbefigenden. Meine Herren, id) glaube, die Thatſachen be= 
weifen das Gegentheil. Sowohl in England als in Frankreich und anderen 
Ländern, wenn auch die Verbhältnifie keineswegs als mufterhaft bezeichnet werden 
können, wenn aud dort nody der Kampf wogt, iſt man doch ſchon weit mehr 
als bei und im Stande den Ruhepunkt zu finden und vorauszufagen, daß die Ver— 
ſöhnung auf dem Wege der Freiheit und ohne Verlegung des Princips der 
modernen Gewerbegejeggebung fich erzielen läßt. Meine Herren, in England, 
dem claffiichen Lande der Grofinduftrie, der Wiege der Gewerfvereine, der Ar: 
beiterwerbindungen, die ſogar Yahrzehnte lang rückſichtslos den reinen Arbeiter- 
ftandpunft vertraten, in diefem jelben England find jest ſchon große Induſtrie— 
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zweige vollftändig auf dem Friedensfuß angelangt, e8 haben fich die beften Ber- 
hältniffe angebahnt zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter. Und was die Tüchtigfeit 
in den Gewerben, die Ordnung in den Fabriken und Werkftätten, die Leiſtungs— 
fähigkeit der Imduftrie überhaupt im Innern mie nad außen betrifft, jo haben 
ja gerade neuefte Erfahrungen gezeigt, daR in diefer Beziehung die andern Länder 
und Deutſchen zum Theil ſehr weit voraus find. 

Ic, glaube deshalb, meine Herren, auf dem Wege der Imduction nach— 
gewieſen zu haben, daß wir durchaus nicht nöthig haben, an dem Princip der 
Gemwerbefreiheit, der Freizügigkeit und des freien Arbeitscontracts zu verzweifeln 
und eine Umwälzung nad rückwärts herbeizuführen, jondern daß unſere Auf— 
gabe allein fein muß, der Bevölkerung Zeit zu laffen, fi in die ihr jo lange 
vorenthaltene Freiheit zu finden, und Die Uebergangszeit dazu zu benugen, um 
theil8 die fchreiendften Mißbräuche abzuftellen, theils beſonders durch Unter- 
ftügung der freien Verbände ihre Wirffamteit nad) dem Ziele der Verſöhnung 
zu begünftigen. Bon diefem Standpunkt aus tft der erjte Theil meiner Reſo— 
lution gefaßt worden und hat ſich dieſelbe weiter zum Ziele genommen, nicht wie 
der Herr Referent in allgemeinen Säten dasjenige anzubeuten, was noch 
verbefjerungsbedürftig ift, ſondern diejenigen Theile, die einer ſolchen Verbeſſe— 
rung bebürfen, namentlich und deutlich zu bezeichnen. Es find da von mir 
hervorgehoben worden der erhöhte Schug von Leben und Geſundheit der Ar: 
beiter, befjere Ausbildung der Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter, Sicherung 
des Nechtöverhältnifjes zwifchen Arbeitgeber und Arbeiter und Förderung Der 
freien Berufövereinigung. Ich glaube, meine Herren, daß in der That Durch 
diefe vier Punkte dasjenige getroffen tft, was nad dem allgemeinen Zugeſtändniß 
die brennenden Fragen unferer Gemwerbegejeggebung find, ohne im Geringften 
andere von gleicher Wichtigkeit ausfchliegen zu wollen, nur daß es eben im praf- 
tischen Leben unmöglich ift, und zumal bet der Schwerfülligteit unjerer Reichs— 
gejeggebung, alles Wünfchenswerthe auf einmal zu erreichen. Um aber dieſe 
ſo ſchwierigen und ftreitigen Fragen genügend löſen zu fünmen, meine Herren, 
dazu gehört eine ſolche Goncentration der öffentlichen Aufmerkſamkeit und des 
Fleißes der Gefetgeber, daß es ficherlih nur im Intereſſe einer guten Löſung 
ift, wenn nicht zu viel auf einmal ins Auge gefaßt wird. 

Bon den genannten vier Punkten gehören drei zu denen, die bereitd auf 
dem Programm der Reichsregierung fich befinden, und nur einer tritt denjelben 
hinzu, ver legte, der zwar nicht ausdrücklich von der Wegierung für Die 
nächte Seffion ig Ausficht geftellt ift, der aber vermöge, feiner fundamentalen 
MWichtigfeit, feines inneren Zufammenhanges mit allen übrigen Reformen, faum 
ausgelaffen werden kann, — nämlich die Frage der freien Berufswereinigung. 

Meine Herren! Was nun den erften Punkt betrifft — erhöhten Schuß 
für Leben und Gefundheit der Arbeiter — fo iſt bezüglich der Kinder, ver 
jugendlichen Arbeiter und der Frauen die Anſicht eine ziemlich übereinftimmende, 
daß, da fie die Schwächeren, da fie entweder noch unmündig jind oder 
einem Gefchlechte angehören, das die Waffe der Coalition in der Kegel nicht zu 
gebrauchen verfteht und auch dazır nicht geeignet ift, der Schuß der Geſetzgebung 
rechtmäßig einzutreten hat, wenn nachgewiefen tft, daß große Nachtheile für das 
Wohl der Einzelnen wie der Geſammtheit erwachſen. Ich ftehe in voller 
Mebereinjtimmung mit dem Herrn Referenten, daß die Kinder zu ſchützen find, 
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die Unerwachienen überhaupt in Bezug auf Nachtarbeit, Sonntagsarbeit u. |. w. 
In diefer Beziehung will ich nur das Eine hervorheben, daß, wenn ich nicht 
irre, e8 Herr Dannenberg war, der für die Arbeiter von 14 — 18 Jahren 
einen Normalarbeitstag von 10 Stunden verlangte, der aber bereit war, dieſe 
Forderung, wenn e8 dringender Wunfch der Verſammlung fei, fallen zu laſſen 
oder zu modificiren. ch könnte mich zu einem ſolchen Compromiß in feiner 
Weile verſtehen. Ich halte, zumal in unferem Klima, für Die Zeit von 14 bis 
16 Jahren, die noch vollſtändig dem körperlichen Wachsthum angehört, eine 
mechaniſch fortgejetste Berufsarbeit von 10 Stunden ſchon für übermäßig. Ich 
glaube, wir werden dahın fommen, die Beſchäftigungszeit für dieſe Alterselaſſe 
noch herabzumindern; aber aud von 16 bis 18 Jahren find 10 Stunden das 
Höchſte, was ein jugendlicher Arbeiter ertragen kann, ohne für fein ganzes 
Leben Schaden zu leiden an feiner Arbeitöfraft. Und, meine Herren, in dieler 
Forderung liegt aud feine Berichärfung des jegt beftehenden Rechts. Nach der 
Reich8 = Gewerbe - Ordnung exiftirt für die 14— 16jährigen Arbeiter bereitd ein 
Normalarbeitstag von 10 Stunden, und wir dürfen nicht zurüdgehen. Sch be= 
grüße aber den Vorſchlag des Herrn Referenten, den Normalarbeitstag bis auf 
das Alter von 18 Jahren auszudehnen, mit Freuden, weil ich glaube in Ueber: 
einftimmung mit der medicinifchen wie national-ökonomiſchen Wiſſenſchaft, dar 
bis zu 18 Jahren die Jugend des Menden in unferem Klima geht. Wenn 
nun dieſe Beichränfung die Folge hätte, daß thatlächlich ein Normalarbeitstag von 
10 Stunden effectiver Arbeit auch für die ermachlenen Arbeiter bewirkt würde, 
fo würde ich das noch freudiger begrüßen. In England hat die Erfahrung ge: 
(ehrt, daß es angeht, bejonder8 in der Zertilinduftrte und in andern; es wäre 
dringend zu wünſchen, daß bei und dafielbe einträte. ch ſcheue mich aus 
principiellen und praktiſchen Gründen, den Normalarbeitstag für die erwachſenen 
Arbeiter zu empfehlen; aber andererfeit3 muß ich anerkennen, daß der jegige 
Zuftand unerträglid) ift, wo die Arbeiter umd felbft die Frauen oft weit über 
10 Stunden, zur Zeit der großen Aufträge 14, 15, 16 Stunden binterein 
ander fortarbeiten müſſen. Das halte ich für eine derjenigen Schattenfeiten . 
in unferer Productionsweiſe, die den Socialdemokraten in jeder ihrer Verſamm— 
lungen und in jeder ihrer Schriften willtommenen Anlaß geben, diele Produc: 
tionsweife ald eine mit der Gerechtigkeit und Wohlfahrt unvereinbare hinzuftellen. 
Ich wünſche nicht, daß das Geſetz genöthigt fer, einzufchreiten; aber die Erhal— 
tung der individuellen Arbeitökraft, die Erhaltung der Culturfähigkeit für den 
ermachjenen Arbeiter, Die nur möglich ift, wenn er Muße bat, ſich zu unters 
richten in den öffentlichen Dingen, wenn er Muße bat für ein fittliches Fa— 
milienleben, — das Alles wird mehr und mehr dahın führen, daß thatjächlich 
ie ein Normalarbeitstag einbürgert, ohne daß ſich die Sefekgebung hinein⸗ 
miſcht. 

Von der Reform des Lehrlingsweſens, meine Herren, iſt von dem Herrn 
Referenten in etwas abweichender Art geſprochen worden; er hat gemeint, 
daß dieſe Frage nicht von der Bedeutung ſei, die ihr ſonſt allgemein zugeſtanden 
wird. Ich bin entſchieden anderer Anſicht; ich halte eine Reform des Lehrlings— 
weſens für die zufumftsreichfte und nothwendigfte Umgeftaltung der Gewerbe— 
geleggebung. Wenn dagegen gemeint wird, man könne ja nicht hindern, Daß 
unter dem Namen „jugendliche Arbeiter” alle dieſe Beftimmungen umgangen 
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würden, jo erinnere ich mich, daß man fonft umgekehrt zu jagen pflegte, daß «8 
jehr bequem fer, die Beſtimmungen der Fabrifgejeggebung für die jugendlichen 
Arbeiter dadurch zu umgehen, daß man die jungen Yeute „Lehrlinge“ nenne, 
Beides iſt nicht zutreffend, das Lehrlingsweſen ift noch jo tief gemurzelt in 
unferen Gebräuden, und durd die übrigen Veranftaltungen der Oefetgebung, 
durch den forporativen Geift, der ja doch im erfreulichfter Weile um ſich greift, 
ift dafür gejorgt, daß nicht jo ohne Weiteres derjenige, der beim Handwerks: 
meifter arbeitet, ſich als jugendlicher Arbeiter bezeichnen laffe, und wenn die 
Beihränkungen nicht über Das nothwendige Maß hinausgehen, jo wird das eher 
ein Anſporn fein, der Gemeinjchaft des Berufes als Yehrling anzugehören, ald 
fi unter die Claſſe der jugendlichen Arbeiter jtellen zu laſſen. Es ift alſo 
meined Erachtens von großer Wichtigkeit, daß dasjenige, was ſich im Lehrlinge: 
weſen als fehlerhaft herausgeſtellt hat, bejeitigt werde. Und wir gehen babe 
nicht aus dem Rahmen des beftehenden Geſetzes heraus. Die bejtehende Ge: 
werbe- Ordnung enthält bereits eine große Anzahl von Beitimmungen, die er: 
ziehlicher Natur jind in Bezua auf das Yehrlingsweien, und dieſe Beftunmungen, 
die den jungen Mann zu einem tüchtigen Handwerker und Menſchen heranbilden 
wollen, find durchaus human und fünnen nicht genug in der Gewerbegejeggebung 
betont werden. Die Vorſchläge, Die in dieſer Beziehung gemacht find, das 
Yehrverhältniß zu einem fefteren zu geftalten, die Lehrlinge mehr, als bisher 
der Fall war, anzubalten zum Streben auch nad) geiftiger Ausbildung dur 
die Fortbildungsſchulen, dur die Fachſchulen, werden in der That nicht aus: 
jchlieglich eine Beljerung herbeiführen, aber jehr wejentlic dazu beitragen, daß 
der Drang, der jegt in dem Gewerbeſtande vorhanden ift, zur Vervollkomm— 
nung, zur Abjchüttelung der Gleichgültigkeit gegen tüchtige Leiſtungen, gegen die 
Ehre des Berufs, geftärft werde, und jo und in die goldenen Zeiten des Hand: 
werfs zurüdzuführen. Meine Herren, die Zeit des Yehrlings iſt die Bildungs: 
zeit; gelingt e8 in diefer Zeit, ihn auszurüften mit den Eigenſchaften, Die zu 
einem tüchtigen Gewerbeftande erforderlich find, jo wird dadurch mehr gewirt: 
fein, als durd alle Bemühungen in den fpäteren Jahren, wo in der Kegel das 
nicht mehr gut zu machen ift, was in der Jugend verjäumt wurde, 

Aber, meine Herren, id) kann nicht umhin, bier einen Punkt von außer: 
ordentlicher Wichtigkeit zu berühren, der, wenn ich ihn aud in meine Nefolution 
nicht aufgenommen habe, Doc ins der Debatte nicht fehlen darf. Nachdem ver 
Lehrling mühſam und oft opferwoll in feinem Beruf ausgebildet iſt und faum 
begonnen bat, das Erlernte zu bethätigen, ift er 20 Yahre alt und fommt in 
den dreijährigen Militärdienſt. Meine Herren, hier iſt nicht der Ort, unfere 
Militärinſtitutionen überhaupt zu kritiſiren. Aber wenn wir nachforſchen nad 
der Urjache des Rückganges in umferen induftriellen und Handwerfsverhältnifien, 
jo Dürfen mir nicht vergeffen, Daß eime dreijährige Zwiſchenzeit, zwiſchen ver 
Lehrlingszeit und der Ausübung, nicht dazu beitragen fann, das Gewerbe zu 
verpollfommnen und den jungen Mann auf den Weg des Vorwärtsſchreitens zu 
weiſen. Ich bin nicht der Anficht, daß der Militärdienft von Uebel je. Wir 
bedürfen vejjelben, und eine mäßige Militärdienftzeit mag auch für die Einzelnen 
in erziehlicher Beziehung von Vortheil fein, aber einen Borbehalt mache ich 
dabei, foweit irgend möglich die Meilitärdienftzeit zu beſchränken, zumal für 
den Handwerker. Soweit jollte man im Intereſſe unferer Induftrie und öffent— 
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lichen Wohlfahrt gehen. Wenn wir durch gute Fortbildungs- und Fachſchulen 
und durch richtige Behandlung in der Werfftatt dem Yehrling einen gewiſſen 
Grad von Bildung geben, jo fünnte ihm als Prämie feiner Bildung recht wohl 
eine Berfünzung der Milttärdienftzeit zugeflanden werden, während ich anderer: 
jeit8 es auch ald allgemein wünſchenswerth betrachte, ſobald e8 die Verhältniſſe 
geitatten, auf eine kürzere Dienftzeit zurüczugeben. 

Meine Herren! Den dritten Punkt, die Ausdehnung der Haftpflicht der 
Unternehmer, kann ich mit Stillſchweigen übergehen, weil der Herr Referent in 
treffendfter Weiſe und in Uebereinftiimmung mx mir diefe Sache beſprochen bat. 

Anders ſteht es mit den gewerblidyen Schiedsgerichten. Ich betrachte die— 
jelben als eine Borftufe zur genoſſenſchaftlichen Vereinigung. Ich kann mid 
daher nicht dazu entichliegen , dielelben als Anhängſel der Gemeindebehörben zu 
conftruiren. Auch ich wünſche einen Zuſammenhang zwijchen beiden, aber der 
eigentliche Kern der Sache muß von Den Gewerbetreibenden ſelbſt ausgehen. 
Dem widerjpridht das Recht der Ernennung Durch den Gemeindevorjtand. Sch 
glaube, dar nur auf dem Wege der Wahl, ſei ed aus Korporationen, jei «8 
aus der Maſſe der Gewerbtveibenden heraus, Die richtige Auswahl getroffen 
wird und da nur Die Unparteilichkett verbürgt wird. Wir wollen doch nicht 
vergefien bei all dieſen Vorſchlägen, daß wir mit jehr großen Vorurtheilen auch 
innerhalb der arbeitenden Claſſen zu fümpfen haben und uns ſcheuen müſſen, 
ihnen gegenüber ſolche Punkte aufzuftellen, die jcheinbar und in diefem Falle 
wirflicy eine Bevormundung enthalten und die Arbeiter zurückſetzen. 

Es wird eingewendet, Daß man dod nicht erwarten fünne, Daß in Städten 
wie Berlin Zehntaufende zu gleicher Zeit die Wahl ausüben. Davon kann 
auch gar feine Rede fein. Ich glaube in Conjequenz des Geſagten, daß über: 
all, wo eine größere gewerbtreibende Bevölkerung it, es nicht nur zulälfig, ſon— 
dern höchſt empfehlenswerth ift, daß Diejelbe ſich in Berufsgruppen auch bezüglich der 
CS chiedögerichte abtheile. Wenn Sie in Berlin an unfere mächtige Maſchinen— 
und ZTextilinduftrie, Die Tiichleret 2c. denfen, würde e8 da zweckmäßig fein, Diele 
einem Schiedsgericht zu übergeben, in dem Tuchmacher, Schneider und Schuh— 
macher figen, die .von Dem vorliegenden Falle ebenfo wenig eine Anſchauung 
haben wie ein Gelehrter. Hier iſt naturgemäß die Abtheilung nad) Berufs: 
gruppen gegeben. Dadurch wird auch dem, was wir erftreben, dem Zuſammen— 
gehen von Arbeitnehmer und Arbeitgeber vorgearbeitet. Haben fie fid) durch ihre 
freigewählten Delegirten erſt beim Schredsgericht zufammengefunden und dabei 
ftet8 erfahren, daß nicht das Standesinterefle, Tondern die Gerechtigkeit und Un— 
partetlichfeit den Ausichlag geben, jo wırd aud die Einigung über viele andere 
Dinge weit leichter jein, als wenn das nicht ift, oder wenn durch Ernennung 
jeitend der Gemeindebehörde hier und dort einer herausgegriffen wird, der nicht 
als der Bertrauendmann feiner Berufögenofjen bezeichnet werden kann. 

Ich finde nun aber aud in dem richtig conftwuirten Schiedsgericht Das 
volftändig ausreichender Mittel, um den vielbeſprochenen Arbeitscontractbrud) 
auf das geringfte Maß zu reduciren. Ich muß auf diefen Punkt zurückkommen, 
weil er, wenn er auch thatlächlich ziemlich unbedeutend ift, dod in der ‘Polemit 
und in der öffentlichen Meinung von ganz befonderer Bedeutung ift. Die So— 
cialdemofraten haben im Reichstag offen ausgeſprochen, daß die damalige Ge: 
werbenovelle, die wejentlich Die criminelle Beitrafung des Contraetbruches wollte, 
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ihrer Partei mehr Anhänger zugeführt habe, als alle Berfammlungen 
oder Organe ihrer eigenen Richtung. Das ift zu beitätigen. Jeder, ber Die 
Arbeiterbewegung kennt, weiß, daß jede Ausnahmebeftimmung zu Ungunften der 
Arbeiter das Gegentheil des Gemollten bervorbringt, daß ed nicht die vernünf- 
tigen und gemäßigten lemente ftärft und feftigt, ſondern die Leidenſchaft 
fteigert, und deshalb warne ich vor ſolchen Verſuchen. Die Schiedsgerichte, 
richtig gehandhabt, reihen aus, um das Maß der NRechtsficherheit zu erreichen, 
das nothwendig ift; Daß aber aud) in hundert anderen Berhältnifjen wir nicht um 
Stande find, den Rechtsbruch ganz zu verhüten, beweiſen die täglichen Bortomm- 
niffe. Ich erinnere nur an die Verhältniffe in der Miethe und zwilchen dem 
Gläubiger und Schuldner. Niemand will bier criminelle Beftrafung einführen, 
weil es nicht ohne das gehe. Man jucht ſich dagegen zu ſchützen, man ſucht 
nad jchneller Juftiz, aber mehr zu thun würde eine Ausnahmegefeggebung con- 
firuiven und die Sache verichlimmern. Sind in dem Schiedögericht wirklich Die 
Bertrauensmänner beider Theile vorhanden und weiß derjenige, der vielleicht im 
der Verſuchung ift, eimen Contract zu brechen, daß fein Fall jofort vor Das 
Schiedsgericht fommt, morin feine Genofjen vertreten find, dann wird er ſich 
wohl hüten, das zu thun. Wenn beide Theile in ſolchen Berufsgenofjenichaften 
vereinigt find, dann werden Die Arbeitgeber es als ihre Pflicht erkennen zu 
verhüten, daß der Contractbrüchtge bei anderen Meiftern dejjelben Berufes flugs 
in Arbeit genommen wird, wodurd allein der Gontractbrudy möglich ift, dann 
wird die Zeit des Gontractbruds vorüber fein. Schon jett ift ja tbatlächlich 
faft nicht mehr die Rede davon, es tft nur noch die Remintscenz aus der Perivde 
der Milliarden und der Gründungen. Jetzt aber der Geſetzgebung zu rathen, 
eriminelle Beftrafungen eintreten zu laſſen, würde den Beſtrebungen unferes 
Vereins keineswegs entiprechen. . 

Es iſt nob ein Punkt, den ich erwähnen muß. Es iſt gewiß in wohl- 
meinenofter Abficht von Männern, die ſich ſtets als warme Freunde der Arbeiter 
Documentirt haben, auch heute empfohlen worden, für den Fall eines Arbeits- 
contraet bruches das Yohnbefchlagnahmegeiet aufzuheben. Auch Davor möchte ich 
entjchteden warnen. Was Sie damit erreichen, ift verfchwindend Klein gegen Das 
Borurtheil, das Sie in den weiteften Arbeiterfreifen erweden. Derartige Map: 
regeln wider Willen der Arbeiter empfehlen, beißt in der That Del ind Teuer 
giefen, und wo bei und die Verbindung zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
vielfach ſchon eine höchſt Iodere geworden tft, wenn fie überhaupt noch exiftirt, 
da jollte man fid hüten, den gemäßigten Theil der Arbeiter noch weiter auf 
die extreme Seite zu treiben durch derartige Verlegung ihrer Begriffe von Ge— 
rechtigfeit und Gleichberechtigung. 

Sch komme endlich zu dem letzten und für mich wichtigſten Theil meiner 
Reſolutionen, der geleglichen Förderung der freien Berufövereimigungen. Im 
diefer Beziehung ift audı von dem Herrn Referenten Vortreffliches gelagt, was 
ich nur unterjchreiben fan. Herr Dannenberg hat allerdings den Nachdruck 
auf die Verbindung der Arbeitgeber gelegt und die Mitglieder der Arbeitnehmer- 
vereinigungen dringend aufgefordert, das Miftrauen gegenüber den Arbeitgebern 
fallen zu laffen, indem er Darauf hinwies, daß z. B. bei der jegigen Rüdwärts- 
bewegung der Löhne gerade dieſe Arbeitgeberverbände zu Gunften der Arbeiter 
eingetreten feien. Ich will das für einzelne Fälle nicht in Frage ftellen und 
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jelbft im Allgemeinen nicht beftreiten, ich bin darüber jest nicht jo au fait, ich 
will mit Freuden conftatiren, daß hierin eine Fortentwidelung zum Befjeren 
liegt. Und ald Freund der Arbeitgeber: wie der Arbeituehmer-Bereinigungen kann 
ib Died nur willlommen beißen, aber die Aufforderung an unjere Mitglieder, 
das Miftrauen gegen Die Arbeitgeberverbände ſchwinden zu laſſen, iſt vielleicht 
weniger angebracht, als Die umgekehrte. 

Ich muß bier auf das Gebiet kommen, dem ich mich jpeciell widme, zu 
den Gewerkvereinen. Bon dem erften Augenblide an, wo diejelben gebilvet 
wurden, ift jofort ausgeſprochen, daß fie fih nur als die eine gleichberechtigte 
Seite betrachten und erwarten, daß von der Arbeitgeberieite eine analoge Ber: 
bindung erfolge, die mit ihnen gemeinſchaftlich die gemeinfamen Berufsinterejjen 
fürdere und die vortommenden Differenzen auf friedlichem Wege ſchlichte. Diefer 
Grundjag, den ja audy viele engliichen Gemerfvereine verfolgen, war bei unjeren 
Beitrebungen in Deutichland von Anfang an der maßgebende, und wir haben 
in Folge dejien immer und immer die Hand gegen die Arbeitgeberverbände aus: 
gejtredt. Hin und wieder hat man eingejchlagen, leider niemald dauernd. Dft: 
mals find unſere berechtigtſten Beſtrebungen von den Arbeitgeberverbänden be— 
fümpft und dann freilich ıft e8 kein Wunder, wenn die Bewegung, die id) zu 
vertreten die Ehre habe, nicht in dem Maße hat fortichreiten fünnen, wie es zu 
wünſchen gewelen wäre. Bon vielen Seiten ıjt ja die Nothwendigfeit und Nütz- 
lichfeit der Gewerfvereinsorganifation anerfannt und wiederholt gejagt worden, 
die Gewerkvereine bilden eine nothwendige Stufe in umferer ganzen indujtriellen 
und jocialen Entwidelung, fie find nicht zu entbehren. So erfreulich dieſes 
Anerkenntnig war, jo hat fich leider berausgeftellt, da die Liebe zu den Ge— 
werfvereinen faft immer nur eine platontjche war, von wirklicher Förderung ift 
jelten etwas zu jehen gewelen, während die Socialdemofraten die Fräftigfte Unter: 
ſtützung jelbit feiten® der intelligenteften Glafjen erfahren haben. Während man 
ſich Die erdenklichſte Mühe giebt, um, gewifjermaßen mit Recht, die große Wichtig: 
feit der joctaldemofratiichen Bewegung, die Wunder ihrer Disciplin und ihrer 
Opferwilligkeit in jedem Zeitungsblatte berworzubeben, jo verhält man ſich fühl 
und faft abmehrend gegen Alles, was Gewerkvereine betrifft. Die Fehler, die 
jeder Sache in ihrer Jugend anhaften, werden faft allein befannt gegeben, 
während die Verdienſte verjchmiegen werden, ſodaß noch heute es mir hundert- 
mal paſſirt, daß gebildete Männer fragen, was iſt denn Dad, was wird denn 
mit den Gewerkvereinen bezwedt, machen die auch Strifes u. ſ. w. Daß durd 
ſolches Verhalten der Freunde diefer Sache die friedliche Gewerfvereindorgant- 
fation nicht gefördert werden fann, jondern nur geſchädigt wird, ift Elar, denn 
man.fagt jich, wenn Männer, die principiell auf dem Standpunkt der Gewerf- 
vereine ftehen, Jo wenig Intereſſe für die Verwirklihung der Sade in Deutjche 
land zeigen, fo muß diefe entweder gar feine Lebenskraft oder ſolche Fehler an 
fid) haben, daß es nicht gut iſt, Dafür einzutreten. Meine Herren, ich erwarte 
die Beweiſe für letzteres, ich weiß, jie fünnen nicht beigebracht werden. Ich würde 
aber vorziehen, daß fie hier geäußert werden, damit ich um Stande bin, fie zu 
widerlegen, als daß fie mit Stillichweigen übergangen werden. Ya, meine 
Herren, e8 ift unfere Ueberzeugung, daß nur dur eine wahrhaft kräftige För— 
derung der Organifation feiten® der Einzelnen, der wohlmeinenden Vereine, end— 
lich der Gejeßgebung und Verwaltung wieder Ordnung und Frieden im die 
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ſocialen Verhältniffe Hineingebracht werden fann. Herr Dannenberg bat über: 
zeugend dargelegt, wie nothwendig gerade für den Arbeiter der Anſchluß an 
ſeines Gleichen iſt und wie kunſtvoll die Socialdemofraten dieje Neigung bemugt 
baben, um die Yeute an fich zu ziehen. Nun, meine Herren, wir fünnen nicht 
aufwarten mit glänzenden Redensarten und verführeriichen Verſprechungen, mit 
der ganzen, den gemeinen Dann padenden Art und Weiſe der Socialdemofratie, 
Wer Mäßigung predigt, nicht blos von Rechten, jondern aud von Pflichten 
ſpricht, findet natürlich fein fo danfbares Publitum, wie die Gegenfeite. Um 
jo mehr ift e8 erforberlih, daß von den einflußreihen Männern unfere Seite 
unterftügt wird. Dann wird die Fluth verlaufen und die vernünftigen Arbeiter 
werden mehr und mehr dem Gewerkverein, als der gemäßigten Vereinigung, bei— 
treten. Iſt Das der Fall und erfahren fie in diefen wirthichaftlidyen Genofjen- 
ſchaften wie in den Bildungsvereinen eine echt wiſſenſchaftliche Belehrung, die jie 
befähigt, einen weiteren Blick über die Dinge zu werfen, und erfahren fie, was 
noch weit einflußreicher ift, daß man praftiic zwar langjam aber ficher meiter- 
fommt auf dem Wege, den wir ihnen vorzeichnen, meine Herren, jo wirb bie 
verführeriiche Kraft der Socialdemofratie bedeutend geringer werden, wir brauden 
nicht daran zu verzweifeln. Es ift die bekannte Parallele, daß in England, wo 
in den dreißiger Jahren der „Chartismus”, befanntlicy ein Gegenſpiel der So— 
cialdemofratie, die gefammten Urbeitermafien erfüllte, gerade vermitteld der Ge— 
werfvereine und des freundlichen Verhaltens der Intelligenzen des Yandes die 
Arbeiter von jeder ſocialdemokratiſchen Bewegung entfernt und in das Liberale 
Lager hinübergeführt worden find. Wenn das in England mit feiner Großinduftrie 
möglich war; warum jollte e8 bei ung nicht möglich fein? Aber freilid gehört 
dazu ein ſolches Eintreten für die berechtigten Arbeiterintereffen, für Die Gleich— 
berechtigung in allen Dingen, wie e8 in England zum Theil ſeitens der höchften 
Ariftokratie der Fall ift. Meine Herren, bei dem jüngften Gewerkvereinscongreß 
in Yeicejter trat ein PBarlamentsmitglied und Millionär, Mr. Brafiey auf und 
hielt Vorträge vor den Vertretern der Gewerkvereine, Die vollfommen dag aus— 
drüdten, was dieſe ſelbſt als das Richtige erfannten, die aber auch in einigen 
Punkten ernſte Mahnungen an die Arbeiter enthielten, das Recht der Anderen 
nicht zu verlegen, — wenn in dieſem Sinne verfahren wird, wenn Herz und 
guter Wille da ift, dem Arbeiter die Hand zu reichen bei feinen berechtigten 
Forderungen und Intereſſen, dann werden auch unfere Arbeiter wieder eintreten 
in die Gemeinſamkeit der bürgerlichen Gefellichaft. 

Aber, meine Herren, fo auferordentlid viel Werth ich auf Diele freie Ver- 
eimigung und überhaupt auf die Volksinitiative lege, To kann ich Doch meine 
Augen dem nicht verichließen, daß die Gefeggebung nicht nur ſchwere, ſondern 
auch höchſt Dringliche Pflichten bat. Die Dinge find jo weit gefommen, daß 


große Kreiſe des Volkes — idy meine nicht Die Arbeiter allein, ſondern auch 
die Telbftftändigen Handwerker — verzagen an der Wirkſamkeit der bloßen 


Volfsinitiative, daß fie eine Handhabe mindeftens haben wollen jeitens der ges 
jeßgebenden Gewalten. Ich glaube, es ift Pflicht, dem entgegenzufommen. So 
ftreitig auch manche Bunkte fein mögen, — über eine ganze Anzahl derjelben 
herrſcht, wenigſtens innerhalb der Miajoritätöparteien, eine erfreuliche Ueberein— 
ftimmung. Es wäre vielleicht ſchon möglich geweſen, bei größerer Beichleunigung 
in der vorigen Seffion des Reichstages das Lehrlingsgeſetz fertig zu bringen, — 
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aus befannten Gründen ift e8 nicht dazu gefommen. Im der nächflen Seſſion 
wäre die Ausficht eine Sicherheit, wenn von Seiten der Neichöregierung die bes 
ftimmt veriprochenen Borlagen auch wirflih und rechtzeitig erfolgten. Zu un- 
jerem großen Erftaunen und Befremden haben wir in der legten Zeit erfahren 
müſſen, daß ftarf davon Die Rede ift, dieſe Vorlagen gänzlich zuridzuziehen, 
mindeftend in der nächften Sejfion fie nicht vorzulegen. Ich will durchaus nicht 
zu ungründlichen Schaffen ermuntern, aber ich glaube, diefe Fragen find fo weit 
vorbereitet, daß die Regierung die Pflicht bat, num endlich Exrnft zu zeigen und 
ihrerjeit8 die Hand zu bieten. Zeigt fich bei der Verhandlung felbit, daß die 
Fragen noch nicht reif find, jo wird das Gefe nicht zu Stande fommen; aber 
die Geſetze nicht vorzulegen, das heißt: die Erregung großer Volkskreiſe auf ein 
weiteres Jahr hinausverpflanzen umd immer mehr zu vergrößern, es beißt zu 
gleicher Zeit die Kräfte unterbinden, Die zu einer gejunden eigenen Geftaltung 
durch die Vereine führen können. Hat man durdy die gefetzliche Verbeſſerung 
den praftijchen Gewerbsmännern gleihjam das Knochengerüft gegeben für vie 
Neugeftaltung der Dinge, die fi) aufbauen muß auf dem Boden der Gewerbe— 
freiheit, dann wird aud das Fleiſch fich anfegen, dann werden die Kräfte frei 
werden, Die Vergeudung vderjelben in den Petitionen, in den aufregenden Ber: 
fammlungen wird ein Ende haben; man wird fagen, nun haben wir zunäcit 
das, was mir braucen als Grundlage einer Neugeftaltung, nun wollen wir 
jelbjt unſere Schuldigkeit thun und dasjenige erfaffen, wozu und jegt die Mög: 
lichkeit gegeben ıjt. Meine Herren, dann wird friiches Vorangehen auch auf 
joctalem Gebiet die Parole unferes Volkes werden, und dann werden wir einer 
entjchiedenen Beſſerung unferer induftriellen und ſocialen Verhältniſſe entgegen— 
jehen fünnen. (Bravo!) 


Borfigender Profeffor Dr. Naſſe: Das Reſultat der Wahl ift folgendes. 
Es find 39 Zettel abgegeben. Davon haben erhalten: Die Herren Prof. Held 39, 
Dannenberg 36, Dr. Genjel 37, Prof. Shmoller 37, Dr. Engel 33, 
Seibel 33, Dr. Mar Hirſch 31, Brindmann 28, Prof. von Sybel 25, 
Tiedemann 25, Sombart 24, Dr. Thiel 23, Roth 22. Diefe dreizehn 
Herren find gewählt. Demnächſt find noch Stimmen gefallen auf Herrn Dr. Löwe 
19, Prof. Gneift 17, Edardt 13, Prof. Rocher 11, Yanfon 10, Ohly 9 u. |. w. 
— Ich bitte die Gemählten, fih um 7 Uhr im Askaniſchen Hof zur Conſti— 
tuirung zu verfammeln. 


Nunmehr gebe ic das Wort Herrn Yohren. 


Fabrifant Yohren (Neuendorf bei Potsdam): Meine Herren! Der Herr 
Vorredner hat ſich beklagt, daß die Tendenzen ſeines Vereins zu wenig gekannt 
und gewiirdigt würden. Er ſcheint darüber tim Unklaren zu fein, woher Das 
wohl fommen mag. ch glaube, man kann mit wenig Worten eine Antwort 
darauf geben, nämlich die, daß die Gewerfvereine feine jcharf ausgeprägte Tendenz 
befigen, die man mit aller Kraft anzugreifen und zu vertheidigen im Stande 
wäre, Ste ſchweben zwiſchen zwei Barteien, wollen die Rechte umd Pflichten 
feiner derjelben anerkennen, kritteln ſowohl bei den Arbeitgebern wie bei den 
Arbeitnehmern berum und finden deshalb nirgendwo Anklang. Ein feites klares 


240 Reform der Gewerbe-Orbnnung. 


Princip ıft die erfte Aufgabe jeder großen Bartei, und weil die Socialdemokraten 
ein ſolches aufgeftellt haben, deswegen gewinnen fie Bedeutung und Anhang. 
Damit komme ich auf Ddiefen Verein und auf den Gegenitand unferer 
Discuſſion. Auch der Berein für Socialpolitit hat heute in der meifterhaften 
Rede des Herrn Profeſſor Schmoller gezeigt, daß ein großes ıdealed Ziel, nämlıd 
ein einheitlihes deutſches Gewerberecht die Unterlage für die Ent— 
widlung der Urbeitögejeggebung bilden joll, und dieſe Grundrechte und Allen 
verftändlich vor die Seele gemalt. Ich zulle diefen Anſchauungen vollen Beifall 
und bedaure nur, daß ich nicht ebenfo den Thefen des Herrn Referenten bei: 
ftunmen fann. Da ift es nun ein ungemein günftiger Umſtand, Daß aud der 
Herr Correferent von denjelben allgemeinen Grundgedanfen eines einheitlichen 
Gewerberechts bei feinen Anträgen ausgegangen ift und die Specialbejtimmungen, 
welche dem eferenten fehlten, in glänzender Weiſe ergänzt hat. Die umfajjenden 
practiichen Kenntniſſe, welche der Gorreferent Herr Dannenberg befitt, fetten 
ihn in den Stand, einen jo weitgehenden Entwurf einer Gewerbeordnung nieder 
zu jchreiben, wie er vorber niemald gewagt worden ift. Die Beſtimmungen 
find nicht bloß in humaner Beziehung zu Herzen ſprechend, ſondern jie find 
aud mit Borfiht und Mäßigung verfaßt. So darf id denn wohl geftehen, daß 
es nicht ein Drang ift, dem Verein für Socialpolitik einen Gefallen zu tbun, 
wenn id den größten Theil dieſer Anträge einfad) acceptire und nur einen 
einzigen von den vielen befümpfe, Tondern daß es meine Meberzeugung iſt, daß 
diefe Anträge ziemlih genau den Weg angeben, wie wir eime gemeinjame 
Gewerbegeſetzgebung für Yehrlinge, Geſellen, Frauen und Kinder im deutſchen 
Reich erlangen Ich habe bedauert, als ich dieſe Anträge la8, daß der Herr 
Gorreferent nicht To bewandert ift auf dem Gebiet der Großinduſtrie, wie er es 
in Folge feiner reihen Erfahrung in feiner Baterftadt Hamburg in dem Klein: 
gewerbe ıft. Meine Aufgabe fann es deshalb nur fein, die Lücke 
auszufüllen, welde in feinem Antrag über Frauen- und 
Kinderarbeit liegt, und damit muß ich auf die eigentliche Fabrikgeſetzgebung 
übergehen. Die Literatur ift jehr arm an gründlichen Betrachtungen und Ab- 
bandlungen über die Fabrifgefeßgebung. Die Urſache hierfür ift vornehmlich 
darın zu ſuchen, daß in Deutichland bis zur heutigen Stunde das alte preußiſche 
Kegulativ von 1839, revidirt im Jahre 1853, noch fortbefteht. Daſſelbe 
wurde am 21. Junt 1869 auf den Norddeutihen Bund und am 7. Juni 1871 
auf das deutjche Reich übertragen. So war es natürlid, daß ſich Die Meinung 
verbreitete, bier beftehe noch das alte Bewährte, und da man chen mit den 
veränderten Yehrlings- und Gefellengelegen gar zu viel Verwirrung geichaffen 
‚hatte, jo war von feiner Seite Neigung vorhanden, auch bier veformirend ein- 
zugreifen. Die Partei, welche hierzu zuerft den Anſtoß gab, ift, wie wir wohl 
Alle wiſſen, die Socialdemofratie geweſen. Sie controlivte dieſes Gejeg und 
fand, daß es in der That bloß, wie man 1853 im Abgeordnetenhauje voraus: 
gelagt hatte, ein Geſetz auf dem Papier geblieben war. Erſt in Folge Diefer 
Enthüllungen beichäftigte man fich mit der Frage einer Reform, aber e8 blieb 
Doch vorwiegend nur bei Wünjchen und ideal focialpolitiichen Beftrebungen. 
Daher kommt e8, daß wir bis zur Stunde nur drei Arbeiten bejigen, die und 
als Leitfaden dienen können, und zwar den jocialdemofratiihen Arbeit 
ſchutzgeſetzentwurf, welder in der legten Seſſion dem Reichstag vorgelegen 
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hat; ferner einen Gefegentwurf über Frauen= nnd Sinderarbeit, 
welher von dem Handelsminiſterium ausgegangen ift und der dadurch 
für und eine größere Bedeutung gewinnt, daß er durch den Oberpräfidenten von 
Elfap-Lothringen hervorragenden Induftriellen dieſes Landes zur Begutachtung 
vorgelegen bat, endlich einen auf Beranlaffung de8 Vereins deutſcher 
Kammgarnſpinner von mir entworfenen Gejegentwurf über diefelbe 
Frage 
Alle Arbeiten und Vorſchläge, welche fonft noch vorliegen, finden Sie in 
diejen drei Entwürfen wieder und jo darf ich mich der Mühe überheben, auf 
die übrigen Anträge einzugehen. Selbft der Antrag des Herrn Vorredners 
findet fi) darin wieder, theild in milderer, theild in verichärfter Form. 

Erlauben Ste mir num mit furzen Worten auf den Entwurf des Handels- 
minijteriums und auf den joctaldemofratiichen zurüdzutommen. Der lestere 
verlangt, wie der des Herin Dr. Hirſch, gänzlihes Verbot der Kinder- 
arbeit unter 14 Jahren, der NRegierungsentwurf dagegen nur Er: 
ſchwerung derſelben, ähnlich demjenigen des Herren Dannenberg. Sämmtliche 
Anträge und ebenjo der meinige verlangen Verbot der Sonntags= und 
Nacdtarbeit. Der Regierungsentwurf in Uebereinftimmung mit dem vor- 
(tegenden von Dr. Hirſch verlangt ferner einen Normalarbeitstag von 
sehn Stunden für Mädchen unter 18 und Knaben unter 
16 Jahren. Der joctaldemofvatiihe dagegen decretirt für dieſe Arbeiter den 
Normalarbeitstag von act Stunden, umd für die männlichen Arbeiter von 
sehn Stunden. Der foctaldemofratijhe und der Kegierungsentwurf einigen ſich 
wiederum dahin, daß Sonnabends nad drei Uhr Nahmittags eine 
engliſche Feier eingeführt werden ſollz; jedenfall eine ganz merf- 
würdige Sympathie beider. Endlich verlangen beide Entwürfe Zwang der 
Arbeitgeber, alle jungen Leute unter 18 Jahren in Fort: 
bildungs= und Fachſchulen unterrichten zu lafjen; wobei die noch) 
extremere Vorſchrift des Handelsminiſteriums den bedeutfamen Zujag macht, daß 
die Arbeitgeber auch noch für die Schulkoſten aufkommen ſollen. 
Der ſocialdemokratiſche verlangt für Die Verwaltung mit großer Vorliebe 
Fabrikinſpectoren und Scharfe polizeilihe Ueberwachung, und 
ift auch Hierin conform mit dem des Handelsminiſteriums, welder das Mög: 
Lichfte in Vorſchriften und Strafandrohungen zu leiſten Jucht und die Humanität 
auf den Gipfel des Berges erhebt, indem er über Trennung der Ges 
ihledhter, Sitten: und Anftands-Gejete. das Größtmöglichfte Leiftet, 
was man nur wänjchen kann. 

Es ift ganz unglaublih, wie jo etwas einer großen: Induftrie, der man 
wohl will, der eljaßslothringiichen zugemuthet werden konnte. Noch fonderbarer 
iſt es, nachträglich gerüchtweife zu verbreiten: daß der Entwurf nicht die Meinung 
der Behörde enthalte, von welcher derjelbe ausgegangen jet. 

Soviel fteht feft, daß die Einführung des focialdemofratiihen Entwurfs 
nicht im Stande wäre, mehr Verwilderung und Anarchie hervorzurufen, wie der 
preußifche. Derfelbe ift ein gar eclatanter Beleg, wohin man in einem Staate 
gelangt, wenn die Herrihaft des Büreaukratismus allein das Feld behauptet. 

Ic gehe num auf meinen Entwurf ein und möchte zunächft ein allgemeine 
Bild geben, wie ſich derfelbe zu den beiden obigen verhält. 

Schriften XIV. — Berhandlungen 1877. 16 
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In dem Ihnen vorliegenden Zufagantrag zu den Theſen des Correferenten 
über Frauen= und Kinderarbeit find die weſentlichen Differenzpunfte angedeutet. 

Ich verlange darin die Beibehaltung der beftehenden Vorſchriften über die 
Kinderarbeit; — es ſoll nicht8 ohne Grund geändert werden. 

Ebenfo verlange ich einen Normalarbeitstag, aber nicht einen unmöglichen, 
welcher die deutſche Production in Gefahr bringt, jondern einen Normal: 
arbeitstag, welcher von der durchſchnittlichen täglichen Arbeitö- 
zeit, wie fie jegt bei uns üblich ift, nit zu ſehr abweicht, und 
zwar von ſechs Uhr Morgens bis 7 Uhr Abends, wobei gewiß Niemand mehr 
wünſcht, als ih, daß Die Zukunft eine Verminderung bis auf zehn Stunden 
bringen möge, fobald die induftriellen und gewerblichen Berhältnifje Dies erlauben. 
Dann verlange ih — und das ift das widtigfte: „Die Ausdehnung deö 
Geſetzes über Frauen- und Kinderarbeit auf alle Werfftätten, 
indenen mehr als drei Perſonen beihäftigt werden.“ 

Dur letztere Zahl ift gleichzeitig der Unterjchied feftgehalten, welcher 
zwifchen den Fabrifarbeitern und Lehrlingen, zwiſchen Induſtrie und Handwerk 
befteht. 
Endlich wünſche ich eine geletliche Kegelung des Elementar-Unterrichts, 
ohne obligatorifhen Bildungszwang, wie er von der Pegieruug 
proponirt wird. Für die Berwaltung ftimme ich ganz den Anfichten der 
Veferenten über Einführung gewerblider Schiedsgerihte, Gewerbe 
fammern bei, bdarüberftehend aber ein Gewerbeſenat, ähnlich dem 
conscil superieur in Frankreich; jedoch mit Ausichluß jedweder polizeilicher 
Einmiſchung. 

Indem ich ſo die verſchiedenen Punkte vergleichsweiſe gegenüber geſtellt 
habe, möchte ich hervorheben, daß dieſer Entwurf in erſter Linie mit Rückſicht 
auf die ausländiſche Cöncurrenz zuſammengeſtellt worden iſt. Dieſer 
Punkt wird von Allen, die nicht der Induſtrie angehören, unterſchätzt; in den 
meiſten Fällen ſogar negirt. Die Arbeiterfrage iſt aber eben ſo gut eine inter— 
nationale, wie die Zollfrage und die Frage der Fracht-Tarife für Eiſenbahnen, 
und darf nur nach internationalen Geſichtspunkten behandelt werden. 

Die wichtigſten Punkte bei der Kinderarbeit, die Feſtſtellung der Pauſen und 
die Dauer des Normalarbeitstages dürfen nur mit Rückſicht auf die Concurrenz 
Englands und Frankreichs normirt werden. Viele Induſtriellen werden ſelbſt 
einen Normalarbeitstag von ſechs Uhr Morgens bis ſieben Uhr Abends für 
ein großes Wagniß halten in- einer Zeit, in welcher Niemand aus Uebermuth, 
fondern höchſtens aus Beſorgniß zahlungsfähig zu bleiben, länger arbeitet als 
Abends fieben Uhr. Wo man heute bis neun, zehn Uhr oder gar die Nacht 
arbeitet, da wird man ſchwer getroffen, wenn es fortan heißt: „Du darfft Deine 
Arbeiter nicht länger al8 von ſechs bis fieben Uhr beichäftigen und wenn Du 
auch dadurch zahlungsunfähtg werden jolltejt.‘ Das aber ift e8, was wir 
heute auöfprechen, wo mod viele Fabriken in Elfaß-Lothringen von ſechs Uhr 
bi8 neum Uhr und viele in Sadıfen noch länger arbeiten. Erinnert folches 
Borgehen nicht an das Wort der Manchefterfchule, daß Jeder werth ift, unter: 
zugehen, welcher diefe Beſchränkungen nicht zu überwinden vermag; — und ift 
das nicht ein großed und merkwürdiges Eingeftändnig von einem Mann, der 
den Schuß der nationalen Arbeit auf feine Fahne gefchrieben hat? Doch ift es 
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ein Geftändnig, das er dem Verein für Soctalpolitit, welcher in dem Ar: 
beiter nicht eine Waare, fondern den Menſchen ſieht, bereitwillig 
und gern entgegenbringt. Nur in diefer Aufchauung Tiegt Segen und Wohlfahrt. 

Wer dennoch glauben follte, daß die Zugeftänpniffe, welche mein Zujag- 
antrag enthält, zu gering find, ja, daß nicht ein großartiger und unberechen— 
barer Fortichritt in der vorgejchlagenen ſich allmälig vollziehenden Einführung 
des Normal-Arbeitstaged Tiegt, den möchte ih an die Bemerkungen erinnern, 
welche der Bundescommiffar Delbrüd 1869 auf die Petitionen ertheilte, die in 
gleichem Sinne wie heute die ſocialdemokratiſchen, damals bei der Reviſion der 
Gemwerbe-Ordnung geftellt wurden. Er fagte: „Ich glaube, wir Alle find wohl 
der Meinung, daß e8 wünſchenswerth ift, wenn die Arbeitözeit innerhalb und 
außerhalb der Fabriken abgekürzt wird. Wir Alle fehen dieſe Abfürzung ver 
Arbeitszeit gern, als eine Fortentwidlung der Gultur und des Wohlftandes der 
Geſellſchaft; allein mit einem Zwang, wie er in dem Geſetz worgeichrieben ift, 
würden Ste wahrlich am allerwenigften der Arbeiterflajfe eine Wohlthat er: 
weifen; man darf Belchränfungen nur nad genauer ‘Prüfung der Specialfälle 
vorſchlagen.“ 

Ich glaube, wenn Sie dieſe Worte, von einer Ihrerſeits ſo anerkannten 
Perſönlichkeit ausgeſprochen, erwägen, ſo werden Sie die Conceſſionen, die 
wir machen, um zu einem Normalarbeitstag zu gelangen, richtig würdigen, und 
nicht von uns verlangen, daß wir einfach unſere Zuſtimmung zu Geſetzen geben 
ſollen, die von vornherein unausführbar ſind, wenn wir ſie auch ebenſogut im 
Intereſſe der Humanität wünſchen als der Verein. Soll ich auch eine Autorität 
des Vereins für Socialpolitik hier anführen, um die Motive zu meinem Entwurf 
zu belegen, ſo möchte ich auf die Worte des Profeſſor Brentano verweiſen, wo 
er in ſeinem Werk „über das Arbeits-Verhältniß“ ſagt, daß „die Thätigkeit an 
der Gewerbe-Ordnung nicht darin beſtehen ſoll, bloß die Freiheit zu proclamiren, 
ſondern darin, durch poſitive Reformvorſchläge die Freiheit und Gleich— 
heit zu ſichern und feſtzuſtellen,“ daß „wahre Wiſſenſchaft nie das 
Leben meiſtern, ſondern vom Leben lernen ſoll.“ 

Als ich es unternahm dieſe poſitiven Reformen zu ſchaffen, ſchwebte mir 
noch ein anderes Reſultat deſſelben Verfaſſers vor, lautend: wenn man die 
Gewerbe-Ordnung dahin ändert, daß der gemeinſame Wunſch, hohe Löhne und 
niedrige Arbeitszeit haſtig und ſprungweiſe erreicht werden ſoll, ſo daß die 
ſittliche und moraliſche Kraft des Arbeiters nicht Schritt halten kann mit der 
Verbeſſerung ſeiner materiellen Lage, ſo wird der Arbeiter nicht zu einer höheren 
Lebenshaltung aufſteigen, ſondern in Arbeitsſcheu, Schwelgerei und Laſter 
verfallen. 

Die letzte Zeit hat ja die Wahrheit dieſer Worte genugſam bewieſen. Es 
tommt alſo bei einem ſolchen Entwurf einer Fabrikgeſetzgebung darauf an, ſolche 
heftigen Sprünge in der Kürzung der Arbeitszeit zu vermeiden, Sprünge, welche 
außerdem die Concurrenzfähigkeit unferer Induſtrie vollftändig in Frage ftellen 
und vielen Induftrien den Todesſtoß verſetzen würden. Ich glaube alfo, wenn 
Sie vieles zur Phrafe gewordene Verlangen des zehnftündigen Arbeitstages 
aufgeben und ſich an die realen Berbältniffe haltend, den durchſchnittlichen 
Normal:Arbeitstag Juchen, fo werden Sie die Zeit von ſechs Uhr Morgens bis 
fieben Uhr Abends als eine für die deutichen Verhältniſſe nicht zu lange finden. 
16 * 
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Und jelbft bei diefer Firirung muß nach dem Ausſpruch des Bundescommifjars 
mit der größten VBorficht jeder einzelne Fall, wo ſolche allgemeinen Gefete nicht 
pafien, ausgenommen werben, und deshalb verlange ich unter Punkt 5 betaillirte 
Ausnahme = Beftimmungen, Wie diefelben feitzuftellen yind, babe ich ziemlich 
ausführlich in dem Ihnen vorliegenden Entwurf eines Fabrik- und Wertjtätten- 
geſetzes Cohren: Entwurf eined Fabrik- und Werkftätten-Gefeges zum Schutz 
der Frauen- und Kinderarbeit, hergeleitet vom Standpunkte der ausländijchen 
Concurrenz. Potsdam 1877) angegeben. Ich bin hierbei bemüht gewefen, 
aus den beiden Enquötewerken, welde vom Reichskanzleramte über diefe Fragen 
veröffentlicht worden find, dieſe bejonderen Ausnahmebedingungen für das dent 
Reich zu finden. Ich habe die Ausnahmen, welche in dem englifchen Fabrit- 
und Werkftättengefeg und in dem betreffenden franzöfifchen Gefeg vorliegen, dabei 
ſorgſam zu Rathe gezogen und denfe, daß ein großer Theil wohl für veutiche 
Verhältniſſe pafiend fein wird. Sch muß dabei aber ausdrüdlich erklären, daß 
es nicht in der Macht eines Einzelnen Tiegt, dieſe Specialfragen jo zu löfen, 
wie e8 die einzelnen Induſtrien wahrſcheinlich für nothwendig erachten. 

Zum Schluß möchte ich nochmals conftatiren, daß id) namentlich in Bezug 
auf die Berwaltung und die Controlle eines Fabrik- und Werkſtätten— 
geſetzes vollſtändig harmonire mit den Anſchauungen des Herrn Correferenten. 
Ich bin der Meinung, daß man im deutſchen Reich in erſter Linie bemüht ſein 
muß, das Beamtenthum und das Polizeiweſen nicht weiter zu vermehren. Wir 
haben jetzt ſchon viel zu viel Beamte im Vergleich mit anderen Staaten, deshalhb 
müſſen wir dahin ftreben, in der neuen Gemwerbe-Orbnung ein Syſtem der 
Selbitverwaltung einzuführen ganz analog unjerer Kreisorponung Wenn 
auch in der Kreisordnung viel mehr Perſonen thätig find, als früher, jo ſteht 
Doch feſt, daß durch dieſes Zuſammenwirken Das Ynterefie für die allgemeinen 
Angelegenheiten der Gemeinde und des Kreiſes lebhafter in dem Einzelnen gewertt 
wird. Das Ehrgefühl der Mitglieder wird wachſen und mit der Luft zur 
Arbeit der Segen wirklicher Selbftverwaltung nicht ausbleiben. Und fo bin 
ih auch überzeugt, wenn wir ganz ähnlich den Gemeinvevertretungen, den 
Kreisausichüffen und der Verwaltungsbehörde, in den Gewerben Schiedsgerichte, 
Gewerbekammern und als höchſte Inftanz den Gewerbejenat conftituiven, dann 
wird die Zeit kommen, wo die Wiſſenſchaft, die diefen freien Männern zu 
Gebote fteht, fi) der Praxis wieder Ddienftbar machen wird und wo wir im 
deutjchen Reich ung nicht mehr — ih möchte faft jagen — verhöhnen laſſen 
müſſen, wenn gefragt wird, was joll denn an Stelle diefer Kräfte, die jet das 
Reich in wirthichaftlicher Beziehung regieren, gejet werden, um das Schiff vor 
dem Abgrund, nad) dem wir mit vollen Segeln feuern, wieder abzulenten! — 


Dr. 9. 8. Oppenheim (Berlin): Meine Herren! Ich möchte, 
zunächſt mit großer Befriedigung conftatiren, daß die Thefen, welche die Herren 
Referenten uns vorgelegt haben, und auch die Ausführungen, die zu ihrer Unter: 
ftägung beigebracht find, in feiner Weife zwifchen den beiden volkswirthſchaftlichen 
Richtungen, die fih in diefem Saale Rendezvous gegeben haben, irgend eine 
Spaltung oder einen principiellen Gegenfag erkennen laſſen. Es ift mir erfreulich, 
zu conftativen, daß gerade auf dem Boden der Prari® die principiellen Gegen: 
ſätze, die fich früher in der Theorie in etwas zu fchroffer Weiſe geltend machten, 
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nun vollftändig zurüdtreten. Das iſt ein Beweis, daß wir auf dem Boden der 
Praris fo ziemlich auf dem richtigen Wege find. Darum ift zu hoffen, daß 
das, mas ich die theoretifchen Meifwerftändniffe nennen möchte, bald gänzlich 
verſchwunden fein wird, wenn es nicht jetzt ſchon verſchwindet. Dies bezieht fich 
namentlich auf das gebrudte Material, welches und der Herr Referent vorgelegt 
hat. Ich möchte, um mit diefer Anerkennung vollauf fchließen zu können, doch 
feinen mündlichen Vortrag in einem Punkte ein wenig bedingen. Ich glaube, 
daß er es fich hätte erfparen künnen, bei der Kritit der Entwidelung des Frei— 
handelsprincips uns gleihjfam ein Sindenregifter vorzuhalten von den Exzen: 
tricitäten, zu denen das Princip manchmal in einigen heißen Köpfen geführt hat. 
Es ift nicht richtig, wenn er von einer Dogmatik des Freihandels Ipriht. Im 
Gegentheil, wenn er genau zufieht, fo findet er gerade in diefer Schule einen 
ftarfen dialeftiichen Trieb, einen Trieb der Eelbfifritif, aber auch, was ganz 
unvermeidlih ift, der Abftraction. Wenn ein neues Princip aufkommt und 
Schule macht — es iſt nicht imjofern neu, daß es erft von dieſer Partei ge- 
tragen wird, aber e8 hat hier erit Schule gemacht — dann ift es gleichſam das 
hiſtoriſche Gefeß der Schule, daß jede Abjtraction bis aufs Aeußerſte getrieben 
wird. Iſt aber eine folche Schule vom politiichen Leben abgelöft, fo ift es Far, 
daß die Abjtraction gar feinen Hemmſchuh finde. Später tritt das praftifche 
Leben mit feinen hemmenden Momenten hinzu, dann fommt das alles von felbft 
ins Gleiche. Sie find nun in der glüdlihen Lage, mit Ihrem Schwerpunft 
mehr in dieſe zweite Epoche gefallen zu fein. Ich glaube aber, wir thun gut, 
die Refriminationen überhaupt fallen zu laſſen; wir hätten ung beide Exrzentricitäten 
genug vorzumerfen, wir mollen fie compenfiren und die Streitart begraben. 

Im Welentlihen möchte ich mich den Anträgen des Herrn Referenten an: 
fchliegen. Ich glaube aber, daß das Thema jo unendlich umfaſſend iſt, daß fich 
der Verein hier eine viel zu große Aufgabe geftellt bat. Hätte ein Parlament 
diefe Dinge zu berathen, jo würde e8 in einem Monat nod) lange nicht fertig werben. 
Ich möchte nun empfehlen, nur den erften Sat des Herrn Referenten zur Abjtimmung 
zu jtellen. Damit haben Sie, und ich glaube auch im Namen meiner näheren 
Freunde hierin zu fprechen, die Principien ar bingeftellt, auf denen zur Reform 
der Gewerbe-Ordnung gefchritten werden fann. Ich meine, daß Sie ſich dann die 
Zukunft frei halten, ohne die Debatte über eine Reihe von Beitimmungen mit 
Unteramendements zu vervielfältigen, die fein Menſch hat ſtudiren können ; — man 
weiß ja, wie ſchwierig e8 tft, in folchen gedrudten Vorlagen gleich jedes einzelne 
Wort zu prüfen. Ich halte eine Abjtimmung iiber jedes Einzelne für unmöglich 
und ich unterbreite Ihnen den Borfchlag, fich zu beſchränken; in der Beſchränkuug 
wird ſich dann der Meifter zeigen. 

Daß die dentjche Reichs-Gewerbe-Ordnung überhaupt fein Meifterftüd if, 
ift So vielfach fchon gejagt worden, daß e8 nicht wiederholt zu werden braucht. 
Ich braud;e weder die innern nod) die äußern Gründe anzugeben, aus denen 
das erjte und größte Werk eines Föderativftaates, der mit jehr vielen Partifular- 
interejfen dabei zu paftiren hatte, fein Meiſterſtück werden konnte. Trotzdem 
ift man auf das Princip, das einigende Princip derjelben, das Princip der per: 
fünlichen Freiheit, die nur im öffentlichen Intereffe beſchränkt werden darf, in 
allen Theſen wieder zurücgefommen. 

Wenn ich ein ſolches Referat zur Aufgabe befommen hätte, jo würde ich 
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"verfucht haben, zu ſcheiden zwiſchen denjenigen Reformen, die eine Veränderung 
der Gewerbe - Ordnung vorausjegen, und denen, die nicht direct an die Ge 
werbe-Orbnung , jondern an andere Gejege anknüpfen. Die Gewerbe-Orbnung 
ift zum Beispiel unvollftändig in Beziehung auf die Gefundheitspflege, die jedoch 
nicht bloß aus rein gewerblichen Gefichtöpuntten, jondern als Ganzes reorga= 
nifirt werden muß. Wenn wir da die hierauf bezüglichen Anträge anzunehmen 
hätten, jo würden wir ein Gebiet berühren, das wir nicht erſchöpfen können. 

Eine andere Partie der Gewerbe-Drdnung, über die wir dahin einig find, daß 
fie der Umänderung bedarf, daß das Princip der Freiheit fich hier nicht bewährt 
bat, ift das Lehrlingsweſen. Wir find überzeugt, daß hier ein wirklicher Nothſtand 
für die Induſtrie und für die Sittlichkeit beſteht. E8 handelt ji um den Con— 
tract der Unmündigen, der anders behandelt werben ſoll, als der der Mündigen. 
Man muß nur zugeben, daß diefe Dinge nicht von 1869 datiren, das Yehrlings: 
weien war ſchon vorher, wie die Zünfte felbft, in Verfall. Wir haben ſchon 
gehört — und ich kann es unterfchreiben, die Zünfte waren eine der jchönften 
Drganifationen, für Die, die drin waren, und eine jehr verderbliche für Diejenigen, 
die nicht hineingelangen fonnten. Als die Mehrzahl draußen war und nicht 
mehr bineinfommen fonnte, hatte fich die Zunft überlebt und jo wird es mit 
allen Innungsverjuhen gehen. Ich bin bereit, ſolchen Körperichaften corpo= 
rative Rechte einzuräumen, ſoviel man mag, aber nicht Nedhte, die den Gang des 
Gewerbelebens, die Organifation der allgemeinen Verwaltung beeinfluffen können, 

Im Lehrlingswejen find wir wohl darüber einig, daß wir Ichriftliche Verträge, 
Schiedsgerichte, Verantwortlichkeit und Schadenerſatz des Verführers verlangen; 
aber nicht bloß des Verführers, wie in den beiden Referaten betont ift, Jondern 
auch desjenigen, der wiljentlich einen contractbrüdigen Lehrling annimmt. 

Ebenjo halten wir es mit den Arbeitsbüichern, die für Yehrlinge und 
jugendliche Arbeiter feinem directen Widerfpruch unterliegen können. 

Großen Werth lege ich auch auf die Fabrikinſpectoren. Es war ein großer 
Fehler, daß 1869, da die Sorial-Demokratie dieſe Inftitution vertheidigte, Die 
Mehrheit des Neichstages ihr abgeneigt wurde. Eine Fabrik- und Werkjtätten- 
ordnung ohne Infpectoren, die die Anwendung controlliren, ift eine Mühle ohne 
Flügel. Wir haben in der Enquéte gefehen, daß ganze deutſche Fabrikviftricte 
fih um die Gefege über die Kinderarbeit gar nicht gefümmert haben. Die Fa— 
brifinjpectoren find für die Kontrole verantwortlich. Die Franzofen und die 
Engländer haben fie und in Preußen haben fie jest ſchon ſegensreich gewirkt. 
Es iſt alfo dagegen nichts einzuwenden, nur hat mich gewundert, daß der Herr 
Referent nur ftaatlihe Fabrikinfpectoren beantragt hat. Ich will nicht in Des 
tail8 eingehen, ob es eine Konflictöfrage zwiſchen Einzelftaat und Reid fein 
fünnte, wer fie zu ernennen hätte; jedenfalls aber müfjen fie refjortiren von der 
Centralbehörde ; denn die Gewerbe-Ordnung ift Sache des Reiches, der Allge- 
meinheit, und die Yabrifinfpectoren können nur gleichmäßig wirken, wenn fie 
unter einer Gentralbehörve ftehen, die eine Reichsbehörde iſt. 

Id komme nun nody auf das Schiedsgericht und den Contractbrud. Ich 
war im Reichstag Referent über Erſteres und hatte mit der Majorität Die Ge- 
werbegerichte zu vertreten, während der Vertreter der Minorität, Herr Rickert, 
die bloßen Schiedsgerichte beantragte. Ich glaube, daß in dieſer Frage eine un- 
geheure Eonfufion herrſcht. Eins fteht feft: die Gemwerbeftreitigfeiten fahren fchlecht 
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auf dem Wege des gewöhnlichen Procefied. Es läßt ſich unmöglich ein gefichertes 
Rechtsverfahren jo organıfiren, daß dieje raſch zu entſcheidenden Gewerbeftreitig- 
feiten mit Erfolg entjchieven werden fünnen. Sie werden auf die lange Bank 
geihoben und jo verflüchtigt fidy der Gegenftand und oft auch die Perjonen. 
Nun hatte man früher die Dinge der Polizei überwiefen. Das war die Kur des 
Dr. Eijenbart, fie war einfach, aber ſchmählich. Dann fam man in Die neue 
Aera, wo die Gemeinde populär war. Die Geſetzgebung operirte mit dem Worte 
„Schiedsgerichte“, fie jollten al8 communale Thätigfeit gelten. In der Praxis 
bat ſich Das gar nicht gemacht; denn abgejehen davon, dafs die Gemeinden feine 
Gerichtsbehörden find und daß es dem Begriff der Theilung der Arbeit widerjpricht, 
haben ſich die Gemeinden nicht gern damit belaftet und fie haben diefe Schieds— 
oder Gemeindegerichte Ichlecht oder gar nicht organifirt. 

Dazu kommt, daß es auf diefem Boden, wo die Yeidenichaften auf einander 
plagen, wirklih wichtig ift, daß man einfaches wirkliches Recht Ichaffe. Neben 
den Schiedsgerichten muß immer noch ein Rechtsweg offen gelajjen werden. Ich 
bin fein Feind von Schiedsgerichten, die aus der freien Thätigfeit der Berufs— 
ftände hervorgehen. Im Gegentheil, das ift jehr ſegensreich; der ganze eng— 
liche Handelöftand ift immer damit ausgefommen, und dazu bat vielfach die 
Berwidelung des engliichen Gerichtsverfahrens beigetragen. Allein bier gebraucht 
man wirfliche8 Gericht, das fich einbürgern kann, und jo find wir nad) Analogie 
der Handelögerichte und der erprobten rheiniſchen Gewerbögerihte zu der Bes 
antragung einer Einrichtung gefommen, wo ein vechtögelehrter Obmann präfidirt 
über ‘Berjonen, die aus beiden Gewerbötlaffen entnommen worden. Das ift etwas 
recht Primitives, aber e8 "hat ſich bewährt in Frankreich und in den Rhein— 
landen. Wir haben einige liberale Mopdiftcationen beantragt und hoffen, daß 
diefe fich gleichfalls bewähren werben. 

Noch ein Wort über die Contractöfrage. Ich glaube, ich war einer der 
Eriten, die dieſes Remedium offen empfohlen haben. Sch will heute offen 
erflären: ich bin durchaus fein Tanatifer für diefe Ausdehnung des Straf- 
rechts. Ich glaube allerdings nicht, daß die Grenzen zwiſchen Civil- und Straf: 
recht derartig feit gezugen find, daß das Strafrecht nicht in das Civilrecht hin— 
übergreifen dürfte, wo das Civilveht fein Recht gewährt. Ich könnte eine Reihe 
von Inftitutionen aufweiſen, wo diefe Uebergänge verwirklicht find, aber ich 
glaube nicht, daß ein ſolches Mittel, welches gegenwärtig jo jehr der üffentlichen 
Anfhauung und dem allgemeinen Gefühl widerfpricht, mit Erfolg angewendet 
werden kann. Ich habe e8 als Nothgejeg empfohlen und zwar weniger gegen 
die Zügellofigfeit der Arbeiter, als gegen die ſich aufgebenden Arbeitgeber. Wenn 
man mir jagt: „nehmen Ste Abftand von diefer Mafregel, fie macht böfes Blur‘, 
jo glaube ih, das ift eine fchlechte Politit. Die Arbeiter, namentlich die So- 
cialdemokraten, find nicht zu verfühnen mit ſchwächlichen Rückſichten. Ich habe 
geglaubt, wenn der Gontractbru in der Weile um ſich greifen würde, daß 
eine Arbeitseinftellung nicht mehr der Mafiftab für die Höhe des Arbeitslohnes 
jein würde, jondern blos dafür, daß die Arbeitgeber ſich Durch lange Berträge 
gebunden hatten, und die zu mißbraudyen war, wenn e8 jo weit gekommen 
war, jo war ein Nothgeſetz für berechtigt zu erachten. Ich glaube, daß wir 
jegt davon Abftand nehmen können. Allerdings finde ich aud) in den Surro— 
gaten, die vorgejchlagen werden, wenig, das mir bejondere Befriedigung gewährt. 
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Wenn 3. B. der Herr Referent einen Antrag erwähnte des Herrn Komalzig, 
des befannten und trefflichen Yuriften, der das Wechlelverfahren auf die Con— 
tractbruchproceffe anwenden will, jo muß ich Jagen, das ift daſſelbe Unrecht, wie 
die Contractbruchftrafe. Das Verfahren paßt nur für einen beftummten Fall, 
in dem ſich die Partei aller Einreden begeben hat, indem fie den Wechſel unter: 
Ihrieb. Das kann nicht angewendet werden auf ein Verfahren, in dem die Ein- 
reden äuferft zuläfjig fein müſſen. So ift e8 aud mit der Einführung der Arbeits: 
bücher, der alle Arbeitsverhältniffe, namentlich die Fluctuation derjelben, widerſprechen. 

Ich will Ihre Geduld nicht mißbrauchen; idy ſchließe mit dem perfönlichen 
Bekenntniß, daß ich vorläufig auf die Beftrafung des Contractbruchs verzichte. 


(Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt.) 


Yabrifant Häßler (Augsburg): Meine Herren! Nachdem die Mitglieder 
des volfewirthichaftlichen Congreſſes zur Theilnahme an den Berhandlungen und 
Beſchlüſſen des ſocial-politiſchen Vereins eingeladen wurden und nachdem Ihnen 
befannt war, daß eine beträchtliche Anzahl Imduftrieller Mitglieder des volfs- 
wirtbichaftlichen Congreſſes find, jo dürfte e8 Sie nicht wundern, daß auch In: 
duftrielle an diefen Berathungen theilnehmen. Site hatten denn aud) die Güte, 
den Antrag auf Schluß der Debatte abzulehnen und ich danfe Ihnen, daß Sie 
es mir dadurch möglich gemacht haben, heute nody zur Darlegung meined Stand- 
punft8 zu fommen. Ich denke auch, daß e8 nicht nur das Recht, ſondern auch 
die Pflicht der Induftriellen it, ſich in dieſen Angelegenheiten und in folchen 
Berfammlungen mehr als bisher hörbar zu machen, denn nur dadurch, daß fie 
dieſe Pflicht verfäumt haben, haben fie auch die, Gelegenheit verfäumt, ihre In: 
tereffen geltend zu machen, und haben fie jo viel Mifverftändnig gegen ſich 
hervorgerufen. 

Wenn ich mir nun erlauben darf, meinen Standpunft in der Arbeiterfrage 
zu präcifiren, jo geht derjelbe dahin, daß ich das Verhältniß zwilchen Arbeit- 
gebern und Arbeitern vorzugsweiſe als ein ethifches aufgefaßt zu ſehen wünfchte. 
Sodann erkenne ih mit meinen Collegen natürlid die Berechtigung des Staates 
an, ebenfowohl im humanitären Interefje als auch im Intereſſe eines wehr- 
fähigen Nachwuchſes der Kinderarbeit und der Arbeit der jugendlichen Perjonen 
die nothmwendigen Beichränfungen aufzuerlegen, wogegen ich andererjeitd auch die 
Pflicht de8 Staates in Anſpruch nehmen möchte, die auf diefe Weiſe beſchränkte 
Induftrie durch eine richtige Handelspolitit wor der übermäßigen und beſſer 
fituirten Concurrenz des Auslandes, namentlich Englands, zu jchügen. 

Sodann, meine Herren, erkläre ich Ihnen unfere volle Bereitwilligfeit, in 
Allem, was die Gefundheit und das Wohl der Arbeiter im Allgemeinen betrifft, 
mit Ihnen gemeinfam zu arbeiten. 

Meine Herren! Ich ftehe an der Spite eines Etabliffements, das jchon 
anno 69 die damalige Arbeitszeit um eine Stunde reducirte und die Initiative 
für die Reduction der Arbeitszeit in ganz Süddeutſchland ergriff, eines Etabliffe- 
ments, das fchon über eine halbe Million Mark für humanitäre Zwecke ver: 
wendet hat und eine weitere halbe Million als Fond für Kranken-, Penjions- 
und Unterftäügungstaffen zur Verfügung hat, eines Etablifjements, das noch nie 
mals jeit feinem Beftehen einen verunglüdten oder imvaliden Arbeiter ohne 
Unterftügung entlaffen bat, fondern diejelben lange vor Erlaß des Haftpflicht: 
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geſetzes ſtets lebenslänglich unterftügte und in dieſer Tendenz auch jet fort: 
fährt, — eines Etabliffements, das außer den Kranken- und Unterſtützungskaſſen 
einen Kindergarten, eine Fabrikſchule, eine Muſikſchule für jugendliche Arbeiter, 
eine Yeihbibliothef, ein Leſezimmer, kurzum alles, was an humanitären An= 
ftalten denfbar ift, eingerichtet Hat, — was auch durch die auf Veranlaſſung 
des königl. bayerifchen Staatsminifteriums veranftaltete Enquöte nachgewieſen ift, 
und werden Ste mir danach wohl zugeftehen, daß ich mit meinen gleichgefinnten 
Eollegen in den vorliegenden Fragen einigermaßen die bona fides in Anfpruch 
nehmen darf. Hiervon ausgehend möchte ich und mwenigftens das Recht vindi— 
ziren, von unferem Standpunft aus praftiiche Bedenken geltend zu machen, wo 
nad unferem Dafirhalten die von Ihnen vorgeſchlagenen Maßregeln geeignet 
find, ganze Induftriezweige, wie 3. B. [peciell den unfrigen, die Zertilinduftrie, 
auf's Tieffte zu ſchädigen. 

Meine Herren! Wenn man eine Reform der Gewerbe-Orbnung ind Auge 
faßt, jo wird man mohlthun, ſich an beſtimmt vorliegende Entwürfe zur Ab» 
änderung ber beftehenden Geſetze zu halten. Mein verehrter Freund Lohren hat 
ſchon erwähnt, welde Entwürfe in diefer Beziehung vorliegen; er hat auch den 
Gejegentwurf, der jonderbarer Weiſe officiell den Vertretern der elfäfjifchen In- 
duſtrie vorgelegt und nachher als Studie eined Geheimraths desavouirt wurde, 
gebührend abgefertigt. Seinen eigenen Entwurf hat Herr Lohren heute nicht 
weiter betont und Tiegen alfo zur heutigen Beiprehung nur die Entwürfe und 
Anträge der beiden Herren Referenten vor. Und, meine Herren, da kann ich 
nur fagen, jo angenehm überrafcht ich geftern war, von verehrten Mitgliedern 
des Vereins für Socalpolitif Anfihten geäußert zu hören, welche denen der ges 
mäßigten Schußzöllner jo ganz und gar entſprechen, jo war ich heute noch viel 
angenehmer überrafcht, ſowohl die außerordentlich lichtvollen, principiellen De: 
Ductionen des Herrn Prof. Schmoller, ald auch die eminent praftiichen Anträge 
des Herrn Dannenberg an dieſem Orte zu vernehmen. Ich kann mich deshalb 
furz fallen und will mir nur erlauben, auf die Anträge des Herrn Dannenberg 
zurüdzufommen. 

Was die Fortbildungsichulen betrifft, fo ftimme ich ihm darin vollftändig 
bei. Außer den humanitären Inſtituten, die ich vorhin nannte, find wir auch 
im Begriff, eine Fortbildungsichule für unfere Leute einzurichten, wo wir dann 
allerdings auch, entiprechend dem Antrage Dannenberg, die Mitwirkung bei ver 
Beltimmung des Lehrftoffes, der Lehrftunden u. |. w. in Anſpruch nehmen. 

Betreffs des gewerblichen Rechtsſchutzes bin ich mit dem Herren Correfe- 
renten vollftändig einverftanden; ebenfo betreffs der Arbeitsbücher und fonftigen 
Tegitimationen. Nur glaube ich, daß durch das Arbeitsbuch nicht nur die Iden— 
tität des Arbeiterd fol nachgemwiefen werben können, fondern daß e8 auch dazu 
dienen fol, das curriculum vitae deſſelben einigermaßen feftzuftellen. 

Was den Eontractbruch betrifft, jo war ich, wie auch der Herr Vorredner, 
feinerzeit für die ſtrafrechtliche Verfolgung deſſelben, und zwar nicht ſowohl im 
Intereſſe der Arbeitgeber, — denn ih kann nicht fagen, daß mic ein ausge— 
führter oder beabfihtigter Gontractbruch jemals beſonders geihädigt hätte, — 
als vielmehr im Intereſſe der Erhaltung, reip. Wiedererweckung des Nechtö- 
gefühl8 auf Seiten der Arbeiter, deren Anfchauungen über ihre Rechte und 
Pflichten durch die jetigen, rein iluforifchen Beftimmungen über die Beftrafung 
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des Contractbruches nur verwirrt und erjchüttert werden konnten. Wenn ich 
aber jett ſehe, daß Durch die Vorfchläge von Herrn Dannenberg die Strafbar- 
feit des Contractbruches wieder in das Bewußtſein der Arbeiter zurüdgerufen 
werden ſoll, jo fann ich von einer criminellen Beftrafung deſſelben gern abjehen. 

Was Die Schiedsgerichte betrifft, jo find die Erfahrungen, die ich ſchon mit 
Scyiedsgerichten aller Art gemadt habe, nicht jehr geeignet, eine befonvere 
Schwärmeret für diefe Inftitution in mir zu erweden; aber ich gebe zu, daß fie 
gerade in dem Verhältniß zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern eher am Plate 
find, als anderswo. 

Es iſt in einer der jüngſten Nummern der Social-Correſpondenz auch auf 
das perſönliche Verhältniß zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern hingewieſen und 
der Wunſch ausgedrückt worden, daß der Arbeitgeber die Arbeiter mehr an der Ver⸗ 

waltung der Hilfsfafjen und an der Feſtſetzung gemiffer Beftimmungen und Ord— 
nungen des täglichen Lebens folle theilnehmen lafjen. Das, meine Herren, ift auch 
ganz meine Anficht; unfer Etabliffement hat von den Arbeitern noch niemals einen 
Pfennig zu Kranken- und Unterftägungsfaffen genommen und dennoch befteht bei 
uns ein Krankenausſchuß, der alle Jahre wiedergewählt wird, und ich babe jo= 
gar einen Bierausihuß eingeführt, der alle Jahre zuſammentritt und beftimmt, 
aus welcher Brauerei Das Bier entnommen wird, worauf ih mir dann aller- 
dings für ein Jahr Ruhe ausbitte. Alfo weil ich es für winfchenswerth halte, 
daß Der Arbeitgeber oder vielmehr der erſte Arbeiter, — denn das fcheint mir 
der richtige Ausdruck für den felbitthätigen Befiger oder Dirigenten eines 
Etabliffements zu fein — zur Herftellung eined guten perſönlichen Berhältnifjes 
möglichit viel beitrage, jo kann idy die Schiedsgerichte, wie fie Herr Dannenberg 
beantragt, nur gutheißen und unterftügen. 

Auch bezüglih der Haftpflicht ſtimme ich mit Herrn Dannenberg über- 
ein. Auch da finde ich es nicht für Unrecht, wenn dem Arbeitgeber der Nach— 
weis auferlegt wird, Daß die eingetretene Beſchädigung Folge der eigenen Fahr— 
läffigfeit des Arbeiter8 oder feiner Nichtbefolgung der Fabrifordnung ift. Ich 
denfe auch, daß das jedem jorgfältigen Arbeitgeber leicht werden wird; Die 
Herren Collegen werden mit mir übereinftimmen, daß neun Zehntel der Vorfälle 
folhe find, die auf Außerachtlaſſung der Fabrifordnung oder fonftiger einge- 
führter Sicherheitsmaßregeln zurüdzuführen find, 

Außerdem haben wir ja, wie ſchon erwähnt, lange vor Erlaf des Haft- 
pflichtgeſetzes es für unfere moraliiche Pflicht gehalten, Arbeiter, die bei ung zu 
Schaden famen, zu entfchädigen, refp. zu unterftüten. 

Dem Borjchlage des Herrn Dannenberg in Bezug auf Frauen und Kinder— 
arbeit kann ich Dagegen nicht zuftimmen und differire mit ihm hauptſächlich in 
den PBunften, die ſchon Herr Lohren angeführt hat. Im Bayern waren früher 
Ihulpflichtige Kinder von jeder Arbeit ausgeichloffen. Die Schulpflicht dauerte 
aber nur bis zum 13. Jahre und dann fonnten die Kinder in die Yabrifen 
gehen. Seit Erlaß der Reichs-Gewerbe-Ordnung haben wir und nun gezwungen 
gejehen, anftatt eines Kindes von 13 Jahren zwei halbe von 12 bis 14 Jahren 
zu nehmen. Damit war und zugleich geholfen und dem Geſetze Genüge gethan, 
und in diefer Beziehung mache ich mir nicht8 daraus, wenn heute ein eigentlicher 
Fabrikinſpector erjcheint, anftatt des uns von Zeit zu Zeit vom Magiftrat zu= 


Debatte. 251 


gefandten Beamten. Aber etwas Anderes ift es mit der zehnftündigen Arbeits- 
zeit für Frauen und jugendliche Arbeiter. Dieſe läßt fich mit der jetzt üblichen 
elf= und zwölfftündigen Arbeitszeit der erwachfenen männlichen Arbeiter abjolut 
nicht vereinigen, da die Frauen und jungen Leute zum Theil den Erwachſenen 
in die Hand arbeiten müfjen, zum Theil mit ihnen an den gleichen Majchinen 
ftehen und fomit die ftrenge Durchführung der zehnftündigen Arbeitszeit für 
Frauen und jugendliche Arbeiter nothiwendig auch für die Erwachſenen den zehn: 
ftündigen Normalarbeitstag herbeiführt. 

Bon meinem Standpunfte aus würde ih mi mun gegen Einführung 
eines allgemeinen Normalarbeitstages, beifpieldmeife von Morgens 6 Uhr bis 
Abends 6 Uhr mit den nöthigen Paufen für Frühftüd, Mittageſſen und Besper> 
brod, nicht ſperren, aber Sie felbft wollen ja von einem ſolchen Normalarbeits- 
tag nichts wiſſen, und folglich müſſen Sie, wenigftens für die Tertilinduftrie, 
weldye ihrer Natur nad ohne Frauen = und Kinderarbeit überhaupt nicht denk— 
bar ift, geeignete Ausnahmen zulaffen und keinenfalls zu einer Verſchärfung der 
beftehenden Gejege drängen, namentlich jo lange die jegigen traurigen Produe— 
tiond= und bandelöpolitifchen Verhältnifje andauern und fo lange uns der heis 
miſche Markt nicht durch entſprechende Zölle vor der Meberfluthung durch Die 
wilde und finnloje engliiche Concurrenz geſichert ift. 

Nun, meine Herren, wenn ich in dem oben, Gefagten mit dem Antrage 
des Herrin Dannenberg differire, jo will ich damit nicht für alle Zeiten ein 
non possumus aufftellen; ich winjche vielmehr, daß wir recht oft in den Fall 
fümen, und gegenfeitig auszufprechen. Ich würde mich gern belehren laſſen, 
denn ich weiß, daß wir Ihnen, den Männern der Wiſſenſchaft, mande An: 
vegung und manche nugbringende Initiative zu verdanken haben, wogegen Sıe 
aud von und Mancherlei lernen fünnten. Nachdem wir nun in diefen Tagen 
Sie aufgefuht haben, jo ſchließe ich mit der Bitte, daß aud Ste uns fünftig 
mehr, als e8 bisher der Fall war, die Ehre ſchenken möchten; ich bin ſchon 
lange in der Imduftrie thätig und habe aufer einem hannöverjchen Privat: 
Docenten nod niemals das Vergnügen gehabt, einen der Ihrigen in meinem 
Stabliffement zu ſehen, auch ift mir nicht befannt, daß in dem Etabliffement 
eines meiner Freunde einer derjelben erichienen wäre. (Widerfprud).) 

Sie würden gewiß Manches finden, was fid) in der Praxis anders aus— 
nimmt, al8 in der Theorie, und der gegenfeitige Ideenaustauſch würde gewiß zu 
dem Ziele führen, das wir ebenjo wohl erreihen wollen ald Sie, nämlich dazır, 
das Wohl des Vaterlandes, wie in allen anderen Beziehungen, jo auch auf dem 
ökonomiſchen und focal= politiichen Gebiete zu fördern. (Bravo!) 


Janſon (Berlin): Geehrte Herren! Es wird mir bei ber bes 
ſchränkten Redezeit jehr Schwer, die hiſtoriſchen Ausführungen des Herren Refe— 
venten fowie die mehr auf das Praftilche ſich beziehenden des Herrn Correfe— 
venten nach meinem Standpunft zu beleuchten. Zunähft muß ich conftatiren, 
Daß der Ausdrud eined Redners dem Verein fein befondere8 Compliment ges 
macht bat, indem er erklärte, die Socialdemofratie wäre groß geworben, weil 
fie ein geſundes Princip aufgeftellt hätte. Die Gewerkvereine hätten ſozuſagen 
gar fein Princip. 

Meine Herren! Ich bin überzeugt, daß Herr Dannenberg wohl den 
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guten Willen bat, dasjenige vorzuſchlagen, was er für das Richtige hält, und 
doh kann ich nicht mit feinen Ausführungen im Ganzen einverftanden fein. 
Ueber den Gang der Entwidelung der gefeglichen Lage bin ih mit dem Herrn 
Referenten einverftanden. Ich beichränfe mich deshalb, da id) als Bertreter 
ber Gewerbe fpreche, auf diejenigen Punkte de8 Herrn Dannenberg, die mit ber 
Drganifation im Zuſammenhange ftehen und für deren Einrichtung die Ges 
werkvereine ſtets eingetreten find. 

Herr Dannenberg will die Schiedögerichte hervorgegangen willen als ge- 
wählt von den Gemeindebehörden oder deren Bertretung. Ob aus den betref- 
jenden Gewerbtreibenden oder Gemeindeangehörigen, das bat er nicht ausge— 
fprohen. Wenn er auf der einen Seite den Verbänden das Wort redet, neben= 
bei aber jagt, daß diefe Verbände erft beweifen follten, daß fie auch Tebensfähig 
und thatkräftig eintreten fünnen, jo fommt mir das fo vor, als ob man einem 
Lehrburſchen eine Sache zehnmal zeigt, ohne fie ihn einmal machen zu lafien, 
während. die Praris zeigt, daß einmal machen laſſen beffer als zehnmal zeigen. 
Bon meinem Standpunkte aus kann ich geftehen, daß, wenn man nur in fleinften 
Kreifen und Vereinen ein bischen an der Spige der Verwaltung fteht und fieht, 
wie Das doch nicht immer fo geht, wie man fich gedacht hat, jo befommt man 
einen ganz anderen Begriff von der Verwaltung der Kommunen des Staates 
und kommt dahin, daß man mehr confervativ und reacttonär wird, als man 
radifal werben könnte. Dieſes Erlebniß habe ih an mir gemacht, und hiervon 
ausgehend fage ich, daß die Arbeiter jo früh al8 möglich zu dieſen Arbeiterver- 
bänden herangezogen werden müſſen. 

Was den Standpunkt de8 Herrn Dannenberg betreffs der Schiedsgerichte 
anlangt, jo hat er ausgeiprochen, daß die Ausfichtslofigkeit der Arbeiter weſent— 
lid dazu beitrage, mehr nad) der extremen Geite hingezogen zu werben. Ich 
gebe das zu bei dem Vorhandenfein des geringen Gapitald. Darum haben aber 
die Gewerkvereine das Richtige getroffen, weil fie an Selbftftändigfeit denken und 
die hier von Jemanden, von dem ih glaubte, daß er Beſſeres einwenden würde, 
fo bingeftellt find, daß ich mich wundern muß. Wenn Ausfiht zum Gelbit- 
ftändigwerden nicht vorhanden ift, jo hat man um fo mehr dafür zu forgen 
und durch Gaffen fih für alle Fälle zu fichern. 

Daraus ift zu folgern, daß ganz naturgemäß auch die Löhne regulirt 
werden müſſen. Die Beitrebungen müfjen dahin gehen, nicht blos das Leben 
zu friften, fondern aud für das Alter zu forgen. Man macht da dem Arbeiter 
zu leicht einen Vorwurf. Es ift ein Kunſtſtück, zu fparen, wenn die Verhält: 
nifje jo liegen, daß nicht gefpart werden fan. Warum trägt jegt bie Fran 
zum Berdienft bei? Weil der Mann nicht im Stande ift, die Familie zu er- 
nähren. 

Daffelbe Verhältniß ift e8 mit ber Gontractbrüchizkeit Unfere Gewerbe: 
Ordnung wird jo hingejtellt, als ob fie das deutfche Reich aus den Angeln ge 
hoben hätte, während der Herr Referent ausdrücklich erklärt hat, daß Die 
Gewerbe-Ordnung beinahe mit wefentlihen Ahänderungen nicht weiter jet, als 
die Gemwerbe- Ordnung von 45, daß fie 1869 erging gleichzeitig mit der Coa— 
litions und Gemwerbefreiheit, daß danach die Gründerepoche fam und dann ber 
colofiale Rüdichlag und daß wir feine normalen, fondern nur anormale Arbeits- 
verhältniffe haben. Dafür wird nun die Gewerbe-Ordnung verantwortlic, gemacht, 
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aber nur, weil der befigenden Claſſe der gute Wille fehlte. Was Jagen Sie 
Dazu, wenn heute in Folge der Zeitverhältniffe die Arbeitgeber, wenn auch nicht 
contractbrüchig, weil ein wirkliches Contractverhältniß zwifchen Arbeitgeber, Ar: 
beiter und Lehrling nicht exiftirt, aber wortbrüchig werden. Das ift nicht etwas, 
was man aus der Luft gegriffen hat. Es ift eine ‘Porcellanfabrif, welche ven 
Arbeitern alle möglichen Berfprehungen gemacht hat, man bricht Da nicht den 
Contract, wohl aber das Wort. 

Nun, meine Herren, die Contractbrüdigkeit habe ih ſchon in Eiſenach vor: 
geführt, fie ift nur auf das Tapet gefommen, weil die Arbeiter von dem Coa— 
litionsrecht mehr Gebrauch machten. Herr Dannenberg fagte am Schluß feiner 
Rede, daß ein Reihstagsabgeordneter erklärt habe, man habe gemifjermafßen den 
Wald abgehauen, ohne für Nachwuchs gelorgt zu haben; jo habe man aud 
die Gewerbe-Ordnung bejeitigt zur unrechten Zeit. Es wäre fehr thöricht, wenn 
Jemand ein Haus, was baufällig wäre, niederreißen wollte und nicht dafür 
jorgte, unter Dad) zu fommen. Das ıft aber hierbei nicht der Fall; ich bin 
vielmehr der Meinung, der Herr Referent hat das aud) treffend hervorgehoben, 
daß die frühere Organiſation, die nur dem Arbeitgeber das Necht der Coalition 
geftattete, ihre Pflicht und Zeit nicht verftand und verfäumte, vorwärts zu gehen. 
Daß diefe Organifation mit einem Male weggefegt fer, ift nicht wahr. Der 
Herr Referent hat ausgeführt, daß die Gemerbe- Ordnung von 1845 exiftirt; 
daß aber wir mit diefen alten Zünften, die unfere Gewerbe - Ordnung wieder 
auf den alten Zopf zurüdführen wollen, nicht fortkommen, verfteht ſich von 
jelbft. Wir werben und bejcheiden müſſen, daß diejenigen, Die das noch heute 
vertreten, nad und nach abfterben, und ihre Werke werden ihnen folgen. Bis 
dahin wird die neue Einrichtung im Volke ſich eingelebt haben und es werden 
dann jedenfalls befriedigende Zuftände geichaffen fein. 


Profeffor Dr. Wagner (Berlin): Meine Herren! Ich hoffe, die mir 
zuftehende Zeit von zehn Minuten nicht zu überjchreiten. — Ich ftehe im Wejent- 
lichen zu den Principien meines verehrten Gollegen, des Herrn Prof. Schmoller,. 
und glaube nur, mic einem der Vorſchläge anfchließen zu follen, welcher von 
einem der früheren Redner gemacht ıft, daß wir und nämlich von vornherein 
auf die erfte Schmoller’ihe Theſe befchränfen und alles andere bei Seite ftellen. 
Ich meine, das ift um jo mehr gerechtfertigt, da die übrigen Vorjchläge, Die er 
macht, eine außerordentliche Ausdehnung und Inhalt haben, und darüber doch 
im Einzelnen noch viel zu discutiren wäre. 

Ic wollte mir aber erlauben, bier in der Kürze ein Amendement zu mo— 
tiviren, das ich vorhin einbrachte und das, wie ich fofort conftatiren konnte, ein 
gewifjes ironiſches Lächeln in einem Theile diefer Verfammlung hervorrief. Ich 
lafje mich dadurd nicht abjchreden, troßdem einige Worte zur Motivirung hin— 
zuzufügen. 

In dem erften Satze des Herrn Prof. Schmoller ift gejagt worden, es 
folle hier nicht gedacht werden an eine allgemeine ftaatlihe Organiſation der 
Induftrie, und Per heißt e8: man ſolle die Verhältniffe in einer neuen, der 
modernen Technik entiprechenden Weile reguliven. — Daran fnüpfe ich an. 
Wenn man aber einwendet, wir beichäftigten ung nur mir der Reform der Ges 
werbe- Ordnung und nur dies jei das Thema, welches auf der Tagesordnung 


254 Reform der Gewerbe-Orbnung. 


ſtehe, jo fage ich, in dem Satze des Herrn Prof. .Schmoller wird ja ſchon von 
weitergehenden Beftrebungen geiprochen, — der allgemeinen Organiſation der 
gewerblichen Arbeit durch den Staat. Meines Erachtens ift e8 daher noth: 
wendig, daß wir und fragen: was hat und veranlaft, dies ganze Thema auf 
die Tagesordnung zu ftelen? Der Anlaß Liegt zugejtandenermaßen in ven 
gewerblichen Nöthen, in den großen Mißftänden, die wir ſehen, in dem unge 
heuern Schwanfen der geſammten materiellen Yage ber Arbeiter und dadurch 
überhaupt ihrer geſammten äußeren Lebensverhältniſſe. Ohne Zmeifel wird nun 
durch die Borichläge der Herren Schmoller und Dannenberg manches in diefer 
Beziehung gebefjert, e8 wird durch den häufigen indirecten Einfluß der befürwor- 
teten Gewerbepofitit auch der ganze Gang der Production etwas regelmäßiger 
geftaltet werben; aber e8 wird feineswegs jo viel geleiftet, wie geleiftet werben 
kann. Es kann nämlich offenbar außerdem noch dadurch geholfen werben, daß 
man direct durch gewiſſe Veranſtaltungen in die geſammte Production eine 
größere Regelmäßigkeit hineinzubringen ſucht. Das kann aber nicht dadurch ge— 
ſchehen, daß wir einfach wie bisher alles dem privatwirthſchaftlichen Speculations- 
geiſt überlaſſen. Allerdings begegne ich auch hier vielleicht wie neulich in der 
Steuerdebatte dem Einwand, wir hätten eben unter dem Einfluſſe der fünf Mil— 
liarden u. ſ. w. zu leiden; aber dieſe fünf Milliarden waren doch nur einer 
der Umſtände, die dazu beigetragen haben, unſer ganzes wirthſchaftliches Leben 
noch mehr in fieberhafte Bewegung zu treiben, als es ſonſt der Fall geweſen 
wäre. Es ſcheint mir überdies, als ob ganz vergeſſen werde, daß wir ſelbſt in 
Deutſchland wiederholt große Handels- und Productionskriſen mit den darauf— 
folgenden Rüdichlägen gehabt haben, ich erinnere nur an die Perioden 1847 
und 1857, die in Deutichland zwar nicht jo ſchlimm waren, mie in England 
und Nordamerika, aber doch immerhin jehr bemerkenswerth. 

England, was und zum Mufter dienen kann, ift aber aud hier hervor= 
zubeben. England hat feine Fünfmilltardenzeit erlebt und hat doch in gemillen 
Intervallen jeit einem halben Jahrhundert regelmäßig furchtbare Krifen gejehen. 
England bat 1827, 1837, 1847, 1857, 1866 und jeßt wieder feine Kriſen 
durchzumachen gehabt. Dffenbar leiden num unter diefem Auf: und Abwogen 
der Production und des Handel nad; beiden extremen Seiten am meiften die 
Arbeiter, und da muß daher eingegriffen werden, und zwar nicht blos durch 
die Gewerbegeſetzgebung. Das fann nur, aber doh auch, bis zu einem ge— 
wiljen Grade gejchehen, nnd menn die Forderung belädhelt wird, eine größere 
Kegelmäßigfeit in der Production herbeizuführen, wenn darin fofort wieder etwas 
Soctalvemokratifches gemittert wird, jo halte ich e8 für die Aufgabe des objec- 
tiven Mannes der Wiſſenſchaft, daß er überall zujehe, wo die Dinge richtig 
dargeftellt werben, und fich nicht ſcheue, überall etwas zu lernen, auch von den 
extremften Gegnern. 

Die Regelmäßigfeit der Production ift ein Segen, wo fie durchgeführt 
werden fann. Sie kann das aber wenigſtens auf ein paar Hauptgebieten, wo 
es ſich nämlich um gewiſſe große Anlagen handelt und mo diefe vom Staat 
oder den Communen übernommen werden können. Woher erklärt ſich zum Theil 
die ungeheure Ueberproduction und jetige traurige Lage unferer Eifeninduftrie 
und was damit zufammenhängt? Zum Theil refultirt fie aus unferer Eifen- 
bahnpolitif, aus dem ungeheuern Aufſchwunge des Eifenbahnbaues in der einen 
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Zeit und dem Nachlaſſen hinterher. Wenn wir 3. B. in zehn Jahren 
1000 Millionen Mark für Eifenbahnen zur Verwendung haben, aber in Folge 
des Speculationsfieberd und einer unrichtigen Staats-Eifenbahnpolitif, die man 
aber richtiger machen fünnte, jene Summe jo ausgeben, daß wir in drei bis 
vier Yahren faft alle8 verbauen und nachher in den mageren Jahren wenig 
oder nicht8 haben, dann wird die vom Bahnbau abhängige Induftrie ebenfalls 
dieje colofjalen Schwanfungen durchmachen, dann werden ein paar Jahre unge- 
heuer hohe Löhne gezahlt werben, e8 wird ein außerordentliches Deplacement der 
Arbeitöfräfte und Capitalien eintreten, — und hinterher fommt der Sagen: 
jammer! Bewirken Sie aber, was Ste bewirken fünnen, daß wir ein plan- 
volles Staatseifenbahniyften haben, — was aud in Preußen fehlt — 
fo können Sie jene 1000 Millionen fo ungefähr vertheilen, daß Ste jährlich 
pr. pr. 100 Millionen etwa ausgeben, ſodaß dann Alles, was mit dem Eifen- 
bahnbau zufammenhängt, auch ungefähr gleichmäßig bleibt, — dann wird ſchon 
ein bedeutender Theil der gefammten Nationalproduction einen regelmäßigen 
Gang innehalten. 

Allerdings können Sie einwenden, der Staat hat felbft durch einen über: 
mäßigen Bau von Bahnen in der legten Zeit nachtheilig eingewirft. Das fann 
aber vermieden werben, fobald in der Politik ſtets Männer figen und vathen 
und thaten, die dieſe Dinge nad ihren caufalen Verhältniſſen anſehen und ver- 
ftehen, und die nicht blos immer einfach bei der geihäftsmäßigen Routine bleiben. 
Bon der Privatipeculation können Sie ſolche Rückſichtnahme auf die tiefgreifenden 
Wirkungen der Eifenbahnpolitit niemals erwarten. Ste täufchen fi, wenn Sie 
meinen, die fünf Milliarden hätten bei und Alles verſchuldet; Sie täujchen fich, 
wenn Sie wie der volföwirthichaftliche Congreß meinen, die Yeute hätten ſich 
eben in Acht nehmen follen. Die Yeute werden Doch bei jeder neuen Speculation 
wieder getäufcht werden, das haben wir ſchon durd die Ereignifje auf der Börfe 
im Auguft d. 3. wieder gejehen; mit anderen Worten, die Staatdmänner können 
volfswirthichaftlihe Zufammenhänge verftehen lernen und danach handeln, die 
Speculation fann letzteres niemals. 

Darum fage ich auch, was ich ſchon vor vier Jahren vertreten habe —: 
fuchen wir Das Gebiet der Actienunternebmungen einzuengen und die Sachen, 
die Staat oder Commune techniſch ausführen fünnen, auf dieſe zu übertragen, 
dann haben wir einen großen Theil der Production regelmäßiger geftaltet. 

Ich habe den Eifenbahnbau hauptſächlich genannt; aber aud in der Com— 
mune haben wir eine Reihe öffentlicher Thätigkeiten, Canaliſirungs-, Waſſer— 
bauten u. ſ. w. Es muß hier nicht auf einmal vorgegangen werden, ſondern 
nach einem feſten Plan, der ins Auge faßt, wie viel Capital und Arbeilstrafi⸗ 
zur Dispofition ſtehen und der nicht mit dem Deplacement von Arbeitskräften 
und Capital und Material in der Volkswirthſchaft rückſichtslos umgeht. 

Und wenn man das „ſocialiſtiſch“ nennt, jo ſcheue ih mich nicht, — ent: 
gegen vielen meiner Freunde, die mir jonft nabe ftehen — offen zu geftehen, 
in diefer Beziehung bin ich Socialift, und mag man midy aud deswegen ver: 
fegern, jo werde ich das ruhig ertragen und glauben, daß mir die Zeit doch 
Recht geben wird, wie ſie es ſchon in manchen Dingen ſcharfſten Gegnern gegen: 
über gethan hat. 

Soviel zur Unterftügung meines Amendements, das ich betrachtet haben 
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möchte als PVorderfag zu den Thefen des Herrn Referenten, die auch nad) 
meiner Auffaffung angenommen werden können. 


(Der von Herrn Profeffor Held beantragte Schluß der Debatte wird 
angenommen.) 


Vorſitzender Brof. Dr. Naffe: Bevor ich den Herren Referenten das Wort 
gebe, hat noch Herr Dr. Genjel das Wort zu einer perfünlichen Bemerfung. 


Dr. 3. Genſel (Leipzig): Meine Herren! Ih bin fein Freund von 
perfönlihen Bemerkungen; nachdem aber Herr Dannenberg der Reichstagscom- 
miffion Borwürfe gemacht hat über die Art, wie fie die Entwürfe behandelt 
bat, jo halte ich mid als Mitglied jener Commiſſion doch verpflichtet, die Sach— 
lage mit wenigen Worten richtig zu ftellen. 

Herr Dannenberg hat zunächſt dem Neichötag einen Vorwurf Deswegen 
gemacht, daß er die Angelegenheit überhaupt an eine Commiſſion verwiefen habe. 
Wie lag aber die Sahe? Es Iagen fünf verſchiedene Anträge vor, darunter 
ein höchſt umftändlicher Gejegentwurf und noch ein zweiter Gefegentmurf. Der 
Reichstag hatte fie in Dreitägiger, jedesmal fünf bis ſechs Stunden dauernder 
Debatte berathen und es war feine andere Möglichkeit, als die Arbeit an eine 
Commiſſion zu verweiſen. 

Dann hat er ferner der Commiſſion den Vorwurf gemacht, ſie habe die 
kurze Zeit vorgeſchützt, um überhaupt nicht auf die Materie einzugehen, und 
habe ſich geſcheut, die Sache gründlich zu behandeln. Meine Herren, nachdem 
alle Fractionen durch ausführliche Anträge ihre Stellungen gleichſam kund ge— 
geben hatten, ſehe ich nicht ein, welche Veranlaſſung vorgelegen hätte, ſich zu 
ſcheuen, auf die Materie einzugehen. 

Vierzehn Tage ſind unter Umſtänden eine lange Zeit, aber am Schluß 
des Reichsſstages, mo jeden Tag Sitzungen ſtattfinden und oft noch Abendſitzungen, 
ftellte fi) die Unmöglichkeit heraus, mehr al8 drei Sieungen in der Woche zu 
halten. Die Zeit war zu kurz, um den Bericht noch in das Plenum zu 
bringen. Ich glaube, der Reichstag hat diefen Vorwurf nicht verdient. 


Baare (Bochum) zur perfönlichen Bemerkung: Ich wollte nur mein 
Bedauern ausſprechen, daß ich aus Beſcheidenheit weder geftern noch heute 
meinen Namen habe auf die Nebnerlifte ſetzen laſſen. Es ıft mir alfo die Ge— 
legenheit genommen, auf die Ausführungen des Herrn Prof. Dr. Wagner 
näher einzugeben. 


Borjigender: Der Herr Gorreferent hat das Wort. 


Gorreferent 3. 3. H. Dannenberg (Hamburg): Deine Herren! Je 
nad der Art der Abftimmung, die beichloffen werden wird, richte ich das ein, 
was ih im Schlufreferat zu jagen habe. Ich möchte deshalb den Herrn Vor— 
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figenden bitten, und mitzutheilen, über welche Anträge und in welcher Reihen: 
folge er abftimmen zu laſſen gebentt. 


Borfigender Prof. Dr. Naffe: Sie wünfhen, daß wir und vorher über 
die Abſtimmung ſchlüſſig machen; ich glaube, das ift nicht gut zuläffig, ehe bie 
Discuffion vollftändig vorüber ift. 


Gorreferent 3. F. 9. Dannenberg (Hamburg): Dann nehme ich an, daß 
ich jetzt als GCorreferent das Schlußwort zur ©eneralvebatte habe und daß mir 
eventuell Gelegenheit gegeben wird, falls eine Specialdebatte beliebt werben 
jollte, auf die Detaild meiner Anträge zurüdzutommen. (Der Borfigende ſtimmt 
zu.) Ich werde dann jegt ſehr furz fein können. Ich babe mir nicht das Wort 
zu einer perjönlihen Bemerkung zweds Entgegnung auf die perjönliche Be— 
merfung des Herrn Dr. Genjel erbeten, weil ic) das jetzt mit abmachen kann. 
Herr Dr. Genſel hat mid; mifverftanden, wenn er meint, ich hätte dem Reichs— 
tage oder der Reichstagscommiſſion oder ihm als Berichterftatter der Commiſſion 
aus ihrer Behandlung des Gegenftandes einen Vorwurf machen wollen. Ich 
babe num auf die dort gemachte Erfahrung eremplifictrt, um vecht deutlich zu 
machen, wie große Schwierigkeiten es bot, denſelben Gegenftand hier in dieſer 
Berfammlung unter Umftänden, welche es nöthig machen, in einer und derjelben 
Sigung zu Ende zu kommen, behandeln zu wollen oder zu follen. Wenn 
der Reichstag nach mehrtägigen Verhandlungen nicht mit der Sache hat fertig 
werden fönnen, jo werden wir dazu noch weniger im Stande fein. In ber 
Zahl der und vorliegenden Anträge ftehen wir wohl nicht mehr Hinter dem— 
lelben zurüd. Ebenſo wenig aber babe ich der Commilfion einen Vorwurf 
machen wollen, als ich die Worte gebraudte: Man habe fich wielleicht geichent, 
an den Gegenftand heranzutreten. Ich würde e8 bedauern, wenn Herr 
Dr. Genſel oder irgend ein andered Mitglied der Commiſſion ſich etwa dadurch 
verlegt gefühlt hätte. 

Als ich den Antrag des Heren Profeflor Wagner verlefen hörte, dachte 
ich mir, wir würden jegt eine Art von Discuffion befommen, wie fie in gewiſſen 
Boltsverfammlungen zu entftehen pflegt, wenn dort die fchöne Redensart von 
der Organifation der Production nad) der Conſumtion aufs Tapet gebracht 
wird. Nach der Begründung, welde Herr Wagner feinem „Antrage bat zu 
Theil werden laſſen, würde ich gar nicht jo fehr viel gegen denfelben einzu- 
wenden haben und gar nichts Gefährliches darin jehen, wenn er nur allezeit 
die zur Ausführung feines Antrages erforderlichen, allwiffenden und Alles 
vorausjehenden Staatsmänner bei der Hand hätte. So lange aber auch Stants- 
männer fterbliche Menſchen bleiben, dürfen mir uns von feinem Verſuche, die 
Staatsproduction in der von ihm gemünfchten Weiſe zu organifiren, wohl wenig 
Erfolg verſprechen. Ich darf damit den Gegenftand wohl verlaffen, denn wenn 
man erſt in eine Debatte über die Organiſation der Production eintritt, fo ift 
ein Ende gar nicht abzujehen. — Herr Janſon hat mich in Bezug auf bie 
Schiedsgerichte wahrſcheinlich mißverſtanden. Ich habe die Ernennung derjelben 
durch die Gemeindevertretungen darum allgemein vorgefchlagen, weil es doch auch 
jehr viele Orte giebt, an denen Arbeitgeber= oder Arbeiterverbände, denen bie 
Wahl der Richter übertragen werden fönnte, überhaupt nicht exiſtiren, während 
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das Bedürfniß nach einem Schievögericht unzweifelhaft vorhanden iſt. Dort, 
wo leiftungsfähige und zuverläffige Verbände von Arbeitgebern und Arbeitern 
vorhanden find, will auch ich dieſelben zur Bildung der Gerichte mit heran: 
gezogen wiſſen. Auf die Zahl diefer Korporationen und auf das Berhältnif, 
in welchem die Zahl ihrer Mitglieder zu der Zahl der im Ort überhaupt wor: 
handenen Genofjen des betreffenden Gewerbes zu ftehen hat, wenn fie Beriid- 
fihtigung ſollen verlangen dürfen, bin ich abjichtlih nicht eingegangen. Wir 
fommen da an einen Punkt, an welchem die praftifche Ausführbarfeit Leicht 
Icheitern kann. Was follte wohl daraus werben, wenn man z. B. ge 
feglih beftimmen wollte, daß Korporationen, weldye die Hälfte aller am Orte 
anmejenden Gewerbögenoffen umfafien, zu den Schiedsgerichten wählen dürfen, 
fonft nicht. Da könnte heute ein Berband 501/, Procent der Gemwerbögenofien 
umfaffen, morgen nur 49%, Procent, was bei dem fluctuirenden Stande ber 
jungen Arbeiterbevölferung ſehr leicht vorfommen kann; joll dann auch die vecht- 
liche Natur einer derartigen Korporation von Tag zu Tag wechſeln? 

Mas den allgemeinen Gang der Debatte anbetrifft, jo bin ich durch den— 
jelben nicht überzeugt worden, daß ich fehlgegriffen hätte, als ich Ihnen vor— 
ihlug, auf einige Specialia einzugehen. Die Abftimmung auf den erften Sat 
des Herm Referenten zu beſchränken, halte ich dagegen für ziemlich zwecklos. 
Ih kann dafür ftimmen oder dagegen ſtimmen, ohne daß dadurch für mic 
irgend ein Princip berührt würde, e8 kommt beides jo ziemlich auf Dafjelbe 
heraus. Wir faffen da eventuell einen Beſchluß, von dem ſchließlich niemand 
jo recht zu jagen vermag, was er bebeutet, ohne ein Zurückgehen auf die hier 
gehaltenen Reden, und das thun eben die Wenigften. Eine Quinteffenz unferer 
Verhandlungen enthält der Sag nicht, die wirflihe Meinung der Verſammlung 
bringt er nicht recht zum Ausdrud. Meiner Meinung nad) wäre es das Nich- 
tigfte, wir ftimmten zunächft darüber ab, welche Anträge überhaupt Ichließlich 
zur Abſtimmung gebracht werden follen. Ueber diefe können wir ja dann, wenn 
e8 beliebt wird, noch eine Specialdebatte eröffnen. Bis dahin werde ich meine 
Bemerkungen über einige Einzelheiten zurüdhalten. 


Referent Prof. Dr. Shmoller (Straßburg): Meine Herren! Ich würbe 
dem Herrn Vorredner vollftändig zuftimmen, wenn Sie jest beichlieken, daß wir 
eine Abendfigung oder morgen früh noch eine Sitzung halten; aber dazu wird es 
faum kommen, und deöwegen will ich jegt, indem ich zum Schluß der General- 
debatte fpreche, auch auf die einzelnen Punkte, die ich zu widerlegen hätte, nicht 
eingehen und nur mir erlauben, dies oder jenes zu erwähnen, wo, wie ich 
glaube, e8 fi) darum handelt, ein Mißverſtändniß aufzuklären. 

Ich glaube, e8 war ein Mifverftändniß, wenn Herr Dr. Hirſch und beiden 
Keferenten vorwarf, wir unterfchägten die Bedeutung des Lehrlingsweſens. ch 
habe nur gegen die Ueberſchätzung eines Lehrlingsgefetes geiprohen und geſagt: 
jo wichtig die Frage fer und fo fehr ich ein Lehrlingsgefeg in dem beiprochenen 
Sinne wünſche, jo wenig glaube ich, daß das Gefe allein ausreiche, beſonders 
für die Erziehung der jugendlichen Arbeiter in der Großinduftrie von Belang 
it. Ein Mißverftändnig war e8 ferner, wenn gejagt wurde, ich hätte mich im 
ſchutzzöllneriſchen Sinne ausgeſprochen. Der Proteft, den ich ausgeſprochen habe, 
ging nach rechts und links gleihmäßig, indem ich fagte, ich und eine Anzahl 
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Freunde feien ebenfo wenig Schutzöllner als Freihändler, aber zu den Schug- 
zöllnern möchte ich in Feiner Weife gerechnet werben. 

Dann laſſen Ste mid meine Freude auslprehen, daß die Vertreter der 
Großinduftrie bier erfchienen find und fi in einer Weile ausgeiprochen haben, . 
die wir mit Zuftimmung begrüßen. Ich habe mich vor allem gefreut über die 
Worte des Herrn Hafler, die er über die ethiſche Bedeutung der Arbeiterfrage 
und die Nothwendigfeit einer Fabrikgeſetzgebung ſprach. Ebenſo jehr freilich 
würde ich, wenn es zu einer Spectaldiscuffion fame, gegen Herrn Lohren zu 
polemifiren haben, reſp. gegen die ganz abſchüſſige Kritit mich wenden müſſen, 
die er dem preußifchen Entwurf eines Geſetzes über Frauen- und Kinderarbeit 
zu Theil werben ließ; denn die Behauptung, daß derſelbe ein jo jchlechtes 
Machwerk fei u. ſ. w., ift doch entſchieden eine fehr einfeitige Partetäußerung. 

Ich wende mich ferner zu den Aeußerungen des Herrn Dr. Oppenheim ; 
wenn derſelbe meinte, ih hätte um des lieben Friedens willen das Sünden— 
regifter der Freihandelsichule bei Seite laſſen können, jo ftellt er damit an ung 
Doch eine zu große Forderung. Ich konnte mir nicht verjagen, zu conftativen, 
daß in allen Punkten, die ich erwähnt, feit vier bis fünf Jahren dieſe Frei: 
handelspartei genöthigt war, das pofitive Gegentheil von dem zu thun, was 
fie vielleicht nicht al8 Partei, aber was ihre eigentlichen Führer, ihre conſe— 
quenteften Verfechter vorher gepredigt hatten, und wenn er fagte, er ftünbe mir 
in vielen Punkten jeher nahe — ich bedaure, daß er nicht mehr hier anweſend 
iſt — jo freue id mich darüber; es tft mir aber nichts Neues. Ich wußte 
das längſt und babe e8 oft gejagt: Oppenheim ftehe auf einem dem unfrigen 
ziemlich verwandten Standpunkt. Ich glaube, gerade deshalb hat er am meiften 
auf uns gehauen; denn man baut auf Die immer am meiften, die Einem am 
nächiten ftehen, mit denen man ſich aber doch nicht ganz verftändigen kann. 
(Heiterfeit.) 

Wir — von unferem Standpuntte — könnten Herrn Dr. Oppenheim 
fagen: Wenn er fi) ung jo nahe fühlte, jo Hätte er längft zu uns berüber- 
treten müfjen, er bat mit Prince- Smith nie ganz harmonirt; er iſt dazu viel 
zu ſehr Yurift und Rechtsphiloſoph, er paßte in die abftracte Freihandelsſchule 
niemald ganz hinein. 

Ih würde ferner Herm Dr. Oppenheim jehr gern-antworten in Bezug 
auf das, was er über die gewerblichen Schiedsgerichte ſagte. Ich glaube, hier 
ift nicht zu fchwer fo ziemlich Alles zu widerlegen, was er vorgebracdt bat. 
Ic glaube vor Allem, feine Berufung auf die conseils de prud’hommes tft 
nicht ftihhaltig; die Anficht, die ich vertrete, die Nidert und die Minorität der 
Neihstagscommilfion von 1874 vertheidigten, die gewerbliche Schiedsgerichte im 
Anſchluß an die Gemeinden fordert, kann viel eher auf dieſe franzöſiſche Ein: 
richtung fich berufen. Doc ift e8 nicht mehr Zeit, näher darauf einzugehen. 

Dann lafjen Sie mid mit einem Wort auf den Antrag meines verehrten 
Freundes Wagner kommen. Ich gebe ihm in Mandem Recht und habe das 
auch ſchon in anderen Verfammlungen unſeres Vereins bei ähnlichen Debatten 
ausgeſprochen. Ich glaube, e8 ift eine richtige Tendenz unferer Zeit, daß bie 
Gemeinde Mandes übernimmt, was fie früher Lieber Privaten oder Privatgelell- 
Ichaften überließ, wie Waſſerwerke, Gasanftalten u. dgl. Es ift auch eine be: 
rechtigte Tendenz, daß der Staat e8 heute mehr als früher übernimmt, gewiſſe 
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große, überall gleichmäßig gefühlte Bedürfniſſe zu befriedigen, ein Ne von Be— 
amten über den ganzen Staat voraußfegende Organifationen felbft in die Hand 
zu nehmen und dann nicht vom Standpunkt des höchſten möglichen augenblid- 
lichen Gewinnes, fondern von dem einer meitfichtigen, gemeinnügigen Volkswirth⸗ 
ihaftspolitit aus zu wirthichaften. Ich gebe auch zu, daß Hierdurch dein ſchäd— 
lichen, übermäßig großen Schwankungen der Conjunctur unter Umftänden, ſofern 
die rechten Beamten an der Spite ftehen, entgegengearbeitet werben fan. Ge— 
rade im Staatsbankweſen 3. B. zeigte fich bei und und anderwärtd dieſe modi— 
ficirende Richtung einer ftaatlihen Anftalt gegenüber den extremen Auffaffungen 
und Mebertreibungen der Privatipeculatiou; die Staatsbanken haben wejentlich 
auf einen gleihmäßigen Gang des Handels und der Induftrie hingewirkt, indem 
fie durch zeitige Einſchränkung des Credits die übertriebene Hauffefpeculation 
beichränften und in der jchlimmften Kriſis der Baiffe entgegemmirkten, einer 
Reihe guter Firmen über die Krifis hinweghalfen; es ift eine Thätigfeit, wie 
fie von Privatbanfen nie in gleihem Maße zu erwarten iſt. Ebenſo ift e8 
denkbar, daß der Staat im Eifenbahnbau und Eifenbahnbetrieb modificirend 
und ausgleichend wirft. Immer freilich hat er e8 nicht gethan. Aber ich möchte 
überhaupt diefe Frage nicht in unfere heutige Debatte hineinziehen. Wir ver— 
handeln über Reform der Gewerbe-Ordnung von 1869. Die in dem Wagners 
chen Antrag berührte Frage fest eine Verhandlung über die Unternehmungs- 
formen in der heutigen Bollswirthichaft voraus. Das ift ein anderes Gebiet ; 
wollten wir Davon reden, jo würde ich wenigſtens noch viele® Andere zu be= 
rühren haben, was mir ebenjo wichtig ift, als die Anerkennung des Gates, 
daß der Staat und die Gemeinde unter gewiſſen, freilich dann näher und prä= 
cifer zu bezeichnenden Vorausſetzungen jelbft wirthichaftliche Unternehmungen be— 
treiben ſolle. Wir würden 3. B. dann davon zu ſprechen haben, durch welche 
Mittel die Fleinen Unternehmungen zu begünftigen jeien, reſp. ob und in wie 
meit das möglich und wünſchenswerth fei. 

Ich würde ferner bei einer ſolchen Debatte betonen, daß es wichtig jet, 
bei der großen Unternehmungsform auf eine Art conftitutioneller Verfaſſung 
zwifchen Arbeitgeber und Arbeitern binzuarbeiten. Kurz, wenn wir die Frage 
der Unternehmungsformen hineinziehen wollten, jo käme Manches, was min- 
deſtens eben jo wichtig ift, Dazu. Anferdem müßte ein derartiger Antrag, wenn 
ih ihn unterftügen follte, genauer die Grenzen angeben, bi® zu welchen er gehen 
will, und felbft wenn er allfeitig gut geheißen würde, fo möchte ich für meine 
Perſon hinzufügen, daß die Hoffnung auf eine fehr viel erweiterte Staats: 
thätigkeit nach dieſer Richtung bei mir nicht für die mächfte Zeit, fondern für 
eine ziemlich ferne Zukunft vorhanden ift, und fo bin ich nicht in der Lage, für 
den Antrag, fo wie er vorliegt, zu ſtimmen, obgleich er einem Gedanken ganz 
entfpricht, dem ich die allgemeine Berechtigung in feiner Weife abiprechen Tann. 

Nun, meine Herren, bin ih zum Schluß gelangt. Ich bitte Sie, zunächft 
über meine Refolution I. abzuftimmen; ich gebe zu, daß fie fehr allgemein if, 
aber ich Teugne, daß das ein fo großes Unglüd fei. Indem’ man beſchloſſen 
bat, über die Gewerbe-Orbnung im allgemeinen heute zu bebattiren, mußte 
man gefaßt fein, daß an einem einzigen Tage nicht ausgearbeitete Gefegentwürfe 
über Lehrlingsweſen und Yabrifarbeiterredyt, über Gewerfvereine und alle Diele 
Dinge hier zum Austrag kommen können. Ueberdies gehöre ich zu den Ketern, 
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die eigentlich auf das Reſultat der Abftimmung in folhen Berfammlungen ein 
recht beſcheidenes Gewicht legen und die glauben, daß der Werth dieſer Ver— 
fammlungen nicht darin beftehe, daß wir zulegt über eine kurze Theſe abftimmen, 
fondern darin, daß wir überhaupt zufammentommen und ung ausjprecyen, darin, 
daß wir bier an einer Stelle gefprochen haben, die weit hinausſchallt über das 
ganze deutſche Reich, und darin, daß wir mit guten Gründen eine ehrliche Sache, 
eine wichtige Reform vertbeidigt haben. (Bravo!) 


(Ber der Abftimmung wird der Antrag des Herrn Dr. Hirid ad I. 
und III. abgelehnt, deögleihen der Antrag -ded Herrn Profeffor Wagner; 
dagegen wird der Antrag des Herrn Profeffor Dr. Shmoller ad I. 1. an— 
genommen. Der Antrag des Herm Baare, in eine Specialbiscuffion ein: 
zugehen, wird abgelehnt. Deögleichen der Antrag ſdes Herrn Rotſchild, 
ihm 10 Minuten Zeit zur Berlefung feiner Brochüre zu geftatten, um dadurch 
den Compromiß zwifhen Schußzoll und Freihandel zu bewirken.) 


Der angenommene Antrag des Herrn Profeffor Dr. Schmoller lautet: 


„Die derzeitige nothwendige Reform der Gewerbe-Ordnung kann weder 
in einer Wiederbelebung des Zunftrechted, noch in einer allgemeinen ftaat= 
lichen Organifation der Imbuftrie oder der gewerblichen Verbände be- 
ftehen, fondern fie hat zu verfuchen, diejenigen Punkte unfere8 gewerblichen 
Lebens, die bedeutende Mifftände und empfindliche Lücken zeigen und durch 
die bloße Sitte und das private Vereinsleben nicht zu befjern und aus— 
zufüllen find, einer neuen der modernen Technik und den politiichen und 
fittlichen Ideen unferer Zeit entjprechenden, in ihrem Geiſte einheitlichen 
rechtlichen Ordnung zu unterwerfen.‘ 


Borfigender Profefior Dr. Naffe: Damit haben wir die heutige Tages— 
ordnung erledigt. Ich theile noch mit, daß die Berlagsbuhhandlung von 
Dunder und Humblot in Leipzig fih auf unſern Wunſch Hin bereit erflärt 
bat, dem neueingetretenen Mitgliedern die bisherigen Schriften des Bereind zu 
Zweibrittheil des Ladenpreifes abzulaffen, fofern ſolche Beftellungen direct an fie 
gelangen jollten. 


Herr Baare hat das Wort. 


Herr Baare (Bodum): Meine geehrten Herren! Ich glaube in Ihrer 
Aller Sinn zu ſprechen, wenn ic behaupte, daß wir unjerem geehrten Herrn 
Präfidenten großen Dank ſchuldig find für die Ausdauer und Objectivität, mit 
der er unfere Verhandlungen geleitet bat. Ich für meinen Theil finde mid) 
veranlaßt, diefen Dank auszufprechen, weil ich zu den Perſonen gehöre, die fonft 
in Ihren Kreifen nicht gefehen werben. Ich verbinde damit die Bitte, daß es 
und geftattet werben ınöge, auch fpäter an Ihren Berhandlungen Theil zu 
nehmen und zwar als Mitglieder. Ich bitte Sie, mit mir auf unfern Herrn 
Präfiventen ein Hoch auszubringen. 

(Die Verfammlung ftimmt dreimal in das Hoc ein.) 
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Borfigender Profeffior Dr. Naſſe: Meine Herren! Ich danke Ihnen 
für die Freundlichkeit, obgleich ich weiß, wie wenig ich zu dem günftigen Re— 
fultate der Verſammlung beigetragen habe. Wir können mit großer Befrie— 
digung darauf zurüdbliden, daß hervorragende Vertreter von durchaus verjchie= 
denen wirthfchaftlichen Richtungen, die ſich im Leben jcharf entgegen ftehen, in 
der Preffe ſich lebhaft bekämpfen, bier mehrere Tage in freundlicher Weife 
ſchwierige Fragen discutirt haben. ch hoffe, daß das im gleicher Weile noch 
häufig der Fall fein wird. 


Ich ſchließe die Sitzung. 
(Schluß der Sigung 5 Uhr 30 Minuten.) 
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